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Eotaob. des Oesterr. Obersten Oerichtsbofes vom 1. Februar 1899. 1 



Entscheidungen. 



Nr. 1. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerlelitsiiofes. 
Vom 1. Februar 1899. 

CBSU, BlNBb.BMtaeb. 188S. R.iS. Kr. 14.) 

Dar Nsbennrwerb, mtoher Wir die Frti ein«« kei eine« ElMiMHiiafall« BMohidlgtM 
■It d«r Sttllyni des letzteren verbunden ist, ist niciit als Einkommee dee BeeehUlftee 

anzusehen und demselben nicht zu vergüten. 

Die Geklagte wendet ein, dass in die dem Kläger zugesprochene 
jährliche Rente von fl. 755.45 auch ein Betrag von fl. 150.45 als ein 
mit der Stellung des Klägers verbundener Nebenverdienst einbezogen 
wurde, an welchem jedoch, wie durch Zeugeu oacbgewieseu ist, die 
Frau des Klägers betheiligt war. 

Der mit der Anstellung des Klägers verbundene Nebenerwerb der 
Frau deflselben bildet jedodi keia Binkommeii des Ersteren, der dies- 
fftIHge Verdienstentgang ist daher nicht zu entschädigen, da es der Frau 
des Klägers unbenommen ist, sich einen anderen Nebenerwerb zn snchen. 

Wenn dies im vorliegenden Falle deshalb nicht mOglich ist, da die 
Pflege des Klftgers ihre Tolle Thfttigkeit in Anspruch nimmt, so darf 
nicht vergessen werden, dass dem Kläger aus dem Titel «Wartung und 
Pflege" vom Tage seiner Verunglöckang fftr die ganze Dauer der liie- 
darch hervorgerufenen Krankheit eine besondere monatliche Vergütung 
seitens des Gerichtes erster Instanz zuerkannt worden ist. 

Hätte die geklagte Bahuverwaltung nicht nur eine Entlohnung der 
Frau des Klägers, insoweit selbe an der Wart un<; und Pflege desselben 
betheiligt ist, sondern auch noch eine Entschädigung fiir den Entgang 
jenes Verdienstes zu leisten, welchen dieselbe deshalb nicht mehr be- 
zieht, weil auf denselben nur die Frau des jeweiligen städtischen Amts- 
dieuers Anspruch hat, so wurde dem Kläger mehr zukommen, als ihm 
nach § 132& a. b. G.-B. gebOhrt Von diesem Standpunkte ans kann 
der Nebenerwerb beider Qatten nur mit jenem Betrage in Anschlag 
gebracht werden, welcher auf den Kläger selbst entfällt, somit, da ein 
anderer zureichender Massstab für die Theilung fehlt, nach § 839 a. b. 
O.-B. zur Hälfte. 

Bger, BiwabaliiireehtlMie UntscbeMucva ZVIIL 1 
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EntBch. dei Oesterr. Obersten Gerichtshofes vom 3. Februar 1899. 



Nr. S. BntBeh. des Omterr. Oberaten GerliAtBlioflBs. 

Vom 3. Februar 1899. 

Holl, Kisenb. EnUcli 189;). S 51. Nr. l5.^ 

Dar Ersatz des anlässlich einer Ereignang im Eisenbahnverkehre einer Person zuge- 
fOglM Schadeit uüfaaat aaoh dia daailt \m ZasanaienhaBge atehande Beacbädigung 

vn Siebet. 

Aber abgesehen hieron, hat Zeuge K. zugegeben, dass er erst zwei 
bis drei Minuten vor Eintreffen des Zuges diesen Schranken geschlossen 
habe, also schon an und fftr sich, insbesondere aber mit BBcksicht auf 

die ihm bekannte Manipulation des Abiadens mehrerer Schotterwagen 
an der Unfallstelle otFenbar zu spät (§ 41 der Verordnung vom 16. No- 
vember 1851, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852). Andererseits ist aber auch der 
Auffassung der ersten Instanz wenigstens insoweit beizupflichten, dass 
der Kläger selbst an dem Unfälle insoferne auch ein Mitverschulden 
trägt, weil es seine Sache war, nicht so nahe an das Geleise lieranzu- 
fahren, oder aber, wenn ihm kein entsprechender Kaum neben dem- 
selben zu Gebote stand, die vorherige Beseitigung des au dem Platze 
bereits beäudlicheu Schotters zu veranlasseu und solcherart die Zufuhr 
zum Abladeplatz ftrei zu machen, und er ilberdies dnrch Aufstellung 
seiner Wagen hart am Bahngeleise eine Handlung begaugeu hat, welche 
Ton vorhinein als eine Unvorsichtigkeit und grobe Fahrlissigkeit be- 
zeichnet werden muss. 

Da also beiden Theilen an dem Unfälle ein Verschulden beizumessen 
ist und ein anderer Schlttssel fOr die Schadensberechnnng nicht vorliegt, 
war der eingetretene Schaden nach § 1304 a. b. 6.-B. gleiclimässig 
zu theilen, und konute dem Kläger somit nur die Hälfte der als an- 
gemessen erkannten und zum Theil erwiesenen Ki'sätze zugesprochen 
werden. 

Der Schaden umfasst aber nicht nur die Folgen der körperlichen 
Verletzung (§ 1325 a. b. G.-B.), sondern auch die damit connex eiu- 
getietene Sachbeschädigung. (,§§ 1293 bis 1295 a, b. G.-ß.j 

Nr. 3. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 18. April 1899'). 

' Kiitxcli .1 lUOchsfcMT i. rivlls, Bd. 44. Nr. 68, «. 282.) 

Den Eigentbiimern der an einer öfTentlioben atädtiaoban Straaae belaganan Häuser steht 
dl ENfaebidigungsanspraeh itt, wsm «• VarMa*Mf Ihrer Nlater mH der Mraaie 
durch eine mit diaaar vorgMoamae Veriadarmi danarsi arhelilloli eraobwert wird. 
Daeh aiad in solchem Falle die Vortheile in Anrechnung zu bringen, weicht das Hast- 
eigeatbüniern au« der Veranderuai der Straaae arwachaan. 



>) 8. Entsch. dea Beichsger. v. 18. April 1899 Bd. XVI S. 141 dieser Zeitschrift. 
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Kutsch, des DcuUst lKii lü i« hsgeiicJjts vom 18. April l.S'JÜ, 

Der erkennende Senat glaubt nach ementer Piüfung diese Frage 
ebenso ffir das Gebiet des preassischen Rechtes bejahen za m&ssen, wie 
dies der II. Givilsenat bereits früher fttr das dos französischen Hechtes 

gethan hat (vgl. Urteile vom 13. Febraar 1883, Rep. II 462/82, nnd Tom 
28. Juni 1892, Bep. II 128/92). 

Die Bestimmun«2: der einzelnen Stras.se, den anliegenden Häusern 
als Mittel der Verbindung? mit dfi' .Aussen weit, insbesondere mit den 
anderen Strassen und Teilen der Stadt, zu dienen, bethätigt .sich nach 
zwei Seiten liiu, näudicli einerseits in der Hezieiiung zu den Häusern, 
andererseits in der Beziehung zu den Strassen, mit denen sie sich be- 
rührt, und zu denen und von denen sie daher den Bewohnern der au 
ihr errichteten Häuser den Zugang eröttuet und den Verkehr vermittelt. 
Die Strasse erflUlt ihren Zweck nar dann vollkommen, wenn sich der 
Verkehr anf ihr nach beiden Sichtungen hin völlig frei, ungehindert 
nnd ungestört yoUzieht. Bringt die Aenderung, die an ihr ausgefUirt 
ist, auf der einen Seite zwar einen besseren Zusammenhang mit den 
anderen Strassen oder Wiederherstellung eines bisher yorhandenen, 
aber unterbrochenen Zusammenhanges, schafft sie aber auf der anderen 
Seite einen solchen dauernden Zustand, dass dadurch ihre Verbindung 
mit einzelnen der an ihr gelegenen H&user geradezu ausgeschlossen wird, 
so erfüllt sie ihren Zweck diesen Häusern gegenüber nicht mehr, 
und das eben begründet in solchem Falle das Recht der üauseigentllmer 
auf Entschädi£?-ung. 

Es lässl sieh nun zwi.schen diesem Falle und dem anderen, in dem 
die Verbindung zwi.schen Strasse und Haus zwar niclit aufgehoben, 
aber doch dauernd wesentlich erschwert wird, eine rechtliche Grenze 
nicht ziehen. Aach insoweit entspricht und genügt die Stiasse dem 
betreffenden Hanse gegenüber nicht mehr, oder doch jedenfalls nidit 
mehr in dem ei-forderlichen Masse, ihrer Zweckbestimmung, die als 
selbstTerstftndlich einen normalen Verkehrszustand zwischen der Strasse 
und den einzelnen Häusern voraussetzt nnd in sich begreift Da es 
sich hier um dieses durch das Wesen der Strasse gegebene spedelle 
Verhiltais derselben zu den einzelnen Häusern handelt, so kann die 
Erwägung, dass die Strasse als Ganzes und im allgemeinen durch die 
fragliche Aenderung ihrem Zwecke gemäss gestaltet wird, zu einer 
anderen Beurteilung nicht fiihren. 

Der Inhalt des in <len Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 37 S. 252 flg. 
veröfl'entlichten Urteiles de.s erkennenden Senates vom 28. März 1896 
muss hiernach insoweit eine gewisse Einschränkung erfahren. 

Der im Vorstehenden anerkannte (Grundsatz bedingt nun aber nicht 
die Bestätigung der Berulungsentscheidung; denn es niuss ihm dor andere 

1* 
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4 Entsch. des Bezirksgerichts für Handelssachen in Wien v. 24. April liJOü. 



Gnindsatz zur Seite gestellt werden, dass die dnrcb solebe Aendeningen 

an der Strasse für den betreifenden Hausbesitzer herbeigefttbrten Vor- 
teile mit den ihm dadurch erwacheenen Nachteilen zur entsprechenden 
Ausgleichung zu bringen sind*). 

Es handelt sich hier nm einheitliche Vorgänge und Maj^snahmen, 
und es entspi i« lit weder den allgemeinen Forderungen des Rechtes und 
der Innigkeit, noch auch im besonderen der rechtlichen Natur des oben 
eiöi tei teil, zw isi licn dem einzelnen Hausbesitzer und der Gemeinde be- 
stehenden Verhältnisses, anzunehmen, dass jener berechti<rt sein sollte, 
aus diesem einheitlichen Ganzen diejenigen Wirkungen, die ihm schaden- 
bringend gewesen sind, gesondert auszulösen und auf sie eine Schadens- 
ersatzfordernng zn grttndeui die Vorteile dagegen, die einer and der- 
selbe Vorgang fOr ihn zugleich mit im Gefolge gehabt hat, in seinem 
Verhältnisse zur Gemeinde nicht zn berQcksichtigen. 

Gegen diese Erwägung läast sich nicht der f&r das Enteignnngs- 
recht geltende Grundsatz verwerten, dass mit den Nachteilen, die dem 
Enteigneten ans der Entziehung seines Eigentumes erwachsen, nicht die 
Vorteile aufgerechnet werden dttrfen, die für das ihm verbleibende 
Eigentum ans dem Unternehmen entspringen, für dessen Zwecke die 
Enteignung erfolgt; denn die Grundsätze bezüglich der Entschädigung 
fi'ir die Entziehung von Grundeigentum ruhen auf einem anderen Rechts- 
boden, als wie er liit-r vorliegt, und werden von anderen rechtlichen 
Gesichtspunkten beherrscht, als wie sie hier Platz greifen künueu. 

Nr. i. Entsch. des Itezirksgerichts für ilaiidelssaehen iu Wien. 

Vom 24. April 1900. 

(Ocstm. Elmnb.-?«roida-BL XIV (IMt). Nr. 6«. 8. 1M8.) 
R§rtetl«l6illi|M|m aBssen zur Erwerbung des Anspruches auf LiqsidlnM| sMlt biM 

materiell, sondern auch formell erfüllt sein. 
Anoh bei oachträglicher Aenderung der Refactiebedingungen ist für die Erwerbung des 
Antprucbet dia Erfüllung Jei<r Bedingungen massgebend, welehe nr 2Mt dir MrtffiMideM 

Sendiag In Kraft ataadea. 

Der Ansiebt der Klägerin, dass es bei der in Frage kommenden 

Begünstigung lediglich auf den Zweck, nämlich, dass die Sendungen zur 

Vermahlung bezogen werden, ankomme, und dass die Bedingung Punkt 1 

nicht als eine solche aufzufassen sei, bei deren Nichteinhaltung: die 

Begiinsti<j:uii<;- nicht gewährt werden könne, konnte sich das Gericht nicht 

anscbliesseu. Es heisst uämlick in der betrefleudeu Fublicatiou aus- 

*) Dia inuttQaiadia Praxis steht auf damaelban Boden; vgl. Entacheidoog des 

Cniisril iVetat vom Jalire 1885 bei Sircy, Recueil 1887, 3, H; ebenso tlic Entscheidungen 
lit t .^11« V i sss, .38; 1892| 3, iO. Vgl. auch Art. 18 des badischeu ürtsstrassengeiietces 
vum 20. it'bruiir IBGÖ. 



Digitized by 



Entscb. des Deatscbeo Beicbagerichto vom ö. Juli 1900. 
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drücklieli: „Diese Begünstigung findet unter folgenden Bedingungen 
Anweudung" : worauf hinter dem Doppelpunkte die Bedingung P. 1 folgt. 
Daraus geht klar hervor, dass die Einhaltung dieser Bedingung eiuo 
weseRtUche ist nnd die betreffende Begftnstigang nur bei dem Zutreffen 
dieser Bedingung gewährt werden kann. Ehie nachträgliche Beisetzung 
der Bestätigung auf dem Aviso« und Be;sngsscheine erscheint aber un- 
zulässig, nachdem die Aviso- nnd Bezugsscheine als Bestätigungen des 
Empfanges noch vor dem Bezüge der Sendung der Bahn tibergeben werden 
miissen und von derselben als Quittung des Empfanges aufbewahrt 
werden. Es kann der Bahn auch nicht zugemuthot werden, solche Be- 
stätigungen wieder herauszugeben, weshalb in der betreffenden Publication 
des Verordnunsrs-Blattes an eine nachträgliche Bestätigung auf dem 
Aviso- unil Bezugsscheine nicht gedacht sein konnte. Dies er^nltt .sich 
auch daraus, dass die (^est;iti;L,nnig lautet, das bez(»gene Getreide Averde 
durch das Mühlenctablissement vermählen werden. Zur Zeit, als die 
Bückerstattung begehrt wurde, bezw. als die Ausfolgung der Avisi und 
Bezugsscheine zum Zwecke der nachträglichen Beisetzung der Bestätigung 
verlangt wurde, waren auch die Mfihlenetablisaementa nicht in der Lage, 
zu bestätigen, dass die Sendungen werden vermählen werden, weil sie 
zu dieser Zeit auch bereits vermählen waren. Der Zweck der angefOhrten 
Bedingung sub 1 ist daselbst zum Ausdrucke dadurch gebracht, dass 
der Bestimmungsstation das Recht eingeräumt wird, zu controliren, ob 
die Sendung in dem betreffenden Mahlenetablissement wirklich zur Ver- 
mahlung gelangt ist. Wenn nun erst nachträglich, nachdem die Ver- 
malilung bereits erfolgt ist, eine solche Bestätiprnng ertheilt wird, so 
wird die Möglichkeit einer solchen Controle vereitelt oder doch erschwert. 
Es ändert auch der Umstand nichts an dieser Sachlage, dass in früheren 
Fällen ohne Beol)aclitnnt; der im Verordnung.s-Blatti' ht-i der betreöenden 
Publication vorgeschriebenen Bedingung die Begünstiiiinig gewährt wurde. 
Dadurch, dass die Bahn in den früheren Fällen nicht vorschriftsmiissig 
vorgegangen ist, kann den Parteien ein Recht nicht erwachsen, und 
zwar umsoweniger bei Gewährung von Turifnachlässen , da nach § 11 
der Verordnung des Handelsministeriums vom 20. November 1895, B.-G.-B1. 
Nr. 167, ein Abgehen von den publicirten Bedingungen untersagt ist. 



Nr. 6. Eiitseli. des Deutschen Roiehsi>:orieht43. 

1. Civil-Senat. Vom 5. Juli 1900. 

(JttT. WocUenscür. XXIX i901. Nr. 78y79. S. «08. Ziff. 7.) 

Slrr.-flM.>B«el 230. It>6ew.-0iil. 1 120 a. Die Anfenleriso aa dra Uateniehner, 
WMn SobalinMsreffela mnäillob sIihI, den Betrieb laaz zu ■■terluMi, Ist Oreb 
§ 120 IL-6ew.>0rdB. lieht fcagrOiid«! uid zu weit lebend. 
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Die Gewerbeordnung schreibt in § 120 a Abs. 1 nur vor, dass der 
Gewerbcunternelimer verplliclitet ist, den Betrieb so zu regeln, dass die 
Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit gescliützt sind, 
wie es die Natur des Betriebes gestattet. Diese für die straf- 
rechtlichen Folgen eines die nothwendigen Scbutzvorrichtangen nicht 
beacbtenden TJnternelimers zwar nicht entscheidenden « aber jedenfalls 
doch zn berftcksichtigenden Anordnangen verlangen daher keineswegs 
völlige Einstellung eines BetriebsnntemehmenSf wenn Schntzmassregeln 
ganz besonderer Art nicht möglich sind, sondern nnr solche Massnahmen, 
die der Betrieb nach seiner Eigenart gestattet. Und auch das Urtheil 
iu seiner Begründung hat nur festgestellt, dass die Angeklagten die Ver- 
pflichtui^ abemoromen hatten, die Arbeiten so aaszufhlnen, dass die 
Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit nach Möglichkeit 
geschützt waren und der Kanal so hergestellt wurde, dass ein Rinsttn-z 
desselben, von unabwendbaren Zufällen abgesehen, nicht erfolgen konnte. 
Es leuchtet auch ein, dass gewisse wirthschaftliche oder t(?chnische Auf- 
gaben häufig iiberliaupt nicht gelöst werden könnten, wenn dieselben 
abhängig gemacht würden von Massregeln, die Leben oder Gesundheit 
der dabei beschäftigten Arbeiter unbedingt und unter allen Umständen 
sicher stellten. Za weit geht daher die Anforderung des Gerichts an 
die Angeklagten, dass sie, wenn Sehntzmassregeln an der Unfallstelle 
ohne ihr VerschDlden sich nicht herstellen Hessen, die ihnen übertragene, 
f&r die Anlage einer Nntzwasserleitong nothwendige Herrichtung des 
Kanals ganz unterlassen mussten. Haben die Angeklagten, wovon das 
Urtheil ausgeht, ihrerseits im Uebrigen Alles an Sichemngsmassregeln 
getban, was sie nach der eigenen Auffassung des Urtheils thun konnten, 
unterliessen sie die Abspriessung der Eanalwände lediglich an der Unfall- 
stelle nur aus den im Urtheile angeführten, für berechtigt erachteten 
Gründen, und die stärkere Abbüschuiicr oder Abmanerung der Kanal- 
wände ledigli( Ii, weil damit die Einstelhum ib s Fiiln verkehrs verbunden 
gewesen wäre, dadurch al)er die Angeklatrteii weiter das ihnen ausdrücklich 
auferlegte polizeiliche Verbot, den Fuhrverkehr zu sperren, verletzt haben 
würden, so fehlt es, da das Gericht die Verwendung noch anderer Schutz- 
massregeln trotz Vernehmung zahlreicher Sachverständiger nicht zu be- 
nennen vermochte, ein Anhalt für solche auch sonst nicht vorliegt, an 
einer schuldhaften YernachlAssigung der den Angeklagten znr Last zu 
legenden Verpflichtung. 



Digitized by Güügl 



Eütsch. des Obt^rluiulesgcricbts in Lemberg vom 1. .September 19U0. 7 



Nr. 6. EBtseh. des Olierlandesgeriehts In Lemlierg. 
Vou 1. SepUnber 1900. 

f Allp. Tar.-Anz. XX (1901). Nr. 20. S S.w. 
Wenn durch die bahnämtliche Abwäge bei der Annahme zur Beförderung und bei Ab- 
ileferuno eine Gewiohtsdiiferenz constatirt wird, haftet die Bahn für diese Differenz, 
MTwao «te nloM UmUbiie ktwtM, die Ihrt HtftoBi nutMittMi. DIf SHeknhl, 
il0 im Miaiptatei 6iwlfllilMli|«i| amnaeht, bat die Partei Baebaaweleen. 

Die Beschädigung des nach Drohobycz mit Pelzwaaren anter der 
Adresse des Klägers aDgekommenen Fasses ist nicht nur durch die Aus- 
sage des D. H., sondern auch durch das Thatbestandsprotokoll vom 
20. Juli 1900 hinläogUcb festgestellt, und wenn nun ferner die unter 
Eid geleisteten Aussagen des Klägers ß. H. und des Zeugen M. W. und 
schliesslif.'h die (Tewiclitsdifterenz des Fasses, das laut Frachtbrief bei 
der Aufgabe 177 Kg., hiniregeii bei der Uebeinalinie laut Tliatl)estands- 
protokoll vom 20. Juli 1900 nur 122 Kg. gewogen hat, berücksichtigt 
werden, so ist ausser jedem Zweifel nachgewiesen, dass von dem zum 
Transporte iibergebeneri Fasse \\'aaien im Gewichte von 55 Kg. fehlen. 
Dass nun diese VVaare Pelzwaaren gewesen sind, folgt aus den Aussagen 
der Zeugen ß. H., D. H. nnd H. W. Fftr diesen Abgang ist non die 
. Bahn nach § 75 Betr.-Begl. haftbar. 

Die Schadenshöhe ist durch die beeidete Aussage des Klägers und 
die Facturen nachgewiesen und auf den Minimalpreis, den Selbstkosten- 
preis, beschränlLt Und da die beklagte Bahn nicht einmal ausdrücklich 
behauptet, dass der Werth der fehlenden WaarenstQcke in Jagielnica 
kleiner w&re, so war das erstinstanzliche Urtheil als rechtlich begrflndet 
in seinem vollen Inhalte zu bestätigen. 

Nr. 7. Eiitsch. des Oberlandesgorlchts Karlsruhe. 

1. Civil-Senat. Vom 20. September 1900. 

(Ziitscbr 1 dout.'^cb. bür«. JtccLt u franz Civllr. BU. 3i. Heft 3/4. S. 143.) 

Die Berafang darauf, dass die Bahnordnung für die Nebenbahnea and die Vorschriften 
der etaatlMen AafeloMabehSrde befolgt eelea, gealgt nleht zaai AaeeoMaeee der 

Haftaai. 

Dem Landgerichte ist dahin beizupflichten, dass ein Verschulden 
des Personals der Bekl., auf welches der Unfall zurückgeführt werden 
könnte, nicht dargethan ist. Beim Mangel der \'<)raussetzungen der 
§§1,3 des Haftpllichtgesetzes vom T.Juni 1871 erübrigt mithin als 
Klagfundaraent nur ein etwaiges Verschulden der Bekl. selbst. Das 
Landgericht hat nun festgestellt, dass der in Frage strheiule Bahn- 
übergang zur Zeit des Unfalls durch eine Zugschranke oder eine andere 
derartige Sicherheitsvorrichtung nicht gesperrt, eine solche vielmehr über- 
haupt nicht vorhanden und derUebergang auch nicht bewacht war. Es kon- - 
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statirt ferner, dass von der Landstrasse Bruchsal-Ubstadt ans die 

B Gelände- und Strassehübersicht" je näher dem TJebergang um so 
schwieriger werde und kennzeichnet im Hinblick auf die durch riehter- 
lichen Augenschein ernirten örtlichen Verhältnisse den Kreuzungspnnkt 
als gefährlich. Ein Verschulden der Bekl. durch Unterlassung be- 
sonderer Sicherheitsmassregeln erachtet es jedoch niclit für gegeben, 
da nach der Bahnordnung fiir die Nebenbahnen Deutschlands die 
staatliche Aufsichtsbehörde bestimme, ob und au welcheu 
Stellen Wege durch Schutzwehren oder durch andere Sicherheitsvorrich- 
tungeu zu sichern seien, eine solche Bestimmung für den fraglichen 
Wegflbergang unbestritten nicht erfolgte und im Hinblick auf die 
sonstigen Vorschriften der Bahnordnung eine solche Vorrichtung ent- 
behrlich erschiene, endlich die Bahnordnnng eine Bewachung Ton 
Strassenfibergftngen nur bei einer Znggeschwindigkeit von mehr als 
15 Kilometern in der Stunde fordere, eine solche Geschwindigkeit aber 
vorliegend nicht in Frage stehe. 

Diese Ausführnngen können aber nicht als stichhaltig angesehen 
werden; denn sie beruhen offensichtlich auf rechtsirrthümlicber Grand- 
lage. Die Frage der Schadensersatzpflichtigkeit der Beklafrten ist rein 
civilrechtlicher Natur und nicht auf (irund der Balinordnung für die 
Nebenbahnen Deutschlands zu beantworten. liiegen die civilrei-htlielien 
Voraussetzungen der Haftbarkeit für eine durcli ihren Bahnbetrieb ver- 
ursachte Schädigung vor, so kann darauf überall uiclits ankommen, ob 
den Vorschriften der fraglichen Bahnordnnng genügt wurde und ob die 
staatliche Aufsichtsbehörde von der Befugniss, darin vorgesehene be- 
stimmte Anordnungen zu treffen, Gebranch gemacht oder nicht gemacht 
hat. Es kann sich deshalb vorliegend nur dämm handeln, ob die Bekl. 
bezfkglich des firaglichen Strassenüherganges nach Lage der Um- 
stände von besonderen Sicherheitsvorrichtnngen oder Sicherheitsmass- 
regeln Umgang zu nehmen berechtigt war, oder ob sie dadurch, dass 
dies geschah, die ihr obliegende Sorgfalt und Achtsamkeit verletzte 
und ob dies scbuldhafte Verhalten für den Unfall kausal war. Sowohl 
das Verschuldeu der Bekl., als dessen Kausalität för den in Frage 
stehenden Schaden war aber nicht zu bezweifeln. 



Nr. 8. Entseh. des Deutschen Eeichsgerlehts. 
7. Civil-Senat. Vom 28. September 1900. 

Preuss. EnteifL-fiM. v. II. Juni 1874. §9 38, 37. We Hinterlegung befreit von der 
Zinspflicht nur, wenn die Entschädigungssumme gemäss § 36 endgültig festgestellt 
i«t, niclit aber, wenn die endgültige Feststellung erst noch im Rechtswege er- 

fefgon «eil. 
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Das Enteignangsgesetz enthftlt bezüglich der Verzinsang der Entr 
sdiadigiuigssnmme nar in § 86 Abs. 2 die Vorschrift, dass dieselbe vom 
Unternehmer mit 5 Prozent vom Tage der Enteignung yerzinst wird, 
soweit sie zu dieser Zeit nicht bezahlt oder in Gemässheit des § 37 
hinterlegt ist. Da nacli § 37 Abs. 3 über die Rechtmässigkeit der 
Hinterlegung ein gericlitliches Verfahren nicht stattfindet, su folgt 
daraus, dass die Veipflichtinig zur Verzinsung der hinterlegten Summe 
mit dem Tage der Enteignung aufhört, und dn«;s Uber diese Frage 
ein Rechtsstreit nicht zulässig ist. Dagegen lässt sii h aus diesen Be- 
stimmungen nicht nnmittelbar folgern, dass schnn die Hinterlegung 
allein von der weiteren Zinspflicht befreie; diese Wirkung der Hinter- 
legung ist vielmehr darauf zurückzuführen, dass der Schuldner durch 
sie von seiner Schuld befreit wird. Nun hat allerdings, wie vom R.-G. 
schon hänfig ausgesprochen ist, im Enteignungsrerfahren die Hinter- 
l^ng der Entschädigungssumme befreiende Wirkung ; es kann aber 
nicht zweifelhaft sein, dass dies nar für die durch Vereinbarung, Frist- 
ablanf odei' rechtskräftiges ürtheil endgiltig festgestellte Entsch84i- 
gungs- oder Kautionssumme gilt (§ 82 des Enteignungsgesetzes). Ob 
nicht auch in dringlichen Fällen (§ 34) fttr die provisorisch festgesetzte 
Entschädigung, ist hier nicht zu untersuchen , da ein dringlicher Fall 
nicht in Frage steht. Dagegen ist der § 37 Abs. 3 nicht anwendbar 
auf die Hinterlegung einer Summe, deren endgiltige Feststellung erst noch 
im Rechtswege erfolgen soll. Ob diese Hinterlegung befreiend wirkt 
und somit die bestehende Ziuspflicht endigt, ist von den Gerichten zu 
entscheiden. Bei der Entscheidung ist von folgenden Gesichtspunkten 
auszugehen: Die Befugniss zur Hinterlegung einer Schuld setzt voraus, 
dass der Schuldner zur Erfüllung befugt, der Gläubiger zur Annahme 
verpflichtet ist. Dies trifft fflr die endgiltig festgesetzte Ent- 
schädigungssumme im Enteigtuingsverfahren zu, nicht aber für die vor- 
läufig im Yerwaltungsverfahren ermittelte. Gleichwie der üntemebmer 
die Zahlung der letzteren verweigern kann, wenn er sie als zu hoch 
erachtet, so kann aus dem umgekehrten Grunde der Expropriat die 
Annahme der Zahlung ablehnen. Jedenfalls kann ihm die Ablehnung 
dann nicht zum Schaden gereichen, wenn iinn durch gerichtliche Ent- 
scheidung in der That eine liiihere Entschädigung zugesprochen wird, 
da nach § 57 des A. L.-R. Tbl. 1 Tit. 16 der Gh'iul)i-^er zur Annahme 
einer Theilzahlnng nicht verpflichtet ist. So liegt die Sache im vor- 
liegenden Streitfalhv Dein Rkl. ist durch das insoweit nicht an- 
gefuchtene B.-U. eine l^uisi hitiligunir von 327 287 3Iark zugnsprochen, 
die (Kl. und) Rbkl. konnte sich demnach nicht durch das .Viieibieten 
von 229 1U4 Mark ü7 Tf., einer Theilzahlung, von ihrer Schuld be- 
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froien. Trifft dies za, dann konnte ancb gemAss § 232 des A. L.-K. 
Thl. I Tit. 16. die Hinterlegung die Stelle derZalilong nieht vertreten; 
sie entbehrt dem Bkl. gegcnßber jeder Wirksamkeit. Daraus folgt 

weiter, dass die, nach dem insoweit iiiclit angefochtenen B.-U. fwt- 
atehende Verpfiiclitung der Stadt Berlin, die ganze Entschädigungssumme 
vom 9. Mai 1891 an zu verzinsen, durch die Hinterlegung eines Theiles 
derselben nicht unterbrochen wurde, dass vielmehr auch die hinterlegten 
229194 Mark 67 Pf. vom 2. Mai 189:} ab noch weiter mit n Prozent, 
und vom 1. Januar 190) an mit 4 Prozent, zu verziii.seii .siml, bis zu 
dem Zeitpunkte, der die Zinspflicht wirklich zu beendigen geeignet ist, 
das ist die Hinterlegung oder Zahlung der ganzen endgiltigen Ent- 
schädigungssumme. Diesen Zeitpunkt bat das B. G. noch festzustellen. 



Nr. 0. Kntsch. des IhMitscluMi Keichsjjerichts. 

4. Civil-Senat. Vom 8. Oktober 1900. 
(Jw. WodMOMbr. XXIX (1W0> Mr. W9t. Ziff. tt. a TM.) 

PraiM. Verenln. v. 24. Jat. 1844, Mr. Festsatani md Ersati voa KuMidefditti. 
Einrede der UiialiMlgkeit des Rechtsweges. 

Das B. G. hat, was ihm nach § 539 der C.P.O. freistand, selbst 
Uber die Einrede der Unzulässigkeit des Kechtsweges erkannt, und ist 
dabei zu dem Ergebniss gelangt, dass die Einrede begrfindet .sei. E.s 
führt aus: Nach der Verordnung vom 24. Januar 1844 seien die Vcr- 
waltung.sbeliürden berechtigt und geeignetenfalls verpflichtet, einen 
DelekteMbeschhiss zu erlassen. Machten sie hiervon Gebrauch, so sei 
der Rechtsweg nur iiacli Mas.'^gabe der §§ 16, 17 der Verordnung vom 
24. Januar 1844 zula.'rvsig; anderenfalls sei der Rechtsweg gestattet. 
Im ersteren lalle könne also, sobald die Verwaltungsbehörde ein- 
geschritten, ein Verfahren vor den ordentiiehen Gerichten nicht neben- 
her gehen, nnd dies mttsse auch dann gelten, wenn, wie vorliegend, 
das gerichtliche Verfahren bereits geschwebt habe. In dieser Begriln- 
dnng kann eine Gesetzesverletznng nicht gefunden werden. Derselben 
steht der gesammte Inhalt der Verordnung vom 24. Januar 1844, 
namentlich die Bestimmungen der §§ 1, 4, 10, 11, 15—17 zur Seite, 
lusbesoudere ist darauf hinzuweisen, dass nach § 15 die Gerichte und 
Hypothekenbehörden verpflichtet sein sollen, den an sie ergehenden 
Requisitionen zu genügen, die Exekution gegen die benannten Personen 
ohne vurgängiges Zahlungsmandat schleunig zu vollstrecken, die Be- 
schlagnahme der zur Deckung des Defekts erforderlichen Vermogens- 
stUcke zu verfügen und die beantragten Eintragungen im H3'putliekeu- 
buche mangels sonstiger Anstände ohne Prüfung der Rechtsmilssigkeit 
zu veranlassen; und ebeuiso darauf, dass iu den 16, 17 neben der 
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besduHnkten Znlassong des Rechtsweges fttr den Beamten von der Er- 
öStanng des Beehteweges für die geschädigte Kasse Uberhanpi keine 
Bede ist. Dies^ Aoffassang steht das im B.-ü. citirte Urtbeil des 
B.-6. bei Grachot Bd. 34 S. 1120 nicht — wie die Bevision mdnt — 
entgegen. Denn der damals zur Entsclieidung siteheiide Fall lag von 
dem jetzigen insofei ti verscliieden , als dort ein Defelitenbescblass der 
Verwaltungsbehörde überhaupt nicht erlassen war. 

Nr, 10. Kntseh. des DoiitseluMi BcieUst^erlehts. 

1. Civil-Senat. Vom 10. Oktober 1900.*) 

iKntscli. ih's Kr 1 :!is_-,.r, 1 t'ivils n<l il S. 33.) 

Verkelir$-Ord. f. d. Eisenb. Deutschlands v. 15. Novemb. 1892. § 53. Abs. 7 u. 8. 
§ 61. Alt. I V. 4. Der FrteMnseMa« «et § 58 Alt. 8 fehSrt nitht n des FraeM- 
geldern und Nebengebuhren im Sinne der §§ 60, 61, sondtrs tat die rechtliche Natur 
tiser Kttventloulttrafe utd ist daher auch nicht der 6lajiliri|ta Vtrjibratu dtt 

§ 61 Abs. 4 unterworfen. 

Der § 53 der Verkelirsürdiuiiig, nach dessen Abs. 1 der Absender 
für die Kiolitigkeit der in den Fraclitbrief aufgeiioiiniienen Angaben 
und Erklärungen hattet, schreibt im Ahi^. 7 vor: „Bei unrichtiger An- 
gabe des Inhalts einer Sendung .... ist, — abgesehen von der Nach- 
zahlung des etwaigen Frachtnnterschiedes und dem Ersätze des ent> 
standenen Schadens, sowie den durch strafgesetzliche oder polizeiliche 
Bestimmungen vorgesehenen Strafen — ein Frachtzuschlag an die am 
Transporte betheiligten Eisenbahnen zu zahlen, dessen Hl^he wie folgt 
festgesetzt wird: (Abs. 8) Wenn die im § 60 A. Ziff. 4 und in der An- 
lage B aufgeführten Gegenstände unter unrichtiger oder ungenauer 
Deklaration zur Beförderung aufgegeben oder die in Anlage B ge- 
gebenen Siclierheitsvorschrit'ten bei der Aufgabe ausser Acht gelassen 
werden, so beträft der Fraclitzuschlag 12 Mark für jedes Brutto- 
kilogramm de.s liiuizen Versand.stiicks". ^\'a.s hier Frac1it/.us(hla<2f ge- 
nannt wird, war im § 48 des Kisenbahnbetriei).<i eglenu iits al.s Konventional- 
strafe bezeichnet. Die.se Bezeichnung entsprach aucli der Kechtsnatur 
der Leistung als eines dem Absender für den Fall einei besonderen 
Zuwiderhandlung gegen die übernommene Vertragspflicht angedrohten 
Naehtheils. Baas diese auch noch in dem Betriebsreglement vom 
3. Juni 1880 (Centralbhitt fOi* das Deutsche Boich 1880 Nr. 25) bei- 
behaltene Bezeichnung (§ 48 c) in der Verkehrsordnung vom 15. No- 
vember 1892 in «Frachtzuschlag* verändert worden ist, findet seine 
Erklärung in dem Bestreben, die Verkelursordnimg für den innem 
Eisenbahnverkehr Dentschlands in möglichste üebereinstimmung mit 

') Weitere Austübruug der Bd. XVII ^'r. 207 S. a31 «1. Zeiu>cbr. luitgetb. Eutacb. 
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dem Internationalen Uebereinkommen Uber den Eisenbabnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 zti setzen. Dort ist im Art. 7 Abs. 4 and in 

§ 3 der Ausführungsbestimnniugen festgesetzt, dass der Absender bei 
unrichtiger An<!:iibe des Inhalts einer Sendung und insbesondere in dem 
durch § 53 Abs. 8 der Verkehrsordnung näher bezeichneten Falle einen 
„Fraclitziisclilas?" f'smtaxe) an die betlieiligten Eisenbahnen zu zahlen 
habe. Die Wahl ilifse.s abwt^icheiulen Ausdrucks, welclie darauf zurück- 
zuführen ist, dass jede Bezeichming. dei' ein .strafrechtlicher Charakter 
beigelegt werden könnte, vermieden werden sollte (vergl. Eger, Das 
Internationale Uebeieinkomnieu S. 131 j, hat nichts daran geändert, dass 
dem sogenannten Frachtzuschlage die rechtliche Natur einer Kon- 
ventionalstrafe zukommt. Mit der tarifmftssigen Fracht hat derselbe 
nichts zu tbnn. Er wird ohne Rttcksicht anf den tarifmassigen Fracht^ 
satz des angegebenen Frachtgutes lediglich nach dessen Bruttogewicht 
zu einem festen Satze von 12 Mark fllr das Kilogramm erhoben. Aus 
dieser Bechtsnatur des sogenannten Frachtzuschlages folgt aber, dass 
derselbe nicht unter die Vorschrift des § 61 Abs. 4 der Verkehrs- 
Ordnung gebracht werden kann. Diese Vorschrift steht in demjenigen 
Paragraphen der Verkehrsordnung, welcher von der Zahlung der 
Fracht handelt und sich unmittelbar an den vorhergehenden, von der 
Berechnung der Fracht handelnden § 61 anschliesst. In dem letzteren 
wird hinsichtlicii der Fracht lierechiimii; auf den Tarif verwiesen 
und weiter festgesetzt, dass ausser den tarifniässigen Fracht- 
sätzen und Vergütungen für besondere Leistungen nur baare Auslagen 
erhoben werden dürfen, welche in dem Frachtbriefe ersichtlich zu 
macheu sind. Auf die so berechneten Frachtgelder beziehen sich die 
Vorschriften des § 61 der Verkehrsordnung, insbesondere auch der 
4. Absatz dieses Paragraphen. Da nun die im § 53 Abs. 8 bedungene 
Konventionalstrafe weder im Tarif enthalten, noch zu diesem in irgend 
eine Beziehung gesetzt ist, so erscheint es nnznlflssigi. die ei^jfthrige 
Präklusivfrist des § 61 Abs. 4 auch anf die Nachforderung jener Kon- 
ventionalstrafe anzuwenden. Diese gehört weder zu den eigentlichen 
Frachtgeldern, noch zu den tarifniässigen, in §60 der Verkehr80i*dnung 
erwähnten Nebenkosten (\ ergütungen für besondere Leistungen), sondern 
stellt eine aus einem bosundereu Nebenvertrage hervorgehende Forderung 
dar, auf welclie weder der § 60 noch der ij 61 hinweisen. Hieran 
wird auch dadurch nichts geändert, dass der Frachtbrief anf die Be- 
stimmungen der Verkehrsordnung und der Tarife Bezug nimmt, denn 
durch diese Bezugnahme wird für den geschlossenen Frachtvertrag nur 
dasjenige aufrecht erhalten, was sich aus der Verkehrsordnung und den 
Tarifen bei deren richtiger Auslegung ergiebt. 
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Nr. 11. Entsch. des Dentsehen Betchsgerielits. 
4. GiYil-Senat. Vom 11. Oktober 1900. 

i Jur. Wochensii hr. XXIX 1 1901 1. Nr. 86;87, S 75>i' Ziff. 23 i 
PrWMS. Pensionsgesetz v. 27. März 1873. §§ I, 5, 13. Die Dienstzeit beginnt mit der 
VereMigung oder dem erweislich früheren Eintritt in den Staatsdienst und erleidet nur 
In den vom Gesetze vorgesehenen Fällen eine Unterbrechung. 

Der § 1 des (Sesetzes Ixstimuit . dass Jeder uimiittelbare Staats- 
beamte, der sein Diensteiiikoiiuiieii aus der iStaat;>kasse bezielit, aus der- 
selbeu — unter festgesetzten Hestiiiimuiigeu — eine lebensläuf^liche 
Pension eihält, und der § 13 verordnet: die Dienstzeit werde vom Tage 
der Ableistung des Diessteides gerechnet, könne jedoch ein Beamter 
nachweisen, dass seine Vereidigong erst nach dem Zeitpunkte seines 
Eintritts in den Staatsdienst stattgefunden habe, so sei die Dienstzeit 
Ton diesem Zeitpunkte an zu rechnen. Voraussetzung fttr die Anwendung 
des Gesetzes ist darnach, dass es sich um die Pensionirnng eines zur 
Zeit ein unmittelbares Staatsamt bekleidenden Beamten Iiandelt, und 
wenn dies, was hier zutrifft, der Fall ist, so wird, wie der § 13 als 
Regel hinstellt, die Dienstzeit vom Tage der Ableistun<i: des Diensteides, 
d, h. von der eidlichen Ver|ifliclitunof zum Staatsdienste an gerechnet. 
Die letztere \'ni schiil't ist eine positive Gesetzesbestininiun.L^, die eine 
Erörteruu^^ und Feststelhing darüber, ob mit dem Zeitpunkte der Ver- 
eidigung der Beeidigte tliatsächlich in den Staatsdienst eingetreten, ein 
Staatsdienerverhiiltuiss begrlindet wurden ist oder eine formelle An- 
stellung des Beamten stattgefunden hat, ausscUliesst. Solches ergiebt 
sich, wie der B.B. angenommen hat, aus dem Wortlaute des Gesetzes, 
sowie aus dem Zwecke desselben, der darauf gerichtet ist, es solle jedem 
Zweifel, der ftber den Zeitpunkt des Eintritts des Beamten in den Dienst 
entstehen könnte, vorgebeugt werden. Auch spricht fQr die fragliche 
Annahme die Bestimmung des zweiten Satzes des § 13, die sich als eine 
Aosnahmevorsclirift darstellt und weiehe den Nachweis des Zeitpunkts 
des Diensteintritts nur dann erfordert, wenn der Beamte behauptet, 
dass seine Vereidigung erst nach seinem Eintritt in den Staatsdienst 
stattgefunden luibe. Der Sinn des Gesetzes geht dahin, dass fftr die 
Pensionsbereehnung das DienstverliiUtniss als durch die Vereidigung 
begründet anzuseilen ist. In gb'iclieiii Sinne bat sieh das R.G. in dem 
Urtheile vom 12. iMai 1898 (Entseli. in ("ivilsarhen Bd. 41 S. 110, 112) 
ausgesproeheii. Zur Unterstützung dienen auch die Gesetzesniatcrialien 
insofern, als bei der Berathung des Gesetzentwurls in der Kommission 
des Hauses der Abgeordneten (vergl. Verhandlungen des Hauses der 
Abgeordneten, Session 1871/72, Drucksachen Bd. 3 Nr. 189 S. 7) die 
Frage angeregt ist, ob der von den früheren Auditoren in der ProTinz 
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. Hannover p-elcistote Kid als Diensteid im Sinne des § 13 anzusehen sein 
würde und der Kegierungskommissar diese Frage bejahend beantwortet 
hat, ohne zugleich eine Einschränkung in Betrefl* anderer Beaniten- 
kategorieu hinzuzuliigen. — Auf den Inhalt der von dem IJekl. in Bezug 
genoraraeneu Vorschriften über die Ausbildung und Prüfung für den 
Staatsdienst im Baufachs und auf die hervoigebobenen Abweichungen, 
die zwischen den neueren Vorschriften aus den Jahren 1886 und 1895 
und den älteren Vorschriften ans den Jahren 1849, 1855, 1857 und 1868 
(Ministerialblatt für die innera Verwaltung, bezw. Jabinftnge S. 198, 
51, 29, 280) besteht, kann es nach der dargelegten Sachlage nicht weiter 
ankommen. Von wesentlicher Bedeutung ist nur, dass auch nach den 
älteren Vorschriften, wie sie zu der hier entscheidenden Zeit in Geltung 
waren, die Baubeflissenen, die die Bauführerprüfung bestanden hatten, 
von der Staatsbehörde zu Bauführern ernannt und mit dem Staats- 
dienereide belegt wurden. Wenn nun aber für die Berechnung der 
Pension eines Beamten das Dienst verhältniss als dnrcli die Vereidigung 
begründet anzuseilen ist, so ist dem B. 11. auch darin beiziilreleii, dass 
der Lauf der Dienstzeit, solange das Dienstverhältniss nicht reclitswirksam 
aufgehoben, ein fortdauernder ist und dass eine Unterbrechung desselben 
nur in den vom Gesetze vorgesehenen Fällen eintritt. Keiner dieser 
Fälle liegt hier vor. Es handelt sich allein um Zeitabschnitte von zu- 
sammen 2 Jahren 2 Monaten und 23 Tagen, während welcher der Kl. 
wegen Krankheit nicht dienstfähig gewesen ist. Dass aber Krankheit 
des Beamten den Lauf der Dienstzdt hemmt, ist im Gesetze nicht aus- 
gesprochen. Auch der § 5 des Pensionsgesetzes steht dem Bekl. nicht 
zur Seite. Wenn die Revision den Erwägungen des B. R. gegenüber 
geltend gemacht hat, die Annahme sei irrig, dass der Beweis, der Kl. 
sei als Bauführer jedesmal nur für ein seiner Natur nach vorübergehendes 
Geschäft oder auf bestimmte Zeit angenommen, nicht aus allgemeinen 
Vorsclirilteii . deren Befolgung im einzelnen Falle nicht feststehe, ent- 
nomiiK ii werden könne, sondern für den speziellen Fall geführt werden 
niii.^se, so kann die Richtigkeit dieser Auflassung dahingestellt bleiben. 
Der B. R. hat zutreffend darauf hingewiesen, dass der § 5 a. a. O. nur 
solche Beamte, die ausdrücklich auf eine bestimmte Zeil oder für ein 
seiner Natur nach vorübergehendes Geschäft angenommen seien, von 
dorn Ansprüche auf Pension ausschliesse, dass aber dei* Bekl. nicht be- 
hauptet habe, dass dies auf den Kl. zntreife. 
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Nr. 19. Entseh. des B«atsclicii Relehsgeriehts. 
2. Civil-Senat. Vom 12. Oktober 1900. 

(Jnr. Woshemelir. XXIX (ttOO). Nr. M/a?. B. 187. ZUK lox 
§ 98 Unfall-Vers.-Gfl«. v. 6. Juli 1884. Nachdem dl« taternat. Schlafwagengeseltschaft 
vom Relchsversioherungsamt endgültig als selbständiger Betrieb der Prtvatbahnberufs- 
leRoseensotaaft zngs wiesen ist, ist rechtlicli der EisenbahBunternehner als „sio Dritter" 

hl SIme im 98 I. 0. mmmUm. 

Nach § 37 des Gesetzes haben die GenossenschalUvorstände ein 
Genossenschaftekataster zu fuhren, in welches die versicherungs- 
Pflichtigen Betriebe aufzunehmen sind. Gegen die Aufnahme in das 
Kataster steht jedem Unternehmer die Beschwerde an das Beichs- 
yersichemngsamt zu, dessen Entscheidung nach § 88 das. endgültig 
ist Dasselbe gilt im Wesentlichen für die auf Qrund des Ausdehnungs- 
gesetzes Tom 28. Mai 1885 gebildeten Berafsgenossenschaften. Vergl. 
Urtbeil des R.-G., Entsch. Bd. 35 S. 8. Hiernach können die Gerichte 
nicht fUr befugt erachtet werden, die Frage, ob ein Betrieb mit Recht 
oder Unrecht einer bestimmten Berufsgenossenschaft zugewiesen ist, 
nacliziiprüfen, sondern sie haben die in dieser Hinsieht erfxaiigene Ent- 
sclieidiing des Reiclisversicbei ungsanites als massgebend und als Grund- 
lage für die daraus sieh eigebenden, der Cogiiiti(tn der Gerielite unter- 
worfenen civilrechtlichen Anspriiche, anzusehen. Die Zuweisung der 
Schlal Wagengesellschaft au die Privatbahnberuj'sgenos.senschaft hat die 
Folge, dass lediglich die letztere als fl'ir die Angestellten der ersteren, 
also auch für den dureh den Un&B Terletzten Sch., Teisicherungspflichtig 
erscheint, so wie die PriTatbabnbemfsgenossenschaft ja auch diese Ver^ 
sichemngspflicht anerkannt hat und ihr nachgekommen ist. Damit aber 
steht der Eisenbahnbetrieb ToUstftndig ausserhalb des Betriebes der 
Schlafwagengesellschaft, welcher der Verietzte angehörte, und der Unter- 
nehmer des Eisenbahnbetriebes ist ihm gegenüber im Sinne des § 98 
a. a. 0. als ein Dritter anzusehen. Der Umstand, dass thatsächlich der 
Betrieb der Schlafwagengesellschaft ein mit dem der Eisenbahn com- 
binirter war, kann für das Gericht nielit weiter in Betracht kommen. 
Es war vom Heiclisversicherungsamte bei Prüfung der Frage in Betracht 
zu ziehen, ob es angemessen sei. die Sehlafwagcngesellschaft und deren 
Angestellte der Privatbalinberufsgenossenschaft zuzuweisen und das 
Reichsversichernngsanit hat sich auch, wie die Gründe .seines Beschlusses 
ergeben, der Prüfung dieser Frage unterzogen. Nachdem aber die 
definitive Zuweisung an die Priratbahnberufsgenossenscbaft erfolgt ist, 
kann rechtlich der Betrieb der ^ScUafwagengesellschaft nur als ein 
selbstindiger, von dem Eisenbahnbetriebe getrannter und losgelöster in 
Betracht kommen. Ein Dritter im Sinne des Gesetzes ist aber nach 
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den §§ 98, 95, 96 desselben Jeder, der zu dem Verletzten nicht in dem 
Verhältnisse des Bctriebsnnternehniers, Bevolhiiächtigten oder Reprä- 
sentanten n. s. w. steht, also auch der rnternehmer des Eisenbahn- 
betriebes, der beklagte Fiskus, in dessen Het riebe der Verletzte nach 
der Feststellung des Reichsversicheruugsauites nicht beschäftigt uud 
uicht versichert war. 

Nr. IS. Entsdu des Preuss. Obervcrwaltungsseriehts. 

4. Senat. Vom 15. Oktober 1900. 

KntHcli. O.-V.-O. B(i 3(< S 3G0- .162.) 

§§ 3, 17—19 KieinbahnBesetc v. 28. Juli 1892. Zu Anordaungen, welche die eret- 
Mtiiie HertleHiii elMt Weges auf SniMl ^ler Verpfliehtaim KMitabMMtir- 
nehnere betreffen, die genlee § 19 I. e. ven Iba fibernemei let, Ist nmr die 6»- 
nehmlgiigebehirde, Rieht die Wegepolizeibehorde nettntfg. 

Die Verfügung stutzt sich auf die Verpflichtungen, die für die 
Klägerin aus der Abnahme der Eisenbahn durch die Regierung hervor- 
gehen sollen, und dazu hat der Beklagte in der Berufungsinstanz noch 
ausdrücklich die Erklärung abgegt^ben. dass es sich bei seiner Anord- 
nung um die eistmalige Herstellung des streitigen Weges handele. 
Hieraus ergiebl sich mit völliger Klarheit, dass der Amtsvorsteher die 
Ausführung einer Verpflichtung erzwingen wollte, die nach seiner 
Meinung dem Unternehmer der Bahnanlage bei der auf Grund des § 19 
des Kleinbalingesetzes vom 28. Juli 1892 vorgenommenen (landespolizei- 
lichen) Prüfung von der znsUlndigen Behörde — hier von dem 
Regierungspräsidenten in Gemeinschaft mit der Eisenbahndirektion — 
auferlegt war, oder welche der Unternehmer bei dieser .Prafang der 
zuständigen Behörde gegenüber fibemommen hatte. Es kann dahin 
gestellt bleiben, ob die Annahme des Amtsvorstehers den Thatsachen 
entspricht oder nicht, ob insbesoi. b re die von der Klägerin in der Ab- 
nahmeverhandlung übernommene yei*pflichtung die jetzt vom Amts- 
vorsteher geforderten Leistungen nmfasst. Denn für die Frage nach 
der Zuständigkeit eines Beamten zum Erlass einer Anordnung ist zu- 
nächst die reclitliclie Natur der Verfügung von wesentlicher Bedeutung, 
welche in letzterer selbst zinii Ausdrucke gelangt (verjrl. Urtheile des 
Oberverwaltungsgerichts vom 28. April 1888, Entscheidungen Bd. XVI 
S. 828, und vom 9. Januar 1894, Preussisches Verwalluugsblatt 
Jahrg. XV S. 274). Danach Ijandelt es sich aber um eine Anordnung, 
welche die erstmalige Herstellung eines Weges auf Grund einer Vei^ 
pflichtnng des üntemebmers betrifft, die bei der Prüfung nach § 19 
a. a. 0. der zuständigen Behörde gegenüber fibemommen sein soll. Der 
Amtsvorsteher ist der Ansicht, dass diese erstmalige Herstellung gar 
nicht oder nicht genttgend ausgeffihrt sei, und ordnet sie seinerseits an. 
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Zn solchen Anordnangen ist aber nach §§ 3, 17, 18, 19 a. a. 0. nur 
die Behörde berechtig, welche zur Ertheilnng der OenehmigaDg des 
Unternehmens znst&ndig ist, also hier, wie ausser Zweifel steht, der 
Regiemngspr&sident in Gemeinschaft mit der Eisenbahndirektion. 



Nr. 14. Eiitsch. des Dcutselicn Rotchsgcriehts. 

2. GlTiUSenat. Vom 19. Oktober 1900. 

§ 4 Preis«. Polix6l-Get. vom II. Mal 1842. § I Prevai. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874. 
Die Einverlelbong von Privateigenthum in eine SfTentliche Strasse doroh eine polizei- 
lidie VerfüganB gemäss § 4 6e8. vom i l. Mai 1842 begründet die EntscilidIgiiogopflicht 
iw Gmielmto oIm vorgängiget Eitelgnungsverfahrei. 

Das O.L.G. liat zunächst ohne Reclitsinthuin angeiioniinen, da.ss 
die Kl. gegen die beklagte Stadtgemeinde auf Grund der Thatsache, 
dass die letztere eiQen Theil des klägerischen Eigenthnms in Besitz 
genommen und zur Anlage eines Trottoirs an der Öffentlichen Strasse 
rerwendet habe, eine direkte Klage auf Entschädigung zn erheben be- 
rechtigt gewesen seien, ohne erst auf Einleitung des gesetzlichen Ent- 
eignnngSTerfahrens zn klagen. Ißt dieser Annahme befindet sich das 
O.L.O. in Uebereinstimmnng nicht bloss mit dem von ihm angezogenen 
Urthdle des B.6., Entsch. Bd. 33 S. 238, sondern auch mit dem ürtheile 
des OTkenuenden Senates vom 13. November 1888 in Sachen Stadt Barmen 
wider Noethe, II. 119/1888, welch letzteres einen dem vorliegenden 
ganz ähnlichen Fall zu ent<;cheiden hatte. In diesem Urtlieile ist ans- 
gefiihrt, dass die Anordnung der Polizeiliehöi de, durch welche tliatsiiclilich 
Privateigentluiin im Interesse der Stadtgenieiude der öffentlichen Strasse 
einverleibt werde, al.s eine polizeiliche Verfiigunfjr im Sinne des § 4 des 
Gesetzes vom 11. Mai 1842 auzu-selien sei, durch welchen der Rechtsweg 
fttr eine direkte Entscliädigungsklage eröffnet werde, ebne dass os eines 
vorhergegangenen Administrativverfahrena bedürfe. An dieser Anschauung 
ist festzuhalten. Ob im einzelnen Falle ein Eingriff in Privatrechte 
vorliegt, f&r welchen nach § 4 Entschädigung geleistet werden muss, 
ist nach dem einschlagenden materiellen Bechte zu benrtheilen. 

Thatsache ist, dass das Eigen thnm der Kl. gegen den Willen 
der letzteren zur Trottoiranlage verwendet worden ist Ans dieser That- 
sache allein folgt die Entschädignngspflicht der Bekl., mag sie auch früher 
der Ansicht gewesen sein, dass der Grund und Boden in ihrem Eigen- 
thnm stelle, und das Gegentheil hiervon sich erst im Laufe des Rechts- 
streits herausgestellt haben. Den Kl. würde auch unter der Voraus- 
setzung der Richtigkeit jener Angaben eine andere Klage als die Ent- 
schädigungsklage nicht zu Gebote stehen, weil ihr Eigenthum jetzt Theil 

£gor, EiaeabalmreohtUohe finucbeiduDgeu XYllI. S 
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der Öffentlichen Strasse ist, an welcher das Gesetz jedes Priyateigenthnm 
aasscbliesst (Art. 538 c. c). Aus diesem Grande hat aneh das O.L.G. 
der schliesslidien Erklftrnng der Beklagten, dass sie jetzt, nachdem 

die Kl. ihr Eigentlium orwiespii liätten. niclits dagegen einzuwenden 
habe, dass die Fläche den Kl. bleibe und der Bürgersteig, soweit er 
auf dem klägerischen Eigenthum liege, wieder beseitigt werde, keine 
Bedeutung beigelegt. Die polizeiliche .Anordnung, kraft welcher das 
Trottoir angelegt ist ninl besteht, wird dnrcli diese Erkliinnijr der 
Stadtgenieinde iiiclit beseitigt Die polizeiliche Verfügung aber recht- 
fertigt die Klage. 



>ir. l"). Klitsch, dos Deufsclien Heiolisirerlehts. 

6. Civil-Senat. Vom ö. November 1900. 

(Jur Wochenschr XMX (iSOiK .Nr 8.8*0. 7Att 6^ 

R.-Gew.-Ordn. § 26, Civ.-Proz.-Ordn. §§ 264, 267. Oer Anspruch auf Schadensersati 
Ist aelwa im ■esattrlMben Aatpriehe aaf NertteNiRg von Eiariobtaaita nr Vcr> 
Madanuifl ier ErteblttMrtniaa aas im Fabrlkbatricke aaHtilf. 

Dieser Vorschrift entspricht der Antrag der Kl. und ist Behl, da- 
durch nicht ersehweit, das.s er vernrtheilt ist. .solche Vorkehrungen zn 
treffm, welche geeignet .sind, die In it igen nnd andauernden Er.^chütte- 
rungen der Häuser der Kl. zu verhiiulern und nur für den Fall, dass 
da.s unthnnlich oder mit einem gehörigen Betriebe der Fabrik unvereinbar 
ist, den Kl. den fernerhin noch entstehenden Scliaden zu er.^etzen. Tn 
diesem Sinne sind die Worte in der Formel des ersten l'rtlieils y,fall.s 
e.s nicht möglich ist, solciie Vorkehrungen treti'en" zu verstehen, wie 
sich aus den Gründen jenes Urtheils ergiebt. Die Frage aber, ob die 
Herstellung derartiger Einrichtungen möglich ist und welche Eiurich- 
tungen zu diesem Zwecke erforderlieh sind, ist im Streitfalle im Voll- 
streeknngsverfahren zu entscheiden. Das B.G. hat anch bereits wieder- 
holt und zwar anch fftr den Fall, dass die Vorschriften des B.G.B. 
Anwendung finden, eine solche allgemein gehaltene Verurtheilnng, wie 
Sie im vorliegenden Falle ausgesprochen ist, für zulässig erklärt. 

Auch hat der I. R. festgestellt, dass den Kl. durch die ErsehQtte- 
rungen ihrer ITäusfn-, in Folge deren dieselben weniger geeignet zum 
Bewohnen und also weniger verwert hbar geworden seien, ein Schaden 
entstanden sei und dass dei- Bekl. diese Folge nicht nur als möglich, 
sondern sogar als wahrscheinlich vorausgesehen habe, als er die offen- 
bar mit seinem Wissen und Willen erfolgte rnigostaltung des Betriebes 
habe geschehen und den umgestalteten Betrieb habe beginnen und foit- 
setzen la.ssen, ohne dacrcgen einzuschreiten. Der eingetretene und nocli 
eintretende Schadeu der Kl. sei also von dem Bekl. veiüchuldot. Es 
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liegt hiernaeh keine Klageanderang vor, wenn die Kl. in der Berufungs- 
instanz die unbedingte Vernrtheilnng zum Ersätze des bisher entstandenen 
Schadens verlangen. Das B. G. nimmt auf die vorerwähnten Ansffihrangen 
des I. K. Bezug und spricht auch noch selbst ans, dass der Bekl. den 

den Kl. entstandenen Scliadeu bei Anwendung der erforderlichen Sorg- 
falt habe vorhersehen können. Hiernach ist die Annahme eines Ver- 
schuldens auf Seiten des Bekl. genügend begründet. 

Nr. Fiit.sc'h. des Deutsehen Relelisirerlehts. 

7. Civil-Senat. Vom G.November 1900. 

(Jur. Wochenschr. 190(V Nr 90 91. S.SSS. Zifl. 18.) 

PrwiM. Eiitei|ii.-fi6§. vtM II. Jtnl 1874, § 36 Abs. 2. Die Vorschrift Cber ile Vir- 
ilmsif tfer EntteiiMliiRiMmiiit M aioli toi freiwilliger Abtrttmg asalei am- 

wenden. 

Die vom B. G. be.stätigte Venirtlx^ihin? des Bekl., das vom Bezirks- 
ausschuss fostp:e.«;etzte Entscliädigiingskai»ital von 1.^600 Mark seit dem 
6. .Tniii 188() Iiis zum 27. November 1897 mit. ä i'rozfiit zu verzinsen, 
beruht auf Aiiweiiiliuig des § 36 Abs. 2 des Knteiguungsgesetzes vom 
11. Juni 1874, und irorade hierin erlilirkt der Kkl. in erster Linie eine 
Gesetzesverlelzuiig, indem er ausliilirt, die genannte Gesetzesvorsdirilt, 
welche eine Enteignung durch Beschluss de.s Bezirksausschusses gemäss 
§ 32 des Gesetzes voraussetze, dürfe nicht analog auf den Fall aus- 
gedehnt werden, dass, wie dies hier geschehen, freiwillige Abtretung 
der zur Enteignung bestimmten Grundstücke erifolgt sei; vielmehr sei 
in diesem Falle die Frage, ob der Unternehmer und von welchem Tage 
ab Zinsen vom Kaufpreise zu zahlen habe, lediglich nach dem Vertrage 
zu beurtheilen. Diese Ausftthrangen gehen fehl. 

Nr. 17. Eiitseh. des Deutsehen Kelelisi;erlelits. 
3. Civil-Senat. Vom 9./16. November 1900. 

(Kntsch. d. KelchsKer. i. CivUs. BU. 47. S. 24C.) 

Der Schaileseersatzanspruch des Arbeitsgebers wegee Arbeitseinstellung (Strike) 
wM 4sreh die eefortioe Estlaseinii de« Arbeiter« nloM alteriri Htftaif der Artolter 

als Oe«««wt«etold«er. 

Durch die sofortige Entlassung der Bekl. wird der Anspruch auf 
Schadensersatz nicht ausgeschlossen. Es handelt sich hier uicbt nm 
einen, den iScliadensanspruch wegen Nichtcrflillung ausschliessenden 
Rücktritt vom Vertrage, als ob er nicht geschlossen wäre, sondern um 
die vorzeitige Auflösung eines bereits bestehenden Arbeitsverhältnisses, 
die von dem Arbeiter verschuldet ist, und t'ilr deren nachtheiligc Folgen 
er deshalb zu haften hat. Dies folgt schon aus allgemeinen Kechts- 
grundsiilzeu. Die R,-Gew.-Ü. hebt diese Folge zwar uiclit besonders 

2* 
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herror, schliesst sie aber auch nirgends ans, sie ergiebt sich ans der 

yerschuldeten Nichterfflllnng. Auch das neue B.G.B, enthält diesen 
Satz im § 628 Abs. 2. — Mit Eeclit hat das B.G, femer die Haftung 
der Bekl. 1—20 als Gesammtschuldner ausgesprochen; gegen sie ist 
auch die Dcliktsklage wegen arglistiger Vermögensschädigung begründet. 
Denn nacli der ferneren, eingehend begründeten Feststellung des B.G. 
haben die Bekl. „auf Grund einer gemeinschaftlich getroffenen Verab- 
redung in bewusstcni und gewolltem Zusammenwirken gehandelt" ; sie 
wollten — was die einzelnen durch ihr Auftreten nicht erreiclien konnten 
— mit vereinten Kräften durch rechtswidrige Weigerung der Arbeit 
ihren Arbeitsherrn zwingen, sich ihrem Willen zu fügen und die An- 
fertigung der s. g. Streitmodelle zu unterlassen. Die Arbeitsverweigemng 
war nicht Selbstsweck, sondern nur das Mittel, am nnter dem Drucke 
des dnrch die kOndigungslose gemeinsame Arbeitseinstellung dem £1. 
drohenden Schadens ihi-en Willen durchzosetzen; Jeder yon ihnen war, 
wie das B.G. ansdrttcklich feststellt, sich bewnsst, dass der El. durch 
ihr Vorgehen geschädigt werden würde. Damit sind alle Voraussetzungen 
der actio doli des hier anwendbaren gemeinen Bechts g^eben. Nun 
liegt zwar nicht ein einheitlicher Arbeitsvertrag vor, sondern die Einzel- 
verträge der Bekl. sind als solche von einander unabhängig. Aber die 
Verletzung dieser Vertrüge ist nur das Mittel, um das einheitlich ge- 
wollte arglistige Vorgt^lien mit Krfolg durchzusetzen; jeder dieser Bekl. 
wirkte durch seine vereinbarte Arbeitsweigerung tliätig mit, um den 
gemeinsam verabredeten Plan auszuführen. Daraus folgt, dass sie ge- 
meinschaftlich die unerlaubte IhunUung der doloseu Vermügeusschiidigung 
begangen haben, und dann haftet nach gemeinem Recht anch bei civil- 
rechtlichen Delikten jeder Theilnehmer solidarisch für den gesammten 
8<äiaden. 

Nr. 18. £ntBe]i.de8 Devtsdien Seldisgerlelits. 
3. Straf-Senat. Vom 12. November 1900. 

(Jnr. WoebaoMte. XXX (iwiX Nr. n/S«. 8. Ml. ZtKM.) 

Eis 8frast<NltliiWS«ea ist «In Gegenstand des öfTentUdlM Nitsens 1« SISSS ist 

§ 304 Str.-Ge8.-B. 

Nach den Feststellungen hat der Angeklagte einen Motorwagen der 
Strassenbaliii durch Zertriinunerunjr einer Spiegelglasscheibe beschädigt. 
Der Vorderrichter hat eine Bestrafung des Angeklagten auf üi und des 
§ 304 a. a, 0. aber mit der Erwägung abgelehnt, dass der Betrieb der 
Strassenbaiui in Hannover ein gewerbliches Privatuuternelmien sei, des- 
wegen, weil vielen Personen auch ein beiiuenies und billiges Beförderungs- 
mittel geboten werde, noch nicht zu einem Gegenstände des öffentlichen 
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Natzens im Siime des § 304 des Str. G.B. werde. Diese Auffassung ist 
rechtsirrthflmlich. Von ausschlaggebender Bedentang ist der that- 
sächliche Zustand, vermöge dessen eine Sache znm öffentlichen Nutzen 
dient, soferne nur dieses thatsäcbliche Dienen sich nicht als ein rein 
zufälliges, von jedem menschlichen Bewusstsein und Willen ganz un- 
berührt gebliebenes darstellt. 



Nr. 19. Entseh. des Bezirksgerichts für IhuHlelssaehen In Wien. 

Vom 13. November 1900. 

(Owterr. Eisonl) -Vcrordn -Bl. XIV (looii. Nr. 57. s 137« 

Wenn wegen einer Verkehrsetüruns eine Znechiagsfrist zur reglementarisohen Liefer- 
firint flNt|tMtzt wirito, m känn ih EtMnfeabn tMb ite MMAfltwIeMM Zeit tfer fbat- 
•iohHeIWi Hemmung des betreffenden Transportes, soweit sie die Dauer diesen Ze- 

Mblapet Obersteigt, bei Berechnung der Gesammtlieferfrist in Anschlag bringen. 
Bei BtfSrisrung über eine Hilfsroute ist die Eisenbahn berechtigt, der Bereohnung der 
SesüBBilllererflritt Mbis im Zesoblage fir il« VsrkthrtsttniM die Linie iii die 
ZMshlaitfHtlM dir Hilffveett iHrinde te legm. 

Durch die Gewährung einer Zuschlagsfrist sollten die Hechte, 
welche der Bahn nach § 86 B.-B. zustehen, nicht eingeschrftnkt, sondern 

es soll die Bahn insoferne begünstigt werden, als ilir der nach § 86 
B.-B. obliegende Beweis erspart werden soll, das.s die Verspätung von 
einem Ereignisse herrührt, welches sie «weder herbeigeführt hat, noch 
abzuwenden vermochte". 

Wenn es nun die Bahn unternimmt, auf die im § 86 Betr. -Reg), vor- 
geschriebene Wei.se nachzuweisen, dass die AusfiUirung des Traii.«^portes 
infolge eines Ereignisses, welche-s sie weder herbeigefiiiirt hat, noch ab- 
zuwenden verniüciite, längere Zeit als die bewilligte Zuschlagsfrist 
dauerte, so kann ihr das Keclit, sich auf diese Weise von ihrer Haftung 
zu befreien, nicht verkümmert werden. 

Nach dem Zugestftndnisse des Klägers muss als erwiesen angenommen 
werden, dass infolge des Tunneleinsturzes bei Pressburg und der hie- 
durch eingetretenen Anstauung der Gftter bei Pressburg, also durch ein 
unvermeidliches Ereigniss, die Weiterbeförderung des betreffenden 
Waggons vom 18. Jänner in der 21. Stunde bis zum 23. JAnner in der 
14. Stunde, also durch vier Tage und 19 Stunden gehindert war. Die 
Bahn ist daher berechtigt, diese Zeit von 4 Tagen und 19 Stunden statt 
der Znscblagsfrist von drei Tagen, oder aber die, die Zuschlagsfrist 
fiber.ssteigende Zeit des durch den Tunneleinsturz bei Pre.ssburg herbei- 
geführten nothgedrungenen Autentlialtes ausser der Zuschlagsfrist bei 
der Berechnung der GesamnitlieferlVist in Anschlag zu bringen. 

Die Bahn ist aber auch berechtigt, die Lieferfrist nach jener 
strecke zu berecliuen, welche die Sendung zurücklegen musste, da der 
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vor<j:esc1iriebene oder aus den Tarifen sich ergebende Weg infolge des 
Tanneleinsturzes bei Pressburg nicht i»assirbar war. 

Nach § 65 (3) B.-R. ist nämlicli der Eisenbahn die Entschei(hin£C 
überlassen, ob es dem Interesse des Absenders entspricht, das Gut auf 
einem anderen We^^e dem BesliHiniunL(siirte zuzulTiliren oder den Ab- 
sender um eine amleie Verfügun«,^ anzugehen. Die Bahn hat in vor- 
liegendem Kalle das (int auf einer Hilfsroute wt-iterbefördert, und es 
muss ihr auch zustehen, die Trausportfrist nach Massgabe dieser liuute 
zu berechucu. \\'äre letzteres uicht der Fall, so hätte die Ermächtigung 
des § 65 B.-B. keinen Sinn nnd keinen Zweck, denn der Bahn steht 
es ohnehin gem&ss § 51 (1) 1, B.-R. frei, seihst von einem im Frachtr 
hriefe Torgeschriebenen Transportwege abzuweichen, wenn sie nicht eine 
Iftngere Lieferfiist der Sendungen in Anrechnung bringt. Wenn nun 
ungeachtet des Bestandes dieser Norm der § 65 B.-B. der Bahn das 
Recht elnrftnmt, das Gut auf einer Hilfsroute zur Bestimmungsstation 
zu bringen, so ist durch letztere Bestimmung offeukundig auch der Qahn 
das Reclit eingeräumt, die für diese HÜ£sroute entfallende Traosport- 
frist in Anspruch zu nehmen. 



Nr. 20, Kntsfh. des Trouss. OborTcnraUiiii&fAgerichts. 
A. Senat. Vom 19. November 1900. 

(Entsch. O.V (i. Hd 88. S.iii.) 

IN« Bfttiaiiung in § 14 dtt Enteignungsgesetzes voa II. Jml 1874, wtnach der Untere 
netaier In SITMtlieben IntemM nathwssdiie Wcgeaiilaie nloM mr «Inarieliteii, 

sondern auch zu unterhalten hat, soweit die Unterhaltung Ober den Umfang der be- 
•tehendea Verpfllotatungen hiBwisgeht, als materiell» Voreohrift dea tfireatUeheB Wege* 

rechts. 

Die Uatarkaltmiapileht des Untenieiinart tritt aloM nsr eis, weaa dl« ÜMtuMt- 
wetabaalatt, «Mdara iwrii, weas dia Baalaat alaaa ehnelMa VariiilolitelM venaahrt wM. 

Da der § 14 des Enteignungsgesetzes die Bestimmung enthält, dass 
der Unternehmer die im Öffentlichen Interesse nothwendigen Wege uicht 

nur anzulegen, sondern auch insoAveit zu unterhalten hat, als die Unter- 
haltung „über den Umfang der bestehenden Veri»tlichtungen zur Unter- 
haltung vorhandener, demselben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht", 
so kann er .sehr wohl zu den „gesetzlichen Vorschriften" ^-nreclinet 
werden, welche die Untei haltuiif^'' der gelei:entlich einer KntfiiziMiiii; neu 
geschatfenen AVege regeln. Weiter winde aus der AnwiMKliin;^^ der Be- 
stimmungen des § 14 gefolgert werden künnen, dass der liescliluss die 
Unterhaltung der streitigen Wegest recke dem P^iskus als Unternehmer 
des Kanals zur Last gelegt habe, weil durch die neue Wegeanlage der 
Umfang der bisherigen W'egebanlast vergrüssert worden sei (vergl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. IX S. 186, 199, Bd. X 
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S. 182, 187, ürtheile vom 18. November 1882 und vom 1. Dezember 1883). 
Wenn der beklagte Fiskus meint, dass bei Prüfung der Frage, ob die 
Wegebaulast Tergrüssert sei, die Rogulirung des gesammten Wege- 
netzes zwischen 0., T^. , B. und St., also auch die vorher in den 
anderen Gemeinden vorhanden gewesenen ötTentlichen Wegestrecken 
lierikksichtigt werden müssten, so kann dem niclit beigetreten werden. 
Der Abs. 2 des § 14 a. a. 0. ist dahin zu verstehen, dass die Unter- 
haltnno:slast jedes einzelnen Verpflichteten niclit durch das neue Unter- 
nehmen vermehrt werden soll. Für jeden einzelnen Ptlichtigen ist also 
der Umfang der Lasten vor und nach Äasführung des Unternehmens 
ZQ vergleichen. Wiitl seine Last vermehrt, so hat der ÜDtemebiner 
einzutreten und kann sieh nicht darauf berufen, dass etwa die Last 
eines anderen Pflichtigen verringert sei. Die „bestehende Verpflichtung* 
der Gemeinde 0. oder der in dieser Gemeinde Wegebaupflichtigen wurde 
aber durch die Anlegung der neuen Strecke vermehrt, wenn nicht dafflr 
eine andere Strecke im Gemeindebezirk iu Fortfall kam oder die Wege- 
baulast sich bei einer anderen Strecke verringerte. 



Nr. Sl. Eiite«h. des Oberlandesgerlelits Karlsruhe. 
1. Givil-Senat. Vom 21. November 1900. 

iZültsohr. t- I>out-rl. üiirc Kti ht uml Kran/ i'ivilr Bd. 32. Heft 3,' 4. ,S. löS.i 

Haftpflichtgesetz ^ 3. Die Entschädigungspflicht ist Surrogat der Unterhaltspflicht. 
Ihr Unfang richtet sich seit dem I. Januar 1900 nach dem B.6.B. Wiederverheiratkung 
dar WHtoe üt Mdtetn. Hohe »d ZeHdaaer d«r UnterhaltirMto. 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 des Haftpflichtgesetzes hat der Betriebs- 
Unternehmer, wenn der GetOdtete zur Zeit seines Todes vermöge 
Gesetzes verpflichtet war, einem Andern Unterhalt zu gewähren, 
insoweit Ersatz zu leisten, als dem letzteren in Folge des Todes des 
Unterhaitspflichtigen der Unterhalt entzogen worden ist. Es fragt sich 
also, ob G. kraft Gesetzes den Klägern zum Unterhalt verpflichtet 
war und kraft welchen Gesetzes eventuell diese Verpflichtung bestand. 

In dieser Beziehung kommt zunädist iu Betracht, dass nnt( r dem 
Gesetz, welches für die bezügliche Veipflichtunf^ massgebend ist, das 
Landesgesetz zu verstehen ist (vergl. Eger, IV. Aufl. Note 41 zu § 3 
Seite 338). und zwar im konkreten Fall, da der Unfall noch unter der 
HeiT.schait des liad. Landrechtes eintrat, jedenfalls bis 1. Januar l^^^►0 
dieses letzterwähnte Gesetz. Der verungliickte G. und seine Familie 
hatten zwar zur Zeit des Unfalles den Wohnsitz in Stuttgart, Wittwe 
und Kinder behielten diesen W'olmsitz auch bei; es beruht jedoch der 
Unterhaltsanspruch der Kläger gegen den getödteten G. mif dem durch 
die Eheschliessung und bezw. die Eindererzeugung zwischen der kläg. 
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Wittwe und den kl. Kindern einerseits und dem Getödteten G. ander- 
seits begründeten faniilienrechtlichen Verhältnisse: die T^nterhaltungs- 
ansprliclie der Ehefrau gegenüber dem Ehemann und der Kinder <regen- 
ftber dem Vater sind, wie sich schon aus den Ueberschriften zum V, 
nnd VI. Kapitel des V. Titels des ersten Buches des bad. L.R. ergibt, 
aus der Familienbeziebuug eutfliesseude Rechte, die sich nach der 
Staatsangehörigkeit beBtimmen; (Zaeh.>CroiDe, VIII. Aufl., I. Bd. 
§ 30 8. 106/9, Platenins §5 8. 21, Behaghel, HL Aufl., I Bd. 
8. 64 Ut c). 

Weil der get&dtete 6. zur Zeit seines Todes dem Eliger nach dem 
bad. L.E. nnterhaltnngspfliclitig war, entstand fQr den bekl. Fiscns nach 

Massgabe des Inbaltes dieser Verpflichtung die Entscbädigungspflicht 

und diese Pflicht ist auch trotz Aenderung der Gesetzgebung fortdauernd. 
Nur fragt es sich, ob diese Entschädigungspflicht in ilir^ Inhalt fort- 
dauernd nach bad. L. R. sich richtet oder ob sie in dieser Beziehung 
von den Bestimmungen des B.G.B, beeinflusst wurde. Die Parteiver- 
treter waren uach ihrem Schritt enwech.sel verschiedener Meinung, 
stellten in der mündlichen Verhandlung die Entscheidung dieser Frage 
aber lediglich ins Ermessen des Gerichtshofes. Letzterer ist der An- 
sicht, dass auf Grund der Art. 199 und 203 E.G. zum B.G.B, für die 
Eutschädigungspflicht des Bekl. seit 1. Jan. 1900 allerdings die Bestim- 
mungen des B.G.B. In Betracht zu ziehen sind, da nach der Aoilhssung 
des Gerichtshofes die Entscbädigungspflicht des Bekl. das 8nrrogat 
ist für die Unterhaltspflicht, wie sie sich beim Fortleben des OetAdteten 
selbst gestaltet hätte. Es ist nnn dorch den erwähnten Art 199 be- 
stimmt, dass die persönlichen Bechtsbeaiehangen der Ehegatten zn ein- 
ander, insbesondere die gegenseitige Unterhaltspflicht sich anch 
für die am 1. Jan. 1900 schon bestehenden Ehen nach den Vorschriften 
des B. G. B. bestimmen. Ebenso richtet sich nach dessen Bestimmungen 
da.s Rechtsverhältniss zwischen den Eltern nnd einem vor dem 1. Jan. 
1900 geborenen Kinde (Art. 203 cit. Kinf.-Ges.). Da seit 1. Jan. 1900 
bezüglich des Umfanges der Unterluiltsgewährung tTir den Getödteten 
selbst die Bestimmungen des B.G.B, massgebend gewesen wären, sind 
dessen Bestimmungen auch al.s Grundlage zu nehmen für die Bemessung 
des Umfanges und der Grösse der fortdauernden Entschädigungsptiicht 
des Beklagten. Diese Annahme findet auch eine Stütze bei Eger 
(IV. Anfl. 8. 354), wo ausgeführt wird: »Der Ersatz fUr den entzogenen 
Unterhalt ist dem Unterhaltsberechtigten in dem Haasse zn gewähren, 
als der unterhaltspflichtige GetOdtete zur Zeit des Todes hierzu ver- 
pflichtet war nnd bei Lebzeiten weiter Terpflichtet gewesen 
sein würde*. 
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Seit 1. Jan. 1900 hätte dcb hiernadi die Unterhaltspflicht des 
getfidteten G. gegenAber seiner Ehefiraa nach f 1360 Abs. 1 B.6.B. 
nnd gegenftber seinen Kindern nach §§ 1601, 1602, 1610, 1631 B.G.B. 
gerichtet 

Im WeseDtlicben stehen beide Gesetze auf dem Standpunkt der 
Gewährung des standesgemässen Unterhalts, Nach L. R. S. 214 hat 
der Mann seiner Frau Alles, was zu ihrem Lebensunterhalt erforderlich 
ist, nach seinem Stand und Vermögen zu reichen; nach § 1360 Abs, 1 
B.G.B, hat er der Frau nach Massgabe seiner Lebensstellung, seines 
Vermögens und seiner Krwerbstäliigkeit den Unterhalt zu gewähren. 
Die Erziehungspflicht des Vaters gegenüber den Kindern uuifasst, nach 
L.B. S. 203 , 208 die Pflicht zum Unterhalt, ferner die Pflicht, ent- 
spreehend seiner Lebensstellung und Termögenslage für die körperliche 
und geistige Entwiekelnng der Kinder zn sorgen und sie za einem 
bestimmten Berufe heranzubilden (vergl. Platenius S. 69 § 16 Ziff. II); 
in gleicher Weise umfasst der nach § 1610 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 1681 Abs. 1 B.G.B. rm Vater dem Kinde sn gewahrende Unterhalt 
den gesammten Lebensbedarf, auch die Kosten der Erziehung und 
der Vorbildung zu einem Lebensberuf. 

Es ist der Gerichtshof desshalb der Ansicht, dass die nach der 
Unterhaltspflicht sich richtende Entschädigung nach bad. Landrecht 
wie nach B.G.B, im Wesentlichen gleich sich gestaltet. 

Nach den Grundsätzen des Haftpflichtgesetzes darf die Möglichkeit 
der Wiederveiheiratluing einer Wittwe bei Zuerkennung der Rente 
überhaupt nicht in Berücksichtigung gezogen, also eine diesbezügliche 
Beschränkung auch nicht in das Urtheil aufgenommen werden (vgl. 
Eger IV. Anfl. Note 43 S. 347). In letzterer Beziehung hat auch der 
erkennende Senat J. S, Math. Schumann Wittwe nnd Kinder gegen den 
bad. Eisenbahnflskus, in welchem Falle der letztere beantragt hatte, 
der Wittwe die Bente nur bis zu ihrer WiederTerheirathung zu- 
zusprechen, ausgeführt, dass diesem Antrage nicht zu entsprechen 
gewesen sei, weil der Wittwe durch ihre etwaige Wiederveibeirathung 
der Ansprach auf die Unterhaltsrente, die ihr auf Grund des Haft- 
pflicbtgesetzes gewährt sei, nicht ohne Weiteres verloren gehe, vielmehr 
erst dann, wenn die Wiederverheirathung wirklich erfolgt sei, in Frage 
komme, welchen Einfluss dieser Umstand je nach Sachlage auf die Ver- 
pflichtung des Fiscus, der Wittwe fiir den entzogenen Unterhalt F^nt- 
schädiguug za leisten, thatsächlich ausüben werde (Urtheil vom 16. April 
1898). 

Was nun die Höhe und den Betrag des Anspruches, den die 
Alimentationsberechtigten gegen den Betriebsunternehmer erheben können, 
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anlangt, so ist der Gerichtshof der Ansicht, dass bei der Stellitng und 
den EinkommensTerbftltnissen des Getödteten ein Aufwand von jUirlich 

900 Mk. — fQr das einzelne Kind eine zwar reichliche, aber keines- 
wegs za hoch festgesetzte T?eiito ist, um für diese Kinder die Kosten 
für deren gesammten Lebeiisbedarf einscliIiessHch des Aufwandes für 
die Erziehung und VorbihUni*r zu einem standesgemiissen Berufe zu be- 
streiten. Wenn die Summe von jährlicli 000 Mk. für die noch jüngeren 
Kinder Elsa und Ernst vielleicht auch noch wegen ihres sehr jugend- 
lichen Allers für die nächsten Jahre etwas hoch erscheinen könnte, 
so war zu berücksiclitigen, das«; erfahrungsgemäss gerade im Kindes- 
alter die Neigung und Gefahr zu Erkrankungen eine grössere ist, was 
einen erhöhten Aufwand verursacht. 

Was die Zeitdauer der Bentengewfthrnng anlangt, so sind beide 
Paileien darin einig, dass solche im Urtheil festzusetzen war. Da die 
vom Fiscus zu gewährende Entschädigung nur den Ersatz für die in 
Wegfall gekommene Alimentation durch den Getödteten selbst bildet, 
so kann jene Verpflichtung auch nicht weiter bestehen, als die muth- 
massliche Lebensdauer des G. betrug. Das Ende dieser ist der 
äusserste Zeitpunkt, bis zu welchem die Reute beansprucht werden 
könnte und bezw., was die Wittwe betrifft, beansprucht werden kann. 



Xr. 39« Entscili. «les BeutHchcn Kelehsgcrieltts. 
2. Civil-Senat. Vom 23. November 1900. 

(Jur. WoebMuetar. XXJX Nr.«/M. Ziff.tt.) 

Preuss. Eiteign.-Ges. § 8 vom II. Juni 1874. Bleiben bei der Theilenteignung die Rwtgnisd- 
•tiieke za demselben, dem allgemeinen objektiven Werths entsprechenden Preise verwerth- 
bar, wie die enteigneten Parzellen, so liegt eine Werthverminderung des Reetbesitzes 

■loht vor. 

Das O.L.G. hat ohne Rechtsirrthum für die enteignete Fläche die 
Angemessenheit des von der Bekl. bewilligten und bezahlten Preises 
von 5 Mark für das Quadratmeter angenommen und den Anspruch der 
Kl. auf Ersatz eines Minderwerthes, welcher fftr die ihnen ver- 
bliebenen Bestgrundstficke durch die Enteignung entstanden sei, 
abgelehnt, weil die anerkannte, wegen der ungünstigen Form und p:e- 
ringen Grös.se bestehende Beeinträchtigung in der Benutzbarkeil der 
Keststüekc zu landwirthschafilichen Zwecken eine Minderung desWerthes 
nicht herbeigeführt habe, diese Stiicke ^•it'1!^eln j>d er Zeit zu dem- 
selben Preise von Mark für das C^iiatiratuieler v»'i;iiisser]ii_li seien. 
Dies konnte insbesondere ihircli die Eruii^ninir be<:ründt'l werden, dass 
eines der Bestprundstücko als soj^enannter Vexirstreifen den benach- 
barten i'arzellen Front nach der Kunalstrasse verschalle und deshalb 
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wertbvoll sei. Diese Begründung war nicht uuznlttssig and steht auch 
nicht im Widerspruche mit dem von dem Vertrater der Kl. angezogenen 
ürtheil des fttnften Senates des R. G. vom 11. Februar 1893 (Entsch. 
des B.G. in Ctvilsachen Bd. SO S. 295), in welchem dargelegt ist, dass 

zum Ausgleiche der Werthlosigkeit von Restparzellen eine solche Ver- 
wertlibarkeit derselben nicht dienen kdnne, welche nicht auf objpktiver 
Grundlage beruht, sondern von dem subjektiven Vei lialten, der Willkttr 
der Betheilifrten, insbesondere der Gegenpartei, abliänge. Abweichend 
von diesem Thatbestande ist in dem ^f-pfeiiwärti^ angefochtenen Urtheile 
zum Ausdrucic gebracht worden, dass dem hier in Frage stehenden 
Vexirstreifen eine allgemein und zu jeder Zeit mögliche Verwerth- 
barkeit zu einem günstigen Preise innewohnt, Würaus sich crgiebt, dass 
dieselbe im gegenwärtigen Falle nicht von der Willkiu bestimmter 
betbeiligter Personen, wie der Besitzer der Nachbargrundstttcke, ab- 
hängig iot, Yielmehr anf objektiver Giiindlage beruht, welche offenbar 
darin gefunden worden ist, dass die sogenannten Vexirstreifen den 
Gegenstand von Spekulationen bilden. 



]S'r. 'i'-]. Knt^eli. dos Deutschen Reiehsfferfclits. 

ü. Civil-Seuat. Vom 26. November lUOü. 
(EatMA. d. B«le1iflgw. L CavUi. B«. «. & I«.) 
HaflpfllobtiSMtz §§ 1, 3. 7. Pr. A.L.R. § 211, II. I. B. 6. B. § 845. D«r Ersaliampnnli 

«M dem Verluste der Erwerbsfähigkeit der Ehefmi, sei M Seitens dieser oder dM 
infolge Entgangs ihrer Dienste geschädigten Ehemannes, ist sowohl durch die Bestia- 
mungen des Haftpflichtgesetzes wie des allgem. bürgert. Rechts begründet. 

Dass durch die eingetretene Erwerbsunfähigkeit der Ehefrau eine 
erlu'l)liche Schädigung des vom Kl. betriebenen Erwerbsgeschiiits herbei- 
geführt worden sei, ist behauptet und als richtig zu unterstellen. Der 
Ehemann würde hierfür Ersatz nicht fordern dürfen, weil er nicht als 
der (durch den Unfall der Frau) Verletzte erschiene; die Frau selbst 
soll keine Entschädigung erhalten, weil sie keinen Vermögensnachtheil 
erleide. Die Billigkeit spricht für eine Ausgleichung des durch den 
Ausfall der gewerblichen Beihftlfe der Ehefrau entstandenen Schadens 
durch Zulassung eines Ersatzanspruches sei es der Ehefrau oder des 
zufolge Entgangs jeuer Dienste geschädigten Ehemannes. Bern letzteren 
Gesichtspunkte hat für das Gebiet des bQrgerUehen Rechte.s nunmehr 
der § 845 des Deutsch. ß.G.B. Rechnung getragen. Vergl. die Pro- 
tokolle der Reichstags- Kommission zu § 829 der Reichstags- Vorlage 
S. t^". — Wenn freilich ein Schadensersatz wegen der cntgeiicndeu 
häuslichen und gt.wciMichen Dienste der Elicfian keinesfalls doppelt, 
einmal dem Mann und ausserdem noch der Frau zuerkannt werden dürfte 
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(siehe auch das Urtheil dieses Senats vom 26. November 1900 in Saelien 
Eisenbahniiskns gegen Koppe VI. S81/1900), so erscheint es doch ebenso 
unbillig, dass der Schaden flberhanpt nnersetzt bleibt. Es fragt sieh, 
ob man die letitere Eonseqnens mit dem Voiderrichter als eine «mit 

der Tendenz des Haftpflichtgesetzes im Widerspruch stehende Lücke* 
desselben hinzunehmen hat, oder ob nicht vielmehr auch auf dem Boden 
des genannten Gesetzes die Anerkennung eines Ersatzanspruches der 
verletzten Ehefrau sicli rechtfertigen lässt. Und diese Frage darf im 
letztgedachteu Sinne entschieden werden. 



Nr. '^4. Entsch. des Deutschen Ileichssreriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 26. November 1900. 
(Jar.Wodi«iKbr. xmowi). Mr. 91/98. S. tn. ZUL 19. BBiadii.d.BalolMe«r.LOIvtli. Bd.«. an.) 

Hal1|rflioiit|Mets N 1> 3, 7. te alstr itr GtMMMtaliialm dts ElisMiSM Mt- 
spraohMtfes Kestt Itoit asoh die Entschädigung fQr dsi ErrnrNverlitt att Ut 

Thätigkeit der Ehefrau. 

Der Revision ist darin Recht zu geben: materiell bedeute der 
Einwand der Bekl., dass der Kl. ein Schaden durch den Unfall nicht 
entstanden sei, weil sie die Krträ<^nisse ihrer Arbeit dem Eiicmann 
überlassen musste und übeilassen habe und weil der Ehemann für den 
durch Verlust dieser Erträge entstandenen Nachtheil entschädigt sei, 
weil also die Kl., wenn der Ehemann eine der früheren Gesammteiunahme 
entsprechende Rente zugesprochen erhielt, sich nach Verlast ihrer 
Erwerbsf&higkeit in derselben Lage befanden habe, wie frUher. Und 
die Bevision bemängelt mit Omnd, dass nach dieser Seite der Einwand 
des Bekl. nnberftcksichtigt geblieben ist. 



Nr. 25. Entsch. des Oberlaiidesgeriehis Celle. 
3. Civ.-Senat. Vom 27. November 1900. 

(Das Recht I90i Nr. 1 S 24 . 

g i Reichabartpflioht-Ge«. — Art. 42 Einf.-Ges. z. B.G.B. Abtretung des Haftpflicht- 

aispriMlies. 

Wer bei dem Betriebe einer Eisenbahn körperlich Terletzt ist and 
nicht bloss anf Grand des § 1 des Haftpflichtgesetzes von dem Betriebs- 
untemehmer, sondern auch nach den §§ 823 ff. B.O.B, in Verbindung 
mit § 9 des Haftpflichtgesetzes in der Fassung des Art. 42 E.G. z. 
B.G.B, von einer anderen Person für den durch die Verletzung ent- 
standenen Schaden Ersatz verlangen kann, ist nicht verpflichtet, dem 
Betriebsunternehmer gegen Zahlung der £otschädigang seinen Anspruch 
gegen die andere Person abzutreten. 

Ein allgemeiner (-fmndsatz, der die.se Pflicht ausspräche, existiert 
nicht. Das Haltpilichtgesetz enthält einen solchen Satz nicht. Eine 
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Bestiniiüuug, wie die des § 98 des UnfallversiclieruDgsgesetzes ist in 
das Haftpflichtgesetz nicht aufgenommen. 



Nr. 26. Entseli. des ÜiMifsehcn Roiehssrerlehts. 

2. Civil-Senat. Vom 30. Xovem1»er 1900. 

Rechtsweg in Eleass-Lothringen. § I Ges. vom 2. iull 1891, § 47 Auef.-Ges. z. B.6.B. 
Oer Aneprueb auf Untereagang oder Besohränkung der Wasttreitnahiit fir das 
Piapwwli «iiw Eitwibaliiittatl«! tot wsder •!■ EiiirMT la tfea Bastani der EltMtalw- 
aataiia, aMh la dei Eltrabahibtlrlflb und daber deM antoitltolMa RatUiwege atott 

entzogen. 

Seitens der Bekl. wird mit Unrecht die Zulässigkeit des Rechts- 
weges bestritten, indem behauptet wird, das von ihr in der Albe er- 
richtete Pumpweik bilde einen Bestandtheil iiirer Eisenbabnanlage, es 
handle sich deiiinacli um „travaux publics", und deshalb sei wegen der 
dadurch bewirkten Beeinträchtigung der Rechte der Kl., falls solche 
überhaupt vorliege, nur ein Entschädigungsanspruch zulässig, der aber 
im gegenwärtigen Prozesse nicht geltend gemacht werde, üm ,traYaiiz 
pnblics* wttrde es sich nor dann handeln, wenn mit dem Pampwerke 
der Bekl. ein Bestandtheil der Eisenbahn, einer im öffentlichen Interesse 
errichteten Anstalt, hergestellt worden wftre. Dies kann jedoch nicht 
angenommen werden. Das Pumpwerk steht weder iHnmlich im Znsammen- 
hange mit der weit entfernten Bahnanlage, noch dient es dem Zwecke 
einer Ausdehnung oder einer Instandhaltung ders^ben, es bildet viel- 
mehr lediglich eine Veranstaltung zur Beschaffung von Wasser als eines 
Mittels, welches gleich der Kohle zur Führung des Eisenbahnbetriebes 
erforderlich ist, aber selbstverständlich auch auf andere Weise als durch 
das in der Albe errichtete Pumpwerk erlangt werden kann. Die Er- 
richtung desselben ist nicht als im öffentlichen Interesse und in Aus- 
übung des staatlichen Hoheitsrechts erfolgt anzusehen, sondern stellt 
sich als eine geschäftliche Thätigkeit der Bekl. dar, bei welcher diese 
als jaristiscbe Person des Civilrechts, als Verwalterin des Vermögens 
des Beidies hinsichtlieh der Beiehsdsenbahn, gehandelt hat nnd be* 
sBglich deren sie gleich andern VermGgensrerwaltem der Bechtsprechnng 
der Civllgerichte unterliegt. Andererseits bedeutet anch der Elage- 
anspruch, welcher auf Untersagnng oder Beschränkung der Wasser- 
entnahme aus der Albe Seitens der ßekl. gerichtet ist, keinen Eingriff 
in ein staatliclies Hoheitsrecht, insbesondere keinen Eingriff in den 
Bestand der Eisenbabnanlage als solche und keinen unmittelbaren Ein- 
griff in den Eisenbahnbetrieb, und ist daher auch aus diesen Gesichts- 
punkten die Verfolgung der Klageansprüche auf dem Reclitswege nicht 
unzulässig. Dies ist auch insofern nicht der Fall, als die Wasserentnahme 
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der Bekl. durch Beschlüsse des Bezirkspräsidenten zu Metz genelmiigt 
worden ist. Gem&ss § 1 Abs. 1 und 3 des Gesetzes vom 3. Juli 1891 
(Gesetzblatt fQr Elsass-Lothringen S. 82) bedarf jede Anlage von Wasser- 
entnahme der staatlichen Genehmigung und ergeht diese nur unter 
Vorbehalt der Rechte Dritter, nnd Streitigkeiten nnter mehreren 
Berechtigten sind sowohl durch den kürzlich anfgehoben^i Art. 645 c. c. 
als auch durch § 47 des Ausführnnj^sgesetzes zum B.G.B, in Elsass- 
Lotliriiigen vom 17. April 1899 (Gesetzblatt für Elsass-Lothringen S. 43) 
vor die Gerichte gewiesen. Der Staat nimmt in seiner Eigenschaft als 
Uferbesitzor in dipsen Beziehungen keine Ausnahnicstellnng ein, und 
die Bescliliissf, durcli welche seine Anla<zc zur Wasseiontnalinie geneliinigt 
wordeil ist . künneii dalier nicht als suKhe Verwaltungshandlungen er- 
achtet werden, welche den Rechtsweg ausschlössen. 



Nr. 37. Entseh. des Oberlandesgerichts Wien. 
Vom 1. Dezember 1900. 

(Oestorr- Klspnb.-V.Turdii Bl XIV iwi Nrni. a.l5M.) 

I. Die körperliche Verletzung eines Reisenden durch das Zufallen einer Waggonthüre 
während der Fahrt auf einer mit Oampficraft betriebenen Eiaenbabn stellt »ich als eine 
„Ereignung Isi Verkehre^ In SIsse des Qetaltet vem 5. Min 1869, Nr. 27, dar. 

II. Die URterlaMaiii der ii8tlilgeR Vertloht eelteNt de« Reitende« beim Soliliteeeo der 
Waggenthüre, das der Eisenbahnverwaltang, bezw. deren Organen obliegt, beinbaHet 

ein Mitversduilden desselben an dem ihm hiebei zustossenden Unfälle. 

Das Berufungsgericht hat die Berufung des belangten Aerars wider 
den Ausspruch Uber die erhobene Einrede der Unzuständigkeit verworfen, 
denn der Kläger hat unbestritten SHiiic Verletzung durch eine Waggon- 
tliOr einer mit Daini»!' betriebenen Eisenbahn, und zwar während des 
Betriebes, beziehungswt.'ise während einer KLseiibalinfahrt erlitten. Hierin 
liegen alle Kriterien des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, li.-G.-Bl. 
Nr. 27. 

Ob der Kläger diese seine Verletzung selbst verschuldet, oder die- 
selbe mitverschuldet habe, betrifft wobl die Haftongsfrage, aber nicht 
die Gompetenzfra^e, die beim Vorliegen eines objektiven Eisenbahnnnfalles 
nicht bestritten werden kann. 

Da somit eine Ereignung im Verkehre einer mit Dampfkraft be- 
triebenen Eisenbahn Torliegt, hat das belangte Aerar das von ihm be- 
hauptete Selbstverschuldcn des Klägers zu beweisen, widrigens es fttr 
die Folgen der dem Kläger zugegangenen Verletzung aufzukommen hat. 
Im Thatsächlichen steht nun fest, dass eine Waggonthüre des rollenden 
Zuges orten stand, dass eine solche Thiiie den Zweck des Verschlusses 
hat und das Offenstehen um* zum jeweiligen Ein- und Aussteigen dient. 
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Dass l'enier die Obsorge für den regelniässij^en Zustand des Wagen- 
parkes dem Zngspersonale zasteht, bleibt ausser Frage. 

Des Weiteren steht im Thatsäehlichen fest, dass nicht der Kläger 
die Thttre Ofhete« and ihm auch nicht das Scbliessen derselben oblag. 
Das beklagte Aerar bezeichnet selbst die Erschtttternng des Zages während 
der Fahrt als onTermeidlich. 

Für beide Theüe stand fest, dass bei der erwähnten Erschatterong 
das Zufallen der Thüre im Bereiche der Möglichkeit lag. Es bestand 
daher für die Bahn die Pflicht, dieses Zufallen der Tliüre durch Ver- 
schluss hintanzuhalten, während es andererseits dem Kläger oblag, bei 
dem Umstände, als das Gefährliche des Schliessens einer Thür im rollenden 
Zngr umsoiiiehr auf der Hand lag, als der Kläger selbst heftigen Wind 
und den Bestand von Balinbiegnn<ren ronstatirte, die liücliste Vorsicht 
walten zu lassen, als er es uuteruehmeu wollte, die Thüie selbst zu 
schliesseu. 

Dass eine solche Vorsicht nicht beobachtet wurde, ergibt sich aus 
der eigenen Darstellung des Klägers. 

Es kann daher nnr dem ersten Bichter beigepflichtet werden, wenn 
er zom präsamirten Verschulden der Bahn ein Mitverschnlden des Klägers 
annahm und nach § 1304 a. b. O.B. vorging. 

Nr. 2S. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

7. Civil-Senat. Vom 4. Dezember 1900. 

.Tnr. Wochenscbr. XXIX (inot* . Nr n7 % S h<>s» ZitV i:. > 

g 8 Abs. 2. Preuss. Enteign.-6e8. vom II. Juni 1874 erfordert nicht eine getreanta 
AbtoMtnini iet Thellttioka mter Hianfiiaiit dM llellr> uii Mlnderwwtlis; vWnelir 

könne der Werth des TheilstQcke in seinem Zusammenhange mit dem Ganzen zugleich 
geschätzt und ein Einheitspreis aus allen Theilen also z. B. der bebauten und un- 
bebauten — als einheitliches Werthobjekt gefunden und zu Grunde gelegt werden. 

Der Werth des ganzen Iinm<d)ilp flir den Quadratmeter ist 
danach auf 72 Mark 15 Pf. liereclinet, und dcijenige des 203 qm haltcntlen, 
in Frage stehenden Theil.slücks, mithin die zu ermittelnde Entschädi- 
gungssumme, unter entsprechender Vervielfachung des letzterwähnten 
Betrages und Hinzurechnung einzelner kleiner Positionen, welche nicht 
in Streit befangen sind, auf 15898 Mark 75 Pf. festgestellt. Es ist 
nicht zn erkennen, dass diese Art und Weise der rorznnehmenden Ab- 
schätzung mit den betreffenden gesetzlichen Bestimmungen', namentlich 
mit dem Abs. 2 des § 8 des Enteignnngsgesetzes, in Widerspruch steht. 
Durch dieselbe ist, wie es solche den Fall, dass nnr ein Theil des 
niundbesitzes desselben Eigen thümers in Anspruch genommen wird, 
lit zii lende Vorschrift bestimmt, der Werth des abzutretenden Theils 
zugleich mit dem Mehi werth, den derselbe in seinem Zusammenhang 
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mit dem Ganzen hat, und dem Minderwerth, welcher für den Restgrund- 
besitz durch die Abtretung entsteht, klar gestellt. Es kann deshalb 
nicht, wie mit der Bevision an erster Stelle geltend gemacht wird, eine 
Oesetzesyerletznng darin erblickt werden, dass davon abgesehen ist, 
das enteignete Theilst&ck fOr sich absoschfttzen and dem ermittelten 
Betrage den erwähnten Mehr- und Minderwerth hinznzosetien. Wenn 
mit der Revision sodann gerttgt wird, es sei za Unrecht bei der in Rede 
stehenden Werthsfeststellung davon ausgegangen, dass alle Theile eines 
Grundstocks, die bebauten und die unbebauten, ein einheitliches Wertb- 
objekt bildeten, so ist dies unzutreffend. Indem, wie nach dem oben 
Gesagten nicht zu beanstanden, der abg-etretene Theil und der Rest- 
grundbesitz als Ganzes abgeschätzt und zugleich die Baustellencigenschaft 
des ganzen Immobile in Betracht gezogen wurde, war es durchaus ge- 
reclitt'ertigt , eiueu einheitlichen Satz für jeden Theil des fraglichen 
Grundbesitzes, also auch insoweit, als derselbe nach den Bestimmungen 
der Baupolizeiordnuug unbebaut zu lassen war, zu Grunde zu legen. 



>r. £ntseh. des Bezirksgerichts fiir Uandelssachcu iu Wien. 

Vom 9. Dezember 1900. 

(AUgem. TUtf-Au. XZ lim). Nr. SS. a S8S.) 
Wenn eine Partei Schadenersatz ans dem Grunde begehrt, weil von dM Mfgegebenei 
Frtehtiate etwas fehlt, hat eie 2u beweisen, dass ier Ab|asg wihresd des Trast- 

portes erfolgte. 

Nach § 54 (4) Betr.-Regl. machen bezüglich derjenigen Güter, 
deren Aufladen von dem Absender besorgt wird, die Angaben des 
Frachtbriefes iiber das Gewicht, sofern nicht die Nachwieguug seitens 
der Eisenbahn erfolgte nnd dies aof dem Frachtbriefe benrkondet ist, 
gegen die Eisenbahn keinen Beweis. Vorliegend wnrde das Gnt yon 
dem Absender aufgeladen, nnd es fand die Naehwiegang seitens der 
Eisenbahn nicht statt nnd wnrde auch nicht von der Bahn benrkmidet, 
demnach macht die Angabe des Frachtbriefes, in welchem das Gewicht 
bei der Aufgabe mit 11.886 Kg. angegeben ist, gegen die Eisenbahn 
keinen Beweis. Da der Kläger auch sonst nicht beweisen kann, dass 
die Sendung bei der Aufgabe das erwähnte Gewiclit liatte, so steht 
das Gewicht der Sendung bei der Aufgabe nicht fest und es orsclicint 
auch nicht erwiesen, dass seit der Aufgabe bis zur Ablieferung sich 
ein Abgang ergeben hatte. Mit Rücksicht hierauf und mit Rücksicht 
auf § 75 Betr.-Kegl., wonach die Eisenbahn nur für den Schaden, 
welchen ein Gut seit der Annalime zur Befürderung bis zur Ablieferung 
erlitt, zu haften hat, war das Klagebegehren abzuweisen. 
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Nr. 30. Eiiiseli. des Deutsclion Roiehngerieht«. 
7. Civil-Senat. Vom 11. Dezember 1900. 

(Jur. Wochensichr. XXX i\m Nr. t '8. S. 17. ZJff l'.-) 

Ist durch freihändigen Vertrag ein zum Bahnbau erforderliches Grundstück dem Unter« 
nehmer vom Eigenthümer gegen spätere Ermittelung des Kaufpreises durch Sachver- 
atändige überlassen, so kann In Falle einer DilTerenz vom Unternehmer entweder anf 
Erfüllang des KanfVertraiet geklait oder das Entelgnimgsverrahren (S 16 PreuM. 
Cntalgi.>6et.) beantragt, nleht aber beMet nlt einander kombinlrt weNen. 

Das Schriftstück vom 11. März 1896 lautet dabin, dass der Bekl. 
als EigenthOmor des Grondstfieks 28 Garten Krappitz sich Terpflichtet, 

Ton diesem Grundstßck den znm Bau einer Eisenbalni von Neustadt 
nach GogoUn erforderlichen Grund und Boden hiut Zeidinung und 
Vermessungsregister des Landmessers K. vom Sei)tomber 1895 im nn- 
gefähren Flächeninhalt von 2.()1,50 ha der Neustadt-iiogoliner Eisen- 
bahngesellsehat't kiiuHich zu iiberlas.«<en. Der (lesellscliaft wird — so 
lieisst es in dem Schriftstück weiter — die sot'ortif^e l>esitzergreit"ung, 
vorbelialtlit'h der civilrechtlieheu Anspriiclie des \Wk\. g:estattet. die 
Veiziusuu}: des .später zu vereinbarenden ivaulpreises vom Ta^j^e der 
Besitzeigreil ung an auf 5 Prozent festgesetzt und endlich vereinbart, 
dass der Wertli des Grund uud Bodens durch die Taxe von vier Sach- 
verständigen, von denen jeder Vertragstheil zwei za ernennen hat, und 
im Falle, dass diese sich nicht einigen kOnnen, durch den Ausspruch 
eines Obmannes, über dessen Person sich die Parteien zu verständigen 
haben, ermittelt werden soll. Dieses Abkommen stellt einen vollständig 
freiwilligen, lediglich den allgemeinen Regeln Uber Kaufgeschäfte fol- 
genden Kaufvertrag dar, bei dem der Preis durch das sachverständige 
Gutachten dritter Personen festgesetzt werden soll. Als nun der Bekl. 
die Werthsfestsetzung der zusammenberufenen Schätzungskommissioii 
bezw. des Obmannes, über dessen J'erson sich die Parteien geeinigt 
hatten, wegen angeblicher .Miingel des Verfahrens sowie aus anderen 
Gründen nicht anerkennen wollte und in dem Schreiben vom 2. Oktober 
189(3 der Kl. erklärte, dass er auf der Forderung von 70000 ^fark als 
Kaufpreis bestehen bleibe und eventuell anheimgebe, das Eniuignungs- 
verfahren gegen ihn einzuleiten, konnte die Kl. zweierlei tliuu: sie 
konnte entweder gegen den Bekl. auf ErfflUung jenes freiwillig einge- 
gangenen Kaufvertrages klagen, das heisst ihrerseits bei dem Vertrage 
stehen bleiben oder sie konnte das Enteignungsverfahren beantragen, 
das heisst von dem Vertrage abgehen. Sie konnte aber nicht Beides 
zugleich thun, nicht ans dem frdwillig geschlossenen Vertrage einen 
Theil herausgreifen, nämlich die Festsetzung des Kaufpreises durch die 
vereinbarte Schätzungskommission aus diesem geltend machen, im 
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Uebrigen aber das Kntei{?niinp:s verfall ren walten lassen. Der in dem 
Schriftstück vom 11. März 18% niedergelegte Kaufvertrag bildet ein 
einheitliches Ganze; der Werth des freiwillig veräusserten Grand- 
stttcks sollte durch zn wählende dritte Personen festgesetzt werden. 
Fiel die Freiwilligkeit der Yeransserong hinweg nnd trat die Ent- 
eignung ein, 80 kann die Kl. die Vereinbarang darttber, wie der Kanf- 
preis fUr das freiwilUg der El. verkanfte Omndstück ermittelt werden 
sollte, nicht anf die Entschädigung erstrecken, die im Enteignnngs- 
verfahren dem Bekl. zu gewähren ist, mag man die Enteignung 
rechtlich auch als Zwangsverkauf oder wie sonst konstruiren. Jene 
beiden Theile de.s Ireiwilligen Kaufvertrages gehören untrennbar zu- 
sammen und können jedenfalls nicht durrh das Belieben einer Partei 
wider den Willen der anderen von einander gelöst werden. Kiiie andere 
rechtliche Beurtlieilung wäre nur dann möglich, wenn der überein- 
stimmende Wille beider Parteien beim Abschluss des Vertrages vom 
11. ilärz 18'J6 dahin gegangen wäre, dass die Vereinbarung über die 
Art der Ermittelung des Kaufpreises auch im Fall des Eintritts des 
Enteignungsverfahrens Geltung haben solle. Allein es fehlt nicht nur 
jeder Anhalt für die Annahme einer solchen WillensQbereinstimmnng 
der Parteien, sondern es ist auch nicht einmal eine dahin gehende Be- 
hauptung Ton der Kl. aufgestellt worden, so dass diese Hdglichkeit 
hier yOllig ausser Betracht bleiben muss. 



Xr. 31. Entsch. des Oberlaiidesfjerkhts ZweibrUckeu. 

Vom 12. Dezember 1900. 
(Zeltaebr. f. devtaeh. bfli«. Beoht n. ttounSs. ClvSr. Bd. SB. Heft »4. & 17«.) 

EltMbalnfrMhtieMMIfl. BerMM|is| der ElteniMini nr ZilliiaflkfiirdMtNi|. 

Wenn eine Eisenbahnverwaltung, den Bestimmungen des Fracht- 
vertrages nachkommend, eine Waare bei der Einffihrung in das 2^11- 
veieinsgebiet zur Verzollung bringt, nach Ablieferung der Waare aber 
von der Zollbehörde wegen Zahlung eines erhöhten Zollbetrages in An- 
spruch genommen und von einem ausländischen Gerichte, vor dem sie 
Becht nehmen muss, zur Zahlung verurtheilt worden ist, so kann sie 
von dem inländischen Versender, dem sie von den ge^^( n sie erhobenen 
Ansprüchen rechtzeitig Kenntnis gegeben hat, Ersatz des Zollbetrages 
und der Pi'ozcsskosten verlangen, ohne da.ss dieser vor dem inländischen 
Gerichte zu dein Beweise zuzulassen wäre, dass der erhöhte Zoll mit 
Unrecht angefordert wordeu sei. 
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Nr. 8S. Entseh. des Deutschen Belehsseriehts 
6. Givil-Senat. Tom 13. Dezember 1900. 

(Jur. Wochenachr. X\X 1901 1 Nr. 4 5 S. Sl ! 

Civ.-Proz.-Ord. g 268. Einwajul der Rechtshängigkeit gegen die Klage auf Unfall- 

entiobädigung. 

Der I. R. hat den Einwand der Bechtebftngigkeit deshalb für be- 
giikodet erachtet, weil die vorliegende Klage auf demselben Klag- 
Aindament beruhe wie die früher angestrengte, zur Zeit in der Be- 
mfangsinstaius sehwebende Klage und wdl also der KL den erhobenen 
Ansprach durch Erweiterung des in dem Vorprozess gestellten Antrages 
in der Beruf ungsin stanz g^emäss §§ 529, 268 der C.P.O. hätte geltend 
machen müssen. Der ß.R. dagegen hat die erwähnte prozeBShindernde 
Einrede mit der Begründung verworfen: das in dem Vorprozesse Ent- 
schiedene sei niclit Geg^enstand des jetzigen iiechtsstreites, der jetzt 
erhobene Ansi)rucli sei i]<'ni Gegenstande nacli ein anderer als der dort 
, geltend gt-machie; es liege Identität der Parteien und des thatsäch- 
lichen und reclitliciien Klagegrundes vt»r, aber nicht aucli Lientität der 
Streitsache. Der Kl. habe im früheren Prozesse einen Theil des 
ihm durch den Unfall entstandenen gesammten Schadens eingeklagt und 
jetzt mache er den anderen Theil geltend, was nach keinem Gesetz 
verboten, vielmehr allseitig als zulässig erkannt sei. Dieser rechtlichen 
Beurtheilung des Streitfalles konnte man nicht beipflichten. 

Nr. Entscli. dos Deutschen llek*hs^:('r!('hts. 
2. Civil-Senat. Vom 14. Dezember 1900. 

^Das Keclit. 1901. Nr.it. ä. 61.) 

f I Releliihaflfi.-fiei. VenisMtauiflM in etiMMn VerteheMtat, intbeMwIers bei 
UsNnehreltm ier tialn eli«r StraMesbalui. 

a) Für die Frage, ob die Haftung des ßetriebsunternehmers nach 
§ 1 des Haftpflichtgesetzes wegen eigenen Verschuldens des Ver- 
letzten ausgeschlossen ist, kommt es darauf an, ob der Verletzte bei 
Anwendung der nach den Umständen, insbes. nach der vorhandenen 
Gefahr, geboten(Mi Soigfalt und Vorsicht den eingetretenen Erl'olg als 
eine mögliche F(tlge seines Verhaltens liätte voraussehen kiiunen. ( Vgl. 
Entsch. des K.-G. Bd. 13 S. 9 und Bd. 38 S. 134.) Je nach den Um- 
ständen, insbes. je nach Anlage der Bahnanlage und der durch die Art 
des Betriebes bedingten Grösse der Gefahr, kann also die zu be- 
obachtende Sorgfalt eine verschiedene sein. So ist, wenn es sich um 
eine Eisenbahn handelt, die auf einer dem öffentlichen Verkehr dienen- 
den Strasse angelegt wurde, das Publikum zu einer grosseren Acht- 
samkeit auf die kommenden Zflge veiitflichtet, als es zu deijenigen 

*) Die ausluhiliche Begründung dieser Eutscliiidung lul^jt im uüchslen lieft. 

8* 
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Zeit erforderlicli war, in der die EisenbahnzQge nnr aof einem be- 
sonderen, eingefriedigten Bahnkörper verkeliiteii. 

b) Die Auffassung, nicht in jeder Gefahr bringenden Annähernng 
an eine solche, auf einer öffeiitlichen Strasse angelegte Bahn sei unter 
allen ünistäiulen ein Verschulden zu finden, auch sei dem Publikum 
niclit zuzunmteu, sich jedes Mal bei dem Teberscln eiten der Geleise 
einer solchen Bahn nach etwa naliendeii Zii^^en Hinzusehen, enthält 
einen Rechtsinlum nicht. In dieser Beziehung kunimt in Betiacht, 
dass eine solche Bahnstrecke nicht nur dazu bestimmt ist, dem Buhn- 
betriebe zu dienen, sondern als Bestandteil der öffentlichen Strasse auch 
äern Verkehr des Pablikums dient. Auch ergiebt sich aus den Be- 
stimmungen der die VerhSltnisse der Nebeobabnen regelnden Bahn- 
ordnung Tom 6. Juli 1892, dass das Publikum bei dem Betriebe der- 
artiger Bahnen yon dem nahenden Zuge durch Läuten oder sonstige 
Signale in Kenntnis gesetzt werden soll. 



Kr. 84. Entsek. des Beatsehen Releksgerlchts. 
2. Givil-Senat. Vom 14. Dezember 1900. 

Tnr Wochenschr \\X (ISWD. Nr. 4;5. S. 40. Ziff. 19. i 
Reichshaftpflichtgesetz § I. Das eigene Verschulden des Verletzten muss nach Mass- 
gabe der ihm nach den Umständen gebotenen Sorgfalt und Vorsicht beurtheilt werden. 

Für die Frage naudich, oh im einzelnen Falle die Haftung des 
Betriebsunternoliniers wegen eigenen Verschuldens des Verletzten gemäss 
§ 1 des Hat'tptlichtgesetzes vom 7. Juni 1871 ausgeschlossen ist, ist 
massgebend, ob der Verletzte bei Anwendung der nach den Umständen 
gebotenen Sorgfalt und Vorsieht den eingetretenen Erfolg als eine mög- 
liche Folge seines Verhaltens hatte roraussehen können; yergl. Entsch. 
des B.G. Bd. 13 8. 9 und Bd. 38 8. 134. Es kommt also vor Allem 
darauf an, ob der Vemnglfickte das den gegebenen Umst&nden, insbe- 
sondere der rorhandenen Gefahr entsprechende Mass von 8org-> 
falt und Vorsicht zur Vermeidung des Unfalls angewendet hat Hier- 
nach ist die von dem Publikum dem Eisenbahnbetrieb gegenüber zu 
beobaclitende Vorsicht, deren Vernachlässigung Seitens eines Verletzten 
ein Verschulden desselben im Sinne des § 1 cit. begründet, nicht in 
allen Fällen in gleicher Weise, sundeni Je nach den Umständen, 
insbesondere je nach der Beschaffenheit der Bahnanlage und je nach 
der durch die Art des Betriebs bedingten Grüssse der Gefahr ver- 
schieden zu bestimmen. Wenn also insbesondere eine Eisenbahn auf 
einer dem öftentlichen Verkehr dienenden Strasse angelegt ist, — was 
nach § 7 Abs. 1 der Bahuordnung lür die Nebeueisenbahncn Deutsch- 
lands vom 5. Juli 1892 auf Grund einer Bestimmung der Aufsichts- 
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bt'hürde znliissi«? ist, — so ist iinbüdeuklich das eine solche Strasse 
beuützende Publikum zur Achtsamkeit auf die auf derselben fahrenden 
Eisenbahnzüge vcri>llichtet, obgk-ich eine solche Achtsamkeit bei der 
früher allgemein üblichen Anlage der Kisenbahueu auf einem besondeni 
eingefriedigten Bahnkörper zur Vermeidung von Betriebsanfällen in der 
Regel nicbt erforderlich war. Namentlich bietet das B.H.G. und dessen 
Entstehungsgeschichte keinen Anhalt f&r die dem hervorgehobenen 
Satze des B.U. zu Grunde liegende Annahme, dass der Gesetzgeber 
bei AnfstellnDg des Begrilb des eignen Verschaldens das Publikum fftr 
alle Zukunft nar zu demjenigen Masse von Vorsicht dem Eisenbahn- 
betriebe gegenüber habe verpflichten wollen, welches der zur Zeit des 
Erlasses des Gesetzes üblichen Beschaffenheit der Eisenbahnanlagen 
und des Betriebs entsprach. 

Nr.S5. £ntsch. des Oborsoriehts Schaff hausen. ^) 

Vom 15. Dezember 1900. 

(ZeiUckr. f. d. iDtoruat. Eiaeub.-Tran8i>. IX. Nr. 4. S. III.) 

Die Bettlsmaif der Art 44 Abt. I. §tt Intinationale UdertiakoBaea gilt aaob für 

fraakhia Saadaaiea. 

Das Obergericht kann der Auffassung der ersten Instanz nidit bei- 
pflichten, vielmehr gelangt es dazu, die Voraussetzungen, an welche 
hier das Erlöschen der Ansprüche aus dem Frachtvertrage geknüpft ist, 

als erfüllt zu betrachten, wenn nur schlechthin die Thatsachen vorliegen, 
dass Zahlung geleistet und die Ware angenommen worden ist, ohne Rück- 
ncht darauf, ob die Fracht vor oder nach dem Transport bezahlt worden ist. 

Für diese Auffassung spricht vor allem der Wortlaut der in Frage 
stchfudcu Restimmun<>\ die nicht besa^rt, von wem oder wann die Be- 
zahlung der P'rachtji^ebühren erfolgt sein müsse. 

Sie ergibt .sich aber auch aus dem 8inne und Geist der Bestinnnung 
selber. Offenbar ist die Bedeutung derselben die, dass die Hahn, die 
einen Transport übernummeu hat, in einem gewissen Zeitpunkte ent- 
lastet werden soll, zu welchem Zwecke die Bechtsvermutung der Ge- 
nehmigung des Transportes bestehen soll, sobald eine gewisse Bedingung 
erfüllt ist Diese Bedingung ist die Thatsache der Annahme des Gutes 
seitens des Adressaten. Neben der Annahme des Gutes ist nun aller- 
dings in Artikel 44, Absatz 1, auch die Zahlung der Frachtgebühren 



'i Dieses Erkeimtni.^s stellt mit den Entscheidungen dir hnrhsten Deutschen Ge- 
richtshöfe im Widerspruch (s. Entsch. d. Reichs<djorhiUideUgericht3 Bd. 13 S. 414 
nud des Reichsgerichts Bd. 25 S. 32); ehenau auch mit der in der Literatur berrscbenden 
Mdiiing (s. IQger, Intaraat Uebwdnk. S. 701 und Deatsebe Sb»nl»liii>7ericehn-0rd- 
BQBg 2. Aufl. 8. 666 und die dort aQfgefnhrten Aatoren). 
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erwähnt, alleiu dies <]:oscliielit olVeiibar nur, weil die Zahlung der Fracht- 
gebühreu die Vorbedingung für die Annahme des Gutes ist. Dies ergibt 
sich denUleli ans Art. IG des Uebereiiikoiiime]». Nach Absatz 1 dieser 
BestimmaDg mnss der Adressat die Frachtgebttbren entrichten, um den 
Besitz des Frachtbriefes and das Yerfftgangsrecht Uber das Frachtgut 
zn erlangen. Der Zahlung der OebOhren kann darnach nicht die Be- 
dentang eines Aktes der Bülignng des Transportes znkommen. Diese 
geschieht vielmehr erst dnrch die Annahme des Gates. . 

Ans diesem Grunde erscheint es als total unwesentlich, von wem 
die Zahlung der Fracht geleistet worden ist. 

Es ist auch in Anbetracht des Zweckes der fraglichen Bestimmung 
in der That nicht einzusehen, weshalb die erwähnte Kechtsvermutung 
1h i der Frankofracht keine Anwendung finden sullte. Eine Sclilechter- 
slellung der Bahn in diesem Falle hätte faktisch keinen Sinn. Unter 
Umständen würde damit geradezu eine Unbilligkeit <j:eschatten, so z. B. 
wenn eine Balm in gewissen Notstandszeiten für bestimmte Güter ganze 
oder teilweise Freitracht bewilligt. 

Auch vom Standpunkte des Adressaten aus ist kein Grund erfind- 
lich, aus dem sich eine Ausnahme bei der Frankoft^acht rechtfertigte. 
Es kann nicht eingewendet werden, der Empfänger sei hier von vorne- 
herein schlechter gestellt, weil die Genehmigung hier nur durch einen 
Akt, nämlich durch den Empfang des Gutes, manifestiert werden könne, 
währenddem im andern Falle die Zahlung der Gebfihren hinzukomme; 
denn, wie schon oben ansgeftthrt, kann diese Handlung fiberhau])t nicht 
als ein Akt der Genehmigung aufgefasst werden, da ja der Empfänger 
erst durch die Zahlungsleistung die Gelegenheit erhält, eine Prüfung 
des Gutes vorzunehmen. Bevor diese aber erfolgt ist, kann von einer 
Billigung selbstverständlich keine Rede sein. 



Nr. ;$(>. Kntscli. «I«*s Deutschen Keichsgerichts. 

7. Civil-Senut. Vum 18. Dezember 1900. 

fJur. WochiMiscIir XXX 19011. Nr. l,'.) ii. Ziff. 33 ) 

Rückerstattung einer auf Grund des $ 34 des Preuss. Enteign.-fies. v. II. Juni 1874 

' lelelstetM Zabimi. 

Der § 165 Tbl. I Tit. 16 des A.L.B. schreibt vor, dass durch eine 
ohne schriftlichen Vorbehalt geleistete Zahlung in der Bogel die Ein- 
wendungen verloren gehen, welche der Zahlende dem anderen hätte 
entgegensetzen können. Daraus ist mit Foerster-Eecius, 7. Aufl., Bd. I 

S. 563, zu folgern, dass, wenn besondere Umstände vorliegen, auch 
eine ohne Vorbehalt geforderte Zahluug als Zahlung einer Nichtschuld 
zurückgefordert werden kann. Solche Umstände sind nun bei der hier 
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in Rede stehenden Sachlage darin zu finden, dass, wie im Piozess vom 
Bekl. nicht bestritten worden, die fragliche Zaidung nur erloigt ist, 
um den bei der Behörde gestellten Antrag zu begründen, wegen dring- 
licher Verhältnisse Beschluss dahin zu erlassen, dass die Enteignung 
sofort, also vor dem rechtskräftigen Feststeheu der Eutschädiguugs- 
snmmc, geschehe, in Verbindung damit, dass eben nach dem Gesetee 
34) die erstrebte Verfttgung nur von Wirksamkeit war, sobald jene 
Zahlung erfolgte. Die Ausftthnug des Bkl., dass die fraglicho Ge- 
setsesbestimmnng neben der Zahlung die Hinterlegung der betreifenden 
Summe gestatte, trifft nicht zu, da, wie der betreifende Abschnitt des 
Bnteignnngsgesetzes in seinem Znsammenhange ergiebt, die Hinter- 
legung nur in dem hier nicht in Betracht kommenden Falle des § 37 
ausreichen würde. Es fällt auch nicht ins Gewidit, wie die Bevision 
femer meint, dass vorliegend, wie behauptet wird, es an einer Ver- 
anlassung gemangelt, den in Hede stehenden Antrag aus § 34 des Ent- 
eignungsgesetzes zu stellen, da «Icr Kl. auch zuvor nicht behindert ge- 
wesen, die fragliche Chausseestrecke zu benutzen. Es steht eben da- 
durch, dass dem Antrage stattgegeben, in welcher Richtung nur das 
p]rmessen der angerufenen Behörde entscheidet, fest, dass die Ver- 
anlassung vorlag. Diese Erwägungen ergeben, dass dem hier zu be- 
urtheflenden Anspruch auf Bftckerstattung dner Zahlung der citirte 
§ 165 nicht entgegen steht, wie solches auch schon yom L.G. ange- 
nommen ist. 



Nr. 37. Entseh. des (ksterr. Verwaltnngs-GeriehtHliofi». 

Vom 29. Dezember 1900. 

(Icstcrr Kisenli Vfronhi Bl \IV (IMI). Nr. 60. S. liST. j 

Bafiriff der „Eisenbababauten'S welche die Bewilligung der BtsbehBrden nicht erfordern. 

Die Bauordnung für das Königreich Böhmen vom 8. Jänner 1880, 
L.-G.-Bl. Nr. 5, bestimmt im § 27, Alinea 2, dass jene Baufidirungeu 
der Eisenbahn- Verwaltungen, für welche die diesbezüglichen I'liine 
von der Staatsverwaltung geiitdunigt sind, die Bewilligung der 
Baubehörde nicht erfordern; § 45 lautet dahin, dass bei Baufiihrnngeu 
auf Eisenbiihii-G rundstücken die hierüber bestehenden besonderen 
Vorschriften zu beachteu sind, uud der § 134 bestimmte ebenso, dass 
bei Bauten der Eisenbahn-Verwaltungen die hiefttr bestehenden 
besonderen Bestimmungen massgebend sind. 

Alle diese Bestimmungen gehen dahin, dass die eben erwiUinten 
Banfnhrungen von der Competenz der in der Bauordnung bezeichneten 
Banbehörden ausgeschlossen und nach den hierilber bestehenden be- 
sonderen Voi-schriften zu behandeln sind, und es sind daher diese be- 
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sonderen Vorschriften lur die Beurtlieilung der Frage, ob zur Priilung 
der vorliegenden Projecte die Baubeliörden oder aber das Eiseubahn- 
ministeriuni berufen erseheinen, zur Omndlage zu nehmen. 

Aas den Bestimmungen der §§ 2, 6, 9 und 10, lit a), des Eisen- 
bahn -Concessionsgesetzes vom 14. September 1854, R.-G.-B1. Nr. 238, 
sowie aus den Bestimmungen der §§ 4, 15, 16, 17, Absatz 4, 19 und 25 
der Ministerialverordnung vom 25. Jänner 1879, B.-G.-Bl. Nr. 19, geht 
hervor, dass Eisenbalmbauteu als ein Ganzes aufzufassen sind, und 
(Inss die £nt>rli(-i(lung über die Zulässi>>keit oder Unzulässigkeit der 
Anlagen und BauuusfTilirnngen bei Eisenbahnen mit Ausschluss eines 
jeden Instanzenznfres dem ^linistcriuni zusteht. 

Als iMseiilKiliiiliauleu wt-rdeii niiii sicher alle jene Bauausfiihrunj^en 
zu bezeichnen sein, weiche die Jierstellnn«jf der Eisenbahn selbst, suwie 
der zum Eisenbahnbetriebe eriorderlirheii Gebäude (Stationsgebäude, 
Wächterhiuiser, Magazine etc.) innerhall) des dem Betriebe dienenden 
Kay uns bet reifen ; es werden sich aber als derlei Bauten auch solche 
Bauausführungen daratellen, welche, ohne Betriebszwecken der Eisen- 
bahn zu dienen, „auf einer Bahn*, also auf Bahngrund, errichtet 
werden sollen, weil es sich bei einer solchen Bauansf&hmng, mag die- 
selbe welchen Zwecken immer dienen, um die Bfidcwlrkung derselben 
auf die Bahn, den Bahnbetrieb handelt, und wird bei allen solchen 
Bauausführungen die Ck)mpetenz des Eisenbahnministeriums gegeben sein. 

Fftr Banten ausserhalb einer Bahn nnd nicht auf Grundstftcken, 
welche zum Betriebe der P^isenbahn zu dienen haben (§ 2 des Gesetzes 
vom 19. Mai 1874, It.-G.-Bl. Xr. 70), wird jedoch diese Competenz nicht 
vorhanden sein, da sie nur in d<i" Eigenart des Bahnbetriebes und der 
hiebei wahrzunehmenden üftentlirluMi Interessen ihre Begründung findet. 

Dass das hier in Betracht kuniniende (Grundstück ein soh-ht'S ist. 
wcklifS zum Betriebe der Eisenbahn zu dienen hätte, wird nicht be- 
hauptet, nnd es kann di'r Umstand, dass dasselbe von der Eisenbahn- 
verwaltung angekauft, und wenn auch nicht zu Betriebszwecken, so 
doch zu anderen mit der Eisenbahnunternehmung verbundenen Zwecken 
verwendet werden soll, nicht dazu dienen, dieses Qnindstfick als ein 
EisenbahngrundstBck in oben dargelegtem Sinne zu qualiflciren. 

Nicht der snbjective Gesichtspunkt des Eigenthumsverhältnisses, 
beziehungsweise der Zugehörigkeit zu einem privilegu'ten Rechtssubjecte, 
sondern der sachliche Gesichtspunkt der BauausinhruDg ,auf Eisen- 
Bahngrund", beziehungsweise für unmittelbare Betriebszwecke, ist für 
die Exempti« n \ n der sonst durch die Bauordnung normirten Compe- 
tenz massgebend. 
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Nr. 38. Kiitscli. (los DontsclHMi Roie]isu:4>i-icIit8. 
6. Civil-Senat. Vom 3. Januar 1901. 

Fir iNa Zulassung einer Eisenbahn als Kleinbahn gicbt zwar § I des Preoss. Klelnbahn- 
ges. V. 28. Juli 1892 eine gewisse Direktive, aber keine unbedingt massgebende Vor- 
schrift. VIelmeiir liaben die zuständigen Behörden zu prüfen, ob die Bahn für den 
idlimeliim Verkehr ven nar gerleger Bedentni Ist end daher dem Eieeahahegeeetz 
Yoai 3. Neveaiher 1838 aloM aaterliegt, und Meraaeb Eateofaeidang za treflTea. 

Das Gesetz vom 28. Juli 1892 Qber KleinbahoeD enthlUt keine be- 
stimmte Vorschriften dar&ber, wann die Herstellung und der Betrieb 
einer Eisenbahn als Kleinbahn erfolgen darf. Es ist im § 1 des Ge- 
scfzr? nur ans;]:espior]ion. dass Kleinbahnen die dem Öffentlichen Ver- 
kehr dienenden Eisenbahnen sind, welrhe wegen ilirer geringen Be- 
deutung für den allgemeinen Verkehr dem ^lesetzc iiber die Eiscnbabn- 
uuteriiehmuiigon vom 8. März 1888 nicht unterliegen, insljesundinc der 
Regel nach solche l>;ihiieii. welche hau[>ts:ichlich den örtlichen ^'elkeIll■ 
innerhalb eines Uemeimlebezirk.s oder Itenachbartei- ( ienuiiidebczii kc 
vermitteln, sowie Bahnen, welche nicht mit Lukoniotiven betrieben 
werden. Wie die Motive zu dem Entwürfe des Gesetzes und die Ver- 
haadliingen der Kommission des Herrenhauses und des Abgeordneten- 
hauses ergeben, hat man den Versuch gemacht, den Begriff der Klein- 
baJin positiv näher festzustellen, ist aber zu der Ueberzengung gelangt, 
dass dies nicht ausfahrbar sei. Die erwähnte Vorschrift des § 1 Abs. 2 
des Gesetzes giebt der Behörde wohl eine gewisse Direktive. Sie ist 
aber nicht unbedingt massgebend, da selbst die dort bezeichneten 
Bahnen nur „in der Regel" als Kleinbahnen gelten sollen, die ent- 
scheidende Behörde mithin immer iio -Ii zu prüfen hat, ob die betrelt'ende 
Bahn von geringer Bedeutung tiir den allgemeinen Verkehr ist und 
deshalb den Vorschriften des Gesetzes vom 8. November 1888 nicht 
unterliegt. Ans dem Gesetze konnte Kl. hiern.K Ii nicht ersehen, nh die 
in Aus.sicht geimunnene Bahn als Kleinbahn hergestellt und betrieben 
werden durfte, wie auch Bekl. bei Ausstellung des Reverses vom '28. 
Oktober 1898 die Anlage der Kleinbahn oll'enbar für zuliissig hielt. 
Diejenige Behörde, welche die Genehmigung zur Herstellung und zum 
Betriebe einer Kleinbahn zn ertheiten hat, hat damit auch darüber zu 
entscheiden, ob die Bahn zu den im § 1 des citirten Gesetzes bezeich- 
neten zn rechnen ist. Erst, wenn diese Behörde Bedenken hat, hat 
aof Anrufen der Betheiligten hier&ber das Staatsministerium zn ent- 
schdcleii. § 1 Abs. 3, § 2 des Gesetzes; Eger, Kleinbahngesetz S.dl,32; 
Gleim desgleichen Note 6 zu § 1. Die Entscheidung stand also nach 
§ 3 des Gesetzes im vorliegenden Falle dem Regierungspräsidenten von 
Oppeln zn. An diesen hatte sich der Kl. schon vor Ansstellnng des 
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Ke Verses vom 23. Oktober 1893 gewendet und am 1. Februar 1893 den 
Bescheid erbalteu, dass der Regierungspräsident dem Antrage des KI. 
auf Erbauung der Kleinbahnlinie, der auch in technischer Beziehung 
noch durch andere Unterlagen unterstützt werden mtksse, erst näher 
treten würde, wenn die Finanzirung des Unternehmens nachgewiesen 
wAre. Ein Zweifel darüber, ob die Bahn überhaupt als Kleinbahn 
werde zugelassen werden, ist in diesem Schreiben nicht angeregt Unter 
diesen riDstiiiiden konnte das B.G. ohne Bechtsirrthum annelimen, dass 
dem Kl. kein Versclmlden zur Last fällt, wenn er sich vor .\nt'ei ti>nng 
der Vorarbeiten nicht Gewissheit darüber yerschafft hat, dass die Balm 
als Kleinbahn werde genehmigt werden. 

Nr. 30. Entsch. des DentM'licn KficliK^^crichts. 

6. Civil-Seiiat. Vom 7. Januar 1901. 

'.lur Wo.'lii iisi Kr X.XX lOuH. Nr, S «4. Zlrt' IH.i 

Reichshaftpflichtgesetz § I. Auch bei Unfällen, die sich auf dem Bahnliörper (Sturz 
bein Ueberschreiten des Bahnsteigs) ereignen, ist für die Aaweidung des § I der 
ZasaaisMlHni alt iton «igmrthlnitolmi Ssfahres das EltralMibibetrMt erfsrierlieh. 

* 

Das angezogene Oesetz bezwecke, nur gegen solche Gefahren Schutz 
zu gewähren, die dem Eisenbahnbetriebe vor anderen Transportarten 
dgenthttmlich seien, und setze daher yorans, dass sich der Unfall »beim 

Betriebe einer Eisenbahn" zugetragen habe. Dazu gehöre, dass die 
Verletznn«,^ bei der Vorbereitung, Durchführung oder dem Abschlüsse 
des Betriebes eingetreten aei und nach den Umständen wenigstens ein 
mittelbarer Zusammenhang des Unfalls mit der dem Eisenbahnbetrieb 
besondeieii (Tenilirliclikeit sich als möglidi darstelle. Hieran fehle es 
im vorliegenden Falle, wu der Kl. iiarli Verlassen des Zn'j:s lu'im Ueber- 
schreiten des Bahnsteigs verunglückt sei. Der Zusammenhang zwischen 
dem Unfälle und dem Bahnbetrieb sei hier ein rein zufälliger und ört- 
licher und der Unfall hätte an sich betrachtet unter sonst gleichen 
Verhälmissen den Kl. ebensowohl beim Ueberschreiten jeder öflentUchen 
Strasse treffen können. Es h&tte daher der Kl., um zur Anwendung 
des Haftpflichtgesetzes zu gelangen, besondere, den Sturz urs&chlich 
beeinflussende und aus derOeffthrlichkeit des Bahnbetriebs sich ergebende 
Umstände nachweisen müssen. Dieser Nachweis, insbesondere der der 
Behauptung, dass der Sturz des Kl. durch ein starkes, durch die Eile 
und den Verkehr bewirktes Gedränge herbeigeführt worden sei, sei 
nicht erbracht. Diese Ausfnhrungen lassen einen Rechtsirrthum nicht 
erkennen; sie entsprechen der ständigen Rechtsprechung desR.O.H.G. 
und des R.G. 
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Kr, 40. Eutsc'li. des Deiitschoii Uoichs&rorlelits« 

7. Civü-Senat. Vom 8. Jauuar 1901. 

§ 30 Preu88. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. Für den Richter Ist der Im Enteignungs- 
verfahren festgesetzte Entsohädigungsfeststellungsbeschluss und das Sachverständigen- 
futacbten In diesen weder massgebend, noch Ist er gehalten, dies als Grundlage seiner 

Die Beyisioii glaubt das Verfahren des B.B. damit bek&mpfen za 
kOnneo, dass sie den Omndsats aufstellt, wenn im Eoteignangsverfahren 
der Bechtsweg beschritten werde, so bildeten die Grundlage für das 
geiichtliche Verfahren bezfiglich der Entschftdignog der Eutschftdigungs- 
festsetzungsbeschluss der Verwaltungsbehörde sowie die für diesen mass- 
gebend gewesenen Gntacfaten der in jenem Verfahren gehörten Sach- 
verständigen ; der Richter dürfe von jener Grundlage nur insoweit ab- 
Nveiclieii, als er diese Abweichunfjeii, namentlicli auch von den Schätziings- 
ergebnissen jenei- Sachverständigen, besonders zu begründen in der Lage 
s.ei. Dieser Grundsalz — su führt die Revision weiter aus — sei hier 
verletzt. Diese Beschwerde zerfällt damit, dass der von der Revision 
aufgestellte Grundsatz in Wirklichkeit nicht existirt. Wenn im Ent- 
eignuugsverfahreu der Rechtsweg beschritten wird, so bat der Kicbter 
innerhalb der Parteiantiüge nach seinem Ermessen ftber die Ent^ 
sch&diguug auf Qmnd der Ton ihm etwa bewirkten Beweisaufnahme 
zu erkennen. Eine Verbindlichkeit, den Entschftdignngsbeschluss des 
Bezirksausschusses und die Gutachten der im Verwaltnngsverfahren ge- 
hörten Sachverstftndigen als die Grundlage fttr seine Entscheidung an- 
zusehen und sich, im Falle er davon abweichen will, in besonderer 
Begründung damit auseinanderzusetzen, besteht für den Richter nicht. 
Daher war auch im gegenwärtigen Falle der B.R. nicht verpflichtet, 
die Gutachten der im Verwaltungsverfahren vernommenen Sachverstän- 
digen zu berücksichtigen. 



Nr. 41. Entseh. des Pentsehen Beichsgerlehts. 

3. Civil-Senat. Vom 8. Januar 1901. 

FIr «• SlQlitrang und BtlMebtisi PrivatwefM bat dtr EiimrtUMMr is ttriM 
■■i » haften, wem er derei BMBtzoni dtn Publiknn gestattet, daher aech der 
EleeabahaMuit flr die Laufstege einer Eisenbahnbriloke, die er deoi allieneiaei 

Verkehr überlassen hat. 

Richtig ist zwar, dass für die Sicherung der öffentlichen Wege, 
insbesondere für die dazu nüthige Beleuchtung, öffentliche Organe und 
regelmässig die Geineinden iiinerlialb des Gemeindebezirks zu sorgen 
haben, auch daun, wenn der Grund und üodeu, Uber weicheu der otfeut- 
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liehe Weg führt, im Piivateigciiüium steht. Das setzt aber voiaiis, 
dass der Weg als ein üfteutlicher von der zuständigen Verwaltungs- 
t>eh5rde anerkannt oder fibemommen nnd damit den VorBchriften tber 
Öffentliche Wege unterworfen ist Ein Gmndeigentbttmcr kann nicht 
einen von ihm angelegten Weg dadurch, dass er die allgemeine Be- 
nutzung gestattet, derart zu einem öffentlichen machen, dass die Qe- 
moinde ffir die Sicherung und Beleuchtung zu sorgen nnd zu haften 
hat Dass aber im vorliegenden Fall die Laufstege als Öffentliche Wege 
anerkannt oder iibcrnüninien worden seien, ist nicht behauptet. Aus 
dem VorstelieiKhii folgt allerdings nicht, dass der ürundeigenthiimer 
allgemein die Pllielit hat. auf Wegen, deren Heniitznng er bestimmten 
Dritten oder auch dem allgemeinen Pnblikuiii geslallet. die zur Sieliernng 
der Pa.s.<;iiitfii bei Tage uml bpj Nacht erlunlcrUrhen Vorkehrungen 
zu treft'en, in.>>besundere sie zur Xai litzeii zu beleuciiten. Es wird viel- 
mehr diese Pllicht im Kiiizrl lalle davon aiiliäiigen, inwieweit der Eigen- 
tliüiuer durch die Von iiiui getiutlenen Kiiiriclitungen und das Mass des 
gestatteten Verkehrs zu erkennen gegeben, bezw. das Publikum zu der 
Annahme veranlasst hat, dass ein einem Öffentlichen Verkehrsweg 
gleichstehender, bei Tag und bei Nacht genfigende Sicherheit bietender 
Weg hergestellt nnd erOfihet sei. Ist der Eigenthümer in dieser Weise 
vorgegangen, so hat er gleichwie die Öffentlichen Organe bei den von 
ihnen Übernommenen und anerkannten Öffentlichen Wegen dafür Sorge 
zu tragen, dass der Weg in einem ordnungsmässigen, die Sicherheit des 
passirenden Publikums nicht gefährdenden Zustande si< h befindet. Im 
vorliegenden Fall hat nun der Bekl. in äusserst verkehrsreicher Gegend, 
in welcher nur ganz wenige Brücken den Verkehr vermitteln, iiber 
seinen eigenen Pedaif hinaus die Lanf.slege beigestellt, sie mit den 
übrigen öHentlichen Wegen durch Treppeiiaul^äiige, die, wie der Bekl. 
selbst durch Anbringen dei- Laternen anerkannt hat, bei Nacht nicht 
ungefalitlii Ii sind, verbundeu und sie dem unbeschränkten allgemeinen 
Verkehr, wie andere Orlswege überlassen. Es hat auch seit lauger 
Zeit das Publikum in ausgedehntestem Masse die Stege bei Tag und 
bei Nacht benOtzt und hat auch die Anbringung der Laternen daza 
beigetragen, die Annahme des Publikums, dass es sich um einen ver- 
kehrssicheren Weg handle, zu rechtfertigen. Unter diesen Umstibiden 
hat der Bekl. fttr die Sicherheit des Publikums, insbesondere für eine 
ausreichend gesichei'te Belenchtnng der gefährlichen Stellen, wie der 
Treppenaufgänge, zu sorgen. Es entspricht dies den auf Ornnd der 
lex Aquilia ausgebildeten Bechtsgrundsätzen. 
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Nr. 43. Entiwh. des Bevtsehen Relehsgerlehts. 
2. Civil-Senat. Vom 11. Jannar 1901. 

(JarWodMuehr. ZZXdSOt). Nr. 8/11. ass. Zlir.41.) 

§ 8 PrwM.Eiitolgii.-6M. v. II. Juni 1874. Im Falle ehiar iMettNdliei BaalMMhritokiag, 

wie die nach § I des Deichgesetzes vorgesehene behördlichr Grnphmigung für Bnutpn 
im Inundationsgebiete, icann eine Entsctiädigung nicht beansprucht werden. Denn die 
blosse Möglichkeit, dass die Bauerlaubniss ertheiit werden Icönne, verleiht dem qu. 

QrviHlttQefce alobt die Banplati^flraeoliafl. 

Die Kl. liatten ein (iruiulstück erworben, dessen Erliöhmig, weil 
es im Inundationsgebiet liegt, soweit dieselbe die Ausbreitung des aas 
den Ufern des Flusses tretenden Wassers behindert, nach § 1 des Ge> 
setze« fiber das Deichwesen vom 28. Jannar 1848 nnd § 96 ^ des Za- 
stftndigkeitsgesetzes vom 1. Äugost 1883 nur mit Qenehmigung des Be- 
zirksausschusses erfolgen darf. Danach besteht bezüglich solcher, im 
Inundationsgebiet gelegener Grundstücke keine absolute Eigenthnms- 
beschränkung, sondern nur das ErfonltMiiiss der Genehmigung der 
die Verbreitung der überfliessenden Wasser liiiulernden Erhöhungen 
Seitens der Verwaltungsbeliörden. Daraus folgt, dass die einmal er- 
folgte VcrsaLnin;:' d»'r Genehmigung rechtlich keine eud?j:ültigo is(, dass 
vielmehr die Vei \valtnngsl)t/lir»rdeii jederzeit eine andere Kntseheidnng 
treften kiinnen. Die im einzelnen Kalle erfolgende Versagung hat daher 
nieht die Folge, dass durch dieselbe das Grundstück mit der Be- 
schränkung endgültig belastet wird, und es ist nicht richtig, dass die 
Kl. das Grundstück von ihren Keclitsvorgängern rechtlich anders über- 
kommen bfttten, als diese dasselbe ihrerseits erworben hatten. Oleich- 
wohl kann der Anspruch der El. auf Berücksichtigung eines £nt- 
sch&digungsanspmchs gegen den Fiskus bei Festsetzung der Ent- 
schädigung für die Enteignung aus einem anderen Grunde als gerecht- 
fertigt nicht erachtet werden. Es kann nämlich nicht anerkannt 
werden, dass ein solcher Entschädigungsanspruch bei Versaguug 
der Genehmigung auf Grund des § 1 des Deicligest tzcs iiberhaopt be- 
stehe. Zunächst ist mit Rücksicht auf den Zweck des Gesetzes anzu- 
nehmen, dass unter der Erhöhung der Erdoberfläche im Sinne des § 1 
cit. auch die Errichtung von Bauwerken insbesondere von massiven 
Gebäuden zu verstnlien ist. Das in Krage stehende Erforderni>s der 
behradlichen Geneiiniignng zur Krliühniig und fulgeweise l'ebauung der 
im Inundationsgebiet gelegenen Grundstücke bildet nun eine gesetz- 
liche Eigeutliumsbeschränkung, welche allgemein alle in der 
bezeichneten Lage befindlichen Grundstücke tritt. Sofern die Ge- 
nehmigung zar Erhöhung bezw. Bebauung nicht ertheiit wird, hat der 
Eigenthfimer kein Bebaunngsrecht, und die Versagnng der Genehmigung 
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ist (lalier kein EiiiürilT in PrivatRulitp, für welclio nach den gesetz- 
lichen Bestimnuingen über die Anfopfernng der Hechte nnd Pflichten 
des Einzelnen im Interesse des Allgemeinen Entschädigung gewälirt 
werden muss. Die Eigenthumer der im Inundationsgebiet gelegenen 
GrondstQckd halMU nicht das unbedingte Bebanungsrecht. Die Ter- 
sagung der Bauerlaubniss hat daher nicht die Anfopfernng eines Rechtes 
oder eines dem Eigenthttmer zustehenden Vortheils zur Folge. Zerfällt 
hiemach der eventuelle Entschftdigungsanspruch gegen den Fiskus, so 
ist ein solcher selbstredend mit Recht bei der EnteignongsentschAdignng 
ausser Betracht gelassen worden. Dass aber bei der Festsetzung des 
Entschädigungswerthes des enteigneten Orundstficks durch die Sach- 
Terständigen nnd die Vorinstanzen die Möglichkeit, dass doch noch 
einmal die Bauerlaubniss hätte ertheilt werden können, nicht berück- 
sichtigt wurde, ist nicht zu beanstanden, weil, um ein (irundstiick als 
Bauplatz bewertlien zu kiinnen, teststehen muss, dass dasselbe als 
solches verwertliet weiden kann; und dass das nicht der Fall war, 
ist auf (irund der vorliegeudeu Bauverbote einwandfrei festgestellt 
worden. 

Nr, 43. Eiitsch. des Relehs-Torsieheningsamts. 

Vom 17. Januar 1901. 

(Arch f sfwcrbl Ucchtsiitl. Jalirg II, H( t( t; .s les i 

Ottroh eine gelenentliche ganz vorübergehende Aushilfe 2u gunsten eines räaniich eng 
vertaNoaen aadsrea Bttriebt (ZoeliMiMirlebs) destelln UiitsrNiHiMrt wird eis Utber* 
tritt toiiM Ptrttsais ais dem Betriebe. In welohem es sonst betsliifllgt tot (Hltttn- 

und Elseakahibetrleb) nicht tierbeigefUhrt 

Ob die zur Versendung nach dem Uebergabegeleise für die Staats- 
bahnen gelangenden Kohlen, wie es nach der Mitteilung des Hörder 
Bergwerks- und Hüttenvereins vom 17. Ancrust 1900 den Anschein 
haben könnte, ledirrlicli an dessen Hochofenwerk im Dortmunderfeld 
gehen, also von dessen eigenen ^\'erken verbraucht werden, oder ob sie 
anderweit Verwendung finden, kann dahingestellt bleiben. Denn selbst 
in dem letzteren Falle erfolgt die Kohlenbefürdcrung auf der zwischen 
den Zechen und dem Hüttenwerke belegenen Eisenbahn im weitaus 
fiberwiegenden Umfange im Interesse des Huttenbetriebes, und diesem, 
nicht aber dem Zechenbetriebe ist daher an sich der hier in Frage 
kommende Eisenbahnbetrieb als Nebenbetrieb zuzurechnen. 

Nun schliesst'das allerdings nicht aus, dass bei einzelnen bestimmten 
Fahrten ein üebertritt des Fahrpersonds in den Zechenbetrieb nicht 
stattfinden kann, wenn diese Fahrten erkennbar und ausschliesslich oder 
doch fast ausschliesslich den Zwecken des Zechenbetriebs dienen — 
Bekursentscheidung 971, Amtliche Nachrichten des Reichs-Versichemngs- 
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'amts 1891 Sfito 213 — . Als Regel ist indes Rflimi t'iir das bisherige 
fiecht der (irumlsutz anerkannt worden, dass durch eine gelegentliche 
ganz vorübergehende Aushilfe zu giinsten eines räumlich eng verbundenen 
andern Betriebes desselben Unternehmers ein Uebertritt seines Per- 
sonals ans dem Betriebe, in welchem es sonst beschftftigt ist, nicht 
herbeigef&brt wird. Die Anwendung dieses Grundsatzes auf den vor- 
liegenden Fall ist gerechtfertigt. Denn der Transport der angeworbenen 
Bergarbeiter nach der Zeche bildet eine ganz vorübergehende Anshilfs- 
leistung des Bahn-, beziehungsweise Hüttenbetriebes für den Zechen- 
betrieb. Die.ser Auffassung entspricht die Angabo des Iirndi r Berg- 
werks- nnd Hüttenvereins vom 9. April 1900, nach welcher der Kläger, 
abgesehen von dem in Frage stehenden Bergarbeitertransport, im Berg- 
werksbetriebe des Vei eins nicht verwendet, sondern seit dem 2^. Februar 
1887 ständig fiir die Hütten werke des Vereins als Lokomotivführer 
thätig gewt\sen ist. 

Hiernach ist sclion aul'Gruiid des bisherigen Rechts die Entschiidigiing 
fl\r die Folgen des vom Kläger am 9. Februar 1900 erlitteneu Unfalls 
nicht von der Knappschafts- Beruisgenosseuschaft, sondern von der 
Bbeinisch -Westfälischen Htttten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft 
zu leisten, bei welcher übrigens auch, wie anzunehmen ist, der Lohn 
des Klägers nachgewiesen ist. Zu demselben Ergebnis würden die Be- 
stimmungen des Qewerbe-Ünfallversichernngsgesetzes vom 30. Juni 1900, 
insbesondere § 28 Absatz 4, f&hren, wenn insoweit dieses Gesetz, was 
dahingestellt bleiben kann, auf den vorliegenden Fall zur Anwendung 
zu bringen wäre. 

Nr. 44. Eutsi'h. des Deutschen Keii'Iisgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 21. Januar 190L 

(Jur. Woeheuehr. XXX (luiii Nr. ltfl6. 8. 1». Ziff. tt.) 
Strf.-6e8.-B. # 367 Nr. 12 erfordert ner ile nach den Umständen und vernSiftigen 
Eraeteea bei Verdeekmi ■ad Verwahrong von OefTeungeo erforderliebee SieherheKs- 

massregeln. 

Das im § 367 Nr. 12 des Strafgesetzbuchs aufgestellte Gebot der 
Verdeckung und Yerwahmng von Oeffnnngen giebt aUerdings keine 
absolut bestimmte, fttr jeden Fall unmittelbar anwendbare Norm be- 
zflglich der zu treffenden Vorkehmngen, trägt vielmehr schon dem 
Wortlaut nach einen relativen Uassstab in sich, dessen Abgrenzung in 
den vem&nftigen Anforderungen des Verkehrslebens zu suchen ist. Im 
Sinne der genannten Gesetzesbestimmung liegt nicht die Hei*stellung 
einer, jede überhaupt denkbare Gefahr absolut ausschliessenden Sicher- 
heit. Aber das B.G. hat dies auch nicht verkannt; da.s Urtheil be- 
merkt viehnehr: jene Oesetzesvorscbiift fordere die Anwendung solcher 
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Siclienin^sniassieirt'ln. wt^lclie im cinzrliuMi Fall der Natur (Irr Sache 
und den Umstünden nach bei veiuüuHigem Ermessen als nolhwendig 
zu erachten sind. 

Nr. -15. Bntseh. des Oesterr. Yerwaltangs-Gerlelitsbofies. 

Vom 23. Januar 1901. 

(Oesterr Kis. Iii. .Vcn>rcli) Ül XIV iwii \r :.fi I.-ilS i 

Einmündung von Lokalbahnen in das Netz von Hauptbahnen. 

I. l >i(' Frage, ob eine Localbalin in das Netz einer andeien (Haupt-) 
Uulin einmünde, lä.^st sich nur an der Hand der eins(hliijri^:i'n Be- 
,stimmun{.^en der ('nucessionsurkunde der betreffenden l>oealbalin lösen, 
da diese allein über die rei litliehe Existenz einer Fiseubaliu hinsichtlich 
ihrer Streckenentwicklung und Verkehi'slinie Aufschluss geben. 

II. Eine lioealbahn, welche concessionsm&ssig ihren End- 
punkt in einer Station der anschliessenden Hauptbahn findet, ist als 
in das Netz dieser Hauptbahn einmündend auch dann anzn- 
sehen und zn behandeln, wenn die betreffende Localbabn im Zage der 
EntwicklDDg ihrer Verkehrslinie eine dritte in dieselbe ÄnschlussstaUon 
einmfindende Eisenbahn mitbenutzt. 

Nr. 4(>. Eiitsch. des Deutschen licielisge richte, 
ö. Civil-Senat. Vom 23. Januar 1901. 

i rr. uss.Verw.-Ul. XXII. Nr.81. S. 8W3.) 

Die Qeneiiide ist alt EloMithümerin SfTentlioher Strassen ntoht verpfliehtet, in Interesse 
der Anlltier VerkshrMiMrIolibMgen i. B. BahnlberführuniM ta witfertprselien, ven 
denen ein SolMdM fir lUe Ailleier zu btflreliten ist 

Die Revision meint, die Stadtgemeinde habe in das servitutarische 
Becht, >Yeli lit s dem Kläger als Hausbesitzer an der stüdtisclien Strasse 
zustehe, dadui ch eingegriffen, dass sie sich mit der Anlage einer zweiten, 
dem Hause niUier tretenden Bahnliberfiilirun^j: einverstanden erklärte 
bezw. ihr nicht im Interesse der Anlieger widersiiracli , und sie meint 
ferner — was in einem gewissen Zusammenhange hiermit steht, — dass 
die Stadlgemeinde es auf das Enleigiiung>vertahren hätte ankonnnen 
las.sen müssen und dass sie, weil sie dies nicht gethan habe, nun den 
Anliegern für den Schaden haftbar sei. Nach beiden Kichtungen hin 
ist die Beschwerde unbegründet. Das servitutarisclie Recht des An- 
liegers findet, wie das Reichsgericht wiederholt ausgesprochen und 
namentlich auch in dem Urtheil vom 28. M&rz 1896 (Entsch. in Civils. 
Bd. 37 S. 256) betont hat, in der Zweckbestimmung der Öffentlichen 
Strasse seine Begrenzung. Es ist dieser Zweckbestimmung untergeordnet 
und kann sich nur insoweit bethfttigen, als es nicht durch sie eingeschränkt 
oder ausgeschlossen wird. Die Strasse soll vor Allem dem Cffentiichea 
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Verkehr dienen. Sie i.st dazu bestimmt, die p]inriclitangen anfzunelnnen, 
deren er bedarf, um den Anforderungen zu geniigen, die an ilui gestellt 
werden müssen. Dass diese Einriclitmigen mit der Entwickelung des 
öfi'eutlicben Verkehrs sich verändern, liegt in der Natur der Sache; es 
kann eine Umgestaltung: oder ESrweiterang der bereits vorhandenen Ver- 
kehrsmittel nothwendig. werden, es kOnnen anch nene Verkehrserschein- 
nngen ins Leben treten, die neue und bisher unbekannte Einrichtungen 
erfordern. Allen diesen VerAndernngen folgt die Öffentliche Strasse 
vermöge ihrer Zweckbestimmung, und die Gemeinde als Eigenthümenn 
derselben ist nicht verpflichtet, Widerspruch gegen eine solche Ver- 
ftnderung deshalb zu erheben, weil durch sie die Anlieger geschädigt 
werden konnten. Darin, dass die beklagte Stadtgemeinde der Anlage 
der zweiten Balinüberfülirung nicht widersprochen oder sie „genehmigt* 
hat. liegt alsd kein Eingritf in das servitntarische Reclit des Klägers, 
für welchen ihm die (Gemeinde einzustehen hätte. Aueli von einer Ver- 
letzung des Nachbarreehtes kann keine Rede sein. Die Revision ver- 
weist zwar auf dasUrtheil des erkennenden Senats vom 28. Februar 11)00 
(Entsch. in Civils. IM. 45 S. 297), in welchem anerkannt sei, dass auch 
der Eigenthümer desjenigen Grundstücks, auf welchem der störende 
Betrieb stattfindet, haltbar gemacht werden kOnne; aber damals handelte 
es sich um nebeneinander gelegene Privat grundstQcke, nicht um das 
YerhftltnisB eines Anliegers zur Öffentlichen Strasse. Im Uebrigen wird 
gerade in diesem von der BeTision in Bezug genommenen Urthefle hervor- 
gehoben, dass ein besonderer Grund vorliegen muss, wenn neben dem 
Unternehmer eines Betriebes, durch den benachbarte Grundstftcke Sdmden 
erleiden, auch der Eigenihflmer des Grundstücks, welcher den Betrieb 
daldet, haftbar gemacht werden soll; ein solcher besonderer Grund ist im 
vorliegenden Falle nicht bloss nicht ersichtlich, sondern er wird durch die 
der Zweckbestimmung der Stiasse entsprechende Verwendung derselben 
geradezu ausgeschlossen. 

Mit dem ersten Revisionsaugriffe fällt auch der zweite. Wenn die 
beklagte Stadtgemeinde zu einem Widerspruch im Interesse der Anlieger 
nicht verpllichtet war, so bestand für sie auch keine Veranlassung, es 
zum Enteignangsverfahren kommen zu lassen und dessen Ergebniss ab- 
zuwarten. Es kann daher unerOrtert bleiben, ob die Voraussetzungen 
für ein solches überhaupt vorgelegen hätten. — Die Revisionsbeschwerde 
ist zu diesem Punkt aber auch deshalb unbegrUndet, weil der Kläger 
dadurch, dass es zu einem Enteignungsverfahren niöht gekommen ist, 
in der Geltendmachung seiner Beehte dem Fiskus als dem Betriebs- 
Unternehmer gegenttber nichts eingebUsst hat. Besteht fQr ihn ein Ent- 
schädigungsanspruch etwa als der eines Servitutberechtigten, der nach 

Bger, ZliMiwliiiwMihtfWw BnttdteMugeB ZTin. 4 
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§ 11 des Enteiyiiiin{,^^<,a\setzes im Entfignun<!:sveifaliifin zu IjtTürksichtiiJ^pn 
gewesen wäre udei- der nacli § 31 das. im Rechtswege verfolgbar ist, 
so steht seiner Geltendmachung, wie sich aus § 46 desselben Gesetzes 
ergicbt, der Umstaud nicht entgegen, dass ein Enteignungsverfahren 
nicht stattgefonden bat. Es ist daher nicht ersichtlich, wie sich aus 
diesem Umstände herleiten lassen soll, dass die beklagte Stadtgemeinde 
dem Kläger zum Schadensersatz verpflichtet sei. 

Nr. 47. ]lek.-£iitHeh. des fielehs-VersicheraogsamtB. 

Vom 28. Januar 1*K)1. 

(.Archiv I. Kewi rhl Koclit»iiri. II. lieft y S. 134 Ziff. -il.i 

Verpflichtung der Verletzten, sich einem von der Berufsgenoseenechaft angeordnetea 
HeHvarfahrsa n ■ittrwsrfas. Uaber ihn PflloM nr Btftlgiag dar IritHobM Aa* 
oriaingeii aii Oker die Folien einer WIderaetzfichlieit sind als voa dar Barafaisatitsi* 

Schaft vorher zu belehren. 

Der Aiisprudi auf rnfallciitscliiidi^qiiig. den der Verletzte somit hat, 
kann ihm auch nicht wej:en seines Verhaltens in der l niversitätsklinik 
Jena abgesprochen werden. Allerdings sintl die Verletzten, wie das 
Reichs-Vcrsiclierungsaint anerkannt hat. rechtlich verpHiciitet, sich einem 
von der lierufsgeuossenschafL angeoidneten Heilverfahren zu unterwerfen, 
und wenn sie dieser Pflicht nicht genfigen, so verlieren sie ihren An- 
sprach aaf Unfallentsehädigung, soweit das Heilverfahren zur Herstellang 
ihrer Ärbeitsföhigkeit geftthrt haben wQrde (Handbach der Unfallver- 
sichemng Seite 149 f.; vergl. über die neuere Qesetzgebnng § 23 des 
Gewerbe-Ünfallversicherangsgesetzes). Auch kann es nach der Ans- 
knnft des Professors Dr. B. und dem Auszog aus der Krankenge- 
schichte kdnem Zweifel unterliegen, dass W. sich in der Klinik un- 
gcberdig benommen und die Durchführung des angeordneten Heilver- 
fahrens, eine Ruhe- und Eruährungskur, vereitelt hat, obwohl er weder 
berechtigt noch befähigt war, die Zweckmässigkeit dieser ärztlichen 
Massregel in Abrede zu stellen Sein Verhalten erklärt sich indessen 
nach dem Gutachten des liezirks|diy.sikus Dr. L. aus seiner krankhaft 
gereizten Stimmung, die eine Erscheinung seines nervösen Leidens ist 
und für die er somit nicht unbedingt verantwurtlicli gemacht werden 
kann. Im Uebrigen ist er auch von der Berufsgeiiüssenscliafl, soweit die 
Akten ersehen lassen, Uber seine Pflicht zur Befolgung der ärztUehen 
Anordnungen und über die Folgen einer Widersetzlichkeit vorher nicht 
belehrt worden. Eine solche Belehrung ist aber nach der Bechtsprechnng 
des Beichsversichemngsamts (Rekursentsch. 1216, Amtl Nachr. desBeichs- 
Versicherungsamts 1898| Seite 166; vergl. fiber die neuere Gesetzgebung 
§ 28 des Gewerbe-Unfallversichemngsgesetzes) die Voraussetzung fftr 
eine Entziehung des Anspruchs auf Beute. 
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Nr. 48» Entseh. des Deutsehen Reiehsgerlehts. 
6. Civil-Senat Vom 28. Januar 1901. 

(Bntaeh. d. Reiehiger. i. OlTlli. Bd. «7 S. 811. — Jvr. Wottheuefar. XXX (IMI). Nr. 1«I7. S. Itt. ZUT. ll.) 
Relohshaftpflichtgesetz §§ 3, 7 Abs. 2. B.G.B § 843. Der verletzten Ehefrau steht 
in jeilen Falle ein KurkotttMnspruoh zu, wenngleich der Ehemann unterhaltapflioiitiB 

ist und die Kosten ausgelegt hat. 

Das Haltpllichtgeselz gewahrt im § 3 Nr. 2 (jeUt § 3aj für den 
Fall einer Körperverletzung dem Verletzten schlechtbin den Anspruch 
anf EettätE der HeiluDgakotten. AUerdings bezweckt das Oesetz grnnd- 
sfttzlich nur die Sehadloshaltung des dorch den Unfall Beschädigten, 
und dies setzt eine Vermögensbenachtheiligfuig des Ersatzberechtigten 
voraus. Aber die vorgenannte Bestimmung des Gesetzes geht davon 
ohne Weiteres ans, dass dem Verletzten durch die fttr seine Heilung 
aufgewendeten Kosten« wie das aucli regelmässig zutreffen wird, ein 
Vermögensnachtheil erwachsen sei. Diuuni, ob der Verletzte diese 
Küsten aus eigener Tasche zu bezahlen hat, ob zwischen ihm und einem 
Dritten eine Verpflichtung zur Bestreitung beziehungsweise zur Aus- 
jrleicliunt? der fraglichen Aufwendungen zufolge inrend eines besonderen 
Kechtjsverliältnisscs besteht. — kiinnnerl sich das Hattptliclitgesetz nicht. 
Dasselbe hat namentlich ohne Kücksiclit auf die etwa bestehende Tnier- 
haltspflicht eines J)ritten die Haftpflicht des Hetriebsunternehmers ge- 
regelt. Dieser Grundsatz, welcher nunmehr in § 7 Abs. 2 des Haft- 
pflichtgesetzes nach der Fassung des Art. 42 des Ein f. -Ges. zum B.G.B, 
durch die Inbezugnahme des § 843 Abs. 4 des B.G.B, besonders zum 
Ausdruck gebracht ist, war schon ursprünglich ffir die Aufstellung 
einer nnbedingten, prinzipalen Haftpflicht der Unternehmer im Bereich 
jenes Spezialgesetzes massgebend; auch die in § 4 des Gesetzes ge- 
troffenen Aosnabmevorschriften Hessen das Prinzip unbertthrt. So wird 
denn auch durch die gesetzliche Unterhaltspliicht des Ehemannes, welcher 
nach § 187 des A.L.R. Tb. II Tit. 1 die die Ehefrau betreffenden Kur- 
kosten mit unterstellt sind, der Ersatzanspruch der verletzten Ehefrau 
gegen den haftpflichtigen Unternelimer nicht alterirt. Wenn die.so 
Unterhaltspflicht nicht in gleichem Sinne, wie die Alimeiitationsverbind- 
lichkeit der Verwandten, nämlich in dem Sinne subsidiär ist, dass sie 
die Bedürftigkeit der Berechtigten voraussetzen würde, so darf sie doch 
als eine subsidiäre bezeichnet werden gegenüber der primären Haftung 
des Unternehmers aus dem Haftpflichtgesetz. Der letztere kann sich 
gegen den Erstattungsauspruch der verletzten Ehefrau auf § 187 cit. 
des Ä.L.B. nicht berufen, auch dann nicht, wenn der Ehemann die 
Heilnngskosten vorläufig aus eigenen Mitteln ausgelegt hat. Die ge- 
nannte G^etzesbeatimmung betrifft an sich nur das Rechtsvcrhältiiiss 
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zwischen den Ehegatten; dieies interne Verhältniss zwischen Dritten 

berührt die Erstattnngspflicbt des Eisenbahn- etc. Unternehmers gegen- 
iiber der Verletzten nicht. In.soweit konnten die in dem Urtheil des 
11 G. vom 11. Februar 1890, Entsch. Bd. 25 S. 49ff. aasgesprochenen 

Gnindsiitzc, wenngleich e.s sich im vorliegenden Fall um die Unterhalts- 
l)flirht von Asccudcnten liaiidelte, immerhin auch für den gegenwärtigen 
Fall verwerthet werden. Es ist liiernach die klagende Ehefrau mit 
Recht als Gläubigerin des Erstattungsanspruches betrachtet worden. 
Zur El liebung der gegenwärtigen Klage ist sie, — welches Gi'iterrecht.«?- 
vcrhülhiiss aucli zwischen den Eheleuten bestehen mag ■ — auf jeden 
Fall legitimirt, sofern sie die Klage unstreitig mit Einwilligung des 
Ehemannes Terfolgt. 

Kr. 49. Entseh. des Owterr. Terwsltimgs-GcriehtshofiM. 

Vom 31. Januar 1901. 

(Oesterr. Kison)» Vftrorrtn.-Bl. XIV (1901). Nr. r,3 s ir.i7.) 

Die Gemeinden sind zur Vertretung und Walirung einer in ihrem Gebiete befindlichen, 
klM private* Communioation gesetzlieh nicht berufen und haben bei behaupteter 
Stiniag einer ••IcbM CenMiileitlM derob eiMi Eltenbabnbai «Mit dl« LegltiaatiM 

zur Beschwcrdefiihrung. 

Die Stadtgemeinde Prag liat die Thatsache, dass der in Frage 
stehende, durch die Erweiterung des Bahnkörpers einzunehmende 
Zwischenraum kein öUentliclier Weg sei. und dass der Staatsbahn- 
verwaltung ein Privatrecht auf dieses (Trundstück zusteht, weder im 
Administrativverfahren, noch auch in der an den Verwaltungsgerichtshof 
erhobenen Beschwerde bestritten. Der Gerichtshof musste daher gemäss 
§ 6 des Gesetzes vom 22. October 1875, K.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, 
diesen Thatbestand seiner Eutscbeidung nmsomehr zugrunde legen, als 
die gegentheiligen AnsfQhrangen des Vertreters der Beschwerde bei 
der öifentlichen mttndlichen Verhandlung mit den hei der politischen 
Begehnngscommission vorgelegenen und seitens der beschwerdeführenden 
Gemeinde onbeanstftndet gebliebenen Sitnationspl&nen im Widerspruche 
stehen. 

Wenn sich aber die schriftliche Beschwerde der Stadtgemeinde 
Prag lediglich auf die Behauptung beschränkt, dass die Verpflichtung 
der Eisenbahnen im Sinne des citirten § 10 lit. c), sich auch auf Privat- 
communicationen beziehe, so hatte der Verwaltungsgerichtshof keinen 
Anhiss, auf die Untersuchung dieser Einwendung einzugehen, weil die 
(Gemeinde zur Vertretung und Wahrung einer in ihrem Gebiete be- 
findlichen blos privaten Communication gesetzlich nicht berufen ist, 
und uiitliin auch die Stadtgemeinde Prag zu einer hiergerichtlichen Be- 
schwerdeführung in einer solchen, ihre Rechte nicht bertthrenden An- 
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gelegeiilieit selbst dann nicht lepfitimirt wäre, wenn zwischen dem Hause 
N. C. 79iVI and dem Bahnkörper ein PriYatweg bestanden hätte. 



Nr. 50. Entseh. des Dentsehen Selelisiteriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 4. Februar 1901. 

(Jur. Wocliensdir \XX il90i\ Nr. 18 S1. S I70 ZiflT 

Über ien Begriff öffentlicher Strassen und Wege und die Pflicht, den naogeihaften 

Zistaml dtrtetbra n vtrIretM. 

Es kommt aber anch dai-auf, wer die Strasse zar Zeit des Unfalls 
berstellte, fllr die EntscbeidiuiK des Rechtsstreits ttberhanpt nichts an, 
sondern lediglich darauf , ob die Strasse damals bereits eine öffent- 
liche war. War dies nicht der Fall, so lag eine VerpHichtang der 
BeU., die allerdings dafttr zn sorgen hat, dass die in ihrem Bezirk 
liegenden Oifentlichen Strassen ohne Gefahr zu passiren sind, znr Unter- 
haltung der Barbarastrasse überhaupt nicht vor; vor der Freigabe zum 
öffentlichen Verkehr durfte ein Dritter niclit beanspruchen, dass die 
Strasse sich in ordnungsmassigem Zustand befand, und wenn er sie 
beging, that er es auf seine Gefahr. Der Klageanspruch ist anch nicht 
darauf gestützt, dass die Bekl. den Ausbau der Strasse übernommen 
habe, sondern darauf, dass sie dem öftent liehen Verkehr uliergeben 
wurden sei. Das B.G. hätte daher durch Ausübuii«; des Fragreclits 
nach § 139 der C.P.O. diese Behauptuniir durch Tluitsachen begrilinleii 
lassen sollen. Das R.G. hat im Einklang mit dem Königlich Preussischeu 
Oberverwaltungsgericht wiederholt ausgesprochen, dass es für die Oeffent- 
lichkeit eines Wegs gleichgiltig ist, in wessen Eigenthnme das Wege- 
areal steht, auch gleichgiltig, ob der Weg von dengenigen, der ihn 
angelegt bat, dem im Allgemeinen zur Erhaltung öffentlicher Wege 
verpflichteten Verband ausdrücklich übergeben oder von diesem Verband 
ausdrücklich übernommen worden ist und ob eine ausdrückliche An- 
ordnung der zuständigen Behörde ergangen ist, durch die der \S'eg für 
den öffentlichen Verkehr in Anspruch genommen wird, dass vielmehr 
die Widmung eines Wegs für den öffentlichen Verkehr auch dann an- 
zunehmen ist, wenn die rechtlich Betheiligten — nämlich die zuständige 
Behörde, der Eigenthümer und der zur Unterhaltung der üftentlicheu 
Wege Verpflichtete — selbst mir stillschweigend ihr Einver- 
ständniss damit zu erktiuiieii ;L^eL^el)eii liabeii, dass der Weg vom Publikum 
als öffentlicher benutzt werde, Entseh. des K G. in der Juristischen 
Wochenschrift 189G S. ^^9'"-, in Gruchofs Beiträgen -10 S. 1173, 42 
S. 724, des O.V.G. 5 S. 236, 25 S.2I2, 27 S.401; vergl. auch Germers- 
hansen, das Wegerecht und die WogeTerwaltnng in Preossen, 2. Auflage 
8. 44 ff., 158). Ob dieses Einverstündnis Torhanden ist, ist nach den 
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ümständen des eiuzelnen Falls zu beurtheileu (vergl. über die ein- 
schlagenden Gesichtspunkte Germershauseii 1. c. S. 6flf.); hier genügt 
es, darauf hinzuweisen, dass, wie einerseits auch eine Strasse, die noch 
nicht völlig fertigp^estellt ist, die Eigenschaft einer ötfentlichen erlangen 
kann (Kutseli. des Oberverwallungsgerichts 20 8. 225, Germersliaiiseu 
1. e. S. If) sub G), doch andererseits jener Umstand gegen die Oetlent- 
liciikeit sprechen kann und dass daher in einem solchen Falle die Wid- 
mung des Wegs für den öffentlichen Verkehr in besonders klarer Weise 
dargethan werden mius (angez. EnUch. Bd. 27 S. 402); dass es femer 
für den Begriff der Oeffentlichkeit eines TVegs nicht von «micUag- 
gebender Bedentong ist, dass daran H&nser errichtet sind und ein Zn- 
gang zu diesen eingerftumt ist (angez. Entsch. Bd. 24 S. 381, Germers^ 
hansen 1. c), wennschon dies bei Prafnng der Absicht der Betbeiligten 
zu berfteksiehtigen ist (Entsch. des B.6. in der Jnristischen Wochen- 
schrift 1896 S. 89^^*); dass endlich ein Weg dadurch allein, dass 
er seit langer Zeit von Jedennann frei, offen und ungehindert benutzt 
worden ist, noch nicht die Eigenschaft eines öfientlichen erlangt (Entscli. 
des R.G. in Gruchot, Beiträge 40 S. 117.3). Besonders nach diesen 
Ivichiungen wird bei der künftigen Verhandlung und Entscheidung zu 
prüfen sein, ob die Strasse unter Zustimmung der Betheiligten 
dem üüeutlicheu Verkehr Ubergeben worden ist. 

Xr. öl. Ionisch. Uc's J*rt'uss. Oberverwaltuii^^s^criehts. 
4. Senat. Vom 11. Febrnar 1901. 

(KntMh. O.V.O. Dd.». 8.S7tir.) 
Wenn zwei an eioh dem idfentHclien Rechte nicht widersprechende Anlagen ver- 
schiedener Eigenthümer - elektrische Lichtleitung einer Stadt und elektrische Stark- 
stromleitung einer Strasaenbabn — durch ihre Wechselwirkung auf einander polizeilich 
■teilt ZI dsltfan^e Zmtlsde IrarMfBhreii, s« bat die PellnlboMrde !■ der Reiel die 
Wahl, welclieM vm Mdta BieoHitaen tto dl« BateltlaaH des MnliMiiM ZislaadM 

aufgeben will. 

Dass in K. durch die Beschädigung der Lichtleitun^^en erhebliche 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit entstehen, ist unbestritten, es 
lag also der Ortspolizeibehörde ob. für ihre Abstellung" Sorj^e zu tragen. 
Allerdin^r^; ist nun die Behauptung der Klägerin ri^•hti^^ dass ihre Licht- 
leitungen, für sich allein betrachtet, keine (iet'ahren verursachen; 
dasselbe gilt aber für die Starkstromleitungen der Strassenbahnen und 
für iliren Betrieb; auch sie bringen, für sich betrachtet, die Gefahren 
nicht hervor. Diese entstehen hier vielmehr lediglich durch die Nähe 
der beiden Anlagen und durch die sich daraus ergebende Möglichkeit, 
dass die an der Starkstromleftimg entlang gleitenden Stangen beim Ab- 
siaingen Ton der Leitung die Uchtzufhhrangsdrfthte beschädigen. Nur 
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dordi das Nebeneinanderbestehen der beiden Anlagen wird die 
öffentliche Gefahr verursacht. In solclien Fällen, in welchen zwei An- 
lagen verschiedener Eigenthiinier durch ihre Wechselwirkung auf ein- 
ander polizeilicli nicht zu duldende Zustände herheifUhren, bat die 
Polizei in der Kegel die Wahl, an welchen der beiden Eifrentldlmer sie 
sich halten will, um den i>oli/('ili<'h unzulässigen Znstand zu l>eseitigeu. 
Denn sie ist herecliiigt, sich gegen jeden der beiden Eigenthiinier zu 
wenden; entschied sie sich bei ihrer nach verständigem Ermessen zu 
treffenden Wahl, der Stadt als der Eigenthümerin der einen der beiden 
Anlagen die erforderlichen Auflagen zu machen, su blieb sie völlig im 
Rahmen der ihr zustehenden Befugnisse (vergl. Urlheile des Ubci \er- 
waltnngsgerichts vim 4. April 1891, 8. Oktober 1892, 7. Jannar 1893, 
Bd. XXI S. 416, Bd. XXIII .8. 416/417, Bd. XXIV 8. 400/401 der £nt- 
scheidnngw). Die Klftgerin ist daher anch in ihren Rechten nicht ver- 
letzt, sie kann nicht fordern, dass die Polizei sich gegen den Eigen- 
thlloier der anderen Anlage wende. 

£ine Abweichung von diesen Grundsätzen könnte nur dann ein- 
tretfflD, wenn die eine der beiden in Betracht kommenden Anlagen schon 
an und für sich dem uifentlicben Rechte widerspräche und die Gefaliren, 
welche entstehen, wesentlich in deren rechtswidriger Beschaffenheit 
ihren Urnnd fänden. i)ann würde die Polizei verpflichtet sein, in erster 
Linie gegen diejenige Anlage, welche das öffentliche Ivecht verletzt, ein- 
zuschreiten, und sie könnte nicht dem Eigenthiinier der zweiten, dem 
öffentlichen Keclite entspreclieiulen Anla-j-e Auflagen machen, um die 
aus der rechtswidrigen Beschaffenheit der anderen Anlage entspringen- 
den Gefahren zu beseitigen. Denn alsdann ist die Voraussetzung zur 
Ans&bung des vorher erwfthnten Wahlrechts der Polizei nicht gegeben; 
der polizeiwidrige Zustand ist dann nicht durch das Znsammenwirken 
zweier an sich rechtmässiger Anlagen, sondern allein durch die 
rechtswidrige Beschaffenheit der einen verursacht. Aber hier ist 
von einem solchen Falle nicht die Bede. Es ist nicht ersichtlich, dass 
etwa die Einrichtung und der Betrieb der Strassenbahnen den von den 
zuständigen Behörden bei der Genehmigung oder später gestellten Be- 
dingungen und Anforderungen widersprächen. Insbesondere ist offenbar 
die Anwendung der TrolJeystangen bei der Genehmigung des elekti ischen 
Betriebs und bei der Prüfung iler Betriebsmittel zugelassen worden, 
uud ebenso entspricht die Hube der Stärkst r(»ni!eituug der vorge- 
schriebenen Bedingung, dass kein Theil der Luftleitung weniger als 
5,5 m von der Schienenoberkanle entfernt sein dürfe. Die Anlagen 
der Strassenbahn stehen also an sich mit dem öffentlichen liechte im 
Einklänge. Die Ausführungen der Klägerin gehen auch nur dahin,, dass 
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die Polizei gegen die Strassenbabnen einschreiten solle, weil die Stark- 
stromleitung später augelegt sei, als die Lichtleitung, und weil die 
ünternelmierin der Strassenbahn den L'ebelstäuden durch einfachere 
und weniger kostspielige Mittel abhelfen könne. Allein darauf, welche 
der beiden Anlagen früher hergestellt ist. kann es für jenes Wahlrecht 
der Polizei nicht ankommen; denn aus der Zeit der Herstellung folgt 
an sich uichts für oder gegeu die Beclitmässigkeit. Deshalb kann auch 
daliiiigestellt bleiben, ob nicht bd Herstellung der Belenebtnngsanlage 
auf die damals bereits veröffentlichte Oenehmigong des eiektriseben 
Betriebs der Strassenbabnen h&tte Bücksicht genommen werden mttssen. 
Im flbrigen richten sich Jene AnsfQhningen der Elftgerin lediglich gegen 
die Art, wie hier die PolizeiboihOrden das ihnen zustehende Ermessen 
geftbt haben. Solche die Zweckmässigkeit der Anordnung betreffende 
Angriffe sind aber l&r die Bechtsmittel der §§ 127 ff. des Landesver- 
waltnngsgesetzes «^geschlossen. 

Dem kann ferner nicht entgegengehalten werden, dass von der 
Ortspolizei eine Wahl nicht ;reübt sei. da sie gegen die Unternehmerin 
der Strassenbahn nicht habe einsrlireiten dürfen. Wenn, wie hier, zu 
Anordnungen gegen den Eigentliüuier der einen Anlage die ( )rtspolizei, 
zu Anordnungen gegen den Eigenthümer der anderen Anlage die Landes- 
polizei (der Regierungspräsident im Einvernehmen mit der Eisenbahn- 
direktion) zuständig ist, so kann das der Polizei zustehende Ermessen 
nur, wie geschehen, von der Übergeordneten Behörde gvAbt werden, 
der sich die untergeordnete BehOrde zu. fügen hat Dadnrch wird die 
Kechtmässigkeit der von der Ortspolizei erlassenen Anordnung nicht 
berfihrt. Auch ihre Anordnung beruht dann auf dem berechtigten nnd 
in seiner Zweckndtesigkeit nicht angreifbaren Ermessen der einheit- 
lichen Polizeigewalt 



Nr. 5ä. £ut8ch. des Bezirksgerichts Tür Handclssachcu in Wien. 

Vom 19. Februar 1901. 

(AUg. T».-Au. XX. Nr. 11. & WH) 

Wem dM flewioht eiier Senduiia bahianlNch fntgesteltt ist. kann sich die BalM vm 
dem Ersätze für den constafirten Abgang nur befreien, wenn sie auf eine unzweifel- 
hafte Art beweist, dass seit der Annatime zur Beförderung bis zur Ablieferung ei« 
von ihr zu vertretendes Manco nicht stattgefunden hat. 

Es ist durch die bahnamtliche Abwäge erwiesen, dass in der Auf- 
gabestation 5225 Kg. aufgegeben, während in Wien nur 5180 Kg. dem 
Empfänger ausgefolgt wurden. Die Bahn haftet demnach gemAss § 75 
Betriebsreglement, falls sie nicht den nach § 75 Betriebsreglement, 
zu ihrer Uaftbcfreiung erforderlichen Beweis liefert Diesen Beweis 
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Termeint die Beklagte dnrch das Thatbestandsprotokoll erbracbt zn haben. 
Allein diesem Thatbestaiidq»rotokoll mangelt die Beweiskraft, weil ent- 
gegen den BestimmongWl des § 71 (3) Betriebsreglement der Verfügungs- 
berechtigte nicht heigezogeii wurde. Allerdings träcrt das Protokoll vom 
28. Dezember l'JOOdie Unterschrift des Bevollniiichtigten des P2mi)ta Uppers. 
Allein diese Unter.'^clirift hat keine Bedeutung, weil feststeht, dass die 
Partei, beziehungsweise der Bevollmächtigte den Constatiningen vom 
27. Dezember 1900, auf Grund deien das Gutachten abgegeben wurde, 
nicht beigezogen war, und nicht einmal behauptet wird, dass eine solche 
Beizlehiuig nicbt möglich war. Ueberdies hat das Gericht mit llück- 
richt daranf, dass E. E. den Constatirnngen nicbt beigewohnt hat, der 
Aussage desselben Glanben geschenkt, dass derselbe das Protokoll nnr 
deshalb nnterschrieben hat, weil ihm gesagt wurde, er solle die Er- 
klftning ftber den Anspruch auf Schadenersatz unterschreiben. Nach- 
dem E. K. zn dieser Unterschrift durch unrichtige Angabe veranlasst 
wurde, so erscheint seine diesbezügliche Erklftrung gemäss § 875 a. b. 
G. B. ohne Giltigkeit. Ganz abgesehen aber von dem Gesagten, ergiebt 
sich ans den constatirten Thatsachen nicht mit Noth wendigkeit, dass 
eine irrthiimliche Abwäge die Ursache der Gewichtsdifferenz sei. Es 
wird allerdings angeführt, dass alle Silckc vollgefüllt sind, jedoch nicht 
ausdrücklich constatirt, dass die Säcke stratf gefüllt sind, so dass eine 
Entnahme unmöglich ersclieint. Es wäre ja nicht ausgeschlossen, dass 
aus einzelnen Säcken kleinere (Quantitäten Bi uchmessing herausgenommen 
wurden, ohne dass in diesen Säcken eine grössere LUcke zu bemerken war. 



Nr. 53. Bescheid des Rciehsrcrsichcrnngsamts. 

Vom 19. Februar 1901. 

(ArehlT f. gvwerbL B«oblqriL Jshig: IL Heft ft. & US. ZUT. ».) 

Utber Ae Amrtaiiai dir Vortskrlflaii der wmn UiilUIvwrtlelaniiiiif netze aiT die 

Fettefellug vm WitsrUlabMaerastwi. 

Für die Festsetzung von Hinterbliebenenrenten der UnfallTereiehe- 

rung sind folgende Fälle zn unterscheiden: 

1. Ist der Unfallverletzte an den Folgen des Unfalls erst nach 
dem 1. Oktober 1900 verstorbon. so kommt ausschliesslich das nene 
Unfallversicherungsgesetz zur Anwendung, da die Entschädigungs- 
ansprüche der Hinterbliebenen erst mit dem Tode des Verletzten, also 
unter der Herrschaft des neuen Gesetzes entstanden sind (§ 25 Abs. 3 
des Gesetzes, betruttend die Abänderung der Uufallversicherungsgesetze, 
vom 30. Juni 1900). 

2. Ist dagegen der Unfallverletzte an den Folgen des Uufalls bereits 
vor dem 1. Oktober 1900 verstorben, so ist zu unteracheiden, ob die 
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Ilinterbliebeiieiirenten sclion unter der Herrschaft des alten Gesetzes, 
(1. Ii. noch vor dem 1. Oktobei' 10(X), rechtskräftig festg^esetzt worden 
sind oder nicht, im ersteren Falle bleibt ausschliesslich das alte Gesetz 
massgebend, auch wenn sich etwa darch Ausscheiden eines Mitberechtigten 
die RoDtens&tse ftndern (za vergleichen Bescheid 1352, Amtlidie Naeh- 
richten des Beichs-Versicherangsamts 1894 Seite 283). Im anderen Falle 
ist gemäss § 27 des Gesetzes, betreffend die Abladerang der Unfall- 
Tordeherungsgesetze, zu verfahren, und demgemäss sind den Hinter- 
bliebenenrenten sowohl der höhere Jahresarbeitsverdienst ans § 10 Absatz 
1 des Gewerbe-Unfallyersicherungsgesetzes vom 30. Juni 1900 als auch 
die höheren Rentensätze aus § Hi ff. a. a. 0. zu Grunde zu legen. Da- 
gegen ist eine geteilte Behandlung des nämlichen Entschädigungs- 
anspriiclis teils nach altem Rechte (bezt^i^lich des Jahresarbeits- 
verdienstes), teils nach neuem Keclite ibezüglich des Satzes der Kinder- 
rente) — gesetzlich nicht zulässig. Die Keclitskraft des dem Verun- 
glückten selbst erteilten Bescheids stellt, wie durtseits irrigerweise 
angenommen wird, dieser Auffassung nicht entgegen, da es sich in den 
Fällen der vorgetragenen Art einerseits nicht um die Itechtsnachfolger 
eines ursprünglich Entschädigungsberechtigteu, wie etwa in den Fällen 
des § 8 des UnfallTersicheruugsgesetzes vom 6. Juli 1884 oder § 76 
Absatz 2 des früheren Invaliditäta- und AltersTersichemngsgesetzes 
(jetzt § 118 Absatz 2 des InTalidenyersichemngsgesetzes) — zn ver- 
gleicben Bevisionsentscheidnngen 499 und 1356, Amtliche Nachrichten 
des Reiehsrersicherungsamts 1888 Seite 196 und 1894 Seite 292 — 
sondern um andere Parteien handelt, deren Ansprüche mit dem des Ver- 
ungU'ickteu nicht identisch sind, und anderseits, weil nach allgemeiner 
Rechtsregel die Gründe der Entscheidungen — wozu auch die einzelnen 
Bestandteile der Rentenberechnung gehören — nicht rechtskräftig werden, 
wie denn auch der Verunglückte selbst unter Umständen die in einem 
rechtski iiftigcn Bescheide vorgenommene Berechnung soiiu-s Jahrcsarbeits- 
verdieiistt's noch nachträglich anfechten kann (zu vergleichen ivekurs- 
entscheitlmigen 549, 1187, 1188, 1193, 1494, Amtliche Nachrichten des 
Eeichsversicheruugsamts 1888 Seite 281, 1892 Seite 344 und 34ü, 1896 
Seite 243). 

Nr. 54. Entseli. des Dentsolu'n Kei<'hsgorlchts, 

3. Civil-Senat. Vom 22. Februar 1901. 

f.Tur Woclieiischr XXX ilWi I Nr. L'H 3'.' S 2t>ri. Ziff. 87.) 

§ I Preuss. Ges. v. 24. Mai 1861. in Preussen ist den Beamten, mit Auenalwit der 
MeMer, Mafkarer AMpraeh aof 8«lialtszulage niclit gegebea. Dient der Klage- 
antrag auf Featatdlang des Beseldnagsdieastalters nur dazu, um daraus dea Anspruch 
anf fieftaltaialage henuleiten, so ist der Antrag als nicht vermSgensreohtiidi unzufSssig. 

Der im prenssiscben Staatsdienst als fiisenbahnbetriebsseluret&r 
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Stehende Kl. hat an erster Stelle beantragt, den beklagten Eisenbalin- 
fiskus zu venirtheilen: 1, an den Kl, 1900 Mark nebst 5 Prozent Zinsen 
seit 1. April 1899 zu zahlen, 2. anzuerkennen, dass die vom 1. April 
1899 ab laufenden Gehaltsbezüge des Kl. unter Zugrundelegiin«? eines 
vom 5. Juni 1883 zu beret Imenden Besolduugsdienstalters lestzustellen 
sind, und diese Anträge darauf gestützt, dass nacli dem für die mitt- 
leren Beamten der Eisenbahuverwaltung bestehenden System der Dienst- 
altersstufeu und dem ihm als früherem Militäranwärter zukommenden 
Besoldungiidieiutalter frtther nnd in höherem Betrage, als geschehen, 
Gehaltsznlagen ihm hätten gewährt werden mitesen. Er fordert mit 
diesen Antrügen Nachzahlung der Differenz fQr die Vergangenheit und 
Feststellung der Verpflichtung des Bekl. f&r die Zukunft. Da insoweit 
yermögensreehtliche Ansprache geltend gemacht werden — nnd 
das allein ist entscheidend — , hat das O.L.6., abweichend vom L.6., 
mit Recht angenommen, dass nach § 1 des prenssischen Gesetzes vom 
24. Mai 1861 der Rechtsweg zulässig sei; abei- es hat zutreffend aus- 
geführt, dass diese Ansprüche unbegründet sind, weil in Pieussen deu 
Beamten, mit Ausnahme der Richter (Eutsch. des R.G. Bd. 11 S. 289 flg.) 
ein klagbarer Anspruch auf Gehaltszulagen nicht gegeben ist, dass viel- 
mehr (leren T^ewilligung lediglidi im Ermessen der zuständigen Ver- 
\valtungsl)eliönlen steht, und dass insoweit auch bezüglich der Dienst- 
alterszulagen eine Aenderung nicht getroffen worden ist. Der in der 
Bevision zunächst erhobene Angriff richtet sich auch im Wesentlichen 
dagegen, dasB das B.G. den eventuell gestellten Antrag „anzuerkennen, 
dass das Besoldnngsdienstaltor des Kl. vom 6. Juni 1883 an zn be- 
rechnen ist* wegen ünznlässigkeit des Rechtoweges abgewiesen hat. 
Er geht davon aus, das B.G. sttttze seine Entecheidung wesentlich 
darauf, dass es an einem rechtlichen Interesse an der alsbaldigen Fiest- 
Stellung fehle, und es mag sein, dass durch die Anlehnung der Grfinde 
des B.G. an die des L.G. diese irrige Auffassung veranlasst werden 
konnte. Jedenfalls ist dieser Grund nicht entscheidend und wohl auch 
vom B.G. nicht so angesehen worden. Es ist vielmehr davon auszu- 
gehen, dass der Rechtsweg nicht für alle Klagen der Beamten gegen 
den Staat aus ihrem Dienstverhältnisse. zulä.ssig ist, sondern nur für 
vermügensrechtliciie Ansprüche. Ein auf Feststellung des He- 
soldungsdienstalters gerichteter Ansprucii ist an sich kein vcrmügens- 
rechtlicher, für ihn ist daher — falls hier überhaupt von Feststellung 
eines Rechtsverhältnisses gesprochen werden kann -- höchstens 
dann der Bechtsweg offen, wenn die beantragte Feststellung die noth- 
wendige Vorentscheidung fttr einen dem El. zustehenden vermögens- 
rechtlichen Anspruch bildet oder doch bilden kann. Das würde zwar 
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(liiiin zutrelFen, wenn es sich z. B. um die Feststellung iles für ilie Be- 
recliniuig des Riiliegelialts massgebenden Dienstalters handelte, aber 
nicht im Vorliegenden Falle, da, was der Kl. nicht bestreitet, das so- 
genannte Besoldungsdienstalter nur für die (lehaltszulagen Bedeutung 
hat und hier nur, um dit';,e zu erlangen, festgestellt werden soll. Auf 
diese Gehaltszulagen steht aber, wie bereits ausgeführt, ein Rechts- 
anspruch nicht zu, vielmehr sind die auf sie gerichteten Trinzipial- 
anträge zurückgewiesen worden, and f&r einen davon unabhängigen 
Feststellongsausprach ist der Bechtsweg unznlteslg. 



Nr. 55. Eutseh. des Oesterr. Vcrwaltnngs-Ocriektsliofes. 
Vom 25. Februar 1901. 

(OeaMrr. IUMlb.-VerordB.<Bl. XTV. Kr. 46. a UM.) 

1. Ueber die Frage der Zulässigkeit von Massnahnen, welche nach der Behauptung von 
Privatinteressenten Belästigungen derselben durch Rauchentwicklung, Bodenerschütte- 
rung u. s. w. hervorzubringen vermögen, entacheidet, unbeschadet der Haftpflloht der 
•■hiietonialMUiigM ■■ob § 10, lit. b, d«« EitMitalNhConoettic^tgetatiea, das EtoMh 

talwntaiateriam ttwili tinkm Ermeise^. 

2. Einzelnen Gemeindemitgliedern mangelt die Legitimation zur Erhebung einer Be- 
achwerde vor dem Verwaitungsgerichtshofe wegen StSrasa dar Coamonioatl«* auf 

einem öffentlichen Wege. 

Insofern die Be.schwerdeführer eine „Beeinträclitigung" Ijehaupten, 
welche ihnen in Folge der Belästigung ihrer Häuser durch die mit der 
Benfttziing dea Ärbeitsgeleises verbundene Bauchentwicklung und Boden- 
ersdifltternng erwäcshst, so handelt es sich dabei — nachdem die Be- 
sehwerdeftthrer einen die Enteignung erheischenden Eingriff in ihre 
Rechte weder im AdministratiTverfahren behauptet haben, noch hier- 
gerichts behaupten — nur um die Frage der Znl&ssigkeit der behaup- 
teten Belästigungen vom Gesichtspunkte Cifentlicher nnd -privater Inter- 
essen, worüber das k. k. Eisenbahnministerinm — unbeschadet der 
Haftpflicht der Balinunternehmung fttr den am Privatgut entstehenden 
Schaden (§ 10, lit. b, Eisenbahn-Concessionsgesetz) — bei der Ertheilnng 
des angefochtenen Consenses nach freiem Ermessen zu entscheiden be- 
rechtigt war, (lern k. k. Verwaltungsgerichtsliofe aber eine Cognition 
gemäss § 3 e des eingangs bezogenen Gesetzes entzogen ist. 

Die von der Beschwerde weiter gerügte Stüiung der Comniunicatiou 
auf dem Lobeser Gemeindewege involvirt alier gleichfalls nicht die 
Behauptung eines gestörten Rechtes der Besclnverdeführer selbst, wie 
solche gemäss § 2 des eingangs berufenen Gesetzes eine Voraussetzung 
der Beschwerdef&hmng vor dem Verwaitungsgerichtshofe bildet^ sondern 
würde sich gegebenen Falles als ein Eingriff in das allgemeine Interesse 
der öffentlichen Communication auf Gemeindewegen darstellen, dessen 
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Waliruiij^ nach § 28, al. 3 (lemf^indem-dnuiia:, der GonK-inde als solcher, 
nicht aber einzelnen Geniein(leniit<i:lit^(lern ubliof^l, weshalb die letzteren 
auch zur Erhebung der Rech tsbcsch werde vor dem Verwaltungsgerichts- 
hofe uicht legitimirt erscheinen. 



Nr. 5C. Entseli. des Doutselicn Keic'hss:orieht8. 
7. Civil-Senat. Vom I.März 1901. 

(PreoM. Verw.-Bl. XXU (ISOt). Nr. S8. 8. 469.) 

PrwM. Eirt«iflt.-eM. V. H. Jml 1874 § 8. — Fhiolitlliileniet. v. 2. liN 1875 § II, 13. 
Wenn BaMland von einer Fluchtlinienfestsetzung getroffen ist, so tat für die HShe der 
EiMtMBfteitaoliUigong der Zeitpunkt der Fluchtiinienfestsetzinf, iieM ierjni|a 

der späteren Enteignung massgebend. 

Zu dieser Frage hat das Reichsgericht bereits in dem Urtheil vom 
10. Oktober 1899 in Sachen Huyssen wider Stadt gemeinde Essen — 
VI a 57/99 — Stellung genommen. Daraals war die Fluchtlinienfest- 
setzung 1887, die Enteignung 189ö erfolgt und der Grundstückseigen- 
thfimer verlangte, dass der Werth der abzntretenden Fläche als Bau- 
land nach dem Zeitpunkt der Enteignung, nicht nach dem der Flacht- 
linienfestsetzong bemessen werde. Der Berafnngsrichter hatte ihn mit 
diesem Anspruch nicht gehört, sondern hatte den Werth, den das 
Omndstflek bei der Flnchtlinienfestsetznng als Banland gehabt hatte, 
zu Grande gelegt Die Revisionsbeschwerde des GrandstQckseigen- 
tbQmei-s hierQber wurde zurückgewiesen. Es heisst in Bezog hieranf 
in dem angeführten Urtheil: 

„Ebenso ist auch die Revision des Klägers zurückzuweisen, 
soweit mit derselben in Rücksicht darauf, dass bei der Abschätzung 
der Zeitpunkt der Enteignung, also das Jahr 1896, zu Grunde 
zu legen sei, die Zusprechunj? des mit der Klage geforderten Ent- 
schädigungskapitals verlangt wird. Soweit der Kläger hiermit 
hat geltend machen wollen, dass die Bewerthung der enteigneten 
Flächen als Bauplatz in Hinblick auf den erwähnten Zeitpunkt 
habe erfolgen müssen, steht ihm die im Jahre 1887 geschehene 
Fluch tlinienf es tsetzung entgegen. Die Vorinsianz hat zu- 
treffend im Auscbluss an die von ihr angezogenen Reichsgerichts- 
entscheidnngea angenommen, dass ein Grundstück, welches vor 
Festsetzung der Fluchtlinie bereits die Eigenschaft eines Bau- 
platzes besass, auch bei einer erst später erfolgten Enteignung 
als Banterrain zu entschädigen sei, wenngleich es in Folge jener 
Fluchtttnienfestsetzung die Banplatzelgenschaft schon geraume Zeit 
verloren hatte, und es ist mit Recht daraus gefolgert, dass 
bei der Enteignung nur der zur Zeit der Flnchtlinienfest- 
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Setzung der Fläche als Bauplatz beiwohnende Werth zu 
vergüten sei". 

An dem in dieser Entsclieidung ausgesprochenen Grundsatz — so 
führt das Reichsgericht nunmehr aus — muss festgehalten werden. 
Von dem Zeitpunkt der Fluchtlinienfestsetzung an haben die für das 
kllnftige Strassenland bettimmten Gnmdatflckstheile anf Giiind der ge- 
setzlichen Bestinunmig des § 11 des Flacbtiiniengesetzes daaemd die 
ihnen bisher beiwohnende Eigenschaft als Bauland fftr die Zukunft 
verloren. Es ist daher rechtlich nicht möglich, sie znr Zeit der Ent- 
eignang als gegenwärtiges Banland einznschätzen; denn sie sind 
solche.s gegenwärtig nicht mehr. Was die Fluchtlinienfestsetzung 
nicht bewirken konnte nnd sollte, war, ihnen die Baulandeigenschaft 
auch für die Vergangenheit zä nehmen. Sie beliielten also den 
Werth, den sie als Bauland zur Zeit der Fhiclitlinienfestsetzung 
hatten; — Anderes ist aucl» in der Entscheidung des Reichsgericlits 
Bd. 28 S. 271 iiiclit ausgesprochen; denn damals sollte nach dem Ver- 
langen der enteignenden Stadtgemeiiule seihst dieser Werth nicht be- 
rücksichtigt werden. — Es ist. wie bereits in dem angezogenen Urtlieil 
vom 10. Oktober 1899 bemerkt, eine nothwendige Folgerung hieraus, 
dass, soweit es sich um die Einschätzung als Banland handelt, lediglich 
der Zeitpunkt der Fluchtlinienfestsetznng massgebend bleibt; denn zu 
dem damals Yorhandenen Werth können die abzutretenden Fliehen in 
der Zwischenzeit bis zur Enteignung nicht eine weitere Wertherhöhung 
als Banland hinznerworben haben, da sie diese Eigenschaft eben end- 
gültig yerloren hatten. 

Läge in diesem Grundsätze eine Abweichung von der Bestimmung 
des Euteignungsgesetzes, wonach der volle Werth der abzutretenden 
Fläche zur Zeit der Enteignung zu vergüten ist, so würde diese Ab- 
weichung durch die Bestimmungen des Fluchtliniengesetzes, welches 
als das spätere und besondere Gesetz den Vorscliriften des F^nteignungs- 
gesetzes, soweit es mit diesen nicht in Einklang steht, vorgeht (vergl. 
Eutsch. Bd. 31 S. 276), begiündet sein. Allein, genau betrachtet, be- 
steht eine solche Abweicliuiig gar nicht. Die abzutretenden Flächen 
haben in Wirklichkeit ziu Zeit der Enteignung nicht die Eigenschaft 
von gegenwärtigem Bauland; es verstösst also nicht gegen den er- 
wähnten Grundsatz, dass sie nicht als solches eingeschätzt werden. 

Kr. 57. Kntseli. des DeutM'heu Ueiehs^:eriehtB. 

7. Civil-Senat. Vom I.März 1901. 

(Jur. WocLenschr. XX.\ ti9ül). Nr. S. 2C7. Zill'. 40.) 

PrtsM. EBtel(|ii.-6es. v. II. Jani 1874 § 10. Fluobtllniengesetz v. 2. Juli 1875 % 12. 
Die B«rlofcslehtl|iM tfsr AassMrt aif dn iiklallliM AnabaH thMt Wsgn virttiett 
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feei der Bewerthung der daran lle|Mien Grundstücke als Baolmd nicht gegen § 10 
Enteign.-GM. Diroh tiiMtatMtwriMliM Buv«rb«t ^ 12 FliditL-Ges.) kiin firiiil- 
tUtekei Me BMkuidtil|tm«lwfl, M« fir dlt HBiit der EiitoigBiiii|t9itMWiillMN in 
Betracht kiiM, lieht genommen worden sein. 

Wenn Grundstücke an solchen schon bestehenden Wegen belegen 
sind, auf die sich aller Voraussicht nach in Folge der örtlichen Ver- 
hältnisse nnd der Entwicklung der Stadt in absehbarer Zeit die Hau- 
thätigkeit erstrecken wird, so ist es in der Natur der Sache belegen, 
dass bei der Bewertlmiig der (iriindstiicke als I^aulaml die Aussicht 
mit in Rechnung gezogen wird, dass der Weg spaierliin zu passender 
Zeit in einen den baupolizeilichen Bestininiungen über die Beschaffenheit 
anbaufähiger Strassen entsprechenden Zustand werde versetzt werden. 
Die ßerücksicbtigung dieser Aussicht auf den zukünftigen Ausbau des 
Weges verstSsst nicht gegen die Bestimmimg des § 10 Abs. 2 des Ent- 
eignungsgesetzes. Es ist gar nicht möglich, diesen einzelnen Faktor 
ans der Oesammtheit der Umstände, welche dahin zusammengewirkt 
haben, dass die betreffenden Grundstücke im Orandstttcksverkehr als 
Bauland angesprochen werden, auszulösen und seinen Einfluss anf die 
Werthschätzung besonders zu berechnen. Vornehmlich ist aber zu be- 
rficksichtigen , dass hier das Verhältniss von Grund und Folge richtig 
beurtheilt werden muss. Die Sache liegt in den vorbezeichneten 
Fällen nicht so. dass die Inaussichtnaliine des Ausbaues solcher Wege 
eine willkürliche Handlung dei- Stadtverwultuiig darstellt, die sie nach 
ihrem Belieben auch unterlassen konnte, und die, w^enu sie vorgenommen 
wird, einen selbstständigen Grund setzt, der als selbslstündige Folge 
die Bewerthung der an dem Wege belegenen Grundstücke al.-> Bauplätze 
nach sich zöge, sondern die Verbältnisse, als da sind: die Noth wendig- 
keit der Ausdehnung der Stadt, die Entwickelnng, welche sie in be- 
stimmter Richtung genommen hat, örtliche Zustände, wie das Vorhanden- 
sein von Fabriken, oder öffentlicher Gebäude (Kasernen u. s. w.) an 
den betreffenden Wegen erheischen die Inaussichtnahme ihres Ans- 
banes. Dieser Ausbau ist also nicht Grund, sondern Folge anderer 
Verhältnisse, welche fOr sich schon die Baulaudeigenschaft der an jenen 
Wegen belegenen Grundstücke geschaffen haben, bei der aber der 
spätere Eintritt jener Folge als einer sicher voraussehbaren immerhin 
mit berücksichtigt ist. Anf Grund dieser Erwägungen würde also, auch 
wenn man nicht so scharf, wie der B.K. (»s gethan hat, und wie oben 
gescheheiK zw^ischen der Chaussirung und dem mit dem Flnchtlinienplan 
zusanimenli;umenden Ausbau des Weges scheiden, .>^ünde^n einen inneren 
Zusammenhang annehmen wollte, das Vorbringen der Kevision nicht 
flu- zutreffend erachtet werden künuen. 
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Wenn ein Fluclitliuienplan ordnnngsmässig festgestellt ist, ist von 
da an den in das kiloftige Strassenland fallenden Theilen der an- 
grenzenden Grundstücke auf Grund des Gesetzes, nämlich auf Grund 
des § 11 des (losetzes vom 2. Juli 1875, die Bebauungsfälligkeit und 
damit für die Zukunft die Kii:enscliaft als Bauland dauernd entzoj^en. 
Ein nach dieser Fluclitlinit'iitVstsetzung eiganjrenes, ein Bauverbot nach 
§ 12 des Gesetzes enthaltendes Ortsstatut hat in Anseliung dieser 
Flächen daher überhaupt gar keine Bedeutung mehr, da das Gesetz 
schon gesprochen hat. Fraglich könnte nur sein, ob, wenn ein Orts- 
statnt vor der Flachtliuienfestsetzung erlassen ist und ein Weg unter 
das Verbot des § 12 fUlt, dann nicht die GrandstOcke, die an diesem 
Wege belegen sind, die Eigenschaft von Bauland, falls sie solche vor 
dem Ortsstatnt gehabt haben, nicht durch dessen Bauyerbot einbttssen, 
sodass, wenn später eine FlnehÜinienfestsetaang besftglich dieses Weges 
eintritt, diese nur solche Grundstficke trifft, die in Folge des Orts- 
Statuts überhaupt nicht mehr Bauland sind, und deren zur Strasse 
fallende Theile demnach diese Eigenschaft aoch nicht mehr besitzen 
kennen. Diese Frage ist zu verneinen. In dieser Beziehung ist zu- 
nächst darauf liinzuweisen. das.s das Bauverbot sich überhaupt nur auf 
die Errichtung von Wohngebäuden bezielit. iSuweit die Baulandeigen- 
schaft sich auf die Aussicht der Bebauinii!: des Grundstücks mit Fabriken, 
Werkstätten, Lagerhäusern u. s. w. gründet, wird sie von dem Verbot 
schlechthin nicht berührt. Weiter kommt in Betracht, dass das Verbot 
kein unbedingtes ist, sondern dass unter gewissen Bedingungen Aus- 
nahmen davon gestattet werden, was keineswegs ungewöhnlich ist und 
was auch im Torliegenden Fall im Ortsstatnt Tom 13. August 1877 an- 
gedeutet war (,in der Segel") und im § 2 des neuen Ortsstatnts vom 
25. April 1892 ausdrücklich ausgesprochen ist. Die Hauptsache ist aber, 
dass das auf Grund des § 12 des Gesetzes erlassene Bauverbot Ikber- 
haupt seinem Wesen und Zweck nach nicht geeignet ist, den Grund- 
stücken, die davon betroffen werden, die vorhandene Eigenschaft als 
Bauland zu nehmen. Wie die Begründung dieses erst von der Kom- 
mission des Abgeordnetenhauses dem Gesetze eingefügten Paragraphen 
bestinimt erkennen lässt (vergl. Aktenstück des Abgeordnetenhauses 
1S75 Nr. 279 sub I a. E. [S. 1707], Gncist in Hartmann's Zeitschrift 
für Gesetzgebung Bd. 4 S. 297, Eiitsch. des Oberverwaltung.-^gerichts 
Bd. 3 S. 314), geht dessen Zweck Icdiglicl» dahin, das vorzeitige Bauen 
an projektirten Strassen, — worunter übrigens auch bisherige Feld- 
wege, wenn sie als städtische in den Bebauungsplan aufgenommen und 
ab solche zum Ausbau projektirt werden, vergl. Friedrichs Fluchtlinien- 
gesetz, 4. Auflage, herausgegeben von v. Strauss und Torney, S. 113, 
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fallen könuen — zu hindern. Es ergiebt sich hieraus, dass das Baa- 
Terhot in Bezug anf Torhandenes Banhind kehie andere Bedeutung hat, 
als dass es nur den Zeitpunkt der Bealisirnng jener Eigenschaft, soweit 
sie in der Errichtung von Wohngeb&uden besteht, hinansrftckt. Es 
bedarf keiner besonderen Begründung, dass die Banlandeigenschaf t als 
solche dadurch nicht aufgehoben und Bauland nicht dadurch zu Acker- 
und Gartenland herabgedrfickt wird; höchstens könnte in Frage kommen, 
ob nicht dadurch auf den Preis des Baulandes ein Einflnss geübt werden 
möchte. Allein selbst das erscheint keineswegs von vornherein als 
wahrscheinlich; denn bei der Bewerthung von Bauland, das an einer 
unfertigen Strasse gelegen ist und dessen Bebauung nicht unmittelbar 
in der Gegenwart bevorsteht, sondern nach Lage aller Verhältnisse, 
wenn auch sicher, so doch erst für die Zukunft in Aussiclit zu nehmen 
ist, wird ohnehin der eben erst in der Zukunft eintretenden Reali- 
sirung des in dem Grundstücke steckenden Bauwerthes Kechnuiig ge- 
tragen. In Uebereinstimmung mit den vorstehenden Erwägungen hat 
daher das B.G. bereits wiederholt und zwar sowohl der Y. CS. (vergl. 
Juristische Wochenschrift 1886 S. 364 Nr. 60 a. E., 1899 8. 173 Nr. 40) 
als auch der jetzt erkennende Senat (in dem ürtheil vom 2. Hirz 1900 
Via 413. 99 in Sachen Stadtgemeinde Essen gegen Waldtbausen) dem 
ortsstatutarisehen Bauverbot des § 12 des Fluchtlbiengesetzes eine die 
Eigenschaft eines Omndstlicks als Bauland beseitigende Wirkung ab- 
gesprochen. 



Nr. 58. JSntseh. des Oesterr. Obersten C^eriehtshofiBS. 

Vom 14. März 1901. 

(Oeotorr. Elwnb.-Verordn.-Bl. XIV \.1901>. Nr. M. S. laai.) 

Olt CmMwm« itr litirailleialea fietelltelwn der MUafWagsn smI der gratsei 
•arefilMtas Ex|imtsl|t Iii BrÜMtl sM als EltMbaiinbadlaiistott im 8lss6 iM 

4. Absatzes des Art. VII des Gesetzes vom 20. Juli 1894, R.-G.-Bl. Nr. 168, anzusehen. 
Es findet daher auf dieselben das Haftpflichtgesetz vom S.März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, 
aliflesehen von den Voreohriften der §§ 46 und 47 des Unfallvertloherungsgeaetzes 
vwi 28. DtiMibar 1887, R.-a.-BL Nr. I ex 1888, ktlit Asweadaai. 

Die Frage, ob ElSger als Gonducteur der genannten Sehlafwagen- 
gesellschaft zu den im Art. VII, al. 4, des Gesetzes vom 20. Juli 1894, 
B.-G.-B1. Nr. 168, erwfthnten Personen zu zahlen ist, welchen ein 
Entschädigungsanspruch nach den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes zusteht, und auf welche das Gesetz vom 5. März 1869, 
R.-G.-BI. Nr. 27, abgesehen von den Vorschriften der §§ 46 und 
47 U.-V.-G. und die dadurch bedingte Competenz des Handelsgerichts, 
keine Anwenduiif^ findet, muss bejaht werden. 

Denn der im Art. VII, al. 4, des bezogenen Gesetzes gebrauchte 

Kft, ElMinbaliacMlitliQfae Znuchtldaageii XVUI. 6 
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Aasdnick ,die gemäss Art. I, Z. 1, oder ArtV versicherten Eisenbahn- 
bediensteten* kann eben nnr im Znsammenhang^e mit den Bestimmongen 
der Art I nnd Y dieses Oesetzes richtig aasgelegt werden, and sind 
demnach darunter alle nach Art I, Z. 1, nnd Art V imperativ oder 
facnltativ der Versicherung unterzogenen, in irgend einem Theile des 
gesammten Betriebes der Eisenbahn stehenden und den Gefahren dieses 
Betriebes ansgesetzten Personen zu verstehen 

Zu diesen Personen peliürt <il>pr aurli der Kläger, wie schon daraus 
ersiclitlich ist, dass er auf (iruiul der Entscheidunjren der Atbeiter- 
Uni'allversicheningsanstalt und der politischen Behi>rden, welche nach 
§ 18 des Gesetzes vom 28. Dezember 1887, R.-(J.-B1. Nr. 1 ex 1888, 
und Art. TT des (*eseL'es vom 20. Juli 1894, R.-G.-Iil. Nr. ICS. zur 
Entscheidung über die Versicherungspflicht und Uber die Kinreilumg in 
eine bestimmte Gefahrenklasse competent erscheinen, thatsächlich nach 
Art. I, Ziff. 1, des letzterwähnten Gesetzes versichert wnrde, daher ihm 
ancfa ein Entschädigungsansprach-. nach den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes zusteht \ 

Dieser Auffassung steht auch nft^t im Wege, dass Kläger zn der 
den Betrieb der Eisenbahnstrecke Lembli^—-Gzernovitz leitenden Staats- 
bahn-Direction in keinem anmittelbaren mnstesverhältnisse stand, nnd 
dass nicht diese, sondern die Schlafwagel^esellscliaft in gegebenem 
Falle versicherungspflichtig war, denn die gesetzliche Qualification des 
der Versicherungspflicht unterliegenden Indiviiü^ums hängt nicht davon 
ab, wer auf Grund des Gesetzes oder Vertra|?:es die Versichenmgs- 
präniic zu zahlen hat. Dass aber Kla^rer als ein im Betriebe der k. k. 
Staatsbahnen verwendeter Hedienstetfi an/iisehen ist, aufweichen Art. I, 
Z. 1, des mehrerwähnten Ausdehnuiigs^est t/t/s Anwendung findet, kann 
nicht bezweifelt werden, wenn erwu;^en wird, dass er als Gonducteur 
der genannten Schlalwagengesellschaft auf Grund des^ .^wisi iien dieser 
Gesellschaft und der bestandenen General- Direction der jT>taatsbahueu 
geschlossenen Vertrages zor Zeit des Unfalles auf einer >im Staats- 
betriebe stehenden Eisenbahnstrecke Dienste venlehtete, also; im Eisen- 
bahnbetriebe thätig, den Gefahren dieses Betriebes ansgesetzjt und hie- 
bei vertragsmässig den Vorständen der Stationen, den anshb/anden Ver- 
kehrsbeamten nnd den Zngfahrem, also Organen des staatliclhen Eisen- 
bahnbetriebes, dienstlich untergeordnet war. 



Digitized by Google 



EntBcIi. des Dcatschen Reicbsgcricbts vom 29. März lUül. 



67 



Nr. 59. £nts«h. des Bcutselieii Beiclisgcrklite. ') 
7. CiTÜ- Senat Vom 29. März 1901. 

PraiM, Eiit6l|M.-GM. V. II. 1874, §§ Ii, 16, 24, 26, 30. D«r Klage auf Eitsehl- 
digMfl aint die adiilaietrative EntschililigungsfeststellunB vorangehen. Weder der 

Eigenthumer noch der Nebenberechtigte dürfnn daher ohne Weiteres den Rechtsweg 
beschreiten. Sie sind berechtigt, auf Einbringung des Antrages der administrativen 
Entschädigungsfeststellung gegen den Unternehmer zu klagen. 

Nach § 30 des Enteigniiugsgesetzes vom 11. Juni 1874 siahi jedem 
ßetheiligten der Bcchtsweg nur gegen die Entscheidung des Bezirks- 
ausschaases offen. Auch der B.B. verkennt daher nicht, dass man den 
Kl. an nnd für sich nicht wflrde f&r berechtigt halten kOnnen, mit 
Umgehung des Administrativverfahrens den Rechtsweg zn betreten. 
Allein er meint, dass .nnter den vorliegenden Umst&nden* der Rechts- 
weg ihm doch offen stehe, und führt dazu ans: Hier hat, wie ausser 
Streit ist, der ])eklaf^te Eisenbahnfiskus nicht nur den Antrag, auf 
welchen allein das Entscliildigungsfeststellnngsverfahren eingeleitet 
werden konnte, nicht frestoilt, sundern er hat dem Kl. üherdies eröffnet, 
dass er den Kntscliädigungsaiispruch nicht anerkenne, weil dem Kl. an 
dem öffentlichen f IciiiH'iu'r Wege ein Privatrecht nicht zustelle. Kr hat 
auch nicht oveiiUiell, fiir den Fall, dass er grnnd.siUzlich zur Schadhis- 
haltung des Kl. veipfliciitet wäre, auf eine vorgaugige, kostenfreie, 
administrative Festsetzung der P^nlschäiligung Anspruch gemacht. Unter 
diesen Umständen ist dem Kl. der liechtsweg offen. Der Streit der 
Parteien betrifft nicht, wie in dem vom R.G., Entsch. Bd. 1 S. 171, 
behandelten Rechtsfalle, die Frage, welche Elagrechte der Beschädigte 
gegen den seine Entsch&dignngspfflcht grundsätzlich anerkennenden, 
aber den Antrag auf Einleitung des Entsch&digungsfeststellungsverfahrens 
verzögernden, Unternehmer hat. Die Sache liegt vielmehr nicht 
anders, als wenn die Parteien ansdrQcklich verabredet hätten (§ 16 
des Gesetzes), dass über die Entschädigung sofort im Rechtswege zu 
befinden sei. Damit ist nicln die Feststellung getroffen, dass eine still- 
schweigende Vereinbarung der Hetheiligten vorliege, es solle unmittel- 
bar nnd sofort der liechtsweg beschritten werden. Dazu würden auch 
die beigebracht i-n l iiterlagen nicht ausreichen. Sündern der B.K. meint, 
wenn der Unlernt hnier — wie hier — grundsätzlich jede Entschädigung 
ablehne und dementsifreciieud auch den ihm obliegenden Antrag, die 
Entschädigung im Verwaltungswege festzustellen, nicht einbringe, so 
sei § 16 des Enteignungsgesetzes in Bezug auf den Rechtsweg aualog 
anzuwenden. Diese Auffassung jedoch ist rechtsirrig. § 16 nämlich 

•) Vgl. Erk. des Rcicll^^-i ri. Iits vom 10. Juli 1889, 30. April 1890, 27. Mai 1891, 
3. AprU 1894 in dies. Zeitsdir. iiU. VU S. 367, Bd. VUI ä. 116, 347, Bd. X ü. 282. 
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betrifft den ganz anders gearteten Fall, dass die Betheiligten ohne Hit- 
wirknng der Enteignungsbehörde Über den Gegenstand der Abtretong 
sich einigen nnd dabei die Entschftdignng naehtriglicher FestateUnng, 
sei ea im AdministratiTwege oder im Beehtswege, Torbehalten. Hier 
aber handelt es sieh am einen Nebeninteressenten, der gemäss § 11 des 
Gesetzes wegen Beeintrftchtigang seiner Wegeseryitnt einen Sonder- 
anspnicli gegen den Unteiiiehtner za haben meint. Ansprüche dieser 
Art sind, wenn sie niclit gemäss § 26 des Gesetzes durch eine Verein- 
barung der Betheiligten unter Mitwirkung des Kommissars sich erledigen, 
zunächst gemäss § 24 im Verwaltungswege zum Austrage zu bringen. 
Statt also auf Entschädigung zu klagen, hätte der Kl. seinen 
Gegner auf dem in der Entsclieidung des K.Ct. Bd. 1 S. 171 bezeich- 
neten Wege zur Stellung der Antrages aus § 24 anhalten sollen. 

Nr. CO. Entseh. des fc. k. Bedrksgerlehts f. Handelssadien tat Wien. 

Vom 9. April 1901. 

(AllR Tar.-Anz. XX {mi\ Nr. 19. S. 314.) 

Wenn die Reclamation wegen Versiumung der Lieferfrist spätestens am siebenten 
Tage, den Tag der Annahme nicht mitgerechnet, angebracht Ist, ist der Entscbädigangs- 
aMprioli weiei ¥ s r i pH as| aath dasn iloM srlteolea <§ 90, Ato.1), wesa isr FraaM- 
hrltf erst aasli vIerzthB Tagea laalrtrlitM hel| rt r a sfct wiri. 

Im § 90 (5) ist nur Tex^angt, dasa die Bntsehidignngsansprllche 

schriftlich erhoben werden, und im § 90, Z. 2, ist aasgesprochen, dass 
Entsch&digongsansprüchc wegen Vei-spätung bei sonstiger Präclusion 
spätestens am siebenten Tage eingebracht werden m&ssen. Aus diesen 
beiden Bestimmungen des § 90, und zwar Absatz fS und Zahl 2 zu- 
sammen, ergibt sich, dass Entschädigungsansprüche schrittlich spätestens 
am siebenten Tage bei sonstiger Präclusion erhoben werden müssen. 
Es wird daher eine Präclusion nur für den Fall ausgesprochen, als die 
Schadensaumelduug nicht schriftlich und nicht binnen sieben Tagen ein- 
gebracht wird, aber es wird die Präclusion nicht für den Fall ausge- 
sprochen, falls der Anmeldung nicht der Frachtbrief beiliegt. Bestim- 
mungen aber, wodurch d^ Verlust von Beehten ausgesprochen wird, 
dürfen nur stricte aufgefasst werden. Hfttte das Betriebsreglement 
die Beibringung des Fraehtbriefea zur Verhinderung der Frftdusion als 
nothwendig erachtet, so h&tte sie dieses Erfordemiss gerade so im § 90 
B.B. Torgeflchrieben, als sie das Erfordemiss der Scfariftlichkeit der 
Anmeldung ausgesprochen hat. Nachdem nun die Anmeldung, welche 
den Sachverhalt deutlich und klar enthält, am 1., beziehungsweise 4. 
Februar 1901, und somit rechtzeitig, eingebracht war, so ist eine Prä- 
clusion nicht eingetreten. Es mag wohl richtig sein, dass ohne den 
Frachtbrief die Erhebungen fttr die Bahn erschwert, iu manchen Fällen 
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sogar unmöglich gemacht sind. Wenn daher eine Partei die nüthigen 
Behelfe nicht beibringt, so hat dies nur die Folge, dass die Erledigung 
seines Anspruches und damit die Berichtigung desselben unterbleibt und 
dass möglicherweise die Yetjährang seines Anspraches gem&ss § 91 B.R. 
eintritt AUerdings worde zu § 90 B.R. auch die Zosatabestimmung I 
erlasaen und ist in derselben Torgeschrieben, dass in dem Falle, als 
einer fieclaination nicht gleichzeitig der Frachtbrief beiliegt, derselbe 
bei sonstigem EriOsehen des Anspruches noch innerhalb der in dieser 
Zosatzbestimmung erweiterten Frist von 14 Tagen beigebracht werden 
moss. Das Gericht ist im Gegensatze zu dem Klftger der Ansicht, dass 
diese Znsatzbestimmnng den I^üingangsbestimmnogen zum Betriebsregle- 
ment entsprechend und giltig ist, weil sie keine Abänderung des Be- 
triebsreglements beihaltet. Diese Zusatzbestimmiing kann aber hier 
nicht Anwendung finden. In dieser Zusatzliestiinniun^ wird nämlich die 
im Betriebsreglement auf sieben Tage festgesetzte Träclusionsfrist auf 
14 Tage erweitert und dann weiters beigefügt, dass der nicht gleich 
beigebrachte Frachtbrief jedenfalls innerhalb dieser 14 Tage bei sonstiger 
Präclusion beigebracht werden muss. Insofern nun die Zusatzbestimmuug 
ein Zugest&ndniss gegentlber dem Betriebsreglement enthüt, waren die 
Bahnen anch berechtigt, die Bedingungen festzustellen, onter welchen 
dieses Zogestftndniss gemacht wird. Das Zngestftndniss besteht nun 
darin, dass anch noch nach sieben Tagen die Schadenanmeldnng recht- 
zeitig erfolgen kann, jedoch ist diese Begünstigung nur unter der Be- 
dingung eingeräumt, dass der Frachtbrief innerhalb dieser eingeräumten 
Fristerweiterung von 14 Tagen beigebracht ist. Wenn also die schrift- 
liche Anmeldung innerhalb sieben Tagen eingebracht wird, so ist da- 
durch die Präclusion des § 90, Absatz 1, nach der Ausnahme des § 90, 
Zahl 2, des Betriebsreglements verhindert, wenn aber die schriftliche 
Anmeldung erst nach sieben Tagen eingebraclit wird, so wird durch 
dieselbe die Präclusion gemäss Zusatzbestimmung I zu § {)0 B.K. nur 
dann verhindert, wenn der Fraclitbrief beigeschlossen oder doch inner- 
halb der festgesetzten Präclusionsfrist von 14 Tagen nachgebracht ist. 

Nr* 61. EntEMsh. des Kfolgl. Slehslsehen ffinlBteriiiiiiis des Inneni. 

Vom 11. Mai 1901'). 

Me Beastiai|tfflM|kilt «hiM ft s M I itl s li t kam dareh die BenatnaiMrt, die sein Elieii- 

thOmer Ihm gegeben hat, thatsächlich and Tür längere Zeit so gebunden and beschränkt 
Min, dass dies bei der Werthbemessung im Enteignungsfalle zu berücksichtigen ist. 

Bichtig ist zwar, dass fbr den Verkehrswerth eines Grunüstilckes 



Tgl. Erk. des Reiduigerlehts vom 11. Juli 18M und 4. Jamiar 1890 in. dieser 
ZettMhr. Bd. XI S. 236 and Bd. XVI 8. 40. 
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nicht gerade dessen angenblickliche Benntznngsart, sondern wesentlich 
seine BenutzungsfiUugkeit massgebend ist, nnd dass daher, wenn in- 
folge einer Enteignung die letztere beeinträchtigt erscheint, dann die 
Entschftdignng nach der geminderten Benntznngsf&higkeit zn bemessen 
ist. Ist aber die zeitweilige Benntznngsart eines Grnndstfickes fhr 
eine längere Seihe von Jahren dergestalt festgelegt, dass der gegen- 
wärtige Eigenthiinier nnd jeder Besitzniiclifolj^er daran gebunden sind, 
so kann ein solches Verbältniss bei der Entcignun^sentschädigung nicht 
nnberücksichti<!:t bleiben und es niuss die Fhiiscbädigiing entJ?prechend 
niedriger ausfallen, wenn das Grundstück in seiner gegenwärtigen, auf 
Jahre hinaus itocli vorgezeiclineteu BcDutzungsart niclit. sondern nur 
in der erst si)ater voll wirksam werdenden Benutzungsfähigkeit eine 
Minderung erfährt. Dies liegt hiej- vor. 

Das Hausgrumistiick der verw. Krusche ist von Anfang an für 
Postzwecke erbaut uud zu .seiuem grüssteu Theile eigens für die.se 
Zwecke eingerichtet worden. Die Kaiserliche Postverwaltung hat im 
Jahre 1888 das gesammte Erdgeschoss sowie Theile des I. und II. Ober- 
geschosses von dem Erbauer auf die Daner von zehn Jahren ermiethet 
nnd im September 1896, nachdem inzwischen festgestellt war, dass 
und welche Veränderungen die ZngängigkeitsTerhältnisse des Grnnd- 
stflckes infolge der Tieferlegnng der davor liegenden Strasse erleiden 
wfirden, den Mieth vertag auf weitere zehn Jahre, und zwar vom 
I.April 1899 bis 31. März 1909, verlängert. Bei dieser Vertrags- 
verlängerung ist der Eigenthümerin für die gleicheu liäundichkciten 
nicht nur der frühere, sondern sogar noch ein um 25% erhöhter Mieth- 
zins bewilligt woiileii. D;iss iiai-li der Tieferlegung der Strasse die 
sonstigen Mietherträgnisse des Hauses zurückgroaiigLMi wären, ist von 
der Enteignelen nicht behauptet worden; es fehlt auch souai au jedem 
Anzeichen hierfür. 

Unter diesen Unisiuuden kann aber nicht angenommen werden, 
dass der verw. Krusche im Hinblick auf die gegenwärtige Benntzungs- 
art des Grundst&ckes ein Schade durch die Enteignung entstanden ist. 
Vielmehr erseheint ihr dessen zeitheriger Ertrag, selbst wenn man dabei 
eine allgemeine Steigerung der Miethwerthe mit in Betracht zieht, noch 
auf eine längere Reihe von Jahren, mindestens bis zum 31. März 1909, 
gesichert Mit dieser Thatsache wärde auch jeder Käufer des Grund- 
stückes zu rechnen haben. Sie ist daher auch von Einfluss auf den 
Verkehrswerth des Grundstücks nach Ausfuhrung der den Grund der 
Enteignung bildenden Anlage. 
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Abhandlungen. 

Die Stenpelpiliehtigkell der StrasscnbenatsongSTertrige der Stfassen- 

nnd fileinlwlineii. 

Von Eiiitt Itatalfi, 
Jasüzrath in Berlin. 

I. Seitdem das Keichägeiicht in mehrerou Entsclieidungen auHgeäpruchen 
hat, daes die gemäss' § 6 des KldntMihngesetses vom 28. Juli 1892 zwischen 
dem Wegennterhaltiuigspflichtigeii nnd dem ümteniehmer erriehteten Strassen- 
benntzungsvertritgre, fslls für die Benutzung eine Qeldentschltdifiuig ge- 
währt werde, als MiethvertrSge anzusehen nud als solche zn verstenem seien, 
ist an die Stelle <l<'s Srfiujipljreaetzes v«»n 1822 und der Stempelsteuerverord- 
nunjfen von ISOT das tie?<t'tz vom 31. .luli 1895, an die Stelle des 
Preu»siscljen i.audreclits das Bürjferliche üesetzbncli petreton. Das 
stempelreditUehe Ergehniss, zu welchem die Becbtsprechung gelangt ist, wird 
jedoeh hierdnrch nicht berBlirt. Nach Tarif stelle 48 a des Gesetzes vom 
31. Juli 1895 unterliegen Miethverträge ttber unbewegliche Sachen in 
gleicher Weise wie nach dem Tarif vom 7 März 1822 einem Werthsteuipel, 
nnd die im § ö^ö B0I5. entlialtene Ut -rluiijr der tlcm Voniiirtlior und dem 
llietlier <'blie^;eiiden g('g^enseiti;;en S'eriitlirlitiintren läs-<t nkmutu, dass das 
Wesen des lliethvertraßs nach wie vor in der Gewahruuti des Gebrauchs 
eiser Sache gegen Entgelt zu finden ist 

Die Auffassung des Reichsgerichts ist Ton Eger (Uitthdlnngen des 
Vereins Deutscher StrasseniMüm- nnd Kldnhahn-Verwaltungen, 1901 S. 34 n. 
37) mit der Behauptung bekämpft \vt>rdrn, dass die TcberlaK^fung der Strassen 
an don T'ntornelimer auf (rrtind dos § (i des Kleinliahntrcsetzes niclif einen 
ItrivatreilitlirlitMi. sondern einen üffeutlich-rechtliclien Cliarakitr und 
da» Entgelt nicht die i^enschaft eines Miethziuses, sondern einer Gebühr 
habe. 

Was den ersteren Oesichtspnnkt betrifft, so hat das Beichsgericht za- 
treiFend daranf hingewiesoi, dass auch an SffentUchen, dem Gemeingebrauche 
gewidmeten Sachen dingliche Privatrechte begrfindet werden können nnd dass 
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das Beditsverhältniss zwischen dem Unternehmer und dem Wegeonterhaltangs- 
pfliditigen, wenn es nicht dnreh EisaaningsheBcUnss der StsatsbehSTde, 
Bondmi mittels Yereinharnn; der Betheiligten geordnet werde, pri- 
vat roch tlic her Natar sei. Allerdings Iftsst sich nicht in Abrede stellen, 

dasB bei Abschluss eines StrassenbenntzungsvertragR Jiffentlich-rechtliche Ge- 
siclitspunkte in hervorragendem Masse mitsprechen ; das scliliesst aber nicht 
ans, dass, wenn ein solcher Vertrag seinem Inhalte nach sich mit einem im 
BGB. geregelten SchnldverhftltniBs« deekt, für seine rechtliche BeortheUang 
die Yorsehriften des BGB. Aber dieses Schaldverhiltniss 
massgebend sind. Die nnbeawintem VertrSge, mter welche Eger die 
StrasseniiberlassungsvertrJifre einreihen will, sind gleichfalls eine dem btlrger- 
lichen Reclite angehörende Vertragskategorie. Aucli der Hinweis auf den 
Gcj^enHatz zwischen § 13 des Kleinbalmgesetzes und § 567 BGB. ist nicht 
überzeugend. Wird die staatliche Genehmigung dauernd oder für einen län- 
geren Zeitraum als 30 Jahre erthellt, so nnss freilich von dem Wegeonter- 
hsltnngspflichtigen das Strassenbenntgnmgsreeht Ittr die gaace Daoer dar 
. KonsesBion gewAhrt werden; hiermit ist indess keineswegs vnverdnhMr, dasi 
der errichtete Miethvertrag nach 80 Jahren von jedem TbeUe gekündigt 
werden darf. Koramt alsdann eine weitere vertragliche Einigung nicht 
zu Stande, so kann vermöge des Rechtsmittels des Ergänzungsantrags durch 
BeschluBs der Staatsbehörde die Zustimmung de» Wegeonterhaltungspäicbtigen 
ergänzt und über die an dmi Unternehmer gestellten Ansprüche entschieden 
werden; im Grande iat also das BeditsrerhUtniss hier das gldeha, wie wenn 
der StrassenbenntsnngsTWtrag von ▼oniherein anf eine kttrsere Zeitdauer 
lantet als die Eonzession. 

Bei der weiteren Erwägung, welche Eger gegen die reichsgerichtliche. 
Auffassung {geltend gemacht, handelt es sich wohl kaum um mehr als um 
einen Wortstreit. Die Abgabe, welche an den W^ebaapflichtigen zu ent- 
richten ist, mag immerhin als eine Gebthr bezeichnet werden; da diese 
Gebfihr ffir üeberlassnng der Benntsnng Sffentlicher Strassen zn. mhlen ist, 
so ist sie, gleichviel ob es sich nm efaie feste Abgabe oder nm einen Anthell 
am Beingewinne liandelt, eine Benutzungsgebühr oder einMiethzins 
im Sinne des § 535 Satz 2 BGB. Die Möglichkeit, dass die Zustiramnuf? 
des Wegebaupflichtigen zur Strassenhenutzung im AVeee des Ergiinzungs- 
verfahrens herbeigefiUirt und die Benutzungsgebühr durch den Sprucli der 
zuständigen Bdiürde festgestellt wird, steht dieser Annahme nicht entgegen ; 
wird nach VerleHrang des Entdgmngsrechts Gntnddgenthmn gegen ^e ver- 
einbarte Entschädigung freiwillig abgetreten (§§ 16, 17 des Enteignung»- 
gesetzes vom 11. Juni 1874), so ist der zwischen den Bethciligten ab> 
geschlossene Vertrag ein Kauf, obwohl auf Antrag des I nternehmers der 
Plan für Ausführung des Unternehmens and die £ntscliädigang durch die zu- 
ständige Behörde festzustellen sind. 

n. Die bei lOetiiTertriigen fiber unbewegliche Sachen zu entrichtende 
Stempdahgabe beträgt nach Tarif stelle 48 a des Stempelsteuergesetzes l/lO'/e 
des lOethzinses. Insoweit die Benutzungsgebflhr in einem Antheil an dem 
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jUhrÜGben Ertrage des Balmiiiitenieliiiittiis Imteht, Ist somit die BereehniiBg 
und Entriehtvng des Stempels erst nseh der Jedesmaligen FeststeUmig dieses 
Antheils mSglich. In einem an die Grosse Berliner Pferdeeisenbalm-Aktieii- 

gesellschaft gerichteten Reskripte des Finanzministers vom 29. Jnni 1891 wird 
ansgeffihrt, dass die von der Gesellschaft übernommene Verpflichtung zur Er- 
haltnnc: des Strassenkörpers und des StrasHenpflasters zwischen nnd neben den 
Seidenen eine für die Stempelberechnung demMiethzinse hinzutretcudo 
Leistung sei, da nach § 291 ALB. I» 81 der Yermietiier während der 
Icontraktmftsdgen Zeit die vennietliete Sache in braachbarem Zustande m 
erhalten nnd die nöthigen Beparaturen zu übemelimen habe. Auch nach 
§ 636 BOB. hat der Vermietlier die vermiethete Sache während der Mieth- 
zeit in einem zu dem vertragsmUssigen Gebrauche geeigneten Zustande zu er- 
halten; die Vorschriften des Stempeltarifs vom 31. Juli 1895 aber lauten — 
abweichend von § 6a des Gesetzes vom 7. Mäiz 1822 — dahin, dass der 
Stempel 1/10% des Hiethainses betrage, nnd als Bestandthell des IQeth- 
ainses rind die neben dem lüethainBe vem lOether flbemommenen Leistungen 
nicht zu erachten. Da überdies nach § 6 Abs. 2 des Kleinbahngesetzes der 
Unternehmer mangels anderweiter Vereinbarung zur Unterhaltung des be- 
nutzten Wegetheils verpflichtet ist, so ist bei Berechnung des Stempels die 
dem Gesetze gemäss vom Unternelmier, d. i. vom Miether, übernommene Ver- 
pflichtung zur Erhaltung des Strassenkörpers nicht in Ansatz zu bringen. 

m. Die Verstenervag des HiethTcrtrags liegt der wegennterhaltongs- 
pflichtigen Gemeinde als Yermietherin eb. Ist aber im Vertrage be- 
stimmt, dass die Kosten der Beurkundung dem Unternehmer zur Last 
fallen, so unterliegt es keinem Zweifel, dass zu diesen Kosten auch die zu 
entrichtende Stempelabgabe gehört. Wenn hiergegen eingewendet 
■worden ist, der llictliBtempel werde nicht von der Vertragsurkunde, sondern 
von dem nach Massgabe des Stempeltarifs aufzustellenden Miethverzeichniss 
eriioben, so liegt dieser Auffassung ein mssrersUndniss an Grande. Gegen- 
stand der Bestenenmg ist anssdiUesslich die Aber den Hieth vertrag 
errichtete Urkunde, wenngleich die Art der Versteuerung insofern eine 
eigenthümliche ist, als die Verwendung der Stempelmaterialien nicht auf der 
VertrniTMirkunde selbst, sondern auf dem vom Vermiether aofzuBtellenden 
Miethverzeichniss erfolgt. 

IV. Die Begründung eines Miethverhältnisses bildet den Kern, aber in 
der Bogel nicht den ansschliesslichen Inhalt des Strassenbenntsnngs- 
vertrags. An die entgeltliche üeberlassong der Strassen anr Beuntsni^ für 
den Baa nnd Betrieb einer Kleinbahn pflegen sich weitere Vereinbarungen 
anzuschliessen, welche, soweit sie nicht blosse Bestandtheile des Mieth- 
vertrags im .'^inne des § 10 Abs. 3 des Stempelstenergesetzes sind, selbst- 
ständiger Besteuerung unterliegen. 

1. Eine Sonderstellung unter diesen ander weiten Vereinbarungen nimmt 
die Kantionslelstnng ein; denn im Sinne der Tarifstelle 69 des Stempel- 
stevergesetaes gilt — hierflber besteht weder in der Beditspredmng, noch in 
der Verwaltnngspraxis tia Zweifel — die in einem Vertrag enthaltene 
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Sicherstellnng niemala als Bestandtheil des naiipt{;:c»ch:iftR, sondern itete 
als ein besonderes stenerpflichtipes (Jeschiift. Der sojrenannte 
Kautionsistempel , welcher hei einem 10000 JI. übersteigenden Wertlio der 
sichergestellten Kechte 5 M. beträgt, ist aber nur zu entrichten, wenn der 
Vertrag die bereits erfolgte oder gleichzeitig erfolgende Sicher- 
stellmig benrlnndet. EnthlQt der Vertrag nur die Verpflichtong in ktnf- 
tiger ffidierheitshestellnng, bo igt die lüersuf gerichtete Yereiiibanuig einer 
besonderen Stempelabgabe neben dem anf dem MiethTertrag« ruhenden 
Stempel nicht unterworfen. 

2. l pbrr die (irenzen des vom bürfrerlichen Kechte als Miethe bezeich- 
neten ScluildverhUltuisses gehen diejenigen Vert inl):u-ungeu nicht hinaas, 
welche das Betriebssystem, die Herstellung des Bahnkörpers 
and die PflaBternng der Strassen sowie die Unterhaltung des 
Bahnicörpers und der Strassen betreifenf aach wenn die Gemeinde 
sich das Re<ht voibeliält, die dem Unternehmer obliegenrlen Arbeiten selbst 
für (le«<<en Rechnung oder gegen eine bestimmte jiihrliche Vergütung ausführen 
zu lassen. Das Gleiche gilt von der Abrede, dass der Unternehmer unter 
gewissen Bedingungen befugt ist, streckenweise die Linien anderer Strassen- 
bahnonternehmer mitzubenutzen, oder dass er verpflichtet ist, unter gewissen 
Bedingungen streckenweise anderen Unternehmern die lOtbenntsmig seiner 
Qeleise sn gestatten. Derartige Tereinbamngen beziehen sich ansschliesslicb 
und unmittelbar anf den Gebranch, den der Unternehmer von den ihm zor 
Benutzung überlassenen Strassen zu machen berechtigt ist. 

3. Wenn dagegen dem rnternehmer die Verpllichtung auferlegt wird, 
die zum Bahnbetrieb und zur Beleuchtung der Wagen er- 
forderliche elektrische Energie gegen eine bestimmte Vergfi- 
tnng von der Gemeinde an bestehen, so liegt hierin ein von dem 
Miethvertrage rechtslMgrifflich sn sonderndes Geschftit, dessen wirthschaft- 
licher Znsaininenhang mit dem Miethverliltltnisse der Eihebung einer besonderen 
Stempelabgabe nicht entirc^renstolicn würde. Da-s Reirlisj^ericht hat an- 
genommen, dass der elektrische .'>trum (icgenstaud eines Lieferungs- 
vertrags im Sinne des Stempeltarifs sein könne; wird diese Auffassung zu 
Grunde gelegt, so ist der über die Stromllefei'ung geschlossene Vertrag 
stempelfrei, weil bei Anffassnng des elektrischen Strimies als einer Sache 
die Befirdnngsvorschrift der Tarifstelle 82, ErmSssigungen and Befireiongen 
Zift*. 3 (Lieferungsverträgc über Ifengen von Sachen, die zuui unmittelbaren 
Verbrauch in einem Gewerbe dienen sollen, bezw. im Inland in dem Betriebe 
eines der Vertragschliessenden hergestellt sind), Anwendung Hnden würde. 

4. Enthält der Strassenbenutzungsvcrtrag einen Schiedsvertrag, 
d. L die Vereinbarung, dass alle aus dem Vertrag entspringenden Streitig- 
keiten zwischen den Betheiligten unter Ansschlnss des Eechtswegs durch ein 
Sehiedsgerieht entschieden werden sollen, so liegt nach mehrfadien reiehs- 
gerichtlMion Entscheidvngen ein ans dem Rahmen des Hauptvertrags herauB- 
treteiiiler Neben vertrag vor, welcher nach Tarifstelie 71* (nnbenaonte 
Verträge) mit 1,50 M. zu versteuern ist 
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5. Wild der Gemeinde da» Reckt eingeräumt, wälirend der Dauer 
oder bei Ablauf des Vertrage dai Bahnaater&eliiiieii aebtt 
Zvbehör zamBnehwerth oder sn einem anderen Preise, dessen 
Unterlagen im Vertrage festgestellt lind, su flbernehmen, so 
stellt diese Vereinbarung- ein rechtsbegrifTlich vom HiethTertra^ce gesondertes 
GescliSft dar. Als einseitiir verpflichtender Vertra{r ist aber die blosse Ein- 
ränmung: des Kaufreclits vtm cinpin bedingrten Kaufe wolil zu uiiter- 
sclieiden; sie unterliegt nur dem allgemeinen Vertragsstempel der Tarii- 
stdle 71* von 1,50 M. 

6. Ifit Besag anf die Ober den Bahmen des lOethTertrags Unans- . 
gehenden Vereinbarungen, für welehe eine besondere Stempelabgabe za ent- 
richten ist, sei Folgrendes hervoiT^choben : 

a) Die Versteuerung erfolgt niclit in doisclbon Weise wie die Ver- 
steuerung des Miethvortrags, d. h. durch Aufstellunf^ einfs Miftliverzeichnisses, 
sondern durch Eut wert hang der Stempelmarlccn auf der Ver- 
tragsnrkande. mnsichtUch der Frist, innerhalb welcher die Entwerthnng 
za bewirken ist, kommen donznfolge nicht die besonderen Vorseluriften über 
Versteaemng der MiethTertrSge , sondern die allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen zur Anwendung. Soweit es sich um Verträge handelt, welche 
mit Behilrden abgesclilossrn werden, ist die Verwendung des von dem 
Veri)tli( hteten beizubiint;cnden Stempels nach § 15 des Stempelsteuergesetzes 
durch die Behörde zu bewirken. 

b) Enthält die Urkunde mehrere Verelnbarnngen, deren jede 
dem Stempel der Tarifstelle 71* (nnbenannte Vertrüge) von 
1,50 M. unterliegen würde, so ist dieser Stempel dennoch, wie auch in 
der Verwaltungspraxis wiederliolt anerkannt ist, nur einmal sa entrichten, 
weil der Inhalt der nach Tarifstelle 71 ' zu versteuermlen Vertrige weder 
im Steuipeltarif anj^e^clicn, lunli durch denselben begrenzt ist. 

Insoweit die vorstehend unter 1 — 5 erwähnten Vereinbarungen in einem 
Strassenbenntzangsvertrag entimltoi sind, ist biemach ansser demMieth- 
Stempel, ^dessen Entriehtnng aUjtthrlich unter Anfstellnng eines Uiethver- 
seicbnisses erfolgt, der in der Regel 5 M. betragende Kantions» 
Stempel (Tarifstelle 59) und der Stempel der Tarif stelle 71* TOn 
1,50 H. — auch der letztere nur einmal — zu verwenden. 
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8. 

Zum Begriff „höhere Gewalt^' im Sinne dos § 1 des Belchs-Uaft- 

pfUcht-Oesetzes. 

Von F. BIrkenbihl. 
Landrichter in Frankfurt a. M. 

Der § 25 des FreuB8. Eieenbahn-OesetKeB vom 3. November 1838 scliloss 
die Haftpflicht der Eisenbalm-Untemehmangen bei den» Nadiweise aas, „dass 
der Scliaden cntAveder durch die oiprene Schuld de» Bcscliitdiprten oder durch 
einen unabwendbaren ;Uihsereii Zufall bewirkt worden ist'" und besage in 
seinem Sclilosssatze: ,Die gefährliche Natur der Unternehmung nelbst ist als 
du soleliw tob dem SebadeiuMnaitK befreiender Zufall nicbt zu betnditeii'. 
Unter Wes^Iaesong dieser letzteren Bestimmmig geMtmeht der § 1 des Bdcli8<- 
Haflpflicht-Gesetses — im Anschliun an Artikel 395 des alten HGB.'s — 
Btatt der Worte „unabwendbaren äusseren Zufall" diejenigen „höhere Gewalt". 
BetreflFs dieser beiden Ausdrücke wurde bei den Berathungen des Gesetzes 
seitens des Kegierun}^^■-Vel•tl■clf1r^ hrrvortrelioben , dass eine Aenderung des 
Sinnes und Umfang» de» rreussibcheu Ueset/es nicht beabsichtigt sei, und 
ireiter bemerkt, daaa die beiden gedacbten Anadrttcke gleichbedeutend sden 
(Stenogr. Ber. I 8. 451). Anf demselben Standpunkt steht denn auch die 
Rechtsprechung (vergl. insbesondere R6. Tom 15. Januar 1881, Eisenb. 
Entsch. I S. 360; KG. vom 23. Mftrz 1888, ebenda VI S. 218). 

Eine abstrakte Definition des Begriffs „höhere Gewalt" ist, wenn über- 
hanjit niüglicli, jcdciifalls recht schwer. Die Theorie hat denn auch eine 
solche meist umgangen (vergl. i. B. Kudemann, £rläaterangcQ zum Kcichs- 
haftpflichtgesetB, 2. Aufl. 27). Jedoch steht sie fibereinstimmend auf dem 
Standpunkt, dass nnter ,h5herer Gewalt* diejenigen insseren Ereigniiae n 
hegreifen sind, deren Vermeidung durch solche Vorkehrungen unmöglich ist, 4 
die im konkreten Falle zu dem durch sie zu erreichenden Erfolge der all- 
{renieineu Verkelirsan^^cliaunng- iiadi im vernünftigen Verhältnisse stehen 
(Eger, Das Kciths-Haftiillicht-üesctz, 5. Autl. S. 113). In Uebereinstimmung 
hiermit steht auch die Eechtsprechung des liOUG. und des KG. Sie gebt 
dftTon ans, dass die Frage, ob ein bestimmtes ftnsseres Ereigniss als „höhere 
Gewalt* anfoafassra ist, .nicht nach efaiem absolnten Hassstab, sondern nach 
der Besonderheit des Falles zu beantworten ist", und dass von ihr nur beim 
Vorli^^ der beiden Voraassetsungen geredet werdm kann, nümlich: der 
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.Unabwendbarkeit des EreigiiisseB durch die nach Lage des Falles gebotene 
Vonidit', der .ünttberwiiidliehkdt des eingetretenen Ereignines resp. seiner 

Schadensfnlpen durch menscbliclies Bemühen" (ROHQ. vom 4. Februar 1873, 
Entsch. lid. 8 S. 162; vergl. auch ROIIG. V(.m 4. Mai 1871, Entsch. Bd. 2 
S. 259; vom 12. November 1872, obemla Bd. 8 S. 30; vom 13. Januar 1874, 
Bd. 12 S. 107; RG. vom 2. November 1879, Eisenb. Entsch. I 8. 31; vom 
9. April 1880, ebenda S. 145; vom 9. Juli 1880, ebenda 8. 250 und die 
andwen hü Bger a. a. 0. 8. 114 dtirten Entsch^migen, insbesondere RO. 
▼om 20. Xftn 188S, Entsch. Bd. 21 S. 16 ff.) 

Hiervon ausgehend werden anter Umständen auch solche Handlungen 
dritter, d. h. nicht als Betriebsorgane thätiger Personen, als unter dem Be- 
grifiF ^.höhere Gewalt" fallend erachtet, deren Vpiliiitiinc" trotz grösster 
Vorsicht unmöglich ist (vergl. KG. vom 13. April 1880, Entach. Bd. T 
S. 253). Hierher gerecimet werden auch geistige und Icörperliche Erkrau- 
kongen, z. B. die plötsüch eingetretene Geistesstörung des Vemnglttckten, 
wenn sie trota aller Sorgfalt nicht voransgesehen werden konnte, also bei- 
spielsweise in Folge eines Hitzschlages eingetreten ist (KO. v(im 9. Juli 1880, 
Eisenb. Entsch. I S. 250). Insbesondere ist auch einem durch plötzliche 
Ohnmacht bewirkten Sturze, ebenso wie einem epileptischen Anfalle des Ver- 
letzten der Charakter eines „unabwendbaren Zufalles'' beigelegt worden {lid. 
vom 23. März 1888, Entsch. Bd. 21 8. 19 ff.; vom 9. Dezember 1887, 
Eisenb. Entsch. VI S. 102; s. auch vom 7. April 1888, ebenda S. 281). 

Hierbei ist das Beichsgericht (VI. Civilseaat) denn anch in seinem UrtheUe 
vom 28. Januar 1901 stehen geblieben, in welchem es auch die Frage ge- 
streift hat, ob der Unverstand eines im Bahnbetriebe vei letzten Kindes den 
Einwand der höheren Gewalt begründen kimne (vergl. liierzn E^^er a. a. O. 
S. 125 und die dort citirten), sowie weiter die Frage des eigenen Ver- 
schuldens des Verletzten behandelt. Das ürtheil ist, wie folgt, begründet: 

aNadi dem lliafbestaad des ersten Urtheils ist folgender Hergang ttiat- 
sSebUch festgestellt: Als ein herannahender Elsenbahnng noch 800 — ^900 m 
von der Arbeitsstelle der an dem Balmgeleise beschäftigten Arbeiter entfernt 
war, rief ilinen der die Arbeit beaufsiolitifrende Kottenarbeiter St. seiner Vor- 
schrift geniiiss zu, sie sollten aus dem (ieleise fielien. Silnuntliohe Arbeiter, 
darunter auch H., leisteten sofort dieser Aufforderung Folge, indem sie über 
das zweite — von dem Zuge nicht benutzte — Geleise liinweg anf das Bankett 
fibertraten nnd dort Anfstellnif nahmen. In demselben Angenblick, In wel- 
chem anf dem vom Standpunkt der Arbeiter entfernteren Oeleise die Maschine 
des Zuges an der Arbeitsstelle vorfiberkam, stürzte H. infolge eines plötz- 
lichen Sohwindelanfalles von dem Bankett nach vom, stoljterte über das 
nächstliegende, freie Geleis uml kam zwischen diesem und dem von dem Zug 
befallreuen Geleis so unglücklich zu Fall, dass der Schienenräumer der 
Haanhlna ihn an den Kopf traf md sofort tOdtete. 

Der Beklagte (Preoss. Eäsenbshn-Fiskos) hat In erster Linie geltend ge- 
macht, es liege hier ein Fall von höherer Gewalt i. S. des § 1 des Haft- 
püehtgesetaes vor, nnd in aweiter Linie, der Unlill sei durch eigenes Yer- 
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schnlden de» Getödteten vcnnsadit worden, sofern H., wie Beklagter naeh- 
trilprlicli orfaliron liabc, an Srliwiinlel prelitten bähe und flieh daher von Ar- 
• beiten der liier fra{rli<'lien Art liiltte fvrw lialtcii müssen. 

Das Berufungsgericht hat übereinätiiiiiuend mit dem er.sten Jiichter an- 
genommen, dass der Unfall dnreh hOhere Gewalt venirsacht worden sei Das 
pl6tdiche Auftreten eines SchwinddanfalloB hei dem Yemngiacktai stelle ein 
ftnsseres Ereigniss dar, dessen Vermeidung seitens des BetrielNinnt«rndimerB 
oder seiner T-eute bei den gegebenen VerhUltnissen trotz Anwendung der 
anssersten Sorgfalt nnd Vorsicht niclit möglioli sei. Der Scliwindelanfall Imbe 
Villi dem Hclilagten oder dosson Leuten bei aller Sorgfalt nicht vorausgesehen 
und aljgewendet und es hätten auch, nathdiui der Anfall einmal entstan<lcn, 
aeiiM nnglttcklichen Folgen bei aller im gegebenen FiJla mOf^ichen Sorgfalt 
nnd Umsicht nicht abgewendet werden kOnnen. Auch bei der Unterstellnng, 
dast — wie die Berufungskliigerin (Tiefban-Bemfsgenossenscliaft) geltend 
machte — der Sclnvindelanfall durch das Herankommen des Zuges veranlasst 
worden wSlre, würdo iiacli Aiisirlit des Herufmiiisjieriihts tinfzdein hidiere 
(icwalt als vorliegend aiizuiiehnien sein. Denn der Srliwindelantall wäre aiu h 
dann nicht ohne besondere, in der Person des Verunglückten liegende iiediu- 
guugun, ohne eine besondere kraalchafte Neigang desselben zu Sehwindel- 
anfHUen eingetreten, nnd es hätte der Unfall alsdann seinen leteten Grand in 
einem mit der Betriebsgefahr nicht zasammenhSngenden äusseren Zustand oder 
Vorgang gehabt, der für den Botriebsunternehmer gleichermassen ein nnab- 
wendbares Ereigniss wilre. Denn es sei für den T?etriebsunternelmipr nicht 
möglich, bei Einrichtung des Betriebs auf alle müglirhen, aussergcwidinlichon 
Zustände und VorgUnge Hücksicbt zu nehmen; für Ai'beiter, welche auf freier 
Stoeeke arbeiten, genüge es zar Sicherung vor einem heraunahenden Zuge, 
▼oransgesetat, dass man es mit gesunden und normalen Menschen zn thun 
habe, dass sie von dem Zage noch durch ein freies Cieleis getrennt auf dem 
jenseitigen Bankett Stellung nehmen können. Mit der Anwesenheit anderer 
als gesunder und normaler, v<*n dein Vorbeifahren eines Zuges ]diysi(dt»gisch 
nicht beeintlussbarer Arbeiter auf ihren Strecken brauche aber die Eisenbahn 
nicht zu rechnen. 

Der Begriff der htthoren G;ewalt i. 8. von § 1 des Haflq^flichlgesetses ist 
vom Bentfnngagericht richtig anfgefasst. Er bedeutet ein Ton aussen, d. h. 

von ausserhalb des Betriebs des Untemdimers einwirkendes Ereigniss, 

welches auch durch die .lusserste nadi den gegebenen Umstnuden gebotene 
Vorsicht und durch alle vernünftigerweise dem Unternehmer zuzuuiutbcndeii 
Vorkehrungen nicht abzuweliren noch in seinen Folgen unschädlich zu machen 
ist (vergl. Entscheidungen des Reichsger. Bd. 21 S. 13 ff. und Eger, Reichs- 
Haftpflicbtges., 6. AniL § 1 A. 11 S. 113ff.). Es fallen kienuter nidit bloaa 
elementare Ereignisse, sondern auch andere znftllige von aussen kommende 
Einwirkungen, wofern sie den angegebenen Voraussetzungen entsprechen, 
möglicherweise also ein Verhalten des Verletzten selbst, ein aus der person- 
lichen, körperlichen oder geistigen Verfassung des Verletzten entsprungenes 
Vorkommniss. So ist insbesondere von der Rechtsprechung angenommen, dass 
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dem plOtclichen Ausbrach einer GdstesstSrang, dnem epUeptieeheii Anfall, 
einem dnrcb p15txliche Ohnmacht verursachten Sturz des Verletzten die Be- 

dcutnnjr eines nnabwendbaron ZufalUs. einer hUheren Gewalt zukomnien könne. 
(Veifrl. EntscJieidnnjren des Keidisg^er. Bd. 21 cit. 8. 15 — Urtlieil des 
II. Civilsenats vom Ü. Juli 188U, Efrer, Eihenljalinieehtl. Entsrh. Bd. T S. 2r)0, 
des III. Civllsonats vom 9. Dez. 1887, ebenduit Bd. VI S. 102; des VI. Civil- 
senats vom 3. JuU 1899 Bd. VI Nr. 146/99 im Sächs. Aich. f. bürgerl. 
Becht Bd. IX S. 700 — , Eg^er, Beiehs-Haftpfichtges. S. 125 ff.). Wenn die 
im Beruf nngsnrtheil berührte Frage, ob der Unverstand, das sorglose Ver- 
halten eiiH^ lu) r.ahnbetriel» verletzten Kindes !< n Einwand der höheren Ge- 
\\n\t 1io<ri iiiidcu könne, niclirfacli — so nenordiii<cs von dem erkennenden 
Senat, Hntsclieid. des Keielisper. Bd. 41 S. 27 ff. — verneinend enfscliieden 
worden ist, so geschah das hauitthUchlich aus dem Grunde, weil derartige 
£reignisae wie das Ueberfshrenwerden unachtsamer Kinder im grossstiidtischen 
Strassenverkelir mit einer gewissen Häufigkeit vonsukommen pflegen, also mit 
den eigenthflmlichen Gefaliren 4es Eisenbahnbetriebes, welche der Unternehmer 
zu ti'agen hat, im Zufsammenhang stehen. Das letztere Moment — welches 
das fragliche Eieiirniss cJien nirht als ein von aussen einwirkendes er- 
scheinen lässt, trifft in einem Falle nicht zu, wo ein ganz aussergewöhnlieher 
Weise in der Pers(»n des Verletzten eingetretener, für das Verkehrsleben 
ausser Berecbnnng liegender Zustand den Unfall verursacht hat. 

Dass es sieh vorliegend um solehes Süsseres Ereigniss, weldies an sich 
und in seinem Erfolg fSr den beklagten Unternehmer unvermeidbar war, ge- 
handelt hat, ist vom Beruftangsgericht ohne Rechtsirrthnm festgestellt. Die 
von der Bevision liiergegen erhobenen Einwände erweisen sich nicht als be- 
rechtigt. 

Der Beklagte hat — um ein eigenes Verschulden des Veninglüekten 
dorzuHian — * behauptet, dieser liabe überliaupt und besonders nach einem 
Arbeiten in gebückter Stellung an Schwindel gelitten. Die Klägerin hat dies 
bestritten; das Bernftengsgericbt geht indess davon aus, dass ein Unfall, wie 
er hier vorgekommen, nur liei einer besonderen krankhaften Neigung zu 
Schwindel denkbar sei. Die Revision wendet nnn ein, es sei Sache des Be- 
klagten gewesen, zu beweisen, duss der T'nfall durch keinerlei Massregeln 
seinerseits zu vermeiden war, und dieser Beweis sei doch nicht so zweitVls- 
frtA erbradtt, sofern sich immerlün die eine oder andere Schutzmassregel 
denken lasse, wodurch einem derartigen Unfall vorgebeugt werden kOnne. 
Habe der Verunglückte H. an Schwindel gelitten, so sei er Ittr die ihm von 
dem Beklagten zugewiesene Arbeit antauglich gewesen, und die Eisenbahnver- 
waltnng habe durch periodische itrztliche l'ntersucliungen der Arbeiter nnd 
entsprechende Auswahl derselben derartige IJnt^llle verhüten können. — Es 
mag dahinstehen, ob es einer Kisenbahuverwaltung möglich und zuzumutheu 
sei, dass de die in ihrem Betrieb angestellten Bediensteten ond Arbeiter 
solchen Untersuchungen, wie de die Bevision im Auge h&;t, nnterwetfe; für 
den gegenwärtigen Fall trUlt dieser Gesichtspunkt nicht zu. Wie aus dem 
im Urtheil erster Instanz ausdrücklich In Bezug genommenen Feststellongs- 
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bescheid der Tiefbau-Berufsp^enossenscliaft vom 18. Oktober 1898 ersichtlich 
ist, war H., als er den Unfall erlitt, in dem Tief haubetrieb des Unternehmers 
Sch. zu B. beschäftigt. Das aber kann von der Bahuverwaltung sicher nicht 
mlaagt werden, daas sie die toh dem üntemehmer einee Kieseinbues am 
BahnkSrper seltweiM angestellteit Arbeiter auf flire Sdiwiiidelfirailieit unter- 
snchen lasse oder hiergegen von dem üntemehmer Gewähr fordere. Es ginge 
das iiber das Mass der nach der vernünftigen Verkehrsanschaanng gebotenen 
Vorsicht weit hinaus un<l wäre anch praktisch schwerlich ausführbar. Zu 
besonderen Erürtoi lui^n n hierüber und über die Arbeitsstellnng des H. hatte 
das Berufungsgericht nach Lage der Sache keine Veranlassung. 

WeiteilliA konimt die Bevidon auf die Bebauptang mrftck» data der Un- 
fall in dem Bäaenbabnbetrieb, in der gefUiriidbn Natar deRselben seinen 
Grand gebabt habe. Dass jemand, der mit dem Bahnbetrieb in Berftbning 
komme, zn Schwindel geneigt sei, beim Vorbeifahren eines Bahnzugs vom 
Schwindel ergriffen werde , das seien Dinpre , welche nicht ausserhalb der 
menschlichen Natur und der Berechnung Ligen. Der Verunglückte sei an 
einen Ort hingestellt worden, welcher für ihn und selbst für jeden Gefahr 
mit sieb gebraebt liabe; ein ünfUl bitte bier anob in anderer Wdse, x. B. 
dnrcb OUttte des Bodens, dnreb einen befao Drftngen der Arbeiter erfolgenden 
Stoss, sich ereignen können. — Allein die Möglichkeiten eines Unfalles der 
von der Revision angedeuteten Art kamen im vorliegenden Fall für die 
Kausalität nicht in Betracht: der Platz, welchen der Verunglückte nnmittel- 
bar vor dem Unfall einzunehmen hatte, schloss an sich keine Gelährlichkeit 
in sich. Nach dem festgestellten Thatbestand lag nicht der Fall vor, dass 
ein Babnarbeiter genStiilKt war, sebnell vor einem berannabenden Zog anf 
eine in n&ebster Entfernnng derselben beltndUdie Stelle an flttditen imd dass 
er hierbei — also unter dem Einflüsse der besonderen, dnrch den Eisen- 
balmbetrieb gebotenen Eile — in der auch bei einem gesunden Arbeiter er- 
klärlichen Aufregung oder weil von einer in solclier Lage naturgemäss vor- 
kommenden Verwirrung erfasst, gefallen und verunglückt wäre. Sondern der 
Hergang war der, dass^auf den rechtzeitig erfolgten Zuruf des Vorarbeiters 
— ala der Zog noeb in betritebtiieber Entfemong war — üb Arbeiter anf 
das jenseits des fireien Geleises gelegene Bankett ftbergebreten waren, wo- 
selbst sie sich aufstellten und wo sie, von dem herannahenden Zug durch das 
freie Cieleis und dessen Zwischenabstände getrennt, sich in „einer völlig 
sicheren Stellung" befanden, dass nun, wie der Zug vorbeifuhr, II. von dem 
Bankett nach vom stUrzte, hierbei über das nächstliegende Geleis stolperte 
und zn Fall kam; und dies in Folge einer abnormen, krankhaften Anlage zn 
SchwindeL Das ist nicbt dn Vorkommniss, wie es sidi im Bahnbetrieb 
bänfig oder doöh nicbt selten zn ereignen pflegt nnd dedmib yon d«n Ünter- 
nebmer von vornherein in Aussicht genommen werden mnss. 

Die Revision rügt schliesslich die Nichtberücksichtigung des in der Be- 
rufungsinstanz von dem Kläger gestellten Beweisantrags. Dieser hat für seine 
Behauptung: ,der Schwindelanfall des verunglückten U. sei durch das Heran- 
kommen des EisenbalmztigeB selbst hervorgerufen worden*, sich anf das 
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Zengnlu der in den ünfallakten bereits Temommenen Zeugen, inebeeoodere 

des Rottenarbeiters St. berufen. Das r.onifnngsfericht hat mit der oben 
wiederg'egebenen BegrihKlimg: die Autnaliiiu' der anpretretencn Beweise ab- 
p^clelmt. Ein Vorstni^s profren Prozcssvorschritten oder ppf^en materielles Recht 
kann hierin nicht erblickt werden, l'er iJerufuugsrichtcr untcr.<tellt die mit 
Beweis vertretene Behauptung als richtig, folgert aber ans dem als unstreitig 
festetdienden Saohyerhalt, daas in dem angenommenen Fall der Seitwindei- 
anfall des H. gleidiwolil anf dne besondere, lannkhafte Anlage xnrftcluni- 
fnhren sei. Diese im Urtheil nüher begründete Schlussfolgernng ist von 
wesentlich thatsilchlichcr Natur; und es ist nicht abzusehen, wiefern der vom 
K1.1?rer an^^otrctcne Zcngenbeweis die lieurtlieilunjjr nach dieser Seite h.'itte 
verUudern sollen. Wilre der Schwiudclaufall bei dem Verunglückten durch 
das Vorfiberfabren des Bahnzages „hervorgerufen", das bedeutet hier: in 
VerMndnng mit der bestehenden Disposition des Veranglttckten mit Tenoilasst 
worden, so bestMnde zwar ein gewisser Zusammenhang nüt dem Eisenbahn« 
betrieb insofern, al.s durch jenen Betriebsvorgang der in einer abnormen Dis- 
position dos Verletzten ireirebcnen IJodinirnng ein ihre A\'iikun<r auslösender 
äusserer Anstoss hinzniietreien ist. Aber das würde noch nicht einen Zu- 
sammenhang mit den dem Eisenbahnbetrieb eigenthümlichen G efalu'en be- 
gründen, wonach diese als die eigentliche Ursache des Unfalles zu betrachten 
wSren. Der Begriff der hSheren Gewalt ist nmdesswilloi noch nicht ans- 
geschlossen, weil der durch ftnssere Ereignisse herbeigeführte Unfall mit dem 
Bahnbetrieb in ir^jond wclelier Verbindunir steht (vergl. auch UrtheU dieses 
Senats vom 3. JoU 18d9 VI 146i99, oben cit.)'. 
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Ble Prttftiiig der StnssenbeniitsaiigsTertiigtt Ewfflehen Babniinter- 
nehmern nnd Oemelnden dnreh die AuftiehtsbehSrden. 

Von Dr. Ernst Hancke, 

llecht-sauwalt iu liieslau. 

Die Bc\vort1iung von Strassenbahnen hat sich in gegenwürtiger Zeit 
nicht nur nacli ilvn Eimialmicn zu riclilcn . die durcli den Vcrkclir erzielt 
\v(>ril(ii, sniHlfin in ei>ter r.inio luuli «icn W-i tiüseii , die die Ijalmeu mit 
deu Städt<3u und Commuualverbümlen, durcli deren Strassen sie falu'en, ge- 
BcUoBseii haben. Nadi § 6 des Kleinhahngesetzea mfissen die StrasseiibaJuMii, 
um die Coneession zum Betriebe zu erlangen, die ZneÜmmang des Wege» 
unterhaltangspAichtigen beibring:en, der eich liierffir ein angemesBenes Entgeld 
nnd ein Optionsrecbt auf die IJahn als Ganzes auabedingen kann. Aus dem 
antreniessonrn Kntireld aber, von \vel('1icni das Gesetz sfirithl , \>\ im T-anfc 
der /fit eine un;.'elieure Abjrabe an die Städte aeworden, die sicli mitunter 
bis aul' öU "io der Netto-Einnalimeu versteigt. Weungleicli eine Bereeiitiguntj 
fttr die Höhe der Aeqnivalente darin liegt, daes die Einnahmen der 
Straeeenbahnen im Wesentlichen ans den Taschen der Bnigerschaft fliessen, so 
darf und soll doch von den Magistraten der privativirthachaftliche Charakter 
der Strassenbalinunternebmun'ren niclit übersehen werden, der demjenigen, 
wclclier die Unternelmierpefalir trä<rt, auch die Einnahmen des rnternehmens 
zu7.u)»illii:en beisst. Zudem lumdelt es sieh uu'istcns um ältere lialmen, welche 
viele Jalire mit grossen Schwierigkeiten zu kämmten liatteu, uud jetzt, wo 
sie sich den Verkehr erobert haben und ihre Vertrflge mit den St&dten 
prolonc^en wollen, yon diesen mit ansserordentlich erhShten Abgaben belegt 
werden. Die haaren Abgaben bilden aber nur den ersten Schritt. Ausser 
der finanziellen IJetheiligung, nnd zum Tlieil in Folge derselben, bedintron 
sieh die Tommunen einen tiefgehenden Kintluss auf die Verwaltuni; der 
liahnen aus. Sie legen sieh das Iicclit liei, die l^ilanzen zu genehmigen, sie 
fordern die Vorlegung der Fahrpläne und Tarife, sie behalten sich vor, eine 
Aendening der Betriebsart, Ol»erleitnng8- in Aecnmnlatorenbetrieb, zn be- 
stimmen; sie verlangen, dass die elektrische Kraft ans den stftdtischeB Werkoi 
entaommen wird, wofür 10 "/o &ber die Selbstkosten und eine vollkommene 
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AmortlBinuig der AnlageD beanspraclit wird; sie l^n endlich den Balinen 
die nmfiuseiKlsten Banlasten anf den von ihnen befalirenen Strassen auf. 
Andererseits pflegen de dem Unternehmer keinerlei Monopolrecht im Strassen- 
bahüban zn c-ewSliren, auch kfin Vorzufrsrocht vor ainleron üntern«'hnicrn, 
ja es ist Ycitrekiiinnien, dass die Stiidte durcli M.l^stlietriel»ene TJalnu'n den 
concesäiuuirtea Strassenbalmen Cuncarrenz geniadit tiaben. Hierzu iiiu das 
H^mfUlfflrecht, weleiiM sieh die StSdte «nsbedingen. Der Wegennterbaltungs- 
pflichtlge IcMmsieli, wie erw&hnt, nach dem KleinbalmgeBets den Erwerb der Balm 
im Ganzen nach Ablauf einer bestimmten Frist gegen angemessene Scliadlos- 
lialtun<r vorbehalten. Was die Schadloshaltnn^: anlanirt, so wird von denStttdten 
repeliuiissi^ nnr der r)Uoli\vortli des T'ntornohiiipns. nicht der Ertraj^swerth ver- 
gütet, wicwold nur il» r letztere im All^xt iuciiu n den riclitiiren Faktor für die 
Bewerthang von Verkelasunternehuiungen abgebeu kann. Die Frist für den 
Erwerb der Bahn stimmt aber häufig nicht überein mit der Dauer der be- 
hördlichen Ceneesrion, ist vielmehr kttrser als diese, sodass sich die 
Qnerqnickliche Congeqnena ergiebt, dass der ünteraehmer die Concession hat, 
die Stadt aber die I3ahn. 

Für alle diese Schwierigkeiten tritt allerdings refrnlirend der § 7 des 
Kleinbahngesetzes ein. Der T'nternehmer kann, wemi ihm die Iknutziinf!: 
öffentlicher Wege versagt oder an unangemessene Bedingungen geknüpft wird, 
das VerwaltmgaTerfSRlirea beschreiten nnd die Zustimmung der Städte und 
anderer Communen aur Wegebenntaung erzwingen. Es leuchtet aber ein, 
daea die BeBchreitnn{<: eines scdclien Weges gegenüber einem Kontrahenten, 
mit weldiem die Bahn in dauerndem Konnex stellt, ni< ht wünschenswerth ist. 
YAn ferneres Regulativ liegt darin, dass die Stiidte in ihren Vertriiiren keine 
Bebtimmungen tretfen können, die mit den Aufsichtsrechten und Vorschriften 
der Concessionabeliörde im Widerspruch stehen. Al>er diese Grenze wird 
nicht immer eingehalten, es kommt h&nfig'Tor, dass die CenceasionsbehBrde 
diese oder jene Yertragsbestfaumung beanstandet, und ist alsdann die Strassen- 
bahn d«r geschädigte oder wenigstens behinderte Tlieil. Es ist daher im Interesse der 
Bahnen mit Freude zu begi'üssen, dass der sdchsische Minister des 
Innern im Wege der Dienstaufsicht ein Reskript an die Genieindeautsichts- 
behürden erlassen hat, welches auf die Grenzen und Ziele der von den Ge- 
meinden mit den Strassenbahnen abzuschliessenden Verträge lünweist. Das 
Beskrlpt, welches vom 16. November 1900 datirt, lautet wie folgt: 
Kr. 476 in Ac. Dresden, am 16. November 1900. 

Schon wiederholt haben die Verträge, welche zwischen den Unternehmern 
elektrischer Strassenbahnen und den betheiligten Üemeinilen über die, Be- 
nutzung öft'entlicher Strassen oder sonst über die Zulassung solcher l'nter- 
nehmungen innerhalb eines Gemeindegebietes geschlossen worden sind, bei der 
späteren staatlichen Konzessionsertheilung für derartige Anlagen Anlass an 
erheblichen Schwierigkeiten und Weiterungen insofern gegeben, als 
jene VertiVge Bestimmungen enthielten, die entweder das Unternehmen nn- 
verhältnissmUssig belasteten nnd dadurch seine gedeihliche Entwickelnng 
und Rentabilität gefährdeten, oder sonst mit den allgemeinen staatlichen 
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EonsessioDsbedingnngen, insbeBondere den ttaatliehen AnfBichts- 
raeliteii oder ErwerbBTorbehalten nicht in Einklang in bringen 
waren. 

Dio Reprierniifr will die den (^f^nioindon im Allgemeinen liinsichtlicli «ler 
Zulassung öffentlicher Verkelirsnntf i iiehuiuntren auf ihren Strassen innerhalb 
ilires Selbstverwaltangsbereiches zustellende Verftigaiigsfreiheit nicht be- 
Bchrftaken. Sie gebt anderenorts aber andi davon ans, dass es sich bei der 
Hergabe Sifeatlicher StrasBen an einem dem allgemeinen Interesse dienenden 
Verkelirsnntemelunen und der örtlichen Regeluni? der hiermit zusaramen- 
han<rpn(len Verhitltnisse nicht um eine privatwirthschaftliche Thiltigkeit 
der Uemeinden, sondern nm die Handhabung: nffcntlich-rechtlicher Be- 
fugnisse und Obliegenlieiten handelt, welche thtils aus dem an den betreffenden 
Strassen bestehenden öffentlichen Eigenthame theil.'> aus der den Gemeinden 
kraft staatlicher Delegation ftbertragenen Foliaeigewalt fliessen. Jn 
bdderlei Hhuieht unterstellen die Gemeindebehörden der staatlichen Ober- 
aufflicht; ihre diesbezflglichen Entschliessnngen nnd Verfügungen sind Ver- 
waltuncrsakte , die von den Betheilifrten , soweit sie sich ihnen nicht 
unterwerfen wollen, im geordneten Rechtsmittelwoi^o an-refochten werden 
können. Soweit es sich aber um vertragsmässige Regelung solcher Be- 
ziehungen handelt, darf solche ebenfalls nicht ausschliesslich vom 
Standpunkt kommunaler Vermttgensinteressen ans, sondern sie muss 
nach den Gmndsfttaen der Öffentlichen Verwaltung, die zugleich die nüt 
dem Unternehmen verbundenen Gemeininteressen zu berücksichtigen hat, er- 
folgen. Die den Unternehmern auferlegten Vertrausbedincniniren müssen daher 
angemessene sein, d. h. dem Zwecke des Unternehmens, dem dadurch zu 
befriedigenden öftentUcheu Bedürfnisse nnd aach dem allgemeinen Staatsinteresse 
entsprechen. 

Es liegt in der Aufgabe der GemdndeaufdchtsbdiOrden, die Ewisehen 
den Gemeinden und den Straasenbehnimtemehmem geschlossenen VntrSge 
sowie die zwischen einzelnen Gemeinden untereinander in Bezog auf die Her- 

stellnng von Strassenbahnen getroffenen Abkommen, soweit solche zu ihrer 
Kognition gelangen, auch von den anfjrci^ebeuen allgemeinen Gesichtspunkten 
aus zu prüfen und in allen Fällen, wo durch solche Verträge die Interessen 
der VerleihungsbehOrde berührt werden, also namentlich, wenn seitens der 
Gem^den Erwerbsyorbehalte gestellt, besondere, auf die Imnliche Herstellnng 
und Ausrflstong der Bahnen, die BetriebsfBhrung oder die Stronüiefemng be- 
zügliche Vorscliriften gegeben, Abfindnngssammen oder fortlanfnide Gebühren 
für die Mitbenutzung der Gemeindestrassen oder für die Znlaspung dos Unter- 
nehmens ansbeduniren werden oder wenn die Zustimmung der Gemeinden nur 
an eine bestimmte Zeitdauer gebunden wird, die VertrUge vor Ertheilung der 
aufsichtsbehOrdlichen Genelimigiuig dem Ministerium des Innern zur Eenntnissr 
nähme nnd EntschHessung TorsnIegen. 

In üebrigen aber ist den Gemeinden in ihrem eigenen Jntereese au 
empfehlen, die bezüglichen Vertrage, auch soweit sie nicht anfsichtsbehOrdlidier 
Genehmigung bedürfen, vor dem endgültigen Abschliisse durch die Torgeeetals 
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AnfdchtBbehOrde zur Eenntniss des IfinisteriimiB zu bringen, damit nicht, wie 
hier und da schon der Tal! war, die etaatliclie Konzesdommng des ünter- 
ndimens wegen des Inhaltes solcher Verträge beanstandet oder gSrnslich ver- 
safrt werden mnss, oder, soweit dies niclit freschclirn ist, ans der Nichtübcr- 
einstininiun;: der sjtaatlichen VerleihnnffsbedinpunKcu mit deu Vertiairsltcstiiu- 
manpren der Gemeinden unklare Verhältnisse und Schwicri^jckeiten entstehen. 

Nach Vorstehendem wollen die Ereishauptmannschaften sich ihren Ortes 
xlditen, sowie die Omen unterstellten Amtshanptmaimschalten mit Anwetonng 
▼ersehm, im Uebrigen abw die ihrem Begiernngsbezirke angebDrigen Gemeinde- 
behörden, soweit in deren Bereiche elektrische Strassenbahnen bestehen oder 
errichtet werden sollen, entsprechend vei standigen. 

Hinisterinni des Innern, 
gez.: von iletzsck. 

An 

die ITrfttalianp timmugflhal ftftfi . 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Rosenthal, Eduard, Prof. Dr. . Aasnahmetarif fttr Fatter- and StreamitteL 

Kechtsgutachtcn 1901. 

Dw Tom Fniuflfidieii Widstar der BffenfUdieii Aifeeitoii mit Gütighcit fttr 
die Zeit Tom 6. Febrnar l»is 80. Jani 1901 in Kraft geeetste Aasnabmetaiif fttr 

Futter- und Streuraittcl hat im Prcnssischen Abgoordnetenliause hinsichtlich seiner 
rechtlichin (inuullago von vtrschiidcnin Seiten Anfcchtnne: erfahren. Den dort 
gogeu die Recht sgiltigkcit dieses Tarifs erhobeueü Bedenken hat sich auch Professor 
BoBenthal in Jena, der mit In der ersten Beflie d«r Kommentatoren des Bemer 
internationalen Frachtflbcreinkommens stellt, in einem der Handelskaminer za Pots- 
dam erstatteten Rechtsgutacht<>n ani^cschlüssen. Hosenthal sieht darin . duss der 
erwähnte Ausnahmctarif durch die Bcdingung<fn, an die seine Gewährung geknilpft 
ist, die Stnn- and Fattermittelliindler — woiigstens die kleinen — sowie die Yieh- 
iMsitaer, die Iceine Landwirthndiaft betreüien, s. B. Orosddtenkntsdier, Teai der Be> 
gUnstigung der ermässigten Frachtsätze aussehliesse. eine Verletzung des im § 7 
Alis. 1 dt r VeikehrHordniing aufgestellten (iruiidsatzes. dass die Tarife bei P<rftllluni4 
der gleichen Bedingungen für Jedermann in derselben Weise anzuwenden seien und 
iMsrrflndet diese Anscbaanng in einer sich dnreta dbenso grosse Sachlichkeit als dorcih 
juristische Klarheit auszcicbnonden Weise, (ileichwohl aber scheint mir. dass die 
I>eduktioncn Bosenthals, ans denen er die rntriltis^keit des niehrerwilhnten .\usnahme- 
turifs ableitet, nicht zntreflcn und auf einer zu engen Auslegung der in Frage 
kommenden Worte des $ 7 Abs. 1 der Vetkcbrsordnang Imahen, wenn ic& sodi 
andererseits das Oewicht der Ton ihm Toqpei»raditen Ortnde nicht verkennen wiD. 
Die Fratre ist auch über den hier in Tiede stehenden Tarif hinaus von crossi r r>c- 
dentunjj;; denn die im {jejrenseitigi n \'erkehr( der wichtigsten deutschen Bahnen 
deraeit bestehenden Nothstundstarife, z. B. die Ausuahmetarife fUr Futter- und Streu- 
mittel sowie Saatgat vom 25. and 29. Jani 1901 und fOr Dttngemittel nnd Boh- 
materialioi der Kunstdttngerfabrikation vom 1. Augu^^t 100() enthalten ähnliche Be- 
dlnpunp:en wie der hier in Frage stehende Prenssisclie .\usnahmetarif, z B. die Be- 
dingung, dass die Waare im landwirthschaftlichen Betriebe des Empfängers ver- 
wendet werden mfisse, sdiUessen also die Begünstigung z. B. fOr Fahrwerksbesitier 
ans and wären daher bei der von Bosenthal vertretenen strengen AufTassong an- 
giltig. Dr. Beindl, Hflncbeo. 
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VtllMwelder, Or. W. Die ZvftngBliqaldatloii der Eisenbahnen (Sohweiser 

Bondesgcsctz vom 21. Juni 1874). Zürich 1901. Schnlthcss & Co. 

Tt;is T'.urh enthält ant dir (irun(llai;e des .Srliweizcr Bumlosijesotzps vom 
24. Juni 1874 and seiner Abänderungen und ErgünxuDgen eine sehr klare und grUnd- 
UdM qritemfttiMbe Dantellvng des Pfand- nndZwangsliqaidationsnchts ier schwviaer 
EisenlMÜineii nnd spridit fttr den grossen Fleiss und die Sadikenntniss des Verfassers. 
Im fJcgnnsatze zn Weber und Brüstleiii führt d* r Vorfassor in der Einlcitnnp aus, 
dass auf die Zwangsli(iuidation der Kisenbuhiun suhsidiiir das IUindcs<;csi-tz üIht 
Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1881) Anwendung finden miisäc, und 
erörtert sodann in SAbsdinltten die Verpfändung nnd die Zwangsliquidation 
der Eisenbuhnen. Die Rechtsprechung und Literatur sowie die Schweizerische 
Kantonalgesot Ziehung ist hiirhst sfirgfältij^st berücksichtigt. Erwünscht und von 
besonderem Interesse wäre es gewesen, wenn der Verfasser vergleichend auch die 
Gesetsgebang anderer Staaten, insbesondere das Oestmeidiische Gesets vom 19. Uti 
1874 und da« Prenssladie Oeseti vom 19. Aognst 1805 herangenogen hitte. Im 
•Anhange ist der Text des Biindcs-rosetzos vom 24. .Tuni 1874 nebst dm s< itbcr cr- 
«;in<,'f nt 11 Aliiind( runtion nnd Krirünzumren vollständig mitgetheilt. l>r. IJt rlin. 

Reindi, Dr. Max. l>as Keichähat Ipllichtgesetz vom 7. Juui 1871 in der Eassung 
des EinfQhrm^[q(«setzes snm BOrgerliehen Gesetsbncbe. MOnchen 1901. C. H. Beek. 

Das Keichshaftpflichtgesetz hat durch Art. 42 des Einffihmngiveskzes /um 
1j.(J.B. wesentliche Abiindomnijen erfahren, wcbhc bc/wccken . sowohl verschiedene, 
Uber die Auslegung der bisherigen Vorscbriiten bcstehendti ätieitfragen zu beseitigen, 
als avdi eine Uelier^stinnuing der Nonnen des Haftpflicbtgesetae» nit Jenen des 
BSrgerUohett Gesetid»nebs herbeizufahron. Diese Aendemngen haben jedoch von den 
zahlreichen r.earbi itmi<rcn des HaftpflirhtiZfsctzrs bisln r nur die kleine. 1898 er- 
schienene Te.xtausyabe von ('oermann (siehe diese ,Entsriuidiiiigen- l!d. XIV S. '.\Ci9\. 
sowie die 5. Auflage (von 1900) des grossen, von Dr. Eger bearbeiteten Kommentars 
(sidie diese .Entsebädnngen* Bd. XVI S. 896) berOcIcBiehtigen lc6nnen. Bei dar 
Bedeutung, welche das Beidisbaftpflichtgesetz, tnA/. nnd neb( ii der Arbeitern nfall- 
versichernntrsgesetzgebang , noch iinnier beanspruchen darf. l)e.steht das l'.ednrfiiiss 
nach einer Ausgabe des (iesctzes, welche bezüglich ihres I nifangs und ihrer Anlage 
swisdien dem .kleinen Coermann' nnd dem »grossen Eger- etwa die Mitte hftlt. 
Diesem Bedarfnisse entspricht die Ausgabe von Reindi aufs Beste. Dbrselbe er- 
läutert das (lesctz. nach ein<'r klaren und knapp gehaltenen . Kiiil- itung" Aber ("le- 
schichte, Zwick und drundzüge des (iesctzes. unter Berücksit litigimg der Literatur 
und Rechtsprechung, sowie der einschlägigen (rtsetzgebung, insbesondere des B.G.K 
und der neuen UnfallversicberungsgesetKe, in eingehender Weise. Die Anmerliungen 
SU den einselncn Vorschriften des (i< it/ s enthalten eine Fülle von zusammen» 
getragenem nnd geschickt vcrarbeiteti tu Auslegungsmaterial: aber an<li ä\>' iinrh 
immer bestehenden zahlreichen ätreittragen auf dem (.iebiete des llattpllichtrcehts 
sind Überall Itnrz berührt nnd vielfsdi nach der eigenen Ansicht des Verfassers su 
lOsen versucht. Sein tüchtiges WeA wird in der Praxis der Giffiohte und der ge- 
werbüclien Betriebe sehr erspriessliche Dienste leisten. 

l>r. Kiesenfelii, Breslau. 

Scbwarzliopf, J., Obcrbuhnsekr. Eisenbahn-llandbach. Zum Oebraucb fUrdasrubli- 
knm, fttr Beamte «.^Urden im DentsdienBeich. Stuttgart 1901. Greiner A FfeilTer. 
Das Buch besteht in einer fleissigen Zusammenstellung gesetslidier, regtemcn- 

tarischer nnd tarifarischer, das dentsche Kisenbabuwesen bc trefTender Vorschriften 
nebst Formalaren, Tabellen, Plänen etc. in 2U Abtheiluiigen und zeichnet sich vor 
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ihnlichcn Sammlungen dadurch vortheilhaft aas, dass die einzelnen Abthcilungoi 
änpscriirli durrli Ixandeinschnitte abfrehohcn und gotrennt sind, eine Einrirlitnnjj, 
wclclic den Geliraurli sehr crleichtfrt. Die Zusammcnstellnng ist — von wenigen 
Lücken und Unrichtigkeiten abgesehen — eine äasserst vollständige and daher wohl 
geeignet, Uber die gegen wliüg bcitehenden Bestimmungen anf fast allen GeUeCen 
des deutschen Ei.s(iib;ilinwesens schnell und eingehend Auskunft zu geben. Wegen 
seiner Uandlichkeit und Vollständigkeit verdient daa Bach empfohlen zn werden. 

Dr. Eger. Berlin. 

Coermaan, W., Amtsrichter. Die deutsche und internationale Fracbtgesetz- 
gebnng. Berlin 1901. 0. Hftring. 

Der Verfasser, weklier durch verscliiedene Arhdten anf dem Gdiiete des 

Fracht rechts sich als tüchtiger Koniicr dieses Rechtszweigs erAviesen hat, behandelt 
in dem vorliegenden lJuche das geltende deutsche und internationale Frachtrecht; 
für die Darstellung ist die Form des Kummentars gewählt. Zunächst werden er- 
liutert die Yoridiriften des Handelsgesetsbuchs über das Spedittonsgescb&ft und 
FBsdbtgesehift, spesidl das Fraditgeschäft der Bisenbahnen, dann folgt die Ei8en> 
bahnverkchrsordnung. das Internationale T'ebrreinkuüimen vom 14. Oktober IHW. 
Hieran schliesst sich die Darstil]un;f des Fratlitrechts der l'ost- und TiIetriMphtn- 
anstaltvn (Kcichsgesctz über das l'ostwesen vom 2Ü. Oktober 1871, Telegraphtngcsetz, 
Wdtpostvertrag, die ITeberelnkanft vom 15. Juni 1897, lietreffend den Austausch 
von Postpadtetcn . betreffend den Postauftragsdienst und betreffend den Postbezug 
von Zeitungen und Zi itpi iiriftvnV Den Srhlnss bildet die Kommentirung der in 
I}(trarlit koniinenden ^^)r^^cllrit'ten der <k'setze über P.iiinenschifffahrt und FlössereL 
Die Anmerkungen sind klar und kurz, die Bechtsprechung wird darin bis auf die 
neueste Zdt mitgetheilt; auch die Literatur ist geeignet berflt^iehtigt. Das Buch 
eignet sich daher in erster Linie für den Kaufmann, dem es nicht mrgliih ist, die 
umfangreichen Handlniibcr und Komtnentarc zu In nützeii, aber auch der .lurist wird 
sich dessell).>n gern l)otlienen. Auf die Einzelheiten der Darstellung will liez. im 
Allgemeinen nicht eingehen, sondern nur die Haftpflicht der Scblafwagengesellschaften 
boilhren. Coennann bemerkt (8. 87 Anm. 8), dass die Haftung der Bahn oder die- 
jenige des Ciastwirths nicht die Schlaf wagcngesellschaft treffe und citirt ein Urthcil 
des Seinetribunals vom 14. 5 1893. Indessen ist die franzfiHische IJeelitspreclmng in 
dieser (Vage getboilter Ansicht (vgl. Fuld, Das Miuthrecht des B.(i.B. 8. 2(i2, 2(i3). 
Fttr das deutsche Recht besteht nach Ansidit des Res. kein Omnd, die Schkfwagen- 
gesellscbaft von der Haftung nach § 701 B.O.B. anssundimen. — Cb«rmaans nenestes 
Bach wird sicherlich in den an dem Frachtreeht interessirten Kreisen bald eine grosse 
Vt rbreitnnij finden. Dr. L. Fuld, Mainz. 

Centrai-Amt für den Internat. Elsenbahntransport. Internationales Uebereinkommcn 
Aber den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 mit den Aendemngen und 
ErgKnsnngen in der ZnsatsvMrdnbamng vom 16. Juli 1896 und in dem ZuBatsftber^ 
einkommen vom 16. Juni 1R98 und Znsatzc rMürung vom 80. September 1898. Tom 
10. Oktober 1901 an gültiger Text. I'.ern mi. 

Das C'entral-Amt entspricht mit dieser sehr sorgfältig redigierten aulhentiscbcn 
Ausgal» einem von den Vertretern der Vertragsstaaten In dem Sdilnssprotokolle der 
■Revisionskonferenz xu Paris (1896) ausgedrfldcten Wunsche und hat dadurch etwaige 
Zweifel und Bedenken üIht den AVortlaiit und Text der nuniin lir txeltendcn Bestim- 
mungen von vornherein lieseitiirt. Wie stets so hat ;iu( h liirr ilas Central-Anit dem 
Bedürfnisse des Verkehrs in höchst ancrkcnncnswerther A\'eisc Rechnung getragen. 

Dr. S^er, Berlin. 
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FerrovIarlHt. Der preassiscIi-hesBisclie EisenbahiiTertrag. 8tnttgart 1900. 

HaMi^F« T/avt tiir ilc l:i politiqiie fmn^aiso cn mntij^ d9 chomins de fer. Paris 19(10. 
Havssmann, C. EiscnlMlinyiniiril: l ai-ifreform and pr6ii8S.-]ie8si8cbe Eisenbabogemein- 

schaft. Stuttgart ItKU. i . tirüninjjcr. 
Lany, L Manual pratiqae des transports par ehtmins de fer. Paris 1901. 8. Aai. 

SelbatTorlag. 

Lohmaan, F. IMe Entwiddang der Lokalbahnen in Bayorn. Leipaig 1901. A. Deldiert 

Nadif. 

Michie, T. L. American and EngUsb Uailruad casus, hd. 17— lü. i liarluttLbvilic lUOO. 

Tkeveaei, K. Ctmaiin de f« d*latdrM bcal et tramways. I^ria 1901. 

flaiwmiiiiig der in Oesterreicli Im Jahre 1900 aaf dem Gebiete des Eieeabahnwesena 

horausgcgebciion Xomialipn und Konstitntivurknndon, sowie der in dirscm .Tnhre 

ertlicilton und vcrlänfrerten VorlvonzcHsionen. Bearbeitet vom Statist. Uepart. im 

k. k. Eiäenbabn-MiniüU-rium. \\ u n 1901. 
H^pertobre dn Jonroal offtdeL Tarifs des chendns de fer franfais et algteieaa. Paris 1901. 
Oongr&s international des chemins de fer. VI Session. Paris, Sepftbr. 1900. iV>mpte 

lendn gtadral. Bd. I. Brüssel 1901. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

taliMnn, Or. K., Prof., and RliftV., Kammerger.'Bath. Das Handelsgesetsbach. 
I.Bd. 2. Theil ond ILBd. Berlin 1900. 1901. 

Der Kommentar, auf dessen ersten Tlieil (Bd. 1) bereits im Bd. XVI S. 374 
dieser Zeitschrift aafmcrksani gemacht wurden ist, liegt nanmchr abgeschlossen vor. 
Der 3. Tbeil des Bd. I ist von Ring, Bd. II von Lehmann bearbeitet. Die HofT- 
nang, dass das Werk in theoretischer and pralcUsdier Bichtang den höchsten An- 
forderungen entsprorhen werde, hat sich Tollstfindig erfüllt. Denn ohne Zweifel ist 
(Ins Werk eines der liedt iitcmlsten und hei-vorragendston auf dem (teltiete der neueren 
b.indclsrcchtiichen Literatur und zeichnet sich in jeder Hinsicht durch die Fülle des 
Stoffes, die ToUe Bdierrsehnng der Theorie nnd Praxis sowie durch die Klarheit and 
OrflndUohkeit echt wisaensehaftUcher Daratellang aaf das Vortheilhafteste aas. Für 
das Kisenbahnrccht sind von besonderer Wi(hti<rkeit der 3. Abschn. des 2. Buches 
(Aktiengesells( hilft; tji; 17S -;n5»i und der fi. und 7. .Vbschn. des H. Büches (Fracht- 
geschäft und ik'lürderung von (iüteru und l'ersoncn auf den Eisenbahnen: 42b 
Ms 473). Es bedarf nicht der Henrorhebang, dass anch diese Abschnitte mit ausser^ 
ordentlichem Ficiss und eingehendster Berit cksichtigung der Literatur und Recht» 
Bprcchunir 1»t (ilM iti t sind Zwar venii:i:r ich nicht iji alli n Pnnktrri die .\nfTrissnn<r 
des Konnnentar.s zu theilen. z. B. nicht in Bezu^ auf die Fraye der I*]nt^eltlichkiit 
des Frachtgeschäfts (§ 42-1 S. 312), der Haftung bei Annahmeverzug (§ 429 S. 324), 
der Reehtsstellnng des EnpflliqKerB (9 436 8. 341 ff.), der Rechtenatnr der Fahrkarte 
(ij 472 S. 403\ Aber auch in diesen Fallen inu.ss rückhaltlos anerkannt werd( n, dass 
dir \'i rfassor ilire Ansichten mit tjrösstor .'^or^rfalt und ruisicht wissenschaftlich 1)0- 
gründi t hüben. .Sie haben mit vorzü}<lieher Sachkenutniss ein Werk geschaffen, 
welches vielen zur reichsten Belehrung dienen wird. Ein derartiges Werk bedarf 
der Bmpfehhing nicht, es Icann eines grossen Erfolges gewiss sein. 

Dr Fu't r. Berlin. 

Staffel, Dr. H. Th. Rechtsprechnntr 190«). 0. Aufl. München lUOl. .(urist. Verlatj. 

Die l'raxis des Jahres liKX) hat bereits eine grosse Anzahl von Streitfragen 
des nenen Rechts geldst, eine sacbgemässe Anwendung desselben astet daher dnan 
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Keuntniss voraus. l>a eine amtliche Veröflcntlicliung der Entscheidungen nicht statt- 
findet, mnsB «ine Sammhuig derselben mit Freaden begrttsst werden. Dass die Juriitm- 
wclt deren Wert zu scl»ät/,en iirewusst hat, beiwcist. die Notwendigkeit von 6 Auf- 
lagen in v'mvm li illu n .Tiilire. I>ie SaimiihiTi'_' nnifasst das B.(;.r>. nebst Einfilhrongs- 
gcsetz. die ( ivilpvozess-, Konkurs- und (irundbucbordnung, sowie das Ifeirhs^'eseta 
betr. die freiwillige (icrtchtsbarkcit. W. Coermann. Mülhausen. 

KailfkiMit* Eall, Bedituiivalt. Handelsreehtliche Rechtsprechung 1900/1901. 
Hannover 1901. llelwing. 

Nach <lem Muster der von 1 >r. Sot rir« ! hi nuistie^ebcjieii . Kcchtspn'clmnfX" hat 
Kaufmann die handelsrechtliche Kechtsprechung für das Jahr ISHJO und theilweise 
auch für 1901 zusammengestellt; das hübsch ausgestattete Werkelten dürfte den 
Praktikem sehr willlcomnien sein und sich nidit minder rasch einen grossen Freundes- 
kreis erwerben, wie die SoerfrerM«'he Rechtsprecliung. Berücksirhiiixf sind in der 
ZnsaiiuiH tistellunfr HandelsLri s^clzlmcli . Ei«f nli:ilni-Vrrkt hrsonliuinp. Internatintinles 
rel»er<inkonimen Uber den Eisenbahn-Frachtverkehr, Wechselordnung, Börsengesqtz, 
Depotgesetz, Hypothehenhanhgeeets, Patentgesets, Gehranchsmustcrgeseta, Waaren- 
sefehengeeets, Wettbewerbsgesefcs, sowie die Gesetze Aber die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. Cenossenssrhaften und die BinnenschiflTfahrt. TMe Exzerpte 
aus den I'rtheilcn sind vollkoniinon l" tului iid und CS kann daher das Huch dem 
praktischen .Juristen bestens empfohlen wcnleu. Dr. L. Fuld, Mainz. 

KiMlierpDr.A. Die höhere Gewalt im Reichsrecht. Berlin 1901. Stmppe & Winkl». 
Der VafasBer hat es unternommen, in einer höchst fleisdgen und sorgfiltigen 
Arbeit dm Wortlaut und Sinn der Rcichsircsi f einer exakten PrUfun}? zu unter- 
ziehen, um den reiehsreohtliohon Betriff der liöln rc n <iewalt zu bestininien. Er er- 
örtert klar und übersichtlich die verscliiedenen Theorien subjektive, objektive und 
die in der Mitte stehenden, sowie die Gerth'sehe Theorie des casus) und kommt su 
dem Flchlusse. dass di( T?< ichsgesetzc nicht von einer einheitlichen, sondern von ver- 
schicderieti Tlieorien belierrseht werden i'"^. 0!^ tT 'i. l>ir eiifi üe Be'.rriff:<bestinunnng. 
die er im tj 42 S. IH2 antstelH. f?ehört zu den zwis'lien der snlijektiven und objek- 
tiven Tlieorie vennitteluden. Ohne Zweifel bildet die Arbeit einen sehr verdienst- 
vollen Beitrag sur Lehre von der hSheren Gewalt. Dr. Eger. Berlin. 

AMHann, Dr. A., <Mr.-.\ss. Die unbestellten Zusemlnnf^en. Berlin li»01 \ alden. 

Die st lir eingehende .Studie befa>i^;t sii li mit lu-elttsfrairen . we!' Ii' iiti pi ilc- 
tischen Leben titglich vorkommen, die in der Literatur jedocli liislanj; ( ine so giiind- 
lidie, wissenschaftliche Behandlung nicht crfaliren haben. Der Wettbewerb hat die 
Zahl der ohne vorherige Bestellung erfolgten Zusendungen stetig ansteigen lassen, 
die neue Gesetsgohung — insbesondere durch die erlifdite Hcdeutnnp von 'I'ieu und 
(;i:>nlten sowie das sojr ( 'bteaneverbot die bcziiiTlii hi n !h rbr-^bi LM-iflc iiielit un- 
wesentlich beeinllusst, sodass das iStadium der gemeinverständlichen höchst lehrreichen 
und interessanten Entwickelnngen der Handels- und Verk^rswelt aufs W&rmste 
empfohlen werdra kann. W. Coermann, Hfllhftuten. 

Merzbacher, L, Justlxrath. Kcichsgesetz, betreffend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibungen, vom 4. Dezember 1899. Hflnchen 

V.m. {'. H. l'.erk. 

Zimmermann, Or. F. v. Die Theilschuldverschrcibungcn und das Kcichs- 
gesetz betr. die gemeinsamen Rechte der Besitzer von Schnldver- 

»chreibuntien vom 4. Dezember 1SJ)9. Berlin 1901. Carl Heymnnn. 

T?eiib' Seliiittt tt verl'nli^en . die eim in koniiiieiitariscber, die andere in syste- 
matischer Form, den Zweck einer ErläutcruJig des Iteichsgesetzes vom 4. Dezember 
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1889; Bie berttdtsiditigeii in lorgfllltiger Weise die Haterialim vnd die Litentar 
vnd können «le wobigelungen und dem pralitisdien Bedlirfniase dnrduun entapreebend 

beseirhnct werden. Pie Frage, ob die Konvortininc; einer .\nleihe sich jnrisÜach 
als Neiian!<tralu' darstellt, ist LToiren Zimniermann (S. 51) mit Merzbucher /ii vcrDt-inen. 
Diese AnBaluiio theilt uudi das Ikichägericbt, weil in der Veränderung des Zins- 
sataes oder der FUIlgiceit eine NoTation nicht liegt (RddiBger. L CiTÜs. -Bd. 40 S. 86). 

Dr. Eger, Berlin. 

RMetthal, H.. Lnndgcr.-Dir. Das bflrgcriichc Gcsctzbnrb nebst den SinfiUulingS- 
gesetz, pcineinvorständlich erläutert. 5. Aufl. Graudenz lliOl. 

Die neue Aullage theilt die Vorzüge der vurangcbcndeu. Sie bat durch eine 
Nea-Bearbeitong des Hypothekenrechts noch wesentlich an Werth gewonnen. Um 
die Erläuterungen zu diesem für weite Volkskroise und für die (leschäftc des täg- 
lichen Lebens bfH(md(TS wiihtipf-n Altsrhnitt des Gesetzbuchs tlnmlirbst anKcbauIich 
zu machen, sind eine erhebliche Anzahl zweckmässig gewählter Formulare beigefügt. 
Das Werk, welches sich durch sciuc praktische Brauchbarkeit und populäre Dar« 
stdlong ansseichnet und die wdteste Yerbreitiuig geftinden hat, bildet ein ttberans 
ntttsttches Httlfsmittd snm Studinm und VerstSndniss des neuen bürgerlichen Redits. 

Dr. K;^i r. üt rlin 

Die Annalen des deutschen Reichs für (Gesetzgebung, Verwaltung und Volkäwirth.sehatt, 
b«gr. von Dr. G. Hirth und Dr. M. v. Seydel. Heraasgegeben Ton INr. iL Tb. Ebeberg 
nnd Dr. Anton DyraV. Jahrg. 84 (1901). Nr. 1—8. Hfinchen, J. Schweiteer Verlag 
(Arthur Sellier). 

Die vorliegenden Hefte beweisen, da.ss es den nenen thatkräftigen Herans- 
gcbcrn nnd dem rUhrigen Verlage nicht nur gelungen ist, die hervorragende Zeit- 
schrift aaf flirer Usherigen HlAe n erhalten, sondeni in TonflgUdier Wdse ihr 
Ansdien m steigern. Die Annalen sind eine Zdtsohrift ersten Banges, welche ihre 

wichtige .Aufgabe, der allgemeinen Staatslehre und insbesondere dem deutschen 
Reichs- nnd fiandesstaatsrerht . dem Verwaltungsrecht und der Vcrwaltiingspolitik, 
sowie der Volks wirthschuftälehre, Finanzwisscnschaft und .Statistik zu dienen, in 
glänzender nnd romehmer Wdse erfOllt. Durch die Fülle nnd Vielseitigkett des 
Qd)oteDen und das Znsammenwirken einer grossen Zahl bedentender Kritfte ist die 
Zeitschrift für die Tlieorie und Praxis auf allen diesen Gebieten unentbehrlich ge- 
worden. Für d.is KiHi'iiliahnrechf siml aus den vorlietxi'iidin Heften als besonders 
interessant und wichtig die gediegenen und lehrreichen .Abhandlungen von Gold- 
sehmidt fll>er das Koalitionsrecht der Arbeiter, Stengel ttber die Haftung des 
Staats für den durch seine Organe und Beamten Dritten zugefügten Schaden, nnd 
Fiild, über die l'nzulässigkeit eines Ktjblenausfuhrverbots . bervorziihi bt n. Anch 
weiterhin wird auf den Inhalt der Zeitschrift hier aufmerksam gemacht wt rden. 

Dr. Eger, Ikrlin. 

ZrttMhriffl fir Saelilwlttemehafl, herausgegeben von Professor Dr. Jullis W«lf. Jahr- 
gang m n. lY. Berlin 1900. 1901. Georg Börner. 

Die Normen dos Eisenbahnrechts entspringen vornehmlich dem Verkelirs- und 
wirthsnb.Tftlichni IJrdilifnisse In keinem b'ei litsgebicte wirken die wirtliscbattlic ben 
£inilusäc stärker und unmittelbarer auf die licchtsbildung ein, als im Gebiete des 
EisenbahnrecbtS. Um so wichtiger ist es fOr das Yerst&ndniss des Eisenbahnrechts, 
den wissenschaftlichen Fortschritten der Wirthschaftslehre an folgen. Auf diesem 
Gebiete nimmt die Zeitschrift für Socialwissenschaft einen hervorragenden Platz ein. 
T^nter der trefflichen Leitung ihres kenntnissreichen Heransgebers ist sie in ver- 
hultnissmässig kurzer Zeit auf Ihrem Ciebictc eine der bcdeutendst^^n and umtassend- 
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sten Zdtioliriften geworden. Bei der Yiebeitigkdt ilires Inbftlts ist es Belbttrer- 
stündlicb, dass sie ucb Ittr das EismbEliiirecbt eine Fttlle interessanten und lie- 

lohrcndon Stoffes biott-t Ans der [,'rot;soii Zahl der AV)haiidlunfr«^n sd hier auf die 
von U. Mayer, dio wirthsihaltlichr. rc'< htlirlir iiim1 sitfliclic Aiiff.issiinc vom Arbeits- 
vcrbältniss, Steinbach. (.lenossenschattlicht: und lierrsclmftliche Verbünde in der 
Organisation der Volkswirtinchaft, Fnld, der Staat nnd die yertragsfreOidt, 
Prinaing, die Wittwcn- und Waisenpensionen in einer Anzahl deutscher Ver- 
waltungen 1111(1 Fabriken, bo.sondors hingewiesen. Ks wird uticli in Zukunft der fttr 
das Eiseababurecbt wichtige Inhalt der Zeitachriit hier ultgetheilt werden. 

Dr. Eger, Berlin. 

Aohliles, Or. A., n. 0. 8trMker. Die Gmndbndiordnung. 1. Teil. Das Beichsrccht 

Berlin 1901. J. Onttentag. 
V. Barnewitt, Dr. A. Die Beiebsgewerbeosdnong. 7. Anfinge. Leipilg 1901 Bossborg 

Ä Borger, 

Böhm, J., u. Sontag. Das Stempelsteacrgcsctz. H. Auii. Berlin 1901. Carl Heymann. 
Boyens, Enll. Das dentsdie Seereobt 2 Bde. Leipzig 1900.1901. DnndrerftHniiibloi 
Braintr. Das Postwesen in Bayern in sdner gesdilebtliciien Entwicldung. Hüneben 1900L 
Bmohetiini. Per BegrifT der culpa nach dem Italien. Unfallvcrsichernngsgesetz. 
Olx, A. I>ont5ichland anf drn Hui bstrassen des WeHwirtbsrbaftRvorkehrs. Jena liKX). 
Elliot, Adshead. The Wurkmon's Compünüutiun Acts. Lunduu 1901. iStcvcns & Hayncs. 
FfOhlar, E. L'ezploitation des cbemins de fer par l*ötat en AHemagne. Paris 1901. 
Ftofcena, Aidraat, A. D. H. De ongevaUenwet. Handleiding voor werkgerer en werk- 

man. Leiden 1901. .T. M. N. Kapteyn. 
Graf, C. rnfallTersicherangsgeBetze des deutschen Keichs. 3. Aufl. Berlin 1901. 

Asber & Co. 

8iytt-YvM nnd RaffUovIoh, A. Dietionnaiitt dn Oonuneree, de llndnstrie et de la 
Bawitte. Paris 1900. 190t Onillanmin & Co. 

Helnemann, 0. Be.stiinmnntren übi-r die Benutzung. Einrirhtnns nnd rntorhaUnng, 
sowii' Ulter diu Besteuerung der Dienstwohnungen der Prenss. Staatsbeamten. Pot8> 
dam 19Ui. A. Stein. 

lUMbi, E. Die Werthpapiere im Mbrgerlidien Beebt des deutschen Beichs. Jena 1901. 

G. Fischer. 

Kuntze, Fr, u. Dr. G. Kautz. r>ie Rechtsgnindsätzi di s Kl,'1. Prenss, Obenmwaltnngs- 
gcrichts. 3. Autl. Ergänzungsband. Herlin liK)l. .1. ,1. Heine. 

Lata, L.» u. Maler, R. Uaftpflichtrecht und Keichs- Vcrsicherungsgesetzgebuug. 2. Auf- 
lage. 1901. 

Uba, Dr. E. Das deutsche Zollstrafrcrht. .3. Anfl. Leipzig 1901. f. L. Hirschfeld. 
Mefsner, Chr. Das in TUyrrn geltende NachlMurrecht mit Berttcks. des Wasserrechts. 

1. Lfg. München 1901. .1. Schweitzer. 
Mnk, L Das Oesterreich. Patentgesetz. Berlin 1901. Carl Heymann. 
Ntifca«, F., Beg.-Bath. Die dentsehen Ouidwerlrar- nnd Arbeiternohntn-Gesetne. Berlin 

1901. Jul. Springer. 

Peitz. Rob. Die Verordnungen vom 2. u. 'A. April 1901, betr. den Verkehr v. Fahr- 
radcru und Krattiabrzcugeu im K.ouigrcich Sachsen. Flüha 1901. A. I'citz & Sohn. 

Pindra dt Inspectoria de Estcadaa de Terro ^ St» Pank». A reforma das 
tarifas. 8Xo Panlo. 1901. 

Phlller, 0. Deutsche (Jrundbuchordnung. Berlin 1901. O, LIcbmann. 

Rüdiger, Dr. W. Konsessionimng gewerblicher Anlagen in Preassen. Berlin 1901. 
J. (iuttentag. 
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Sobrotttr, H. Dm pfeius. Etat»-, Ka88«i* vobA BeehmmgfWttsen. Potsdam IflOl. Senwt- 
Verlag. 

Seligsohn, Dr. Arnold. Patent^rosotz fiirnts(hos) und Gesets Iwtar. den Sdrato von G»> 

brauchsTnustorn. 2 Aufl. rlin UHU. J. Gutt^nitag. 
SiniOR, P. Die Reichsgrundbuchurdnung. Berlin 1901. J. Ciuttentag. 
ThoniMi, B. T. The Worionan's Componaatfon Act, A Plea for Beviskm. London 1901. 

E. Wilson. 

Weymann, Dr. K. Bas Invalidcnversicherungsgeaets vom 18. JnU 1899 and die fieicha- 
aaslülu:uagsl>estimmangen. Berlin 19Ü1. 

III. Abhandhingeii aus Zettschriften. 

Arndt Das Recht der Eisenbalinbetrieb8> vnd Verkehrsordnnngen (Prenss. Jalirb. 1901. 
Heft 2). 

Bebrens, 0. Vchcv den Begriff .Banzinsen" in der Rechnungslegung and Bilanznuf- 
stellung privater Verkehrsanstalten (Mittb. d. Yer. deatscb. Strassenb.- o. Kleinb.-Verw. 
1901. S. 283). 

BtterfUi, Dr. Die VOTsiehemng gegen Transportgefahr. (Sped.-n.Sdiiff.^Zeitg. IX. Nr. 88.) 

BMUbak^C. I'ie Ilnftpflirlit der Strassonbalin. n fPr. Verw.-Bl. XXII. Nr. 47. 8.865). 
Brückner, R., CTor.-Katli. ]>\c Haftung für das rechtswidrige Verhalten andoror. ins- 

bes. der Vertreter und üebilfen nacb dem B.G.B, ond sonstigen lieicbsgesetzen 

(Das Becht. 1901. Nr. 15. S. 374). 
CalRinr Das internationale Ueberehikommen des Eiseninhnfraditmkclirs (Allg. Tar.> 

Ann. XX. Nr. 20. S. 331). 
CoRstabfe. The expropriation of land for pablic porpose (The Jorididal Review. 

Vol. i;^. Ä'r. 2). 

DmIl Die Haftung des Staats ans rechtswidrigoi Handlangen seiner Beamten (Ardu 

f. öffentl. Recht. Bd. 16. Heft 2). 
Epstein, Dr. M. Die Judikatur im Eisenltahn^achtreoht in Oesterreich (fl^jiedli- n. 

Srhift" -Zoitp. TX 1;M)1. Nr. .Sd). 

— Taiiitimässigungen für bestimmte Interessengruppen (Allg.Tar.-Anz. XXlBOl. Nr. 31). 
BsIfsL Das reiciisttndiselie Enteignungsverfaliren (Jurist. Zeitsebr. f. ElsassoLothr. 

Jahrg. 26. Heft 5/6). 

Geller, Dr. Noch ein Wort ühcr den strafrorlitssihutz der Strassenbahnbedimsteten 

(Oesterr. l'entr.-r.l. f. d. jur. I'm.v 1901. lieft 5; 6). 
Berland, 0. Der Erlass pulizeilicher Straf Verfügungen (Pr. Verw.-Bl. XXIl. Nr.48. S.681). 
Biz. Die Reebt^tii^reit der Eisenbahnverkdirsordnang v. 86. Oktober 1809 (Jalirb. 

d. Württenil). Rechtspfl. Bd. 13. Heft 1). 
Goldschmldt, 0., Keg.-Ass. Das Koalitionsrecht der Arbeiter (Annal. d. deutsch. Reichs. 

1901. Nr. 5. S. 322). 

Hagsna. Berechnung des Frachtzuschlags bei gleichzeitigem Vorliegen einer zu niedrigen 
Oewidits- und fabohen Inhaltsangabe (Zeitg. d. Ver. dentsch. Bi8enb.-Tenr. 1901. 

Nr. 64 und 64. S. 998). 
Hertzer, Dr. W. Ist die Eisenbahn berechtigt, die Haftnnu für das ihr zur Verwahrung 

übergebeuc Gepäck auszaschUessen oder zu beschränken ? (Zeitg. d. Ver. deutsch. 

Ei8enb.-Verw. 1901. Nr. 46). 
NH«t, Br. Beam. Blnflnss der verlnderten ünfaUvenridiemDgsgesetm anf das bflrger- 

Uehe Beebt (Arch. f. bürg. Recht. Bd. 19. S. 205). 

— Vereinbarungen Aber Preisangebote im Submissionsv^ahren (Pr. Verw.-Bl. XXII. 
Nr. 43. S.Ö30). 



Digiti/oü by Cjt)0^lc 



94 



Lttefatnr. 



Hilse, Dr. K., Prof Fortaebritte der Verstaaftlielning der StrasaeDbalineB als üdiergang 

zum Reichsbetrieb (Zcitschr. f.d.ges.Lok.- u. Strasseub.-Wes. XX 1901. lieft 2. S.97). 

— Bcfristang der Klcinbahnfrenchinigun}.' üU-r die Dauer des eingeräumten Wege- 
benutzungsrechts (.Deutsch. Strass.- u. Xlcinb.-Zeitg. XIV IdOl. Nr. 33). 

JobmM, Amtar. Die Behendlung von I^ndstohen unter dem neun Heeirte (FiidMr^s 

Zeitsdur. f. Pm. n. Gesetag. d. Verw. Bd. 22. Heft 6. S. 821). 
Kellnr, Dr., Heg.-Ass. Die Neuorganisation der VerwalUingsrechUpAflgtt im KdnigTddi 

Sarhscn (I). .lur.-Zcitg. VI {IHOI). Nr. IM. S. 295). 
Lass, Dr., Kcg.-Hath. Die neueste Kcchtäprcchung des Kelchs -VerslohenuigBauits auf 

dem Gebiete der InvalidoiverBielierang (Fr. Venr.-BL XXn. Nr. 46. S. 553). 
V. LIsit, 9nf, Dr. Dar ftrafreohtUebe Sdinti des Tramway-Pertonals (Oesterr. Centr.- 

Bl. f. jur. Prax. 1901. Heft 5,6). 
Mayer. Eisenbahn und Wegerecht (Ardiiv f, öffentl. Rocht. Bd. 16. Heft 2). 
Muschweok. AbliefGrungshindemissc (äped.- u. SchiD.-Zcitg. IX. Nr. 24, 25, 26). 

— Verladen und Ansiaden der Gttter (IX. Nr. 38, 39). 

Nfimuil, Or. G. Die Aktivlegitimation nnr Geltendmachung der ans dem Frachtver- 
trage gegendl^t r rk-r EiscDbabn entspringenden fiechte (Allg. Oesterr. Ger.-Zeitg. 
Jahrg. 62 [190 IJ. Nr. 24). 

— Kinzclne BcstimmuDgen des Betriebsreglemcnts, welche mit denen des Internat. 
UebereinkonmeiM nicht flbereinatimmen (AUg. Tarif-Anc. XX 1901. Nr. 87). 

V. Ohmeyer. Der Entwurf, betr. die Ansdehmnig das HafliiJUdilgeseiies (Jurist. Bl. 

Jahrg. m [1901], Nr. '2i\ 
Plathner, Dr., .Senator. Das private Baurecht in Preussen nach Inkrafttreten des 

bürgerUchen GesatAnchcs (Pr. Verw.-BI. XXII. Nr. 45. S. 541). 

Relndl, Dr. ■. Kann die läsnnbahn die Haftung für das ihr zur Anfbewahrnng flbw- 
gebene Gepiek ansscbliessen oder besdirlniien? (Zeitg. d. Ter. dentaeh. Eisenb.-Terw. 

1901 . Nr. 34). 

— Berechnung des Fracht/i)s<'li1:igs bei gleichzeitigem Vorliegen einer unrichtigen In- 
halts- und einer zu niedrigen Uewichtsangabe (Nr. 64). 

— Znr Auslegung des § SB der Biaenbahn-Verbelirsordnung (Nr. 59). 

V. Steagel, K., Prtf. Dr. Die Haftung dea Staats für den dnrdi aeine QrguM und 

Pxarnten Dritten zugeffli^teii Schaden f.Ynnal. d. deutsch. Reichs. liM)l. Nr. 7 n. 8). 

Vollmer, Dr., IJeix -.\ss. Ihr KinMuss des B.G.B, auf den gewerblichen .Vrbcitsvertrag 
und den liciiiidt dienslvtitrag (Fischer -Scheicher, Zeitscbr. f. Prax. pp. Bd. 23. S. 1). 

Der Verein deutacber Eiaenbohn -Verwaltungen, aeln Zwedc, aelne Organisation und 
seine Einrichtungen (Bayr. Verkdirsbefte. Manchen 1901. Heft 3132). 

Die Rechte und die Verpflichtungen des Frachtführers, betr. die Nachnahme, nach dem 
deutsch. Handelsgesetzbuch (Zeitg. d. Ver. deutsch. Eisenh -Vi rw. 1901. Nr. 40). — 
Zuständigkeit der PriTatimhnvcrwaltungen in I'olizeisachen ^Nr. 60). — \ crpliindung 
und Zwangsliquidation der Eisenbalmen (Nr. 68). 

Zur rmsatzstcuerpflicht von Grundstücken, die als Bestandtheil einer Bahneinheit den 
Eigenthümer werhs^tln i ^^oI1af s.sehr. t. llainl-lJ. u. Bank-Wesen. 1901. Heft 4). 

Zur WUrttembergischcn Eiseubuhu- nud Steuerpolitik (Zcitschr. f. d. ges. Staatswiss. 
Tübingen 1901. Beft 8). 

Der ZoUrersddnss gendbw § 48 beaw. 68 des Verelnasollgaaetzea (Sped. n. Sebiff.-ZeHlg. 
IX 1901. Nr. 32). — Haftpflicht der Eisenbahn, wenn offene Wagen wegen Maagds 
an bedeckten benutzt werden (Nr. iU). -- Verjährungsfrist für Frachterstattungs- 
ansprüchc in Gesterreich (Nr. 35). -- Die \'erjährung der Forderangen im Speditions- 
gewerbe (Nr. 37). 
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Die ErwerbBsteaer der Eiflenbalmeii vor im VcrwaltongsgerichtBhofe (Oesterr.-Ung. 

EaM&b.-Bl. Wien 1901. Nr. 28). 
Die Vcrjiihrun<;sfrist für die Geltendmacfanng Ton FiMhtentattvngsoiiqirachen (AUg. 

Tar.-Anz. X\. Nr. 89). 
Das Vcrfügungsrtcht übte die aut dem Wege befindlichen Eiscnbahnsendnngen in Kuss- 

Uod (Zeitflobr. f. d. intenutt. EisenK-TraiiBp. IX 1901. Nr. 6. S. 195). 
Die Rechte des Staates und der (ie.scllschaften in Ansehung der Eisenb«bntarife in 

Frankreich I'.ulletin de l:i Miitm llc-Tratisports. Taris Heft I i. 

La rt'ori;aiiisati<*ii drs ( heiuiii» de t'er du l Etat beige (MuDitcur des iut^rCts matericls. 
Brüssel lÜUl. Holt 40). 

BaUway and Tramway bUla for 1901 (BaOway-News. London 1901. Nr. 1966 n. 1956). 
The law relating to mnning fvwea of Railway companies (RaUwi^ Engineer. London 
1901. Heft 6) 

Raibead legislation in Texas Olailroad (iazette. New-York llXJl. Heft 16). — Whut 
is tl^o Talne of a Kailroad for the parposc of taxation (Heft 16). — C'riniinal llabi- 
Uty for an aecident (Heft 19). — The dnties of a general manager (Heft 21). 

The reorganization uf liailroads (Annais of the American Academy of PoliÜcal and 
Social Sdenoe. Philadelphia. XVII. Heft 8). 

IV. Gesetzgebung. 

Internationales Recht. rmtokuH vom 10. .luli lüOl, betr. die Hinterlegung der Il.Tti- 
fikationen des am 16. .lani 1898 za Paris vcreinbarien, am 10. Oktober 1901 in Kraft 
tretenden ZnaatKflbereinkomnienB snin Internationalen Uebendnkommen Aber den 
Eiaenbahnfrachtverkehr. 

Bel|ieii. Köni^'l. Veritrdnung v. 7 .fani 1901, betr. Aenderungen in der obersten Leitung 

der Staatsltribiit ii i l'n iiss. Kisnib -Arrh. 1901. S, ll.'iOs. 
Deutsches Reich, hvk. de-s lUichskunzlers vom :iO. Mai lUOl, betr. Aenderungen der 

Anlage B rar Eiienbahn-Verkebrsordnnng (E.-V.-Bl. S. 195. E.-O.-Bl. 8. 191). 

— Unfallfarsorgegesetz fUr Beamte nnd fftr Personen dea Soldatenstandes 18. Jnni 
1901 fI{.-<;.-!5l. S 2111 

— Verord. v. 25 .luni r.K)l über Tagegelder, Fuhrkosten und Umzugskosten der Kcichs- 
beamtcn (K.-G.-lJl. S. 241). 

— Bek. dea Reiebskanders Tom 11. Juni 1901 , betr. YenrollBtftndigattg der Militilr- 
transportordnuDi; und des MiUtkrtarifa fflr Eisenbahnen 18. Jannar 1899 (R.-O.- 
151. S, 207, K.-V -Bl. 20n. 

— Ikk. des Reichskanzlers v. 14. .luli 1901, betr. Aindorun<j der Militärtransport- 
ordnung für Eisenbahnen (H.-(i.-Jil. 8. 265. E.-V.-B1. S. 2dl). 

Ilaiitt. VerordnoBg, betr. den Verkebr der Selbstfahrur auf OffentUdien Stoaascn 
. (Oas. üffic. 9. Febmar 1901). 

— Vfrordniinp. betr. die Verhtttnng von rnfiillcii bei den beim T!i fti. hc von Eisen- 
bahnen zu U'i.st( ndt>n .\rbelten iMon d. 8fr. tVrr. 4 . 11. ii IH. Mai ÜWl). 

— (iesetz V. 9. .luui lUOl, betr. den billigen Itetrieb uut Linien mit beschränktem Ver- 
kehr, die zu den Netzen der Mittelmeer^, Adriatischen oder Siciliachen Eisenbahn« 
gesellschaft gehSren ((iaz. Tflic. Nr. 164 v. 28. Juni 1901). 

— Kr»nigl. Erlass, brtr. die Einsetzung eines Anssrhnsses zur Borathnng der wop:rn 
Ausbau des Krgänzangsnetzes za treffenden Massnahmen (Mon. d. strad. ferr. 27. JuU 
1901. ä. 468). 
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Oetterreieh. Geseti v. 11. Jani 1901, betr. d(>n Bau von Wasserstrassen and die Dnrch- 

ftthrong von Flnssrcunili^ niniri n '!;.-<;. -Hl. 1*H»1. Stück XXX Nr. OfiV 
Oesterreich, (iesetz vom (i. .luni l'.»01, betr. die He^stclIun^r iiiehrorcr Kisorib;ihiioti auf 
StAatäkostcn und die Fortsetzung eines Buu- und Investitionsprogramms der Stuut«- 
eiflenbalm-Verwaltiuig für die Zeit Ua Ende des Jahtes 1905 (B.-0.-B]. 1901. Stück 
XXVII. Xr. <;3j. 

— (M sotz vom 1. .Tiili itK)l, betr. die im Jahre 1901 sichersitsteUeiiden Balmen medertf 
Ordnung Nr. 85). 

Preutsen. Erl d. mniBt d. fiff. Axb. v. 22. Hai 1901, betr. Nachnahmeprovision (Zcit- 
schr. f. Kleinb. VIH 1901. Heft 7. S. 412). 

— Erl. d. Finanz-Minist, v. 2ft. Mai 19()1 , betr. Stempel za rJcnchraipuiigs-rrknnden 
für Stras<5eiibahnen (Mittli. d. X'cr dnit'-. li. Strassonb.- n. Klcinb -A'crw, 1!>()!. S. "274). 

— Erl. d. Minist, d. öfF, Arb. v. 6. Juni llWJl, betr. gemeinsame liest, für alle Beamte 
im Staataeiseiibahndienste (E.-V.-B1. S. 199). — 15. Jfai 1901, betr. pensionBftliige 
Oioistseit da im EHsn^inarwege entlaaeeaen, dernnftdut wieder angesteUtra Be- 
amten (S. 181 ;. — 11. Juni 1901, betr. allgem. Bedingungen fBr den Wagenttbergaag 
auf Kleinbahnen (S. liH»). 

— Erl. d. Min. d. öff. Arb. v. 22. Juni IDUl , betr. Betreten der Bstlinanlagen seitens 
der im § 54 Abs. 1 der Betriebsordnung vnd § 44 Abs. 1 der Babnordirong bezdch- 
neten Bcamtim (E.-V.-BI. S.211). — 24. Jon! 1901, betr. A enderang der allgemeinen 
Vertragsbcdingunj^en i'S 211). — 29. JunilWl, brtr. flic rnfallvi rsichcrungsgesotzo 
(S. 2U)). — 10. u. 18. Juli 1901, betr. das Gewerbeunfallversichcrungsgesetz (S. 228 
und 273). 

Saetisen, Königr. Verord. 2. n. 3. April 1901 , betr. den Verkehr mit Fahrridem 

o. Kraftfahrzeugen auf Offaitliclicn Wegen ((Jcs.- u. Verord.-Bl. 11M)1. S. h\ u. 58). 

— Verord. d. Minist, d. Innern v. 12. Januar 1901. betr. Stdlumj der Haiipolizeibehörden 
zu denjenigen Bauten, welche vom Hufbauamte oder Keiche oder ätaate ausgeführt 
werden (Fischer's Zeitschr. XXII. S. 3ü3j. 

Selweii. Bnndeabeschliiss t. 29. Hin 1901, betr. die Erweiterong des Buidesbesehiiissea 
T. 28. Juni 1809, betr.BfWerbung von schweizer. I<]isenbahnobligationen und Aufnahme 
rinnä Staatsanleihen» sim Zwecke der EisenbahnTerstaatUchang (Eidgen. Qe8.*ä. 
Bd. 18. S, 6U). 

— Regniativ t. 23. Jnli 1901, betr. die Benutzung der von Strassenbahnen n. Tramways 
befahrenen Strassen dnrcb die Tmppen (Schweiz. Bnnd.-Bl. 1901. Nr. 90. S. 19). 

— Bundesgesetz v. 27. Juni K'Oi lu tr. du l^rif Wesen der Schweizerischen Bundes- 
bahnen. (Zeitschr. f. d. internal. JiUsenb.-Transp. Ges. a. Yolic-Ver. IX. S. 92). 



SneMrackatvi HareUk« * lUrtln, Trebnita In Sctilw. 
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Entscheidungen. 



Nr. Eutseh. des Bezirksserlehts für Handelssachen in Wien. 

Vom 16. Februar 1899. 

i Kdll, Klsi nb. KnlMcli. .lalirj; 18»'J. S. bl.i 

Der Reisende, weicher ohne Fahrkarte im Zuge betroffen und deshalb zur Nachzahlung 
vnrlialtoi wird, kam Me RVekerttatlmi mehieiiMtM Beträfet aeek !■ ilea 
Falle nicht beanspruchen, wenn er zwar elae Fahrkarte gelöst hatte, dieselbe aber 

aus dem Grunde nicht hatte beniitzen k()nnen, weil sie in der Verwahrung eines an- 
deren Reisenden verblieb, welcher wegen Verspätung nicht in deaselbei Zege mit- 

reisen konnte. 

Nach dem Wortlaute des Betr.-Kegl. tiudet eine gänzliche oder 
tlieilwei.se ilückerstuttung des gezahlten Fahrgeldos nur in den in den 
§§ 14, 19, 20, 26 Betr.-Begl. angeführteu Fällen statt, von welchen 
hier iLeioer vorliegt Es kann also ftr die vom Yereinseassier B. ge- 
lösten vier Karten, von welchen drei nicht verwendet wurden, die 
B&ckeistattnng des Fahrgeldes nicht begehrt werden, da diese Karten, 
nachdem sie gelöst waren, soweit es auf die Bahn ankam, mit dem 
zweiten Theile des Zages benfltzt werden konnten, wie dies anch hin- 
sichtlich der vierten vom Vereinscassier gelösten Karte thatsftchlich 
geschah. Die Bftckerstattimg der von den drei Herren im ersten Thefle 
des Zages geleisteten Nachzahlnng kann nicht beansprucht werden, 
weil sie oline giltige Fahrkarten betroffen worden und nach § 21 (2) 
Betr.-Kegl. zur Nachzahlung verpflichtet waren, somit also die ent- 
fallenden Beträge rechtmässig eingehoben wurden. Auch daraus, dass 
R. drei Karten mehr löste, und die drei Herren, für die sie bestimmt 
waren, im ersten Theile des Zuges eine Nachzalilung leisten mussten, 
ergibt sich keine Verpflichtung der Bahn zur Rückstellung des einge- 
klagten Betrages, denn die von R. gelösten Karten konnten erst dann 
als Karten der betretTcnden Herren gelten, sobald sie im Besitze der- 
selben waren und von ihnen bei der Revision vorgezeigt wurden. R. 
befand sich aber in einem anderen Zuge und konnte selbstverständlich 
die Karten für die drei Herren bei der Revision nicht vorzeigen, er 

Eger, Klseubabiu-eolitUclte fioUclioldnugen XVIIL 7 
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hat aach während der Fahrt bei dem Zagspersonale die Meldnng be- 
zfiglich dieser Eaiten nicht erstattet 

Ans dem Titel der Bereicherung aber kann die Bfickeretattang 
des Elagebetrages nicht beansprucht werden, weil es jedem Beisenden 

freisteht, so viel Karten zu ISsen, als er will, deraelbe aber nach dem 
Betr.-Regl. die Rückei-stattnng nur in den bestimmten, oben bereits 
angeführten Fällen beanspruchen kann, und weil andererseits die Nach> 
Zahlung berechtigt war. 

Nr. 63. Eutseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 22. März 1899. 

Ol« EltMlwhii htft«! nMit fOr die Betohidiging, welohe wihrMd des Zagsaufeet« 
IwHm Mit den Amiadeii von fiepiek beaehifliftor BalmhedieMtiter dadirofe erleidet, 

dau derselbe ohne durch die besondere! Umstände des Falles bieze gezwungen ze 
•ein, aH« den Sepäckwaiea elaee Zuges springt, weil eioh dieser plltziiob ia Be* 

wegong setzt. 

Die unmittelbaren Ursachen der Beschädigung: des Kläg-ers sind 
einerseits seine angeborene Prädi.sjiusitiun zum Leistenbruch, anderer- 
seits das Ausspringen aus dem A\'aggon. Zwischen dem Ausspringen 
aus dem Waggon und dem lugangsetzen des Zuges kann man aber 
einen Zusammenhang nicht herausfinden und besteht ein solcher auch 
nicht. Das Anschlagen der Leiter an eine Säule kann das Ausspringen 
nicht begründen, besonders wenn man erwägt, dass sich der Kläger 
dazumal in einem sich regelmässig bewegenden Waggon befand und 
dass er, wenn er auch im ersten Moment erschrak, nachdem er als 
letzter ans dem Wajsgon heraussprang, sich leicht fiber den Mangel 
einer Gefahr hätte klar werden können. Ausserdem hat die Verhand- 
lung gar keine Umstände ei^eben, welche geeignet gewesen wären, mit 
unabweislicher Nothwendigkeit beim Kläger Furcht hervorzurufen und 
ihn zum Ausspringen aus dem sich regehnässig bewegenden Waggon 
zu zwingen. 

In Anbetracht dessen muss sich der Kläger selbst die Schuld zu- 
schreibe, warn er sich durch eine eigene Handlung einen Leistenbruch 
zugezogen hat, und fehlte ihm somit jede Grundlage, auf Grund welcher 
er von der Geklagten eine Entschädigung hätte fordern können. 



Nr. C4. Eutsch. des Oesterr. Obersten Grerichtshoi'es. 

Vom 29. März 1899. 

Die Eisenbahn ist berechtigt, dem ihren Organen persönlich bel(annten Adressaten 
einer bahnlagernd gesteilten Sendung letztere ohne weiteren Nachweis der Bezugs- 

leraoltliasi uenfoliea. 

Der Absender, welcher absichtlich im Frachtbriefe eine ungenaue 
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Adresse mit dem Beisatz: ,.l»aliiiiestante" angfegel)en hatte, damit der 
Adressat erst nach Begleicliuii«^ des ihm seitens des Absenders ziifre- 
sendeten Postzahliingsaut'truges die Sendung auslösen könne, hatte zur 
Sicherung seiner Forderung andere im Betriebsreglement angegebene 
Mittel, und zwar die Auflegung einer Nachnahme und die nachträgliche 
Verfügung, dass das Oat dem Adressaten nicht aoszaliefem sei (§§ 62 
nnd 64 Betr.-Regl.). 

Da im Torliegenden Falle ausser der Angabe «bahnrestante* im 
Frachtbriefe keine anderen Vermerke angebiiicht waren, und das Gnt 
dem richtigen Adressaten ausgeliefert wurde, kann man die Anschauung 
der klagenden Firma nicht theileu, dass die Bahn irgend welche Be- 
stimmungen des Betr.-Regl. verletzt hätte. 

Der Revision der klagenden Fima liat der 0. G.-H. keine Folge 
gegeben, nachdem die vom Benifuiif.'^s^reii. hte vertretene Anschauung, 
wonach bei Ausfolgung einer bahnlagernd auf •2:e«^ ebenen Sendung an 
den den Bahnorganen bekannten Adressaten die Nachweisung der Be- 
rechtigung zum Beziige der Sendung durch eine schriftliclie Legitimation 
des Absenders nicht nöthig gewesen sei, mit der Ziisatzbestimmuiig II 
zu § 66 Betr.-Rt_'^d. iii«'lit in Widerspiucii stelle und sonach das ange- 
fochtene Urtheil nicht auf einer uurichtigeu Beurthciluug der Sache 
(§ 503, Z. 4, C.-P.-O.) beruhe. 



Nr. 65. Entseh. des Bezirksgerichts für Handelssnehen In Wien. 

Vom 20. April 1899. 

(ZoHNlir.tiLlBtsniat.Bliaiib.-TruMp. IX (im), H«ft t. aM.) 

Der Fraabtawehlai fir iwrtohtist Inlalltaigabe in FracMbriefe M aaoh M fist- 

fllftubigkelt dM Abtewlsrt verwirkt 

Es handelt sich vorliegend um Sachen, welche zur Ausstattung der 
E. W. gehören. 

Es ist also die Ansicht des Klägers, dass vorliegend in der That 
ein Unizugsgut aufgegeben wurde, unrichtig, und die diesbezflgliche 
Angabe im Frachtbriefe entspricht nicht üea thats&chlichen Verhält- 
nissen. Wenn aber auch die schon im Haushalte der Matter der £.W. 
verwendeten Sachen als Umzugsgat angesehen werden könnten — was 
aber nicht der B^all ist — , so könnte doch niclit die (^J esamtsendnng 
als ümzugsgnt gelten, weil sich bei derselben Gej^enstiinde befanden, 
welche, wie die vom Tischler gelieferte Kredenz u. s. w., und die bei 
dem Tapezierer abgeholten Möbelstiicke, Überhaupt noch nicht Ver- 
wendung gefunden hatten. Wenn aber Güter verschiedener Art mit 
einander zu einem Fraciitstück, wie im vorücgenden Falle, vereinigt 

7* 
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sind, so kommt die Bestimmung A — III — p des Tarifteiles I, Abt. B., 
zur Anwendung, wonach die Fracht für das ganze Gewidit nach der 
Kla.sse des im Frachtstücke enthaltenen höchst tarifierenden Artikels 
zu berechnen i.st. Vorliegend winde unter der hier angenommenen 
Voraussetzung, welclie alx'r, wie bereits erwähnt, nicht zutrifft, üeber- 
siedlungsgut mit Gegenständen, die nicht Uebersiedlungsgut sind, ver- 
mengt aufgegeben sein, in welchem Falle aber dann, da das nicht zum 
Umzugsgut gehörige Gut höher tarifiert, die Fracht für die ganze 
Sendung nach den nicht zum Umzogsgut gehörenden Gegenständen zn 
beredmen ist 

Wenn nun die Fracht nach dem hierfttr satreffenden Tarife be- 
rechnet wird, 80 ergibt sich eine höhere Gebfthr als jene, welche fttr 
ümzngsgnt zn entrichten wSre. Somit liegt jedenfalls, da die Bahn 
durch die Deklaration geschädigt worden wfire, eine falsche Deklaration 
Tor, wobei ttbrigens betont wird, dass die Frage, ob selbst bei einer 
Deklaration, welche eine höhere Frachtberechnnng als die wirklidi ge- 
bührende veranlassen wttrde, nicht trotzdem eine Falschdeklaration 
vorliegt, ganz ausser Betracht bleibt. 

Der Absender hat sich auch darauf berufen, er sei beauftragt ge- 
wesen, die Gegenstände von der Wohnung abzuholen. 

Wenn er damit darthun wollte, dass er bei Vornahme der Dekla- 
ration im Frachtbriefe im guten Glauben gewesen sei, so steht dem 
der Umstand ent^jepren, dass er ausser den angeblich von der Wohnung 
abcreliniten (Tejj^ensliinden noch andere Gegenstände vom Tapezierer und 
Tischler abholen und beipacken Hess, so dass er, beziehungsweise seine 
Leute, als Fachleute, über die Art, wie sie zu deklarieren hatten, nicht 
im Zweifel sein konnten. Doch ist dies für die Beurteilung, ob eine 
falsche Deklaration vorliege, ohne Belang. Eine falsche Deklaration 
liegt vor, und infolgedessen tritt eine Fi achterhühung ungeachtet 
des guten Glaubens ein, wenn die Deklaration unrichtig ist Das 
Betriebsreglement macht diesfalls in § 63 (7.), (B.), (9.) keinen Unter- 
schied. Dies liegt auch in der Natur der Sache. Denn sonst 
könnte jemand, der Frachtbeträge hinterziehen will, nur 
durch einen gutgläubigen Dritten das Gut unter falscher 
Deklaration aufgeben, um filr den Fall der Entdeckung den Folgen 
des Betriebsreglements zu entgehen. Die Bahn kann nämlich nur den- 
jenigen, welcher nach dem Frachtverträge Kontrahent ist, und nicht 
einen ausserhalb des Frachtvertrages Stehenden zu den nach dem 
Tarife und dem Betiiebsreglement vorgeschriebenen Zahlungen unmittel- 
bar heranziehen. 

Die Bahn könnte, wenn der gute Glaube von der Fracht- 
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erhöhang befreite, den Empfftnger oder Anfgeber nicht heran- 
ziehen, und den wirkliehen Aufgeber nicht, weil er nicht 
Kontrahent der Bahn ist. 



Kr. 66. £ut$ch. des Oesterr. Yerwaltuugs-Crcriclitshofes. 

Vom 3. Juui 1899. 
(Oeitenr. BiMBb.-T«roid.*Bt. ZI? (IMI). Kr.N. &Mat.) 

iMNwetoM dir «rimtn« BcMrim mr CetoalMMiifl Her VarpflioMaiigM, wtlelie 
!■ EltMlmlmlMn-B«fllMngsprotokollen wegen Herstellung von BrflcliM Im Zige SfTeit- 

lioher Wege constituirt werden. 

Nach § 28, 3, böhm. Gem.-Ord., obliegt der üemeinde die Sorge 
flir die Erhaltung der Gemeindestrassen, Wege und Brücken, sowie für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres auf denselben. Die 
näheren Bestimmungen über die Jlerstellung und Erhaltung der Ge- 
meindewege sind im Strassengesetze vom 12. August 1864, L.-G.-Bl. 
Nr. 46, enthalten, und schreiben insbesondere die §§ 12 und 13 vor, 
dass die Gemeinde zur Herstellung und Erhaltung der Gemeindestrassen 
und Wege veii)tiichtet ist, dass aber die in besonderen Rechtstitelu 
gegründeten Rechte und Verpflichtungen bezüglich der Strassen jeder 
Kategorie durch das Strassengesetz nicht beirrt werden. Gegebenen 
Falles behauptet die Gemeinde B. den Bestand eines solchen besonderen 
Bechtstitds, wonach J. J. zur Erhaltung, beziehungsweise Wiederher- 
stellung der fraglichen Brücke verpflichtet sein soll. 

Dass die AuiFordening des Gemeindeamtes nicht etwa in Form 
einer Parteierklftrung eine blosse Elinladnng an J. J. zur Wiederher- 
atellung der zerstörten BrAcke beabsichtigte, sondern vielmehr einen 
instanzm&ssigen Ausspruch über die nach Ansicht des Gemeindeamtes 
bestehende Erhaltongspflicht bezweckte, ergibt sich aus dem' ganzen 
Verhalten der Gemeinde im Administrativ verfahren, und wird auch von 
keiner Seite bestritten. Zu einem solelien Ausspruche war jedoch die 
Gemeinde weder nach der Gemeindeordming noch nach dem Strassen- 
gesetze competent. weil die im Begehungsprotokolle des Buschtehrader 
Eisenbaliubau-Unternehmens von J. J. abgegebene Krklärung die Her- 
stellung einer durch den Bahnbau gestörten öffentlichen Conimunication 
(§ 10, lit. c. Ministerialverordnung vom 14. Septeinbei 18ü4, R.-G.-Bl. 
Nr. 238), somit einen Gegenstand betrifft, welcher gemä.ss § 13. citirten 
Verordnung, der Cognition der Administrativbehörden vorbehalten ist 
und schon seiner Natur nach nicht in den Wirkungskreis der autonomen 
Organe fällt. 

Ob also auf Grund der bezogenen Verordnung (mit Bedachtnahme 
auf die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes rttcksichtlicb der Ueber- 
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brfickung eines kfinstlidien Gerinnes) nnd auf Gnind des mehrerwMmten 
Begehiinpfsprotokolles der Gemeinde B. gegen .T. J. ein ßechtsanspruch 
auf Wiederhei stellang und Erhaltung der Brücke zukommt, oder ob 
andere Factoren, /, R dio Eisenbahnunternehmung, kraft der erwähnten 
besonderen Kpclitstitcl hiezu verpflifhtet sind, kann nur durch die com- 
petente Administrativbehürdc entschieden werden. 



Nr. (»7. Kntseli. des Dentsclion Rclelisi^orichts. 

7. Civil-Scnat. Vom 26. Januar 1900. 

(Preuss. Kiseiib.-Arch. 1901. Heft 4 S. 878.) 

Reohttoharakter der PolizeiverfOgung und der Polizeiverordnung. 

Die Poli^eiverfügung stellt sich dar als einzelner, auf einen 
einzelnen konkreten Fall gerichteter Verwaltuugsakt der Polizei- 
bebl^rde. Die Prüfung ihrer Gesetzmässigkeit ist dem Zivil- und Straf- 
richter durch die §§ 127 bis 130 des Landesyerwaltangsgesetzes Tom 
90. Juli 1883 jetzt gftnzlich» also auch in dem Falle des § 2 des Ge- 
setzes Yom 11. Mai 1842, entzogen. Der Richter hat daher, so lange 
sie nicht aufgehoben ist, mit ihr nnd den durch sie geschaffenen Zu- 
ständen als feststehenden, im Rechtswege nicht zu beseitigenden That- 
sachen zu rechnen. 

Die Polizeiverordnung dagegen trftgt den Charakter der Rechts- 
norm und bildet den Ansfluss der von dem Gesetzgeber den oberen 
und unteren Polizeibehörden in bestimmten Schranken und unter ge- 
wissen Voraussetzungen delegirten Gesetzgebungsgewalt. 

Dem Richter steht, wenn er eine Rechtsnorm anwenden oder seiner 
Entscheidung zu Grunde legen will, grundsätzlich die Befugniss zu, sie 
auf ihre Rechtst,niitigkeit zu prüfen. In Preusscn ist ilini dies in Be- 
zug auf gehüi i«? verkündete Gf^setze nnd künigliclie Verordnungen durch 
Art. 106 der Verfassung unlersn^^t: im iibrifren aber liest elit jedenfalls 
bezüglich der Prüfung aller anderen hindesgebetziichen Normen in 
Prenssen für den Richter keine 8chranke. 

Wenn in den §§ 17 und 15 der Gesetze über die Polizeiverwaltung 
vom 11. Miirz 1850 und 20. September 1867 die gesetzliche Gültigkeit 
der Polizeiveroidnungen der Prüfung des Polizeirichters unterworfen 
wird, so ist damit nicht etwa eine den Zivilrichter von dieser Pr&fung 
nach dem argumentum e contrario ausschliessende Sondervorschrift für 
den Strafrichter gegeben, sondern es ist darin lediglich die Anerkennung 
des allgemeinen Grundsatzes des richterlichen Prttfungsrechts zu finden, 
welcher hier nur deswegen in Bezug auf den Strafrichter besonders 
Ausdruck gefunden hat, weil die Polizeiverordnnngen mit verschwinden- 
den Ausnahmen mit Straf bestimmungen versehen zu sein pflegen, so 
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dass der Strafrichter am biluflgsteii mit der Prüfung? von Polizeiver- 
ordiinngen befasst zu sein pflegt. Offenbar hat deshalb der Gesetz- 
geber liier nur an ihn gedacht. Es würde übrig-ens auch jeder Grund 
dafür fehlen, dem Strafrichter, nicht aber dem Zivilrichter ein solches 
Prttfangsrecht zazugestehen. 



Nr. 68. Eiitsch. des Preuss. OberverwaltunTsgeiiehts« 

3. Senat. Vom 17. Februar 19Ü0. 

iKntscli (1 O.-V.-O. Bil 37. S 2HS,1 

Zum Begriff der Wasserbaue an öffentlichen Flüssen. 

Nach den Vorsohriften im § 62 A. I>.-R. II 15 bedarf niclit nur 
derjenige, der in iitVentlii'hen Fliis.sen, sondern auch derjenige, der au 
öffentlichen Flüssen Wasserbane führt, der vorherijren Genehmip:ung 
des Staats. Zur Ertheilung dieser Genehmigung ist die Landespulizei- 
behörde berufen. Diese kann die Beseitigung eines genehmigungs- 
pflicbtigen, aber nieht genehmigten Wasserbtaes durch denjeuigeu, der 
ihn «geführt" hat« fordern. 

Zu den Wasserbauten im Sinne der angezogenen Bestimmung ge- 
hören auch solche Bauten, die nicht in das Wasser hineinragen, sieh 
yielmehr ausschliesslich auf dem Ufer befinden und den Wasserlauf 
nur mittelbar beeinflussen. 

Weder bei Bauten im Flusse noch bei solchen am Flusse mnss 
die Erlanbniss zur Ausftthrung ertheitt werden; ein Recht auf Er> 
theilung der Erlanbniss besteht nicht, und hat daher die Klage wegen 
Versagun«^ der Erlaubniss nur beim Mangel eines jeden polizeilichen 
Motivs Erfolg. 



Nr. 6t^. Entseh. des Prenss. Oberrenraltongsgertehts. 
4. Senat. Vom 19. Februar 1900.- 

(Preius. Elsenb.-Arch. 1901. Heft 5. S 112S 1 

AMiadSl«S|S9Melniigisg. Gesetzliche Erfordernisse dar Zagisgliohktit tmtik •imt 

Jederzeit offenen Weg. 

Reim ^lancrel eines jeder Zeit offenen We^^^^es niuss die An- 
siedeluiigsgcneliiuignng nach gesetzlicher Vorschrift versagt werden. 
Im Sinne des Ansiedelungsgesetzes ist aber ein Wog nur dann jeder 
Zeit otfen, wenn dem Ansiedler das Kecht jedcrzeitiger Benutzung für 
alle seine Bedürfnisse, die rechtliche Möglichkeit für jede Art von 
Verkehr, wie er für Ansiedelungen, d. h. l'iir menschliche Wohustättea 
in Betracht kommt, zusteht. 
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Nr. 70. Entseh. dos Badiselien Torwaltniigs-Gerlclitekoffis. 

Vom 20, Februar 1900. 

(FlBchrr-Sclif Irhor. 7.eltsr hr. f. l'rax. u. Gesetzgtb. etc. Bd. 28. Heft 1/8. R. 101.) 

Entscheidend für die Krankenanterstützuigepflioht ist dae eine ärztliclie Behandlung 
erfordernde objektive Nervertreliii der KmUiett. Veraloherengspflioht beeohrlBU 

emreriMfiUf er kranker Pemiiei. 

Was znnftehst die Frage betrifft, ob die V. in der Zeit yom 10. 
bis 18. Hai 1898 bereits krank im Sinne des Erankenversicberangs- 
gesetzes gewesen sei, so gelangt man zur Begahnng dieser Frage anf 
Gmnd der erhobenen Beweise, gleichviel ob man dabei mit dem Besirks- 
ratli von dem Krankheitsbegriffe ausgeht, den v. Woedtke (5. Aufl. 
Note 18 zu § 1 S. 72) vertritt, nach welchem die Krankheit als eine 
anormale Störung des Gesundheitszustandes, welche ärztliclie Behandlung, 
Arzneien oder Heilmittel erfordert, bestimmt wird, oder ob man den 
von Rosin (Recht der Arbeiterversichernng I S. 293, 300) und Hahn 
(2. Aufl. Nr. 2 a zu K. V. G. i; 1 S. 45) vertretenen Krankheitsbegriff zu 
Grunde le<rt, welcher die Kranklieit als einen anormalen Ki>rperzustand 
bestimmt, der in der Notliwendiykeit ärztlicher Behandlung oder der 
Anwendung von Heilmitteln oder in Beeinträchtigung der Erwerbs- 
fähigkeit wahrnelimltar zu Tage tritt. Denn das in beide Begriffs- 
bestimmungen aufgenommene Krforderniss des objektiven Hervortretens 
der Notliwendigkeit ärztlicher Behandlung ist hei der Ehefrau V. schon 
für die Zeit vom 10. bis 18. Mai 1898 als nachgewiesen zu erachten. 

Dem Umstand, dass die Genannte eine Krankeuuuterstützung bei 
dem Organe der beklagten Ortskrankenkasse erst zwei Tage nach ihrem 
Ausscheiden ans der Beschäftigung in Anspruch nahm, darf kein ent- 
scheidendes Geificht beigelegt werden, wie die Beklagte thnn möchte. 
Denn es kommt fttr die obige Frage auf die Anmeldung der Krankheit 
bei der Kasse und auf die Inanspruchnahme der Krankenunterst&tznng, 
ganz abgesehen davon, dass diese Verspätung im vorliegenden Falle 
durch den Schluss der Oeschftftsrftume der Kasse und durch die die freie 
Selbstbestimmung der Erkrankten aufhebende Art der Erkrankung hin- 
reichend entschuldigt wäre, überhaupt nicht an. Ob ein Krankheits- 
zustand im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes besteht, bestimmt 
sicli vielmehr nach objektiven, durch Sachverständige festzustellenden 
Merkmalen, nicht nach der Ansicht oder der Handlungsweise der Ver- 
sicherten (v. Woedtke, 5. Aufl. Note 18 zu § 1 S. 72— 73j v. Schicker, 
2. Aufl. S. 60; Keger X S. 412). 

Auch der Verwaltung.^gericlitshot'hat schon wiederhohlt ausgesprochen, 
dass es auf die Anmeldung der Krankheit und auf die Tnanspnichnahme 
der Kraukeuunterstützuug durch die \ ersicherten für die lieautwortuug 
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der Frage, wann die Krankheit als ein im Sinne des Gesetzes die ünter- 
stützungsleistung der Kasse beding'ender anormaler Gesnndhcitszustaml 
hervorgetreten sei, nicht ankommt, dass vielmehr der Fürsorgeanspriich 
begriindet ist, sobald eine die ärztliche Beliaudlung objektiv erfordernde 
Krankheit uacbwelsbar besteht. 



Nr. 71. Entseh. des Ocstcrr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 20. Februar 1900. 

(K61I, Kiscnb. Entscl). Jahr^ isü!' s. pfi i 

Das Anhalten eines Eisenbahnzuges auf otTener Strecke durch Winicen und Schwenke« 
mit Schirmen, StScken ind dergleichen bildet alobt de« Tbatbertand des § 314 St>fi. 
(ElnnenfUBi Ii die VtllzlaiNnfl IHTeiitlloher Dienste), wnlii alrar den Thttbwtand der 
Uefeirtretmi dm | 431 8i«8. (Handlungen und UnterlasMinaen wtn die kVrperiiolie 

Sicherheit überhaupt.) 

Anlangend die Uebertretnng des § 314 St.-G., unterliegt es wohl 
keinem Zweifel, dass das auf dem in der Fahrt begriffenen Personen- 
zuge der Kremsthalbahn befindliche Zugspersonale, welchem die Au- 
geklagten im kritischen Momente zuwinkten, zu den im ü8 St.-G. 
genannten Personen gehört, da.ss sich dasselbe weiters auch in Voll- 
ziehung seines Dienstes, nämlich der Weiterbeförderung des mehrfach 
erwähnten Zuges, befand, darin beirrt und hiedurch an der Vollzit linng 
seines Dienstes gehindert wurde. Allein das im § 314 8t.-G. bezeichnete 
Delict setzt die Absicht des Thäters voraus, den Dienst behindern zu 
wollen; diese Absicht hatten die Angeklagten nach der Feststellung 
des Oerichtes nicht, und dass diese Feststellung auf einer irrigen 
Schlnssf olger uug beraben wfirde, kann nach dem festgestellten That- 
bestande nicht behauptet werden. In dieser Richtung erscheint daher 
die Ton der Generalprocorator erhobene Nichtigkeitsbeschwerde nicht 
begründet nnd wurde somit verworfen. 

In der Richtnng des § 431 St.-0. dagegen hat aber das B.-G. den 
strafrechtlichen Begriff der Gefahr viel zn enge gefasst, wenn es nur 
die unmittelbare Wirkung des durch festes Bremsen und pldtzliches 
Anhalten des Zuges hervorgerufenen Euckes in den Kreis seiner Er- 
irtlgungen einbezieht. Gefahr ist jede Gonstellation von Verhältnissen, 
aus der sich eine Bechtsgfiterrerletznng entwickeln kann. Das B.-G. 
übei^sieht, dass das unvorhergesehene Anhalten des Zuges auf offener 
Strecke Unregelmässigkeiten im Zugsverkehre überhaupt herbeizuführen 
geeignet ist und dass schon daraus eine Gefahr für die Sicherheit des 
Betriebes, des reisenden Pablicums und des Bahnpersonales sich er- 
geben kann. 
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Nr. 73. Entsch. des Freuss. Oliorwaltuiitrsgerichts. 

4. Senat. Vom 2ö. Februar 1900. 
(Pnbm. BlMBbu.Aroh. IMI. Haft «, S. litt.) 

6 15. FlMUUDlMgM. V. 2. Jill 1875. StratMiberttollmitkottai. SUdttibilMfm 

alt Milte In 8lmt in § 15. 

Die Bogen der Berliner Stadtbahn sind an sich keine 6e- 
b&nde im Sinne des § 15 des Gesetzes yom 2. Jnli 1875; sie kOnnen 

es aber dnrch geb&ndeartigen Ausbau werden. Ist letzteres der 
Fall, so ist der Eisenbahnfiskus für die voUe Länge der Strassengrenze 
zu den Strassenherstellungskosten beizutragen voipflichtet. Für die 
Beitragspflicht kommt es nicht darauf an, ob der Ausbau der Strasse 
dem Fiskus besondere Vortlieile zugewendet hat oder nicht. Denn die 
Erlangung solcher Vortlieile ist nicht zur gesetzlichen Voraossetzong 
für die Beitragspüicht gemacht. 

Nr. i'i. Eutst'li. des Preuss. Obervorwaltuugügcrichts. 
4. Senat. Vom 1. März 1900. 

(BatMb. d. a-V.-0. Bd. t7. & SfS.) 
Eine Wegeinanspruchnahme setzt nicht nothwentfi eliiM tkattlslineliei ElngrUf, wsteber 

mit der SfTentlichen Natur des Weges in Widerspruch steht, voraus, sie kann auch in 
dem Einschreiten der Wegepolizeibehörde gegenüber der Behauptung eines die OeflTeat- 
lichlieit des Weges beschränicenden Rechts zu finden sein. 

Der Bezirksau.sschuss nimmt au, duss die Inansi>riu:hiialime eines 
Weges durch die Polizeibehörde immer eine unberechtigte Verfügung 
hber den Weg voraussetze, also einen thatsäch liehen Eingriff, 
welcher mit der Öffentlichen Natur des Weges in Widerspruch steht. 
Hit dieser Annahme schränkt der Yorderrichter die Voraossetzungeu 
der Inanspruchnahme unrichtiger Weise zu sehr ein. Allerdings wird 
der Anlass zu einer Inansprachnahme regelmässig darin liegen, dass 
deijenige, welcher die Oeifentlichkeit des Weges bestreitet und sein 
ausschliessliches Eigenthnm an demselben behauptet, thatsftchlich in die 
Oeifentlichkeit des Weges eingreift, indem er den Weg sperrt oder 
andere Hassnahmen trifft, die den Verkehr auf dem Wege hindern oder 
stören. Aber das Einschreiten der Wegepolizei ist keineswegs auf 
solche Fälle beschränkt. Sie kann schon daraus Veranlassung zum 
Einsclireiten nehmen, dass Jemand ein die Oeftentliclikeit beschränkendes 
Recht am Wege ausdrücklich behauptet. Denn schon damit tritt die 
Gefahr nahe, dass künftig auf Grund des behaupteten Rechts der 
Verkehr auf dem Wege gestört werden könnte, und die Wegepolizei 
ist unliedHiiklicli berechtigt, solchen Störungen (Inrcli ihre Anordimniren 
VorzubeuLirii. Diese Grundsätze, welche der UeriehlsliDl schon wiederholt 
ausgesprochen hat (vergl. rreussi^iches Verwaltuugsblatt Jahrg. XIII 
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S. 271, Entscheidungen Bd. XXXI S. 193), sind vom Vorderrichter 
verkannt. 



Nr. 74. Eiitseli. des Preiiss. Oberverwaltungsgerlclits. 
4. Senat. Vom 22. März 1900. 

(SntMh. d. 0.-Y>0. Bd.87. a.lM.) 

ZMMfkalt der Klage im VwrwaltiaosstraltvMrfabrM uf Gkcmakae siaar dmrch «a- 
MfiMMNir otwtrdMM weieponMlHolM Verfügung angeordMtei, ak«r Meh aloM 

geführten Leistung. 

Nach § 56 Abs. 5 des Zuständigkeitsgesetzes kann im Verwaltungs- 
streitverfahren auch auf Uebernahme einer diireli unanfechtbar ge- 
wordene wegepolizeiliche Verfügung angeordneten, aber noch nicht 
ausgeführten Leistung durch einon Dritten geklagt weiden. Der § 56 
a.a.O. begreift nicht nur Fe.^l.st ellungsklagen, deren Antrag auf 
grundsätzliche Feststellung der Veri)flichtung lautet: vielmehr erlaubt 
die Wortfassung, auch Leistungsklagen, Klagen auf Uebernahme 
einer von der Wegopolizeibehörde angeordneten Naturallei^^tung, darunter 
zu stellen. Dabei kann allerdings der Streit über die Nothwendigkeit 
nnd Zweckmässigkeit der angesonnenen Leistung nur in einem solchen 
Umfange eDtscbieden werden, als es die Nichtbetheiligung der Polizeibebttide 
snlässt, sodass der Einwand, dass eine LeistuDg anderer Art angebracht 
sei, nidht beachtet werden darf. Auch veroteht es sich von selbst, dass 
das Becht der Polizeibehörde, sich an den Kläger zn halten, anter allen 
Umständen nnberttbrt bleibt. 



ür, 75. Diitseh. des Kassationshofes iu Rom. 

Vum 24. März 1900. 
(Zeltwlur. t d. Inurnt Elieiib-Tr*aq^ JZ (iwn). Nr. lo. S. sn.) 

OiterlrMhui ier VarJUirasn dorcb Reklanatioi naoh Art 146 der Tarlfbedlaisaiea. 

Die Eisenbahn verlangte die Kassation des ürtheils des Appell- 
richten, indem sie daranf abstellte, dass die Klage wegen Ablanfs der 
sechsmonatlichen Veijährnngsfrist abgewiesen werden müsse. Der 
Kassationshof verwarf das Kassationsbegehren, weil die Veijähmng 
dnrch die Begehren und Reklamationen des Klägers unterbrochen 
worden sei, welche nach den Aussagen des Stationsvorstandes bei 
diesem angebracht und von ihm angenommen worden waren. Dabei 
spracli sich der Kassationshof dahin aus, dass wenn anch Art. 146 der 
Tarifbediugungcn die Unterbrechung der Verjährung von der Ein- 
reichung der Reklamation in doiipeltcr Ausfertigung bei dem Vorstand 
der Abirangs- oder der Bestimmungsstation abhängig mache, die 
Formalität der doppelten Ausfertigung keine conditio sine qua uou fUr 
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eine wirksame Unterbrechung der Verjährung, sondern eine zur Sicherung 
des Reklamanten vorgeschriebene Formalität sei. Wenn also die Rekla- 
mation aach nicht in doppelter Ausfertigung gemacht worden sei, so 
könne dies deren Wert als Mittel znr Unterbrechung der VeiijUirong 
nicht heeintrftchtigen. Dabei falle weiter In Betracht, dass neben den 
Vorschriften im Art. 146 der Tarifbedingmigen aach die Bestimmongen 
des Cüvilgesetzbnehes (Art 2125) Geltung haben, wonach alle Akte, die 
eine Person, gegenftbcor welcher der Lauf der Veij&hrung unterbrodien 
werden soll, in Verzug setzen, die Wirkung einer Unterbrechung der 
Veijfthmng haben. 

Nr. 76. £nt8ch. des Preiiss. Oberverwaltuii^sgerlchts. 

4. Senat. Vom 27. April 1900. 
rFraua.SlMiib./'Anli. Jahfg. tMM. Baft ft. 8. Iii«.} 

TbilMne n stUtlMlmi SssniidtUntas. AmsMim as ilidtitolo Kaalle. 

Wenn eine Stadtgemeinde als Unterhaltungspflichtige Eigenthttmerin 
der Strassen sich yorbehftlt, sftmmtliche Arbeiten innerhalb der stadtisehen 
Strassen und Bttrgersteige, die behufs Anschlusses von Eanalabstichen 
und Daehwftsserableitungen erforderlich werden, auf Bechnnng der 
Eigenthflmer der anzuscbliessenden Grundstücke selbst auszufahren oder 
damit bestimmte Unternehmer zu betrauen, so bilden die im Einzelfalle 
entstehenden Forderungen der Stadtgemeinde an die Eigenthßmer weder 
Steuern noch überhaupt Gemeindelasten, vielmehr sind sie privat- 
rechtlicher Natur und können auch durch Ordnungen, selbst wenn 
diese von der Aufsichtsbehörde genehmigt worden sind, die Eigen- 
schaft öffentlich-rechtlicher Gemeindelasten nicht erhalten. 



Nr. 77. Entsch. dos Preuss. Obcrvorwnltiingsgerichts. 
4. Senat Vom 3. Mai 1900. 

OSBtMh. d. 0.-Y.<0. B4.t7. 8.181) 

llüterMMeil iwitefcm kMelrlnkt 9fr«rtltohM uui KiltHr-(literMtMtei-)WegM. Zi- 
littigkelt «lier Auflage an den Wegebwpfllchtlgen, elnei Wtf uiiiilHMeii md liu, 
falls er noch kein öffentlicher sein sollte, zsver !■ einen solchen umzawaMlehi. 

Unter die öffentlichen Wege fallen zwar aach solche Wege, welche 
nur einem bestimmten Zwecke oder einer beschränkten Art des Ge- 
brauches (als Kirch-, Schul- u. s. w. Wege) dienen. Nothwendige Vor- 
aussetzung für die Oeffentlichkeit solcher Wege ist aber stets, dass die 
Wege zu dem bestimmten Zwecke und für die bescli rankte Art des 
Gebrauches Jedermann zu^än Jülich sind, dem all gern ei neu Ge- 
brauche offen stehen. Die bei den Gemeinheitstlieilungen aupgewiesenen 
Kulturwege oder Interessenten Wege sind aber der Regel nach nicht 
füi' den allgemeinen Gebrauch bestimmt, sondern nur für einzelne 
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Interessenten zur Bewirthschaftung einzelner oder melirerer Gruud- 
ttfteke. Sie sind deshalb regelmässig keine 5ffentlicben Wege. 

Wenn die WegepoIizeibehOrde im Interesse des Sffentliclien Verkehrs 
von dem Wegebanpflichtigen den Ansbaa eines solchen Weges fordert, 
gleichviel ob er schon ein Qffentlicher Weg war oder nicht, so ist eine 
solche Anordnung rechtlich zulässig. Sie enthält stillschweigend die 
weitere Auflage, den Weg in einen Öffentlichen nmznwandeln, so- 
fern er dies noch nicht sein sollte. 



Nr. 78. Entselu des Prevss. Oberrerwaltiiiigsgeriehts. 
4. Senat Vom 17. Hai 1900. 

(Bataeb. d. O.-V.-G. Bd. 37. S. S57.) 

Brücken über öfTentlleke Flüsse. Einziehung nnd Verlegung Sfrentlicher Wege. 

1. Abweichend von dem Preussischen Allgemeinen Landreclite, aber 
in üebereinstinminng mit dem {remeinen Rechte, sind nach dem Rechte 
der Provinz Hannover Brücken Uber öffentliche Flüsse nicht selb- 
ständige Verkehrsanstalten, sondern sie gehören in der Regel wege- 
rechtlich zu den öffentlichen Wegen, in deren Zuge sie liegen. 

2. Die Versetzung eines bestehenden öÖ'entlicheu Weges in eine 
andere rechtliche Klasse der öffentlichen Wege, die sog. Deklassiruug, 
kann nicht Gegenstand eines Verfahrens gemäss § 57 des Zuständig- 
keitsgesetzes sein. 

3. Das Verfaliren gemäss § 57 des Zaständigkeitsgesetzes ist, soweit 
es sieh nicht lediglich nm die Einziehung, sondern nm die Verlegung 
eines öffentlichen Weges handelt, nicht dazn bestimmt, dem Wegeban- 
pflichtigen die flerstellnng des Ersatzweges aufzugeben. Der Ans- 
dmck »VerJegong'' ist im § 67 a. a. 0. in einem engeren Sinne ge- 
braucht. Anch bei der Verlegung ist, ebenso wie bei der Einziehung, 
Qegenstand des Verfahrens nach § 57 nur der Ausspruch der Wege- 
polizeibehörde, dass ein öffentlicher Weg aufhören soll, öffentlieher 
Weg zu sein. Der Unterschied liegt nnr darin, dass bei der Ver^ 
legung mit dem Bestehen oder der Herstellung eines Ersatzweges ge- 
rechnet wird, bei der Einziehung jedoch nicht. In beiden JPäUen hat 
das Verfahren nach § 57 nur den Zweck, die Einwendungen gegen 
die Kassirung des bestehenden Weges zu prüfen. Der Wege- 
banpflichtige ist als solcher bei dem Verfaliren irar nicht betheiligt. 
Freilich kann aucli er die jedermann zustehende Klage aus § 57 a. a. O. 
erheben und einwenden, dass die beabsichtigte Verlegung im öffent- 
lichen Interesse nicht nuthwendig sei, ilim unverhältnissnüLssige Kosten 
mache u. s. w.; — allein auch wenn solche Einwendungen verworfen 
werden sollten, so würde damit ein voUstreckbaies ürtheil gegen ihn 
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als Wegebanpflichtigen nicht vorliegen. Ueber die Herstellung des 
Ersatzweges miisste vielmehr in einem besoDderen, durch eine 
wegebanpolizeiliche Anordnung auf Grand des § 56 a, a. 0. einzu- 
leitenden Verfahren entschieden werden, in welchem es dem Wege- 
banpflichtigen frei st&nde, alle dei'artigen Einwendungen von nenem 
geltend zu machen. 

4. Die Wiegepolizeibebörde kann nach ihrem Ermessen zonächst 
die Wegeverlegnng gemäss § 57 oder die Herstellung des Ersatz- 
weges gemftss § 56 des Zuständigkeitsgesetzes oder beide Angelegen- 
heiten, wenn auch gesondert, so doch gleichzeitig betreiben. Sie 
muss aber in jedem Falle zum Ausdrucke bringen, dass die eine Mass- 
regel durch die andere bedingt sei. 

5. Die Bestimmung im § 57 des Zuständigkeitsgesetzes besit/t blos 
subsidiäre Geltung. Die Wegcpolizcibehörde hat über die Ein- 
ziehung und Verlegung öffentlicher Wege nur zu befinden, wo die Zu- 
stäiuligkeit der Behörden nicht in anderen Bestimmungen des Zu- 
ständigkeitsgesetzes oder in besoudereu Gesetzen abweichend ge- 
ordnet ist. 



Kr. 79. Entsch. des Preuss. OlberverwaltiiiigsgeriehtB. 
2. Senat. Vom 29. Mai 1900. 

(Fnmm. EiMib^«Aidli. iMi. H«ft 4. & M.) 
Die getetinissiie Kreiteinkoimeiittmicriifltalit iw „KreiMliisWMMnei" erstreekt 
•lob lieht uf die Jarietiechee Personen , da diese niclit Hier dea BegrW der Krele- 

eingesessenen fallen. 

Der Beklagte hat den Kläger wegen desjenigen EinkommeDS, 
welches ihm aus dem Betriebe der 1882 verstaatlichten vormals 
Hessischen Nordbalin im Kreise zufliesst, mit 1778,67 Mk. zur Kreis- 
einkomiiieiisteuer für 1898/99 herangezogen und zwar nicht, wie es 
richtig gewesen wäre, durch Vermittlung der einzelnen Betriebsge- 
meinden, sondern direkt (zu vergl. ];riediichs, die Krcisabgaben 
Seite 123). 

Die hiermit in Bezug genommene Vorentscheidung hat dem Antrage 
des Klägei*s entsprechend auf Freistellung erkannt uiwl damit Jedenfalls 
im Ergebniss das Richtige getrull'eii, so dass das vom Beklagten noch 
eingelegte Rechtsmittel zu einem in der Sache für ihn günstigeren 
Spruche nicht führen kann. 

Die Berechtigung desselben, den Fiskus von seinem Einkommen 
aus dem Betriebe der verstaatlichten Eisenbahn zu besteuern, hängt 
nach § 10 des Gesetzes yom 28. März 1882, G.-S. S. 21, davon ab, dass 



Digiti/Oü by Cjt.)0^lc 



Entsch. des Preass. Obenrerwalinngsgerichta Ton 29. Mai 1900. H 1 



1. nach den bei Erlass jenes Gesetzes bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmongen die karbessisehen Kreise zor Besteaernng des Ein- 
kommens von Eisenbahnaktiengesellschaften befagt waren, und 

2. dass ihnen diese Befugniss niclit demnächst darch eine „ander- 
weitige gesetzliche Begelang der Kommnnalbesteaening der Eisen- 
bahnen" entzogen ist. 

Der Bezirksausschiiss hat die Frage, ob die erste Voranssetzang 
zntrifft, offen gelassen, weil er der Ansicht ist, dass späterhin eine 
neue Hegelung des betrertenden Besteuerungsreclits eingetreten sei, 
durch die eine etwaige frühei*' Steuorpflicht des pjsenbahnhskiis auf- 
gehoben worden .sei. Ob dieses riclitig ist, ob insbesondere die unter 
2 erwähnte „anderweitige gesetzliche Regelung der Kommunalbe- 
steuerung der Eisenbahnen" in den die Kreisabgabenpflicht des 
Fiskus ordnenden Vorschriften der Kroisordnung vom 7. Juni 1885 
erblickt werden darf, wie solches der Vorderrichter thut, das erscheint 
nicht unzweifelhaft, doch bedarf diese Frage hier keiner Entscheidung, 
weil schon die — im Vordergrunde der Erwägungen stehende — erste 
der beiden Bedingungen f&r das Besteuerungsrecht nicht zntrifft Die 
bis zor EinfOhrnng der Ereisordnnng in Geltung gewesene Verordnung 
▼om 9. September 1867,. betreffend die Kräverfassong im Gebiete des 
Begiernngsbezirks Cassel, gab nämlich, indem sie sich den in den 
älteren Provinzen bestehenden Vorschriften (vergl. z. B. die die Bhein- 
proTinz betreffende Verordnung vom 9. April 1846 — G.-8. S. 161) 
anschloss, in ihrem § 5 No. 3 den Ereisständen nur das Recht, «zu 
gfjneinnfttzigen Zwecken .... die Kreiseingesessenen mit Bei- 
U'ägen zu belasten*^, und es kann kein Zweifel sein, dass der Gesetz- 
geber, welchem der u. a. schon in der östlichen Städteordnung vom 
30. Mai lRr)3 festgehaltene Unterschied von pbj'sischen Einwohnern, 
juristischen Personen und Forensen gelaufig sein musste, zumal er 
diesen Unterschied kurz zuvor in dem am 25. März 1867 erlassenen 
Gemeindeverfassung.sgosetze fiir Frankfurt a. l\. (§ 8) berücksichtigt 
hatte, mit dem Ausdrucke „Kreiseingesessencn^ die juristischen Personen 
nicht mit umfassen wollte. Tn dem (ieneralbericlite der XI, Kommi.ssion 
über den Entwurf de.s Gesetzes vom 28. März 1882 wird denn auch 
ausdrücklich hervorgehoben, dass damals in Hessen - Nassau kein die 
Besteuerung der Eisenbahngesellschaften ermöglichendes Gesetz existirte 
(Verhandlungen des Abgeordnetenhauses Anl. Band II No. 105 Seite 
1168). Wenn trotzdem, wie Beklagter behauptet, einige Kreise der- 
artige Steuern erhoben haben, so war das unberechtigt und kann an 
der Rechtslage nichts ändern. 
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Nr. 80. Entsch. des Preius. ObeirffirwaltinigsgeriehtB. 
3. Senat Vom 23. Jnni 1900. 

(SBtMk d. 0^T.<6. M.t7. &aOBL) 
Ü9t VerwaltBH*rielt0r kann nicht auf die Ertheliung einer zo UiretM v«rta|tm 

btHpolizelliohen Genehmigung erkennen. 

Auf die Klage wegen Vei saj^ung eines Baukonsenses muss siel) der 
Verwaltungsricliter darauf beschränken, die polizeiliche Verfügung, 
durch die der Haukousens versagt ist, ausser Kraft zu setzen, 
wofern er die Giiinde, auf welche die Versagung gestützt ist, für 
rechts- oder sacliwidi ig erachtet. Er kann aber nicht seinerseits den 
Baukonseiis erflieilen oder die Polizeibehörde zur Ertlieilung des Bau- 
konsensüs verurtheilen. Diese Ertheilung verbleibt vielmehr immer 
Aufgabe der Polizeibehörde selbst, der Verwaltungsrichter hat 
nur über die Aufrechterhalt ung oder Aufhebung der bestimmten polizei- 
lichen Verfügung zu entscheiden, die allein den Gegenstand des Streit- 
yerfabrens bilden kann. Allerdings darf die Polizei bei der erneoten 
Prüfung des Baugesuches auf die von dem Verwaltnngsrichter für 
rechts- oder sachwidrig erU&rten Versagungsgründe nicht wieder zurttck- 
greifen, aber es bleibt ihr nnbenommen, das Gesuch eintretendenfalls 
ans anderen Orfinden abzuweisen. 



Kr. 81. Entgeh, des Deutschen Keielisgcrichts. 

Vom 23. Juni 1900. 
9lMber>SobeIeli«r, Zeltsebr. t Vnx. a. G«Mligeb. «C& Bd. 18. Heft in. fk vn.) 

UsziliMl|k0lt im Rflebttweie«. BeMÜlgiiiii ven UeberbrlefcMgM, nH deees die ai 
elier Chaaute belegeeei flniMlstleke aa dteae elfemiolitlg aaieteMMtM wordM shidL 

Wenn, wie der Berufungsrichter unter Berufung auf einen Aos^ 
Spruch des Oberverwaltnngsgerichts (Entsch. XVIII S. 240) annimmt, 
dem Anlieger an einer oflfentiichen Strasse (Landstrasse) das Recht zu- 
zugestehen ist» seine Besitzungen durch private Zugänge an die öffent- 
liclie Strasse anzuschliessen, so kann diese Bcfugniss nur als ein Aus- 
fluss des Gemeingebrauchs angesehen werden, dem nach § 7 Theil II 
Titel 15 des Allgemeinen Landrechts die Land- und Heerstrassen unter- 
liegen. Ein privatreclitliclies. servitntisches Verhältuiss, wie es in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts zwischen den städtischen Strassen 
und den daran belegenen bebauten Grundstücken angenommen wird 
(Entsch. VII S. 213). kann in Ansehung der Landstrassen und der 
daran belegeneu (hundstticke aus dem Gesetze oder stillschweigender 
Üebereinkunft (wie in jenem Falle) nicht hergeleitet werden. Zur Her- 
Stellung eines solchen Rechtsverhältnisses bedürfte es eines besonderen 
privatrechtlichen Titels, der hier nicht in Frage steht. Mit Becht hat 

/ 
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daher der Beruf ungsrichter angenommen, dass es sich lediglich um eine 
Ton dem Beklagten anf Grand Öffentlichen Rechts in Anspruch ge- 
Dommene und ansge&bte Befngniss handelt, ttber die nicht die Gerichte, 
sondern die fttr die Wegepolizei zuständigen Beb&rden (§-55 des Zu- 
st&ndigkeitsgesetzes vom 1. Augast 1883) zu entscheiden haben. Was 
die Revision dagegen vorbringt, trifft nicht zu. 

Entscheidend fttr die Frage der Znlässigkeit des Rechtsweges ist 
nicht allein, ob der Grand, sondern auch, ob der Gegenstand des 
Rechtsstreits, im Fall der negatorischen Eigenthnmsklage also die ab- 
znw* Inende Beschränkang des Eigenthuras, dem Privat- oder dem öffent- 
lichen Keclite angehört Es kann also nicht schon daraus die Znlässig- 
keit des Rechtsweges herrreleitet werden, dass die £liage auf das 
mittelst Auflassung erworbene Eigenthum der Klägerin an der frag- 
lichen Chausseestrecke, also auf ein privatrecbtliclies Fundament sich 
stützt, wobei auch zw l)erri<'ksichti2:en . dass die privaten Rechte des 
Wegecirreiitliiimeis duicli die üilentliche Bestimmung des Weges wesent- 
lich modilizirt und einyest lnänkt sind. 

Wenn ferner die Revision darauf hinweist, dass der Chaussee- 
graben, um dessen Ueberbriickung es sich handelt, dem otVent liehen 
Verkehre nicht dient, so ist dies für die Frajjre der Znlässigkeit des 
Ilechtsweges ohne Belang, wejl der Graben kein selbständiges Ver- 
mögensobjekt bildet, vielmehr noth wendig zur Chanssee gehört, gleich- 
viel, ob er als Tbeil der ganzen Anlage oder als Zubehör der Chaossee 
selbst angesehen wird (vergl. Germershansen, Wegerecht I S. 55, 
Entsch. d. O.V.G. XX 8. 236). Üeberdies wird nicht bloss der Graben, . 
sondern auch der Wegekörper selbst durch eine von dem Anlieger her- 
gestellte Auffahrt oder Ueberbrflckung bertthrt Dass anter Umstanden 
der Anlieger wegen eines durch eigenm&chtige Herstellung einer 
solchen Einrichtung d«n Wegedgenthfimer verursachten Schadens von 
diesem vor Gericht in Anspruch genommen werden könnte, ist nicht 
ZQ bezweifeln. Darnm handelt es sich aber hier nicht, sondern darum, 
ob der Eig:enth&mer einer öffentlichen Chaussee als solcher der Anlage 
von Uebergängen von den benachbarten Grundstücken zur Chanssee 
widersprechen und die Beseitigung der bereits angelegten Ueber- 
brlickungen verlancren kann. 

Das ist eine Frage öffentlichen Rechts, die nicht von den Ge- 
richten za entscheiden ist. 
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1 14 Entsch. des Preass. Obervcrwaltuugsgcrichts vom 4. Juli 1900. 

« 

Nr. 83. Entseli. des Preuss. Oberrenraltungsgeriehts. 
8. Senat. Vom 4. Juli 1900. 

(Pnum. Ela«iib.-Areh. IWI. Haft S. S. tlM.) 
Begim dtr Mitgliedschaft einer B0lrlalnkrMfceiika»»e. 

Mitglied» r einer Bctriebskrankenkasse worden mit dem Zei^onkte, 
WO sie ins Leben tritt, alle versicherungspflichtigen Personen, welche 
damals znm Betriebe gehörten, anch wenn sie vorher Mitglieder der 
Genieindekrankenversichemng oder Ortskrankenkasse ttnd als solche 
schon erkrankt waren. 

Nr« 83. Entseh. des Prenss. Obcnrerwaltnngsgcrichts. 
3. Senat Vom 4. Juli 1900. 

(Etttadk d. 0.-V.-0. Bd.B7. 8. 8BS.} 

Der Versichernnguwail In SIlM let § I Krank.-Vers.-fies. besteht auch für die 
Sonn* und Festtage sowie fOr die Tage, an welchen die Arbeit thatsächlich nicht zi 
letaten ist, und gleichviel ob Lohn für die Tage der Unterbrechung gezahlt wird. 

Das Kniiikenversicherunt^sgesetz unterwirft im § 1 dem Ver- 
sicheriingszwange nur solche Personen, welche gegen Geluilt oder Lohn 
in gewissen Betrieben beschäftigt sind, sofern nicht die Besch.äftiguug 
ihrer Natur nach eine voiübergehende oder durch den Arbeitsvertrag 
im voraus auf einen Zeitraum von weniger als eine Woche beschränkt 
ist. Das »beschäftigt sein*' ist jedoch picht in dem l^nne wOrtlich zu 
nehmen, dass der Versicherungszwaug nur fUr die Tage besteht, während 
welcher Arbeit thatsächlich geleistet wird. Zweifellos besteht der Yer- 
sicherangszwang im Sinne des Gesetzes auch für die Sonn- and Fest- 
. tage, obschon an ihnen nicht gearbeitet zu werden pflegt und in ge- 
wissen Betrieben sogar nicht gearbeitet werden darf. Allerdings nicht 
unbedingt schon deshalb, weil bis zu ihnen Arbeit geleistet worden 
ist, wohl aber dann, wenn es sich bei der Einstellung der Arbeit an 
den Sonn- und Festtagen als den Tagen der Ruhe nur um eine Unter- 
brechung der Arbeit unter Aufrechterhaltung des Arbeitsvertrages für 
die Folge handelt. 

Es ist ferner mit dem Ciesetze sehr wohl vereinbar, auch an Werk- 
tagen, au denen Arbeit thatsächlich nicht zu leisten ist und 
nicht geleistet wird, sei es ans (Triinden in der Person des Arbeitgebers, 
z. B. Betriubs.stiirung, udor aus Gründen in der Person des Arbeiters, 
z. B. Urlaub, den Versicherungszwang mit der sich hieraus ergebenden 
Pflicht zur Zahlung der Kassenbeiträge auch für die Zeit der Unter- 
brechung <ler Arbeitsleistung als fortdaueriiil zu erachten, sofern nur 
Einverständniss darüber besteht, dass der Arbeitsvertrag unberührt 
bleibt und der Arbeiter inzwischen und nach Abiauf der Unterbrechung 
zur Verfügung des Arbeitgebers steht. 
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Aacb darauf kommt es nicht einmal entscheidend an, ob f&r die 
Zeit der Unterbrechung der Arbeitsleistung Lohn gezahlt wird, sondern 
nnr darauf, ob ein Arbeitsverhältniss gegen Ablehnung vorliegt, ob also 
vor und nach der Unterbrechung der Arbeitsleistung eine dem Arbeiter 
die ErfQUung der Beitragf^flicht ermöglichende Lohnzahlung erfolgt. 



Nr. .S4. Kutsch, des Deutschen Hcichsi^crichts. 

7. Civii-6enat. Vom 10. Juli l'JOO. 
(PnaH.yerw.-Bl. XXIL Nr.M. S-Mt.) 

Uater den Aralrnlis „DiMwtvtrhilbiiM'« In dw TarifiMMiMr 73 Abt. 2 dcsSlMipel- 
StSiergeMlxes tat nleht etwa nur ein privatrechtliches Dienstverhälfniss. sMderi aneh 
das BtTentlich-rechtliche Beamtenverhältniss zu verstehen. 

Das Berafuugsgcricht erwägt dann Folgendes: Seinem natiirliclien 
Wortsinne nach begreife Diensiverliiiltniss jedes Vcrliültniss, kraft des.sen 
der Eine dem .Anderen zur Leist uny- vun Diensti n verpflichtet sei, und 
in diesem Sinne sei aucli das Veiliäitniss des Heanitt-n znm Staat oder 
der sonst öttentli('li-rechtlichen ivürpcrschaft, in deren Diensten er stehe, 
ein Dieiistverhältniss. Diesem Wortsinne entspreche auch das Wesen 
des dem ütl'entlichen Kechie angeliorenden Beamtenverhältnisses, und 
wenn auch zwischen diesem und dem privatrechtlichen DieustverhältuLss 
ifisofem ein eharakteristiseher Unterschied bestehe, als bei jenem zu- 
gleich auf der einen Seite ein Gewaltverhältniss, auf der anderen eine 
besondere Gehorsamstreue und Dienstpflicht begründet sei, so bleibe es 
doch stets ein Dienstverhältniss; es sei nur ein solches besonderer Art. 
Demgemftss sei in zahlreichen Gesetzen das Beamtenverhältniss als Dienst- 
▼erh&ltniss bezeichnet, woflkr der Bernfungsrichter ausser dem schon 
▼on dem ersten Bicfater in Bezug genommenen § 69 Tbeil n Titel 10 
Allgemeinen Landrechts, dem Gesetze vom 21. Juli 1852, betreffend die 
Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten, dem Pensionsgesetz 
vom 27. M&rz 1872, dem Kautiousgesetz vom 2ö. März 1873, dem Beichs- 
beamtcngesetz vom 31. März 1873, dem Kommunalbeamtengesetz vom 
30. Juli 1899, noch auf das Reichsgesetz über die Kautionen der Reichs- • 
beamten vom 2. Juni 1869 und das Gesetz über die Erweiterung des 
Rechtsweges vom 24. Mai 1861 verweist. In Uebereinstimmung hiermit 
seien auch, — so legt der Berufungsrichter weiter dar — von der 
Rechtsprechung Reclitssätze, die zunächst nur auf das privatrechtlicbe 
Dienstverhilltni.?s Beznir hiUten, entsprechend auf das Beamtenverhältniss 
angewendet worden. Kmilich treffe auch der gesetzgeberische Grund 
für diese Ausnahmebestimmung bei dem Dienstverhältnisse des öffent- 
lichen Rechts nicht minder zu, wie bei dem privatrech tliclien Dienst- 
verhältniss. 

8* 



116 Entscb. des Bezirksgerichts für Uandelssacben iu Wien t. 25. Sept. 19UU. 

Allen diesen im Einzelnen nocb n&her ausgeführten, erstshOpfenden 
Erwägungen ist lediglich beizutreten und bat das Bevisionsgericht ihnen 
nichts binzuzofOgen. 

Nr. 85. Bntseh« des Bezirksgerichts für Handelssaehen In Wien. 

Vom 25. September 1900. 

(Alldem T.ir -Anz XX (1901 Nr 40. 8.576.» 

Die Erklärung eioer Partei, auf den Schaden, der durch die Nictatavisiruno entstebea 

kdiite, zu verzichten, ist giltig. 
Wms iu Bakaeriaa troti Asfirag«, ob eli »Mit n avlsirtiiist tot dii|alaii|t 1«^ 

von dem Einlangen des Gutes die Partei nicht verständigt, so liegt zwar ein Ver- 
Mhulden der Babo vir, aber dieses Verschulden Ist nicht als ein grobes anzusebsa. 

Das hier in Frage kommende Frachtgeschäft ist nach dem inter- 
nationalen Uebereinkommen vom 14. October 1890, E.G.B1. Nr. 168 f&r 
1892, zu beurtheilen. 

Es ist nach den eiirenen Angabt^n dnr Kbigc zweifellos, dass die 
hier in Frage kuiniueinleii Fische veruu>ge ihrer eigeiitliüinlichen natür- 
lichen Beschafterihcit und in Folge des von seihst im Laufe der Zeit 
eingetretenen Schuielzens des Eises Yerilor))en sind. Es ist auch richtig, 
dass mit Kücksicht auf die Entfernung von 997 Kilometer gemäss 
Art. 14 I. Ue. und § 6 der Zusatzbcj^iininuing zu Art. 14 zur Zeit der 
Auslieferung des Gutes, am 12. April 1900, die Lieferfrist noch nicht 
abgelaufen war und dass die Bahn für den durch die natOrliche Be- 
schaffenheit des Gutes während der gesetzlichen Lieferungsfrist ein- 
getretenen Verderb des Gutes nicht haftbai* ist Allein der Transport 
der fragliehen Fische war nach dem auf dem Frachtbriefe ersichtlichen 
Stempel bereits am 10. April 1900 beendet, und die Bahn ist gemftss 
Art. 19 I. Ue. und § 68 Betr.-Begl. verpflichtet gewesen, nach Ankunft 
des Gutes Uber Anfrage des Klftgers oder seines bei der Bahn aus- 
gewiesenen Bevollmächtigten nach Ankunft und Bereitstellung des Gutes 
ohne Rücksicht darauf, ob die Lieferfrist bereits abgelaufen ist, dasselbe 
auszufolgen. Die Beklagte kann sich daher nicht darauf berufen, dass die 
Lieferfrist noch nidit abgelaufen war und dass sie, die Beklagte, für 
den durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes während der Liefer- 
frist entstandenen Schaden nicht verantwortlich sei. 

Allein die Balm hat sich mit Recht auf die Frkliuung der Klags- 
flrma vom 4. Nuvember 1893 bej iUen; diese Frkläi unfr ist für die Klags- 
flrma nach den für den Eisenbahntnuisport bestehenden Bestinmumgen 
bindend. Zufolge Art. 19 I. Ue. kunimt vorliegend § 68 Betr.-Kegl. und 
die hiezu erlassene Zusatzbestimmung II zur Anwendung. Demzufolge 
kann die sonst gemäss § 68 Betr.-Regl. der Bahn obliegende Benach- 
richtigung unterbleiben, wenn der Empfänger sich dieselbe verbeten hat, 
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und nach Ziisatzbestimmiing IT hat der Empfänger für diesen Fall eine 
Eiklärunjr in der Bestimmungsstation auszustellen. Diese Erklärung 
hat nun die Klagsfirma in dem Schreiben vom 4. November 1893 
{Beil. •;'2) ausgestellt. — In dieser Erkläniniz; hat die Klagsfirma auf 
jeden Ersatz des Schadens verzichtet, welcher ^aus diesem Zuge- 
ständnisse überhaupt entsteht". Eine Folge des Zugeständnisses, dass 
die Avisirung unterbleiben, und die einlangenden Güter vom Bevoll- 
mächtigten des Klägers abzuholen und diesem auszufolgen seien, ist es, 
dass die Klagsfirma nicht sofort vom Einlangen des hier in Frage 
kommenden Gutes verständigt wurde. Hätte sich der Kläger die 
Avisirung nicht verbeten, so wäre sofort von dem hiemit betrauten 
Bnrean, noch bevor der Frachtbrief dem Cassier flbergeben worden 
wäre, die Avisirung des Klägers erfolgt. — In Folge des Zugeständnisses, 
dass die Avisirung unterbleibe und der Bevollmächtigte des Klägers 
die Ottter abhole, konnte es geschehen, dass der betreifende Frachtbrief 
ohne vorherige schriftliche Avisirung bei der Gasse verblieb und der 
Cassier, wahrscheinlich durch ein Versehen, es unterliess, den Bevoll- 
mächtigten des Klägers von dem Vorhandensein des Fraclitbriefes zu 
verständigen. — Auf den durch diese Weise entstandenen Schaden hat 
die Klagsflrma in der bezogenen Erklärung Verzicht geleistet und kann 
daher ans diesrai Grunde jetzt einen Sehadenersatz nicht mehr geltend 
machen, es sei denn eine bt>se Absicht oder grobes Verschulden des 
Cassiers erwiesen woiden. Sicherlich liegt ein Verschulden der Bahn 
vor. allein die Klagstirnia hat keine Thatsariie angefTihrt, aus welcher 
auf ein grobes Verschulden geschlossen werden könnte, ja es konnte 
sogar weder von der Klagslirma noch von der Bahn die Ursache an- 
gegeben werden, ans welcher eine Verständigung des Bevollmächtigten 
der Klagsfirnia vom Vorhandensein des fraglichen Frachtbriefes unter- 
blieb. Wenn aber auch angenommen werden wollte, dass der in der 
Erklärung der Klagsfirma vom 4. November 1893 enthaltene Verzicht 
sieh nicht auf den vorliegenden Fan beziehe, so liegt doch der Fall 
vor, dass der Ansprach der Klagsflrma gemäss Art. 44 I. üe. er- 
loschen ist. 

Das Gericht ist zwar der Ansicht, dass die Bestimmung des Art. 44, 
Einleitung, hier nicht Anwendung finde und dass demnach der An- 
spruch vorliegend nicht schon deshalb erloschen war, weil der Bevoll- 
mächtigte der Klagsfirma die Fracht bezahlt und das Gut anstandslos 

übernommen hat, indem der Mangel äusserlich nicht erkennbar war. 
Allein der Ansprach der Klagsfirma ist gemäss Art. 44, Z. 4, erloschen, 
weil die Klagsfirma es unterlassen hat, unmittelbar nach Entdeckung 
des Schadens oder spätestens sieben Tage nach Empfangnahme des 
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Gutes den Antrag auf Feststelinng gemäss Art. 25 bei der Eisenbahn 
oder dem znständigen Gerichte anzabringen. 



Nr. 86. Entsch. dos Oberlandesseric hts Karlsriilie. 
1. Civil-Seuat. Vom 26. September 1900. 

(D. Jur. Zelt«. Jahrg. VI. Nr. t8. S. 416.) 

la der Uateriattaan lothwMilgnr Stehsrungsmasaregeln liegt ela VarMhililM der Baha, 
aach weaa dIeMibdi la d«r Bahaardimg für dia NebaabahMi DMtsoMaada atoM var- 
leaeheD «der von der Aufsielitelektrds ilaM aageordnet worden sind. 

Trotzdem an dem Bahnübergang, der wegen der Unübersichtlichkeit 
des Geländes als gefährlich festgestellt wurde, keinerlei Zugschranke 
oder BewachuiiET stattfand, wurde vom LG. ein Verschulden der Bahn- 
verwaltung an der Zerstörung des Fuhrwerkes des Kl. durch Zusaninien- 
stoss mit dem Zuge um deswiileu verneint, weil nach der Balinordnung 
für die Nebenbahnen Deutschlands die staatliche Aufsichtsbehörde 
bestiunne, ob und au welchen Stellen Wege durch Scliulzweliren oder 
durch andere Siclierheitsvorrichtuugeu zu sichern seien, eine solche Be- 
stimmung für den fraglichen Wegübergang nicht erfolate und im Hin- 
blick auf die sonstigen Vorschriften der Bahnordnung (Uber die Auf- 
stellung der Warnungstafeln, Abgabe der Signale u. s. w.) entbehrlich 
schiene, endlich die Bahuordnuug eine Bewachung von Strasseniiber- 
g&ngeu nur bei einer — hier nicht in Frage stehenden — Geschwindig- 
keit TOD mehr als 15 km in der Stande fordere. Diese Ausführungen 
sind rechtsirrtfimlich. Angesichts der Gefährlichkeit des Ueberganges 
durfte es die bekl. Privatbahngesellschaft bei den in der Bahnordnang 
yorgesehenen, aber nicht aasreichenden Signalen a. s. w. nicht bewenden 
lassen, sondern musste Sorge trai^en, dass der Uebergang beim Heran- 
nahen Ton Zttgen ttberhanpt nicht oder nur unter Aasschloss jeder 
Gefahr passiert werden konnte. That sie dies nicht, so haftet sie nach 
den Grundsätzen des Civilrechts für ihr aasserkontraktlicbes Verschulden, 
einerlei, ob den Vorschriften der Bahnordnang genügt warde und ob die 
staatliche Aufsichtsbehörde von der Befugnis, darin vorgesehene be- 
stimmte Anordnungen zu treffen, Gebrauch gemacht bat oder nicht. 



Nr. 87. Entsch. des Deutscbeii Keiehsgoriclits. 

4. Civil-Senat. Vom 11. Oktober 1900. 

(.Klitsch. I CivUs. Bd. 47. Nr. Vi. S. 41.) 

I. VtrlBloung von IHobtsansprlehea aoa den Gesetzs, betraffsad die RMMavarUUt* 
aist« der Relebsbaaatas, vtm 31. Hirz 1873. 
2. nEntMheMaag^ In tinae dM f 150 diases Qetelaas. 

Die vorderrichterliche Auffassung beruht auf einer Verkennnng der 

Vorschriften der §§ 149, 150 des Reichsbeamtengesetzes. Diese haben, 
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wie die §§ 1. 2 des preussischen Gesetzes über die Erweiterung des 
Rechtsweges vom 24. Mai 1861, deuen sie ausweislich der Gesetzes- 
materialieu nachgebiUlet sind, sowie die §§ 113. 114 des Reichsiuilitär- 
pensionsgesetzes vom 27. Juni 1871 nur Kecht sansprüche des Be- 
amten, die allein im Wege der Klage verfolgt werden können, im Auge. 
Die Entscheidung der olMfsten Beiclistiehörde hat daher nnr solche 
Ansprüche des Beamten zam Gegenstande, und sie ist endgültig ge- 
troffen, wenn die Feststellung dieser Ansprache bestimmt nnd ohne 
Vorbehalt etwaiger anderweiter Begelang im YerwaltuDgiwege statt- 
gefunden hat Alle Bewilligungen, die nicht auf einem Bechtstitel be- 
ruhen und die ans Billigkeits- oder Zweckmlssigkeitsgrttnden von der 
Behörde gewährt werden können, die also keinen Gegenstand der Ver- 
folgung im Wege der Klage bilden, wie dies auch aaf die Fälle des 
§ 52 des Heichsbeamtengesetzes zutrifft, stehen als solche ausserhalb 
der nach § 150 a. a. 0. zu tretenden Entscheidung. 

Wird aber von diesen Grundsätzen ausgegangen, so ist die Ver- 
fügung des Kriegsniinisteriums vom 12. Februar 1895 als diejenige 
Entscheidung anzusehen, die die Voraussttziuig für eine von dem Kläger 
gegen den Reichsfiskns zu erliebende Kla^e bildet, und mit deren Be- 
kanntmachung an den Klager die sechsiuoiiati^t! Ausschlussfrist zu 
laufen begonnen hat. Nach dem Wortlaute der Verfügung ist der 
Kläger mit der gesetzlichen Pension in den Kuhestand versetzt und 
dereu Betrag ist ohne Vorbehalt auf 4221 M. für das Jahr üxiert 
worden. 

Eine gleiche Aullassuug liegt dem Urteile des vormaligeu Keichs- 
oberbandelsgerichts vom 21. Febmar 1879, 

Entsch. des It.O.H.0.'8 Bd. 24 a 411, 414, 
zu Grunde, woselbst ausgeführt ist, dass derjenige Erlass der obersten 
Bdchsbehörde, welcher einem Reichsbeamten auf seinen Antrag auf 
Versetzung in den Bnhestand eröffhet, dass seinem Antrage stattgegeben 
und die ihm zustehende Pension auf den und den Betrag bestimmt 
werde, diejenige Entscheidung ist, von deren Kundmachung die Frist 
fttr die Beschreitung des Beehtsweges beginnt, und dass dem beteiligten 
Beamten nicht freisteht, den Beginn dieser Frist durch beliebig zurück- 
zuhaltende oder bei der Reichsbehörde einzubringende, an keine Zeit- 
schranke gebundene Bitten oder Anträge auf Erhöhung des bestimmten 
Pensionsbetrages hinauszuschieben. Auch das Reichsgericht hat sich 
in dem Urteile vom 25. September 1893, 

Eutsrh. des K.G.'s in Civils. Bd. 31 S. 125. 130, 
auf denselben Standpunkt gestellt. In dem dortigen Reclitsfalle hat 
es sich zwar um die Auweuduug des Keichsmilitärpeusiousgesetzeä vom 
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Entaeh. des Deutschen Beichsgerichts vom 11. Oktober 1900. 



27. Juni 1871 gehandelt; in Ansehung der Beurteilung der hier 
streitigen Frage waltet jedoch zwischen diesem Gesetze und dem Keichs- 
beamtengesetze eine VerschiedeDheit nicht ob. 

Im vorliegenden Falle tritt hinzu« dass die Verfügung vom 
12. Februar 1895 durch die spftteren Bescheide des Eriegsministeriums 
vom 25. Mai 1895 und 8. April 1896 ausdrttddich aufrecht erhalten ist, 
und auch in diesen Bescheiden ist besonders zum Ausdrucke gelaugt^ 
dass die Festsetzung nur den Rechtsanspruch des Klägers betrifft, 
indem In dem ersteren hervorgehoben ist: es ergebe sich eine aus 
eigenem Rechte (des Klftgers) pensionsf&hige Dienstzeit von 34 Jahren 
8 Monaten und 25 Tagen, und in dem letzteren eine anderweite Fest' 
Stellung der pensionsfähigen Gesamtdienstzeit, als die in den Vor> 
bescheiden getroffene abgelehnt ist. 

Wenn die Vorderrichter sodann ausgeführt liaben, dass der Zweck 
der Bestimmung des § 150 a. a. 0. sei, die Khige nicht eher zuzu- 
lassen, als bis ein Anlass dazu vorhanden sei. ein soIcIhm- Anlass aber 
fehle, so lange nii-ht feststelle, welclie Pensionsbetriige dem Beamten 
thatsächlich zugebilligt werden winden, so ist auch dem nicht beizu- 
treten. Die Frist zur Erhebung der Klage ist vom Gesetze gestellt, 
damit in niitglichst kurzer Zeit klargelegt werde, welche rechtlichen 
Ansprüche dem HeanUen gegen den Fiskus zustehen, und entsprechend, 
welche Verpflichtungen dem Fiskus dem Beamten gegenüber obliegen. 
Der Beamte ist an die Frist gebunden, und ein Anlass zur Klage ist 
dann gegeben, wenn die oberste ReichsbehOrde Ober den Rechtsanspmidi 
des Beamten endg&ltig entschieden hat, der Beamte aber seinerseits 
geltend machen will, dass ihm ein weitergehender Rechtsanspruch 
zustehe. 

Nach Lage der Sache kann es keinem Bedenken unterliegen, dass 
es der Kläger selbst erkannt hat, dass Über seine rechtlichen Ansprache 
durch die Verfttgung des Eriegsministeriums vom 12. Februar 1895 
endgültige Entscheidung getroffen war. Er liätte deshalb, wenn er, 
wie solches in der gegenwärtigen Klage geschehen ist, behaupten wollte, 
dass ihm ein Recht auf Anrechnung der von ihm im Geineinde-, 
Kirchen- und Privateisenbahndienste zugebrachten Zeit zustehe, dieses 
Hecht innerhalb sechs Monaten seit der Zeit der Bekanntmachung der 
Entscheidung im Wege der Klage gegen den Fiskus geltend machen 
müssen, und da er dies unterlassen hat, ist er des Klagerechtes ver- 
lustig gegangen. 
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Nr. 88. Entsch. des DoutscluMi I{t»ielisg;ericlits. 

6. Civil-Senat. Vom 25. Oktober 1900. 

»K:iit«ich. il, Hciolisgcr. i CivUs Bd. 47. Nr. 5*. 8.241.'; 

Eine Juristische Pereon, insbesondere der Staat, iiaftet ausserkontraktilch nur für 
■MrlMiUt Hudtangen derjenigen Organe eder Aigeetelltee, welche ale Wtlleneergaie 

aaneehe« elniL (Geneinee Reobt) 

Der Klagansproch beififft den Ersatz des Schadens, der dem 
KlSger durch einen Unfall entstanden sei, von welchem er infolge einer 
plötzlich entstandenen Senkung einer Stelle des Fahrweges zwischen 
dem Amerikaquai und dem O'Swaldquai in Hamburg betroffen worden 

ist. Das Landgericht hat den haiiiburgischen Staat hierfür deswegen 
für verantwortlich erklärt, weil jene Senkung auf ein Vei'schulden 
zweier Staatsbeamten, des Baumeisters Sch. und des Inspektors L., 
zurtickzuftihren sei, insofern diese versäumt hätten, durch pflichtgemässe 
Aufsicht eine manj^elliafte Untermauerung der betreffenden Stelle der 
Strasse, welche kurz vorher bei Gelegenheit einer Veräiiderung an der 
Sielanlage vorgenommen wai', zu verliiiult ju Das nernfiingsgericht 
hat dagegen die Frage wegen des Yer.scliulikiis jener Beamten offen 
gelassen und die Klage deshalb abgewiesen, weil dieselben nicht zu 
denjenigen Willensurganen des Iianibtirgischen Staates gehören, deren 
Handlungen in Ansehung der Deliktshaltung gemeinrechtlich als eigene 
Handlungen des Staates zu gelten haben winden. Diese Entscheidung 
verstösst nicht, wie der Kevisiooskläger hat ausführeu wollen, gegen 
gemeinrechtliche Normen. 

Mit Recht ist das Oberlandesgericht davon ausgegangen, dass durch 
gemeines deutsches Gewohnheitsrecht die juristischen Personen, die nach 
römischem Rechte für deliktsunf&hig galten, in dieser Beziehung den 
physischen Personen gleichgestellt worden sind, insofern die rechts- 
widrigen Handlungen der sie Tertretenden Willensorgane, soweit diese 
in Angelegenheiten der juristischen Person handehi, priTatrechtlich als 
Handlungen dieser selbst aufzufassen sind, dass aber abgesehen hier- 
von die juristischen Personen In dem fraglichen Punkte auch nicht 
etwa dadurch den physischen Personen gegenüber ungünstiger gestellt 
sind, dass sie für Verschuldungen alier ihrer Angestellten nnd Ver- 
treter auch in Fällen hafteten, WO dies einer physischen Person nicht 
obliegen würde. In diesem Sinne sind auch viele Entscheidungen des 
Reichsgerichtes ergangen, übrigens nicht nur für das gemeine Recht, 
sondern auch für das preussische Landrecht, für welclies aus der ]k- 
stimmung des § 82 Tl. II Tit. 6 dasselbe Ergebnis gezogen wurden ist. 
Allerdings ist in neuerer Zeit vom I. Civilseiiat in Sachen des ReicIiS- 
liskus wider die Norddeutsche Versicherungsgesellschaft u. Gen., 
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Entgeh, des R.G.'s in Civils. Bd. 39 S.184flg., auch bei Seuffert, 

Archiv Bd. 53 Nr. 74, 
die jaristische Person f&r haftbar erklftrt worden fBr widerrechtliehes 
Verhalten nicht bloss ihrer Willensorgane, sondern aller solchen An- 
gestellten, die verfassangsm&ssig innerhalb des ihnen angewiesenen 
Geschftftskreises zum selbständigen Handeln fftr sie berufen seien ; aber 
mit Becht hat das Oberlandesgericht angenommen, dass es sich mit 
dem angeführten Urteile durch seine Entscheidung nicht in Widerstreit 
setze, weil dort wesentlicl^es Gewicht auf den Umstand gelegt ist, dass 
damals ein Zuwiderliandeln gegen ein eine specielle Zwangspflicht auf- 
erlegendes Gesetz in Frage stand, während hiervon im gegenwärtigen 
Falle nicht die Rede ist, sodass nicht erörtert zn werden braucht, ob 
auch nur für Fälle jener Art der Ansicht des I. Civilsenates beizutreten 
.sein würde. Auch die von dem Kläfror anfrenifeno Entscheidung des 
in. Civilsenates vom 27. Februar VJ(M) in Sachen des Hezirk.sverl)andes 
Kassel wider L. un<l (.Jen. («redruckt in den Heitr. xur Erh'iut. des 
deutschen Rechts Bd. 44 S. 715 flg.) kann ilni erkennenden Senat nicht 
zum Abgehen von .seiner früheren R> clitsprechung- oder zur Verweisung 
einer Vorfrage an die vereinigten Civilsenate veranlassen. Denn auch 
in dieser Entscheidung geht der III. Civilsenat davon aus, dass nur 
das Verschulden eines Willensorgan es, nicht auch eines sonstigen 
Angestellten, der juristischen Person als deren eigenes Verschulden 
gelten kann; er hat nnr keinen Grund gefunden, der Annahme des 
damaligen Bernftangsgerichtes, dass der dort in Frage kommende Wege- 
aufseher ein solches Organ sei, entgegenzutreten. 



Nr. 89. Entsch. des Tribunals in Mailand. 
Vom 6. November 1900. 

(JSaMaohr. 1 4. latamil. BliMili.>Trniii. IX (tsoi). Nr to. & Stt.) 

MekfardeniiiQ m vM trheksstr FraoM. Beilaa der Ver|iferM|tf!rltt 

Die Verjährungsfrist im Falle der Rückforderung zu viel erhobener 
Fracht nach Art. 16 des Reglements vom 17. Januar 1886 ist die gleiche, 
wie die im Art. 146 der Tarif bestimmungen angesetzte. Sie beginnt 
aber erst mit dem Angen blick, wo der Interessent davon Kenntnis er- 
hält, dass er mehr bezahlt hat, als er schuldig war. Da die Transport- 
preise gesetzlicli festgestellt sind, so scheint es allerdings theoretisch 
dem Absender niitglicli zu sein, die Fracht für eine Sendung selbst zu 
bestimmen nml ein<Mi aus unriclil iirer Taxierung entstandenen Irrtum 
wahrzuuehnieii. That sächlich ist es alnT schwierig, die nicht ganz ein- 
fachen Berechnungen zu machen: diese setzen die irenane Kenntnis der 
Tarife voraus, welche nicht jedem Absender zugemutet werden kann. 
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Ans diesem Grniul hat der Gpsptzfjcber in dem oiwähiiteii Art. 16 
vorgeschrieben, dass die infolge irrtümlicher Anwendniifr des Tarifs zu 
viel oder zu weni? erhobenen Beträg;e von der Kisenhahn zu ermitteln 
und die zu viel erhobenen dem Bcrcelitigten zurück zu erstatten sind. 

Wenn die fiir eine Sendung zu vi»*! erliobene Fracht bei Eilgut 
0,50 L. und bei gewOhnlicliem Gut 1 Lire erreicht, so haben die 
Eisenbahnen ohne Reklamation von sich aus die Parteien nber den zu 
viel besaUten Betrag zu benachriclitigeD nnd die BQckzahlung auf Ver- 
langen zu vollziehen. 

Durch diese Oesetzesvorschrift ist der Transportgeber der Ver- 
pflichtung enthoben, die beim Transport angewendeten Taxberechnongen 
nachzosehen und zu pr&fen, weil er vertrauensvoll erwarten darf, dass 
die Eisenbahn selbst prQfen nnd ihn pflichtgemäss in Kenntnis setzen 
werde, wenn er mehr bezahlt hat, als er schuldig war. Von dem 
Augenblick dieser Eenntnisgabe an befindet sich der Interessent in der 
Lage, sein Recht auf Bttck' t^tattnng des zu viel bezalilten Betrages / 
geltend zu machen, und es beginnt daher die Verjährungsfrist erst mit 
diesem Zeitpunkt. 

Da nun eine Kenntnisgabe i'iberhaupt nicht erfolgt ist, so war die 
Einrede der Veijähruug abzuweisen und die Klage gutzubeissen. 



Nr. 90. Entsch. des Bezirksgerichts für Handelssaelien in Wien. 

Vom 13. November 1900. 

'Zcltacbr f (1. iiitoraat. Elspnb.-TraiiBp. IX il90l). Nr. 10. S. 360 ) 

Bei Liquidierung von im Riicicvergütungswege gewährten Tarifnachlässen (Refaktien) 
bMitzt der Berechtigte auch im Falle verzögerter Zahlung keinen Anspruch auf Zinsen. 

Von vertraglichen Ziuseu könne keine Kede sein; es handle sich 
nur um Verzugszinsen. 

,Auf Grund der Anmeldung des Berechtigteu hat die Bahn zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen f&r die Frachtermässigung vorliegen, 
und hat sodann die Diffierenz, welche sich nach Berechnung des er- 
mftssigten Frachtsatzes ergibt, der Partei zurückzustellen. Damit also 
eine B&ckerstattung stattfinde, mnss die Partei bei der Bahn schrift- 
lieh erkl&ren, dass sie yon dem ermässigten Frachtsatze Gebrauch 
mache, nnd mnss gleichzeitig den vorgeschriebenen Nachweis der Er- 
füllung alier Bedingungen für die ermässigte Fracht liefern. Aber erst 
wenn die Bahn festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für den An- 
spruch auf die ermässigte Fracht vorliegen, nnd erst wenn die Bahn 
die ermässigte Fracht festgestellt hat, erwächst der Partei das Kecht, 
die Rückzahluufr des Ditfcrenzbetrages zu verlangen, welcher sich 
zwischen der bezahlten Fracht und der nachträglich nach der gewährten 
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Ermässigung berechneten Fracht ergibt. Das Gesagte muss daraus ge- 
folgert werden, daaa im Verordnungsblatt in der Bnbrik: „Art der 
DarchfUhrung der Frachtermftssigang", i,der BQckvergtttnngsweg" be- 
zeichnet ist. So lange das BückvergStungsverfabren, nAmlich die Fest- 
stellung des von der Partei angemeldeten Anspniches, nicht dorcbge- 
f&hrt ist, steht der Partei kein liquider Anspruch an die Bahn zu, 
nachdem weder in den Tarifen, noch im Betriebs-Beglement den Bahnen 
eine Frist zur DurchfObrung des Bttckrergfitungsverfahrens gesetzt ist 
Da nach diesen Ausführungen die Berichtigung der Forderangen der 
Klagefirma erst in dem Momente beansprucht werden konnt^ in welchem 
die Bahn die Antrüge auf Kückvergiitung erledigte, so waren vorliegend 
die Klageforderungen zur Zeit der Klageeinbringung noch nicht fällig, 
und es konnten weder die Anmeldunt^en der Klagefirnia, noch die 
Urgeiizschreiben derselben die Wirkung als Mahnungen im Sinne des 
Art. 288 österr. H.-G.-B. haben. Die Hahn hat erst nach Kinbrintrun^ 
der Klage die der Klagefirma zukommende Rückvei «^iitun«,^ fe.stge.sielli 
und zugleich geleistet. Es war deshalb ein Zinsenanspruch weder vor, 
noch nach <ler Einbringung der Klaffe entstanden uud somit das Be- 
gehreu auf Zahlung der Zinsen abzuweisen". 



Kr. 91. Entsch. des belirlschon Kassationshofes 

Vom 22. November 1900. 

iZelUcLr. f. dculnf^h. biirKcrl lic ht u irnn/. rivilriM'Sit Bil rt:' Tieft fi S .ir»£>) 

Art. 31, Ziff. 2. Internationales Übereinkommen über den Eiseabahnfraoktverkelir. 

Haftpflicht für Brand des Frachtguts. 

In Erw., dass ausweislich des angefochtenen Urtheils das ver- 
braunte, dem Beklagten gehörige Material durch die klagerische Ge- 
sellschaft von Kiel ab nach dem Bestimmungsort Luttich in einem offen 
gebauten, nicht mit einer Beeke yarsehenen Wagen transportirt wnMe; 

in Erw., dass nach Art. 30 des internationalen Berner Ueberein- 
kommens vom 14. Oktober 1890, welches durch das Gesetz vom 25. März 
1892 für Belgien gültig erklärt worden ist, die Eisenbahn f&r den Yer^ 
lust oder die Beschädigung des von ihr transportirten Gutes von der 
Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung haftbar ist, sofern sie 
nicht beweist, dass die Ursache des Schadens in einem Verschulden des 
Verfügungsberechtigten, einer nicht ans einem Verschulden der Eisen- 
bahn sich ergebenden Anweisung desselben, einem Fehler des Gutes 
oder in höherer Gewalt zu finden ist; 



>) Sil b*- Vi>r(-iit<;r1ic-i(laiig des Appellhofs in Lattich vom 31. Jan. 1900 in dieser 

Zeitscbr. Bd. XVII ö. 313. 
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in £rw., dass nach Art. 31 Abs. 1 des besagten Uebercinkoinmens 
dio Eisenbahn nicht fOr den Schaden haftbar ist, welcher den Gütern 
entsteht, die kraft der Beatimmungen des Tarifs oder der mit dem Ab- 
sender getroffenen Vereinbaning in offen gebauten Wagen trauspurtirt 
werden, jedoch nnter der Bedingung, dass der Schaden ans der mit 
dieser Transportart rerbnndenen Gefahr entsteht; 

in Erw., dass der Instanzrichter, nachdem er anerkannt und er- 
klärt hat, die klAgerische Qesellschaft habe weder zum Beweis gestellt 
noch den Beweis dafttr erbracht, dass sie sieh in einem der in Art. 80 
des besagten Uebereinkommens vorgesehenen Fälle der Nichthaftbarkeit 
befunden habe, ausdrücklich feststellt, der Brand des transportirten 
Materials sei keineswegs das Ergebniss der mit dem Transport in offen 
gebauten Wagen verbundenen Gefahr, da diese Gefalir in der Regel- 
widrigkeit bestehe; dass ausserdem, wenn die transportirten (Jet»en- 
ständo mit Strohbändern umgeben un<l voneinander durch Strohmatten 
getrennt waren, diese besondere Art der Verpackung der Aufmerksam- 
keit der Eisenbalinbeamten, welche die besagten Gegenstände, so wie 
diese verpackt waren, angenommen hatten, niclit entgangen sei, da sie 
die Verpackung so wenig als gefahrdrohend ansalien, dass sie sogar 
den Wagen, auf welchem sich das in Brand geratheue Material befand, 
in der Nähe der Lukouiutive in den Zug einstellten; 

in Erw., dass es ohne Bedeutung ist, wenn das angefochtene Ur- 
thett irrthfimlich erklärt, die in Art. 31 Abs. 1 des besagten Ueber- 
einkommens vorgesehene Ursache der Nichthaftbarkeit den Eisenbahn 
könne nnr bei Gtttem, nicht aber bei den verschiedenen, einen Bestand- 
theü des Transports bildenden Gegenständen Anwendung finden; dass 
es ebenfalls bedeutungslos ist, wenn der Instanzrichter erklärt hat, die 
Verpackung des Materials habe aus Strohbändem und Strohmatten, d. h. 
ans entzfindliehen Stoffen bestanden, da er gleichzeitig, wie oben be- 
merkt, feststellt, die Verpackung sei sichtbar gewesen und die Bahn- 
beamten hätten nichtsdestoweniger das Material des Beklagten ange- 
nommen und an eine gefährliche Stelle des Zuges eingestellt; 

in Erw., dass das angefochtene Urtheil durch die Entscheidung, 
nach der Lage der Sache sei die Haftbarkeit der Klägerin begründet 
gewesen, die Thatsachen in der Nachprüfung entzogener Weise ge- 
würdigt hat und demnach den zur Begründung des Kassationsrekurses 
angeführten Gesetzesstelleu nicht zuwider handeln kouute. 
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Nr. 9*^. Kutsch, des Pituss. OImtvith ;iltuiiirs|j;;erifiit8. 
1. Senat. Vom 7. Dezember lüOÜ. 

(Prewt. BlMit1i.'Ai«h. ItOl. Heft«. &8M.) 

Die VM eli«r fiemelnie |flf»rtierlMi HaiMImtte siitf alle« Stfaerpfllefctis«" in gleiebaa 
ÜMfaiiga aufzulegen; aa tot unzulässig, sie nach dem Massstabe der allgemeinen Steaer- 

Icistung zu vertheilen. Kommunalabgabengeeetz § 68 Abs. 2. 

„Spanndienste sind von den Grundbesitzern nach dem Verhältniss 
dei' Anzahl der Zugthiere, welclie die Bewirthscliaftung ilires im Ge- 
meindebezirke beh'txenen Grundbesitzes erlurdert, ilanddienste von 
sämmtlichen Steuerplliclitijcren ^rrloichlieillich" zu leisten". Dieser Wort- 
laut allein oifjicbt schon, dass der Geset/.fjreber nicht blos eine all«re- 
meine Nurniativbcstininiung für die Abfassung von (T(>nieind('beschlu>sen 
über die Vertiieilung von Xal uraldien>ten , sondern einen unmittelbar 
anwendbaren Vertlieilungsmassstalt hat vorschreiben wollen und vorge- 
schrieben hat. Für den ersten, von den Spanndiensten handelnden 
Thcii des Salzes folgt dies so unniitieibar aus seiner Fassung, dass 
jeder Zweifel völlig ausgeschlossen ist; es muss aber auch von dem 
zweiten die Handdienste betreffenden gelten, denn die Annahme, dass 
der Gesetzgeber swei Bestimmnngen von ganz yerschiedener Tragweite 
in denselben Satz zasammeugefasst and init gleichen Worten znm Aus- 
druck gebracht hat, ist schlechthin nnzalässig. Ist aber die angezogene 
Bestimmung über die Handdienste als Feststellung eines unmittelbar 
anwendbaren Vertheilnngsmassstabes aufzufassen, so kann das Wort 
igleichheitlich* nur in dem Sinne yon im gleichen Masse oder im 
gleichen Umfange verstanden werden; denn eine hiervon abweichende 
Auslegung ist mit dem Cliarakter der Bestimmung unvereinbar. Nament- 
lich gilt dies ven der durch den ersten Richter gebilligten Annahme 
des Beklagten, der in dem Wort „gleichheitlich'' nur eine Bestimmung 
dahin, dass die Vertheilung der Handdienste nach gleichmässigen Grund- 
sätzen zu erfolgen habe, finden will; denn eine derartige Bestimmung 
ist nicht unmittelbar anwendbar, sondern bedarf der Ergänzung durch 
Feststellung derjenigen dem luforderniss der Gleichmässigkeit ent- 
sprechenden Grundsiltze. die der Venheilung zu Grunde zu legen sind. 

Schon diese Erwägung allein ist entscheidend. Es entbehren aber 
auch die Gründe, welche von dem Beklagten und vom ersten Richter 
für die entgegengesetzte Autlassung angeführt werden, jeglichen Anhalts. 
Wenn beide die im Komniission.sbericht des Herrenhauses zu § 68 der 
Vorlage gemachte Bemerkung für sich anführen, so legen sie dieser 
eine Bedeutung bei, die sie nicht haben soll und nicht haben kann. 
Dort ist gesagt: «Es sei iu üebereinstimmung mit der Staatsregiening 
festgestellt worden, dass die Bestimmung, Handdieuste sind von s&mmt- 
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lieben Steaerpfliehtigeu gleichbeitiich za leisten, die analoge Anvrendnng 
der Bestimmungen des § 20 Abs. 2 Ober die Voransbelastong einzelner 
Stenerpflicbtiger nicbt aosscblieäsen solle, sondern lediglich den Gegen- 
satz za den Spanndiensten bilde* (Drucksachen des Herrenhauses 
Session 1892/93 Aktenst&ck 90 S. 35). Damit ist indess nur dem Oe- 
danken Ausdruck gegeben, dass das Wort „gleichbeitiich" nicht deshalb 
gebraucht sei, um eine Ifehr- oder Ifinderbelastung einzelner Theüe 
des Gemeindebezirks oder einzelner Klassen von Gemeindeangehörigen 
auszuscbliessen, sondern nur den von der Bestimmung Uber Vertheilung 
der Spanndienste abweichenden, also im Gegensatz zu ihr stehenden 
Massstab für die Aufbringung der Hauddienste bezeicbnen soll, aber 
nicbt gesagt, dass ^gleichbeitiich" dieselbe Bedeutung habe, wie „nach 
gleichmassigen Grundsätzen". Eine derartige Auslegung winde viel- 
mehr mit der bei den Herathungen im Abot onliH ieiihHiisf kundgegebenen 
AuiTassung tler Staatsregierung im Widerspruch stehen. Bei diesen 
hat der liegieriingsvertreter gegenüber dem Einwände eines Kom- 
missionsmilgliedes, dass die gleichheitliche Leistung eine T'nbilli<j:keit 
in sich schliessc. weil von den kleineren Grundbesitzern, wie Büdnern 
und Hiinslern, nicht dieselben Hauddienste wie von den grösseren ver- 
langt werden könnten, erwidert: „Das Wort „gleichheitlich" sage aller- 
dings, dass zu den Handdiensten alle Steuerpflichtigen im gleichen 
Masse heranzuziehen seien, diese Bestimmung sei indess aus der erst 
kürzlich Terabschiedeten Laudgemeindeordnung fUr die östlichen Pro- 
vinzen Ikbemommen und erscheine deshalb gerechtfertigt, weil das Ver- 
hiltttiss, so knge die Handdienste in Natur geleistet würden, kaum 
anders geregelt werden kOnne* (zu vergl. der Kommissionsbericht in 
den Drucksachen des Abgeordnetenhauses, Session 1892/93, Aktenstück 
No. 128 S. 96 und das Protokoll flbei* die Sitzung der Kommission am 
7. Februar 1893 S. 4). Denn hier ist ganz unzweideutig ausgesprochen, 
dass „gleichheitlich" dieselbe Bedeutung hat, wie in gleichem Masse 
oder in gleichein Umfange. Mit Unrecht berufen sich also der Beklagte 
nnd mit ihm der erste Richter auf die Entstehun<rsgeschichte des Ue» 
setzes, sie spricht nicht für, sondern gegen ihre Auli'assung. 

W'enn ferner der Beklairte und ebenso der erste Richter sich auf 
den „Geist^ des Kommunalali^^abengesetzes berufen und auszufüliren 
versuchen, dass die Ileianziehunj; nach gleichen Siitzen Unzuträglich- 
keiten zur Folge iialieit müsse, so kann dies gegenüber dem Nachweise, 
dass die Belastung der Steuerptlichtigen mit gleichen Leistungen vom 
Gesetzgeber bewusstermassen vorgeschrieben ist, keine Bedeutung für 
sich beanspruchen. 
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Nr. y^i. Üiitseh. des KassatioiishoiVs in Turin. 

Vom 17. Dezember 1900. 
(ZettMbr. f.d. IntsrMt. Bli«ab.-Traiiip. IX (isoi). Nr. I. & W7.) 

Iiternat. Übereink. Art. 44. Ital. H. G. B. Art. 415. Auch die Erhebung einer Schaden»» 

ersatzforderung Seitens des Empfängere vor Ankunft des Gutes bewirkt, dass die 
Ansprüche desselben oegen die Eisenbahn nach Annahme des Guts und Zahlung der 

Fracht nicht erlöschen. 

Die Bestimmuiiir. dass durch die Zuliluiig der Fradit und die vor- 
beiiiiltlü.se Aiiuuliiiie der Uiiter jeder Aiisprudi gej^en den Fraclitlührer 
erloschen sei, kann die Berücksichtigung einer vor der Annahme ein- 
gereichten Schadeuersatzforderung nicht ohne weiteres ausschliessen, da 
ans dem Wortlaut der von der Eisenbahn angerufenen Bestimmung 
nicht hervorgeht, dass der Vorbehalt immer und in jedem Falle gleich- 
zeitig mit der Empfangnahme des Gutes erfolgen müsse. In der Regel 
wird allerdings die Empfangnahme des Gutes der geeignetste Moment 
fftr die Anbringung des Vorbehalts sein; aber ein vorher angebra^ter 
Vorbehalt verliert seine Wirksamkeit nicht, wenn er durch die Umstftnde 
gerechtfertigt war und begrftndete Motive f&r die Annahme vorliegen, 
dass bei der Enipt'augnahme des Gutes auf die vorher angebrachte 
Reklamation nicht verzichtet wurde. 

Diese Auffassung entspricht nicht nur dem Wortlaut, sondern auch 
dem Sinn der angeführten Bestimmung. Die Präsumption, dass mit 
Zahlung der Fracht und vorlielialtshtser Annahme des Gutes der Em- 
pfäufrer die Verriclituiigen des i' ^achtführers billi^i'. ist nirlit begründet, 
wenn ein vorher abgegebener l'nttest des KniplVuigers vorliegt, aus dem 
die Absielit herviMgeiit, eine Seliadeiiersatziorderuiig auf (iruiul der 
Yerriehtungen des Frachtführers geltend zu machen, und dieser Protest 
dem Frachtführer so rechtzeitig; zugekommeu ist, dass er seine Ver- 
teidigimg gehörig vorbereiten konnte. 



Nr. 94. Kntseh. des Deutseheii Heiehsi^erichts. 
6. Civil-Senat. Vom 17. Dezember lyOO. 

(Bmtach. d. a/uUbaew. L GlvUa. Bd. «7. Nr. es. S. S88.). 

Dit Eiseaiitboverwaltang hafint autaerfcoetraktllcJi fir «aerlaibte HaidlmigeH alMS 

Bahnwärters nicht, weil er nicht zu denjenigen Willensorganen gehört, deren Handlungen 
innerhalb ibres Gesehäftskreises rechtsgeschäftlich als eigene Handlangeo der Einen* 

bahnverwaltung gelten. 

Der Kläger hatte sich in der Dunkelheit an einer einen Eisenbahn- 
Übergang absi)errenden Schranke gestossen, welche der Bahnwärter 11. 
rechtzeitig wieder zu öffnen versäumt hatte, war dadurch erheblich be- 
schädigt worden und nahm nun die staatliche Eiseubahnverwaltuug auf 
Schadensersatz in Anspruch. Das Beiufungsgericht hielt die Voraus- 
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setKUDgen des § 1 des Reichshaftpflicbtgesetzes nicht fttr gegeben, er- 
klärte aber ans anderen QrQnden den Ansprach fUr gerechtfertigt. Diese 
Entscbeidong ist auf Revision des Beklagten yom Beichsgericht auf- 
gehoben worden. 

Aus den Gr Anden: 

.... ,Die Gründe des Berufungsgerichtes stehen in materieller 
Beziehung mit revisibdn Rechtsnormen in Widerspruch. Zunächst hat 
dasselbe die Haftung des Beklagten für die Beschädigung des Klägers 
auf das grobe Versehen gestützt, dessen sich jener in der Person des 
Bahnwärters K. als seines Willensorganes schuldig gemacht iiabe. Hier- 
bei ist jedoch der Begriff des AVillensorg.ines einer juristischen Person 
verkannt, bezw. gegen den § 82 A. L. 11. II. 6 Verstössen. Nach dieser 
Gesetzesvorschrift sollen Korporationen und (ü'uicinen in Kücksiclit auf 
ilirc Rechte und Vt ibindliclikeitcn Dritten p'iKMinber den Einzt-lper.^onen 
lechtlicli «j:leich5.tLlii n. Hieraus hat man mit l\tM lit 2efülgcrt, dass es 
aiu'ii nir sie eine Haftunj^ aus unerlaubten llaiidlimgen geben niuss, 
dauiiL sie nicht im Vergleiche mit den physi.schen Personen bevorzugt 
seien; aber andererseits ergiebt sich aus diesem Grundsatze auch nichts 
weiter, als dass eine juristische Person durch Handlungen derjenigen 
Willensorgane, deren Handlungen innerhalb ihres Gescbäftskreises 
rechtsgeschäftlich als eigene Handlungen der jnrisiisehen Person 
gelten, sich auch ehies Deliktes muss schuldig machen können. Dass 
zu solchen Willensorganen .in Ansehung des preussischen Staates ein 
Bahnwärter nicht gehört, liegt auf der Hand. Abwegig ist die Dar- 
legung des Oberlandesgericbtes, dass ein Bahnwärter in Verrichtung 
somes Dienstes vielfach selbständige Willensentsdiliessnngen zu fassen 
and zu bethätigen habe; das ist freilich richtige aber unerheblich; das- 
selbe gilt in Beziehung auf Einzelpersonen von jedem Dienstboten, 
ohne dass doch deshalb die bei Gelegenheit dw Dienst Verrichtungen 
Fon dem letzteren etwa begangenen unerlaubten Handlungen dem Dienst- 
herm angerechnet würden. Dcnientsprechend hat der urteilende Senat 
auch vor kurzem, am 25. Oktober lüOO, in Sachen V. wider die Hamb, 
Finanzdeputation (Rep. VI. 158,00) erkannt; in dieser war allerdings 
das gemeine Recht anzuwenden; aber dieses uuterscheiih-t sich im frag- 
lichen Punkte mati'i-iell niclit vom preussischen Laiidieeiite. Formell 
komintMi aber in Anseliuug des letzteren die Urteile des i. Civilseiiates 
des Reichsgerichtes in den Entsdi. des R.G.'s in Civils. Bd. .S9 S. 184 tlg. 
und des HI. (Uvilsenates in den llt iträ^MMi zur luläuter. des deutsdien 
Rechtes Bd. 44 S. 715 Hg., die dort auf den ersten Blick entgegen- 
zustehen scheinen konnten, sogar nicht einmal in Betracht, weil auch 
diese nicht das preussische, sondern das gemeine deutsche Becht be- 

Eger, EiaeababnrccLUlctic Entschcldau^cn Will. 9 
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treffes. Übrigens liegen von Seiten des m. Civilsenates des Reichs- 
gerichtes mehrfache Entscheidungen ?or, welche allerdings Konftchst 
wiedemm fftr das gemeine Recht, im wesentlichen auf dem hier ver- 
tretenen Standpunkte stellen, insbesondero in den Sachen III. 194/93 
(Entsch. desR.G.'s in Civils. Bd. 32 S. 146 flg.), 324/98, 113/99, 244/99 
nnd 245/99 (ebenda Bd. 45 S. 168 flg.); in der Sache III. 113/99 ist 
sogar in einem dem gegenwärtigen sehr iilinlichen Falle gerade die 
Eigenschaft eines Bahnwärters als Will^usorganes des Eisenbahn- 
liskus verneint. 

Ferner hat das Berufimgsgericht die Verpflichtung des Beklagten 
zum Schadensersatze aus dem § 360 Nr. 9 St. G. B. abgeleitet, wo mit 
Strafe bedroht wird, wer auf öll'entlichen Wegen Gegenstände, durch 
welche der freie Verkelir gehindert wird, aufstellt, hinlegt oder liegen 
lässt. Mit Jiecht hat hier der Beklagte zuniich.st gerügt, dass dies 
schon des>haU) nicht zutriflft, weil jene Gesetzesbestimmung nur auf 
bewegliclie Sachen passt, nicht aber auf eine mit dem Boden dauernd 
' verbundene Anlage. Vor allem aber kommt in Betracht, dass die 
Meinung des Oberlandesgerichtes, der Beklagte wttrde auch ohne sein 
persönliches Verschulden fBr die Übertretung jener Vorschrift haften, 
ganz anhaltbar ist. Dergleichen ist wobl flü* ünterlassnngsdelikte, 
wo es sich also nm die NichterfttUung einer gesetzlich auferlegten be- 
sonderen Pflicht handelte, bisweilen ansgesprochen worden, wie in dem 
vom Oberlandesgerichte angeführten ürtheile des Hilfssenates des 
Reichsgerichtes, 

vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 8 S. 236 flg., 
mit Beziehung auf § 307 Nr. 14 St.G.B.; aber seihst für solche Fälle 
ist in der neueren Reclitsprechung des Reichsgerichtes eine Exkulpation 
zugelassen worden, und vollends ist überhaupt nicht verständlich, wie 
bei einem Begehungsdelikte jemand haften soll, der nichts begangen 
hat. Die Sache würde daher un<'h hier wieder auf die Frage hinaus- 
laufen, ob die unerlaubte Handlung dos T)alinwärt( is B. als eine un- 
erlaubte Handlung des preu.<sischeii Fiskus gelten könne, und diese 
Frage würde, wie dargelegt, zu verneiuen sein. 

Nr. 95. Entseli. des Oberlandesgeiielits zn EMgsberg. 
Straf-Senat Vom 19. Dezember 1900. 

(Prolin. 8iMnb.'ArelL iMi. Heft «. & nß.) 
Elser Anordnung der zuständigen Bahnbehorde, durch welche das Betreten des Bahn- 
dammes an einer seither dem Uebergange freigegebenen Stelle untersagt wird, ist, 
auch wenn sie ein materieltes Recht verletzt, so lange Folge zu leisten, bis ihre 

Aifbebug erwiriit Ist 
Die Reyision, welche Verletzung materieller Bechtsnomen rfigt, 
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ist nnbegr&Bdet. Die Yon der Vorinstanz festgestellte Verschliessung 
einer seither dem Uebergang freigegebenen Stelle des Bahndammes nnd 
Errichtung Ton Tafeln, durch deren Aufschrift das Betreten des Dammes 
an dieser Stelle untersagt wurde, war eine yon der zuständigen Bahn« 
bchörde ausgehende, behufs Aufrechterhaltnng der Ordnung innerhalb 
Balnibpt liebes getroffene Anordnung der Balm Verwaltung. Das 
Publikum hatte dieser Anordnung iiadi i; 53 der Betriebsordnung vom 
5. Juli 1892 Folge zu leisten. Wurde durch sie ein materielles Hecht 
öffentlicli-reclitlichen oder privatrechtlichen Charakters verletzt, so stand 
es den Interessenten frei, die Aufli«-bun? der Anordnung zu erwirken: 
s ) lange sie aber bestand, war uiemaad berechtigt, ihr entgegen zu 
handeln. 

Es kommt hiernach auf die von den Vorinstanzen erörterte Frage, 
uli bis zu der Abscldii-ssnng des Bahndammes ein ülfentlieher, an dieser 
StflU' iilier den Damm liihrender Fussweg bestanden habe oder nicht, 
überhaii|it nicht an. Auch wenn das Landg* riclit , indem es das Be- 
stehen eines solchen Weges für widerlegt ansieht, geirrt haben sollte, 
war die Verurtheilung der Angeklagten gemiuss § 53 und der weiteren, 
im angefochtenen Urtheil benannten Vorschriften der Betriebsordnung 
schon Termüge der Feststellung geboten, dass die Angeklagten der ge- 
troffenen Anordnung nicht Folge geleistet, die Einfriedigung überstiegen 
ond den Bahndamm fiberschritten haben. 



Nr. %. Entgeh, dos Obt^rliunlessreriehts Dresden. 

Vom 29. Dezember 1900. 
(Sieht. Axth. f. bttrg. B«dit a. Proseu. Bd. ii. H«ft 7/8. S. 6W.) 

AiwtMlui 4tr Vorschrift In § 287 der Civilprozessordnung auf EnteigMigsfUle I« 
Königreich Sachsen (Sächs. 6. v. 3. MI 1835 |§ 5, 1). 

Die Frage, ob § 287 der Civilprozessordnung auf Enteignungs fälle 
Anwendung leide, mag dann zweifelhaft sein, wenn der Richter durch 
§ 15 Nr. 2 des EintTihrungsgesetzes zur Civilprozessordnung gebunden 
ist, oder wenn die einschlagende Landesgesetzgebung auf dem Boden 
des Zwan-js Verkaufs oder eines Werthsermittelungsverlaluens steht 
(vergl. Entsch. d. E.Cer. 1. Ts. XU S.402fl".; Gruchots Beitrage XXXIT 
S. 442 ff.; Jnr.Wuelien.schr. 1887 S. 288, 1888 S. 119; Peter.seii- 
Anger, Konnnentar zur Civilprozessordnung zu § 287, bei den .Noten 
9 u, 10; Bolze I GO.'^; Gaupp-Stein, Kommentar zur Civilprozcss- 
ordnunp: zu § 387 S. G30). Allein § 5 des Sächsischen Gesetzes vom 
3. Juli 1835 i. Verb. m. der Verordnung vom gleichen Tage bezieht 
sich nur auf das administrative Verfahren; andererseits geht aus § 1 
dieses Gesetzes h Verb. m. § 7 der erw&hnten Verordnung hervor« dass 
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es sich bei dem sächsisclien Ueclite nm einen Schade nsorsatzanspnich : 
handelt, der einen Ausgleich der durch die Abtretung des Grundbesitzes 
herbeigeführten Nachtheile in sich schliessen soll (vergl, die bei Ludwig- 
Wolf, T>ie Gesetzj^e.bung: über Wegebau und Expropriation 1892 3. Aufl. 
S. 318, 319 al'irtHliuckteii p]n(scli. des vorm. Oberappellationsr^ericiits\ | 
Scliläfrt sonach § 2S7 der Civilprozessordiumrr ein, so war es dem Er- 
messen des Gerichts überlas.seii, ob und iüwicweit deu Beweisanträgen i 
der Paiteien zu eutsprecheu war. 

Nr. 97. Entseh. des Oesterr. Obersten Oerlchtj^hofes. 
Vom 4. Janaar 1901. 

(OeM«nr.8lMnb.*Verorte..BL XIV (ini). Mr. Iis. SwCBai.) \ 
Ein nicht vom Verlcäufer, sondern vom Käufer selbst verschuldeter Irrthum Qber du 

Kaufobject begründet keinen Anspruch auf die Aufhebung des Kaufvertrages. 
Ein Irrthum hinsichtlich des bei einer öffentlichen Versteigerung ordnungsmäasig bekaast 
geiMWiltM VerfcaifMbJeeiM Ist ilt elgMM VerachsMes dat Kliftrt n betraoMii. 

Der ReTisionsgrand des § 503, Z. 2, C.-P.-O. wird deshalb gdtend 
gemacht, weil dem Antrage des Klägers auf seine Einyernabme Qber 
den Umstand, woraaf seine Kaufabsicht gerichtet war, nicht statt- 
gegeben wurde. Wenn es auch richtig w&re, dass der KIftger bei Vor- 
nahme der Licitation es hauptsächlich auf den Kauf der zwei neuen 
mit Hopfen angefQllten Ballen abgesehen hatte, so behauptet der Kläger 
selbst nicht, dass er diese seine Absicht vor Vornahme der Licitation 
dem diese leitenden Beamten bekannt gegeben hat, weshalb das, was 
der Klä^ei- sich dachte, für die Entscheidung gegenwärtigen Streites 
völlig belaiiL:l(»s ist, und die Einvernahme des Klägers als Partei über 
diesen Umstand mit Recht abgewiesen wurde, da ja die Parteien nur i 
i'iber Thatsadieii, nicht aber über ihre inneren, nicht in die Erscheinung i 
getretenen und deiniiacli imcontiolirbaren Gedanken einzuvernelimen sind. ' 

Was den Revisiciiisij-rund des § 503, Z. 4, C.-P.-O. anbelangt, so 
kann derselbe nur dann mit Erfolg geltend gemacht werden, wenn der 
Revi>i<>ns\verbpr unter Zugrundelegung der Feststellungen des Berufungs- 
gerichtes, an die das Revisionsgericht gebunden ist, darzuthun vermag, 
dass der Reclitblall \un Seilen des Berufungsgerichtes eine unrichtige I 
rechtliche Beurtheilung erfahren hat. 

Nun hat aber das Berufungsgericht festgestellt, dass der die Feil- 
bietnng leitende Beamte vor der Feilbietung bekannt madite, , Gegen- 
stand der Feilbietung seien 20 Ballen alten Hopfens, Zeichen T", dass j 
femer der Kläger diesen Hopfen nm K 201 erstanden hat, und dem- 
selben auch diese 20 Ballen ausgefolgt wurden. Mag nun der Kläger 
dies Qberbört oder später zur Licitation erschienen sein, mag er sieb 
in dem Irrthnme befunden haben, dass auch die zwei neuen Ballen za 
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dem Kaufsobjecte gehören, so war dies ein vom Kläger seilst ver- 
schuldeter Irrthum, weshalb der Kläger nach § 876 a. b. G.-B. nicht 
l erec'litigt ist, die Aufliebung des Kaufvertrages zu begehren und dies 
iimsoweuiger, als nicht festgestellt erscheint, dass gesetzliehe Gründe 
vorliegen, die den Kläger berechtigen würden, die Aufhebung des bereits 
erfüllten Vertrages luntorher zu verlangen. 



Nr* 98. Entseh. des Beatsehen Belehsgerielits. 
Vom 7. Januar 1901. 

iFiscIier-SclicIcher, Z< itsclir f Prax. u. (lefiti';ri b i tp, IM. 23 !!< ff i 3. S. 182.) 

Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde zur Vorentscheidung über Ersatzansprüche aus 
den §§ 4 und 13 des Telegraphenwege-Qesetzes vom 18. Dezember 1899. Die darin 
getroffenen materiellrechtlichen BestianHogen sind auf vor dem I.Januar 1900 ent« 

•tandeie AMprIeht nloM anwsMItar. 

Das Telegraphenwege-Gesetz vom 18. Dezember 1899 findet nach 
§ 19 anch auf die vorhandenen, zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Linien der Reichstelegraphenverwaltong Anwendung, soweit nicht ent- 
gegenstehende, besondere Vereinbarnngen getroffen sind. Nach § 4 
AI». 3 nnd § 13 Abs. 2 n. 3 des Gesetzes sind Ansprache aaf Ersatz 
des an den Bamnpflanzungen durch die Telegi-aphenleitnngen ver- 
nrsachten Schadens und auf Erstattung der Kosten der auf Verlangen 
der Telegraphenverwaltung vorgenommenen Ausästungen bei der von 
der Landescentralbeliörde bestimmten Verwaltungsbehörde gellend zu 
machen. Diese bat die Entschädigung vorläufig festzusetzen und erst 
^■e^en die Entscheidung der Verwaltungsbehörde findet die gerichtliche 
Klage statt. Es ist also ganz allgemein vorgeschrielien. dass ülier die 
erwähnten Ansi>rik'he zunächst die Verwaltiuii^sbeliüide zu ent^dieiden 
hat, und der Anspruch auf Feststellung d«M llisatziillicht überhaupt ist 
'1er Zuständigkeit dieser Behörde nielit eiit/.ügen ' i. Die Frage der 
I^^isatzpflieht kann nanientlich dann einer Entscheidung bedürfen, wenn 
Zweifel über die Person des P.ereclitigten oder Verpflieliteten obwalten. 
Dass für die Entscheidung hierüber sogleich der Kechtsweg zulässig 
sein solle, ist im Gesetz nicht ausgesprochen. In den Motiven zu dem 
Entwürfe des Gesetzes wird die fragliche Bestimmung durch die Er- 
wägung begründet, dass es sieh dabei um Euigriffe im Interesse des 
allgemeinen Wohls handelt, fftr deren Benrtheilung in erster Linie 
5ffentlichrechtliohe Verhfiltnisse in Frage kommen. Die Verwaltungs- 
behörde wird daher in einem Falle, in welchem es sich um die Fest- 



0 So aneb Scbelcbcr, Telcgrapbenwcge^Oesets, ErgKnsongeheft m Fischers 
Zdtidir. XXI 8.58. 
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Stellung (lei- Entschiuligiingsiifliclit iiberhaiipt handelt, zu entscheiden 
haben, ob der fragliche Anspruch besteht oder nicht. 

wSodann ist aus dem Gesetze, namentlich aus § 19, nicht zu ent- 
nehmen, das;s das Gesetz auch auf Ersatzansprüche, die vor dem 
1. Januar lUW entstanden sind, Anwendung finden soll. Die aus einer 
Handlung entstandenen rechtlichen Folgen sind nach den Gesetzen zu 
beurtheileu, welche zur Zeit der Vornahme der Handlung in Kraft 
waren. Das Geaats Yom 18. Dezember 1899 ist am 1. Januar 1900 in 
Wirksamkeit getreten. Es soll allerdings anf die zu jener Zeit Tor- 
handenen, zu Öffentlichen Zwecken dienenden Leitungen der Telegraidien- 
verwaltnD^ Anwendung finden. Es ist aber nicht bestimmt, dass seine 
Wirksamkeit sich auch auf etwaige Ansprache bezieben soll, welche 
durch vor dem 1. Jannar 1900 vorgenommene Handinngen bereits ent- 
standen sind. 

Jir. OD. Kntseh. des Preuss. Oberrerwaltungsgcrklits. 
2. Senat. Vom 8. Januar 1901. 

(Zcltaehr. t Sletab. Tm (iWl). B«f« 10. 8.M5.) 

Wird irta SraidstOek, die xi eliw Bakmiihelt fdiSrt, selktttmli« elme Vorlegnf 

UstohSdlichkeitsattestes aufgelassen, so ist diese Auflassung recbtsunwirksu; 
elM ElgsithVMSfibartragung hat dann nicht stattgefunden, und die IJMttzeteier luni 

deshalb nicht eingefordert werden. 

Die Zup^ehörigkeit der hier fra^^liclien Gnnubtiicke zu der „Bahu- 
einheit", die nach ii 1 des Gesetzes, betreffend das Pfandieclit an 
Privateisenbahnen und Kleiiibalinen und die Z\vaii;;svüilstrerkung ii: 
dieselben, Vtun 10. August 1895 von den dem Ijahnunternehnien ge- 
widmeten Venniifi;ens\verthen p;ebildet wird, ist weder davon abhängig:, 
dass die Grundstücke im Üahiiurundbuche als Bestandlheile verzeichnet 
waren, noch davuu, dass die Zugehörigkeit in dem über die UrunJ- 
stücke geführten Grundbuche vermerkt war. Di^ ergiebt sich aus § 4 
Abs. 2 a. a. 0., wonach das Bestehen der Bahneinbeit ron der Ein- 
tragung der Bahn in das Bahngrundbuch Überhaupt nicht abhängig ist. 
Entscheidend ist vielmehr nach § 4 Abs. 1 No. 1 bezw. Abs. 2, ob die 
Grundstöcke dem Bahnnntemehmen dauernd gewidmet sind und — falls 
die Bahn in das Bahngrundbuch noch nicht eingetragen ist — ob sie 
mit dorn Bahnkörper zusammenhängen oder ihre Widmung f&r das Bahn- 
Unternehmen sonst äusserlich erkennbar gemacht ist. Die Widmung 
und die ftnsserliche Erkennbarmachung ist yon den Klägern behauptet 
und vom Beklagten in der ersten Instanz nicht bestritten. Der Vorder- 
richter durfte deshalb davon ausgehen, dass lic in Frage stehenden 
Grundstücke zur Zeit der Veräu.sserung zur Bahneinbeit gehörten. Von 
diesem Standpunkte aus hat er aber oline üechtsirrthum angenommen, 
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dass eine freiwillige Veräiuseniiig eines Qnmdstaeks nicht vorliege. 
Denn falls die Grandstücke zur Bahneinheit gehörten, konnten sie ge- 
trennt Ton letzterer ohne Beibringung eines Unsch&dlichkeitsattestes 
nicht veräussert werden, und die gleichwohl erfolgte Auflassung der- 
selben war nach dem klaren Wortlaute des § 5 des Gesetzes vom 
19. August 1895 umviiksam. Eine Auflassung der Bahneinheit aber 
liat überhaupt nicht stattgefunden, so dass die Frage, ob die — durch 
die Auflassnut: )»pdingte — Veräusserung der Bahneinlieit eine Universal- 
oder eiue Siugularsuccession begründen wüi'de, hier keiner Erörterung 
bedarf. 

Nr. 100. Entseh. dos irnndols^t^riehts Zürieh. 

Vom 11. Januar 1901. 

ZcitacUr. f.d. intrrnat Rlstiib.-Tran.sii l.\ (1901). lieft?. .S. 216 ) 

Unterschied zwischen Art. 31 Internat. Uebereinlc u. Art 31 Schweizer. Transportge». 
(Haflbeftreiungsgrunile) mit Bezag aaf die Bawelslaaf. 

Zur Auwendung gelangen die Art. 30 und 31, Ziffer 5, des schwei- 
zerischen Transportgesetzes. Die letztere Bestimmung („Die Eisenbahn 
haftet nicht: in Ansehung lebender Tiere, für den Schaden, welcher 
ans der mit der Beförderung dieser Tiere verbundenen besonderen Ge- 
fahr entstanden ist") umschreibe weder den Begriff der besonderen 
Gefahr, nojßh stelle sie fest, wer das Entstehen des Schadens aus der- 
selben zn beweisen habe. Es stehe jedoch ausser Zweifel, dass das 
Fallen, Ausschlagen, Scheuen und die damit verbundenen Schädigungen 
zu den besonderen Gefabren des Transportes lebender Tiere gehören. 

Der in Art. 31 I.U. befindliche Nachsatz („Wenn ein eingetretener 
Schaden nach den Umständen des Falles aus eiuer der in diesem Artikel 
bezeichneten Gefahren entstehen konnte, so wird bis zum Nachweis des 
Gegenteils vermutet, dass der Schaden ans der betreffenden Gefahr 
wirklich entstanden ist") sei in «b m eiit.><preclienden Art. 31 des Schwei* 
zerischen Transportgesetzes absichtlii h weggelas.seu weiden. 

Es handle sich um H af tbef reiungsgriinde, iur deren Zutreffen 
nach allgemeinen Grundsätzen die au sieh, gemäss Art. 30 Transport- 
j^esetz, haftpllichtige Bahn den Beweis zn erbringen iiube, wofiir auf 
Egers Kuninientar zum I. U. , Note 169 zu Art. 31, ver\vie.sen werde. 

Die Beweislast falle also der beklagten Partei zu; die gegenteilige 
Annahme der Klager-seliaft selb.st sei für den Richter nicht massgebend. 

„Aus dem Gesagten ergibt sich für den vorliegenden Fall, dass 
die Beklagte nicht nur die Möglichkeit nachzuweisen hat, dass das 
Bind der Klägerin sich durch Fallen, Scheuen etc. die eingetretenen 
Verletzungen habe zuziehen können, sondern, dass dies tbatsächlich ge- 
schehen sei, und nicht vielmehr eine Unregelmässigkeit im Betriebe die 
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Ursache des Sehadens gebildet habe. In den Akten kann ein bezüg- 
licher Beweis nicht gefunden werden, dagegen hat die Beklagte einen 
Bolchen durch Einvernahme des Bahnhofspersonals in Bomanshorn an- 
erboten. Die Aassagen dieser Angestellten müssen indessen schon an 
sich mit grosser Vorsicht anfgenommen werden, da sie offenbar die an 
einer eventnellen Betriebsnnregelm&ssigkeit in Bomanshorn in erster 
Linie schuldigen Personen sind. Von einer Einvernahme derselben ist 
aber deshalb überhaupt Umgang zu nehmen, weil deren Resultat, auch 
wenn es der Beklagten gimstig wäre, gegenüber den übereinstimmenden 
Feststellungen der Tierärzte, welche einen starken Stoss als notwendige 
Voraussetzung der eingetretenen Verletzung bezeichnen, nicht genügen 
könnte, um den der Beklagten obliegenden Beweis zu erbringen**. 

Nr. lül. üutst li. des Phmins. (Mh i vcrwaltungsgcridits. 

2. Senat. Vom 25. Januar 1901. 
(FniUB.Verw.-BI.XXIL Hr.«?. S.B87.) 

§ 17. Kralttrds. § 3 Nr. 2 fiel. v. 21. Mal 1873. § I Rslohsiss. v. 25. Mal 1873. Ein 
zu einer DienstwohiuiiB gebirlger Hausgarten ist von der Kreisstener frei, wenn er 
nicht über einen Morgen gross Ist oder das Grundstüclc mit Rücksicht auf die Oienst- 
ieietungen der Beamten als ein zu einem öffentlichen Dienst oder Gebrauche bestimmtes 

anmehm Ist. 

Allerdings erklärt der — im § 17 der Kreisordnung in Bezug ge- 
nommene — § 3 Nr. 2 des Gesetzes, betreffend die Einführung einer 
allgemeinen Gebäudesteuer, vom 21. Hai 1861 nur Gebäude des Staats 
(denen nach § 1 des Beichsgesetzes vom 25. Hai 1873 diejenigen des 
Boichs gleich stehen) für steuerfrei, sofern sie zu Dienstwohnungen 
für Beamte bestimmt sind, und ebenso ist es richtig, dass im § 4 des 
Gesetzes, betreffend die anderweite Begelnng der Grundsteuer, vom 
11. Hai 1861 keine Bede von Dienstgrundstttcken ist. Allein da Haus- 
gärten, deren Flächeninhalt einen Horgen nicht ttbersteigt, gesetzlich 
als Zubehör des betreffenden Gebäudes ange.selien werden, so erstreckt 
sich die Steuerfreiheit auch auf sie (vLiirl. Entscheidung des Ober- 
Terwaltungsgericlits vom 12. Oktober 188() — Entscheidungen des Ober- 
verwaltnnjsgerichts Band XIV Seite i;>K und andererseits können 
Grundstücke, welche Beamten zur Nutziin^j; überwiesen sind, unter die- 
jenigen dem St;i;ile oder dem Iveiclie irehrnij^^eii . zu einem ülVentlielieii 
Dienste oder GebiaiirlH' 1)e>tiininten liiegcnscliafteii lallen, welche nach 
§ 17 der iv'reisurdnnnj; bczw. § 1 des Keichsgeselzes vom 25. Mai 1873 
Von den Kreislasten befielt sind (vergl. Entsclicidunj^ des Oberver- 
waltnn},'s|:^erichts vom 23. Juni IS'.ll) — Entscbeiduni^en des Oberver- 
waltungsp:enclits Band XXXV Seite 13). Ob das hier IVagliche Grund- 
stück als llausgartcn oder als ein zum ülicutlicheu Dienste oder Gebrauche 
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bestimmtes Gnindstück anzusehen ist, hat der Vorderrichter nicht ge- 
prüft. Die Vuieiitscheiiliing war deshalb aufzuliebeii. 

Bei freier Beurtheihmg erschien die Sache als nicht spruchreif. 
Denn weder ist zur Zeit zu übersehen, ob das hier fragliche (irund- 
stück als Hausgarten in Betracht kommt, uoch ob es zu einem öfl'ent- 
licLen Dienste oder Gebrauche dient. 

In ersterer Beziehung spricht nicht ohne Weiteres gegen die An- 
nahme der Eigenschaft als Hansgarten, dass das Grundstück im Kataster 
als A.ckerlaiid bezeichnet ist. Denn es ist zu beachten, dass, wie die 
ttberreichten Eatasteranszflge darthnn, das ganze hier in Betracht 
kommende Gmndstttck einschliesslich des jetzigen Hofranms nnd der 
area der Gebftnde — Ackerland gewesen ist. Sollte deshalb der noch 
jetzt im Kataster als Ackerland bezeichnete Theil des GrnndstQcks 
thatsächlich als Hansgarten benutzt werden, so w&rde sich daraus nnr 
ergeben, dass die Angabe im Kataster jetzt eine unrichtige ist, und es 
würde ans diesem Grande kein Hinderniss vorliegen, das Grund- 
stück — ungeachtet jener Angabe — als kreisabgabenfrei anzusehen. 
Da der räumliche Zusammenhang desselben mit dem Wohnhause zweifel- 
los vorliegt, so wird es nur auf die Gri>s8e und die Art der Benutzung 
ankommen; in beiden Beziehungen weichen die Angaben der Parteien 
von einander ab, und es bedarf deshalb einer Feststellung dieser Punkte. 
Sollte es sich nur um einen einzigen, zu beiden Dienstwohnungen ge- 
hörigen, Garten handeln, so wünle auch dieser, um al>gabcnfrei zu sein, 
im Ganzen nicht mehr als einen Morgen gross sein diirfeii, wäiirend 
andererseits die Abgabenfreiheit auch dann anzucrkcnufn wäre, wenn 
jedem der beiden Briefträger ein besonderer, räumlich abgegrenzter und 
nicht über einen ]\[orgen grosser Garten iiberwiesen wäre. 

Würde das Grumlsuick als Hansgarten nicht anzusehen sein, so 
müsste geprüft werden, ob es zum Öffentlichen Dienste oder Gebrauche 
dient In dieser Hinsicht unterliegt es zunächst keinem Zweifel, dass 
die Landbriefträger einen Öffentlichen Dienst wahrnehmen. Denn sie 
' üben insofern Öffentlich-rechtliche Funktionen aus, als sie Zustellungen 
zu bewirken haben, also mit Öffentlichem Glauben ausgestattete Urkunds^ 
Personen sind. Es fragt sich deshalb, ob die üeberweisung des Grund* 
stflcks an die hier in Betracht kommenden Briefträger erfolgt ist, um 
ihren Dienst unmittelbar zu fördern. Dies erscheint nicht gerade als 
wahrscheinlich, kann aber auch nicht von vorherein als ausgeschlossen 
angesehen werden und bedarf deshalb noch der Aufklärung, wobei die 
in der oben erwähnten Entscheidung vom 23. Juni 1899 hervorgehobenen 
Gesichtspunkte zu beachten sind. 
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Nr. 102. T'iifseli. des Oborlaiidosi^oriehts Karlsruhe. 

2. Civil-Seiiat. Vom S.Februar 1901. 

iZrits(-hr f (1, büfk' Ki flit u franz Civilr m 3i lUU 6. s. 344 : 

Beitragszusage an einen „gescbäftsführenden Ausscbuss" zu Gunsten einer projektirtei 

ElsenlNdiR. 

Die in dieser Instanz aufgestellte Behauptung der Beklagten, aus 
der Fassung dieses Schreibens gehe hervor, der Beklagte H. habe nur 
seine Bereitwilligkeit ausgesprochen, sich kflnftig dnrch einen 
unmittelbar mit dem üntemehmer noch abznschliessenden Vertrag anter 
den ihm geeignet erscheinenden Bedingungen zur Zahlung der gezeich- 
neten Betrftge zu verpflichten » muss an dem Wortlaute der E<rkläning 
scheitern. Wenn der Beklagte H. auf die Aufforderung des Ansschusses, 
7000 M. zu übernehmen, seine zusagende Antwort in die Worte ge- 
kleidet hat, er sei bereit, den ihm angeforderten Betrag zn Aber- 
nehmen, so kann diese Erklärung nur den Sinn haben, dass die Be- 
klagten bereit seien, das an sie gestellte Verlangen zu erfüllen, und 
dass sie denip niäss sich verpflichten, zu den für den Gelündeerwerb er- 
forderlichen Kosten die Beträge von 3000 M. und 4000 ÄI. beizutragen. 
Diese Erklärung bildet daher auch nicht, wie der beklagtische Vertreter 
auszuführen suchte, die iTrundlage eines Vorvertrags, sondern sie stellt 
den Hauptvertrag dai-. Uebrigens wäre die Erklärung auch als Vor- 
vertrag rechtswirksani . da sie alle wesi ntlielien Bestimmungen enthält 
und keinen Kaum für weitere I'ebei einkmilt lä.sst (L.R. S. 134Üa). 
Dem in der betr. Krklärung liegenden Versiaechen fehlt es auch nicht 
an einem Verptli(lituii<;sgrund, einer Vertragsnrsaclie (L.R. S. 1131). 
Die ßeklagteii handelten in eigenem Interesse, indem sie sich die Vor- 
theile verschatfen wollten, welche die P^rbauuug der Bahn ihren eigenen 
Unternehmungen zn bringen versprach. Die Zuwendung ist deshalb 
auch keine Freigebigkeitshandlung, welche die Formen der Schenkung 
erfordert hätte. (Vgl. B.O.H.6. Bd. 12 S. 67.) Die WillenserklSnmg 
der Beklagten ist daher an sich eine geeignete Unterlage eines Vertrags, 
und der Vertrag ist zu Stande gekommen, sofern das Versprechen der 
Beklagten von dem Gegenkontrabenten in rechtsgiltiger Weise an- 
genommen worden Ist. 

Die Eigenschaft, in welcher der Ansschuss handelte, erscheint als 
diejenige des Geschäftsführers. 

Die reclitli( lien Einwendungen, welche von den Beklagten gegen 
die Handlungsf a!iii;k» it des Ausschusses in dieser Eigenschaft erhoben 
wurden, sind niciit begründet. Der Ansschuss als solcher besitzt 
allerdings keine Rechtsfähigkeit. Allein die vier Herren, welche sich, 
um das Ziel ihrer Bestrebungen zu keunzeichuen, die Bezeichnung 
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^geschäftsfülirender Ansschnss*' beilegten, haben als natlirliche 
Personen ihre Reclitsfäliigkeit, und sie haben als solche gemeiuschaftlich 
zur Erreichuntr des <rleicliei) Zwerkes fjehandelt. Wie mehrere Personen 
gleichzeitig; fWv dasselbe Kechts^ifeschaft als Beauftragte oder Bevoll- 
niiichti<?te bestellt werden können (vgl. L. R. S. 1005, 1905 a\ so kann 
auch ohne Auftrag oder Vollmacht eine Mehrheit von Personen die 
Geschäfte eines Dritten führen. Da die vier Mitglieder des Ausschusses, 
wie unbestritten i.st, alle Ilandhnigen g^enieinscliaftlich in vollem Eiu- 
verständniss vorgenommen haben, so unterscheidet sich für das Zustande- 
kommen des Vertrags ihre Thätigkeit rechtlich in nichts von der gleichen 
Thätigkeit einer einzigen geschäftsfähigen natfirlichen Person. Aas 
der Entstehnngsart des Veitrages ttnd ans dem Zwecke, dem er dient, 
ergibt sich weiter, dass der Dritte, dessen Geschäfte der Ansschnss 
geführt hat, die Klägerin ist. Als der Ansschnss von den Beklagten 
das Versprechen verlangte nnd erhielt, war noch unbestimmt, welchem 
Unternehmer oder welcher Untemehmergesellschaft der Staat seiner 
Zeit die Konzession für den Bau der Bahn erthdlen würde. Der Wille 
des Ansschusses nnd der Beklagten ging aber dahin, dass an diesen 
künftigen Unternehmer, gleichviel wer er sein würde, die gezeichneten 
Beträge zu zahlen seien. Die Wissenschaft und Rechtsprechung hat 
den Bedürfnissen des Verkehrs Rechnung tragend anerkannt, dass die 
Geschäftsführung für eine noch nngewisse Person, deren Bestimmung 
von dem Eintritte eines künftigen Ereignisses abhängig ist, zulässig 
sei, sowie dass auch eine (leschäftsführung für eine noch nicht 
existirende, sondern erst erhoH'te, .sei es iialürliclif\ sei es juristisclic 
Person, rechtswirksam geübt werden ktinne. Die nachnialiLre ( Jenelimigung 
des zur Existeuz geknninienen (lescliäft.sherrn verschallt dem (Jeschäfte 
für und gegen ihn Wirksamkeit (zu vgl. Forster-Eccius, l'reuss. 
Privatrecht, 7. Aufl., Bd. TI S. 408, insbes. Note 10; Dem bürg, Pan- 
dekten, VI. Aufl., Bd. II S. 22; Entsch. des R.O.H.G. Bd. 10 S. 205, 
Bd. 20. S. 211; Jur. Woehenschr. 188(3 S. 421 und Seuffert^s Arch. 
Bd. 42 S. 160; Gruchot, Beiträge, Bd. 33 S. 874). 



Nr. 10:]. Kntseh. des kaninieru^ericlits Herliii. 
Vom 11. Februar lUUl. 

(D. Jur.-Zeit«. J«bis. TL Nr. lWt7. 8. 889.) 

Stnih md Fdertaifheillgoig. 

Polizeiverordnungen Aber die äussere Heilighaltung der Sonn- nnd 
Feiertage können nur auf Grund der Allerhöchsten Kabinetsordre vom 
7. Febr. 1837 &ber die Befugnis der Behörden, durch polizeiliche Be- 
stunmnngen die äussere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu be- 
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wahren, erlassen werden. Zum Erlasse solcher Polizeiverordnungen 
sind befugt der 0 h e r - P r ä s i d e ii t bez\s . der Ii < ■ g i e r u n g s p r ä s i d e n t 
gemäss § 137 des Ges. Uber die allg. Landesverwaltung v. 30. Juli 1883. 
Eine Delegation dieser Befugnis auf untere Behörden ist nicht 
zulässig. 

Nr. 1<M. Bntseh. des fransdstselien KassatlOBshofes. 
Vom 11. Febraar 1901. 

(ßmwM gtaiAnle dM ohenlat de tat. IML 8. MB.) 
Ftrai i» fieKMAnobang der Schadenersatzansprüche des Empfänger« MOh VOram- 
oetanientr Aiaabne da« 6it«« aad ZabluoQ der Fraabt. 

Der durch Gesetz vom 11. April 1888 revidierte Art. 106 des 
franzOsiachen Handelsgesetzbuches lautet: 

Dorrl) Annahme dor befördert« n f ;< irenständc und Zablnng des Transport- 
prfi.sf's ( rlisriit jvih r Aiisjiruch t:eLr« ii ih n Fruclitführt'r wegen IJesebädiiiunn oder 
toilwtiseü Vcrlusts, wcun nicht innerhalb dreier Tage — Feiertage nicht in- 
begriffen — nacb dar Annabme nnd äet Zabinng der Fnebt der Empfänger 
dem Fracbtf flbrer dnrcb anasergericbtlicben Akt oder eingeadiriebenen Brief seinen 
motivierten .\iisprnch bekannt gefrebeii hat. 

Alle m trcnteiligen Abmacbtuiiren sind iiirhtiL' und ohne Wirkung. Diese 
letztere ISestiniunins^ ist auf inteiiiiitiunalc Traii.siHirti- iiidit anwendbar. 

In einer Entscheidung vom 11. i'^ebruar 11)01 hat der französische 
Kassationshof sieh dahin ausge.sprochen, dass die Vorschrifleu des Art. 105 
zwingender Natur und ihrem Wortlaut nach auszulegen seien. Unter 
diesem Gesichtspunkte hat der Kassationshof ein Urteil als gesetzwidrig 
aufgehoben, in welchem gegenüber der auf den Art. 105 gestützten Ein- 
rede der Eisenbahn das Gericht mUndliche Vorbehalte und nicht 
rekommandierte Schreiben als gleichwertig mit der im Art. 105 vor- 
geschriebenen Form der Geltendmachung einer Beklamation erklftrt hatte. 



Nr. 10»'). Entsch. dt's Ocsti rr. Obersten (ieriehtshofes. 

Vom 13. Februar 1901. 

(Oostorr. Eistnb. Voronlii. BI XIV 11901). Nr ö«. S. .'im) 

Bei fitttsra, welche vea Abeender selbst aufgeladen werden, tritt eine Mithaftuag der 
Bahn fOr eine lafolge naagelhaffier Verladani eiegelreteee Be«ebidl|wi| dua eia, 
wena la Bezog auf die Annahme des mangelhaft geladenen Gutes zur BelUrderaag dea 
Bahnerganen eine Fabrlil««lgfceK zur Last gelegt werden liann. 

Die Entseheidung des vorliegenden Rechtsstreites hängt einzig and 
allein v ii der Frage ab, ob ein solches Vei-schulden der Eisenbahn 
oder ihrer Leute vorliegt, welches nach § 77, Abs. 3 E.-H.-R., die im 
§77, Abs. 1. Z. 3 E.-B.-R , normirtc BefreiniiLi' der Eisenbahn von der 
Haftpflicht auäscbliesst, also ihre Haftpflicht für den Schaden begründet, 
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welcher aus der von dem Absender vorgenommenen iiiangelhatLen Ver- 
ladang entstanden ist. 

Das Berufnngsgericht folgert dieses Vei-schulden aus der unter- 
lassenen Prüfung der tod dem Absender vorgenommenen Verpackung, 
richtiger Verladung, indem es der Ansicht ist^ -dass die Bahn zn dieser 
PrQfnng nicht nur in ihrer Eigenschaft als Frachtführer, sondern auch 
im Öffentlichen Interesse verpflichtet gewesen wftre, nm jeder Gefahr 
für das Eigenthom nnd Leben Dritter vorzabengen. 

Insofern sich das Bemfongsgericht in ersterer Beziehung aof den 
dem Frachtführer nach Art 395, Abs. 1 H.-O.-B., obliegenden Beweis 
bemft, ist dies, abgesehen davon, dass dieser Artil^el nur von M&ngehi 
der Verpackung und nicht auch von Mängeln der Verladung spricht, 
schon aus dem Grunde unzutreffend, weil nach Art 424, Z. 3 H.>G.-B., 
bei der Verfrachtung durch Eisenbahnen bedmif^en werden kann, dass 
in Ansehung der Güter, deren Auf- und Abladen nach Vereinbarung 
mit (lern Absender von diesem besorfrt wird, für den Schaden nicht 
gehaK.'l werde, <lf"r ans der mit dem Auf- nnd Abladen oder mit 
maiiLzellialter Verladung verbundenen Gefahr entstandL-n ist, womit die 
Bestimmung des § 77, Abs. 1, Z. 3 E.-B.-E., auch vollkommen Über- 
einstimmt. 

Auch die Ansicht der beklagten Gesellschaft, dass das iui 77, 
Abs. 3 E.-B.-R., gedaelite Versclinhb'n seiner Art nach verschieden von 
dem Verschulden der Partei sein muss und sich nicht auf die nämliche 
Gefahr beziehen kann, bezüglich welcher die Haftung der Eisenbahn 
nach § 77, Abs. 1, Z. 3 E.>B.*B., ausgeschlossen ist, kann nicht getheilt 
werden; diese beiden Bestimmungen schliessen einander keineswegs 
gegenseitig vollkommen ans, können vielmehr ganz gnt neben einander 
znr Anwendung kommen, so dass ein blosses Mitverschulden der Eisen- 
bahn oder ihrer Leute auch nur eine theilweise Befreiung der Eisen- 
bahn von der Haftpflicht znr Folge hat 

Bei der Benrtheilung der Frage, ob ein solches Verschulden vor- 
liegt, können nach Art. 1 H.-G.-B. nur jene Grundsätze zur Anwendung 
kommen, welche diesbezüglich im bürgerlichen Hechte aufgestellt sind. 

Im vorliegenden Falle ist der Schaden dadurch entstanden, dass 
die Absender des Locomobiles entgegen der ihnen nach § öö, Zusatz 
VIII b, E.-B.-R., obliegenden Verpflichtung beim Verladen die nach dem 
Profil der Balm zulässige Höhe der Ladung (das Ladeniass) um 250 mm 
überscliritten haben, infoltredcsscn das Locomobil bei dem Tunnel in 
Komorn dit> Böschung desselben beiühit hat und durch den Anprall 
arg besr]iadi;.;"t wurde. Allerdings ist dcv iMsenbahn eine Ueberprnfung 
der Ladehöhe im Betriebsreglement nicht unbedingt zur PÜicht gemacht, 



Digitizoü by Cjt.)0^lc 



142 Entscb. ües Ot'Stcrr. Oberstcu Gericbtähofcs vuiu 13. Februar 1901. 



allein sie ist nach Zusatz Vm, Abs. 4, zn § 56 E.-B.-R. berechtigt, 
wenn in der Veraandtstation festgestellt wird« dass eine seitens des 
Absenders bewirkte Verladung yon Gütern nicht entsprechend ans- 
geffihrt wurde, die Uebemahme der betreffenden Sendung znm Eisen- 
bahntransporte zn verweigern. Diese Berechtigung wird aber immer 
dann zu einer Verpflichtung, sobald die zur Uebernahme der Ladung 
bestellten Leute der Eisenbahn ans der Beschaffenheit der Ladung er- 
kennen mussten, dass dieselbe geeignet ist , eine Gefahr nicht nur für 
das Ladegut, sondern auch für die Anlage (1*1- Balm, insbesondere deren 
Ucberbrtickungen nnd Tunnels, ja sogar für das Leben von Menschen 
herbeizufüliren, was bei der Ueberschreitung der zulässigen Ladehöhe 
zweifellos der Fall ist. Wenn nun erwogen wird, dass dem Magazins- 
beaniten N. der Aufgabestation, welcher bei der Verladung anwesend 
war und dieselbe fiir gut befunden hat, die ziilii.'^sige Maxinialhühe der 
Ladung, sowie die aus der TTebprsflireituiig ilersi-lben cntsiiringfndf n 
Gefahren grlauRg sein inusstm. su i<t es auch klar, tlass ihm dii; Ladung 
des Lucoinobih'S, welche die Prufilhühe niciit nur erreicht, sunderu so- 
gar um 2^)0 mm überschritten hatte, bei nur gewöhnlicher Aufnierk.sani- 
keit derartige Bedenken erregen musste, da.ss er sich dadurch allein 
schon hätte veranlasst sehen sollen, die Ueberprüfung der Höhe der 
Ladung vorzunebmeu. 

Wenn nun das Berufungsgericht in der Unterlassung dieser Ueber- 
prftfnng ein Verschulden der Eisenbahnuntemehmung, resp. ihrer Leute 
erkannt hat, so kann dies nicht als unrichtig bezeichnet werden, weil 
die Unterlassung derjenigen Aufmerksamkeit, welche schon bei gewöhn- 
lichen Fähigkeiten angewendet werden kann und yon den bei einer 
Eisenbahn bediensteteu Personen insbesondei'e gefordert werden muss, 
nach § 1297 a. b. G.-B. ein Versehen, also nach § 1294 a. b. G.-B. ein 
Verschulden begrandet. Allerdings ist es richtig, dass die Frage des 
Verschuldens bei dorn Umstände, als das beschädigte Locomobile in 
Ujvid^, einer Station der kgl. Ungarischen Staatsbahnen, verladen 
wurde, zunächst nach ungarischem (Zivilrechte zu beurtheilen ist. Aus 
diesem Grunde hat sicli auch der k. k. Oberste Gerichtshof veranlasst 
gesehen, behufs Ermittlung der diesbeziiglichen Normen des ungarischen 
rivilreelites gemäss § 271 C.-P.-O. das Einschreiten des k. k. Justiz- 
ministeriums in Anspruch zu nehmen. 

Nach der auf diesem Wege erhaltenen .\uskunfl des kgl. ungarischen 
Justizministeriums ist zwar der RegritV dei- Fahrlässigkeit, .suwie der 
Umstand, auf tirund welchen ( Jradcs der Fahrlässigkeit Jemand für die 
eingetretenen Schäden vcrantwortlii'h ist, mit geschriebenen Rechtsnormen 
nicht iestgestellt, jedoch hat die in den UrtUeilen der kgl. Curie, sowie 
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hl jenen der kgl. Gerichtstafeln als Revi>ionsgei ichten geäusserte gericht- 
liche Praxis gewisse Ornndsatze festgestellt. 

Ans den mitgetheilten Entscheidangen ergibt sich nun, dass nach 
der Praxis der kgl. angarischen Gerichte anch Fahrlässigkeit die Yor- 
pflichtnng zun Schadenersatze begrQndet, dass eine Fahrlässigkeit alle 
jene Handlangen bilden, bei welchen das Besnltat mit der Handlang 
in einem derartigen nrsachlichen Znsammenhange steht, dass es der 
Thäter bei ordentlicher Ueberlegang vorans wissen musstCy dass ein 
derartiges (einem Anderen Schaden verursachendes) Resultat jeintreten 
konnte, and dass als Fahrlässigkeit auch jene Unterlassung der Vor- 
sieht zu betrac]itci) ist, die ein vernünftiger und sorgsamer Mensch 
nicht zu verabsäumen pflegt. Daraus folcrt , dass in dem vorliegenden 
Falle in der Unterlassung der Ueberpriitung der Ladeliöhe von Seiten ' 
der Eisenbahnbediensteten der Station T'jvidek ancli nach der ungarischen 
Gerichtspraxis ein Versrlnildou derselben zu erkennen ist, wclclies die 
betreffende Eisenbaliii nach § 77, Abs. 3, E.-B.-R. , zu verantwoi ten 
hat, ]>ieses \'»'rs(liuldeii , resp. Mitvei-scliulden hat ancli die beklagte 
Eisenl)a!iiif,^t\<ells(liaf't uach § 74, Abs. .'i, E.-B.-R., zu vertreten, -weil 
der Anspruch auf Schadenersatz sich als ein Ausprucii aus dem Fracht- 
vertrage darstellt. 



Nr. 106. Entscli. des Tribnnals rm CharleroL 
Vom 13. Febraar 1901. 

(ZettMlir. f. d. Internat. EIaenl}.-Tmufpi VL Hr. 7. S. ttt.) 
Zer Frage der Haftpflicht Ur ElsMilMilra fir 8Hter, ierwi Verlatfiig im Abseider oMIeit 

1. Laut Art. 46 des Beglements vom 1. September 1891 hat das 
Auf- nnd Abladen Ton Ehihrwerken anf Kosten und Gefahr des Ab> 
Senders and des Empfängers za geschehen. 

2. Da die Eisenbahn eine Beschädigung des Fuhrwerkes während 

der Fahrt bestreitet, mnsste der Kläger vor allem den Nachweis leisten, 
dass die bei der Ankunft der Seudung in Brüssel behauptete Beschädi- 
gung des streitigen Fuhrwerks im Augenblick des Auflads noch nicht 
existiert habe. 

3. Der Kläger hat einen solchen Beweis weder f^eloistet noch anch 
nur angeboten. Die Klage muss also schon aus diesem Grund abge- 
wiesen werden. 

4. Wenn dieser I^eweis al)er auch geleistet wäre, so würde der 
Eisenbaiiu des weitem die Einrede der Niclitverantwortliclikcit gemiiss 
Art. 27, Abs. 7, der in Ausführiiug des Gesetzes über den Erachtvertrag 
vom 25. August 1891 erlasseneu reglemeutarischeu Bestimmungen zu- 
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Stehen , da laut Art 37 Jenes Gesetzes die Eisenbahn bereehtigt Ist, 
zn bestimmen, dass sie bei Qatern, deren Verladung vom Absender be- 
sorgt worden, weder fQr Verlust oder Beschftdignng noch fftr diejenigen 
Gefahren haftet, denen solche Gflter wilhrend des Transportes aus- 
gesetzt sind. 

5. Allerdings verbleibt nach Art. 40 dieses Gesetzes dem Aufgeber 
der Ansprach auf Schadenersatz nach dem gemeinen Recht, wenn er 
beweist, dass der Verlast oder die Beschädigung nicht aus den be- 
sonderen Umständen, welche die Eisenbahn ziii- Ablehnung der Haft- 
pflicht berechtigen, Ijeniihrt. Ans den vom Kläger angef&hrten üm- 
stäiulen ergibt sich aber ein r>olcher I beweis nicht. 

6. Eine Verautwortlicbkeit der Eisenbahn kann andi daraus nicht 
liergeleitet werden, dass die Angesteliten der Eisenbahn beim Verlad 
mitgeholfen nnd dabei ihre Meinung über die Art der Verladmig aus- 
gesprochen haben sollen. Die Eisenbahn überninunt eine Haltpliicht 
für die mit der Verladung verbundene (Gefahr nur, wenn <lpr Absender 
die besondere Beaut>i(luignng der Verladung durch das pL-rsonal der 
Hahn im Frachtbrirf beantragt und dafür die vorgeschriebene rTebühr 
von 30 Cts. per lOOO k'j bezahlt hat. Der Absender hat aber weder 
bewiesen noch Beweis daiiir anerboten, dass er diese Bedingungen er- 
milt Labe. 



Nr. 107. Entseh. dos ObcrlandrsgorJchts Olle, 
3. Civil-Senat. Vom 20. Februar 1901. 

(Mltth. d. Ver.Deatae]i.StrMMBb.- «. Klelnbv>Verw. iMn. Nr. 9. S.sfts.) 
Haftaif elaer elekIriscbM Strassenfeahs fir Olerfabraa eiaer Sobafheerilt. 

Zutreffend sind die Ansftthrnngen des angefochtenen Urtheils, wo- 
nach das Gesetz vom 3. November 1838 keine Anwendung findet, da 
dieses Gesetz sich nur auf solche Eisenbahnen bezieht, welche mit 

landesherrlicher Genehmigung zugelassen sind. 

Dennoch bedarf es nicht eines Eingehens auf die Frage, ob der 
streitige Unfall auf Verschulden der leitenden Organe oder eines anderen 
Beamten der beklagten Strassenbahn zurückznfiihren ist, und inwieweit 
die Beklagte für ein Verschulden ihrer lieaniten verantwortlich ist. 

Bei Berücksichtigung des rmstaniles, dass eine auf der Landstrasse 
betriebene elektrische Eisenbahn an sich schnii eine erhebliche Ge- 
fährdung der auf der Landstrjisse verkehrenden jMensclicn und Güter 
bewirkt, ist die Haftung des Unterneliniers weuen des durch den Be- 
trieb entstandenen Schadens schon gerechtfertigt, ohne dass es eines 
Verschuldens des Unternehmers oder seiner Beamten au dem Unfall 
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bedarf, da sonst dritte Personen, deren Eigenthnm durch den Betrieb 
gefährdet wird, insofern schutzlos gegenüber dieser ihnen aufgedrängten 
Gefahr sein wfirden, als ihnen keine Klage auf Einstellong des obrig- 
keitlich genehmigten Betriebes gegeben ist Daa Bernftingsgericht 

schliesst sich in dieser Hinsicht der von dem Reichsgericht in dem 

Urtheil des III. Zivilsenats vom 7. Dezember 1886 (Entscheidungen in 
Zivilsachen, Bd. 17, S. 103— 105) ausgesprochenen Bechtsansicht an. 

Die Haftung würde zwar dann nicht eintreten, wenn die Vernr- 
sachung eines solchen Unfalls wie des vorliegenden durch den Betrieb 
der Strassenbahn .sich nicht hätte voraus.sehen lassen. Davon kann 
aber nicht die Rede sein, und es ist auch von der Beklagten nicht 
behauptet worden. 

Die Beklagte winde nun allerdings dann von der Haltung befreit 
sein, wenn der 8chafer F., wie die Ikklagte naehzuwei.sen sucht, durch 
eigene Schuld zu dem Unfall beigetragen hätte, indem er, obschon er 
die drohende Gefalir rechtzeitig erkannt, die Heerde über die Brücke 
geführt hätte. Dieser Beweis ist aber vollständig missluugeu. 

Die Schadenersatzpflicht der Beklagten steht somit fest. Die Höhe 
des SchadeDB ist nicht bestritten, abgesehen von dem durch Verlammen 
entstandenen Schaden; in letzter Hinsicht ist dem Landgericht bei- 
mtreten. 



Nr* 108. Entsch. des flranzVslsclieii KassRttonslMKfcs. 
Vom 12. Hftrz 1901. 

(ZellMkr. f. d. iatanM. Kanih.'TnMp. UL (IMI). Mr. 8. 8. m.) 

IlHHlisaiiliell ier KImiig dar regtementarischon Usferfrltt za 6sMtSB eiset eii- 

zeliies Aufsebert. 

Die Hinisterialerlasse, durch welche die Lieferungsbedingungen und 

die Ueferfristen festgestellt werden, besitzen Gesetzeskraft, weshalb 
es nnznlässig ist, diese Bedingungen oder Fristen im einzelnen Falle 
infolge besonderer, ausdrücklicher oder stillschweigender Uebereinkunft 
abzuändern. 

Die reglementarischen Lieferfristen können nicht um des Umstandes 
willen, dass die in Aussicht genommene Verwendung des Transport- 
gutes am Bestimmungsorle eine schnellere Beförderung erheischt, ge- 
kürzt werden. Ausserdem gelangt die Bestimmung des genannten 
Tarifes (Spezialtarif P. V. 29 Ouest), dass die EisenbaUu weder für 
Versäamuis noch für Unfälle haftet, zur Anwendung. 



Bser, UtnlMliiiNditlidw RltNlwidungen XVIU. 



10 



146 £ntscb. des Bezirksgerichts für ilandelnacfaeu in Wieu vum IG. März lUOl. 



ür, 101). Eiitseli. des Rezirks^oriclits für Haiudclssaelieu iu Wien. 

Vom lö. März 1901. 

(AUgem. Tar-Ans. XX (i90l). Nr. M. 8. fi08.) 

Wiri fiit von dar Bäk! «MtenislM tk§tnmmn, tHu» itM vortor etat Abwait 
btitkrt Wirde, to tritt trtti ntektrliflMMr AfewtH dit Erl9sQlMi| der Aisprlehe 

■aeb 8 90 Betr.-Regl. ein. 

Es wurde das Gut vom Klä<rer, beziehungsweise für denselben 
durch seinen Bediensteten in der Aukuuftsstation anstandslos über- 
nomroen. Demzufolge sind alle Ansprüche an die Baku gemäss § 90 
Betr.-Regl. erloschen. Wenn auch nach der anstandslosen Uebemahme 
das Gut auf der Strassenbrückenwage gewogen wurde, so kann dieser 
iiacliträgliche Vorgang die gemäss § 90 lictr.-Ke^rl. IxMeits eingetretene 
Kiiijschung des Ansjiruches nicht melir riickgiiiigig machen. Ueberdies 
macht die nachtragliclie Abwäge keinen Beweis darüber, dass that- 
sächlicli dem Klager von der Bahn ein geringeres Gewicht als das iu 
der Aufgabsstation cunstatirte ausgeliefert wurde. Es ist insbesondere 
nicht ausgeschlossen, dass auf dem Wege vom Magazin bis zur Strassen- 
brückenwage der Abgang eingetreten sein kann. Die Balm kann aber 
nicht für einen nach erfolgter Uebergabe au den Adressaten etwa ein- 
getretenen Abgang haftbar sein, weil der Frachtvertrag bereits darch 
die Abgabe des Gutes Tollstftndig erfüllt war. Ferner ist noch Folgen- 
des zu erwAgen: So lange nicht die im § 71 vorgeschriebene Con- 
statirung seitens der Bahn yorgenommen wurde oder durch Verschulden 
der Eisenbahn unterblieben ist, ist es noch möglich , dass die Bahn 
feststellt, es sei seit der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung 
kein Verlust eingetreten, weil z. B. in der Aufgabsstation oder in der 
Ankanftsstation ein Irrthnm in der Abwäge geschoben sei u. dergl. 
Eine diesbezfigliche Constatirung im Sinne des § 71 Betr.-Begl. hat 
nicht stattgefunden, nachdem das Gut zur Zeit der Abwäge bereits 
von der Balm dem Empfänger übergeben war. Deshalb steht nicht 
fest, dass ein theilweiser Verlust eingetreten sei, and die nach der 
Uebergabe des Gutes erfolgte Abwäge ist nicht beweismachend. Wenn 
aucli der belianptete Abgang vorliegend als ein äusserlich nicht er- 
kennbarer angesehen würde, so war dennoch der Ansprucli erloschen, 
weil der Klager nicht den ihm gemäss § 90, Z. 4, Iii. b obliegenden 
Beweis erbracht hat, tlass der Mangel während der Zeit zwiscUeu der 
Annahme zur Beförderung und Ablieferung entstanden ist. 
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Nr. 110. Bütaeh. de« Olierlandesgcriehts Dresden. 
Vom 20. März 1901. 

(SIelu. Anb. f. bafg.RMM n. ProsMi. Bd. u. Heft 7/8. 8. SM.) 
ZMtellttiii von Klagen, die die Anfeobtung von BeeoblQseen der 6eneralver»uinlan| 

einer Aktiengesellscliaft betreffen (H.G.B. §§ 272, 271 Abs. 2; C.P.O. 6 171). 

Die beklagte Aktieugesellschaft bat in der GeneralTersammlUDg 
vom 27, ^läi z 1900 an die Stelle ihres bis dabin in Geltung gewesenen 
Gesellschaftsvertrags die von jenem Tage datirten Satzungen treten zn 
lassen l)eschlossen. Die Klägerin, die der Versammlnng nicht beige- 
wohnt hat, ficht als angebliche Eigenthümerin zweier Aktien der Be- 
klagten die Beschliissft als ungiltig an, weil in der der Versammlung 
voransgegaiigenon AnkiiiKligiiiig der Tagesordnung die beabsichtigte 
Aenderung des Gesellscliattsverlrags entgegen § 284 Abs. 2 des Handels- 
gesetzbuchs nicht nacii ihrem wesentlichen Inhalte erkennbar gemacht 
worden sei. Die Beklagte fordert Klagabweisung, indem sie darzulegen 
versucht, dass die Verletzung der erwähnten Vorschrift nicht zur An- 
fechtung berechtige. Die Klage ist unstreitig nur dem Vorstand der 
beklagten Qeeellscliaft, nictit auch dem Aafsichtsrath zugestellt worden. 
Die in erster Instanz aosgesproeliene Klagabweisung wurde bestlMigt 
ans folgenden Qrttnden: 

§ 272 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs bestimmt, dass Klagen, die 
die Anfechtung von Beschlossen der Gtoneralyorsammlung einer Aktien- 
gesellaehaft zum Gegenstand haben, gegen die Gesellschaft zu richten 
sind und dass die Gesellschaft in derartigen Prozessen durch den Vor- 
stand, sofern er nicht selbst klage, und den Aufsichtsrath vertreten 
werde. Mit dieser Doppelvertietnng der Gesellschaft wird bezwe(^t, 
beide Organe derselben im Anfechtungsprozesse zum Worte kommen zn 
lassen und dadurch Kollusioiien zwischen einem von ihnen und dem 
Anfechtenden auszuschliessen (S. Makower, Kommentar zum Handel.<- 
gesetzbuch bei § 272 unter Nr. Ib sowie Entsch. d. R.Gcr. XIV S. 142 
unten\ Diesem Zwecke würde es zuwiderlaufen, wenn man der Eegel- 
vorschrift des § 171 Abs. 1 nnd 2 der Civilprozcssoidnuiig entsprecliend 
die Zustellung der Klage an den Vorstand der Gesellschaft genügen 
lassen wollte, da hierdurch nicht ausreichend verbüi gt wird, dass auch 
der .\nfsichtsrath von der Anfechtung Kenntniss erlangt. In dieser 
Hinsicht bietet auch die jetzt dem Vorstand durch § 272 Abs. 4 des 
Handelsgesetzbuchs zur l'llicht gemachte unverzügliche Bekanntmachung 
der Klagerhebung und des Verhandlungstermins keinen genügenden 
Schutz, weil der Vorstand, welcher mit dem Anfechtungskläger im 
Proeesse gemeinsame Sache machen will, sich jener Verpfliohtung leicht 
entzielien wird. GehOrt demnach in Fftllen der rorliegenden Art zur 

10* 
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ordnung^smäsdgeii Klagerliebong auch deren Zastellang an den Auf- 
sich tsratli, so musste die gegenwärtige Klage nach § 271 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs wegen Nichtbeobachtung dieses Erfordernisses ab- 
gewiesen werden (vergl. Entsch. d. R.Ger, in der Jur. Wochenschr. v. 
1895 S. 602 Nr. 27 und Entsch. d. O.L.G. Rostock in GoldscUmidts 
Zeitschr. f. Handelsrecht XLIU S. 32ö). 



Nr. III. BeTls.-Eiit8eh. des Belchs-Terslelienuigsamts. 

Vom 20. H&rz 1901. 

(Arch. r. pewerb. Rechtspf). II. Heft 9. S. 267 ) 

§§ 18, 22, 47 Inval.-Versich.-Ges. Folgen einer Weigerung des Rentenbewerbers, sich 
der zur Beurteilung seiner Erwerbsfäliigiceit erforderlichen Beobachtung im Kranken- 
hanse z« unterziehen; unterlassene Belehrung des Versicherten über die Rechtslage 

•In wMSsllfelwr Muf al den VarfthreM. 

Dieser Hergang zeigt» dass der Kläger Ober das an ihn gestellte 
Verlangen nnd fiber die Folgen seiner etwaigen Weigerung hinsichtlich 
des erhobenen Bentenanspracbs nicht in der erforderlichen, jeden 
Zweifel ansschliessonden Weise aafgekl&rt worden ist. Dabei kann 
aaf sich banhen, ob das Schiedsgericht seinen Beschlnss, den KlSger 
im Kraokenhanse beobachten zu lassen, diesem nicht anch dnrch Ver- 
mittelung der Beklagten mitteilen durfte; jedenfalls musste der Kläger 
darüber belehrt werden, dass es sich nicht um ein Heilverfaliren, 
sondern lediglich um eine Beobachtung zum Zwecke der Feststellung 
seiner Invalidität handle, und ferner, dass im Falle der Weigerung der 
Beweis der Erwerbsunfähigkeit voraussichtlich nicht werde als erbracht 
angesclu n werden künnon. Beides ist nicht geschehen. Allerdings ist 
dem Kläger mitgeteilt worden, er solle im L ho.spitale beob- 
achtet weitleii; anderseits aber sind ihm die §§ 22. 47 des Invaliden- 
versicht rungsgosetzes erläutert , welche Vorschriften sich nur auf das 
Heilverfahren beziehen. Der Hinweis auf die.se Bestimmungen war 
daher geeignet, den Kläger in den Glauben zu versetzen, es solle für 
ihn ein Heilverfahren eingeleitet werden. Unter dieser Voraussetzung 
aber durfte er gemäss § 18 Abs. 2 Satz 2 des luvalideuversicberungs- 
gesetzes als Verheirateter die Behandlung im Krankenhans ahlehiien. 
Das Verfahren leidet demnach an wesentlichen H&ngcln, so dass sich 
die Aufhebung der Vorentscheidung anch aus diesem GMchtqimiikte 
rechtfertigt. 

Sollte bei der ementen Verhandlung das Schiedsgericht nach wie 
vor die Beobachtung des Klägers im Krankenhanse für erforderlich 
halten, so wird es dem Kläger dies unter Beachtung der obigen Ans- 
ffihrungen in geeigneter Weise mitzuteilen nnd ihn auf die Tragweite 
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seiner etwaigen Weigerung liinzusveiseii haben. Hierbei ist davon aus- 
zugehen, dass ein Versicherter si( Ii der zur Feststellung der Erwerbs- 
unfähigkeit erfürderliclien 13ei»baclitung im allgemeinen niclit entziehen 
darf, dass insbesondere die fiir das Heilverfahren geltenden Vorschriften 
der ^§18 Abs. 2, 47 Abs. 2 de.s luvalidenversicherungsgesetzes keine 
siuugemässe Anwendung finden, während anderseits besondere persön- 
liebe Verhältnisse in billiger Weise zn berficksichtigeu sein werden. 
Dass der Bentenbewerber dnreh eine entsprechende eingdioide Be- 
lehrung in den Stand gesetzt werden muss» die Folgen seines Ent> 
Schlosses zn Qbersehen, folgt ans der den Bentenfestsetsnngsstellen 
obliegenden FArsorgepflicht gegen die Versicherten^ wie denn anch eine 
solche fielehmng bereits In der Bevisionsentscheidnng 672 (Amtliche 
Nachrichten des Beichs-Versichernngsamts 1898 Seite 392) als hülig 
bezeichnet worden ist. Sollte sich der Kläger wiedemm weigern, sdch 
der Beobachtung im Erankenhause zu unterziehen, und stellt sich diese 
Weigerung nach Lage der Sache als unbegründet dar, so würde ans 
seinem Verhalten ohne weiteres der ungünstigste Schlnss gezogen werden 
können (zu vergleichen Revisionsentscheiduug 671, a. a. 0. 1898 Seite 
391 und die dort angeführten Rekursentscheidungen aus dem (tebiete 
der Unfallversicherung). Erscheint aber seine Weigerung entschuldbar 
— und es wird zu erwägen sein, üb eine solche Entschuldigung nicht 
schon in der Gemiitsverstimmuug des Klägers begründet ist — , so be- 
darf es der weitereu Priifung, ob die Invalidität nicht etwa doch auf 
andere Weise — durch nochmalige, erforderlichenfalls wiederholte ärzt- 
liche Untersucliung — festgestellt werden kann. Erst wenn die sich 
darbietenden ^Mittel zur AuikUiruiig des Sachverhalts erschöpft sind, 
wird in diesem Falle über die Frage der Invalidität auf Giund des 
gesamten Akteninhalts Entscheidung zn treffen sein. 



Nr. 113. Eiitscli. des I)eutN( 1h u Koiehsgrrichts. 

7. Civil-ISeuat. Vom 22. März 1901. 
(Jar. Woehemokr. ZXX (IMI). Nr.as/M. 8.SI8. ZOt.n 0.88.) 

Preuss. Eatal|i.-8M. v. II. Jial 1874. Vtr«mwbsa|«a d«f BaabnebrliikaDi «last 
6nintfstlelw M eineai bIoM veriireatllelitM BshsMinitplan. 

Bei Würdigung der Tragweite der polizeilichen Verfügung nimmt 

der B.R. den Satz zur Richtschnur, dass durch einen nicht veröffent- 
lichten Bebauungsplan eine Beschränkung der Hebaubarkeit eines Grund- 
stücks erst dadurch geschaffen werde, dass der Plan dem einzelnen 
davon betroffenen Grundstück und dessen Eigenthümcr gegenüber amt- 
lich durch einen Willensakt der Polizeibehörde, wt'hlior auf Verwirk- 
lichung der durch den Bebauungsplan vorgeseUeueu Fluchtlinie und der 
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dadurch herbeigeführten Baubcschränkuiig des Grundstücks gerichtet 
ist, in Anwendung gebracht wird. Der B.K. bezeichnet sntreffend 
diesen Satz ab in der Bechtsprechang des K.G. feststehend. Wenn er 
sodann ansfOhrt, dass eine anf Verwirklichung der Baobeschränknng 
gerichtete Willensentscheidnng der Polizeibehörde in jener Bangen eh- 
migung vom 18. September 1860 nicht enthalten sei, so kann hierin 
ein Verstoss gegen die obige Rechtsregel nicht erkannt werden. Der 
Bkl. ist zuzugeben, dass die Versagung der Bauerlanbniss nicht der 
einzige Weg ist, auf dem die Polizeibehörde ihren Willen, den Be- 
bauungsplan einem Grundstack gegenüber in Wirksamkeit zu setzen, 
Ausdruck verleihen kann, sie kann dies auch unabhlüigig Yon jedem 
konkreten Bauprojekt. Allein dies hat der B.R. keineswegs verkannt 
Will man auch zugeben, dass die Eigenthümer durch den mit der 
Verfügung zugestellten Lageplan von dem Verlauf der neuen Flucht- 
linie auch bezüglich der Grundstücke Nr. 2 und 3 in Kenntniss gesetzt 
wurden, so ist doch zu erwägen, dass, wie in dem Urtheile des er- 
kennenden Senats vom 11. Mai 19(X) VII IS'HKX) im Anschlüsse an 
frühere Entsch. des R.G. aus^'esinochen ist, selbst eine jimtliche Mit- 
theilung des Bebaunii^r^plnns seitens d^r Polizeibehörde an den Eigen- 
thiimer dem Grundstück die Baubeschriuikung nicht auferlegt, wenn sie 
nicht den Charakter einer auf Verwirklichung der durch die neue 
Fluchtlinie herbeigeführten Baubeschränkung des Grundstücks gerich- 
teten Willensentschliessuug der Polizeibehörde trägt. Diesen Cha- 
rakter mag die Verfügung vom 17. Februar 1888 bezflglich des ganzen 
Grundstocks Nr. 1 haben ; dass sie aber auch anf die GrundstQcke 
Nr. 2 und 3 sich beziehen sollte, ist ans der Verfügung jedenfalls nicht 
mit rechtlicher Nothwendigkeit zu entnehmen. 



Nr. 119. Entseh. des Preuss. Oberrerwaltongsgerielits« 
3. Senat Vom 23. M&rz 1901. 

(D.Jiir.-Zeltg. JftliTg.VI. Nr.itft7. 8.310.) 
VerfOgangen Ober das Bett eines Privatllasees. 

Was der Kläger durch die Errichtung der Mauer gethan hat, stellt 
sich als eine Verfügung Uber das Flussbett dai*, durch welche er einen 
Teil des Privatflusses seiner Bestimmung entzogen hat. Das durfte 
niemand thun und durfte auch der Kläo-er nicht thun, obwohl er Ufer- 
besitzer ist und selbst wenn er an dem betioflenden Grund und Boden 
Eigentlunn haben und die baupolizeilieh genehmigte Mauer seines Ge- 
bäudes uiiterwascheii werden sollte. Er brauchte hierzu vielmehr die 
r4enehmi<j:niiir der ( )ilsjiolizeibt-lirirde, welche für die Erhaltung eines 
PriYattiui>ses iu seinem Bestände zu sorgen hat, bei dem Mangel einer 
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gesetzlichen Beschräiikniig die Genehmigung aus jedem pülizeiliclieu 
Grunde versagen darf und wegen hiernach mit Recht nicht erteilter 
Genehmigung der unberechtigten Verfügung über den Teil des Privat- 
ÜDSses entgegentreten ksan. £s giebt insbesondere auch ein Eigentum 
an Grand und Boden noch nicht die Befugnis, diesem seine Eigenschaft 
als Teil des Bettes eines PriTatflasses zu nehmen. ISn solches Eigen- 
Um ist, solange der Grand nnd Boden mit dem Wasser des Flusses 
bedeckt ist nnd einen Teil des Flusses bildet, ein besehrftnktes nnd 
gewfihrt deshalb nicht die freie Verf&gung, die sonst der Eigentümer 
hat, 80 wenig, wie rtwa der Eigentftmer des Grand nnd Bodens, anf 
dem sich ein Öffentlicher Weg befindet, infolge seines Eigentums in den 
Bestand des Weges eingreifen darf. Es würde sich hieraach nur noch 
fragen, ob es etwa vollständig an polizeilichen Gründen fehlte, die Er- 
richtung der Mauer nicht am genehmigen. Davon aber kann hier keine 
Rede sein. — Dass das vorstehende bei einem öffentlichen Flusse zu 
gelten hätte, kann keinem Bedenken unterliegen (vgl. Entsch. des OVG. 
Bd. 32 S. 263). E.s niuss aber bei einem Privat flusse ebenfalls gelten 
und folgt auch für diesen ohne eine ansdriicklidie ^^e.setzliche Vorsclirift 
aus dem Wesen der PrivattUis.se und iiiier Bedeutiiii^^ fiir das allgemeine 
Wohl. Der in ihnen von der Natur gespendete Wasser.sciiatz ist für 
die Allgemeinheit vorhanden. Ein Eingriff in die natürlichen Verhältnisse 
durch einen Einzelnen in .'meinem Interesse, der den Bestand des Flusses 
berührt, ist deshalb unzulässig, solange er nicht ausdiiRklicli gestattet 
worden ist, und muss es noch mehr sein als das im § 4 des Frivat- 
Anssgesetzes Terbotoie blosse Einwerfen und Eiuwälzen von losen 
Steinen, Erde nnd anderen Materialien in FlOsse. Gestattet aber ist 
ein Eingriff von jener Art weder durch eine Bestimmung des FriTafr 
flossgesetzes oder eines anderen Gesetzes, namentlich anch nicht ftti' 
den üferbesitzer, noch im vorliegenden Falle durch eine besondere 
polizeiliche Anordnung. 

Nr. 114. Entseli. (U^s rran/ösischeii Kassationshofcs. 
Vom 27. März 1901. 

(BuUetüi de la Hataclle TransporUi. 1901. S. &a.) 

Uebergabe 4m FraoUlirtofM mi Beiahlung der FraoM vm* AiiksafI iM Sites ta* 
irtadM filr sMi Moh keiMB Enatiutpruli iet Airmtaten wegM AMIsfemgt» 

VersSumnisses. 

Der Gastwirt X. in Narbonne bestellte bei einem Comestibles- 
Händler in Basel Fische, Krebse und Wildpret für ein auf den 
9. August 1898 angesetztes Hoclizeit.smahI. Die Ware ging am 5. August 
in drei Kolli als Eilgut von Basel ab. Am 8. August früh gins: X. 
zum Bahuhol iu Narbonne, nahm den bereits augekommenen Fracht« 
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brief in Empfang und entriclitete die Fracht. Als er die Sendung Viei 
der dortigen Güterabfertigungsstelle in Empfang nehmen wollte, ergab 
CS sich, dass jene noch gar nicht angelangt war. Sofort, noch am 
8. August, erhob X. Klage gegeo die Gesellschaft da Midi beim Handels- 
gericht Narbonne auf Zahlung von Fr. 900, Fakturabetrag der Ware, 
nebst Verzugszins, femer von Fr. 1000 SchadenersatB und endlich der 
.Frachtauslage. Zar Begrftndung der Klage führte er an, die alleinige 
Thatsaehe, dass ihm die Bahn nach üebergabe des Frachtbriefes and 
Bezog der Fracht das Gut nicht habe fibergeben können, begrfinde 
einen zn Schadenersatz verpflichtenden Verzag aaf beklagter Seite. Die 
beklagte Bahngesellschaft stellte fest, dass die in Betracht kommende 
Distanz (Basel-Karbonne) 838 Kilometer aasmacht, somit die Lieferfrist 
laut § 6 (1) a der Ausfiihrungsbestinnnungen zum I. U., auch ohne Be- 
rficksichtigung von § 6 (7) leg. cit. fanf Tage betrag and am 8. Aogost 
noch nicht abgelaufen war. 

Dennoch verurtheilte das Handelsgericht die beklagte Partei aus 
dem vom KU^gor geltend gemachten Ginnde zum Ersatz des Schadens, 
der jcdorli nur auf Vr. 50 angesetzt wurde, und zur Zahlung von 
weiteren Fr. 10. unter Kostenfolge, 

Der Kassatioushof hob das Urteil wegen Verletzung von Art. 14 
des 1. U. und des § 6 der Ausführuugsbustimmuugeu zu demselben auf. 



Är. llo. Eiitsch. des Prouss. Obcrrerwaltungsgeriehts. 

3. .Senat. Vom 30. März 15J01. 

(D Jur.-Zeitg. Jahrg. VI. Kr. IC.17 S. 391 ) 

Deiche und deichähnliobe Erhöhungen der Erdoberfliobe. 
Deiche werden an dem (Tewas-ser oder in dei Niilie des Gewäs-sers 
augelegt, um durch sie das dahinter liegende Land vor dem sich über 
die Ufer ausbreitenden Wasser za sehfitzen, aber nicht ausschliesslich 
in dem Gewftsser selbst. Bauten, die blos in diesem innerhalb der Ufer 
and ohne sich fiber die Höhe der Ufer zn erheben, vorgenommen wei-den, 
sind nicht Deich-, sondeiii Wasserreguliernngs- oder dergleichen Bauten. 
Ebenso ist keine deichfthnliche Erhöhung der Erdoberfläche, von der 
der § 1 des Deichges. v. 28. Jan. 1848 femer spricht, vorhanden, wenn 
lediglich in einem Flussbette etwas gebaut wird. Mit der Erdoberfläche 
ist hier im Gegensatze zu der regelmässig mit Wasser bedeckten Sohle 
des Gewässers der nur bei dem z( it weisen Austreten des Wassers aas 
seinen Ufern Uberschweramte Teil der Ei-de, das Land, das znm luan- 
dationsgebiete gehört und nicht unter dem Ge\Y:t'^ser, solange es in 
seinen Ufern bleibt, sondern ausserhalb desselben liegt, gemeint. 
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JS'r. llft. Eiitsch. des rreuss. Ohorverwaltiingsgerklite. 

3. Senat. Vom 1. April 1901. 

(Pronss. Verw IJl. XXll. Nr. 42. S. 6U.) 

Die Bestimmung, dass Zalilangen, welche öffentliche Kassen zu leisten haben, von den 
Gläubiger an der Kaase In Empfang lu ■ehnM aind (§ 59 ALR. I. 16), gilt auch f3r 
Zablniiea, welche Ae uf firiMl Her ArkettervereidieniBoegeeetze errIcMetea Kmeei 

!■ IdtlMi haben. 

In dem InyalideiiTersieheiiingsgesetz hat die unter den Parteien 
streitige Frage eine unmittelbare Ldsnng nicht gefanden, da die hier 
nacli dem Vorgang der Uiifallversicheningsgesetze angeordnete Zahlung 
dnrch die Post nur für die Zahlung der Rente und der aus der Kente 
zu berichtigenden Ersatzansprüche der Armen verbände gilt und nicht 
auch für Ersatzansprüche aus § 18 (s. § 123 und die Geschäftsanweisiing 
vom 2. Dezember 189U in den amtlichen Nachrichten des Reichs-Ver- 
sicherungsamtes 1900 S. 254 tf., G ra.ssniaiins Kommentar S. 437 zu 
§ 49 S. 641 Anm., Handbuch für die Uufallversirhci iing I. Aufl. S. 374). 
Die Post tiberbringt aber nicht etwa die angewiesenen Beträge den 
Emi)fang.sberechtigt.en, suiukin sie erwartet ihre Meldung auf der Post- 
anstalt zur Eutgegennaliiiie der Zahlung unter Vorlegung der erforder- 
lichen LegitimationsuacliNveise. Nur versuchsweise ist für das Gebiet 
der Unfallversicherung durch Erlass vom 18. Januar 1901 angeordnet 
worden, dass einmalige Zahlungen von Bfmten u. s. w., Beträgen an 
Empfänger, die in Landbestdlbezirlcen wohnen, dnrch die Landbrlef- 
trftger zu bewirken sind (Amtsblatt des Beichs- Postamts 1901 S. 64). 
Bas Erankenversicherungsgesetz enthält ebensowenig darüber eine ans- 
drftckliche Vorschrift^ ob das Krankengeld und der daraus zn befriedigende 
Ersatzanspruch der Annenverbände von der Krankenkasse zu holen, 
oder von ihr zn überbringen ist. Deshalb hat es kein grundsätzliches 
Bedenken, die Frage nach den Vorschriften zn entscheiden, die für 
Zahlungen ans Öffentlichen Kassen landesgesetzlich bestehen, zu denen 
die Krankenkassen, wie Übrigens auch die Kassen der Versicherungs- 
anstalten der Unfall- und Invalidenversicherungsgesetze mit Rücksicht 
daraaf, dass sie einem ötfentlich- rechtlichen Zweck dienen und eine 
Einrichtug de.«? öffentlichen Zwecks sind, gehören. 

Was der Vorderrichter gegen die Anwendbarkeit des die Zahlungen 
aus und an öffentliche Kas.sen regelnden § 53 Tit. 16 Tbl. II A.L.R. 
geltend macht, erweist sich jedoch als fehlsam. Den Begriff der öffent- 
lichen Kassen im .Sinne dieser Vorschrift auf die Kassen fiskalischer 
Stationen zu beschränken, rechtfertigt sich nach dem Wortlaut dieser 
Vorschrift nicht und cben.suwenig. von ihrer Anwendbarkeit diejenigen 
öffeutlicheu Kassen auszuschliesseu , die Einrichtungen dieueu, deren 
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Entstehang erst in die Zeit nach dem Inkrafttreten des AllgemeineiL 
Landrechts fiUIt. Massgebend ist aber fftr diesen Streit auch der 
Art. 11 des AusfÜhmngsgesetzes zum B&rgerlicben Gesetzbnche Tom 
20. September 1899, GS. S. 183, woselbst fftr das ganze Staatsgebiet 
verordnet worden ist, dass Zahlangen ans öffentlichen Kassen, wenn 
nicht ein Anderes bestimmt ist, an der Kasse in Empfang zn 
nehmen sind, and zwar mit massgebender Bedentnug aodi f&r die 
Zahlangen von einer öffentlichen Kasse an eine andere öffentliche Kasse 
(s. Kappelmann, Prenss. yei*w.-Bl. Jahrg. XXI S. 486). 



Nr. 117. Klitsch, des Deutsehoii Holcliscorichts. 

5. Civil-Senat. Vom lü. April lüOl. 
(Pram. ?em.-BL XXII. Hr. «s. B.M.) 

Ii dw EitMbahikepzmln ll«|t Ae allBmahie Amrdmii ier Stattsgewaü im iia 

benachbarten Grundbesitzer nicht nur diejenigen nachtheiligen Einwiricungen dulden 
nössen, ohne welche der Betrieb nicht ausführbar ist, sondern auch alte« unterlaeeeo 

mSssen, was denselben beeinträchtigt. 

Das Verscluililen der Beklagten tindet der Berufungsrichter darin, 
dass die Beklagte, nachdem sie. wie aus ihrem Schreiben vom 20. Juni 
1892 ersichtlich, die Möglichkeit eines durch ihre Ausschachtungen 
eintretenden Schadens erkaont hatte, dennoch die Ausschachtungen 
fortgesetzt hat. Hierdnrch habe die Beklagte grob fahrl&ssig gehandelt 
Hierbei geht der Bemfangsrichter in Anlehnung an ein in einem Vor- 
prozess zwischen den Parteien mit nmgekehrten Paiteirollen am 
90. Oktober 1895 ergangenes Urtheil des Reichsgerichts daron ans, 
dass die Beklagte ihr Grundstock mit der Beschrftnknng erworben, 
alles zn nnterlassen, wodurch die Sicherheit des — damals bereits 
im Gang befindlichen — Eisenbahnverkehrs beeintrftchtigt wird. 

In dem gedachten Vorprozess wurde der von der jetzigen Beklagten 
gegen den Eiseubahnfiskus wegen der ihr durch polizeiliche Verfügung 
auferlegten Beschränkung in der Ausnutzung ihrer Thongnibe erhobene 
Entschädigungsanspruch abgewiesen unter folgender vom Revisionsgericht 
gebilligten BegrOndung: Tn der Ertheilung der Konzes.^ion (zum Betriebe 
der Eisenbahn) liej^p die allj^eineine Anordnung der Staatsgewalt, dass 
sich die benachbarten (Tründbesitzer diejenigen nachtheiligen Ein- 
wirkuii^^en auf ihre Grundstücke gefallen lassen müssen, ohne welche 
der Betrieb nicht ausführbar ist. Darnacli sei mit der .\nlage der 
Eisenbahn dem jetzt der Klägerin geliürigen Grundstück eine Be- 
schränkung auferlegt wurden des Inhalts, dass der Eigenthümer alles 
zu unterlassen habe, wodurch die Siclierlieit des Bahuverkehrs beein- 
trächtigt wird. 
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Der erste Satz dieser Begründung ist aii.s der Entsclieidiiug des 
Reichsgerichts, abgedruckt Band 7 Seite 266 der Entscheidungen, eut- 
Domraen und wird von der Eovision nicht angegritFen. Diese be- 
streitet nur die Richtigkeit des Folgesatzes, dass nflnilich durch die 
Eonzessionirung der Eisenbahn eine Uber die Verpflichtung zur Duldung 
der ümeh den Eäsenbahiibetrieb Ternrsaehtai Immissionen nnd sonstiger 
nachtbeiliger Einwirkangen liinaiisgehende Beschränkung der Nachbarn 
im Gdbranch ihres Eigenthnms erzeugt werde. Es liegt indess kein 
Grund vor, in dieser Beziehong einen Unterschied zn machen. Ob der 
EigenthQmer im yitalen Interesse der benachbarten Eisenbahn za einer 
Doldnng oder zti einer ünterlassnng gezwangen wird, ist grandsfttzUch 
dasselbe. Mass der Eigenthflmer sieh Eingriffe in sein Eigenthnm, 
denen er sonst widersprechen dürfte, gefallen lassen, weil ohne dieselben 
der Betrieb der Eisenbahn nicht ausführbar ist, so darf er auch inner- 
halb seines Grundstückes nichts vornehmen, was voraussichtlich in seinen 
Folgen den Bestand der Eisenbahnanlage und damit die Sicherheit des 
Betriebes zu gefährden geeignet ist. Es lag hiernach kein Grund vor, 
den im Vorprozess in Ansehung des durch die Konzessioniruug und 
Anlage der Eisenbahn begründeten nachbarlichen Rechtsverhältnisses 
eiiigenonimenen Standpunkt zu verlassen. Darnach aber unterliegt auch 
die Feststell uiiL( eines die Beklagte zum Schadenersatz verpÜichteudeu 
Verschuldens keiuem rechtlichen Bedenken. 



Nr. 118. Eiitseh. des Deutsehoii Roiclisureriehts. 

1. Civil-Senat. Vom 17. April 1901. 

(All,:i iii Tar. Anz. XX IWI . Nr. 29. S. 441.) 

Ober die Tariflrung von „amerikanischem Eichenholz" naob den Oeutsehis RefurM- 
tartf vts 1879, FasMai vmi 1. April 1894. 

Der Kläger hat nicht behaaptet, dass amerikanisches Eichenhohs 
besondere handelstechnische Eigenschaften im Unterschiede von ein- 
heimiachem Eichenholze besitzt nnd dass es im Verkehre von diesem 
za anterscheiden ist. Derartiges ist auch in den Verhaadlongen der 
67. Sitasong der ständigen Tarifcommission von keiner Seite behaaptet, 
im degentheil ist ohne Widersprach betont worden, dass fQr den Handel 
in Betracht kommende Unterschiede nicht bestehen, und dass auch die 
botanischen Merkmale nur von Botanikern auf Grund mikroskopischer 
Untersuchung festgestellt werden künneu (lue. cit. Seite 49, 85, 99, 117, 
118). Hienach gibt es eine „Sorte'' amerikanisches Eichenholz 
in dem hier massgeblichen Sinne nicht, vielmehr, sofern nicht sonstige 
Kichenarten, deren Jlulz von der heimischen Sorte handelstechnisrh ab- 
weichende Eigenschaften aufweist, vorkommen sollten, nur die Sorte 
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Eichenholz; Jedenfalls ist das amerilutnische Eichenholz in Etmanglanc: 
Terkehrsm&ssig in Betracht kommender Unterschiede deijenigen Sorte 
Eichenholz zuzurechnen, welche Gegenstand eines hetriehsgemissen 
Einschlages in der mitteleuropäischen Forstwirthschaft ist, und daher 
nach Specialtarif II za verfrachten. Wäre die Meinung hei Abfassung 
des Taiifes eine andere gewesen, so wttrde es YOlIig unverständlich sein, 
warum die Verfasser das in grossen Quantitäten von Amerika eingeführte 
und dalier einen wiclitigen Tarifartikel bildende Eichenholz nicht mit 
unter den zahlreichen Beispielen erwähnt hätten, da gerade bei diesem 
Ailikel in erster Linie die erheblichsten Zweifel über die Zugehörigkeit 
zu Specialtarif I entstellen nuissten. Ebenso unverständlich wäre es, 
da gerade Fassdauben, wie bekannt, häufig aus Eichenliolz liergestellt 
werden, ilass man in Si»ecialtarif I nur von Holz in Balken, Brettern, 
Boliltjii und Blöcken spricht und das gering werthigere Daubenholz uur 
im Specialtarif II erwülint. 

Jeder denkbare Zweifel wird aber beseitigt durch die für die jetzige 
Fassung der fraglichen Positionen massgebenden Verhandlungen der 
ständigen Tarifcommission vom 14./ 15. Februar 1884 (20. Sitzung) und 
der Generalconfereuz vom 5. Dezember 1884. 



Nr. 110. Entsek. des BeztrksgerlelitB für Handelssnelieii In Wien. 

Vom 27. April 1901. 

(Allgem. Tar-Ans. XX (lOOl). Nr. 28. S. 486.) 
Eine Disposition des Absenders im Sinne des Abs. (I) des ^ 64 B -R. muss nach Vor- 
schrift des Abs. (6) des § 64 B.-R. erfolgen, widrigenfalls dieselbe nichtig ist. Eine 
Disposition im Sinne der Zusatzbestimmung i zu § 64 ist, wenn sie nicht den in dieser 
ZiMtztatttamani eitkiltoiei VoraobriftM aatoprMit, Mos 111011111 iBi bramM 
■loht voa der Bahn befolgt zu werden. Hat aber die Bahn eine solcbe oaglltige 
Disposition angenommen, to mm ele dleeelbe auch ausführen. 

Nach § 64 Abs. (1) kann nur der Absender die daselbst taxativ 
angeführten Verfügungen bezüglich des aufgegebenen Gutes treffen. Die 
Form, in welcher diese Verfügungen getroffen werden können, ist im 

Abs. (6) dieses Paragraphen iiormirt. und es ist im Abs. i7) ausgesproclien, 
dass jede in anderer F(»nii gegebene Verlugung nichtig sei. Vorliegend 
handelt es sich jedoch um eine VerfiiuMing. welche nicht im ^ 64 (1) 
aufgezahlt ist. Die Klägerin als Ab.seiulerin hat nämlich die Weiter- 
sendung des Uutes nach einer seitwärts gelegenen Station begehrt. Das 
Recht, eine solche Verüigung zu trefien, wurde dem Absender in der 
Zus.-Bestg. I zu § 64 Betr.-Regl. eingeräumt und daselbst bestininit, 
in welcher Weise eine solche Verfügung durchzuführen ist. Klägerin 
hat jedoch die iu dieser Zusatzbestimmung vorgeschriebene Form in 
keiner Weise eingelialten, indem sie weder die Verfügung auf Foimnlar- 
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EDlage F abgegeben nocli auch gleichzeitig das sclirift liehe Begehren 
gestellt hat, das Gut nach der neuen Bestimmungsstation zu senden, 
noch auch einen neuen Frachtbrief beigebracht oder die Aasfertigung 
eines nenen Frachtbriefes von der Anhalte-, beziehnngsweisö Bestimmnngs- 
Station begehrt hat Hit BQcksicht darauf war die Bahn anch nicht 
gehalten, die in keiner gütigen Form abgegebene Verfügung der KlSgerin 
zn befolgen, nnd die Elfigerin hatte die Bahn nicht verantwortlich 
machen können, wenn dieselbe das Gnt in die orsprOngliche Bestimmungs- 
station Bubenc gebracht h&tte. Hätte die Bahn die in der nicht vor- 
geschriebenen Form abgegebene Verfügung nicht beachtet, so wäre das 
Gut in der Station Bubna nicht angelialten worden, und es wäre ein 
Wagenstandsgekl nicht aufgelaufen. Die Bahn hat nun zwar die in 
niriit {^'ehOriger Form ab{^er!f(4)ene Verfügung angenommen, was auch 
der Stationsaufseher in Oujezd in seinem Telegramm vom 3. September 
1900 der Klägerin niitthcilte, sie hat jedoch diese Verfiigung, welche 
dahin lautete, dass das Gut statt nach der Station Biibenf nach Kladno 
gebracht werden soll, nur theilweise befolgt, indem sie das Gut im 
telegraphisclien Wege in der Station Bubna anlialten Hess. Die Bahn 
hat die Weiterdirigirung nicht veranlasst, wiewoiil der Stationsaufseher 
iu Onjezd ausdrücklich der Klägerin mitgetheilt hat, dass er das Gut 
zur gewünschten Station Kladno umdirigirt habe. Das Wagenstandsgeld 
ist nun dadurch aufgelaufen, dass die Bahu, ohne hiezu verpflichtet zu 
sein, die Verfügung des Absenders annahm, jedoch nur insoferne aus- 
Itkhrte, dass sie das Gut anhielt, jedoch trotz ihrer Zusage, die Weiter- 
versendung nach Kladno zn bewirken, das Gut nicht weitersandte. 
Wenn man aus der Bemerkung des Telogn^'ammes des Stationsanfeehers 
in Oqjezd vom 3. September 1900: aFrachtbriefduplieat nicht erhalten" 
schliessen irürde, dass der Stationsanfseher die Weitersendung nach 
Kladno von dem Empfang des Duplicat-Frachtbriefes abhängig mache, 
ungeachtet er in demselben Telegramm bereits erklärt, dass er die 
ümdirigirung nach Kladno bereits veranlasst habe, so ist die Klägerin 
dieser Bedingung am 3. September 1900 nachgekommen, indem das 
Frachtbriefduplicat an diesem Tage der Station Oujezd zugekommen ist. 
Von diesem Zeitpunkte an hat keinesfalls die Absenderin, sondern die 
Bahn selbst, be^cichungsweise ihre Oigane das Auflaufen des Stand- 
geldes in Bubna verschuldet. 
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Nr. 190. Bntscli. des Seichs-TeniehenmgsanitB. 

Vom 27. April 1901. 

(D. Jur.-Zcltg. Jahrg. VI. Heft I6yi7. S. 380 i 

Verbot vertragsmässiger Beschränkung der Bestimmungen der Unfaliversicherungs- 

gesetze zum Naohtheile der Versicherten. 

Einem Arbeiter war durch reclitskrältigen Besclieid einer Berufs- 
genossenschaft V. 20. Not. 1888 wegen eines Unfalles, den er am 
13. Juli 1888 erlitten hatte, eine Teilrente von 5^0 znerkannt worden ; 
in dem Bescheid war jedoch auf Omnd einer protokollarischen Er- 
klärung des Klfigers aasgesprochen, dass die Rente so lange nicht ge- 
zahlt werden würde, als der Kläger den gleichen Lohn wie vor dem 
Unfall erhalte. Das Schiedsgericht nnd ebenso das BVA. haben cUeser 
Uebereinknnft der Parteien die Bechtswirksamkeit versagt und die 
Berofsgenossenschaft verurteilt, die einbehaltene Bente nach- nnd weiter 
zn zahlen, weil die Vereinbarnng eine den Kläger benachteiligende und 
deshalb gemäss § 99 UVG. v. 0. Juli 1884 (zu vergl. auch § 141 GÜVÖ. 
V. 30. Juni 1900) iiiclitig sei. Die Berufsgenossenschaft sei zwar für 
den Fall, dass der Kläger weniger als vor dem Unfall verdiene, zur 
Zahlung der Rente verptlichtet; trete aber der Fall ein, dass der 
Kläger zwar seinen früheren Lohn verdiene, aber wegen seiner Ver- 
letzung hinier (Jem Lohne der gleicliwertigen unverletzten Mitarbeiter 
zurückstehe, so könne er nichts verlangen. In gleicher Weise sei er 
geschädigt, wenn er nicht nur den früheren Lohn nicht verdiene, 
sondern hinter die.'^em Luhn ganz beträchtlich zurückbleibe, weil er in 
diesem Falle nur die 5°/o, nicht aber eine entsprechend höhere lieute 
beanspruchen könne. 

Nr. 121. BeviB.-Eiit8eh. des Bdelis-TenIcheniiigSBiiitB. 

Vom 2. Mai 1901. 

(Arcü. f. gewerbl. Recbt-siill. II }kft 9 S. 267;i 

Über die bei der Prüfang der Erwerbsfähigkeit von Geisteskranken !■ Bttraoht za 

ziehenden Gesichtspunkte. 

Bereits in der Revisionsentscheidung 250 (Amtliche Nachrichten des 
Reichsversicherungsamts J. u. A. V. 1893 Seite 95) ist dargelegt worden, 
dass der Grundsatz der Nichtberücksichtigung der Arbeitsgelegenheit 
bei Prüfung der Erwerbsfähigkeit in denjenigen Fällen keine Anwendung 
finde, in denen es sich um eine zwar zur Arbeitsleistung als solcher 
befähigte, aber gleichwohl durch ein besonders geartetes Leiden vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossene Person handle. Was dort bezfiglich eines 
körperlichen Krankheitszustandes erOrtert worden ist, passt in vielen 
Beziehungen auch auf den hier gegebenen Fall geistiger GestSrtheit, 
und zwar unbeschadet der inzwischen in der Bevisionsentscheidung 6TO 
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(Ämtliche Nachriditen des Beichs-VersicheniDgsamts 1898 Seite 890) 
binsichtlieh der Erwerbsffiliigkeit von Fallsttchtigen angenommenen 
Grundsätze. W&hrend der FaUsacbtige darcli plötzliche Ausbräche 
seinefl Leidens regelmässig nur sich selbst gefähi'det, ferner in den 
anfallfreien Zeiten durcliaus zur Arbeit verwendbar sein kann, auch 
seine Krankheit elier Milgefülil als Widerwillen zu ei'weckeu pflegt, 
befindet sich der Geisteskranke in allen diesen Beziehungen in nn- 
glinstigerer Lage. Es ist in der Natur der Sache begründet und wird 
durch die tägliche Erfahrung bestätigt, dass im allgemeinen jedermann 
den Verkehr mit einer al.'J geistig nicht gesund bekannten Person ver- 
meidet, nicht nur wegen der Besorgnis, der Kranke könne infolge eines 
plötzlichen Anfalls seiner Umgebung gefährlich werden oder sonst durch 
sinnlü.se.s Handeln Schaden anrichteu, sondern vor allem auch wegen 
des Gefühls der Scheu und Abneigung, das durch den Zustand eines 
unter vernunftwidrigen und melir oder weniger unerklärlichen inneren 
Einflüssen stehenden Menschen notwendig hervorgerufen wird. Selbst- 
Yerständlich werden sich diese Rücksichten je nach der Art und dem 
Grade der geistigen Erkrankung in den einzelnen Fällen mit Ter- 
sch^ener Stärke geltend machen. Immerhin aber bedarf es, soweit 
nach Lage der Sache Geisteskrankheit als Erwerbsnnfilhigkeitsursache 
in Frage kommt^ stets auch einer Erwägung des yorstehend erörterten 
Gesichtspunkts. 

Nr. £]itscli. dos Landgericht« Mttacheul^). 

Vom 3. Mai 1901. 

filasballons, in welchen eine Flüssigkeit aufgegeben wird, sind nicht als Verpaclcung, 
sondern als Bestandtheile des fiuts anzusehen und gehören zu den der besonderen Gefahr 
ies BruohM ausgesetztM filtern. Bewito dts VertdmlieM der ElteotahD. 

Der Glasballon, im welchem Kläger das Gel der Gäterstation zur 
Beförderung fibergeben hat, bildet einen Bestandtheil des Gutes. 

Mit Tollem Becht hat nun Erstrichter einen Glasballon auch bei 
guter Verpackung als ein der Bmchgefahr besonders ausgesetztes Gut 
betrachtet. Klägerischerseits wurde diese Ansicht in zweiter Instanz 
auch nicht mehr bestritten. 

In Ansehung solcher Güter bestimmt § 77 Abs. 1 Ziffer 4 der Ver- 
kehrsordnung, dass die Eisenbahn f&r den Schaden nicht haftet, welcher 
aus dieser Gefahr entstanden ist. Dass der im gegebenen Fall ein- 
getretene Schaden aus der Bruchgefahr des Gutes entstehen konnte 
und entStauden ist, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Kläger sucht nun darzuthun, dass der Schaden durch Verschulden 

>) Vgl andi Bd. XVn S.840 dieser Zeltsditift 
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der Eisenbahn oder ihrer Leute entstanden ist. Er kann sich hiebei 
jedoch nnr in Vermnthnngen ergehen. Die Bestimmnng in Absatz 2 
des § 77 der YerlcehRSordnnng erfordert aber den strikten Nachweis 
des Gansaijsnsanimenhanges zwischen dem Verschnlden and dem einge- 
tretenen Schaden. Non kann aber einerseits darin, dass die Angestellten 
der Eisenbahn die in unmittelbarer N&he des Glasballons auf der Lade- 
rampe stehenden schweren Güter ein- und ausluden und hiedurch eine 
Erschütterung des Bodens verursachten, ein Yersclmlden niclit erklärt 
werden, und andererseits ist, wenn auch der Ballon hiebei Stösse er- 
litten Imben sollte, die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass der Ballon 
schon auf dem Transport zur Güterstation oder beim Hinaufheben auf 
die Laderampe einen Sprung erhalten hatte, welcher die Ursaclie des 
Auslaufens der im I>all(»n enthaltenen Fliissigkeit war. Erschütterungen 
sind aucli in der Giiterhalle. nicht nur auf der T^aderampe, nicht zu 
vermeiilen; erleidet der Ballon durch solche eine Hescliädigiing. so ist 
dieselbe eben eine Folge der besonderen Beschattenheit des Gutes und 
die Haftung der Eisenbahn desshalb nach Ziffer 4 Absatz 1 § 77 der 
Yerkehrsordnung ausgeschlossen. 



^r. 123. Eutsch. des llaiidols^erichts Brüssel. 

Vom 4. Mai 1901. 

(Zeltaohr. f. d. inusrnat. Elsenb.-Trausi). IX (IMI). Nr. 8. 8. £83.) 

nr fMwIilige NehesftiilitkHisii (i. B. St^ssg des fiits mr Mnlltelbartn Veriadssi 
ia SekKTt) haftet dl« ElMsfcalia nliiM ■tob den EitMbaluiflraoMvsrlrsge. 

Am 11. Dezember 1899 wurde in Huy eine Sendung Eisenblech 
an die Adresse der Finna Smeyers & Cie, nach der Station Antwerpen- 
Bassins aufgegeben nnd das Interesse an der Lieferung mit Fr. 1000 
deklariert. Die Sendung langte folgenden Tags in der Bestimmungs- 
station an. Die Erapfangsfirma wurde sofort avisiert, erteilte vorbc- 
haltslos Decharge, bezahlte die Fracht und stellte an die Eisenbahn 
das Gesuch, die Wagen, in die das Blech verladen war, auf dem hierfQr 
vorhandenen Geleise an eine bestimmte Stelle des Quai zu verbringen, 
wo die iSoiidung unmittelbar in das Schiff werde verladen werden. Dem 
Gesuche wurde entsprochen, aus irgendwelchen Ursachen jedoch, wahr- 
scheinlich wegen Ar])eil.siiberli;iufung, erst nach einigen Tagen, so dass 
unterdessen die reglementarische Lieferlrist von Huy nach Antwerpen- 
Bassins abgelaufen war. 

Der Empfänger bezw. dessen Cessionar verlangte von den belgischen 
Staatseisenbahnen Schadenersatz wegen der Verspiitung, wurde jedoch 
abgewiesen. Zur Verbringung der Wagen nach dem Quai sei die Eisen- 
bahn nicht etwa vermöge des Fraciitvertrages verpflichtet. Diese Mehr- 
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leistimg bedeute lediglich eine Gonlanz gegenOber dem Handel von Ant- 
werpen, mit Bezog anf welche die Bahn in ihren Tarif bestimmungen 
ansdr&cUich jede VerantwortMchkeit ablehne. Diese Tarifbestimmnngen 
besitzeii absolnte Gültigkeit. 



Xr. 124. Kutsch, des Bezirksgerichts für lluiidelssacheu iii Wien. 

Vom 11. Mai 1901. 

(Allcan. TkT^Au. XZ (IMI). Nr. N. B. UM.) 

Et itt mniliMii, eine Seadung der Eiteikaka „>w DitpMltlon" zu stollei; der Be- 
rechtigte kann nur Ersatz des Schadens verlangen, welciiei die Bahn zu vertretet 
hat. Die Verfügung des Absenders muss sich auf die ganze Sendung beziehen. 

Die Balm war alleidiiigs verpllii'litet, dm duicli die Be.ccliädigung 
des Fasses entstandeuen Scliaden in Geiniisslieit des ^ 80, bezieliiiiigs- 
Aveise § 83 Betr.-Kegl. zu ersetzen. Eine andere Verbindlichkeit oblag 
der Beklagten nicht, und die Klägerin war daher nicht berechtigt, zu 
verlangen, dass die Bahn, sei es das eine Fass, wie anfangs begehrt, 
oder die ganze Sendung, wie später begehrt wurde, behalte und bezahle. 
Die Klägerin war anch nicht berechtigt, die Disposition dahin zu treifeu, 
dass das eine rolle Fass gegen die daranf haftende ent&Uende Fracht 
nnd Gebühren ausgefolgt und das andere F^ von der Bahn Über- 
nommen werde. Der Bahn obliegt, im Falle der Beschädigung oder 
des theilweisen Verlostes lediglich Schadenersatz im Sinne der §§ 80 
nnd 83 Botr.-Begl. zo leisten, keinesfalls aber eine Sendung für sich 
zo behalten und den Preis hiefür zu bezahlen. Eine durch besondere 
Gesetzesbestimmung normirte Verpflichtung, eine beschädigte Sendung 
käuflich oder sonst zu erwerben, besteht fiir den FrachtfQhrer nicht 
und kann auch aus keinem allgemeinen Rechtsgrundsatze abgeleitet 
weiden. Der Frachtgeber kann sein Gut nicht abaudonniren, sondern 
nur, wie erwähnt, Schadenersatz im Sinne der bestehenden Bestimmung 
verlangen. Auch eine theil weise Verfiigung des Absenders ist durch 
die Zusatzbestimmung II zu § 64 Betr.-lit gl. ausdriicklich untersagt, 
indem es daselbst heisst: „Jede Verluguiig des Abscndeis niuss sich 
auf diu ganze Sendung erstrecken und daher fiir aUe Theile derselben 
eine gleiche sein". Abgeseheu hievon, ergibt sich das Vdrgesagle ans 
der Natur des Frachtvertrages und aus dem Unistande, dass durch 
eine verscliiedenarli.L''e nnd tlieihveise VerlTiiiiing eine gros.se Verwirrung 
im Eisenbalmfraehtverkehre entstehen könnte. Endlich war die theil- 
weise Ausfolgung des Gutes dadurch verhindert, dass nur die Fracht 
bezikglich des einen Fasses nach Wonseh der Klägerin abgefordert 
werden sollte. Dieses Begehren der Klägerin ist nach § 66 (1) Betr.- 
Regl. unzulässig, da die Bahn nur yerpflichtet ist, gegen Bezahlung der 
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im Frachtbiiefe ersichtlich gemachten Beträge das Gut auszuhändigen. 
Die Fracht und die Gebiilireii waren aber niir f&r die ganze Sendung 
im Frachtbriefe ersichtlich gemacht, and « s konnte eine Ausfolgang 
vor Berichtigung der ganzen Gebiihren nicht stattfinden. Abgesehen 
davon, dass die Bahn nicht verpfliclitet war, gegen Bezahhing eines 
Thciles der Geblilirdi von dem Gute etwas auszufolgen, war auch die 
Bahn nicht bereclitigt, eine Abändenmjr dieser Frachtbeiechnung vor- 
zunehmen, da zwei Ralinen beteiligt waren und jede l^ahn verpflichtet 
ist, die ersichtlich gemachten GebUhreu für die vorherige eiuzuhebeu. 



Nr. 125. Entgeh, des Dentsehen Relehsgeriehts. 
7. CiYil-Senat Vom 14. Mai 1901. 

(Prcus«. Verw.-Bl. XXII. Nr. «*. S r.C2 ) 

Preoss. Entcign.-Ges. § 8. Wenn nach dem begründeten Guiachten Sachverständiger 
ein Grundstück in abseiiiiarer Zeit keine Autsioht iiat, als Bauland verwerthet zu 
werttoi, M kMltzt m BaiplatitlgeiiMbafl iiMit, a^ek wwm m mu Irftid welthaa 
firliMlei la in alidtlsahei Biftumge|dan aaffsnonaM Ist 

Nach Massgabe der Gutachten der Sachverständigen geht der Be- 
ruf ungsrichter davon ans, dhss der enteigneten Parzelle die Banplatz- 
eigenschaft fehle. Von den genannten Sachverständigen wird nament- 
lich bemerkt, vermöge des auf der Sftdseite der Bahn stattfindenden 
Bergbaues sei eine Entwickeluug der Ortschaft Z. nach dieser Seite 
ausgeschlossen, die Grondstückt^ dort Hessen schon Spuren des Berg- 
baues erkennen, anch auf dem Grundstücke des Klägers sei schon «ine 
Einsenkung der ObeiHäcbe wahrzunehmen. Die Saclivei stäodigen äussern 
sich ferner dahin, wenn die Ortschaft sich auch stark vermehre, so sei 
doch für lang-e Jahre auf der Nordseite der Bahn noch genügendes Bau- 
terrain vorbanden. Sie .sprechen aus diesen Gründen der enteigneten 
Parzelle, gleichwie dem übrigen Theile des Grundbesitzes des Klägers, 
die Baui»latzeigenschaft ab. Ob für die südliche Seite bereits ein Be- 
bauungsplan aufgestellt ist, wissen die Sachverständigen nicht, halten 
CS aber für unerheblich. Auch hierin folgt ihnen der Bernfungsrichter. 
Die Revision greift dies an, indem sie ausführt, wenn das Grund- 
stück in den Bebauungsplan einbezogen sei, so müsse es auch als Bau- 
land entschädigt werden; als Kegel gelte, dass das vom Bebauungsplan 
umfasste Land Bauland sei, eine Ausnahme von dieser Regel mOsse der 
Beklagte beweisen. Der Angriff geht fehL Nach den §§ 1, 8 des 
Entelgnnngsgesetzes ist der Eigenthttmer in Höhe des vollen Werthes 
des abzutretenden Grundstückes zu entschädigen. Wenn nun für die 
Ortschaft ein Bauplan aufgestellt sein sollte, welcher sich aus irgend 
welchen Grttnden auf das im Säden der Bahn gelegene Gmndstflck des 
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Klftgers erstreckt, in Wirkliclikeit aber nftcb Lage und Beschaffenheit 
desselben keine Aussicht anf eine Yortheilbringende Benatznng desselben 
zur Errichtung von Bauten in absehbarer Zeit vorhanden ist, so war 
die Anfnalime des Grundstocks in den Plan so wenig direkt als indirekt 
von Einfluss anf den Werth des Grundstocks; eine Steigerung des bei 
einem Verkaufe zu erzielenden Werthes war alsdann ausgeschlossen. 
6anz iii)si«-1ieie Zukunftshoffnungen müssen ausser BerOcksichtigung 
bleiben. Eine Verniuthung der von der l^evision behanpteten Art be- 
steht nicht, und bestände sie. so wäre sie hier durch das Gutachten 
der Sachverständigen widerlegt. 



Nr. 126* Entseh. des Itonfschcii Reichsgertehts. 
3. Civil-Senat. Vom 17. Mai 1901. 

(I'iTiiss. Eisfiil. -ArL'h. 19IJ1. lictt 5. S. 

Die Frage» ob bei der Aasteilung eines Beamten richtig verfabroa Ist, Ist der gericht- 
lichen Entscheidung entzogen. 

Es mag nneli hinzugesetzt weiden, dass es der niaterielleii 
Prfifung, ob diese ^Grundsätze" (für die {Besetzung der Subaltern- und 
Unterbeanitenstelleu mit Militäranwärtern) bei der Anstellung des 
Klägers verletzt sind oder nicht, Oberhaupt nicht einmal bedurft hätte. 
Denn ob bei der Anstellung richtig verfahren ist, unterliegt Oberhaupt 
nicht der richterlichen Kognition. Alle Hechte, die aus den ,Grund- 
s&tzen" zu folgern sind, sind publizistischer Natur und daher vor dea 
ordentlichen Gerichten nur verfolgbar, soweit der Rechtsweg durch be- 
sondere Vorschriften, im vorliegenden Falle das preussische Gesetz vom 
24. Uai 1861, zugelassen ist. Das ist aber nur der FaU fOr vermögens- 
rechtliche Ansprüche aus dem Dienstverh&Itniss. Das Bestehen des 
Dienstverhältnisses ist also voransgesetzt, und das Reichsgericht hat 
bereits wiederholt sowohl für das preussisclie als für das Reichsrecht 
ausgeführt, dass die Gerichte die privatrechtlichen Ansprüche der Be- 
amten nach der thatsächlich gegebenen öffentlichen Stellung derselben, 
wie solche ihnen von der hierzu kompetenten Behörde durch Verleihung 
des Amtes gegeben worden ist, zu beurtheilen haben, und dass nicht 
diejenige Stellung für die Reurtheilung der vennifgensrechtliehen An- 
sprüche der Beamten massgebend ist, welche denselben bei einer nach 
der Auttassung des Gerichts rechtmässigen Ausübung der AemterboUeit 
hätte verliehen werden sollen. 
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4. 

Die Kollision melirerer Enteignviigsredite iiaeh prouBslseheni Recht 

Von Or. 6Mr| Eger, 

BeglemngBratli in Berlin. 

Nach Artikel 9 der prenssiMlien Verfassangsarkande vom 31. Januar 1860 
in VerUndiing mit den §§ 1 nnd 3 des preaMiscIiMi EntdgnungBgeeetxes tob 
11. Jgni 1874 ist die Enteignung begrifflich die Entziehung oder Bescliränkmig 
des lägenthnrns ans Grfinden des öffentlichen Wohles für ein Unter- 

nelimen, dessen Ansführunt^ füp Ausübung des Enteignnngsrechts erforderti 
gegen voUstÄndipc Entschiidi^ung und nach Massf^abe des Gesetzes. 

Der Staat kann unter diesen gesetzlich gegebenen Voraussetzungen das 
Recht der Entziehung des Eigenthums sowohl für seine eigenen Unter- 
nehmnngen in Ansprach nehmen d. h. dem Fiskus als Beprflaemtaiiten des 
StaatsrermSgena fOr fiskalische Unternehmungen verleihen, aber aach Ge- 
meinden, GeseUschalten, Cffentlichen und privaten Körperschaften, joristischen 
und physisrlicn Personen, überhaupt jeder Art v(tn Privatunternehmern 
gewJiUren. 1»<m1i ist in Betrefl" der letzteren frb'iilifalls unboding:te Voraus- 
setzung, dann sie das Keclit nur belaiis AuöfilUrung eines üuteruelimens, 
welches dem üft'entlicheu Wohle dient, ausüben. 

Wie in der Verfassung, so hat sich auch im Enteignungsgesetze der 
Oeseti^eber darauf beschränJct, fBr die Znlftssigkeit der Bhiteigniing ein all- 
gemdnes Prinzip anfavsteUra, und Ton jeder nftheren Prilaisining der dnael- 
nen Enteignungsgründe Abstand genommen, in der richtigen Erkenntniss, dass 
letzteres dem Bedürfnisse, aus welchem das Gesetz geflossen, nicht entsprechen 
würde, vielmrlir dem mit der Verloihune: des Enteignun<rsrechts betrauten 
()rfj:ane der SUiat sjre walt nur generell die Direktive gep:e]>en werden dürfe, 
welche bei Beuitheiluug der konkreten Fälle festzuhalten sei. Absolut iässt 
sich der Begriff des 5ff entlichen Wohles nicht definlren. Ißt Becht 
wird es in der ErfQlloi^ und Befriedignag aller Staatszwecke gesehen, 
und zwar sowohl deijenigea, welche der Staat unmittelbar verfolgt, als 
auch derjenigen, welche mittelbar durch die Gemeinden, Kirchen, Körper- 
schaften etc. oder auch durch Private in Vollzug gesetzt werden. Wie aber 
die Staats/.wpoke je narh der pnlitisdien und kulturellen Mission des Staates 
delinbar sind und nach Zeit und UmstUTiden furf irt'sctzt sich ändern, sn i.^t 
auch der BegritF des üffentlichen Wohles von diesem Wechsel abhängig, und 
die Entsdididnng, ob ein Unternehmen im öfflentlichra Wohle liegt, ist nicht 
nach efaiem absoluten Massstabe, sondern unter Berficksichtignng der jedesmal 
in Frage kommenden Staatozwecke nach der BMonderheit des einzelnen Falles 
zu treffen. Von diesen EärwRgungen auptrehend hat der Gesetzgeber die all- 
gemeine Bestimmung: »aus Gründen des öffentlichen Wohles" olme 
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nähere Präzisirung und olmo detaillirte AufziUilun}? einzelner (Mümle uml 
Eategurien gewühlt, indem er die Garantie für eine richtige and unparteiische 
BeartkeUong dessen, was zum OffentUdieft Wohle gehOrt, allein darin sachte, 
dass er die Entwheidimg hierllber anasehUesBUeh der Autorität des Staats- 
oherinaptes (§ 2) flhertn^r. 

In den Berathungen über das Gesetz ist allerdings nach Vorgang anderer 
Gesetzgebungen wiederholt der Versucli *;enia< ht worden, das alltjenieine Prinzip 
entweder durch die Bestimmung zu begrenzen, dass in Jedem einzelnen Falle 
das f'nteignungsreelit dnreli ein Spezialgesetz verliehen weiden solle fEng- 
laad) uder aber dass im Enteignungsge^ietze die ei uz einen Kategorien von 
Uintenehmu^(ai speddl anfgeflthrt wfltrden, bei weleben die Enteignung an- 
iBsdg sei (Bayern, Knrhessen, Sachsen etc.). Aber dem Vorsclilage des Er- 
lasses von Spesialgeaeteen für jeden einsehwn FaU wnrde entgegengehalten, 
dass derselbe bei der sclmell fortschreitenden Verkehrs- und Kulturentwicke- 
Inng and der grossen Zahl von P^nteiirnnnirsfiillen praktisch undurchführbar 
sei, weil die gesetzgebenden Faktoren dadurch überbürdet werden würden 
und für die gründliche Prüfung der in Betracht kommenden Fragen eine 
gesetzgebende Körperöchatt ungeeignet sei. Und gegen den Vorschlag der 
spedeUen AnffBhmng der einzelnen Kategorien im Gesetz wnrde geltend ge- 
macht, dass sie lüeht angezeigt erscheine; denn sie mfissten entweder so eng 
gezogen werden, dasa de daa SlfMitliche Interesse gefllhrden, oder so weit, 
dass sie einen wirklichen Schntz gegen IQssbranch doch nicht gewUliren. 
Uebevdics liege die Befürchtung nahe, dass ans einer sulehen spe/ielli'n Auf- 
ziililung die betreftenden Untcini lum r einen Ansprueh auf Verleihung des 
Enteignungsrechtes in den bezeichneten Füllen herleiten würden. Vor allem 
sei es aber bei den vielgestaltigen Verhältnissen eines grossen Knlturstaates 
nicht möglich, im Vorans erschöpfend alle FSUe gesetzlich zu fliiren, in 
welchen im Interesse des Öffentlichen Wohles die Enteignung für znlilssig zu 
erachten sei. Beispielsweise wfirde die eTontaelle Inansprachnabme des Chrond- 
etgenthums für folgende Anlagen nicht wolil ansireschlossen werden können: 

1. zur Ansfiihrnnir aller direkt oder indirekt der l.andesvertheidigung 
dienenden Anlagen, als Festungswerke oder l'uterkonftsräiuue für 
lebende und todte Streitniittel, sowie Uebungspliitze; 

2. zur Anlegung, Erweiterung und Verftndemng von Wegen, Strassen, 
putzen, Brftcken, Eanftlen, ffitfen, Flnssbetten, zu Öffentlichen Anlagen, 
die zun Einladen nnd Ansiaden von Waaren dinien, Lenchtthflrmen 
and anderen Seezeichen, Eisenbahnen, öffentlichen Wasser-, Qas- nnd 
Telegraphen-Leitungen O^icrzn werden auch Klein- und Strassenbahnen, 
sowie die Anlagen für elektrische liicht- und Kraftvertheilung gereclmet); 

3. zur Erbauung oder Erweiterung von öft'entliehen Srhul-Anstalten, Kirchen, 
Pfarren, Begrabnissplätzen, Annen-, Kranken- und Irren- Anstalten, 
Straf- Anstalten jeder Art, Harlcthallen und öffentlichen Schlachthäusern; 

4. zur Erwdtemng der StSdte nnd DOrfer, zum Wlederanfban zerstörter 
GebOnde, wenn nach dem allgemeinen Banplan eine Yerindemng der 
Baastitten erforderlich wird; 
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5. 7A\r Anstri»( knnngr von Hümiifen und Seeon in tler Niihe von Ortschaften, 
Beschützung einer Gegend vor Ueberschwemmnngen j 

6. zn Vorkehrongen in wesentlich nothwendigen sanitltB- oder richeilidte- 
poUzeiliclieii Zweeken; 

7. in FiUen 5ffentlichen Noihituidesy namentlich bei Feuere- und Waasers- 
gefahr, Erdbeben und Erdfällen, in Krieirs- nnd anderer dringender Noth; 

und vielleicht vwh nach dem Vorgänge der iJpsetzc anderer Staaten: 

8. zur Siclicrun^ dei- Kunst scliätze und wiääenächat'tlichen Sammlongen dea 
StaateB vur Feuers- und anderer Crefahr, und 

U. zu Gebäuden für öffentliche Behörden. 
Aber durch die epedelle AnffUirong aller diraer Kategorien wird 
das Bedfirfiüss des wirfhschaftlichen und staatlichen Lebms keineswegs 
erschSpft, es wird einerseits zahlreiche andere FiUe gehen, in weldien 
ans Gründen des öffentlichen Wohles die Verleihnng des Enteignnngsrechts 
^credit fei-tig-t erscheint, ebenso wie andererseits in einzelnen der eben anf- 
}z;efiilirt*'n Fälle nach T.ajre der konkreten FniHtiinile dieselbe nicht l)e<rn"mdct 
erseheim n kann. Man liat daher die ani" spezielle AutTiilirunü: der einzelnen 
Kategorien vun Enteignung.st'älleu gerichteten Anträge sünnutlich abgelehnt 
and es bei der allgemeinen Direktive, dass Grttnde des Offentliehen 
Wohles fflr die Verleihnng des Enteignimgsrechtes massgebend sein mflssea, 
bewenden lassen. 

Kann nun das Entei<rnnngsrecht sowohl dem Staatsfiskns, wie aach Ge- 
meinden, Kiu persrhaften, Gesellschaften, überhaupt physischen nnd juristischen 
Personen aller Art und für die verschiedensten, im öffentlichen Wohle liecren- 
den rntovnelininn'ren verliehen werden, si» tritt hänfig der Fall ein, daiss ein 
bereits für ein l'nternehmen in Anspruch genommenes Grundstflck auch 
noch für ein anderes Unternehmen gebrancht wird, and es entsteht die 
Frage, ob anch solche Qrandstficke, welche einem mit dem Enteignongsrechte 
aa^erfisteten Unternehmen angehören und für dieses enteignet worden sind, 
sin Zwecken eines spateren, gleichfalls mit dem Enteignnngsreehte 
versehenen Unternelimens enteignet werden dürfen. 

Hei dieser Frafre ist zu unterscheiden, ob die lictreilenilen Grundstücke 
für das ältere IJnternelimen noch nothwcndig sind oder nicht. Ist dies 
nicht der Fall — z. B. Inanspruchnahme eines verlassenen Bahndammes oder 
Dispositionslandes einer bestehenden Eisenbahn ffir eine nene Eisenbahn — 
so ist fttr das ältere Unternehmen der Recht^^rnnd zor Inansprachnahme der 
fraglichen Grundstücke aus dem verlielienen Enteignnngsreehte fortgefallen, 
nnd es erscheint nac]> der ratio legis die Enteignung für das spätere Unter- 
l nehmen zweifellos stattliaft. {Löbell. Komm, z. Ent.-(?es. S. 25, 20.) 

.Schwieriger ist die Entscheidunir der Fraije, wenn die betr. tirundstiii kf' 
für das ältere Unternehmen noch nothweudig sind. Abidann liegt eine Kolli- 
sion zweier Enteignnngsreehte vor, weldie nach den Grnndsfttaen fSber 
die Kollision von Rechten (bisher für das Gebiet des Frenss. AllgeoL Landr. 
§§ 06 — 97 Einl.) zn entscheiden ist; d. h. das mindere Recht mnss dem 
stärkeren weichen, ebenso der gesachte Vortheil dem abzuwendenden Schaden 
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uikI, wenn die in Kollision kommenden Rerlite von frlf'i<licr Be^^cliatTenlicit 
sind, so muss jeder der üercrlitit^tcn von dtui soinen soviel naelij^ebcn, als 
erforderlich ist, damit die Ausübun-^ beider zugleich bcbteheu kann (s. BGB. 
§ 226 mä analog §§ 1024, lOüO)^). 

Das Eutei^iuigsrecht darf zwar nach § 1 dm Otsetzes nur ans Gründen 
des öffentlichen Wohles verliehen werden. Diese Qrfinde sind aher nicht 
immer gleich stark, and daraus ergiebt sich, dass auch die Enteigniuigsrechte, 
welche in jenen Gründen ihre Quelle haben, von verschiedener Starke 
und IntensivitUt sind. Es erscheint /.. B. nidit zweifelhaft, dass das Ent- 
eignungsrecht, welches zum Hau einer fiii- die Landes vertheidigung und 
somit für die Integrität des Staates unbedingt nothwendigen strategischen 
Bahn oder fortifikatorischen Anlage verliehen ist, vun grösserer Stärke ist, 
als daa zun Bau einer lediglich dem Verkehrsinteresse dienenden Balm 
gegebene , and das letztere, obgleich Slter, dem ersteren nachstehen mnss, 
wenn die strat^sche linie etc. sonst überhaupt nicht oder nnr mit nnver- 
haitnissmäsBigen Kosten hergestellt werden könnte. Dagegen mnss das Ent- 
eijmnncrsrecht prosser Durchirancrsbalinen, wr-lche das Verkehrsinteresse des 
tranzen Staates oder ^rrosscr (icbicti' dtssclbcn erfordert, dem Kntcifrnungs- 
rechte blosser Lokalbahnen von untergeordneter Bedeutung vorangehen (s. 
Randa a. a. 0.). Doch ist in solchem Falle dem älteren Unternehmer volle 
Entsddidignng fftr dadurch etwa erforderliche Neabanten, Verlegungen oder 
die gftnzliche Kassimng seines Unternehmens zn leisten. Der Annahme, dass 
jedem oflFentlichen Unternehmen die Berechtigung oder Nothwendigkeit seinw 
Existenz in demselben Masse innewoline, kann mithin nicht beigetreten 
werden. (Lübell H. 20. Seydel, Knnim. z. Ent.-Ges. 2. Aull. S. l'Jf.) Viel- 
mehr muss dif im iirtontlichen (stratrL:i>i ht-n, kulturellen, wirthschaftliclien etc.) 
Interesse weniger wichtige Anlage der wichtigeren weichen oder wenigstens 
sich dieser unterordnen oder akkomodlren. In diesem Sinne fährt auch ein 
Uinisteiialbescheid ans: «Es sei nicht aosgeschlossen, dass das bei einem 
neuen Unternehmen in Frage kommende SlfentUdie Interesse dasjenige, welches 
bei dem bereits bestehenden öffentlichen Institut in Betracht komme, in dem 
Masse überwiege, dass im Falle einer Kollision daa letztere dem ersteren 
weichen müsse (z. B. Inansi»ruchnalime eines Begräbnissplatzes zu einer Eisen- 
bahnanlatrc). Ein derart iircr Eingriff in scliwcrwif-rciide Interessen sei indess 
nur auäuaLnisweiäe und auch nur dann statthult, wenn eine im üüeutlichen 
Interesse dringend nothwendige Anlage in andM«r Weise fiberhanpt nicht oder 
doch nur mit nnverliftltnissmässdg hohen Kosten hergestdlt werden konnte* 

Das Altere Recht, wenngleich das schwächere, ist also als wohlerworben 
(qnaesitam) thnnlichst zu schonen, und brancht namentlich dann nicht zn 



*) Vergt. hfersa die Abhandl. in der Oesterr. Eisenb.-Ztg. 1888 Nr. 87 n. Randa 

hl GrOnhut's Ziitsrhr. f. öfT^ u. rriv.-U. IUI. 10 8. 020. 

Koknirs-Hfsrhcid des pronss. Minist, f. Handel otr. vom I.') Novi inlicr Krk. 
des OesU'tr. Vurwalt.-ticr.-llofes vorn 7. Mai 1885, betr. die Entcigimiig riiics Fiied- 
kofcs. Eisenb. Entsch. IV S. 160-168. 
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weichen, wenn die Mündlichkeit vorliefrt, das neue Unternehmen uline Eingriff 
in das Reclit des Ulteren und ohne unverhältnissmäsBige Opfer zu Stande zu 
bringen; der neue Untemelimer hat cttes bei Anfatellmig seine« Planes m 
berOeksichtigen. SpeKiell gegen die Inanspraehnalime der Eirclili9fe fBr andere 
SffentUcJie üntemehmnngen sind, weil hier zn dem Ein^iffe in materielle 
Interessen noch die Verletzung idealer hinzatritt, gewiKsc Kautelen gei^eben: 
dir Kiiteipmunp: selbst geschlossener Kirchhofe soll in der Kepcl nicht vor 
Ablauf von 40 Jahren nach erf'ul;rter Sclilie<isnn{r statttinden 'j; ferner soll 
es überall vermieden werden, Chausseen über Kirchhiife zu führen-), und 
dieser Grundsatz iät darcb eine Verfügung des Koltns- Ministerianis vom 
30. Jaaaar 1868 anch auf Eisenbahnen mit dem Hinanflig«! Ar aanendliar 
erklärt worden, dass die Qenehmigong eines Planes, welcher die Terwendong 
eines BegriUbnissplatzes an Eisenbalmzwecken in Aassicht lümmt, sowie die 
Verleihung des Kntdgnnngsrechtes erst nach Benehmen mit den KnltoS' 
Minister stattfindet. 

Entscheidet abor niclit das Ueberp-ewicht des einen Rechts, sind vielmehr 
beide Rechte ^'leicli stark, so muss nach Analojjjie der civilrechtlichen 
Nonnen ein j?ej;enseitij?eH Nachgeben stattfinden, und zwar soviel als er- 
forderlich ist, damit die Ausübung beider zugleich bestehen könne. Dieser 
Sats bedarf Jedoeh einer Modifilcation, weil niefat immer ein Nachgeben in 
der Weise möglich ist, dass beide Rechte nebeneinander ansgettbt werden 
kttnnett. Ist dies nicht möglich, so geht nach dem allgemeinen Grandsatze: 
prior tempore, potior jure" das nitere EnteignnTiü-rrM ht vor, d, h. ein Ittr 
das ältere TTntemehnien iiotlnvendifres (rrundstüt k darf alsdann nicht sn 
Zwecken des Jünircrcn rntenudiniens («ntcitrnet wo ilcn , falls das qu. Grund- 
stück die Ansübunix bt ider Rechte nicht zu tragen vermag, bezw. dazu nicht 
ausreicht, mitlün durch eine solche Enteignung das Utere Unternehmen in 
seiner Existenz bedroht oder setaier Bestimmung entfiremdet werden wfirde. 
Ist aber ein Nachgeben möglich, weil das qa. Ornndstflck die Zwecke beider 
üntemelminngen voDsttndlg oder doch nnr mit nnerheblichen Beschwemniren 
da einen oder des anderen zn befriedigen vermag, so ist insoweit die In- 
anspruchnahme zu Gunsten des jüngeren l'nternehmens statthaft. Nnr hat 
letzteres, weil es in ein jus (luaesitinn ciuLneift, die KosttiU der liierdurdi 
etwa nothwcndigen Umbauten, VerUnderun;^en des älteren L'nternehmens zu 
tragen und diesem Ar etwaige Nachtheile Ersata an Idsten. Ein aolehes 
Nachgeben würde anch darin zn finden sein, wenn der jflngere ünteniehmer 
auf seine Kosten Anlagen herstellt (z. B. bei Eisenbahnen: Veorlegvngen der 
Geleise, üeber-, Unterführungen), durch welche der Utere Unternehmer in 
die Lage versetzt wird, ohne Schädigung oder Störung, oder unter Ent^eld 
für geringfügige Nachtheile ein bisher nothwendiges Grundstück künftighin 



*) ( it k.-Verfiigang des Kalt-2iUai8(oriams vom 28. Jaanar 1830, v. Kampts, Ab- 
nalcn, lid. 14 8. 183. 

>) Cirk.-Terfllgong des Hinist, des Innern vom IH. Janaar 1883, Kamptz, As- 
nalea, Bd. 17 8. 314. 
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ntbehreB, besw. für die Zwecke des anderen UnternebmenB freigeben n 
IcSmien, d. b. ein geeigneter Ersats dafür von letsterem geboten wird^). 

Nach diesen Gmndsfitzen repelt sidi hesnnders die Frage über die Zn- 
lässigkeit der Inanspruchnalirae von (irnndstücken einer bestehenden Cliansscp, 
Eisenbahn, eines Flusses etc. zn Gunsten einer neu anzulcf^endtii Clnus^ci', 
Eisenbahn, eines Kanals etc. z. Ii. zum Zwecke der DnrchschiHiilung ^iiii 
Xiveaa oder diu'ch Unter- oder Ueberi'ülirung) oder des Aujichlusses oder 
der lOtbenntzimg ^ , femer die Znllssiglcett der Inanspraehnahme von Eisen- 
baltnen, Chansseen nnd anderoi öffentlichen Strassen znm Zwedce der Anlage 
von Telegrapben-, Telei^n-, Bobrpost-, Wasser- etc. Leitungen^). 

In allen diesen Fällen ist davon auszugehen, dass grundsätzlich die Er- 
ziehung oder Beschriinkung von Gnindei^'^enthum des einen Unternehmens zum 
Zwecke der Anlage nnd dos Betriebes des amleren rechtlich zulilssig ist und 
in Anspruch genommen werden darf, soweit dies nach Latrc der Sache mit 
dMn Bestehen und dem Zwecke des ersteren überhaupt vereinbar ist. Daher 
kann s. B. die Beebtsgültigkeit der Enteignung von Strassenfiftchen ffir die 
Kreoznng mit Bahnanlagen an sich nicht in Zweifd gesogen werden*). 

Die Entsdieidnng in Kollisionsfftllen hat im Wege K5n%licher Verordnung 
bezw. durch die Enteignungsbeliiirden zn erfolgen, nicht aber durch die Ge- 
richte'^). Bei Ansihluss oder i^Iltbetrieb mehrerer Eisenbahnen berühren die 
dem llaudelsminister bezw. jetzt dem Minister der iirt entliehen Arbeiten nach 
den §§ 27, 45 Eisenbahn - Ge«etz vom 3. November 1838, §§ 10, 28, 29 
Kleinbahn-Gesetz vom 28. Juli 1892, zustehenden Regulirungsbefugnisse die 
Frage der Entaiehiing oder Beschrftnkong des Chnmdeigentbnms der alten Bahn 
sowie die Entschädigong dnfflr nicht. Hierftber ist verfassnngsmftsslg nach 
Massgabe des Enteignnngsgesetzes za entsdidden. 

Die Entscheidnng Uber die Mitbenutzung öffentlicher Wege zur Anlage 
und znm Betriebe von Kleinbahnen hat ohne PMnleitung des Enteignungs- 
verfahren gemäss ti , 7 des Kleinbahn-Gesetzes vom 2H. .luli 18*J2 durch 
die dort bezeichneten Behörden zu erfolgen. Soweit tiir die Anlage von 
Kleinbahnen aber Privateigenthum in Ansprach genommen wird, bedarf es 
der Enteignung^. 

^) Vergl. ijeydel, £nt.-Ges. 2. Aull. 8. Id u. Kekurs- Bescheid des Minist, für 
Handel etc. vom 18. Jnnl 1677. 

*) § 45 des Preuss. Kisi nlKihn-Ccsct/es vnm 3. November 1838 n. § 88 des Klein- 
bahnges. vom 28. Juli 1H92. .\rt. 41 Abs. 2 Reichs- Verfassung. 

*) § 45 1. c. und Normativbestimmungen über die Mitbenutzung von Chausseen und 
anderen öffentlichen Wegen zur .\nlage von Eisenbahnen untcrgeord. Bedeutung etc. 
Nebenbahnen nnd Kleinbahnen: Erlaas des Ministeriiiins der Dffmtl. Arbeltm vom 
8. März 1881 E.-V.-Bl. S. 119. 

*) 8. jedoch in Betreff der Telegr^ihen- and Tdephonleltongen: Telegraphenwege- 
Gesetz vom 18. Dezember 1899. §§ 1—4, 7 11, 15 R.-(J.-B1. IHiK) S. 10:k 

») Entsch. d. Breuss. Ob.-Vcrw.-(}cr. vom 18. November 1882. Entsch. IX S. 20O 
n. Erl. d. Minist, d. öffentl. Arb. vom 17. Dezember 1900 IV A. 8932. 

") Bähr n. Langerhans, Komm. z. Ent.-Ges. 8. Ansg. 8. 12 Anm.8. 
Eger, Komm. a. Preoss. Kleinb.-Oes. S. 129. 
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5. 

Ansprucli der Berafegenossensehaft gcgon den sehnldluiften Seha- 
densarhelier bezw. den Hnftpfllehtsehnldner. 

Von Dr. Benno Milse, 

Krt'isjrcikhtsraüi in Ufilin. 

Abgesehen von wenij^cn hier belanglosen Abweichnnprcn ist der Anspruch 
der liernfsf^cnossenscliaft und dor Krankenkasse auf Erstattnnjr der zur 
Schadinshalt nn;r eines Hctrielisunt'alks ilncr^cits freniachteii Aufwendungen 
gegen den schuldhaftcn Urheber des schiidigtuden Ereignibses bezw. den aus 
der Haftpflicht Eintrittsverpflichteten im § 140 GewerU. Ü.V.G., § 151 
Laadw. U.V.G., § 138 See-Ü.Y.G. in gleicher Weise geregelt, wie er dies 
biBher war. tofolgedesaeii finden anch in Zukunft diejenigen Bechtagmnd- 
tity.v liit ranf sinnmtsprechende Anwendung, welche seitens des Reichsgerichts 
zu den früheren Vot s( hriften erkannt wurden. Dass bezüglich solcher An- 
sprüche der (irdentlii lie ]teclits\ve«r nicht ausgeschlossen sei, hat dasselbe in 
dem II. vom (1 .Tuli 1888 (Eutsch. Hd. 21 S. 77) ausgesprochen, auch in dem 
U. vom lU. April lÖU-i (K.-Anz. S. 267j die ürundsätze aufgestellt, welche 
der Prosessrlchter bei Prafung dea Streitfalles seiner BenrteOnng zn Grunde 
zu legen hat. Danach soll er an eine etwaige Sdinldfeststellmig des Straf» 
richters fiher das HerheifOhren der Scbadensursache dergestalt gebunden sein, 
dass er nur über die H5he der ErsfatfiingganBprttche, jedoch wie das TT. vom 
7. Mai 1897 (R.-Anz. S. 210) ansfiihrt, nach freier Würdipunp der beweise 
erkennen darf. Daiiii', untci' welchen l'mstilndcn ein Sdiadcnsurhcber als Dienst- 
geber oder als Dritter im reihtliilien Sinne zu irolten halie. stellt das V. 
vom 4, Juni 18i>l (Entsch. Bd. 27 S. 136) die erforderlichen Anhaltspunkte auf. 

Es wfirde sich deshalb erfibrigen, mit den durch das U.Y.G. vom 
80. Juni 1000 geschaffenen Ändomngen sich hier zn beschäftige, wenn nicht 
dem § 185 G.Ü.V.G., § 146 L. U.Y.G., § 133 S. U.V.G. die dem bisherigen 
Kochte fehlende Frozessregel eingefügt wilre, dass für das über einen Knt- 
schiidignnfrsanspnich des Betriebsverletzten pepen den schuldhaften Urheber 
des schädi^'endcTi Kreia-nisses erkennende ordontliclie Ctericlit die Entsolieidun^^ 
bindend sein soll, welche in dem durch dieses (iesetz geordneten Verfahren 
über die Frage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen au» der Unfall- 
▼erdchemng Entsdiüdigung zu leisten ist, und in welchem Umfuige solche 
zn gewShren ist 

Aus der Gesetxesbegrfindui^ und dem Kommisslonsberidite geht als 
leitender Grundgedanlce hierfSr und abi Besthnmnngszweck unzweideutig die 
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Absicht des Gesetzgebers liervor, die seither zwischen den (»rdentlichen Ge- 
richten und den Spruchbehürden der Unfallversicherung hervorgetretenen 
Gegensätse in gnudafttBlichen Fragett sa 1>e8eitigeii lud dadurch auf eine 
grOflsere Bechtssicherlieit fir die EntachldigiiiigBtwreelitigteii liiiiziiwirkeii, in' 
kern ihnen nicht mdir von dem dnem Bichter versagt oder Terkttrst werden 
kann, was ihnen von einem ;<n«lrroTi sagebilligt wnrdo. Hiergegen ISsst sich 
im PriTizi]ie nichts einwonilni. Allein es sind die (Tiimdbedinpnnfrcn für den 
Kinti itt der rtrt'entli( lii echtliclu'n Unfall- und Krankem t i sielierung doch ue.sent- 
lieh verschiedene, wie für die Ersatzverbindlichkeit tür die Folgen des ausser- 
vertraglichen Verschuldens und die Haftpflicht nach bürgerlichem Recht. Dies 
ergleht deh anch ans der widersprechenden Anffiassnng des Beiehsgeriehte in 
den ü. vom 32. Dezember 1890 (Qmchet Bd. 36 S. 401) nnd vom 81. Ja- 
nuar 1891 (Beniiigenossenschaft Jg. 6 S. 133) und des Beichsversichenings- 
amtes in den Rekurs -Entach. Nr. 552 vom 14. Mai 1888, Nr. 563 vom 
11. Juni 1888, Nr. 1213 V(im 28. November IHiH' sowie der Revisions-Entsch. 
Nr. .021 vom 2h. Juni I.SIK) über die Verpliiclituner de.s Veiletzten, einem 
nenangeordneten , auf Wiederherstellen oder Vermehren der Erwerbsfähigkeit 
abzielenden Heilverfahren, in Sonderheit ehier erfolgversprechenden auch ge- 
fahrlosen Opmtion eich zn unterwerfen , indem jenes solche als vorliegend, 
dieses aber als fehlend erkennt, ünd wenngleich die gesetsgebenden EiSrper- 
sehalten hier auf Seiten des Reichsgerichtes gesren das Reichsversicherungs- 
amt tretend in den §§ 23 G. U.V.G., 24 L. U.V.G., 18 S. U.V.G. eine 
grössere Übereinstimmung zwischen dem öffentlichen und dem bürgerlichen 
Rechte dadurch schafften, dass das gänzliche uder teilweise Verwirken der 
Unfallrente als Folge der Weigerung des Betriebsverletzten soll eintreten 
dürfen, so ist damit doch noch nicht die Gefahr beseitigt, welche bei Geltend- 
machen von B&ckgriireansprfichen der Bemfsgenosaenschafl für ihren Eintritts- 
verpflichteten daraas sieh ergeben lunn, woin die Entscheidungen der Sprudi- 
behörden der Unfallversicherung über Vorliegen und Umfang eines Betriebs- 
nnfalles nnter allen Umstanden für die ordentlichen Gerichte ausschlaggebend 
sein mUssten. 

Nach der durch Art. 42 Einf.-G. z. B.Ct.U. erhaltenen Fa.ssung des § 3a 
des G. vom 7. Juni 1871 Ist im Falle einer Körperverletzung der Schadens- 
ersatz durch Ersatz der Kosten der Heilung sowie des Vermögensnachteils 
zu leisten, den der Verletzte dadurch erleidet, daas in Folge der Verletaung 
zeitweise oder danemd sidne &wwbsflUilgkeit aufgehoben oder gemindert 
oder eine VermehnniL'^ m iner Bedürfnisse eingetreten ist. I'in Anspruch auf 
Entsch.ldigTing aus der Haftpflicht setzt al.so voraus, dass der Verletzte einen 
Vermltgensnacliteil erleidet, welcher in nnniitf elitärem Zusammenhange zn der 
auf das schudiizcndc Ereiernis ursächlich zui iickfülirliaren Stiiiuntr seiner körper- 
lichen Unversehrtiieit steht. In Berücksichtigung der Thatsache, dass die 
^ wirtschaftlich nachteiligen Folgen sich im Laufe der Z^n erhUhm oder 
vermindem können, ist vorgesehen, daas bei Eintritt von Verftnderungen der 
Umstünde, welche fttr Feststellen der Uaftpflichtrente massgebend waren, 
auch ebenso wie der Kiftpflichtberechtigte das Erhöhen, der Hafi^cht- 
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Schuldner das Herabsetzen oder den Wegfall dersellien herbeiführen kann. 
Nun ist der Fall denkbar, dass durch ein neues schädigendes Ereignis, 
für welches, sei es ein Trftger der Sffentlichrechtlichen Versicherung oder 
anderer SchadeoiiirlietMr eintrittoyerplliehtet ist, diejenige StSmog der 
kSrperUclien ünTereelirlidt bes^tigt wird, fOr welche die Atf^[ifllclitrente 
festgestellt wurde. Dies würde z. B. geschehen, wenn bisher ein Haftpflicht- 
gUlnbiger eine Rente dafür bezieht, dass ein Bein steif wurde, infolgedessen 
er für Verrichten einzelner Arbeiten ungeeignet, ihm das Erlangen einer 
Arbeitsgelegenheit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkte ej-schwert ist, aber 
später er einen neuen Unfall erleidet, welcher die Amputatiuu dieses steifen 
Beines zur Folge h«t. Für die wlrtachaltlielieB Felgen dee letKteren Unfalles 
hat ein nener EntschMigangSTerpfliehteter einrnstehen. Damit sind gleich- 
aeitlg aller die Ursachen weggefallen, welche die seitherige Haflirfliehtrente 
rechtfertigen konnten. Und deshalb würde nach den Rechtaregeln des Haft- 
pflichtgcRCtzes der bisherige Haftpflichtsehuldner aus seiner bestandenen Ver- 
bindlichkeit befreit werden. Das Keiclisversichernngsamt vertritt in einer 
in der ^ Unfall versichenings-Praxis'' ,1g. 4 S. 30 zniii AlMhucke gelaugten 
Kckursentscheidung jedoch eine hiervon abweichende Kechtsansicht, indem 
es den Fortbestand der bisher bezogenen HaftpfliciitentBchftdigttiig naben der 
neasogebmigten Unfallrente als dem gesetsgeberischen Willen entsprechaid 
erachtet Wilrden die ordentliehen Oeridite anf Gmnd der nenen Proaess- 
rechtsregel in dem § liO beaw. § 151 bezw. § 138 a. a. 0. an die von dem 
Reichsversichernngsamte ergangene Entscheidung gebunden sein, so mUssten 
sie einen Antrag auf Aufliebnng des früheren Urteils zurnekwoisen. Allein 
es findet dieselbe nur anf das Verhältnis des Betriebsverletzten gegen seinen 
Dienstberechtigten bezw. der Berufsgenossenschaft gegen das bei ihr ein- 
katasferlerte Gienosseoadialtsailtglied Anwendung, aber nicht gegen den dritten 
Schadensarheber beaw. den Haftpfliehtsehnldner, was sweifellos ans dem Um- 
Stande sich ergiebt, dass zwar in den §§ 136 a. a. 0., Ufi a. a. 0., ISS a. a. 0., 
nicht aber auch in den hier alldn ntreifeikden §§ 140 a. a. 0., 151 a. a. O., 
138 a. a. (). darauf Bezug genommen wurde. Und deshalb bleibt als End- 
ergebnis festzuhalten, dass bei Geltendmachen von Ansprüchen ans der Haft- 
pflicht die ordentlichen Gerichte nicht an die von den Spriu lilieliih den der 
Unfallversicherung ergangenen lilntscheidungen über Vorliegen eines zu ent- 
schädigenden Unfalles nad die Hahe der Entscfaftdignng gebnnden sind» viel- 
mehr die seitens des BeichsgerichU erfcaimtea Qmnds&tse nach wie vor in 
Qeltnng bleiben. 



• 
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Einiget Bemerkaiigen Hber die aiisservertragsni9s8ige Haftpflicht der 

Eisenbahnen In Ungarn. 

Von Dr. Ferdinand Baumgartei, 
Becktsanwalt in Badapest 

Die aiuMrvertragsiiiasBige Haftpflicht der Eisenbaliiien wird in Ungarn 

durch den Ciesetzartikel XVIII des Jahres 1874 geregelt, welcher dem 
dentscken Keichshaftpflichtgesetse vom 7. Joni 1871^) analoge Prinaipien 
enthält. 

Der § 1 des vorbezeichneten nngarischen (iisetzis hpstimmt, dass für 
die bei dem Betriebe einer — wenn auch dem Verkehr nicht iibergebeuen — 
iÜBenbahn erfolgten Tödtangen oder körperlichen Verletzungen die Eisenbahn- 
Terwaltang verantwortlich ist, faUs sie nicht beweist, dass der Tod oder die 
Verletrang dnreh vis aiajor, dnrcb eine nnabwendbare Haadlnng dritter Per- 
sonen, welche die Eisenbahnverwaltuig nicht yerhindern Iconnte, oder durch 
das Verschnlden des Betreffenden verursacht wnrde. 

Die neuere Judicatur hat sieh nun mit den Voraussetzung-en sowie 
mit den Bedinguiig-en dieser Kaftpflieht wiedeHudt bescli:lftlt:t. Hiezii liat 
auch die Ausdehnung der lludapeater btadtbalin, welche erst mit Pterdekratt 
betrieben, seit dem Jahr 1896 aber successive nun elelctrischeii Betriebe um- 
gestaltet wurde, lAnltg Teraolassang g^ebea. 

Ifit Bücksicht hieraof spricht die Cnrialentsoheidnng ^rm 2. Jnli 1901 
snb Zahl ß04 ans^, dass die Dispositionen des Gesetzes XVuX vom Jahre 
1874 auf die dureli die Pferdebahnen vernrsaehten Tödtungen nnd Körper- 
verletzun(ren nidit anzuwenden sind. F(dglich bildet in diesen Fällen die 
Vi)ran8setzuii}r der Haftiirti( lit, dass die Tödtung oder Kürperverletzung durch 
Verschulden der Angestellten der Eisenhahn entstanden sei. 

Aneh besüglich der Sachbeschädigungen interpretirai die Gerichte ' — in 
Ennaagelnng anderer gesetzlicher Bestimmnngen — resteietiv. So z. B. in 
folgendem Falle: Ein dektiMier Wagen hat ein durch den St^lknecht des 
Klägers gafBlurteB Pferd überfahren, welches in Folge der erlittenen Be- 
Bchadignng nmgestanden ist. Die Curie hat nun am 5. Jänner 1900 snb 



*) Vergl. £ger: Das Keicbshof tpflichtgesetz , Hannover 1900, und Kein dl: Das 
HciebBhaftpflicbtgeieis in der Fassnng des Einfflhrungsgcsetses snmB.O., Mflnehett 1901. 

') Im Gegensatie svr dentalen Reehtsaasohaanng vo^l. Eger: Eiaenbahnredit II, 
§ 168, Note 23. 
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Zahl 6943 entsefaieden, dan in dem Prozesse das Gesetz XVIII d. J. 1874 
nicht uuniireiideii sei, da duselhe onr dann in Anvendnng Icommt, wenn 
eine Pereon beim Eisenbahnbetrieb getSdtet oder ltdrperlidi verletast wird. 
Dagegen wnrde die Haftpflicht der Eisenbahn ans allgemeinen privatrecht- 
liehen Normen') hergeleitet und angenotninen, weil der Unfall weder durch 
Zufall noch durcli Versclnildpn des Stallknorlites erfolgt sei und der Wagen- 
führer die d»'Ti Unfall vcrursachonden Uiustäiuli' liiittc vorliindcrn können. 

Die llaftpHiclit wurde, wie aus deui vorhergehenden Bescheid iudirect 
ersichtlich, aach gegen elektrische Stadtbahnen aasgesprochen. Expressis 
verbis ist dies aach dnrch das ürteU der Gorie (Z. 1328/1699) constatirt 
worden, welches die Klägerin , deren Mann dnrch den elelctrisdien Wagen 
iberfalirrn wurde, mit ihrem Schadenersatsanspmche auf Grund § 1 des Ge- 
setzes XVllI d. J. 1874 nur ans dem Grunde abwies, weil ihr Mann in 
Folge der eigenen Falirliissigkoit iiVicrfahron wnrde. 

Allerdings intcrjn ctiit die Curie liii r wie audi in ilircui Uiteil 4981/1899 
die Falirlässigkeit in einer den SLliadenersatzforderungen ungünstigen Weise, 
indem sie dem Verletzten gegen die anf offener Stoasse Twkehrei^en Zttge 
eine ganz ansserordentUche Vorsicht znmniliet Ans diesep Gmnde Icommt 
die Haftpflicht in der Praxis nicht gehSrig znr Gdtnng. 

Im Gegensatze zu dieser Richtung hat die Unrie snb Zahl 5320/1900 
mit Aufliohung der erstinstanzlichen Urteile riditig hervorgehoben, dass die 
Ei.senbahnuntcrnclimunpen alle Kisiiosilionen einhalten müssen, die zum Zweck 
der Lebens- und Vprmrigenspi( liciheit der Heisendon in den Kf^Icuients ent- 
halten sind, und dass, wenn aucli die Sicherheitsvorscliriften sämmtlich genaa 
eingebalten worden, die Eisenbahn dennoch der ans dnem Unfall entste&enden 
Haftpflicht nnr dann enthoben werde, wenn de das Vorhandensein der in 
§ 1 des Oesetees XVm vom Jahre 1874 enthsltenen HaftansscUiessnngs- 
grBnde beweist 



') Das uncrarischc »'ivilrccht ist bis heute nicht codifirirt. Per erste Entwurf 
des angariscbcu bürgerlichen Ciesctzbuchos wurde im .lahre 1900 pubiieirt. 
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7. 

Die Elsenbahnbaftpflicht 

0 

Von W. Cteraiam, 

AmtBiichter in Mfllhsiiseii L E. 

Die römisch -rechtliclip BesdirJlnknnpr flor Haftiif!i( lit für vornrsai liton 
Scliadcn ist bereit» im CimIc XaiMtli'-on durclihrochen, iiml tlie neue tirsttz- 
gebiing hat so weitgeheude und zalilreidie Abweichungen, zumal auf dem üe- 
lifete det Yetkehnreehts, aufgestellt, dass bier dtm allgaacineB fOmiaeliMi 
Grandsatse, der im § 823 B.G.B. Anfiiahnie gefanden bat, nur noch eine 
besdirBiikte fiedentong verbleil»t. Wahrend die Haftqpflieht Ar Kftrpenrer- 
letznn^en und Tiidtun^-en bei dem Betriel>e dem Reichshaftpflicbtgeaeta vom 
7. Juni 1871 (in der Fassung des Art. 42 d. Einführnngsgcsetzos z. B.G.B.) 
unterliofrt, wird diejenip:c für Beschiidigrunfien von Leirlien, Thieren und 
Gütern, ljoziij:liili deren mit der Balm ein Befürdernngsvertrag ali^rosrhlnssen 
ist, durch die 453 ft. ll.Cj.B. , 30 tf. Verkehrs -Ordn. sowie im iuter- 
nationalen Verkehr darcb Art 1 ff. des Internationalen Übereinkommens über 
den Etoenbahnfrachtverkehr geregelt Damit ist aber das OesammtgeUet der 
mSglichen BesehMigmigen sowie der Sondervorschriften noch keineswegs er- 
schöpft. Betriehsnnfftlle der Eisenbahn-, Post- nnd Tclep-raidienarbeit^r nnter- 
liejron dem Gewerheunfallversichernnprspesetze vom 30. Juni 1900, Beamte 
der.selbeii Verwaltungen, soweit es sirh um Heichsbetriebe handelt, dem 
Unfallfürsorgegesctze für Beamte nnd Personen des Soldatcnstandes vom 
18. Juni 1891. Eine Sonderbestimmung für verletzte Postbeamten ent- 
UQt § 8 des Oesetses vom 20. «Dezember 1875, betr. die Abftndemng 
des § 4 des Oesetaes Aber das Postwesen des Deatschen Rdehea vom 
28. Oktober 1871. Vielfache Thätigkeitszw^ie der Bahnverwaltiingen 
gehören nicht znm „Bahnbetriebe", nnd Verletzuniren bei diesen unterliegen 
nur soweit den §§ 823 tt B.G.B., al.s nicht die Unfaliversidienings- bexw. 
Beamtenfürsurgregesetzfrebung eingreift. 

Die Beschädigungen von anderen Gütern als Frachtgütern, d. i. solchen, 
bezftglich deren ein Frachtvertrag abgesclilossen ist, z. B. des Handgepäcks, 
der Bekleidung des Beisenden, mag der Sehaden dnreh nnmittelbare Eingriffe 
der Bahnen, s. B. dnrch Überfahren, oder dnrch mittelbare ISnwirkmigen, 
z. B. VemiBsiuig, entstehen, unterliegen den §§ 823 ff. B.G.B. Soweit hier- 
bei die Grundsltse des Nachbarrechts einwirken, kommen §§ 904 ff. fi.Cy.B. 
in Betracht. 

Die z. T. sehr verschiuch nou Ge.setzvOrschriften zerfalUii in 2 Stadien, 
die einmal die Haftpflicht im engeren Sinne, dann die ErsatzpllicUt betreten. 
Erster« nmfosst die Bedingungen, anter denen — iSbbl Sehaden ▼oraosgesetat 
— die Bahn für dessen Folgen anftDkommen hat, letstere die Omndsfttae, 
nach welchen bei Vorliegen der Haftpflicht der Umfang des Schadens an er- 
mitteln und die Hohe der Ersatzsnmme festeosetzen ist 
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A. Verletzung und Tödtung von Menschen. 
1. Die Haftung des Haftpflichtgesetzes. 
§ 1 des HaftptUchtgesetzes bestimmt : 

,Weiin bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Menach getddtet oder 
körperlich verletzt wird, haftet der Betriebsuntemehmer für den 
dadurch entstandenen Schaden, sofern er niclit beweist, dass der Unfall 
durch höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des Oetödteten 
oder Verietzten verursacht ist**. 

So einfach und klar dieser Wortlaut erscheinen mag, to hat do«h seine 
Auslegung nnendUeh» Schwierigkeiten bereitet, die erst nadi jahrsdmtelaiiger 
Reehtesprechnng, welche hunderte von Entecheidnngen «ifiniweiBen liat, mm- 
mehr fast gane überwunden sind. Durch die schweren EisenbalinunfUle Ter- 
aalasst, befasst sich das Gesetz im § 1 nur mit den TN triebsgefahren, wo- 
fern sie mir bei demselben, d. i. aus dessen Anlass cntstunilen sind. Der Be- 
trieb und nur dieser gilt als der eigentliche Trüger der ^niissereii Gefahren, 
welche die Bahn von den anderen Verkeluäuütteln unterscheidet. Dieselben 
sind in der grossen Geschwindigkeit, dem Gewicht der bewegten Umscib, 
deren geringem Lenkbarkeit sowie der der gaiuen Verkehrsart anliaftendai 
Eile gefunden. Eine gleich weite Anffassnng, wie diejenige, aaf welche die 
Bezeichnung ,bei dem Betriebe" hindeutet, iHsst der Betriebsbegriff selbst 
nicht zn. Denselben jrenan zu definiren ist jedoch schon deshalb unmöglich, 
weil es sieb hier weniger um einen Kechtshrgviff, als um einen Ausdruck des 
Vei kt lirsU'bcns handelt, dessen Vielgestalt iirkeit in enge Begriffsgrenzen nicht 
zu lassen ist. Er begreift die eigentliche Bctörderungsarbeit der Balinen mit 
ihren unmittelbaren HUlfsthfttilgkeitea. In ZweifelsfiUlen bleibt der Grad der 
Gefahr und der Eile eines Gesebftfta der bestimmende Uassstab. Eine grosse 
Anzahl derartiger Fille hat flbrigens in der Bechtsprechnng des Reichsgerichts 
eine unbestrittene Klnssimng erfahren; vergl. deren AnfzHlilung bei Goemann, 
Haftpflichtgesetz S. 23 — 31. Dass unter ^Eisenbnlmen" liier ausser den 
Haupt-, Neben- und Kleinbalmen auch alle andern Sti assenbahnen und sonstigen 
mit elementarer oder Thierkraft betriebenen Bahnen zu verstehen sind, ist 
durch zahlreiche Eeichsgerichtsurteiie und auch sonst allgemein anerkannt. 

Das HaftpflichtgesetE begrfindet die Haftung des Betriebsonteniehmers, 
d. h. der Eisenbahn. Es berflbrt damit keineswegs eine etwa auf § 883 
B.G.B. beruhende Haftung eines schuldigen Angestellten oder eines Dritten. 
Diejenige der Balm und des TbMIben kthmen neben einander bestehen, ohne 
dass die Bahn berechtigt ist zu verlangen, dass sich der Verletzte zunächst 
an den Schuldigen halte. Ihr Hiirkgriffsrecht gegen diesen wird dadurch 
allerdings nicht berührt. Die durch § 831 B.G.B, geregelte Haftung der 
Bahnen für Amtshandlungen ihrer Angestellten, welciie dort auf enge Grenzen 
beschrankt ist, wird dorch das Haftpflichtgesetz hiemadi sehr wesentUch er- 
weitert, da letzteres die Haftnng von der Verschnldensfirage ▼ollstlfadig an- 
abhHng^ macht. Diese Bestimmung ist von grösster sozial-politischer Be- 
devtnng, sie legt nicht nur der Bahn, einem TennOgenden Eechtaobjekt, die 
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Haftpflicht in allen denjenip:en Füllen anf, in denen ilif Feststellnnp: der ün- 
fallsiirsaclie nnniii^'^licli ist, sondern schneidet vnn vi>niliprrin die oft kost- 
sjäclifren. lan^wieiifren und doch erfolglosen Beweisveisuche für ein Ver- 
schulden derselben ab. 

Es entBpricht der Billigkeit, daas bei einheitlieher FeatBetsong der Ersats- 
pfliebt im bürgerlichen Beoht dieselben Grandsätse anf das Haftpflichtgesets 
ausgedehnt werden. Das ist der Zweck der Ändemngen, welche dieses dnrch 
Art 43 des EinftUirangsgesetzes znra B.G.B. crfalircn Iiat. Die Wett- 
schlafrnnfr dos fresammten vernr^achton Verni'i-rcii-^scliadens , mafr er schon 
entstanden, oder eist in Zukunft nach Wahrscheinlichkeit zu erwarten sein, 
ist das Ziel, welches die Ersatzpliicht 3 Gruppen von Ansprüchen um- 
fassen lägst 

1. Die Heüongskosteii im weitesten Sinne des Wortes; nicht nur die 
Auslagen fOr Arzt, Apotheker, chirurgische Mittel, H^anstalten, bd TVdtnng 
oder nachfolgendem Tode di^enigen dw Beerdigung, sondern anch alle Aof- 

wendnniron für vei mehrte Pflege, Verminderung von Schmerzen, Hebung der 
Kr.lfto. Als Massstab hat hier das vcmünftijrP Ermessen zu dienen, ob die 
mittel nach dcj- Art der Vcrlttzunpr, dem jetzifren Stande der Wissenschaft 
nnd den Vermöj^ensvcrhiiltnissen des Verletzten angebraclit erscheinen. Ist 
die vermehrte Pflege und Beköstigung auch in Zukunft erforderlich, so mnss 
anch für diese Zeit eine Entschüdigong sicher gestellt werden. Da die Be- 
erdigongskosten oft Ton andem Personen oder Korporationen als den Ibrb- 
berechtigten getragen werden, ist bestimmt, dass deren Ersatz demjenigen 
unmittelbar zn leisten ist, der sie getragen hat 

2. Ersatz des durch den Unfall verursachten ErwerVisverlnsts. Dem 
Pinne nnd Tiufanfre der Ersatzjpflicht des bürgerlichon Rociits entsju-idit es, 
dass nur thatsäclilich entstandener oder entstehender Schaden zn erstatten 
ist, nicht auch derjenige, der etwa durch die Beschränkung der Erwerbs- 
fähigkeit bezw. der Arbeitsffthigkeit sonst entstehen kann. Für die Zukunft 
inbestimmte Begrenznng des Erwerbs |^bt etaien Bentenanaprach bb zn dem 
Augenblicke, in dem die Möglichkeit, den bisherigen Erwerb fortzosetzoi, 
fortnuit. Eine Beschränkung auf die mutmassliche Lebensdauer ist nicht zu- 
lässig, da der End/j itpnnkt auch schon vor dem Tode eintreten kann. Die 
frühere Sonderbcstiiiiimniir des § 7 Abs. 2 des H. l'f.iT.'s, wonach andi ein 
rechtskrilftiges Keutenurteil bei veränderten Verhilltnisscn der Abänderung 
unterliegt, wurde in die C.P.O. übernommen und auf alle rentenartigen An- 
sprüche ausgedehnt 

So leidit der Erwerbsverlust für die verflossene Zdt zu ermitteln ist, 
so schwer ist seine Feststellung für die Zukunft. Die Frage, ob dem Ver- 
letzten eine andere als seine bisherige, nicht mehr von ihm ausübbare Er- 
werbsthiUigkeit zugemnthet werden könne, ist von der Rechtsprechung unter 
der Vinaussetzung bejaht, dass die neue Thiltigkeit 1) der sozialen Stellung 
des Verletzten entspricht, 2) keine langwierige und kostspielige Erlernung 
und keine besondere Kunstfertigkeit voraussetzt und 3) keine Verlegung des 
Wohnsitzes erforderlich macht 

Sg«r, BMBbekarMlitllolM Kiitnh«lduz«ii ZTIII. 12 
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Bei Festsetzwig der Rente für die Zukunft sinl alle Mehreinnahmen in 
Betracht zu ziehen, weh lic dem Verletzten ohne di u l nlall aller Wahrschein- 
lichkeit na(di zupefallen Aviircn, insbesondere ( Ji lialtscilir.hiin^en , Wolinunf^s- 
freldzuscliüsse, Ortszulagen, Eisparungen an Keisekusten, Eräj^>arnii>sprämien, 
Einnahmen aus Nebenbeschäftigungen. 

3. Ersatz des Unterhalts an denjenigen, dem der Oetddtete z. Z. des 
Unfalls kraft Oesetzes snr Unterbaltsldatiing Terpflichtet war oder werden 
konnte, sobald dnrch die T5dtnng demselben der Unterhalt thatsftchUeh eni- 
zoj^en ist. Für diesen Ersatz, der schon filllig wenn der Berechtijrto 
z. Z. des rnfalls nur erzeugt, nicht schon geboren war, ist die mutniasslirlie 
Lebensdauer dos Getödteteu massfrebend. Das 11 G.B. hat eine derart i^^e 
Unterlialtsidlicht betrründet zwisilien Kheleuten, Eltern und Kindern, bei ausser- 
ehelicher SchwUngerung, Ehelichkeitiierklilrung , Annahme an Xindesstatt und 
▼erschvldeter widerrechtlicher Tödtong des Ernährers; sie bleibt aasgeschlossen 
bei Ansprüchen ans Untorhaltsverti^en (Leibrente, Lebensversichemngen, 
Pendonen). 

Die au.sdrückliche Beschrankung der Krsatzpflicht auf den Vermögens- 
sfliaden liisst erkennen, dass sich das Haff i.Hiclittresetz ni«lit Her französischen 
Auslegung der Scliadi riscrsatzhaftung aiiiies» hldssen hat, die jedweden, auch 
nicht vermöpensreditiielien Schaden nach treii ni Ermessen in (^eld umsetzte 
und oft uns ungeheuerlich eröchcinendc .Summen zusprach. Ahj nichtver- 
mögensrechtlicher Schaden ist vor Allem körperliche Entstellung, Entaiehiuig 
der HSglichkeit, einen bestimmten Bemf so wShlen, Ersehwenmg der Aus- 
sicht, sich zn verheiraten. Erleiden von Schmerzen nnd ähnliches anzusehen. 
Hierin bleibt das Haftpflichtgesetz auch in der neuen Fassung hinter der 
allgemeinen Ersatzpflicht ziiiiick, welche nach § H47 B.Ci.B. eine (ieldent- 
schiidi^rutig auch für ,denjcuigeu Schaden gewäiirt, der niclit Venuögens- 
schaden ist". 

Eine weitere Begrenzung der Ersatzptlicht liegt in deren kurzer, zwei- 
jnhriger Verjahmng; § 8 H.Pf.6. Sie rechnet vom Tage des Unfalls bezw. 
des Todes des Verletzten an. 

Die Ersatzpflicht wird unmittelbar anfgehoben, wenn nnd sowdt der 
Verletzte Ansprüche auf Grund der Verletzung an eine Ver.Hichernngsanstalt 
oder an eine Enterstüf zunjiskasse hat, wekhev er Heiträire entrichtet hat 
und bei der die Mitbelastting des Betiicbsuuterneliuieis nicht unter Vs der 
(iesauiuiiieistung zurückbleibt. Der Anspruch der Kas,se gegen die Baiio, 
falls diese ein Verschulden trifft, wird dadurch uiclit berührt. 

- II. Die Haftung der Beamten- nnd Arbeitersbhntzgesetzgebnng. 

Die modenie Arbeiterscliutzgesetzgebiing ist auf dem Gebiete der Für- 
sorge für den wirtschaftlich Schwaclien, den kapitalkrttfügen juristischen Per- 
sonen, den Bahnverwaltungen, gegenüber weiter ireirnnc-en nnd hat der letzteren 
liaftpÜiclit für Nacliteile, welche ihre Uutergeltenen ei leiden, in bestimmtem 
üml'angf von der Verschuldcnsfrage vollständig losgelöst. Nur der Beweis 
des eigenen Verschuldens des Geschädigten (z. B. durch Baufhftndel, Trunken- 
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beit, Ausschweifungen, aber andi durch fahrlässige Unachtsamkeit) hebt dessen 
Aosprtlche auf. Der Sehntesweek mnfMst mit der Kranken', Unfall-, Inva- 
liden- and AttenrertiehenuBg wohl die Gesammtheit d&e denkbaren kSrper^ 
Udien Naehteile, die einer Person znstossen können. 

Diese Gesetzßrebniig soU die Rechte nnd Pflicliten ans dem Haftpflichtgesetz 
Veitipswpprs fsrhiniilcin . nnr soweit als durch doppelte T,eistnTi«ren eine ilber- 
miissi^re Knt.schiidii^un;; zupcbilligt würde , gelien die Furderungen der Be- 
rechtigten aaf die sie entschiidigende Kasse über. 

Als Schatzberechtigte erscheinen in dieser ganzen modernen Gesetzgebung 
in erster Linie die Arbeiter, dann die Betriebs1)eamten, TechnilMr nnd Werk- 
fBhrer, sofern deren Jahresgelialt 8000 H., bei Unfallveraichemng 3000 lt., 
nieht übersteigt. Der Arbdterbe<rrilf ist am weitesten im Invalidenversiche- 
rnrpsfresetz aufpefasst, wo er den Beginn der Versicherangspflicht auf das 
IT). Lebensjahr festsetzt und Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Bedienstete 
finscliliesst. Die Haftpflicht hat den weitesten Unifanj? ebenfalls im Tnvaliden- 
versicherungsgesetz erhalten, welches als einzige Voraussetzung Erwerbs- 
snföliigkeit bezw. bei der Altersversicherting Erreichang des 71. Lebeneijahres 
kennt Weniger weit geht sie bei der ErankenTerdchenoig, bei der als 
zwnte VoraiisBetKiing die Beschftftigiing bei einem ▼ersichemngspAiclitigMi 
Betriebe (Eisenbahn-, Fabrik-, Baa- oder sonstigem Betriebe mit elementarer 
Triebkraft) hinzukommt, noch weniger weit bei der rnfallvcrsichenmg, welche 
sie aaf die ünflllle bei dem Beschiiftiiznnirsbetrieb boschrilnkt. 

Bei der Umgrenzung des ^Betriehes'" weicht diese ganze Gesetzaebunp; 
selir wesentlich von dem im Haftpllichtgesetz herausgebildeten Fachausdrucke 
ab, nach anbestritten allgemeiner Anffassnng ist hierher die gesammte Thfttig* 
keit zu rechnen, welohe zur ErfOllnng des Zwecks der Untemehmnng erforder- 
lich ist, d. L bd den Sisenbaliiiea neben dem eigentlichen BefSrdemngs-, der 
gesammte Bnreaiidienst nnd die ThU^kdt in den Hfilfsgewerben, Werkstätten, 
Bauhöfen n. s. w. 

Der drückenden Tiast der Uaftiiflicht entspricht es, dass die zweijährige 
Verjährungsfrist in den genannten Gesetzen gleichmässig zur Einführimg ge- 
langt ist. 

Die Brsatspflicht geht von derselbon Grandanffassmig ans wie diejenige 
des Haftpfflichtgesetses: sie nmfasst 1) den Temrsachten Schaden nnd S) den 
entgehenden Gewinn. Znm ereteren gehören die Knr- und Pflegekoeten ein- 
schliesslich der notwendig gewordenen Ilülfsmittel (z. B. Bmchb&nder, Erflcken, 

Brillen), bei Tödtungon auch die Kosten der Beerdigung, zu letzterem die 
Mindereinnahmen infolge Ausschlusses oder Beschränkung der Erwerbsfiihigkeit. 
Simulation, leichtfertige, die Heilung hindernde TielM ns>vt isp haben bei Kranken-, 
Unfall- und Invalidenversicherung im Interesse des ZahlungspHichtigen gleich- 
massig die Besümmong Teranlasst, daaa in den in dem Geaetie nSher be- 
Michneten BMen die Leistungen dnrch ein Zwingaheflverfishren in timm 
Krankenhaase «mtst werden kSnnen. 

Die Entschldigung für die Beschrflnknng der ErwerVsfilliigkeit ist stets 
in Rentenform an leistm. Für deren Berechnoiig ist bei der Kranken- nnd 

12* 
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der XTnfallyenicherang ein nach den Qrtliehen VerMOtniBeen zu bestiniBender 
Nonnaltagdohnssats nuusBgebend, der siir H&lfte als Krankengeld vom 3. Tage 
bis znm Schlüsse der 18. Woche nach näherer Vorschrift der §§ 6, 20 des 

Krankonversichernnprsfrosot/os prewflhrt wird, bei vnlliprpr Erwerbpnnßhifrkeit 
in Höhe von "/s, hei teihveiser in entsprechend ^^erinprercni Jietra^e nach den 
Bestimmungen der §§ 5a, 6 ft". des Ge\verbe-Unfallversicheruny:se:csctzes von 
Beginn der 14. Woche ab zn entrichten ist. Für die Invalidenrente erfolgt 
eine Ahstnfiuig nach der LohnUaase; T5]lige Erwerbsonfähigkeit Usit aber 
die Fordemng erst nach Ablauf von 26 Wochen beginnen, wflhrend teilwdse 
einen sofortigen Anspruch olme RUckeicht anf etwaiges Krankengeld, »b«r 
vnter Anrechnung der T'nfallrente begründet. 

Im Falle der rntcrluinpinpr in ein Krankenhans kann den Anf^ehJ'irigfen 
des Kranken ein I\rankengeld nnmittelhar, bei Tod den Hinterbliebenen eine* 
Verunglückten eine Rente bewilligt werden. § 8 K.V.G., §§ 6 ff. Ü.V.G. 

Die Reichs- und Staatsbahnbeamten, denen mindestens gleiche Bezüge 
auf Gnmd anderweitiger gesetElicher BeetimmQng znstdien, nnterliegein diesw 
ganaen Yersichenii^igesetzgebnng, die Beamten einer yon einem Konummal* 
verband betriebenen Bahn der Kranken- und der ünfallversicheniiig nicht, 
sofern alle diese gegen festen Gehalt und Pensionsberechtigung ange- 
stellt sind. Für Beamte der Reichseisenbahnverwaltnncr ist das Unfallfiir- 
sorjjef^esetz für Beamte und Pcrsimen des Soldatenstandes vom 18. Juni 
lUül massgebend. Dieses gewährt bei Kintritt der dauernden Dienst- 
untanglichkeit, verursacht durch einen Dienstunfall, Gü^/s'Vo des jähr- 
lichen Dienfltdnkonunens als Pendon, bei nicht danemder: a) im Falle 
vollBttndiger ErwerbsnnfUiigkeK ebenfalls 66'/«%, b) bei nur teilweiser 
einen entsprechenden Bruchteil. Das Gesetz hebt ansdrflclüich hervor, 
dass es weitergehende Ansprüche auf Grund anderer gesetzlicher Be- 
stimmung (/. B. des Haftitflirlitü^fsetzes) niclit lierülirt, soweit diese sich gegen 
eine andere Verwaltung richttn als diejenige, bei welcher der Verletzte an- 
gestellt ist — § 8 des Gesetzes. 

Hinterbliebene, die keinen Anspruch auf ein Gnadenquartal oder Gnaden- 
monate haben, wird ein nach § 2 an beredmender Ersata in Form eines 
Ster1)^:eldeB und einer Beute gewBhrt 

III. Die Haftung des B.(i.B. 

Neben dem Haftiitlirhtgesctz und der Arbeiterschutzgesetzgebung haben 
alle bisherigen bürgerlichen Gesetzbücher eine besondere Haftpflicht von Per- 
sonen und Kürperscliaften für ihi'e Untei'gebenen gekannt Ihre Einreihung 
in das B.O.B. fShrte zn langwierigen Erörterungen, wdche lUdUdist das 
Ausscheiden des Bdchs, der Bundesstaaten und KommnnalverHtnde in ihrer 
Eigenschaft als Eisenbahnbetriebsuntemehmer zur Folge hatten. Gemdss Art. 77 
des Einführnn^sgeset/.es zum B.G.B, ist die Regelung dieser tii^kalischen Haft- 
pflicht der l.andcsgesetzgebnnsr überlassen. Es bleibt die Haftung der Privat* 
l>ahnverwaltuiiL'-en, bo/iiirlich deren § 831 BJnB. be.stimmt: 

,\Ver einen audom zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersätze 
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des Schadens verpflichtet, den der Andere in Ausfiilininü: der Ver- 
richtong einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die ErtiatzpÜicht tritt 
nicht ein, wenn der GesdfiftBlieiT bei der Answahl der beatellten Pmwoh 
nnd, tofem er Vorriebtiuigeii oder Oerätiuchalten za beschaffen oder 
die Aiufaiinii^ der Verrichtung za leiten hat, bei der Beschaffling oder 
der Leitunj? die im Verkehr erforderli(;he Sorgfalt Leohachtet oder wenn 
der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde". 
Damit ist also keinesweps eine allgemeine Haftnntc der IJalinverwaltiinpen 
för den Scliaden begründet, welchen die Hcaniten und sonst itren Aufgestellten 
Dritten veru] sachen. I^Une solche unterliegt vielmehr den nachfulgoudeu Vor- 
aoBsetzungen : 

1. Die SchadeBsrenursachnng dnreh die Dienstverrichtnng; es genügt 
nicht, das« de bei derselben erfolgt; m. a. W. ihre Ansführong moss in 
ividerreehtUdter Weise so geschehen, dass diese AnsfBhnmg selbst den Sehaden 

verursacht. Ein einfaches Beisidel möge der Erläuterung des Unterschiedes 
dienen. Fügt ein Beamter hei der ilim obliegenden Ahsperrung des Publikums 
durch einen Stoss, den er für notwendig ei achten konnte, weil der Dritte 
nicht zurUckwich, dies<em einen Schaden zu, so hattet neben dem ThJiter der 
Betriebsuntemeluner. Fügt sich der Dritte jedoch auf erstes Anfordern der 
Anordnung nnd versetast ihm der Beamte gleichwohl einen Schaden bringenden 
Stoss, etwa ans früher entstandenem Hass, so bleibt die Haftung der Bahn- 
verwaltong ansgeschlossen. 

2. Die in Frage stehende Dienstthütigkeit mnss zum Diensthereich des 
betrefienden Beamten oder Angestellten gehriren. Der nnü^ereclitferti^'te Über- 
grilf in ein anderes Dienstgebiet bcLniindet eine Hartiuii; (in- Bahn nicht. 

3. Die dienstliche Verrichtung muss aus den AmtsaulVaben unmittelbar 
folgen. Der Beamte oder Arbeiter, der einem angerechtfertigten Befehle seines 
Voigeseteten gehorchend dnem Andern dnon Sdiaden vemrsadit, macht die 
Bahnyerwaltnng nicht haftpflichtig. 

Die Ersatzpflicht' ist hier weitergehend als in der Usher behandelten 
SondergesetTipebung. Sie umfasst nach §§ 842 ff. B.U.B.: 

a) die Heilungs-, Erhaltung«- nnd BeerdiLrnntrskosten ; 

b) eine EntsclUldignng für den entLiuni:» lun Arl»eitsj^e\vinn sowie für die 
Zukunft eine Kente als Ersatz des Miudererwerbs, der vermehiten Ptlege- 
md Unterbaltangskosten; 

c) eine Bente an denjenigen Dritten, dem der Verletate kraft Gesetses 
Dienste zn leisten verpflichtet war; 

d) eine den Hinterbliebenen zu zahlende Rente; endlich 

e) einen billigen Ersatz des nicht vermögensrechtlichen Sdiaden, z. B. f&r 
Schmerzen, Entstellung. 

Die Verjähiungsfriöt beträgt 3 Jalire. 

. (SchlusB folgt iiu nächsten Heft.) 
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8. 

Die * BeehtsstelluDg .der Ebenlmhii-fteiiiektrlger. 

Ton Dr. F. GoNei, 

Amtsrichter in Hambug. 

Die wenig prS^rnaTito Fassung des § 37 der ncnon Verkelirsordnung, 
wclclior abweichend vom frülieren Keclite dif H;iftiin;r für das niclit znr Be- 
förderung aufgegebene, von amtlidi bestellten Gepäckträj^ern innerhalb des 
Stationsbereiches beförderte Keisepäck der Eisenbahn auferlegt, hat zu mannig> 
fiMhen Zweifeln fiber die fiechtsstelliuig der GejAcktrSger AbIms gegeben. Haa 
«weifelt, ob diese Tranqtortenre an den «Leuten* der Eiaenbafan im Sinne des 
§ 9 V.O. geh)}ren, ob die Eisenbahn und die Oepiicktrftger fttr den Verlust, 
die Bescliftdigiing oder verspätete Ablieferung des ihnen anvertrauten Reise- 
gepäcks solidarisch liaften oder ob nnr eine Singularliaftung der Eisenbalin 
vorliegt; man streittt über den Umfang der Haftung und darüber, ob die 
Regelung, wie sie in § 37 V.O. beliebt worden ist, gesetzlich zulässig sei. 
Bezüglich des ersten Funictes vertritt Eger^) in der neuerdings erscliienenen 
sweiten Anfinge seines Kommentars znr EiBenb«tan>yerIcelir8ordnnng die Ansiclit, 
dass die GepfteIctrSger die Eigenschaft als «Lente* der Eisenbahn nicht 
besBssen. Wftre beabsichtigt, so führt er aus, ihnen diese Stellung zu ge- 
wUiren, so hätte kein Grund vorgelegen, dies nicht ausdrücklich zu erklären. Nor 
insoweit als die Gei>iicktriij2:er im Anftram' der Eisenbahn nach Abschluss 
des EisenbalimlienstN ritraiics Geiiiiik vnn und nach den Abfertigungsst-ellen 
oder Gepäckwagen schallen, seien sie für diese Uandlungun als „Leute'' der 
Bahn anzusehen. Ea erscheine daher die Annahme begründet, dass der Rechts- 
charakter der Gepäckträger an sich nicht geändert werden sollte, dime viel- 
mehr, wie bisher, als selbständige FrachtffUirer nnd Gewerbetreiliende gedacht 
seien, welche in eigenem Namen und für eigene Rechnung Frachtvertrige 
abschlüssen nnd ausführten, jedoch derartig, dass die volle Vertretung aus 
denselben <lon Reisenden gegenüber die Eisenbalin übernähme. Der Gepäck- 
trüger stelle Wissermassen zur Eisenbahn in einem analogen Verh.'iltniss, 
wie der Spediteur gemäss § 413 11. G.Ii, zum Versender, der durch Dritte 
— die Reisenden — ihm das Gnt ftbargebe. Der bezfigliche Beforderungs- 
vertrag werde von vornherein von beiden Thailen mit der Abrede eingegangen, 
dasa die alleinige Yenrntwortiiehkeit gemäss § S4 Abs. 1 nnd 4 V.O. die 
Eisenbahn an tragen habe. Der Gepäckträger könne also von Baisaiden 

>) 2. Aufl. S. 170 if. Aach Entscheidungen £d. XYU S. 282 if. 
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übcrljaupt nicht in Anspruch genommen werden.. Der Keisende habe nur die 
Klage gegen die Eisenbahn. 

Demgegenüber nimmt lieindl'), der zwar ebeufalld die GeiJückträger 
nicht als , Leute* der Etoenbolm erachtet, eine solidarische Haftung vob 
läsenbahii und GeiAcktrilgeni an. Er begründet seine Ansicht folgender- 
maasen: IHe Oepttdctrüger handelten auf Omnd eines mit dem Beisenden 
selbstftndig abgeschlossenen Frachtvertrages. Sie seien Frachtfülirer im Sinne 
des J5 425 II.Ci.B. Sie hafteten für die Ausführung des übernommenen 
Transpni ts nadi Mass;j:alie der >?§ 42H — 430 If. G. B. — Nelien dieser 
Haftung der Ciepäcktriiger sei aus Gründen des praktischen VerkelirNliedürfnisses 
auch der Eisenbahn die Ilaftang für die Aasführung de» von den CiepUcktrilgern 
tthemommenen Transports auferlegt worden und zwar in der gleichen Wdse, 
wie wenn die Eisenbabnverwaltung seihst einen Frachtvertrag über das dem 
Gepftckträger zum Transport ttbergebene Ctopftck ahgeschlosaMi Uttte. Die 
Eiseabahnverwaltnng und der OepärkirnL^r]- liafteten demnach für die .\us- 
fühmng des Transports als OcRammtschuldncr im Sinne des § 421 15. G.B. , 
jedoch unter der ]\IodifikatiMn , dass sich, soweit niclit Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit des (n jtäi ktriigcrs vorliege, die Vorausset/ungen und der Um- 
fang der Haftung der Eisenbahn nacli dem § 34 Abs. 1 und 4, §§ 36, 75, 
80 und 83 der Y.'O.» die Voranssetanngen und der Umfang der Haftung des 
GepftcktrBgers nach den §§ 428, 489 und 430 H.O.B, richteten. 

U. A. entspricht weäer die Eger*sehe Ansicht noch die von Beindl 
vertretene dem Gesetze. Die Uotive an § 34 V. 0. ^ besagen folgendes: 
„Sind hiernach (d. h. nacli der neuen Fassung der § 37) die Gepäckträger, 
auch soweit sie einen /.war von der Eisenbahn nicht iiliciiKHiniicneii, aber mit 
der ikt'ürdernng des Kei.sogepiicks eng zusammeuliüngenden Transport besorgen, 
als Bedienstete der Verwaltung zu betrachten, so musste es als angemessen 
erachtet werden, der Eisenbahn die Haftpflicht fttr ihr Personal auch in dieser 
Hinsicht in gleichem Umfange wie beim Frachtvertn^^ aufzuerl^en. ESne 
selche Erwdtemng der Ilaftpfliclit schien nm so weniger bedenklich, als die 
Gepäckträger meist Kaution bestellt haben, an der die Eisenbahnen sich 
schadlos halten können^. Wir sind weit davnii entfernt, den ^Intiven eines 
Gesetzes ausscliliessliclie BedcutuuL' für die Auslegung zwcitellialter Vor- 
schriften beizulegen. Die Motive enthalten lediglich die Ansicht der mit der 
Ausarbeitung der Gesetzesentwürfe betrauten Personen. Ihnen kann bei der 
Berathnng der gesetzgebenden Körperschaften widersprochen sein. Sie kSnuen 
diesen unbekannt geblieben, von ihnen vielleicht missbilligt sein. 

Hier handelt es sich um die Begründung \ on Vorschriften einer nur dem 
Bnndesrathe vorgele^rten Kechtsverordnung, Wenn auch die lierathnngen 
dieser Behörde nicht puldi/irt werden, so muss man doch annehmen, da die 
Vorschrift des § 37 der Begründung der ^Intive entspricht, dass der Bundes- 
rath diese Vorschiift eben aus den in den Motiven angegebenen Gründen 



') Bei Eger, Entscheidungen i>d. XVI i S. 2^. 

^ Cfr. Gerstner, Zeitung des Vereins D.E.T. 1889 S. 1862. 
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gebilligt hat. Ist dies der Fall, so hatte die Regelung de» § 37 V.O. den 
Zweck, der Etsenbahn die Ifofipflicht fOr die Handlangen der bestelltei 
Oeplektritger anfoiierl^^. Li der alten V.O. hatte die Eiseiilnlui jede 
Veniitwortiidilieit fttr die Tldttigkeit der zum Zwecke des Traneports tob 

Reisegepäck nur zugelassenen Gepäckträger aT»irehOint. Diese waren 
selbstHndige Fraclitfülircr, dio, allerdinprs unter di-r ("(»ntnille der Eisonbahn- 
verwaltung, nacli den Regeln und (n-undsätzon des Fiaciitvertrages den 
Transport ausführten. Diese Rechtsstellung haben nacli der nenen V.O. 
diejenigen Gepäckträger behalten, die von der Eisenbahn als sulciie zugelassen 
Bind. AoBBer den angelaesenen Traneportenren giebt ea nach der nenen 
V.O. noch von der EisenhahnTerwaltiing bestellte GepScktoSger, die nnter 
Verantwortlichkeit der Elieenbabnbeliörde im Sinne von § 84 Abs. 1 und 4 
V. 0. anf Verlangen der Reisenden deren Reise- und Handgepftdc im Stations- 
bereiche nach und von den Wagen, Abfertigungsstellen n. s. w. zn schaffen 
haben. Diese Gepäcktriij^er sollten nach den Motiven eine besondere Stellnng 
einnehmen. Schon der l'mstand, dass die KLsenbahnverwaltung in Fällen des 
Verkehrsbedürfnisses gezwungen ist, Gepäckträger zu bestellen, nicht bloss 
mznlassen, dokmnenthrt, daea diese QepAckträger nicht bloss in dnem intomen 
SnbordinaHonsTerhllltniBs znr Eisenbahnverwaltong stehen sollten, sondern dass 
die Beli5rde sie anch ftnsserlich als ilire Angestellten betrachtet wissen wollte. 
Die bestellten Gepäckträger haben anch besondere Dienstabzeichen, sie mfiaeen 
mit einer gedruckten Dienstanweisung und einem von der Verwaltung mit 
Genehmigung der Landesaufsiehtsbehürdo unter Zustimmung des Reichseisen- 
balinamts erlassenen Gebülireutarif versehen sein. Alles dies spricht dafür, 
dass sie als Angestellte der Eisenbahn, also als deren .Lente" im Sinne § U 
V.O. an betrachten sind, allerdings nnr, soweit sie im Stationsbereiehe 
ihre dienstliehen Verrichtangen erfOllen. Mit Becfat ffihrt Eger^) in seinem 
Kommentar zur V.O. aus, dass der „Stationsbereich" die lokale Grenae der 
* Haftung der Eisenbalm für alle Verlust-, liesehiidigunjrs- und VcrspätungsflUle 

hinsirlitlirli des Reisepäcks bilden sidl. Ma^- dieser Hefrriff auch einer ver- 
schiedenen Auslesrung fähig sein^, so ist es doch nicht zweifelhaft, dass 
darunter der Machtbereich der jeweiligen Eisenbahnverwaltung zu verstehen 
ist. Und dies ist wieder ein Indiz dafür, dass die Eisenbahn sich die Gewalt 
über .die Gepäcktrllger in diesem rftvmlichen ümfaoge sidiem wollte. 

Ansschlaggebend für die Bechtsstellong der GepftcktrSger ist aber die Nor^ 
mimng der Haftung für schädigende Handlangen dieser Personen. Die Eisenbahn 
hat die Verantwortlichkeit für dieselben übernommen. Sie haftet demnach fir 
die von ihr bestellten Gepürktr^^er. Fs t'rairt sich nur, ob diese Thiftunir, wie 
Fger will, eine ansschlicsslii lu- ist, ndi r db eine Verbindlichkeit in solidarischer 
(lemeinschaft mit dem scii;idi};endt!n (teiuickträger statuirt werden sollte, wie 
Beindl") dies annimmt. FUr die Richtigkeit der Eger 'sehen Ansicht sprechen, 



») Ö. 164 Nr. 146 Anm. (i a. B. 

*) Görden in dieser Zeitschrift Bd. XVn 8. 377. Bcindl S. 864 Nr. 9. 
*) a.a.O. S.363ir. 
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wie auch Beindl nicht verkennt, die Motive zu § 37 der neuen V.O. Sie 
wird durch Reindls Begründung nicht erschfittert Wenn er ausfuhrt, dass 
die Gepftcktr&ger hd ErfttUaag der im § 37 geschilderten Obliegodidten nicht 
eine Thfttigkeit als Organe der Eieenhahn bei Amffihnuig de« tmi der letateren 

ttbemommenen TraTisportes entfalten, sondern anf Grund eines Vertrages mit 
dem Reisenden einen Frachtvertrag selüiessen, also FraclitfOhrer im Sinne des 
§ 425 H. G. T?. sind, so ist der Satz: «lass diu (Te[>äoktrfIpor hk ht eine 
Tli;iti<rki'it der Eisenbahn bei Ausfülinmp: des von der Ict/ton-n ühernonimcnen 
Transportes entfalten, eine petitiu priucipii, Icein Beweis. Sind die liepilck- 
träger .Leute* der Eisenbahn, so wird eben der Beförderungsvertrag mit 
der Eleenbalm und zwar durch den Gepftcktrftger abgeschlossen. Die Wort- 
fusnng der § 87 V.O. Iftsst keinen Zweifel d?.ttber sn, dass die Haftung, 
' der Eieenbalin eine ansselüiesBliche sein soll. Andernfalls hätte der Gesetz- 
geber es sdiwerlich unterlassen an Stelle des Wortes „Verantwortlichkeit* 
den Ansdruck „Mitverantwortlichkeit" zw 'wählen. Hat aber die Eisenbalin 
die ausseldiessliclie liaftunf^ für schädigende Handlungen dei' Gepäckträger 
übernommen, so folgt daraus, dass sie nicht seliistandige Frachtt'üiirer sind. 
Denn die üebemahme der Haftung für Schäden, die das Gut bei der Beförderung 
eriddei, ist nadi allgemeinai Bechtsgnindaätsen^) ebi dem juristischen Begriff 
des FrachtfBlirers eigenthfimliohee Merlanal, welches von diesem Begriffe nicht 
losgelVst werden kann, ohne seinen Bechteoharaktw vOUig zu zerstören. 

Fttr jeden selbstitndigen FrachtfUirer ist es eine nothwcndige Vorans- 
«etznng, dass er in IJe/.ng auf seinen Gewerbebetrieb nnabhänuig dasteht. 
Dies ist nicht der Fall, wenn grundsät/licli Dritte <lie Haltung für seine 
Handlungen zu Ubernelimeu haben. Sind aber die Gepäckträger, soweit sie 
von der Eisenbalin bestellt sind und innerhalb des Stationsbereichs handeln, 
keine selbsttadigen FraohtfBhrer, stehen sie, wie oben aasgefOhrt, ni der 
Eisenbahn in dnem Abhftng^kdtsTerhUtniss, haftet die Eisenbahn für ue in 
gleicher Weise wie für ihre «Leute', so mflssen sie auch oline ausdrückliche 
Bezeichnnng als solche selten. Wir gelai^^ daher zu folgendem Resultat: 

a) Die von der Eisenbahn zugelassenen Gepflrktrllger sind selbständige 
Gewerbetreibende. Sie haften dem Reisenden für mangelhafte Ausführung des 
ihnen ertheilten Transpoi tauftrags nach den Grundsätzen des Frachtvertrages. 

b) Die von der Eisenbalin bestellten Gepäckträger gehören zu den 
.Lenten' der Eisenbahn, soweit sie innerlialb des Stationsberddis in Funktion 
treten. Sie shoid keine selbstlndigen FraehtfBhrer. Die Eisenbahn fibemimmt 
fOr ilir schnldhaftes Handeln die Verantwortong. 

Der Umfang dieser von der Eisenbahn übernommenen Haftung bestimmt 
sich nach der V'orsehrift des § 34 Abs. 1 und 4 V.O. Die Ziffer 1 verweist auf 
den achten Absdinitt der V.O. soweit dessen Vorschriften auf die Beförderung 
von Keisegepäck sinngemässe Anwendung finden können und sich nicht Ab- 
weichungen aus den Bestiinnmngen des Abschnitts IV ergeben. Im achten 
Abschnitt wird die Haftung für den Schaden, den das Frachtgut dorch Verlust, 



0 Vcrgl Or das Folgende: Hertier, Zeitung des V.D.E.V. Jahig. 41 S.8ö7. 
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Mindernng oder Boschiidigting erleidet (§§ 75 ff.), normirt. Eine Beschrilnkang 
der Haftung unter den Voraussetzungen und Grenzen der Ziffer 4 des § 34 
V.O. ist gestattet. Besflglieh der VenutwortUchkeit der Elsentalm für 
▼erspitete AnsfOhmiig des dem GepScktrIger flbertrageneB Transportes 

Icomrat § 36 V.O. zur Anwendung*). Denn in der Bezugnahme des § 37 
auf § 34 Abs. 1 liegt stillschweigend auch eine Verweisung auf § 36, da 
§ 34 auf die für die Beförderung von Gutem geltenden llaftnnp^nindsntxe 
nur insoweit }{czug nimmt, als sich nicht Abweichungen aus den \'(»is( liriften 
des vierten Abschnitt« der \ erkchrsordnung ergeben. Der Paragraph 36 
enthält eine derartige Abweichung. ^ schliesst daher die Anwendbarlceit der 
sonst in Betracht kommenden §§ 86ff. des achten Ahsehnitts ans. Die Eisen- 
bahn haftet aber nicht Ar alle schädigenden Handinngen der von ihr be- 
stellten Gepäckträger. Wenn beispielsweise der GcpiU ktrilfrer auftragsgcmäss 
einen Koffer nach dem Bahnwagen vorbringt und bei dieser Gelegenlieit ein 
anderes Gepäckstiiek ans dem BalnnvaL'en stielilt, so ist sie für das frestohlene 
Gut nicht verantwortlieli. Denn ihre Verautwurtliclikeit reicht nach §§ 37, 34 Ziff. 4, 
36 V.O. nur soweit, als Handlunj^en der Gepäckträger in Frage kommen, 
die sich auf den Verlast, die Beschädigung oder die verspätete Ablieferang 
des Reisegepltcks beziehen nnd dies anch nnr, sowrit es sich nm eine auf die 
AnsfiOimng der BefSrdernng deis Gutes gerichtete Thfttiglceit handelte 

Diese Regelung der Haftung, Oberhaupt die ganze gesetdidie Fixirung 
der Kechtsstellnng der Gei);ic'ktriiger erseheint uns konsequent und einfach. 
8ie bewirkt, da.ss die Eisenbahn liinsichtlif Ii der Befördernncr dos l^'eisetrepücks, 
soweit es sidi um bestellte Geitäcktiütrer und die Erfiillunir ihrer Dienst- 
pflichten im Stationsbereich handelt, diesellic rcchtliciie Stellung einnimmt, 
wie bei dem Transporte des zur Beförderung aufgegebenen Beisefeptteks. Die 
Befftrdemng dieses Qej^leks untersteht gronds&tzlich den Begeln der Be- 
fSrdemng des Eisenbahnfhtehtgntes, nnd so gelangen wir za dem Ergebniss, 
dasB fär die Beförderung des nicht aufgegebenen Keisegepärks die allgemeinen 
Haftungsgrnndsütze des Eisenbahnfraclitreclits massgebend sind. 

« 

Scliwierigkeit bietet unseres Eraditens nur die Jurist isclie Gestaltuns? 
dcsjenip-cu (J<>ii!lckbt'fördcrungsvertra^^cs, iK-i dem der Transport über die Gi enze 
de» Stationsbcreiclis hinausgeht, weuu beispielsw eise der Kcisende seinen Koffer 
von der Abfertigongsstelle oder dem Bäsenbahnwaggon in sein HOtel sefaaffen 
läset Der Rasende wUl zweifelsohne einen dnheitlichen Transportvertrag 
Stessen. Anfang nnd Endziel der Beförderung sind bestimmt. Es liegt 
locatio-condurtid operis vor. Auch für diesen Vertrag ergiebt sich an der 
Hand der bisherigen Erörterung die juristische Gestaltung. Handelt es 
sich um „zugelassene" (tepliektrliger . die das T'eiseL'eiiiuk in der an- 
gegebenen Weise zu transi)ortiren haben, so liegt ein einlieitlicher Re- 
förderungs vertrag vor, der den Regeln der locatio-conductio operis unter- 
steht Sind abestellte" Gepäckträger mit der Beförderung beanftragt, so 
kann die jniisüsohe Gonstrakton des Vertrages nor die sein, daes der Gonbilct 
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in zwei Theile zerfällt ; a) Befiinlenin;? des Gepäcks von der Abt'ertii^unti;«- 
stelle bis zur Grenze des Statipnäbereiclis. b) Tran»purt von dieser ürtlichen 
OreBM Ut znr Behmsnng des Bebenden. Fttr die BefSrdenng sn a ist die 
Eisenbalm alleinige Qegenkmtvalieiitin des Beisenden und ihm ffir den Verlost 
des m tnnsportireiiden Qvto alldn ▼ersntwortUcli. Ffir den Transport za 
b Ist der Gepilckträg:^- «In :illrini!;o G(>n:enkontrahent und allein haftbar. leb 
liaibe meine Ansicht Bd. XVII 8. 377 dieser Zeitschrift näher begründet. Trotz 
der gegentheili^en Meinung Epcrs und Reindls halte ich an meiner Auffassung 
fept. Die Bedenken, die irejren die Construktion des Gepäckliefiirderungs- 
Yertrages vorliegen, verkenne icli nicht. Nach der u. E. richtigen Auslegung 
der YozM^iilt des § 37 V. 0. ist aber eine andere Constmktion idcht mUgUdL 
Der Bdsende will nwar einen einheitlidien Yertrag sdiUessen. Das Oesets 
verwdgert üun aber die BeaUsation dieses WlUms, indem es ihm fir den 
Transport innerhalb des Stationsbereichs die Eisenbahn, ausserlialb desselben 
den GepUckträger als Vertracrskontrahcnten enta:egenstellt. 

Es bleibt sddiesslich noch die von einem anonymen Verfasser in der 
Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransiiurt ') angeregte Frage zu 
prüfen, ob die Vorschrift des § 37 V.O. recbtswirksam ist. Dies ist zu 
bejahen. AUerdings vermag die Yerkehrsordnnng eine selbständige Haftpflicht 
der Eisenbahn nicht m begrfinden, sofern nicht im Haadelsgesetabnch, an 
dessen ErgSnanag die Verltehrsordnnng bestimmt ist, eine solche normirt ist. 
Der Paragraph 458 statuirt aber eine derartige Verantwortlichkeit, indem er 
der Eisenbahn die Haftung für ihre Leute auferlegt. Solche , Leute" im 
technisclien Sinne sind die von der Eisenbahn bestellten (iepäekträger, sofern 
sie im Statiinisltereielie ihre Dieu>tiilli(!iten eifüllen. Die Kisenbalm hat dalier 
die Haftung für deren Handlungen nach den Normen des Hamlelsgesetzbuchs 
an flbemelunea. Der Abs. 3 des § 466 steht dem nicht entgegen. Wenn 
es dort heisst: .Ffir den Verlast oder die Beschädigung von Beisegepitclt, 
das nicht znr Beißrdttiing aufgegeben ist, ... . haftet die Eisenbahn nnr, 
wenn ihr ein Verschulden znr Last fJlllt", so ist diese Vorschrift, wie sieb 
ans dem § 471 H.(i.B. ergiebt, eine lediglieh im Interesse des Reisenden 
gegebene Norm, die weder durch die Eisenbahnverkehrsordnung noeh durch 
Verträge ans;: esc blossen oder beschränkt werden kann. Einer im Interesse 
des reisenden i'ubiikums von der Eisenbahn zu überuelnueudeu weiteren 
Haftung, sowie dner Gleichstellnng des nicht zur BefOrderang anfgegebenen 
Beis^epftcks mit dem aar BefSrdernng anfgegebenen (soweit es sidi nm einen 

QepftcktrSgem ttbemommenen Transport handelt) steht rechtlich nichts 
im Wege. 

») IX. Jalirgang S. 141 ff. 
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Zar Stempelpfliclitigkeit der StrassenbcnntzuiigsTertrUge der Strassen- 

und Kleiiibaliiieii 

Von l'rofessur Dr. Karl Hilse, 

Syndikus der G];o8seii Berliner Strassenbalui. 

WfiOBgleleh das BdeliBgericlit bisher ansnahnurios den in Vertragsform 

zastandegekommenen Zn8timmiing:8crklärniigen gemäss G. vom 2R. Juli 1892 
§ 6 in st empelfiskalischer Hinsicht die Keclitsnatnr der Miete l»ei{;ele{rt hat, so 
ist doch keineswofrs aiis^-csclilosson, dass bei erneuter i'rüfiniu eine abwoidiendc 
Entscheidung jrefiillt wird; denn es blieb Idslier die Erwiii,nint^ nnberück- 
sichtijft, dass die Zubüiumuni; zur AVegebenutzung ala Ausfluss der Wege- 
unterhaltnngspflicht dem Unteriialtungsptlichtigen zugestanden Ist. 

Nun ist der Fall durchans nidit selten, dass der Wegeherr und der 
Wegeunterhaltangspflichtige verschiedene Personen sind, was s. B. 
für einzelne Berliner Vororte (Pankow, Trejitow u. b. w.) zutrift't. Hier ge- 
hört der Grund und Boden der Gemeinde, in deren Wciolibilde er liegt, 
wUhrend llerlin kraft iiftVntlicIiPn Rechtes unterhaltunirsptliihtig ist. Würden 
diese (unuindcn aut tiiiciuMii AVcuckörper eine Strassenbuhn anlejron wollen, 
so müsste Berlin zu.stimnien, Thiite Berlin dies, so würde nach der bis- 
herigen Bechteprechnng anamehmmi sdn, dass die betreffende Yorortsgemeinde 
Hietherin ihrer eigenen Sache geworden ist, was ein juristisches Unding 
wftre. Vielmehr liat der Wogeherr als Ansflnss seines Eigenthnms das Recht 
zum Gehranche des WegekOrpers, soweit er üim nicht durch die Bestimmung 
entzotjpn oder gesetzlich beschränkt ist. 

Mit einer Kigenthunisbeschrfinknng, welche (•Itentlich-rechtlichpr 
Natur ist und im a. § 6 ihre c^utllc hat, hat man es hinsichtlicli der Bc- 
fugniss des Wegeuuterhaltungspliichtigcn zu thun, bei Benutzung des Weges 
an Babnaweclcen gehört worden an mttssen, ihr widersjj^rediea oder snstinuMn 
nad letEterenfalls Vortheile in Form Ton Gegenleistiittgen sich ansbedingen 
Ko dürfen. Durch seine Zvstimmiing ftbertrügt er nicht etwa den Oebraach 
am Wege, den er niemals besessen hat, an den Bahnimtenidimer, wie die 

.') Eine Gcgenbeuierkang ra der Abhandlung des Herrn Jastizraths Ernst 
Heinits Aber die Stempelpflidi^lrait der StrassenbenateoiigBTertrlge etc. (in ^eser 
Zeitschrift Bd. XYm, Heft 1, 8. 71). 
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Rechtsprechung und mit ilir Heinitz iirthftnlieh aimlaimt, sondern gieU er 
nur sein gesetsliclies WiderspniehBreeht g»gm die geplante Benatznngsart auf. 
Nieht der Gebrauch des Weges, sondern die Aufhebung des H^derspraches 

ist der Oegenstand des Reclitsposi lififtes, welches in den Znstimmnngsver- 
trflgen bethältit^t wird. Wird jedocli das Ent^!:elt für die Aufgabe eines 
Rechtes bowillig-t, so ist ein Miethsrecht ansiresclilossen. Denn die Jliictlie 
ist ein ReclitsgesciiUft zwischen dem Eigenthiimer und dem tiebraucbäuchendeu 
auf Ueberlassnng des. Gebrauchs gegen Entgelt. 

Aber seHNifc in TttUm, wo Wegeherr md Wegeanterhaltnngspflichtiger 
dieselbe Person sind, liegt kdne lUete vor. Denn ancli hier .handelt es sieh 
nnr van. die Aufgabe des T^derspraehs seitens diBS Unterhaltungspfliehtigen 
gegen die besondere Gebranchsart des Weges, wlihrend der Gebranch an Sioh 
gemäss A.L.H. II, 15 § 7 jedermann znm Reisen nnd zur Beförderung yon 
Sachen gestattet ist, also auch dem Bahnuntemehmer. 
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Busohnann, Dr. M. v., Frhr., und Hubner, Fr. Zasanunenstillang der Vorschriften, betr. 
den Transptti t explosiver und deoiellwii Umlicher Gegeut&nde auf den Osterr. Elsen- 
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bctroffeiifie de Spoorwegen in Xi-dorlantl. l'.MK). Haag ISMJl. 
Golaen, C. Abrege de la l^gislation des cheroins de fer et tramways. Paris 1901. 

Paul Dnpont. « 
Eger, Dr. 8. Daa internationale UebereiBkommen Aber den Eisenbahn- 

Frachtverkehr nebst Ausführungsbestimmangen, Anlagen und Fomuilurcn, in der 
Fassung des Znsat/.-rcljorcinkoniimons vom IG. Juni und in V( rlMn(1ui)<; mit dorn 
neuen Betriebs -Reglement des Vereins Deutseber Eisenbahn- Verwaltungen, giltig 
vom 10. Oktober 1901, erlftatert. 2. Anflage. Berlin 1901. J. Gnttentag. 

Nach Art. 60 dos internationalen üebereinkommens Aber den Eisenbabn-Fraoht- 
vcrVebr vom 14. Oktobor 1890 soll wenigstens alle drei .Tahro oiii*' ans Peloirirtcn 
d(T vortragschliossfndr n Staaten liestelit iide Konferenz zusammentrete n . um die l'iir 
uuthwcudig erachteten Abänderungen und Verbesserungen des Üebereinkommens in 
Vorseblag an bringen. Naebdem bereits in den Jahren 189S bis 1896 mehrere noth- 
wendig gewordene Zusätze vereinbart worden waren, ist der Vorschrift des Art 59 
gemäss eine Konfercn?; in der Zeit vom IG. März bis 2. April 1H9G in T'aris 
zuHammengetrcten und hat eine Keilie von A bii n dem n gen und Ergänzungen zu 
dem bisherigen Uebereiokummcn beschlossen, weiche in dem Zusatz-Uebcrein- 
kommen vom 16. Jnni 1896 siuammengefasst sind. 

Dementsprechend enthält die neue Auflage in vielen Punkten dne gänzliche . 
Um arbci tinig und Aenderuntr «Kr liisherigen. Anrh in der nenen Auflage ist 
der Verfasser bemüht gewesen, die Hestimuiungen des l cbcreinkommcns, vornehmlich 
anbh die neu hinzngctrctencn , in tbnnlichst klarer nnd verständlicher Weise unter 
sorgflltiger Benutzung der Materialien, Protokolle, Literatur nnd Beeht- 
sprcchung zu erörtern. Es sind m diesem Hehufe dtn oinzelneo Artikeln des 
internationalen rcbereinkommens nebst Ansfübningsbostimmungen nnd An- 
lagen die bezüglichen Paragraphen des neuen lietriebs-Keglements des 
Vereins Deitacher Eisenbahn-Verwaltungen sowie Hinweise anf das nene 
Vereloa-Uebereinkommen nnd die nenen gemeinsamen Abfertignngsvor- 
scbriften beigefügt, so dass sieh bei jedem einzelnen Artikel das gesammte dazu 
gehörige gojietzliclie nnd reglement.irisrhe Material übersirbf lirb vereinigt findet. 
Ein genaues und eingehendes inhaltsvcrzcichniss und Sachregister erleichtert den 
Oebraaeh des Buches. 

FtAhitr, Em. L'expltrftation des cbemins de fer par TEtat oi Allemagne. Paria 1901. 

L. Larose. 

foyi, R. l'ritter Nachtrag zu dem Sammelwerk: Die Bisenbahnen in Spanien. Bar- 
celona V.H)\. Louis Tasso. 

Frralcr, N. Die Liquidation der sehwda. Nordbahn und die Stellung dar Aktloidlie 
md ObUgatlonlbre bei derselben. Schaffhansen 1901. SelbstverUig. 



Digiti/cd by Gopgle 



Literatur. 



191 



8<rttotr, Dr. Tb. Der neueste Stand des Berner Internationalen üeberein- 

koinuit-ns über den Kisonbahn-Prachtverkehr vom 14 nktober 1890. Anf 
Oriind der narhtrilirlichen Vcrcinbarunpen und der hicranf Ix ruhenden neuen Fassung 
des Textes, gütig vom 10. Oktober 1901 an, unter Berücksichtigung von Theorie und 
Praxis daijgestellt. Berlin 1901. Franz Vahlen. 

Das Bemer Internationale Uebereinkommen Tom 14. Oktober 1890 hat dnrdi 
mehrere spätere Vt reinbarnngen , insbesondere durch das am 10. Oktober 1901 in 
Kraft ^'etretene ZusatzühiToinkommen vom .Ttini ISilH, eine Reibe von Abänder- 
ungen erfahren. Die Darstellung und Erläuterung des darnach umgestalteten Uebcr- 
einkonuuMS bild^ d«i ^att der TorlicKenden Sehrift. Nach einer knraoi btetorisehen 
Uebersicht über die EntwicUnng seit 1890 wird der fortan giltige Text mitgeth^t 
und mit Bemerkungen versehen, welche namentlich die seither eingetretenen A< nder- 

■ untren zum CJegcnstande haben. Hierbei ist die neuere Literatur und l'erbtsprecbung 
üuwie der gegenwärtige ätand der inneren (Jesetzgebungen, vorni-linilicb Deutschlands, 
sorgfältigst berfldtsicbtigt. Die Schrift bildet snglddi ein Supplcmioit m d«n 1898 
erschienenen Werke: Internationales Eisenbahn-Ftaohtreoht* desselben Verfassers. 

Hamon, Fr, I/avenir de la politiquc fran^aisc cn matif-re de chcmins de fer. Paris 1900. 

Mittre, Victor. Ktude { oitiparntive de l'aneien et du nonveau texte de Tordonnanee royale 
du lö nüvembre 184l> uiudiliCe par decret du 1 er mars liiül purtaut reglemcnt d'ad- 
ministration pobliqne snr la poUce, la sOreti et Texploitation des chendns de fer. 
Paris 1901. Marescz ainö. 

Peege, B. Die Deatschen Eisenbahn-Oesetze. 8. Anflag«. Dresden 1901. 
C. Heinrich. 

Dieses kleine, bereits in 3. Auflage erschienene Sammelwerk enthält in ge- 
gedrängter Kflrse eine flbersiditlicbe Darstellung der gcsetsliehen und verfassnngs* 

uftssigcn Bestimmungen über die Deutschen Eismbahnen, dann der Einrichtongra 

der Deufscbcn Kisenbahnen und der KinricbtUDgen des sieb über die (trenzen des 
Deutschen Reichs hinaus erstreckenden Vereins Deutscher Eisenbahn -Verwaltungen 
und Icann nicht nur als willkommenes und verlässiges Naclvschlagebucb für den 
im praktischen Dienste siebenden nnd mit den betreffenden BesUnunungen nnd Ein- 
richtungen iKireits vertrauten Beamten, sondern insbesondere als ein branch- 
barer Leitfaden für das jüngere, in d<'r Ausbildung begriffene Bcamtenpersnnal 
beim Selbststudium und beim Unterricht in Fachschulen oder L'nterrichtskurseu 
empfohlen werden. Dr. Reindl, München. 

IL Mit dem Eisanbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Btthm n. Sontag. Das Stempelstenergesets rom 31. Jnli 1896, erllatat Berlin 

1901. Tarl Heymanns Verlag. 

Das btempelsteucrrecht hat kaum einen Frennd ; wenige nur werden seine durch 
die Praxis Ton fast einem Jahrhundert m Tage geförderten Feinheiten kennen 
aber anwenden müssen es Behörde und Privatmann gar oft, nnd unter dem Drucke 

drohender Strafen. Darum greift man auf diesem Gebiete mehr als anderwärts zu 
einer erläuterten .\usg.abe des Oesetzes. die sorgfältig die Hrgebnisse der Hechts- 
spreehuug und der Wissenschaft vcrwurthet. Diese Eigenschaft zeigt das schmucke 
Bflchlein, das jetst in 8. Auflage yorliegt. Die neue Auflage des früher alldn von 
Boehm vcrfassten Werkes seichnet sich durch BeichhalUgkdt nnd GewissenhafÜgkdt 
in der Wiedergabc des stark angeschwollenen StoflTes aus Die neue Anordnung, 
Wonach die .\nmt>rkungen zum Tarife hinter dein Tarife abgedruckt sind, erleichtert 
den Gebrauch des Buches in den iäUcu, wo die Einsicht der Bemerkungen nicht 
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eines l?iihiibau8 (8.251), die Liefening von Lokomotiven, Schienen u. s. w. (S. 198) 
sei verwiesen. l>r. Max Fleischmann, Halle a. S. 

Düringer, Dr. A., Ministcrialrath u. Hachenburg, Dr. W., Recbtsanwaltw DasHandels- 
geeetsbncli 10. UtA 1897. Bd. 2. Lieferang 2 a. S: Handelsgeacblfl«. Mannheim 
1901. J. Benebeimer. 

Die Anlage difses vor7.ilf:lifht n Kommentars ist selum früher, znletzt Bd. XVII 
S. 301. eingehend besprochen worden, so dass die Fortaetzongen nur kürzerer Er- 
wähnung bedürfen. 

Bei dem Streben der Verfasser, Insbesondere das VerMUtniss des Handels* mm 
neuen bürgerlichen Recht klar zu legen und die Gleichheit der allgemeinen ^^'r- 
srhriften über Roclitsgcschiifte für bcido Tverbtsgcbieto ist der DarstoUiinu dcrsilben 
in systematischer Kntwicklung bownsst ein weiterer Raum wie in sonstigen 
Kommentaren zum U. (i.B. gewährt. Sie bilden mit den 8ondererläutcmngen za den 
S9 843— S72 H.O.B, den Inhalt des sweiten, onnmelir abgesehlMsenen Bandes, 
während Kanf-Konmiissioii, Spedition vnd FraohtgeedAf t einen weiteren, selbständigen 
Band füllen sollen. W. Coermann, Mülliansen. 

Kloss, Dr. R. Das Benrknndungswesen im Königreich Sachsen mit Ausschluss des 
Notariats. Leipzig 1901. Rossberg & Berger. 

Der hsndtiche and gat «isgestattete Konunentar sammelt nnd erlftntert die 
gesammelten civilrcchtlichen Bcurkundungsvorscbriftcn des Reichs- und sächsischen 
Landt'srerhts. Für die Beamten dor (Tcrichts- und Verwaltungsbfhördfn , Bürger- 
meisterämter a.s. w. bietet er ein brauchbares und emplchlenswerthes Nachscblagebuch. 

W. Coermann, HtUhsosen. 
MslMMr, Dr. OberlandesgeriditSoSenatspcSsident. Das Bttr gerliehe Oesetsbnch 
für das Deutsehe Reich, koramentirt. 1. Bnch: AUgem. Theil. 2. Buch: Recht 
der Schuldverhiiltnisse. :\. Burb: Sarh. nr. rht. Broshn 18!)8— 1901. M. & H. Marcus. 

Das Werk hält nach l uifang uud Inhalt die Mitte zwischen den Handausgaben 
mit Amneilmiigeii nnd dm- grossen Koioaientiirai: es teldet deshalb nicht an oft 
irreftthrendtt Kniqipheit nnd verbirgt den Kern der Sache nicht gar sn tief nnter 
ausführlichen Darlegungen. Dem Praktiker, der sich in kurzer Zeit für viele Fragen 
um Absicht, Znsanumnhang und Tragweite des Gesetzes unterrichten muss, wird 
darum grade diese ~ übersichtlich angelegte — Ausgabe des Gesetzes durch einen 
In der Theorie woU bewanderten Praktiker besonders willkommen sein. Als einen 
Yonug der Erl&uterunfim betrachte ich die Anknflpftang des gdt^den "ELechts an 
das mit dem 1. .Tanuur 1900 ausser Kraft getretene Recht. Der Unterschied und, 
was angenehmer und liilufiger ist. als es nach dem Wortlaute oft den .Vnschein 
hat, die Ucbereinstimmuugen gelangen dadurch deutlicher zum Bewusstscin als durch 
manche gelehrte Aldmndlung, deren Verfasser der Praxis des Bedites fremd geblieben 
sind. Der Herausgeber l>erttckBicbtigt flbrigens ausser dem prenssisdien Landrechte 
auch das bisherige gemeine, sächsische und französische Recht. 

Die gesondert erschienenen drei Bücher enthalten die für das Eisenbahiurecbt 
wesentlichen Tbeile des Bürgerlichen Rechts. 

Dr. llaK Fleischmattn, Halle %. 8. 

Pieper, J., Geh. Ob.-Reg.-Bath. Das Rcichsbcamtcngesets vom 81. Mft» 1873 

nnd seine Flrgäiizuntren. 2. Aufl. Berlin 1901. .1. Guttentag. 

Der im NüvliuIilt ISilö erschienenen 1. Auflage ist jetzt die 2. gefolgt. An 
die Ton demselben Verlage herausgegebene Turnauschc Kummeutirung sich anlehnend 
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bringt das Piepenebe Werk den Text des Reichsbeamtengcsetzcs von 1873 in der 
dareh Geseti vom Sl. April 1886 und 25. Mai 1887 abgeänderten Form mit so ein- 
gebenden Annipfknngen, Schlnts- nnd Vorbemerkungen, dnss es mit Kerht don An- 
sprach orhcbt'ii kann, einen nnsfftlirlirhen Kommentar zum K.lJ.tJ. zu bilden. l>ic 
Itechtssprecliung der höchsten üerichtshöfe, die das Ikamtcnrccht betreffenden Kais. 
Verordmu^en nnd BiuidesrathtbeBcblflsse sind tbeils in den Anmerkungen verarbeitet, 
tbdls in den d«u Oeaet» ängstigten Anlegen eelbetilndig snm Abdmek gebradit. 
Das preuss. Reamtenreclit, die Gnuidlege des Reichsgesetzes, ist eingebend berttck- 
sirhtigt. Jn dankenswerther Weise sind auch die l'iir die Schutzgebiete erlassenen, 
das Beamteuverhältniss berührenden Vurschritten in den Anmerkungen zitirt. — 
Daee bd «hier 8o eingehendoi Bearbeitnng des weit Tersweigtoi Hateriate rieh 
Dmckfebler leicbt einsehleicben, bewdsen die Bericbtignngen anf 8. XXn. Zn 
tadeln ist aber, dass sich bis Seite 54.5 die Marginalbezeichnimg , Allgemeine Be- 
stimmungen" hinzieht. nb<.'l(i(h d;is füsctz nur bis 22 IS. ITfil solche Bestimm nnfrcn 
enthält. Auch die I'aragrapiienbezeit hnung in den Kandüberschriften ist häuhg uu- 
ricbtig (8. 21, 28, 837, 879). Bei Benntzeng des Werkes sind anch die Bl XXm 
bis XXXVIll befindlichen Nachträge zu bcrflcksichtigen. 

Der \'erlajrsli;indluntr cmpfi hb n wir. zu ihrem früheren Verfahren, die einzelnen 
Reichsgesetze in verschiedenem Einband erscheinen zu lassen, zurückzukehren. Wenn 
sich auch auf dem Rücken der jetzt nur grünen Einbanddecken der Name des Ciesctzes 
beflndel, so ist diese Einbdtliebkdt fttr dm Praktiker, der bald dies« bald jenes 
GeseU der Sammlung nacbsvsdilagen hat, nnbeiiaem und zeitraubend. 

Dr. Görden, Hamburg. 
Stier*Sonilo, Dr. F., (Jerirhts-Assessor Die Einwirkung des Bürgerlichen 
Bechts auf das preussiscb-deutscbe Vcrwaltungsrecht. 1. Lieferang. Berlin 
1900. J.Outtentag. 

Die Praxis Ist auf dem Gebiete des Verwaltnngsrechts vorausgeeilt, und die 
Theorie hat MUhe, ihr nachzukommen. Wenn es sich um eine Frage ausserhalb der 
BehJirdenorganisation und der Zustfuidigkeit der Mehörden handelt . dir nicht durch 
Sondergesetz oder die iiechtsprechung der obersten VcrM^altungsgerichte betroffen 
ist, versagen die Lehr- nnd Handbflcher in unerwünscht sahireichen FUlen. Das ist 
ein nm so bedauerlieberer Znstand, als sich die Staatsverwaltung immer neue Zwdge 
der Bethätignng sucht, und bei der geringen I »lurhbildnn'j d^r norli jimgen — 
Theorie sich den Kechtsbudin durrli Süiidrri^frsrtzL" , SonibTViTuidmini;i ii und Ver- 
fügungen schaffen muss: die Sjache wird dadurch nicht immer geklärt, die Uebersicht 
aber immer erschwert. Wenn dieser Zustand beseitigt, und wenn das Vcrwal tu ngsre ch t 
dne Wissenschaft werden soll, die ebenbürtig neben das Privatncht tritt, so darf 
PS sich nicht damit zufrieden geben, dass es ans dir KiiiirlicdrnmL' unter die 
Privatret htsdoktrin zur blossen Selbständigkeit neben dieser aufgestiegen ist; 
das Verwaltungsrecht muss nunmehr den Anschlusa an das Privatrecht gewinnen, 
um die auf dieson Gebiete durcbgearbetteten 8&tae — ohne sidavisebe Anlehnung — 
auch für das öffentliche Recht fruchtbar zu machen. 

Ans diesem (iesirlitspunktf imiss das Werk von ^tii r- Snmlo. eine systematische 
Darstellung des Vcrwaltungsrechtes eigener Art, als bahnbrechend bezeichnet werden. 
Unter Wahrung der vollen Selbständigkeit fflr das Terwattangsrecht gdrt der Tw- 
f asser den mannigfachen Einwirkungen des Bflrgerlichen Rechtes nach, schOpft aus 
Torsiditig geflbter Analogie dankenswerthc Schlüsse und lässt bei solcher Behandlung 
natürlich auch die oft vernachlässigten («renzgebiete nicht unbeachtet. Seine 
Meinungen sind auf dum tragtesten (»runde eingebender Kcnntutss der Literatur 

Bger, Eiienbaluurechtilclie Eutacheldaogou XVIII. 13 
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und TOT ftllem der Judikatur aufgcbaat; anch wo sie niiAt dbcraengM, regen sie 
doch ia daakemwerther Woise an und geben oder ergiasen in ihrer Bogrflndnng das 

Material znr eigenen Frttfung der Fragen. Als besonders gelangen seien die §§ 3, 
9 um! 10 hrrvnr!?pliobcn : die ( iionzzichnng zwischen bürgerlichem und öffontlichm 
Üechtc (eine scharfe Grenze wird Bich m. £. nie ziüheu lassen), (icsetz und Ver- 
ordnung, Gewohnheitsracht (vor allem die Obiemiis auf dem Gebiete dea Vor- 
waltsngsreehta) nnd Antonomie. A«a dem angekftndigten' Inhalte der weit er e n 
Liefernnpen ist manches Kapitel des Interesses der Eisenbnhnrrchtler und der Bahn- 
Verwaltungen in hohem Masse sicher z. B. der Abschnitt iilnr den Fiskus 19). 
Dispens, Privileg, Konzession 22), das öfTcntliche Vermögensrecht (öffentliches 
Sadienrecht, GdnraochBredite an Sffentllehen Sachen, Stellung der Verwaltiing snm 
Eigenthnme und Nachbarrechte. Fundrecht, Aneignung und Entugnnng, SimfBdi- 
rechtliche Grunddienstharlieiten"). das Beamtenrecht r§ 44 "i, der Pienstvertrag: nnd 
das öffentliche Recht (§ 46). Haftpflicht und Schadensersatz i§ 4'Ji. Konkursrecht. 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung von Grundstücken im Verhältniss zum 
Verwaltnngiredit (g 68), StempdatenergeBets 64). 

Wenn das Werk das hftlt, was die erste Lieferung verspricht, so können wir 
ein an Ausblicken mv] Anrepunpon reiches, an praktischen Ergebnissen nicht armes 
und durch die Fülle des verarbeiteten Stoffes hervorragendes Werk erwarten. 

Dr. Max Fleischmann, Halle a. S. 
OMniMD, Dr. JmtiM, Oberreichsanwalt. Kommentar cum Straf gesetsbuoh für 
das Deutsche Beich. 6. umgearbeitete Aufl. Berlin 1901. Franz Vahlen. 

Nach ilnn l?ichtnnG:en hin hat die sechste Anflagfe im Verjrleiche mit den 
bisherigen wesentliche Aenderongen erfahren. Zunächst haben die seit Erscheinen 
der fflafteo Auflage in Kraft getretenen Ablndenuigen des Strafgesetabvchs, weldie 
theils auf dem Einftthmngsgesetae aum B. G. B., theils auf den Gesetaen y. 27. Dexember 
1899 nnd 2ö. .Tuni IfKK) beruhen, eine umfassende Umarbeitung erforderlich gemacht. 
Sodann hat die neue l)eutselie Civilgesetzgcbung, welche ihren tjewaltißfen Kinfluss 
auch auf das .Stratrecht ausgeübt hat, zu erheblichen Aeuderungen und Ergänzungen 
geftthrt Und endlich hat die in gans aosserordentllohem Masse angewachsene Zahl 
der Rechtsprttdie nnd Erscheinungen dar Literatur den Verfasser veranlasst, ältere 
und obsolet pewurdcnc Ausführungen zu beseitigten. verdient die neue Auflajic 
mit Recht die ! n zeichnung einer vollstündiii uiiifieai Ih iteteii . obwohl ihr äusserer 
l intang niciit vcrgrüssert erscheint, und ist durch die vorgenommenen Acnderungen 
Ton gana besonderem Werthe. Der Olshansensche Kommentar ist dn Meisterwerk 
ersten Banges und seine glänzenden Vorzüge, die ungewübniiche Beherrschung des 
gewaltij^''n Stoffes, der Literatur und .fudikatur, eminenter Scharfsinn, (ienauigkeit 
und rühmliche Sicherheit des l'rtheils sind allgemein anerkannt. Bereits bei früherer 
Gelegenheit Iiaben wir darauf hingewiesen, von wie grosser Bedeutung dieser 
Kommentar anch ftlr das Etoenbahnrecht in theoretischer und ^»ktischer Besiehuig 
ist, insbesondere in Betreff der Erkenntniss und Bcurtheilung der allgemeinen und 
besonderen Eisenbabndelikte. Er ist auch auf diesem Gebiete zu einem unentbehr- 
lichen Kathgeber geworden. Dr. Eger, Berlin. 

Eger, Dr. Georg, Hegierungsrath. Das Gesetz über die Enteignung von Grund- 
eigenthnm. Tom 11. Juni 1874. Erl&utert mit Benntsung der Akten 
des Kiinigl. Prcnss. Ministeriums der ttffentliohen Arbeiten. 8. AvfL 

Band I. Breslau 15>02. .T. 1' Kern s Vtrlaij. 

Die schnelle und weite Verlireitunj^. wel( In die erste .Auflage der vorliegenden 
Kommentars gefunden hat, bat bewiesen, dass eine erschöpfende, aus der Theorie 
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und der Praxis gleielieniiuflen begrflndete Erlftntening des Preiusisciwn Entdgnmigs- 

Gesetzes vom 11. Juni 1871 im Ilinblirk anf die anssorordcntliclx' Hedtutnng der in 
Frage ko!iiin« ii(l( ri rntr-rcsscn unri din I'mfun»^ und die Zahl der mit den pinzeliicn 
gesetzlichen Bt-stimuiungen verknUpt'tcn Kontroversen einem dringenden Ik'dürfniüse 
entsprochen hat Die Heransgabe einer schon seit langer Zeit nothwendig gewotdmsn 
zu'( itcn Auflage hat sich vornehmlich dadurch verzrigert, dass es geboten erschien, 
das I II kraf tt rt'f eit lU-s Bdrgerlichen <Josctzl)urhs abzuwarten. Penn wenn 
auch da.s Knteigmui^srecht von der einheitlichen Regelung durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch ausgeschlossen ist, so haben sich doch die Euteignuugsrechtv der 
devlAdien Einadstaaten draa gewaltigen Einflüsse des nenen bfligerUchen Becbts nicht 
entliehen kOnnen nnd dnnsh dasselbe mannigfache und wesentliche Modifikationen 
erfahren. 

Auch in der zweiten Aullage ist der Verfasser bemüht gewesen, dem bislK ri^en 
Ziele treu zu bleiben. Die gesammte Kecbtsprechnng, insbesondere die Eiit- 
Boheidnngen des Reiehsgerichts nnd Prenss. OberTerwaltangsgeriohts 
haben ebenso, wie die Literatur des Enteignnngsrechts nnd die Entscheidungen. 
Verordnungen und Erlasse der Verwaltnngs-lnstanzen bis zur neuesten Zi it 
die eingehendste und vollste Berücksichtigung gefunden. Die wichtigen Ergänzungen 
vnd Aendemngcn, welche dnrch das Bürgerliche Oesetabneh anf dem Gebiete des 
Preudichen Enteignnngsrechts eingetreten ^d, sind flberaU ao geeigneter Stelle 
zur Erörterung gelangt. Die Materialien des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und aller zugehörigen Oesetse sind aufs Sorgfältigste benutzt nnd heran- 
gezogen worden. 

Wenngleidi der htofig nicht leicht verstlbidlidie Sinn d«r Bestinunnngen des 
Enteignnngsgesetzes, die wichtige Frage des Eraflnsses des Bflrgerllohen Oesets- 

buches auf dieselben, sowie die Bedeutung der dadurch bprvorgerufe.nen Kontro- 
versen, ferner die in ganz ausserordentlichem Masse angewachsene Zahl prinzipiell 
wichtiger Bechtsprüche und Monographien grade auf dem Gebiete des Enteiguungs» 
rechts die fiearbeltnng sehr ersehwert hat, so darf dodi angenommen werden, dass 
der Kommentar auch in dieser neuen Auflage .sich den l!hi^ir^lrt<>r eines nfltslidien 
Httlfsmittels für die Auslegung und Anwendung des Euteignungsgcsctzcs wahren wird. 
Kaufmann, Emil. Die wesentlichen Unterschiede des alten und neuen Handels- 
gesetzbuchs. Zweite durch ein Sachregister vermehrte Auflage. Berlin lÜOl. 
W.Moeser. 

Fflr die prafettsdie Branchbarfceit des Torliegenden Buchs bietet die Thatsaehe 

genügenden Beweis, dass innerhalb kurzer Zeit eine neue Auflage erforderlich wvrde. 
Wenn auch seit dem Inkrafttreten des neuen H.G.B, jetzt schon fast zwei .Tahrc 
verstrichen sind, so dürfte doch auch ferner noch die Darstellung sich Freunde er- 
werben. Klarhdt des Gedankens, scharfe nnd prftiise Ansdmcksweise kennseichnen 
dieselbe hB^st Tartihdlhaft «nd Be«. wttrde den ridi auf die grosse Staatsprilfnng 
vorbereitenden Referendaren den Gebrauch des Buchs nur wann empfehlen können. 
Das ziemlich ausführliche Sachregister der neuen Auflage wird gern als Verbesserung 
anerkannt werden. Dr. Fuld, Mainz. 

Migsohn, Dr. Amid, Jnstizr. Patentgesets nnd Gesets, betr. den Schnts 
von Gebranchsmustern. 2. AnlL Berlin 1901. J. Guttentag. 

Die neue Auflutre des Kommentars des anf diesem Gebiete als Autorität hervor- 
ragenden Verfassers vereinigt alle Vorzüge in sich, die auch die frühere Auflage 
ausgezeiclinet und besonders werthvoll gemacht haben, nämlich volle uud gründliche 
Behernwhnng des schwierigen Steifes, sorgfUtigste Berttcksichtigni^ der Materialien, 

18» 
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Bediti9redMUig und litteratnr, klare «nd 1lber«lolitIldie Aaordming, sowie sellisliiidige 

nnd wissonsrhnftlichc Behandlunt: nnä ParstclloJlg des Inhalts beider Oesetee. ffiae 
werthvollo praktische Verbesserung: der neuen Anflapo liejjt darin, dass am Rande 
der wesentliche Inhalt der Anmerkungen darcfa eine kurze Inhaltsangabe deutlich 
lierro^liolMii ist. Audi die Ansflllinuigsrerordirang ▼om 11. Jali 1891, die Ver- 
leiobiiiase der Patentklaesen und Anslegostellen, sowie die StMterwtiige nift 
Oesterreich- Cnj^am . Italien niid <Ut Schweiz sind mit Erläntprnn>.'en lM'if,'efilirt tnid 
dem (ianzcn ist ein tivhr austührliches Sachrejristcr heinefreben. Iter Koiiiinentur 
kann mit vulk-m ivochtc als der bei weitem beste uut diesem Uebiete bezeichnet 
werden. Dr. Eger, Bttlln. 

V. Rüdiger, Dr. W. KonseBsionirnng gewerblicher AnUgen In Prenasen. 
Berlin 1901. ' ^Juttentxig. 

Wer jemals die Schwierigkeiten erfahren hat, mit denen in der Praxis die 
Erlangung der Konzessionirung gewerblicher Anlagen verknüpft ist, der wird er- 
messen, welchen Dank die industriellen Kreise dem Terfasser dafBr schulden, dnss 
er ihnen durch handliche und tibersiebtllclie Zusunmenstellnn^ aller einschlägigen 
Gcpetzesvorschriften und Verwaltunpsnormen ein branchbares Hülfsmittel nn I'eber- 
windung jener Schwierigkeiten geliefert hat. In seiner .Sammlung vereinigt der 
Uerausgebw die gesetzlichen Texte der Ausftthrungsanwcisung zu §§ 16 ff. der 
Bddugewerbeordnnng, der technischen Anleitung sur Wahrnehmung der den Kreis- 
(Stadt-) Ausschüssen (Magistraten) tiberwiesenen Zuständigkeiten und die durch 
Ministcrial-Erlasse für die Bezirksaus.scliüsse hinsichtlich Genehmigung gewerblicher 
Anlagen vorgeschriebenen technischen Bestimmungen. Eine leicht fasslicbc Anleitung 
rar Torsehiiftsmlssigen Anfertigung von Konsessionsgesnchen und ein sorgfältig 
gearbeitetes Sadiregister TerroUstilndigen den Inhalt des verdlenstliohen Bfldridas, 
welches sich vornelimlich zum praktischen Gebrauche für Industrielle und Techniker, 
Behörden und He' litsanwältc eignet. T>r. V. E. RiescnfeM, Breslau. 

Sydow, R., Direktor im Ir idis -Postamt, tiiul Busch, L., Kammcrgcrirhtsrath ( ivil- 
prozcssurdnung mit Gerichtsverfussungsgesetz und den Einfuhrungs- 
gesetsen. Unter besonderer Berflcksiditigung dw Entscheidungen des Reiehm(eridit8 
herauKi: Im II mit Anmerkungen. 9. Auflage. Berlin 1901. .T. (iuttintag. 

l>a.H Biii'h. wilcln's . wii' ili>' la^rlic Aufeinanderfolge der .Auflagen beweist, r.n 
den beliebtesten und besten llandkomujentaren gehört, hat in der neuen .Autlage 
nicht unwesentliche Aenderungen erfahren. Einerseits ist den ältcreo Auflagen 
entsprechmid das (reriditsverfassungsgcsets wieder amfgenommen, und dadurch ein 
vielseitig ausgesprochener Wunsch erfüllt. Andererseits sind i1i< Xebengesetzc, zumal 
sie selten gebraucht werden, in Fortfall gekommen. Dir lulialt der Anmerkuntrcn 
ist nicht allein durch die Aufnahme aller in den letzten Jahren ergangenen prinzipiell 
wichtigen Entseh^ungen des Relcbsgerichts, sondern auch durch den Hinwds auf 
die erlassenen landesreditlichen Ausfahmngsbestimmungen sehr betrlchtlich erweitert 
worden. Der trefflichen Arbeit ist in dieser verrollkommneten Gestalt die weiteste 
Verbreituntj und beste .\ufnabme sicher. Dr. Eger. Berlin. 

Strsckmann, Or. J., und Koch, Or. R. Die Civilpruzcssordnung für das Deutsche 
Boich in der Fassung vom 20. Mai 1896 unter Mitwirkung von K. Basdi, Dr. 
P. Koll und Dr. O. Strnckmann. 8. Auflage. Berlin 1901. J. Gnttentag. 

Die ini li k mm .Inbresfrist nothwendig gewordene neue .\uflage spiiebt genügend 
für die all''';! rm-'b iitliehe Beliebtheit und Brauchbarkeit dieses Komirn ntars. |)ie 
neue Auflage tlieilt mit den früheren die Vorzüge grösstcr Vollständigkeit und 
wissenschaftlicher OrOndlichkeit und genügt in jeder Hinricht den hVdisten An* 
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sprilcbcQ. £s darf wohl behauptet werden, duss das Werk in seiner gegenwärtigen 
Gestalteng an OrQndUchkeft und AtufUirlichlteit alle anderen Kommentare dieses 
Bechtsgebiets bei weitem übertrifffc. Theorie und Praxis sind in ^'leioliem Maaiso 
Rorgfaltipst nnd vollstiindip heran^ozntrMi und vf-rwerthct, und jcd«' Fmiro findet an 
der Hand der in Betracht kommenden Materialien, KechtsprUchen und Moiioj^rapliien 
eine erschöpfende Beantwortung. Auch ist rühmlichst hervorzuheben, dass trotz 
der Hltwlrlning melurerer Autoren das Ganse dardiaiu einheitlich nad harmonisch 
besrheitet ist. Hiemach wird es der neuen Auflage, gleidi den früheren, an einem 
grossen nnd wuhlvenlii iiten Erfolge nicht fehlen. Dr. Eger, Berlüli 

Cabouat, J. Trait6 duü accidents du travail I. Paris 1901. Lorose. 

Gerland, Dr. Otto. Das BeiAt 4u Poliset>y«offdniingen In der preassischen Monarchie. 
8. Anfl. 1901. Gar! Hegnnann. 

8rif, fieh. Rcg.-R. Das flewerbc-rnfallvcrsichcrungsgesetz, nebst dem Gesetze betr. 
die Abänderung der TTnvallversirhenuigs-Gesetae vom 30. Jnni 1900. 3. Anfl. Ans- 
bach 1901. 0. Brägel & Sohn. 

flratiMMM, Dr. Jit. Konomentar snm biTalldenTersicaierangs-Qesets tou 13. Juli 1899. 
8. Anfl. Hünelien 1900/1901. G. H. Beck. 

Kohler, Dr. J., Prof. Deutsches Patentrecht. 1 - 4. Lieferung. Mannheim 1901. Bensheimer. 

Lobmann, Dr. F. Die £ntwiGklaiig der Lokalbahnen in Bayern. Leipzig 1901. A. 
Dcichert Nachf. 

Mittelttetot Dr. Gb.-Land.-Oer.-B. Deutsches Binnensohlffabrtarecht. 1. Bd. 8. Avil 

Lieferang 1 nnd 2. Leipzig 1901. Russbcrg & Berger. 
Olsbausen, Dr., und Hellnig, W. Das Verhältnii'ä der ArmeiiTerbHiide m den Ver- 

sicherungsanstaUen. Leipzitr l'.HIl. iHmcker Hiiniblot. 
Perelt, F. Dos allgemeine üfi'entliche Seerecht im Lieutschcn ilciche. Berlin 1901. 
E. 8. inttler A Sohn. 

Scbirrmelster. Die en^'lischc Aktiennovellc Tom & Angnst 1900 (The eompaoies Act.). 

Berlin 1901. Puttkiumiier & Mühlbrccht. 
Zaoiier, Dr. Die Arbeiterversicherung in den Niederlanden. Berlin 1901. A. Troschel. 

— Leitfaden zur Arbeiter^ersicherang des Deutschen Bddu. Berlin 1901. A. 
Asher A Go. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

V. A. Znr Auslegung des Eisenbabuhaftpflicbtgesetzcs. (Allg. Osterr. Gerichts-Zeitong. 

Jahrg. 52. Nr. 27.) 

BibarflBltf, Dr. Das LagergesofaSIt (Sped.- n. SchüT.-Zeitg. IX Nr. 43 8. 690.) 

— Haftung des Spediteurs wegen ungeeigneter Lagerung Ton Waaren. (Sped.- u. 

.^rliiff.-Zeittr. IX Nr. tl S. 

— l'flicht znm Krsatz des diircli l'fordc anp;eri(hteten Schadens. (IX Nr. 42 S. 573.) 

— Die Stellung des Schitfers bei i'iflerenzen zwischen Empfanger und Absender. (IX 
Nr. 4&.) 

BoMh, H. Zur Württemberg. Eisenbahn- u. Steuerpolitik. (Zeltsdtr. f. d. ges. Staatsw. 

Jahrg. 57 (1901) Heft H.) 
Ctlsiar, L Das internationale L'ebcreinkommcn des Eisenbabn-Frachtverkehrs. (Allg. 

Tar.-Anz. XX. 1901. Nr. 40 S. 677.) 
Epitdn, Dr. ■. Znr Frage der swftlfstftndlgen Nachfrist bei Lieferfristflberschreitvngen. 

(.Mlg. Tar.-Anz. XX Nr. 46.) 
FlecJt, fi. .''^tndieii r.nr Cesdüchte des Prenss. Kisenbahnwesens. (Arch. f. £i8enb.-Wes. 

1901. Heft 4 S. 757.J 
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FtelMliaMr. Hat in Vergleicli swiidum BernfagoiOflsemMbaft und Arbdter dne 
ExisteMiMreehtIgiiiig? (Arbetter-Yenorgang Jalirg. 18 Nf. 18.) 

Goldateli. Der Eonkiin der AktiengesellBdiaft. (Annaleit des Deatscben Bdclis. 1901. 

Nr. 10.) 

Hahn. Zur Fra^o der Znliissifrkeit von Vcrsleichon zwischen den Trägern der Ver- 

sithcrung und den Versicherten. (Arbeiter- Versorgung Jahrg. 18 Nr. 18/29.) 
Hartnaan, H. Die aberz&hligen Gttter. (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Ei8eiib.-7enr. 1901. 

Nr. 85.) 

Heinsius, E. Massnahmen zur Verhütuntj der Beraubung? von Kisenbahnsendungen Und 

Ersatzptlieht der Eisenbahnen. (^.Sped.- u. SehitT. -Zeitg. IX. Nr. 41 S. ö«)2.j 
Hertzsr, Dr. W. Haftangsansschliessung und llaltungsbeschränkung hinsichtlich des 

der Eisenbahn aar Verwahrnng flbergebenen OepKcks. (Zeitg. des V«. Dentadi. 

Eisenb.-Vcrw. 1901. Nr. 73; vgl. auch Nr. 40.) 
Miss, Dr. B. Die rnfallverfsiilierong bei städtischen StrAsaenbohnbctrieben. (Zeitschi. 

f. Kleinb. VIII. 1901. S. Ü82.) 
Hilaa« Dr. K., Prof. Znr Befristnng der Bahngenehmignng. (Die Selbstrerwaltnng. 

Jahrg. 88 (1901). Nr. 89 S. 610.) 

— Nirhtigkcit der Bahncrwi Hisijfesehäftc bei Verletanng geaetsllober FomTOtadiriften. 
(Zeitsehr. f. Kleinb VIH. l'.K)l. ^. 

— Zur Frage der Koii/.essious Verlängerung der Strassen bahnen iSeiteus des Staates. 
(Zeitsdlr. f. Transp.-Wes. o. Strasaenbaa. 1901. Nr. 26.) 

~ Ueberlastang der Zastimmangsrertrage zur Wegebomitaa!^ für Kleinbahnen beim 
beutigen Geschäftsgebraurh. (Monatssrbr. f. H.R. u. Bankw. X. 10/11.) 

Junghans. Die Schätzung des enteigneten Gegenstandes. (Gcricbtshalle. 45. Jahrg. 
Nr. 25/39.) 

Mmebwaeic. Verladen und Ausladen der Ofiter. (Fortsetzung und Bdiluss.) (Sped.- 

u. Schiflf.-Zeitg. IX. Nr. 40, 41, 42.) 

— Die Verpu kiing der (iflter. (IX. Nr, 14—49.) 

Nenmann, Dr. G. Einzelne Hestinmiungen des (Oesterr.) Betriebs-Reglements, welche 

mit denen des intcrnat. Uebereinkonimens nicht Übereinstimmen: Art. 2, 3, 4. (Allg. 

Tarif-Ana. XX. 1901. Nr. S8, 41, 48.) 
Pannenberg, fieb. (>b,-Keg,-R. Die Rechtswirkungen der Enteignung im Falle der 

Einigung' dir lictbeiligten. (I'reuss. Eisenb.-.Arrb. IWl. S. 1169.) 
R . . . . Wahl der Transportroute. (Sped.- u. Schiff. -Zeitg. IX. Nr. 45.) 
Reiadlf Dr. M. Die gemeinsamen Abfcrtigungs Vorschriften des Vereins Deutscher 

Eisenbahn>Verwaltnngen in ihrer Beziehung zum materidlen Frachtreeht. (Zdtg. d. 

Ver. Deutsch. Eisenb.-Vcrw. 1901. Nr. 69.) 
Schmelzte, Dr. \'erbot der Aufrechnung bei Lobnfordeningen und ZurOddjebaltunga- 

recbt. (Öeußert's Bl, f. Kechtsanw. .lahrg. 6« (1901). Nr. 17.) 
Sdillit. Die N«ihflit der Brflndnngen. (GeverbL Bedttsaelnits und Uriie h airee ht . 

Jahrg. 6. Nr. 8.) 

Schultzenstein. PeraSnlicbe gewerbliche Koueaslon und E^bredit (Verw.-Areh. X. 

Hclt 1.) 

Sp . . . Die \ erjührung nach Eisenbahnrecht. (.Sped.- u. Schiff.-Zeitg. IX. 2sr. 4ü.j 

— Juristisches Aber den Frachtbrief (Nr. 49). 

StBlial, Dr. 0*, Landrichter. Die neueste Rechtsprechung dea Bdehsgeridita auf dem 

Cebiete des Verwaltungsrerbts (l»r. V* nv r.l XXHT Nr. 7, 9.) 
Strauss, Dr. Ludw. Die Pariser Fracbtrccbt- Konferenz. (Sped.- u. Schiff.-Zeitg. iX. 
Nr. 42, 43.) 
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Die Naelmalime im EisenliialiiiTerkelir. (Zeitschr. f. d. intemat. Eiaenb.-Traii8p. IX. Nr. 7 
S. 254.) — Verj&lmingsfrist fUr Fncbtentattnngsansprfichc in Oesterreicb. (IX Kr. 8 

S. 2f»8.) — Sarlivcrstündicrfniinitor ffir Strfiti^'kcitpn im Waarcnhandcl and Transport» 
fipschäfte. rix. Nr. 8 S. 2Hi>.i - I'if Avisiruni: rlcs Absr ikIcis im Falle der Annahme- 
verweigerung i-incr Sendung hei den franzüsiüchun Eisenbahnt n. (IX. Nr. 9 S. 322.) 
— Dnrchf fliimiig der Vondiriffeen des Zasatsflberdnkommens v. 16. Juni 1688 sum 
Internat. Uebereink. Uber den Eisenbahnfraehtverkebr t. 14. Okt 1880. (EC. Nr. 10 
s. Mr>H ) 

l'cbcr die Zulässigkeit, der Theilfrankatur. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb.-Transp. IX. 

Nr. 11 S. 403.) — Kumänien and das Internationale Uebereinkommcn. (Nr. 11 ä. 413.) 
Hnansielrang einer KleinbahnaktiaigesellBcbaft an den KrdsabgabeiL (Pievss. Verw.- 

XXIII. Nr. b S. 7ß.) 
Vom Wapcnstandgold. (^^p - n. SchifT.-Zcitp. IX. Nr. 48.1 

Befreiang der Eisenbahn von der Verpflichtung zur Benachrichtigung des Aliseiidcrs 
vom Yeritasf des Ohrtes. (D. Ei8enb.-Besmt.-Z. 1901. Kr. 87.) — Die Nachnahme im 
EisenbaluiTerkdir (Nr. 88). — Betriebagemeinschaft oder Rdckseisenbalinen (Kr. 40). 

Strassenbahn und Kommune (Allg. Tarif-Anz. XX. Nr. 44 S. fi25). — (Jesetz n. Pra.vis 

(Nr. 45 S. cm). Zinsen- und Stcmpelvergatung für Mehrfrachten (Xr. 45 S. 633). 

-~ Die Südbabnprioritaten (.Nr. 46 S. 637). 
Znr Haftpllidit der Eiaenbalunntemekmiuigcn anl&sstkb der BetrielnaBfUle von Eisen- 

babnbediensteten. (Oesterr. Ei8enb.-Zeitg. 1901. Nr. 87.) — Ueber die Begelang der 

Ersatzforderungen i:nt^r den Eisenbahnen (Nr. 2i)'30). 
Die Organisation der Staatseisenbahnverwaltung. (Oesti rr -rngar. Eisenb -I'.l. Nr. 37.) 
The rigbt of Kailroad passengers in reapcct of unpum tuality iRailroad Gazette 1901. 

Heft 88). — The legal regolation of engineering practice (Heft 38). The legal 

regulation of the engineering profession (Heft 38\ 
Concpssioni specialt per det«rminati trasjiorti sulle t'errovic (Monitore (klli str ferrat. 

1901. Nr. 32—34). — Deila rifonna dei contratti d'esvrcizio delle Ire grandc reti 

(Nr. 33). 

IV. Gesetzgebung. 

Bayern. Kgl. Verordnung v. 7. Septm-iM r hi tr die Verwaltung und den Betrieb der 
kgl. Verkebrsanstalten ( Verordn. ii. Aiiz.-Bl. Nr. fiö). 

— Bck. des :»taatsministeriums des kgl. Uaases und des Acossem v. 12. 9. lUOl , die 
Verw altun g und den Bettiek der l^. Verkdnsanstadteii betreffoid (Nr. 65). 

DntMiMS Reklh. Intemationaleb Uebereinkoninien flbw den ElsenbahnfrachtTwkebr t. 
14. Okt. 1890. Zusatzübereinkommen v. Ifi. .Inni 189R (KGl?!. S. 29.'), EVHl. S. 29ö). 

— Bck. d. Reichskanzlers v. 15. August und 17. September liH)l. betr. die dem Inter- 
nationalen Uebereinkommcn über den Eiscnbabnfracütvcrkchr beigefügte Liste (RtiBl. 
8.294, EVBl.8.851). 

— Bck. des Reickskaaslers vom 6. September 1901, betr. die Vereinbarung erleichtem- 

der Vorschriften für den wechselseitigen Verkehr zwischen den Eisenbahnen Dentsch- 
lands und Luxemburgs (ROBI. S. 31!). EVHI. S.311). 
Frankreich. Dekret des l'riisidentcn der Iranz. Republik vom 10. Sq^tember 1901, betr. 
Ablndentng des Reglements ttber den Verkehr der Antomobllwagen avf Öffentlichen 

Wegen in Frankreich v. 10. März 1899 (.Tourn. offic. v. 13. Sept. 1901. S. 5898). 
Oesterreich. Verordnung des Kismhahnministers vom ".^4. Scpti tiilx T 1!K)1 . betr. die 
Abänderung und Ergänzung einiger Bestimmungen des mit Verordnung vom 10. De- 
zember 1892 (RGBl. Nr. 207) mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1893 eingeführten Be- 
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triebsreglemcnti für die Eisenlwlmeii der im Bdchsrafhe vertroteBen KQnigrcicbe md 

Liindor {Kam. Stück LXII. Nr. 148. — Oerterr. Blaeiib.-Veroi:dii.-BL XI7. Nr. IIS 

S. 2107 lir. n. Nr. lU S. 2477 ft" ), 

— Krlass des Eisenbaliniuiniätera vuin 20. September 1901, betr. die Herausgabe des 
V. Naditnges snm Eisoibahii'BetiiebBreglcmcnt (Oesterr. Bi8eiib.-Tenwdii.>Bl. XIY. 
Nr. 115 S. 250O). 

— Kundniachunt,' <lf s Kisenbahiiministcriums vom 6. Oktober \90\ , betr. die Einrirh- 
ttins: und iicsor^uiifj des Dii nstcs bei dein Baue neuer P'isenbabnlinit n {K(iHl. Ibül 
.Stück LXIX. Nr. 157. — (»isterr. Eisenb.-Verordn.-Bl. XIV. Nr. llü 8.2581). 

— ErlMB des Eiaenb.-HI]ii8t rom 7. S^tember 1901, betr. die YeröffentUdiiiiig T<m 
Tarifnacblässeii im Oflterrerkdire fttr das Jahr 1909 (Allgem. Tulf-Aii£. XX. 1901. 
Xr. 39 S'. r)G3y 

PreilBsen. Ilrlas.s des Minist, des Innern vom 7. Juli 1901, betr. Anrechnung der vor 
der infolge strafgerichtlichen Urtcls erfolgten Dienstentlassung zurückgelegten Dienst- 
sdt bei PeneioiiiniDgen (Bfi]i.-Bl. d. lY. 8. 189). — vom 9. Juli 1901, betr. Knuiken- 
fttrsorge für die im unmittelbaren Staatsdienste ge^ren Entgelt vollbeschäftigten Per- 
sonen ohne Beamteneicronsrhaft TS. I88j. — 22. Jttli 1901, betr. Bereduraiig des ge- 
setzl. Wittwen- und Waisengeldes (S. 189). 

— Erlaes des Minist, der Off. Ixb; vom 8. Aug. 1901, betr. VerbiltiiiBB einer erdimiten 
Pensien m eiow im DlsBipUnarrerfalirett bewilligten UnterBtHtsung (EVBI. S. 298). 

— 27. August 1901 . betr. Anrechnung der ncbon der Besoldung gewährten Dienst- 
etc. Zulagen als Dienstclnkonunen im Sinne des § 27 .\bs. 2 des Pensioiisgosetzes 
(S. 293). — 19. September 1901 . betr. Abänderung der Tulegraphonordnung für das 
Deittaofae Beich (S. 311). — t. 19. Sept. 1901, betr. BesoldungsgrundsStse (S. 813). 

— 29. September 1901, betr. Einsendaiig der Rechnungsabschlüsse von Kleinbahnen 
(Zfit'^vlir. f. Kleiiil« XHI S 728). — S.Oktober !!«tl. betr. Cewährnui,' von Zu- und 
.\bguni;:sentschädigungen für l'ienstreisen von Kleinbahnen i KVHI. S. Hiy i. — 14. Ok- 
tober 1^1, betr. .Stempelpflichtigkeit der Verträge mit ücmeiudcn Uber Anlage von 
HaltesteUen (S. 823). 

Russland. Verfügung des Minist, der Verkehrswege vom 15./28. Januar 1901, betr. 
Entschäditjungen im Falle der Lieferfrist (iberschroitinitr bei der Bifürdeninp von 
UUtern mit Personenzügen. (Zeitscbr. f. d. internat. Eiseub.-Transp. Jahrg. IX. liXJl. 
Ges. n. Volls.-yerordn. S. 101.) 

— AUerb. Terordn. v. 28. Mai 1901 ». St, betr. Abttndemng des Art 84 des Qesetics 
V. 12. Juni 1885, über fristzeitige Abnahme und Versteigerung von leicht vcrderb- 
liehen. fenererfährlirhen etc. (Gütern. (Zeitscbr. f. d. intemat £isenb.-Tran8p. DL 
lÜOl. Ges. u. \ üilz.-Verordn. S. 146.) 

— Bestimmungen ftber die Annabme, Besichtigung, Bereinigung und fteigebung von 
Waaren seitens der Zollämter in Bttsdand vom 16. Mai 1901 a. St (Zdtscbr. f. d. 
internst EiBenb.-Trao8p. IX. 1901. Ges. n. yoIli.-Verordn. S. 147.) 
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Entscheidungen, 



Nr. 12<. Eiitseli. des Oesterr. Obersten Oerkktshofes. 

Vom 15. Februar 1899. 

Falls nach einem zwischen der Eisenbahn und dem Besitzer eines Industriegeleiaes 
abgeschlossenen Vertrage die aur das industriegeleise ibergeiienden Wagen mit den 
Zelt|Maktt tfer Uetorttoltaig auf dM Itixtera alt abitlleftrt geHen, kiMiM Ertatz- 
Msprflohe wegen Abganges aas daaai arit aaveiietxteai Plenbenversclilasse aaf das 

Industriegeleise überstellten Wagen gegen die Bahn nur dann geltend gemacht werden, 
wenn bewiesen wird, dass der Abgang in der Zeit zwischen der Annahme zur Be* 
förderung und der Ueberstellung auf das Industriegeleise entstanden Ist. 

Massgebeiul für die Beurllieiluiig des vurlicgendtin Streitfalles siud 
§ 15 des erwiilinten Indii.striegeleisevertrages und § 77, sowie § 90, 
Alinea 2, Punkt 4, des Betr.-Regl. 

Mit Hinblick auf den § 15 des erwähnten Vertrages ist durch die 
Ueberstellung des plombirteu Wagens auf das Industriegeleise und 
dessen Abladung die Annahme des Gutes als vollzogen anzusehen. 
Angesichts dieser Sachlage aber kommen die Bestimmaogen des § 90, 
Alinea 2, Punkt 4, Betr.-Regl. zur Anwendung, und diesen Bestimmungen 
hat der Kläger nicht entsprochen, indem er den Wagen ohne Inter- 
vention der Bahnorgane entladen hat und den Abgang bahnftmtlich 
nicht constatiren liess. Weiters hat aber der Klftger auch nicht den 
Beweis erbracht, dass der Abgang von 14 Säcken Weizen in der Zeit 
von der Uebergabe des Wagens zur Beförderung bis zur Ueberstellung 
desselben auf das Industriegeleise sich ereignet bat. Nachdem somit 
die Voraussetzungen mangeln, welchen zufolge gemäss § 77 ßetr.-Begl. 
die Eisenbahn fiu dt n Schaden aufzukommen hätte, niusste die Revision 
des Klägers abweiüliüU beschieden und das angefochtene Uitüeil be- 
stätigt werden. 

Eger, ElBWbahnreclitlicho Eatsclieldangon XVIII. 14 
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Nr. Bntseh. des Oesterr. Obersten Oerlehishofes. 
Vom 16. Februar 1899. 

IBÖU, IMnb. Bitwlu Jtbig. ISM. a 
Die Eisenbahn haftet für die Beschädigung elnM Frachtgutes, welches tarifmSssig 
von der Partei abzuladen Ist, thatsächlich Jedoch vor Abiauf der lagergeldfreien Zeit 
von Bahnorganen abgeladen wird, auch dann, wenn das 6ut von der Partei erst einige 
Zelt aaoh der vei Hir bewIrMen Aaflaimi Mf einen StrelfWafei von Btlwhffe ak* 
gefOIrt werde, ebne dtee concreto Umstände fOr die Beschädigaag det Batee erat 

nach Ausfolgung an die Partei sprechen. 

Die Beklagte gibt in der Revisionsschrift selbst zu, dass der 
Kläger mit Rttcksicht auf die Zeit, in welcher ihm das Aviso zage- 
koinmen war, die Sendung in den 24 Stunden des 1. September 1897 
hätte abholen sollen, ihm also der ganze Tag zustatten kam; es hat 
aber der erste Ricliter auf Grund der Zeugenaussagen festgestellt, dass 
die fi\r den Kläger bestimmte Kiste au eben diesem Tage, dem 1. Sep- 
tember 1897, demnach vor Abiauf jener Frist, vom Waggon abgeladen 
worden ist. 

Nach dem vom ersten Richter weiters festgestellten uikI unan- 
gefochtenen Tliatbestande ist jedoch der Belangten nicht nur die Ausser- 
achtlassuug der tarif- und reglementsmässigeu Bestimmung als Ver- 
scbnlden anzureebnen, es siebt Tielmehr anch das tinvorsichtige Ge- 
babren ihrer Leute, fttr welche sie gemäss § 9 des Betr.-Regl. za haften 
hat, bei dem Abladen der Kiste und der dabei bewirkten Zertrttmmeiung 
der in dieser Kiste verpackten Glastafeln ausser Frage. Denn die bei 
dem gerichtlicben Aagenscbeine geborten Sachverständigen haben ihr 
Gutachten dahin abgegeben, dass in der Kiste Eindrücke der Kette, 
die beim Abladen mittelst des Krahnes benutzt wurde, vorgefunden 
wurden, und dass an eben dieser Stelle ein ausserordentlicher Druck, 
ein Schlag oder eine besondere Pressung gewirkt haben roflsse, um die 
von der congruenten Stelle radial förmig auslaufende Zertrümmerung der 
in der Kiste betindlichen Glasscheiben herbeizuführen. Es ist festge- 
stellt, das die Glastafeln, ordentlich verpackt, der Bahn in gutem Zn- 
stande übergeben worden sind, dass der Spediteur des Klägers mit 
seinen Leuten die Kiste mit aller gebotenen Vorsiclit auf den Streif- 
wagen gt'laden und abgeführt hat: dagegen hat die Gelangte ihre Be- 
hauittung, das bei dem Aufladen der Kiste auf den Streifwagen der 
Knoten der Kette, in welcher die Kiste unter dem Krahne stand, unter 
die Kiste zu liegen kam und damals der schildliche Druck auf die Kiste 
bewirkt worden sei, nicht bewiesen, es ergab sich vielmehr, dass der 
Knoten nicht unter die Kiste zu liegen kam, derselbe an der Seite des 
Wagens gelöst wurde und ein anderes gar nicht mdgHch war. 

Aus eben diesen Erwägungen muss aber die Revision des Klägers 
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als eine bein iimlete bezeichnet nnd demselben iiisltesondere beigeplliclitet 
werden, wenn er die Anwendung iles § 1304 a. b. G.-B, in II. Instanz 
als eine rechtsirrtlittmliche bekämpft. Dass bei der Bescliädigung zu- 
gleich aaeh ein Yersehttlden Ton seinei- Seite eintrat, wurde ihm nicht 
nacbgewiesen; der Umstand, den die Belangte noch geltend machen 
zn können erachtet, dass nämlich der Spediteur das Frachtgat auf seinem 
Wagen im Bahnhofe stehen Hess, kann dieses Verscholden nicht bilden, 
weil nichts darauf hindeutet, dass das den Schaden bewirkende Ereig- 
niss erst in dieser Zeit eingetreten sei; der Schaden war vorhanden, bevor 
die Kiste auf den Wagen geladen wurde; Billigkeitsrücksichten können 
aber die Voraussetzungen des § 1904 a. b. 6.-B. nicht ersetzen. 



Nr. 1^. Entseh. des App.-Se]uit8 des Handel- und Wechselgerlelit» 

Budapest. 

Vom 10. Mftrz 1900. 

Belr.-Re|l. H 51, 61. MH iw BefrMlosiiO Aitprwte wtpta iirleMigcr An- 
wendung des Tarifs oder Rechenfehlern kommt die Eisenbahn bei ordnungsmässifer 
Erledigusg der Reclamation nicht in Verzug; ebensowenig, wenn der Berechtigte die 

Anwendung eines billigeren Tarifs verlangt. 

Falls die Eisenbahn bei der in Ergänzuiig.sbe.stimmung VIII e zu 
§ 61 Punkt 4 des Betriebsreglements erwiihiiten Revision die über- 
zalilteu Frachtgelder den Parteien nicht zuiückerstattet, kann dies 
natQrlicberweise nur dann als Verzog der Eisenbahn gelten, falls die 
Ueberzahluug bei der Revision der Rechnungen bemerkt wurde und 
selbst in diesem Falle nicht, wenn der Anspruchberechtigte nicht 
klagt, sondern bei der Eisenbahn reclamirt; durch dieses Vorgehen 
bringt der Beclamant offen zum Ausdruck, dass er der Eisenbahn zur 
Untersuchung der Frachtbriefe, auf denen sein Anspruch beruht, und 
zur ausserprocessualen Befriedigung der geltend gemachten Bttck- 
forderung Gelegenheit geben will. Durch dieses Verfahren hat der 
Beclamant auf die Zeit, die zur Untersuchung der Frachtbriefe und 
zur Erledigung der Reclamation nöthig, entsagt, seinen Anspruch auf dem 
Wege des Prozesses geltend zu machen; wenn er also trotz der Recla- 
mation diese Zeit nicht abwartet und die Klage einreicht, trotzdem die 
Eisenbalm die Reclamation in der goliürigen Zeit erledigt, ist es evident, 
dass die Eisenbahn iiiclit in Verzug; geratheu ist. den l'rozess nicht 
verursacht hat und tolglicli der reclamirende Ansiiniclisberechligle die 
Prozesskosten zn tragen hat. — Keineswegs kommt die Eisenbahn in 
Verzug, wenn den Gegenstand der Rückforderung nicht die unrichtige 
Anwendung des Tarifes, oder die Fracht ditforenz in Folge eine.";! 
Rechnungslehlers bildet, sondern eine derartige auf Grund der Er- 

14* 
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g&nziiiigsbefeiiiiinuuig XVIII zu § 51 Punkt 1 des Betriebsiegleinents er- 
hobene Forderung, welclie bei Lieferung der ohne Bezeichnung des ein- 
zaiialteiideii Transportweges und der anzuwendenden Tarife aufgegebenen 
Waare in dem Falle entsteht, wenn der Anspruchsberechtigte die An- 
wendung eines billigeren Tarifes verlangt, als die Eisenbahn ange- 
wendet hat. Von dieser Forderung wird die Eisenbahn nicht eher 
in Eenntniss gesetzt, als bis der Anspruchsberechtigte seinen Wunsch 
bezfiglich nachträglicher Anwendung des billigeren Tarifes mittheilt; 
gegen eine solche Forderung kann folglich die Eisenbahn erst dann in 
Verzug gerathen und erst dann als zum Prozess Veranlassung gebende 
Partei betrachtet werden, wenn die Auszahlung nach Erhebung' der 
Reclamation nicht in der Zeit erfolgt, die zur Untersucliung der Fracht- 
briefe, zur Revision der in Anwendung zu bringenden Tuiife und zur 
Anweisung der Forderung im amtlichen Verfahren uöthig ist. 

Nr. IdO. Entsch. des Ilandel8i!:orichts Antwerp««!. 

Vom 9. Mai 1900. 

iZcItM hr 1 l»out6t'li Biirgcrl, Kct'lit eti>. XNXll Heft 10. S ül7.) 

Internat. Uebereink. Art. 20, 21, 22. Zollzahlung seitens der Eisenbahn. 

Wenn ein Frachtgut nach einer ausläiidi.'^cheii Stadt expedirt wird, 
um daselbst bureau restant zur Verfligung des Empfängers gehalten 
zu werden, und in dieser Stadt sich kein Lagerhaus (entrepOt) und 
selbst kefaie Zollstelle befindet, so kann der Eisenbahn daraus kein 
Vorwurf gemacht werden, dass sie im Laufe des Transports den Zoll 
bezahlt hat, bevor sie das Gut auf dem Bahnhofe zur VerfOgung des 
Empfängers stellte. 

Die Expedition «burcan restant* hat nicht die gleiche Bedeutung 
wie die ,en entrepöt". Die Eisenbahn, welche die Zollgebühr vor- 
geschossen hat, handelte als Commissionär und hat das Recht den Er- 
satz zu verlangen, bevor sie sich des Gutes begibt, an welchem sie 
ein Privileg hat. 

Xr. l-'U. Klitsch. d«'s üctutsdien Kcichsucrichts. 

2. Civil-Senat. Vom 3. Juli 1900. 
(Zttltaehr. f. Deotseb. BargwrLBocbt etc. XXXII. Heft il. S.6«i.} 

lateriMt Ueheraink. Art. 30. H.G.B. Art. 395 (§ 456) H.G.B. Zwar können nicht 
blosse äussere, sondern auch innere Ereignisse (Explosion im Innern eines Eisenbahn» 
Wagens) unter den Begriff der höheren Gewalt fallen Aber es muss feststehen, dast 
das Ereigniss trotz grösster Aufmerksamkeit unabwendbar war. 

Es niuss der Revi.sion zugegeben werden, dass unter L'instuiulen 
auch ein Ereigniss, welches .sich im Eisenbahnbetriebe selbst und sogar 
im Innern eines Eisenbahnwagens zutrftgt, als unter den Begriff von 
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höherer Gewalt im Sinne des Artikels 395 fallend anj,^eselien werden 
kann. Das Oberlandesgericht hat nnn aber auch zugleich die Griinde 
des er.slen Kichters, welcher von der vurerwähnten rechtlichen An- 
schauung ausgegangen ist, eventuell gebilligt und ausdriicklich unter 
weiterer Ausführung der.stdben zu den seinigen gemacht. Durch diese 
Begründung wird das Urtheil getragen, und die auch hiergegen ge- 
richteten RevisionsangrifFe erscheinen nicht gerechtfertigt. Der erste 
Richter bat thatsächlich festgestellt, dass die Explosion der Celluloid- 
kiste, dttrch welche aach die in Rede stehende Kiste mit Seidenwaaren 
in Brand gesetzt worden ist, durch das ordnungswidrige Verladen be- 
ziehungsweise Umladen der Kisten seitens der Eisenbahnbeamten, also 
dnrch die Schuld der letzteren, erfolgt sei. Diese Feststellung ist 
thatsftchlicher Natur und erscheint auch genOgend begrftndet. Ist sie 
aber in der Bevisionsinstanz nicht angreifbar, so steht damit fest, dass 
im Torliegenden Falle der Begriff der höheren Gewalt ausgeschlossen 
ist. Das Revisionsgericht ist nicht in der Lage die Richtigkeit dieser 
thatsächlichen Annahme nachzuprüfen. Die Revision macht geltend, 
dass, um ein Verschulden dei P.t'amten an der Explosion der Celluloid- 
kiste annehmen zu können, das Obeilandesgericht doch habr für be- 
wiesen erachten müssen, dass die Beamten die Feuersgefahr der Cellu- 
loidkiste gekannt hätten. Von einem solchen Beweise sei aber keine 
Rede. Aber dieser Punkt ist vom ersten Richter ausdrücklich zum 
Gegenstände der Erwägung gemacht und bei suiucr thatsächlichen 
Feststellung in Rücksicht gezogen worden. Die Gründe sagen in dieser 
Hinsicht, der Umstand, dass die Beklagte nicht liabe voraussehen 
können, dass der Kisteninhalt beim Umfallen sich selbst entzünden 
würde, befreie sie nicht von ihrer Haftbarkeit. Die Selbstentzündung 
des Celluloids sei dadurch entstanden, dass die betreffende Kiste beim 
Umladen auf ihre Schmalseite gestellt worden und in Folge dessen beim 
Rangiren umgefallen sei. Oerade in dem ohne sichtbaren Grand be- 
thätigten ordnungswidrigen Aufstellen der Kiste uud dem dadurch 
kundgegebenen Mangel an Voi-sicht nnd Aufmerksamkeit der Organe 
des Beklagten wird das Verschulden derselben gefunden. Darin, dass 
das Landgericht und auch das Oberlandesgericht auf Grund des Vor- 
handenseins eines solchen Vei'schnidens der Eisenbahnbeamten den Be- 
griff der höheren Gewalt für ausgeschlossen erachtet hat, kann ein 
rechtlicher Verstoss nicht gefunden werden. 
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Xr. 132. £ntseli. des Ol»or1aii(los&:ori<'lits Barmstadt« 

Vom 11. November 1900. 

Flscbor Schelcher, ZeUscbr, Bd. 23. Heft 4 5. 8.818.) 

Arii«it|<litr in Sinne des Krank.« Vertlob.'86f. ttt d«rj«oioe, fir dessen Rechnung 

ArketttMn gmhn itt 

Arbeitgeber ist, wer dem Arbeitnehmer Beschftftigang gewährt 
(Entsch. d. RGer. i. Strs. XXVI 8. 121). Wenn der Unternehmer, 
d. h. derjenige, fitr dessen Rechnung der Betrieb erfolgt, direkt mit 
den Arbeitern abschliesst, so ist er gleichzeitig Arbeitgeber. Ist eine 
Mittelperson (Akkordant) vorhanden, so ist es Thatfrage, wer als 
Arbeitgeber, d.h. als derjenige, für dessen Kecliniing der Arbeitslohn 
gezahlt wird, anzusehen ist. Xu Betracht kommt dabei das Mass der 
Unabhängigkeit der Mittelperson vom Unternehmer, der Umfang ihrer 
Verantwortlichkeit und ihr persönliches Verhalten, die Höhe und Art 
des Entgelts (vergl. W engl er. Kranken -Versicherungsgesetz S. 74; 
V. AVoedtke, Kranken -Ver.sichemngsgesetz 5. Aufl. S. 324 ff. Aum. 8; 
D. Jiir.-Ztg. 1896 S. 400; Eiits. Ii. d. KGer. i. Strs. XXVII S. 85). Der 
Beklagte E. hat als Unternehmer zu fe.sieiu Preis gesteigert, ijst dem 
Krei.<e allein ver;iiit\v<»rtlicli , auch in Bezug auf die Sicherheit der 
Arbeiter allein verpflichtet. Er war hiernach Arbeitgeber und an- 
meldepflichtig, einerlei ob der Kreis bei der Ortskrankenkasse als 
Arbeitgeber angezeigt war. Der Kreis A., der zur Zahlung an die 
Krankenkasse genöthigt war, hat aas seiner Geschäftsführung Anspruch 
gegen E. auf Erstattung des Qesahlten. 



Xr. Entsch. des Haiiseatisolieii Ohorlandosircrielits Uambiirg. 

4. Civil-Senat. Vom 14. Januar 1901. 
(Arcb. f. gewerbl. Beolitspa. II (i90i). it. Nr. 68. 8.S60l) 

9 I. Haft|ifltelitgeteti. Einwaad des elienea VertohiMeas beln ZeMmmnttON etaw 

RadfidHw nlt einer StraMenbahii. 

Eine eigene Schuld des Klagers kann das Gericht mit der Be- 
klagten nicht darin finden, dass Kläger sich am Tage des Unfalls, ob- 
wohl feuchtes nebeliges Wetter herrschte, das Strassenpflaster infolge- 
dessen schllipfrig und ein Unfall mit dem Fade dndurrli r ilt irlit* 1 1 war, 
seines Kades auf seinen Geschäftstoureu bedient hat, denn das Zwei- 
rad ist derartig ein allgemeines und notwendiges Verkehrsmittel geworden, 
dass der Gebrauch desselben bei wenig günstigen ^^'itternngsverhält- 
nisseu nicht ohne weiteres ein VerscliuMeu bedingt. Ein solches würde 
nur dann angenunniHii werden können, wenn ihn' Kläger besondere, 
durcli das Wetter üt-liorene Vnrsichtsma.ssregeln ausser acht gelassen 
hätte. Datür, dass dieses geschehen ist, liegt aber nichts vor. 
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Beklagte liat ferner ausgeführt, dass den Kläger ein \'er.<('huhlt'n 
treffe, weil er dem § 11 der Bremer Verordnung betr. den Falirrad- 
verkehr vom 21. Dezember 1898 zuwider die linke Seite der Falir- 
strasse benutzt liabe, obwohl die rechte Seite von Wagenverkehr und 
sonstigen Hindernissen völlig frei gewesen sei. Diese Polizei Verord- 
nung kann nun fflr den vorliegenden Fall allerdings nicht in Be- 
tracht kommen, da derselbe sich schon am 12. November 1898, also 
▼or deren Erlass ereignet hat, dagegen erscheint von Bedentnng der 
§11 der Verordnung der Polizeidirektion und des Landherrn, betr. den 
Fahrradverkehr in der Stadt Bremen und dem bremischen Landgebiet, 
vom 26. Hai 1898, welche am 1. Juli 1898 in Kraft getreten ist und 
zur Zeit des Unfalles Geltung hatte. Diesen Paragraphen, welcher 
vorschreibt, dass Radfalirer, wenn nicht örtliche Hindemisse entgegen- 
Bteben, die rechte Seite der Falirstrasse innehalten müssen, würde 
Kläger verletzt haben, wenn, wie Beklagte behauptet, die rechte 
Strassenseite frei von Hindernissen gewesen ist. Diese Thatsache er- 
scheint dem Gericht durch die vernommenen Zeugen erwiesen. 

Dass Kläger der Polizeiverordnung zuwider die linke Seite der 
Strasse benutzt hat, steht tost Hierin würde indessen nicht ohne 
weiteres ein Verscliulden seinerseits au dem Unfälle zu finden sein, es 
muss hinzukommen, dass diese Zuwiderhandlung ursächlich für den 
Unfall geworden ist, und dass der Kläger bei Anwendung der ge- 
botenen Sorgfalt und Vorsicht den eingetretenen Erfolg als eine mög- 
liche Folge seiner Handlung hätte voraussehen müssen. Die eine wie 
die andere Voraussetzung hält das Gericht für gegeben. 

Nr. 1$4. Entseh« des Oesterr« Obersten C^ertehtshofes. 
Vom 17. Jannar 1901. 

i'Jiisf M -V Bl 190t Nr 38(' i 

Bei dem Frachtgeschäfte hat auch der Absender die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
mannes zu prästiren. Bei Aufgabe einer Sendung mit dem Fraclitbriefvermerk 
„franw** Iwl daher aneh der Abimtftr Mlbtt fir ii« ErlMhMi itr bliram rsMl- 

ttreidm Vsrpllelitaii Serge zi traoe«. 

Entscheidend ist, dass die den Gegenstand der Klage bildende, 
der Ziffer nach unbestrittene Frachtgeb&hr weder von dem Beklagten 
als Absender bei der Aufgabe beglichen, noch von dem Empfänger bei 
der Ansfolgnng des Gutes eingehoben worden ist; denn die bei der 
Abgabe des G\\U;< vorgenommene Einhebung der Gebühr wurde mit 
Riicksicht auf den Inhalt des Frachtbriefes (Art. 410 H.-G.) sofort 
Storni rt. 

Hierdurch blieb der Versuch der Versandtstation, die Fracht- 
gebühren trotz des eulgegeusteheudeii Vermerkes auf dem Frachtbriefe 
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von dem Eniptängor einzuziehen, ohne Erfolg, und wurde die Ver- 
frachtung der Sendung seitens der Eisenbahn ohne jegliches Entgelt 
durcbgef&hrt. 

Da aber nach Art. 391 H.>6. der Frachtbrief als Beweis fiber den 
Inhalt des zwischen dem Frachtführer and dem Absender geschlossenen 
Vertrages zu dienen hat, so sind die Bestimmungen des Frachtbriefes 
wie ffir die Ausfolgong des Frachtgates an den Empfänger, ebenso 
anch für den Absender bindend. 

Was der Ansdraek .franco* zn bedeuten hat, ist zwischen den 
Parteien nicht streitig; für den aus dem Gebrauche dieser Bezeichnung 
der £isL'it1)ahn entstandeneu Schaden ist folgerichtig auch der Beklagte 
als Absender verantwortlich ; denn auch der Absender hat bei dem 
Frachtgeschäfte nach Art. 282 H.-G. die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes zu prHstiren, und entspricht es derselben nicht, sich des 
Vermerkes „franco" zu bedienen, ohne für die Erfiillnng der hieraus 
resnltirendeii Verpfliclitiiiig Sorge zu tragen. Der Absender hat somit 
liii- den durch i<ein Verhalten dem Frachtführer zugegangeneu Schaden, 
welcher zift>i miissig mit der Frachtgobühr zusammenfällt, aufzukommen. 

Damit im Einklänge steht die Bestimmung des Artikels 12 des 
Uebereinkommeus über den internationalen Eisenbahn -Frachtverkehr, 
wonach im Falle von unterlaufeneu Unrichtigkeiten oder Rechnungs- 
feblem bei Festsetzung der Frachtgelder und Gebühren das zu wenig 
Gtofoi'derte nachgezahlt and das zu viel Eriiobene erstatte werden 
muss. 

Dass der Beklagte der Eisenbahn die Fracht bezahlt habe, be- 
hauptet er selbst nicht; die Einsendung des diesfallsigea Betrages an 
einen Anderen fftllt aber, ganz abgesehen von dem Inhalte der be- 
züglichen Erklärung des Empfängers, ausser Betracht. 



Nr. 135. ISniseh. des <N»terr« Oberston Cleriehtsliof^s. 
Vom 30. Januar 1901. 

öestcrr. Etscnb.-Verordn.-Bl. XV. Nr l? S. itc.) 
Die einem nach dem Gesetze vom 28. Dezember 1887, R.-G.-Bl. Nr. I ex 1888, und 
dem Gesetze vom 20. Juli 1894, R. G.-Bl. Nr. 168, versicherten Eisenbahnbediensteten 
l«MilirMie Unfallsreit« infastt die gesaaiMte Vergfltiig dm ihn durah den Betriebt- 
«nfall xvgefBflten Sehtdens. Eii waltergahender Sohtdtiianatiamprith I« Man« 
der §§ 1325 1327 a. b. G. B , insbesondere ein Aaaprach auf Sohmerzengeld steht 
ihm daher, abgesehen von dir im Art. Vit, Abs. 4, des Gesetzes vom 20. Jaii 1894, 
R.-G.-Bl. Nr. 168, bestimmten Ausnahme nicht zu. 

Die "Revision de.^ Kläf^er.s .stützt sich auf § ')():), Z. 4 und 2, 
C".-r.-0. und wild die unrichtige rechtliche Beurtheiliing; der Sache 
dariu gefunden, dass das lierutunjjsgericht vuu der Annahme ausging, 
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dass das Gesetz vom 20. Juli 1894, R.-G.-B1. Nr. 168, die ganze Er- 
satzpflicht regle, und das Gesetz Tom 5. H&n 1869, B.-G.-Bi. Nr. 27 
hier keine Anwendung finde. 

Infolge dieser Bechtsanschannng seien die zur Beurtheilnng des 
Schmerzengeldanspruches angebotenen Beweise abgelehnt worden, worin 
ein Mangel des Verfahrens im Sinne der Z. 2 des § 503 G.-P.-O. ge- 
legen sei. Die beiden geltend gemachten Bevisionsgrttnde treffen aber 
nicht zu; denn die Bechtsanschannng des Berofnngsgerichtes ist in 
beiden vorangeführten Punkteu eine richtige und dem Gesetz ent- 
sprechende, wie sich dies aus den von beiden unteren Gerichten in 
dieser Bichtung iuigetiihrten Gründen und im HinlHick auf die ße- 
stimranngen des Art. VIT des Gesetzes vom 20. Juli 1894, ß.-G.-Bl. 
Nr. 168, sowie auf die §§1,5 und 46 des Gesetzes vom 28. Dezember 
1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, ergibt, wvhd mit Ik'zug auf die Re- 
vision.^au.sführuiigeii nur uoch bemerkt werden nHis.'>\ da^.s der Umfang 
der Versicherung, welche in der Rente ihren .AiiMlruck liudet, nach 
den §§ 1 und 5 des Gesetzes vom 28. Dezember 1887 den ganzen durch 
den Unfall im Betriebe dem Beschädigten zugefügten Schaden und 
nicht nur eine Entschädigung für den Verdienstentgang umfasst, und 
dass weitergehende Schadenersatzansprüche im :Sinne der §§ 1325 bis 
1327 a. b. 6.-B., also auch ein Anspruch auf Zahlung eines Schmerzen- 
geldes wegen der körperlichen Beschädigung nach § 46 des Gesetzes 
vom 28. Dezember 1887 von dem Versicherten gegen den Betriebsunter- 
nehmer nnr dann erhoben werden können, wenn der Betriebsunfall von 
einer der im § 46, Abs. 1 nnd 2, bezeichnoten Personen vors&tzlich 
herbeigef&hrt wurde, was im vorliegenden Falle vom Kl&ger gar nicht 
behauptet wird. 



Nr. Entseh. des Oesterr, Obersten Oerlehtshofes. 
Vom 6. Februar 1901. 

Hafflpll.>8M. V9III 5. MSn 1869. Unter „Erelgniiig Im Verkehre" elml aueh Erelgiieee 

zu verstehen, welche die im nothwendigen Zusammenhange mit dem Bahnbetriebe 
stehenden Anlagen etc. z. B. Zugschranken bei Wcgeübergängen betreffen. Der Unfall 
brauoht nicht eine unmittelbare Folge der Ercignung zu sein, die Aufsteilung eines 
Wächters kann eine unbrauchbar gewordene Zugschranke nicht ersetzen. 

Nach Ansiciit des l^eriitnnusjjfericlites l'iillt der vurlit';j;enilo Fall 
unter die Sanction des Gesetzes vom 5. März 1809. Nr. 27, 

ilenn aus dem Tljatl»estaiide crg'ibt sicli znna(:h>(, dass eine Ereio^nnnfj 
im Verkehre einer mit Daniitikraft bcUiebenen Eisenbalin im Sinne dts 
§ 1 dieses Gesetzes vorliegt. Die eigentlitimliche Bcdentiing der Wurte 
nKreignuug im Verkehre" in ihrem Ziu>ammeuliange und die klare aus 
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der ratio legis herrorlenchtende Absicht des Oesetzgebers, lassen keinen 
Zweifel darüber anfkommen, dass unter ,»£reigttnng im Verkehre' nicht 
blos solche Geschehnisse zu verstehen sind, welche unmittelbar durch 
die Bewegung der Fahrbetriebsmittel verursacht werden, sondern dass 
darin auch Geschehnisse an den mit dem Eisenbahnverkehre in noth- 
wendigem Zusammenhange stellenden Anlagen und Vorkehrungen in- 
begrifen sind. Auch die Spruchpraxis der Österreichischen Gerichte 
hat sich dieser Anschauung fast durdigebends angeschlossen. 

Zu solchen Anlagen und Vorkehrungen müssen aber ganz besonders 
auch die Zngsclnanken bei Wegübergängeii frereclmct werden. Die- 
selben bezwecken, das Eindringen der die Strat^seii beniitzenden Per- 
sonen und Thiere auf den Balmkörper zur Zeit des Zugsverkehres zu 
vt'rliiiulein und die Schienenwege für den ungestörten Lauf der Züge 
Ireizuhalton , um sowohl die auf den Strassen, als auch die in den 
Bahnzügen befindlichen Personen und Güter, wie die Züge selbst vor 
den mit (.'ollisionen verbundenen grossen Gefahren zu schützen. Sie 
sind auf diese Weise ein notlnvendiges Requisit eines gesicherten Ver- 
kehres und schreibt der § 41 der Eisenbahn-Betriebsordnung ihre Er- 
richtung kategorisch vor. Das entgegen der weiteren Yorschrift dieser 
Gesetzesstelle, dass die Schranken mindestens fttnf Minuten vor Ein- 
treffen des Zuges zn schliessen sind, im vorliegenden Falle nicht er- 
folgte Schliessen der Zugschranken vor nnd während des Passirens des 
Personenzuges stellt sich mithin als eine Ereignnng im Verkehre ge- 
mäss § 1 des Haftpflichtgesetzes dar. 

Nach § 1 des Haftpflichtgesetzes haftet die Eisenbahnnntemehmung 
für kttrperliehe Verletzung oder Tödtung eines Menschen, welche durch 
eine Ereignnng im Verkehre herbeigeführt wird, mithin in allen 
Fällen, in welchen Ereignnng und Unfall im Verhältnisse von Ursache 
und Wirkung zu einander stehen. Eine Einschränkung auf Fälle un- 
mittelbarer Wirkung enthält diese Gesetzesstelle ihrem Wortlaute 
nach nicht, und wo das Gesetz nicht nntcrscheidet, soll es auch der 
Richter nicht. Auch die Tendenz des Gesetzes, welche dahin geht, 
Leib und Leben der Menschen vor den grossen Gefahren, welclic mit 
dem Betriebe von Dampfbahnen verbunden sind, zu schützen , nötiiigt 
dazu, eine derart einschränkende Auslegung, wie sie der erste Richter 
angewendet hat, zu vermeiden. Im vorliegenden Falle hat das Offen- 
lassen der Schranken den l'nfali des Klägers zur Fulge gehabt, hat 
ihn herbeigeführt und es streitet demnach die Vermuthung dafür, dass 
die Ereignnng durch ein Verschulden der Eisenbahnuntemehmung ein- 
getreten ist. 

Nach § 17 der Eisenbahn-fietriebsordnnng sind die Eisenbahnunter- 
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nehmungen verpfliclitet, alle Mittel, welche Erfahrung und Wissenschaft 
an die Hand geben, bei dem Betriehe anzawenden, um ünglttcksfUle 
zu verhftten und denselhen vorzubeugen. Die im vorliegenden Falle 
von der Bahnverwaltnng ergriffene Hassregel, nur den nnbranehbar ge- 
wordenen Zagschranken zu ersetzen, erweist sich aber als vollkommen 
unzureichend. Oerade der vorliegende Fall lehrt evident, dass dieselbe 
niclit imstande war, das Gespann, welches der Klftger benutzte, im 
kritischen Augenblicke des Herannahens eines Personenzuges von dem Be- 
treten der Geleise abzuhalten, wodurch nicht nur die Integrit&tder auf dem 
Gespanne befindlichen Personen, sondern auch der Personenzug mit den 
darauf Befindlichen in Gefahr gebracht wurden. War aber der Wächter 
nicht einmal imstande, ein Gespann vom Betreten des Geleises abzu- 
halten, so muss die Unzulänglichkeit dieser Massregel noch mehr in die 
Augen springen, wenn die Müglidikeit ins Au^e gefasst w^rd, dass 
von beiden Seiten Fiissgiinger oder Gespanne oder dass Viehherden der 
Wegüber.setzung zustreben. 

Wenn die durch Reissen des Leitungsdrahtes hervorgerufene Un- 
Inauclibarkeit der Zugschranken nicht sofort und vor dem Eintreffen 
der Eisenbahnzüge behoben werden konnte, war es die rilichi der 
Bahn Verwaltung, eine derartige Vorkehrung zu treffen, welche das 
Ueherschreiten der Gelelse in m({gliehst gleich wirksamer Weise zn ver- 
hindern geeignet war, wie die Schranken selbst. 

Es ist der Beklagten aber auch nicht gelungen, ein Verachnlden 
des Kutschers Franz W. nachzuweisen. Es ist nicht dargethan, dass 
ihm bekannt war, dass die Zugschranken nicht geschlossen werden 
kdnnen. Bei geOffhetem Schranken mnsste Franz W. das Ueberfahren 
fOr gestattet halten. Um von einem Verschnlden des Kutschers reden 
zu können, m&sste mindestens nachgewiesen sein, dass er das Winken 
gesehen, das Rufen gehört und verstanden habe. Ein solcher Beweis 
ist aber nicht erbracht worden. 



!Xr. Entseh. des Oestcrr. Obeisfeii Oerlehtsholes. 

Vom 12. Februar 1901. 

ißeUage z. Just M V. Hl 1901. Nr. 37t* 

Der EDtsobädigungsanapruch, welcher eieer Arbeiter-UBfallvereioherungeanetalt ge* 
■ist in zweH»s Abealzet des f 47 iet Gnttzet vom 28. Dezmber 1887, fl.*fi.'BI. 

Nr. I ex 1888, gegen die im ersten Absätze dieser Gesetzesstelle genannten Personen 
zusteht, berechtigt die Versicherungsanstalt nicht, als Ersatz für die an den Verletzten 
2u entrictatende Rente im Sinne des § 45, Abs. 3, dieses Gesetzes, deren Capitals* 

Werth ZV ferdere. 

Die Revision macht den Kevisionsgrund des § 503, Z. 4, C.-P.-O. 
geltend, weil der klagenden Unfallversicberungsanstalt als Ersatz fftr 
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die Rente nicht deren Gapitalswerth, sondern nur die Rente allein zo- 
gesproclien wurde. Es spricht wohl § 46 des Gesetzes vom 28. De- 
zember 1887, R.-G.-BI. Nr. 1 ex 1888, in seinem dritten Absätze ans, 
dass als Ersatz fftr die Rente in den daselbst im Absätze 1 und 2 be- 
zeichneten Fftllen die Versicherungsanstalt den Gapitalswerth fordern 
kann, welcher nach den für dio Gebarung der Versicherungsanstalt 
geltenden Grundlagen zu beieclinen ist. 

Dieses Recht ist der Versichernngsanstalt aber niclit in allen Fällei). 
sondern nur in den in diesem Paragraphen besonders bezeichneten 
Fällen eingeräumt. Die Vorau.<setzuii}?en des erwähnten Anspruches 
sind, wie aus den §§ 1, ö, ö, 7, 11 und 45 ciliiten Gesetzes hervor- 
geht, folgende: 

1. Dass dem versicherten Verletzten der Unfall in dem versiehe- 
rungptlichtigeu Beiriebe zugestosseu ist, in welchem er selbst angestellt 
war, und 

2. da.ss der 15etriebsuntcrnehmer selbst, oder bei juristischen Per- 
sonen die im zweiten Absätze des § 45 citirten Gesetzes genannten 
Personen den Unfall vorsätzlich oder durch grobes Verschulden her- 
beigeführt haben. 

Diese Voraussetzungen treffen aber im gegebenen Falle nicht zu, 
weil der Verletzte nicht ein Arbeiter der beklagten Eisenbahnnnter- 
nehmung war und der Unfall dui'ch das Verschulden eines Eisenbahn- 
bediensteten herbeigefahrt wurde. 

Die klagende Arbeiter -Unfall Versicherungsanstalt kann demnach 
ihren Anspruch nur auf den § 47 des Unfallversicherungsgesetzes 
stützen und in diesem Falle kommen lediglich dio bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen, nämlich die §§ 1323 bis 1825 a. b. G.-B. zur 
Anwendung. Diesen Bestimmungen entspricht das angefochtene Urtheil 
vollkommen, weil es der klägerischen Anstalt nicht nur die an den 
Verletzten bereits ausgezahlten, sundern auch die in Hinkunft auszu- 
zahlenden Rentenbeträge zuerkannt hat. 

Auf einen Kapitals wert Ii hat die kläiierisclie Anstalt im ge- 
gebenen Falle keinen An.siiriKli. weil die Bedingungt-n des § 45 des 
Unfallversichei ung.'<gL'.seizes nicht V(»iiiegt n nnd ein solcher Anspruch 
durch die sonstigen gesetzlichen lic.'^tinimungen umsoweniger liegriindet 
ist, als in dem ('ai)italswerllie, welcher nach den für die Versicherungs- 
anstalt geltenden Normen zu erheben ist , auch Beiträge zum Reserve- 
fonds und Spesen der Verwaltung mitenthalteu sind, zu deren Ent- 
richtung die Eisenbahnunteruehmung als eine ausserhalb des Ver- 
sicheruugsverhältttisses stehende dritte Person nicht verptlichtet ist. 
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Nr. Kiifscli. dos Dciitschcii lioicliNircrielits. 

3. Straf-Öeiiat. Vom U.März 1901. 

(Jw. WoobMinlir. XXX. Nr. 6S/ft7. 8. *». Ziff. 46.) 

ll.-Slr.-aM.-Bidl S 267. UrkMitftifllMliMi feel dar aalttam|tltlttiiii| ll«r LokNzab« 

ImiM u ElmlMlmirlMlttr. 

Nach der einleitenden Darstellung des angefochtenen Drtheils fand, 
nachdem die T.oliulissten von der Direktion der L.— B.'er Eisenbahn ge- 
prüft und mit Zalilungsanweisang dem I^aliuliofsvorsteher in B. ftber- 
sandt waren, (lurch diesen alle zwei Wodien eine Lolinzalilung an die 
Arbeiter in Gegenwart des sie Itgitimirenden F^alinnieisters statt, und 
die wenigen durch notliwendige Dienst^T'^srliäfte verhinderten Arheiter 
sollten sobald als möglich in Begleitung- des l'alinmeisters auf der 
Station erscheinen, um dort ihren Lohn in Emiifanir zu nelinicn. Da- 
mit ist g^'nii^cnd festgestellt, dass nach der bestehenden Vorschrift die 
Arbeiter ihren Lohn i)ersönlich in Empfang zu nehmen hatten. Freilich 
ist nicht anzunehmen . dass dadurch eine Kmpfangnahme durch einen 
legitimirten Vertreter ausgeschlossen war. Aus der weiteren Fest- 
stellung, dass die erwähnte Vorschrift nicht streng beobachtet wurde, 
vielmehr thatsächlich der Mitangeklagte, Vorarbeiter M., das Geld fOr 
die am Erscheinen verhindeiien Arbeiter in Empfang nahm und durch 
Einsetzung ihii» Namens in die betreffende Spalte der Lohnlisten 
dar&ber qnittirte, um dann den Arbeitern den Lohn auszuhändigen, 
kann der Schluss gezogen werden, dass nach der Annahme des Gerichts 
auch der Arbeiter S. den genannten Mitangeklagten ermächtigt hatte, 
in seinem Namen den verdienten Lohn in Empfang zu nehmen und 
mit seinem Namen darOber zu quittiren. Daraus folgt aber nicht, dass 
sich die Ermächtigung auch auf nicht verdienten Lohn bezog, Aber den 
etwa eine besondere Quittung auszustellen war, .«iodann ebenso wenig, 
dass sie sich auf Beträge bezog, die theils verdient, theiis nicht ver- 
dient waren und über welche eine einzige Quittung zu leisten war. Das 
Gegentheil ist der Fall. Richtif^ ist die Au.sführung der Revision, dass 
die Quittuntjen nicht theils echt, theils falsch sein können. Unrirliti|j: 
ist aber ihre Meinung:, dass weil M. iiher je etwa L90 Mark als den 
wirklich verdienten Lohn mit dem Namen S, hätte (juittiren dürfen, die 
Quittungen echte seien Sie sind vielmehr in vollem l^mfant^e falschlich 
angefertigt, weil M. von der Ermächtigung zur Quittirung Uber je 1,90 
Mark keinen Gebrauch gemacht, vielmehr ohne Vollmacht über die weit 
h&heren Beträge von 24,10 Mark, 22,20 Mark, 23,91 Mark, 26 Mark 
und 19,16 Mark mit fremdem Namen quittirt hat. 
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Nr. Entoeh* des Amlsgerlehts MOIIiaaseii. 
Vom 15. Mftrz 1901. 

Zeitscbr. 1 Prut- li Biirg, Recht etc. XXMl I!tft 9 S jJ7 i 
llternat. Ueberelnk. Art. 31 Ziff. I. Bei Verladung auf ofTenen Wagen haftet die Eisu* 
bahn nicht für Gewichtsverlust, welcher durch Diebstahl entstehen konnte. 

l)ie Hiilie tles festgestellteu, zwisclien Abgang und Ankunft der 
Waaie eingetretenen Gewichtsverlustes lässt die Annalime nicht zu, 
da.ss derselhe lediglich auf einem Wiegefehler beruht. Die allgemeine 
Haftpflicht der Eisenbahn für Verluste, welche Art. 30 des hier mass- 
geblichen Internal. Uebereinkommens -iiber den Eisenbahn frachtverkehr 
aufstellt, ist darch den hier vorliegenden Art. 31 Ziffer 1 wesentlich 
besehr&nkt. Danaeli haftet die Bahn bei Beförderung in offen gebaoten 
Wagen nicht für denjenigen Verlust, welcher durch diese BefOrdemogs- 
art entsteht , wofern er ttberhaupt ans derselben entstehen kann and 
nicht nachgewiesen wird, dass er in dem vorliegenden Falle daraus 
nicht entstehen konnte. Eine Aufzählung deijenlgen Gefahren, welche 
durch die Beförderung in offenen Wagen entstehen können, ist nicht 
möglich; in erster Linie gehören hierher die schädlichen Folgen der 
Witteningseinfiasse, sodann aber auch die Einwirkungen anderer Hcn- 
scheu, insbeson<lere Diebstahl. Vgl. Reichsobcrhandelsger. 18. XII. 75 
(Entsch.XIX,134); Könige, H.G.B. S.279; Eger, Verkehrsurdn. S. 444 
und die hier angeführten Entscheidungen. Die Möglichkeit des Dieb- 
stahls ist nach der Sachlage hier nicht ausgeschlossen, wird von der Klä- 
gerin vielmehr ausdrücklich zugegeben. Es liegt demnach ein Grund 
für den Haftungsausschluss der Bahn vor, da ein Beweis fiir ein Ver- 
schulden derselben an dem Verluste nicht erbracht ist. Weilerer L'ntt r- 
sncliung des eigentlichen Verlustgrundes bedarf es nach dem Stande 
der Gesetzgebung nicht. 

Nr. 140. Entseh. des Oberlaudesj^erlchts Fraiikftirt a. H. 

Vom 15. März 1901. 

iKranki Uundschau 1901. S 8r»,i 

D. H.G.B. § 436. Verpflichtung des Ladescheinbesitzers zur Zahlung der Frachtkostei. 

Der Besitzer des LailcM-litLins wird zwar nicht aus dem Ladeschein, 
aber als l-hniifänger auf (irund des Gesetzes zur Zaldung der Fracht- 
kosten verpilichtet. \\'ek*hes Rechtsverhältniss dabei zwischen dem legi- 
tiniirten Besitzer des Ladescheins und seinen Vürmännern besteht, und 
ob der Besitzer des Ladescheins das Gut für eigene oder fremde Rech- 
nung in Empfang nimmt, berührt den Fraehtftthrer nicht; anders würde 
die Sache nur liegen, wenn der Besitzer des Ladescheins nicht nur für 
Rechnung, sondern auch im Namen eines Dritten gebandelt hätte. 
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\r. 141. Eiitseii. iles Ro/Irksgericlits für Uaiidelssacheu in Wien. 

Vom 23. März iUOl. 

(Allgem. Tar.-AtiE. XXt (1909). Nr. 4. 8. 68.) 

Die Benachrichtigung dee Enpfängers von der Anicunft des Gutes bildet, eoferne die 
V^mtMtMBgM für die Untwiattiiii ier Benaohriclitiiuiig lieirt intrefTea, ein« Mii>- 
•UniHga Varpfichtung der Bahn neben der mr Einhaltung dar Uefarfriet. Eine unge- 
wUwIiah laaga Verzögerung In der Avieirung des Empfängers muss nicht aa ttod fflr 
•ich eine grobe Fahrlässigkeit der Bahn begründen. 

Dass die Avislmng erst «ach drei Tapren erfolgte, genügt niclit, 
Hin auf eine grobe Fahrlässigkeit der Bahn zu schiiessen. Das Unter- 
bleiben der Avisirung ist eine Folge von Vorgiiiii^en , welclie von den 
Parteien gar nicht odt-r niclit mit voller Bestimmtheit dem (ierichte 
vorgeführt werden konnten. Diese Vorgänge, welclic die Ursache der 
Verzögerung sind, wiirden allein den Mass.stal» datiir bieten, um zu be- 
urtlieilen, welches Ver.<;cluililen der Balm /.iir Last fallt. Dass die Ver- 
zögerung eine längerdauernde war, lä.^st noch nicht auf den Grad des 
Yerschuldeiis schliesseu, deuii es l^aun durch ein minimales Verschulden 
eine sehr lange Yerzögening und dnreh Arglist oder grobes Yerschnlden 
gar keine oder nnr eine geringfügige Verzögerung eintreten. Während 
nun gemäss § 68 (2) und § 86 Betr.-Begl. ein Verschalden der Bahn 
solange angenommen werden muss, als die Bahn nicht beweist, dass 
anssergewOhnliche Verhältnisse eine längere Frist nnvermeidlich machten, 
beziehungsweise dass die Verspätung von einem Ereignisse herrührt, 
welches sie weder herbeigeführt hat noch abzawenden vermochte, so 
wird im § 90, Z. 1, welche Bestimmung im § 91 Betr.-Regl. bezogen ist, 
der Beweis, dass ein Schaden durch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit 
der Eisenbahn herbeigefühi t ist, dem Schadenersatzansprecher auferlegt. 
Diesen Beweis hat der Kläger vorliegend nicht beigebracht. Eine 
grobe Fahrlässigkeit kann vorliegend nach den dem Oericlite vorge- 
führten That.sachen nicht angenommen werden, da es allgemein bekannt 
ist. das.s vor und während der Weihnachtsfeiertage in den Stationen 
der grösseren Städte eine ( iiiteistanung statttindet, infolge deren es 
leicht möglich ist . dass eine ein/.eliie Sendung au.sser P^videnz geräth. 
Ist eine Sendung ausser Evidenz gerathen. so liegt ein Verschulden der 
Bahn vor, welche nicht die genügende Sorgfalt verwendet hat, nicht 
aber eine grobe Fahrlässigkeit. Es muss bei Beurtheiluug der Frage, 
ob ein Verschulden ein grobes ist, in Erwägung gezogen werden, „dass 
die eigeuthttmliche Natur des Eisenbahnbetriebes gewisse, an sich nicht 
leicht entschuldbare Versehen weniger schwer erscheinen lässt, dass ins- 
besondere die Menge der zu befördernden Ottter und die Baschheit des 
Transportes eine minutiöse Sorgfalt ansschliesst*. (Gerstner, S. 389.) 
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Da also eiii grobes Yerscliulden der Eisenbahn an der Tersp&teten Avi- 
simng nicht dargethan ist, so erscheint nach dem bereits Gesagten der 
Schadenersatzanspruch des Klägers gemttss § 91 (1) Betr.-Begl. Teij&brt. 



Nr. U*.^. I'lnts^cli. des Ocsterr. Obersten Oerichtshofes. 

Vom 28. H&rz 1901. 

(Oetterr. BlMiib.-V«rordii.*BI. X(V. Nr.m. &4646.) 
Eine durch eigene gröbliche Unactitsamlieit hervorgerufene Verietzung eines Passa» 
gier« (EiaklemiMsg eines Fingers durch das Zufallen einer Wag§e«tbir) MblleMt üe 

Entschädigungspflicht der Eisenbahn aus. 

Die l\L'vi^ion ist begriiiulet aus ilem geltend j,^eniacliten Kevisions- 
gruiide luich § 503, Zitf. 4 C.-P.-O., weil es der Beklagten im Sinne des 
§ 2 des Gesetzes vom 5. März 1869, Nr. 27 R.-G.-Bl., gelungen ist, 
nachzuweisen , dass die Beschädigte an dem ihr zugestossenen Unfälle 
ganz allein Schuld trägt. Wenn nämlich angesichts der nicht sehr 
klaren Feststellungen über den Hergang auch der der Beschädigten 
günstigste (nämlich ihrer eigenen Darstellung entnommene) Fall ange- 
nommen wird, dass, während dieselbe im Begrilfe war, mit der rechten 
Hand die auf die Plattfom f&hrende Waggonthttr zu schliessen nnd 
hiebei ihre linke Hand an die Linie hielt, wo die Thttr in den Angehi 
sich dreht, die Waggonthfir „zngefallen" und der Daumen der linken 
Hand der Beschädigten am oberaten Gliede eingeklemmt worden sei, so 
ist es klar, dass die Beschädigte den Unfall lediglich ihrer eigenen Un- 
vorsichtigkeit zuzuschreiben hat. Ganz uneutseheidend ist hiebei, ob 
die Bahn Verwaltung die Verpflichtung hat, auch bei Plateauwagen deren 
auf diu Plattformen führende, lediglich eingeklinkte Thüren in den 
Haltestellen durch ihr Personal öffnen und schliessen zu lassen. Für 
die Beschädigte lag nicht die geringste Veranlassung vor, aufzustehen, 
um die von einem eben ausgestiegenen Passagier otlon gelassene Thür 
in dem Momente zu schliessen, als der Zug sich eben wieder in Bewe- 
gung setzte, zumal der Conductcur zu diesem Zwecke ohnehin schon in 
der Nähe war. Wenn aber schon die Beschädigte dieser nach ihrer 
Ansicht dem Conducteur obliegenden Hantirnng sich unterzog, so durfte 
sie die Hand nicht an die innere Thürkante anhalten, zumal zu einem 
Anhalten mit der freien Hand festgestelltermassen Oberhaupt kein An« 
lass war. Schon bei der allergew&hnlichslcn, nach § 1297 a. b. G.-B. 
auch von der Beschädigten zu fordernden Aufmerksamkeit hätte die- 
selbe erkennen mOssen, dass sie Gefahr laufe, mit der linken Hand ein- 
geklemmt zu werden* sei es, indem sie selbst die Thttr schloss (in wel- 
chem Falle sie sich tkberhaupt die Verletzung selbst zugefDgt hätte), 
sei es, dass die Thttr aus einem anderen Grunde zufiel. Die Interven- 
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tion oder Nicbtiuterrention des Gonducteura steht ausser allem CansaN 
zusammenhange mit der Verletzung, letztere vKre anch erfolgt, wenn 
der Gondncteur bei der von der Beschädigten eingenommenen Stellung 
von aussen die Thür geschlossen hätte. Auch im letzteren Falle wftre 
die Beschädigte selbst schuldtragend gewesen, weil der Conductenr eine 
80 giöbliche Unachtsamkeit eines Passagiers vorauszusehen nicht ver- 
pflichtet werden kann. 

Nr. 14S. Entsch. des Dentsehen Belehsgertehts* 
7. Oivil-Senat Vom 2. April 1901'). 

(Jor. WoeheiMkr. ZZX. Mr. M/SO. 8. «IS. Zlff.tt.) 
Preuss. Enteign.-Ges. §§ I, 8, 10, 31 lassen erkenne«, dass, wenn auch der Eigenthilmer 
in der Regel in dem objektiven Werthe die ihm gebOhrende vollständige Entschädigung 
findet, doch auch die Entschädigung nach den individuellen Werthe dem Prinzipe des 

QeteliM eiltpreebe. 

Unter dem individuellen Werthe versteht der B.R. denjenigen, 
welchen das Grondstllck in seiner bisherigen Benntznngsart oder in der 
mit Sicherheit fftr die Folgezeit bestimmten gerade fttr den zeitigen 
Eigenthttmei' hat. Als erstattungsfAhig betrachtet er denselben mit der 
im § 10 des Gesetzes vorgesehenen Einschränkung, dass nnr der Werth 
eines gleichliegenden und gleichgearteten Grundstücks zn ersetzen ist, 
und mit der ferneren, dass Xachtheile rein persönlicher Natur ausser 
Betracht bleiben. Dass die Erstattung des individuellen Werthes ver- 
langt werden kann, ist in der Rechtsprechung des R.G. anerkannt^), 
vergl. z. B. Entsch. Bd. 5 S. 248, Bd. 32 S. 298. In der zuletzt genannten 
Entscheidung ist u. A. ausgeführt, zwar sei behufs Ermittelung des 
vollen Werthe.s zuuiiclist der objektive, d. Ii. der dem Grundstück an 
und für sich beiwohnende, durch seine Benutzuntrsfähigkeit bedingte 
Werth festzustellen und es wcr<le in diesem leichlich zu bemessenden 
Werthe der Eigenthümer in der Regel die ihm gebührende vollständige 
Entschädigung linden ; treffe dies aber in einem gegebenen Falle nicht 
zu, so würde es eine Verletzung des im § 1 des Enteignungsgesetzes an 
die Spitze gestellten Prinzipes sein, wenn man dem Eigenthümer den 
Ersatz der durch den gemeinen Werth des Grundstücks nicht gedeckten 
Nachtheile versagen wollte, welche ihm aus der Entziehung seines Eigen- 
thnms erwachsen, diesem Prinzipe werde vollstSndig nnr Rechnung ge- 



') Die Annahme, es sei in der Rechtsprechung des Reichsgerichts die Erstattung 
des individiu'lleu Werthea , unerkannt", ht nurichr itr. Die Praxi.s des Reichsgerichts 
ist vieUnehr in dieser Frage in hohem Grude schwankend und widerspruchsvoll. Die 
Theorie igt fast durchweg gegen die Erstattung nach dem indMdadlen Werth« aJa 
uiTereiiibar intt ä&k Priniipieii des Geaetaea (a. Eger, KomnL s. Eat-Oea. 2. Aai. 
Bd. I S. 180-198). 

Beer, EiMBbahnreolitllelie Satacbeldiiagea ZVIII. 
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tragen, wenn der Eigeuthllroer den Wertli erhalte, welchen, abgesehen 
von dem sogenannten Affektionswerthe , das enteignete Grundstück fttr 
ilin hatte; das Phazip der vollständigen Entschädigung nüthige dazu, 
bei Bemessung des vollen Wertlies alle vermögensreclitlii lien Vortheile 
zu bert\cksichtigen, die dem Eigenthüraer ans dem Besitze und der Be- 
nutzung des ( Irnndstücks erwachsen und durch die Enteignung entzogen 
werden, der Vcrniögensstand des Eigenthümer.s solle nach dieser kein 
schlechterer werden, als er vorher war. -• Als ein Ausfluss des Prin- 
zips charakterisii t sich auch die Bestimmung in Abs. 2 des § 8 über 
die Erstattung <les ^lehrwertiis, welcher auf dem Zusammenhange der 
enteigneten Fläche mit dem üVirigen Grundbesitze des Eigeuthümers 
beruht. Auch die Bestimmung in § 31 über die erst nachträglich zur 
Erscheinung gelangenden nachtheiligen Folgen der Enteignung liuist das 
Prinzip des Gesetzes erkennen. 



Nr. 144. Eutseh. d«s Preuss. Oberverwaltuugsgericlits, 

4. Senat. Vom 15. April 1901. 
(Preua. SlMnb.-ATeb. iMt. Heft i. S. MB.) 

Beiriiriiob kMii alt fleMude in SInae des FlMbttlaleiiatttiM van 2. Jall 1875 ei« 
Uimehvppea tbne fettet Dash aieht oaltea. 

Der Yorderrichter legt sntreflfend dar, dass eine Abgrenxang des 

Begriffs des „Gebändes" weder in dem Gesetze vom 2. Juli 1875 noch 
in dem Ortsstatute vom 28. Juni 1892 getroffen ist. Indem er sodann 
znr Gewinnung der Begiiffsmerkmale von der gewöhnlichen Anschauungs- 
weise und dem allgemeinen Spracbgebraucho ausgeht, erwägt er, dass 
das Balkengerüst des an drei Seiten mit Bretterwänden geschlossenen 
Schuppens auf in den Erdboden eingegrabenen Eisenbahnschwellen und 
Pfosten ruhe und an diesen befestigt sei, sodass man von einer festen 
Verbindung des Schuppenaut'baues mit dem Grund und Boden .sprechen 
könne; auch zieht er in Betraclit. dass iiber den Wanden des aucli im 
Innern durch hölzerne Zwischenwände abgetheilten Schuppens sowohl 
Längs- als (Querhölzer angebracht sind, auf welchen das den oberen Ab- 
schluss bildende, den Schuppen überspannende, an den Seiten wänden 
durch Schnüre befestigte Segel- (Plan-) Tuch ruht. Bei dieser Konstruk- 
tion des Schuppens vermisst der Yorderrichter das Yorhandensein einer 
,mit dem Baowerke fest Terbnndenen Bedachung* und damit meines 
nothwendigen Kennzeichens des Oob&ades", indem er darauf yerweist, 
dass das ganze Bauwerk ungeachtet seiner L&nge von einigen 20 m 
und einer Tiefe von etwa 6 m nach oben hin nur mittelst jenes Plan- 
tuches abgeschlossen werde, welches jedei'zeit durch Lösung der Schnüre 
mit Leichtigkeit abgenommen werden könne und thatsächlich des öftereu 
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ganz oder tbeil weise zurückgeschlagen werde, um Lutt uud Sonne auf 
die unter ihm lagernden Vorr&the einwirken zn lassen. 

Bei diesen Erwägungen nnd FeetstelluDgen hat sieh der Vorder- 
richter weder eines Rechtsirrthums noch eines wesentlichen Hangels des 
Verfahrens schuldig gemacht. Wenn die Revision darauf Terweist^ dass 
der Schnppen feste, mit dem Erdboden zusammenhängende Wände und 
ein Dach zum Schntse der LagervoiTäthe habe, nnd im besonderen gel* 
tend macht» dass «ein Theil des Daches, nämlich die auf den Wänden 
befestigten Horizontalbalken, fest zusammenhängend uud nicht abnehm- 
bar sei", so ist darauf hinzuweisen, dass dn Vordcrricbter sowohl die 
Verbindung des B;ilk( iigerüstes mit dem Erdboden, wie jene obere Kon- 
struktion ausdrücklich zum Ge<^eiistande seiner Erwägungen gemacht 
hat. Machte sich aber der Bezirksausschuss dahin schlössig, dass das 
Vorhandensein eines festen Daclies gleichwohl — im Hinblick auf den 
dnrch das IMaiituch geschaffenen oberen Abschluss des Bauwerks und 
im Hinblick auf die Art der Befestiguiii; jenes Tuclis — nicht anzu- 
erkennen sei, so bewegte er sich, bei Beriicksic litigung- sowohl des Unter- 
baues als der Daclikunstruktion als eines wesentlichen Bestandtheils 
eines Gebäudes, auf dem Gebiete der thatsiichlichen Würdigung, deren 
freie Nachprüfung dem Revisionsrichter versagt ist. 



Xr. 145. Entseli. des Deutsehen Relchsgeriehtfi* 
7. Civil-Senat. Vom 24. April 1901. 

(J«r. WooheoBOlir. ZXX. Nr. Sl/Si. 8. Ml. ZU. n.) 
Preu88.Enteign.-Ge8. vom II. Juni 1874, §§ 37, 45. Besitzt der Enteignende (Unter* 
nehmer) selbst ein Realrecht an dem enteigneten GrundstQolie, so hindert die That* 
Mche, dass er das EigenUium an demselben im Enteignungswege erworben hat, ihn 
nicht, Ileott aa dir aa Sttil« des Qraailttlekt |«treteiaa aaMMmie ftltMd zu 

«aohM. 

Was die gegenwärtige Wirksamkeit jenes Bealrechtes anlangt, so 
ist der B.R. der Ansicht, dass dessen Aus&bang mit der Beantragung 
und Durchführung des Enteignungsverfahrens unvereinbar sei nnd dass 
daher jenes Recht dem durch die durchgcffthrte Enteignung neuge- 
schaffenen Rechtsverhältniss gegenüber wirkungslos geworden sei. Das 
Revisionsgericht kann sich dieser Auffassung nicht anschlicssen. Die 
Bekl. verlangt nicht von den Kl. nochmals .\btietunü' der Parzelle, 
welche sie bereits durch die Enteignung erlangt hat, sondern sie for- 
dert kraft ihres Realrechts von den Kl. üeberlassung dessen, was fiir 
diese in Gestalt der Entschädigung an die Stelle des Grundstücks ge- 
treten ist. § 45 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes trifft ausdrücklich dahin 
Bestimmung, dass die im Enteignungsverfahren festgesetzte Entschä- 
digung rücksichtlich aller RealansprUche an die Stelle des enteigneten 

15* 
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Gegeustandes tritt. Dass hierbei ein Uiiterscliied uach Inhalt uud Art 
der Realansprüche zu machen sei, insbesondere in Ansehung des gegen- 
wärtig streitigen Rechtes, kann nicht zugegeben werden. Die Forde- 
rung der nochmaligen Abtretung de» Grundstücks, welches der Fordernde 
bereits im Eigenthum hat, i>t mit der Forderung der Abtretung des 
an die Stelle des (Jrundstiicks getretenen Entgelts sachlich und rechtlich 
nicht gleichbedeutend, und es kann dem B.R. auch darin nicht beige- 
pflichtet werden, dass die Sache im gegenwärtigen Falle ebenso zu be- 
urtbeilen sei, als wenn Jemand seine eigene, ihm bereits gehörige Sache 
kaufen wollte. Dies ist schon deswegen nicht richtig, weil in solchem 
FaU die Terbindliehkdt zur Vencbaflfuug des Eigeatbimis an der Sacbe 
erst in dem Zeitpankt begründet wird, in welchem der Eäafer bereits 
deren Eigenthttmer war, während im gegenwärtigen Falle die betreffende 
Verbindlichkeit bereits entstanden war, als der daraus Berechtigte auf 
anderem Wege das Eigenthnm an der Sache erlangte. Soll überhaupt 
ein Vergleich gezogen werden, so könnte der vorliegende Fall höch- 
stens etwa mit de^Jenigeii Fällen in Parallele gestellt werden, — wo- 
bei selbstverständlich die Unterschiede keineswegs verkannt werden, — 
in welchen in ähnlicher Weise Jemand, dem ein Anspruch auf Ueber- 
lassung des Eigentkums einer Sache zusteht, vor der Verwirklichung 
des Anspruchs den lietreffendeu Gegenstand auf anderem und zwar 
onerosem Wege erwirbt, wie beispielsweise in dem in § 379 Thl. I Tit. 12 
A.L.R. behandelten Falle, in dem der Vermächtnissnehmer die ver- 
machte >Saciie vor dei' Ausführung des Vermäciitnisses, aber nach dem 
Tode des Erbla.ssers erwirbt Der B.R. hat in die Erörterung der 
Sache die in der Rechtspreciiung und zwar auch in verschiedenen Ur- 
theilen des 11. (i. vertietcne Ansicht hineingezogen, nach welcher die 
Enteignung die rechtliche Natur eines erzwungenen Verkaufs and die 
zu zahlende P^utschädigung die Natur des Kaufpreises haben soll. Es 
bedail keines Eingehens auf diese Frage; denn sie ist fl\r die Ent- 
scheidung ohne Belang. Es handelt sich gegenwärtig lediglich dämm, 
ob die rechtliche Thatsache, dass die Bekl. im Wege der Enteignung 
das Eigenthnm derjeuigen Ornndstttcksflächen erworben hat, auf welche 
sich das eingetragene Bealrecht der Bekl. bezieht, ein Hindemlss dafttr 
bildet, dass die Bekl. nunmehr ihr Recht an der an die Stelle des 
Grundstttcks getretenen Geldsumme geltend macht. Diese Frage mnss 
verneint werden, mag das rechtliche Wesen der Enteignung sem, 
welches es will ; auf keinen FaU steht jenes Begehren der Bekl. damit 
in Widerspruch. 
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»• 1^. Entseh. des Oesterr. Obersten tierlchtshofes. 

Vom 24. April 1901. 

(Oesterr. Eisenb -Verordn.-ßl XIV. Nr. 130. S 2826 • 

Die Aiwendung blos einer der in der Handeleministeriatverordnung vom I. November 
IS90, Z. 47.510, bezeiolmeten PublioationsBrten genügt niolit zam BegrilTe der „gehö« 
rifM" V«riNr«iitllelNm| vm TarifM «tfer AeiMmiM derMibei in Slmie dM 

§ 7 B. R. 

Das Elsenbahn - Betriebsregfement vom 10. Deoember 1892, R.-G.-Bl. Nr. 207. hat auf 
Grund der §§ 2 und 4 des Gesetzes vom 27. Ootober 1892, R.-6.-BI. Nr. 187, (betr. 
Mi DurchfOhrung des IntorMtlOMlen ütbtrtlRkmiaM« ibtr d«n*EiifBltkfi*Fraoirttii- 

verfcdir), Wirkmf fletelzM. 

Dl0 BMttMBi H» FraoMolm iureh rloMtritelie Bettinaing gtnlM 1 1152 a. b. 
0.-B. itt In Frtfilitverktbrt der ElsmkikMi ungMaMoMM. 

Zanächst ist festzabalten, dass nach § 7 des Eisenbahn -Betriebs- 
reglements Tom 10. December 1892, B.*6.-Bl. Nr. 207, welches mit Bück- 
siebt auf die §§ 2 and 4 des Gesetxes vom 27. October 1892, B.-G.-Bl. 
Nr. 187, betreffend die Diirclifiibning des Internationalen Uebereinkom- 
meus vom 14. October 1890, die Wirkung eines Gesetzes hat, die 
Berechnung der Transportpreise uacli Massgabe der m Becht bestehen- 
den gehörig vei'öffeutlichten Tarife erfolgt, und dass ausser den im 
Tarife aufgegebenen Frachtsätzen und Vergütungen für besondere im 
Tarife vorgesehene Leistungen nur baare Auslagen erhoben werden 
düi'fen. 

Daraus ergibt sich zweierlei: Zuerst, das.s es unter der Vuraus- 
setzung der geborigen Verüffeiitlicbung des Tarifes nicht weiter darauf 
ankommt, ob der einzelne Cuiitrahent, welcher der Bahn ein Frachtgut 
übergab, im Zeitpunkte des Vertragsabschlusses von dem Tarife 
Keuutnib.s hatte oder nicht, woraus aber auch zu folgern ist, dass um- 
gekehrt unter der Voraussetzung der unterbliebenen gehörigen Ver- 
ölfentlichnng des Tarifes es ohne Belang ist, ob der Contralkent von der 
Einfnhning des neaen oder geftnderten Tarifes wusste oder nicht; 

sodann zweitens, dass die Berechnung des Frachtlohnes anf Grund 
richterlicher Bestimmnng gemllss § 1152 a. b. G.-B. im Fraditverkehre 
der Eisenbahnen ansgeschlossen ist 

Die auf diese beiden Punkte sich beziehenden Ausführungen der 
Urthdlsgrfiude des Berufungsgerichtes sind demnach sachlich nicht richtig. 

Die zweite Instanz war aber auch formell nicht befugt, den hierin 
gekennzeichneten Standpunkt einzunehmen. Denn sie urtheilte mangels 
eigener thatsSichlicher Feststellungen auf Grund des vom ersten Richter 
festgestellten Sachverhaltes (§ 498 C.-P.-O.). Dieser aber hatte weder 
festgestellt, dass der Kläger von der in Nr. 5 des Verordnungsblattes 
für Eisenbahnen und SchiÜahit vom 14. Jänner 1899 ei'schieneneu Kuud- 
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maclinng der beklagten Raliii, betreüeml die ab 16. Jänner 1899 zur 
Einführung gelangenden Zuscliubgebiiliren, zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses Keniitniss hatte, noch die für die Beurtlieilnng der Ange- 
messenheit der von der Beklagten eingehobeneu Zusckubgebühreu er- 
forderlichen thatsäcblichen Grundlagen ermittelt. 

Es ist nun zu prüfen, was unter der „gehörigen Veröffentlichung" 
im Sinne des § 7 des Betriebsreglements za Tentelien sei. 

Die Worte «ansserdem noch insbesondere" der Verordnung des 
Hand.-Uinist. vom 1. Noyember 1890, Z. 47510, gestatten keinen Zweifel, 
dass für die nen einzuflUirenden Tarife and bei Tarifftnderangen sowohl 
die unter A., als aach die anter B. daselbst bezeichneten VerOifent- 
lichangsarten platzzagreifen haben, wobei es für den gegenwärtigen 
Streitfall nnerürtert bleiben kann, ob nnd inwiefeme die nnterbliebene 
Anwendung des einen oder anderen der unter 1 und 2 einerseits und 
unter 3 bis 6 andererseits angeführten Publicationsmittel die Annahme 
einer ggehOrigen" Veröffentlichung zu verhindeni gedgnet wftre. 



Nr. 147. Entseh. des Ocsterr. Yerwaltungs-Gerielitshofto. 

Vom 26. April 1901. 

(Oesterr. Eisenb -Verordn.-Bl. XIV. Nr. 80. S. 1849 i 

Das Eisenbahnninisterium ist als oberste AufsiobtsbehSrde über den Eisenbahnbetrieb 
In der Lage, selbst zu beurtbeilen, ob mtt RBokaloM nf die Ihn antsbekttitei bt- 
ttabemlM BetrltbsverMMiitoM tlstr BahMtreok« vti der Awflliraifl pr^eellrttr 

Erweiterungsbauten an den Anlagen derselben eine Steigerung der Betrlebslntensttit 
und daher eine Vermehrung der Verkehrsstörung auf einem im Bereiche dieser Er- 
weiterungsbauten gelegenen Niveauiibergange zu gewärtigen ist oder nicht; die Unter- 
tassnng bezuglicher Eriietangen begründet keinen Mangel dee Verfahrene. 

In der Gegenschrift des k. k. Eisenbabnininisterioms wird aus- 
führlich erläutert, dass die i)rüjectirten Verftnderungen der Meise- 
anlagen eine Vereinfachung und Beschleunigung der Verschiebungs- 
manipulationen im Gefolge haben werden und es ergibt sieb das fibrigens 
auch von selbst. Das Eisenbahnministeriam stellt hier entschieden in 
Abrede, dass diese Verftnderungen zu dem Zwecke getroffen werden 
sollen, um eine Erhöhung des Verkehres (insbesondere an Sonn- und 
Feiertagen) zu bewirken, und dass eine solche Erhöhung bei dem gegen- 
wärtigen Bestände der Fahrgeleise auch nur im Bereiche der Möglichkeit 
liege, weil die Anzahl der an Sonn- imd Feiertagen verkehrenden Züge 
bereits ihr Maximum erreicht habe und eine Steigerung unter Zugrunde* 
legung der bestehenden Vorschriften und im Interesse der Sichei'heit 
nicht mehr möglich sei. 

Diese Umstände müssen, wenn auch nicht als notorisch, so docb 
als der obersten Aufsichtsbehörde über den Eisenbahnbetrieb, das ist 
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dem k. k. Kisenbalimninisteriiim, amtsliekaunt angfselieii werden, Eine 
Erhebung daiüber. oh die pruiectii teu (jcdeiseaiilagen eine X erniehrnng 
des Ziigsvt'ikehies zur Fulge Labeu werden, wai- daher nicht erforderlich 
und stellt sich die Einwendung: der Mangelhafti*?keit des Verfahrens 
in dieser Kichtung als unbeyi iiiulet dar. Uebrigens bleibt der Gemeinde 
unbenommen, wenn in der Folge sich aus der gegenständlichen neuen 
Anlage durch irgend welche Umstände im Bahnbetriebe eine grössere 
Steigerang des Eisenbahnverkehres ergeben sollte, mit ihrem Begebren 
neaerlicb heryorzntreteD. 

Xr. Eutsch. des Bcxirksiscriihts für Uaudclssaclieu in Wien. 

Vom 27. April 1901. 
(Allg. Tar.-Aitt. 33 (IMi). Nr. «8. 8. m.) 

Run ^16 fir die AiwenlMa einet AmuliMelarires gesettte Bedlifui ilireti Vtr- 
•elMMm der Bai» nlolit erfillt weriei, |ilt Iii Bitfin|«eg «It erflili 

Aas den Aussagen der Zeagen H. and H. hat das Gericht die 

Ueberzeugung gewonnen, dass längstens am 15. Jnli 1900 der Destinatar 
zur Nachzahlung aufgefordert wurde. Da diese AafiforderODg zur Nach- 
zahlung selbst nach Ansicht des Klägers begrikndet war, so hätte der 
Destinatar derselben sofort nachkommen mllflsen und wäre dann noch 

in der Lage gewesen, innerhalb der in dem fraglichen Ausnahmetarife 
festgesetzten Frist von drei Monaten die Rückerstattung bei der Bahn 
zu begehren. Es kann daher nicht mit Eecht behaupte t werden, dass 
Kläger durch Verschulden der Bahn an der rechtzeitig'-n Einleitung 
des Riickerstattungsverfahrens verhindert wurde, vielmehr ist der 
Kläger, beziehungsweise Destinatar durch seine Zügerung bei Leistung 
der Nachzaiiliing schuld, dass er die Ilückerstattung nicht rechtzeitig 
einleiten konnte, Dass es dem Destinatar in der Zeit vom 15. Juli 
bis 27. Juli 1900 nicht möglich gewesen wäre, die Nachzahlung zu 
leisten und die Bttckerstattang einzüleiten, hat der Kläger nicht einmal 
behauptet 

Die Bahn war daher im Rechte, als sie die Bttckerstattang ver- 
weigerte, weil das BQckerstattangsbegehreD nicht binnen längstens drei 
Monaten nach Aufgabe der Sendung eingebracht wurde. 

Kr. IH). Kiitscli. des Deutschen Heiehsirerlehts. 

6. Civil-Senat. Vom 29. April 1901. 

(Jur. Woclienscbr. XXX. Nr. <€/jO. S. 394. Zill. 1.) 

I 70 Ger.>Verf.<fiei. ■nd § 39 Nr. 2 Preets. Aitf. vein 24. April I87& IHe aei- 
•eliliestlielie Zmtlmllilielt ier Uidierieiite ledeht «lel air aar VerMlralileDBeB eiam 
Staattlmunten in dieser seiner Eigenschaft, d. h. wenn diese zu dem lalialt des 

öfTentiich-rechtlictien Dienstverhältnisses in Beziehung stehen. 

Daher erscheint der § 39 deä Preussischeu Ausfuhrungsgesetzes 
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als nicht anwendbar auf Ersatzanspiücbe aus Schädigungen, welche iu 
einem fiskalischen Betrieb, wie insbesondere dem Eisenbahnbetrieb, sei 
es darch luangelbafte Einrichtungen, sei es durch schuldhafte Handlungen 
oder Untediflsmigeii «Iner im Betrieb angestellten Pemn Temraaeht 
worden sind. Wird liier der Staat als anmittelbar Haftpilichtiger anf 
Gmnd des B.H.G. vom 7. Joni 1871 oder des Prenssisclien Eisenbabn- 
gesetzee vom 3. Norember 18S8 in Anspmcb genommen, so ist das ein 
Ansprach nicht gegen den Staat in seinen öffentlich rechtlichen, mit 
der Staatshoheit zusammenhängenden Beziehnngen, sondern gegen den 
Fiskus als Betriebsonteinehmer — § 1 des Haftpflichtgeaeties — , als 
Eisenbahn-, Gesellschaft" — § 25 des Gesetzes vom 3. November 1838. 
Vergl, Entsch. des R.G., Bd. 23 S. 222 f. Der Fiskus haftet hier gerade 
80 wie ein anderer Unternehmer nach Hassgabe der civilrechtUcheu 
Vorschriften. Allerdings besteht diese spezialgesetzliche Haftung an 
sich ganz abgesehen von einem Verschulden des Unternehmers und 
seiner Angestellten. Aber soweit ein solches Versclmlden im Gebiete 
jener Gesetze irgendwie reclitlich von Bedeutung sein kann, kommen 
für dessen Beurtheilung staatj,reciitliche Noimen und Beziehungen nicht 
in Frage. Gleiches gilt abei- selbst für den Fall, wenn ein Schadens- 
ersatzanspruch wegen Beschädigung iu einem fiskalischen Eisenbahn- 
betrieb ausserhalb der gesetzlichen Haftpflicht des Betriebsunteruehiueis 
gegen den Fiskus erhoben und aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen auf 
ein Verschulden von Babnbeamten gestützt wird. Eine allgemeine 
Verpflichtung des Fiskus, fUr Verschulden seiner Beamten anfkukommen, 
besteht und bestand namentlich im Gebiete des Pr. A.L.B. nicht. In 
den Fttllen aber, wo der Staat als juristische Person fttr Versehen der 
Beamten — deijenigen, welche ihn yerfassangsmtosig im Willen zu 
yertreten haben, yergl. jetzt B.G.B. §§ 31, 89 — verantwortUch gemacht 
werden kann, hat diese Haftung, soweit es sich um ein im Betrieb der 
flskaliBehen Unternehmung vorgefallenes Versehen handelt, ihre Quelle 
nicht im öffentlichen, sondern im Privatrecht. Der Angestellte, dessen 
ansserkontraktliches Verschulden der Fiskus dem Beschädigten gegen- 
ttber vei'treten soll, kommt hier nur als Betriebsgeliülfe des Unter- 
nehmers, nicht als Staatsbeamter in Betracht. Die Beamtcnqualitat 
desselben nach ihrer staatsrechtlichen Seite bildet fHr die Beurtheilung 
eines solchen Schadensersatzauspruches kein massgebendes Moment. 
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Nr. 130. Entsch. dm Reldu-Tenfehemngsaiiito. 

Vom 30. April 1901. 

(Arch f fe'pworM HpcbtRiill III il902l Heft 1. Nr. l l >j 

6ewerb.-Unf.-6e8. § 13 Abs. t. In Fällen, in denen ein Anspruch auf Krankengeld für 
eine versloheriiitpfliohtlie Person nioht bestand, Ist von der BerufsgenossensobafI 
■Mb tto« IlMit fir ffi trtlei 18 WmImi iloht n nhlM. 

Das Beknrsgericbt bat die Frage, ob in Oeniftssbeit des § 13 Ab. 1 
des Oewerbe-ünfallTersieberuDgsgesetzes Ton der Bemfsgenossenscbaft 
aacb dann eine Rente für die ersten 18 Wocben nacb dem Unfälle zu 
zablen ist, wenn ein Ansprueb anf Krankengeld fttr die yersicbernngs- 
Pflichtige Person in jener Zeit gar nicht bestand, nacb der Entstebongs- 
gescbicbte nnd dem Zwecke der Bestimmung yemeint. Denn der § 18 
Abs. 1 des Gewerbe-ünfallTersicberungsgesetses bezweckt nacb seiner 
Entstebnngsgescbichte lediglich die bisherige Lficke zwischen Kranken- 
versicherung und Unfallversicherung in solchen Fällen auszufüllen, in 
welchen dem Unfallverletzten in der sogenannten Wartezeit das Kranken- 
geld wegen Abschlusses des Heilverfahrens entzogen worden ist, aber 
die Uafallrente für die verbliebene teilweise Erwerbsunfähigkeit noch 
nicht gowälirt werden konnte. In derartigen Fällen soll fortan die 
bisher unterstützungslose Zwischenzeit zwischen den beiderseitigen Bar- 
beztigen (lüankengeM und Unfallrente) durch vorzeitige, d. h. auch 
innerhalb der Wartezeit im unmittelbaren Anschluss an den Bezug des 
Krankengeldes zu gewiilirende rnfall-(Teil-)rente beseitigt werden, d. h. 
die Lücke zwischen den beiden Beziigen ausgefüllt werden. Die Vor- 
aussetzung für die Anwendbarkeit dieser Bestimmung ist also, dass in 
den ersten 13 Wochen nach dem Unfall überhaupt Krankengeld seitens 
der yersicherungspflichtigen Person bezogen worden oder doch ein An- 
spruch darauf begrttndet gewesen ist, denn sonst fehlt es an der Lttcke 
in den Bez&gen, deren Ausf&Uung der § 18 des Gewerbe-Unfallyer- 
sicbemngsgesetzes beabsichtigt. 

ür. 151. Eiitsch. (h'.s Deutschen Keiehsi;ericbt8. 

6. Civil-Senat. Vom 2. Mai 1901. 
(Jnr. Woohensehr. ZXX. Nr.Si/M. Mr.ii.) 

HafIpflIobtiMeli | I. Aseli «• srMMe Sohwteriikilt das Aaaweiebaaa M Niii«ar- 
ilaaaa aafdar Fabrbaba galiSrt ii das ai|aallilBilloliaa Bsfahraa daa EiaeafealMbalriaba. 

Die, eine Eigenart des Eisenbahnbetriebs bildende erhöhte 

Schwierigkeit des Ausweichens, welche durch das Fortgleiten auf der 
Schiene und die Gebundenheit an diese bedingt wird, kann sich auch 
insofern geltend machen, als es einem Eisenbahnzug nicht wie einem 
anderen Fuhrwerk möglich ist, bei Annäherung an Stellen, wo ei*- 



Dlgitlzed by Google 



226 



EnUcb. des Oberlandosgericbts Breslaa vom S. Mai 1901. 



fahrungsgemiiss leicht ein Hiiuloriüss auf die Ftilirbahn geräth, so bei 
Strassen- oder Kaiialaibeiten, zum Voraus schon, nocli ehe ein be- 
stimmtes Hiuileruiss wirksam oder sichtbar geworden ist, solclien ge- 
fährlichen Stellen auszuweichen. Uebrigens ist das Erforderniss eines 
Zusammenhanges des Unfalles mit den dem Eisenbahnbetrieb eigen- 
thfimlicben Gefahren nicht so verstehen, dass diese Oefahren dem 
Eisenbahnbetrieh ausschliesslich eigen sein mflssten, dass sie nicht 
in Ähnlicher Weise ancb anderswo vorkommen könnten (vcrgl. Entscb. 
des R. G. Bd. 6 S. S8). 

Nr. 15*^. Entseh. des Obcrlandesj^oHclits Breslau. 

4. ("ivil-Senat. Vom 3. Mai 1901. 

Der wenn auch nur fabrliasige Versuch der reslementswidrigen Benutzung einer 
Abonienttttkarte reehtfertlfl tfla Konflakation derselben «nd die AUekiwig dar Er> 

■eienini des Alt iiMiests. 

Der Abonnements-Vertrag ist dnrch die Annahme der Abonnements- 
karte zu Stande gekommen, denn nach der Terkehrssitte ist eine ans- 
drttckliche Erklärung des Einverst&ndnisses nicht erforderlich. Es kommt 
hier nicht § 150 Abs. 2, sondern § 151 B.G.B, zur Anwendnng. 

Danach rechtfertigt jeder auch nnr , fahrlässige* Versuch, die 
Abonnementskarte an einem Sonntage oder auf einer anderen Linie zu 
benutzen, die Konfiskation der Karte unter Ausschluss jedes Ent- 
scbädigttnirsau<ipraches. Auch ist die Direction berechtigt, eine Er- 
neuerung des Abonnements abzulehnen. 

Dass der Versuch im juristischen Sinne ohne Vorsatz nicht denkbar 
ist, ist richtig. Aber nach § 133 B.G.B, ist bei der Auslcf^niig einer 
Willenserklärung der wirklichu Wille zu erforschen und niciil an dem 
buchstäblichen Sinne des Ausdiucks zu halten. Was gemeint ist, ist 
ganz klar, wenn man beriicksichtigt , dass friilier auf den Karten die 
Verwirkung auf „Missbrauch-* beschränkt war. Man wollte oifeusichtlich 
eine Benutzung der Karte an Sonntagen oder auf einer anderen Linie 
zur Konfiskation auch dann geniigen lassen, wenn nur eine Fahrlässig- 
keit vorliege. Die Erwähnung des Versuchs lässt erkennen, dass der- 
jenige, welcher eine Karte beim Beginn der Fahrt vorseigt, der Ver- 
wirkung unterliegt und er nicht berechtigt ist, einzuwenden, er habe 
sie noch nicht benutzt. Es bedarf keiner Entscheidung in diesem Falle, 
ob dies Alles schon in dem Worte „Missbranch" lag, jedenfalls ist durch 
die jetzige Fassung ein etwaiger Zweifel ausgeschlossen, und es fehlt 
an jedem Anhalt für die Annahme des Vorderrichters, es sei nicht er- 
kennbar, dass der Kläger die Bestimmung so vei-standen habe, und 
deslialb sei Maugels einer Einigung der Vertrag nicht zu Stande 
gekommen. 
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Das Landgeiiclit iiiinuit nun aber an, selbst wenn ein Vertrag im 
angegebeneu Sinne zu Stamlo gekommen sein bullte, würde er nach 
§ I3Ü B.G.B, gegen die guten Sitten Verstössen. Indessen dafür werden 
nur zwei Gründe angegeben, die beide nicht stichhaltig sind. Erstlich 
soll die GleichstelluDg des vorsätzlichen und fahrlässigen Handelns an- 
erkannteD Regeln des Bechts widerspiechen. Solche Regeln aW giebt 
es nicht. Selbst das Gesetz stellt in § 276 B.G.B. die Vertretung von 
Vorsatz and Fahrlftssigkeit ansdrttcklich der Bogel nach gleich, ebenso 
§ 823 B.6.B. bei der Verpflichtang ans unerlaubten Handlangen. So- 
dann aber soll solche Bestimmung gegen Treu und Glauben sein, weil 
ein leicht Torkommendes Versehen vorliege und es das Rechtsbewnsstsein 
verletze, den onbefiigten Benutzer einer Abonnementskarte gleich einem 
BetrOger zu behandeln. Das geschieht aber nicht; dass ein in gutem 
Glauben Handelnder dieselben Nachtheüe erleidet wie ein wider besseres 
Wissen Handelnder, kann auch sonst vorkommen. Und es ist der 
Direktion nicht zn verdenken, dass sie, um das unbefugte Benutzen 
von Abonnementskarten tliunlichst zu verhindern, auch sclion Fahr- 
lässigkeit geuUgen lässt, um des peinlichen und schwierigen Beweises 
der Absichtlichkeit überhoben zu sein. 



Xr. 153. Entsck. des Deutschen iteiehs^erlehts. 
2. Civil-Senat. Vom 10. Mai 1901. 

(Pnom. Blieiib.-ANli. IMl. Heft 5. 8. litt.) 

FIr die Verfolgung der Ansprüche zivUvtrMrfingebereohtlgter MilitaraRwärter Mf 
Verleihung eines Amtes ist der Rechtsweg ausgesohfossen. Die erstmalige Anstellung 
dieser Anwärter braucht nicht in einer etatsmässigen Stelle erfolgen, sie kann auch 
ia eiaer ausseretatsmässigen (diätarisohen) Stelle geschehen. § 22 Abs. 4 der An- 

tliltaiiainiidtitzi fir Mllitiruwlrltr. 

Was die Statthaftigkeit des Rechtsweges anbetrifft, so ist davon 
auszugehen, dass wegen der im wesentlichen Öffentlich-rechtlichen Ai*t 
der Beziehungen des Beiches (Staates) zu seinen Beamten für Ansprüche 
der Letzteren aus ihrem Beamtenverhftltniss gegen das Boich (den Staat) 
grunds&tzlich der Bechtsweg ausgeschlossen ist und nur insoweit f&r 
statthaft angesehen w»den kann, als er ausdrücklich durdi Gesetz 
zugelassen ist. Dies ist in dem -Gesetze, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Beichsbeamten vom 81. März 1873 (§ 140), dahin geschehen, 
dass nir vermögensrechtliche Ansprüche der Keichsbeamten aus 
ihrem Dienstverhältniss der Rechtsweg stattfindet. Hieraas ist 
zu entnehmen, dass nur solclie vermögensrechtlichen Ansprüche im 
Rechtswege verfolgt werden können, welche aus einem tliatsäolilich zur 
Entstehung: gelangten Dienstvf-i liältnisse, also aus einer »lurcli Ver- 
leihung eines AmUä thatsächiich gegebenen Stellung des Beamten ab- 
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geleitet werden, nicht aber solclie veniiögensrechtlicbeu Ausprüclie, 
welche auf eine Stellung des Beamten gegrüiulet werden, die demselben 
bei rechtmässiger Ausübung der Aemterhoheit des Reiches (^Staates) 
hätte verliehen werden sollen. Vergl. das ürtheil des erkennenden 
Senats des Reichsgerichts vom 14. November 1884 (Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 12 S. 72 und 13). Gesetzliche Vor- 
schriften, durch welche für Ansprüche der Militäranwärter der Rechts- 
weg erweitert worden wäre, sind nicht ergangen, und die Anstellungs- 
grandsfttze von 1882 enthalten in dieser Beziehung keine Bestimmungen. 
Demnach hat das Oberlandesgerieht zatreffend diejenigen (Vermögens- 
rechtlichen) Klageansprttche wegen Unzalftssigkeit des Rechts- 
weges Ton der sachlichen Benrtheilnng ansgeschlossen, welche auf die 
Behanptnng gestützt sind, dass der Kläger bereits am 1. April 1885 
die Stelle eines Betriebssekretärs habe erhalten m&ssen. Denn in- 
soweit sind die Ansprüche ans einem Dienstverhältniss abgeleitet, 
welches in den hierbei in Betracht kommenden Zeitabschnitten that- 
sächlich nicht bestand. Wegen der ftbrigen Elftgeansprttche hat das 
Oberlandesgerieht mit Recht den Rechtsweg zugelassen. Sie sind ver- 
mögensrechtlicher Art und werden aus dem thatsächlich bestehenden 
Dienstverhältnisse abgeleitet, da Geldforderungen unter der Behauptung 
gestellt werden, dass gemäss den Anstellungsgrun dsätzen durch 
die Thatsache der Einberufung des Klägers zum Büreaudienste bei 
der Reichseisenbahnverwaltung für denselben das Recht auf den Bezug 
des Diensteinkommens der untersten etat sma.ssigen Stelle dieser Be- 
hörde sowie das Recht auf Berechnung seines Dienstalters behufs 
des Aufrückens in höhere Gehaltsstufen nach seiner Gesannntdienstzeil 
bei der Eisenbahnbehörde begründet worden sei, wobei die Feststellung 
des Dienstalters nur als Grundlage für den geltend gemachten ver- 
mögensrechtlichen Anspruch in Frage kommt. 

Zatreffend ist auch die sachliche Beartheilnng der im Rechts- 
wege zugelassenen Klageanträge durch das Oberlandesgericht. Mit 
Recht hat das Oberlandesgericht zunächst die Klageansprttche insoweit 
fQr unbegründet erklärt, als sie auf die Behauptung gestfltzt sind, dass 
den Militäranwärtem yon dem Zeitpunkt ihrer Einbemfting zu einem 
Dienstzweige ab mindestens das Einkommen der untersten etats- 
mässigen Stelle desselben gebfihre. Insoweit beruhen die Klage- 
ansprttche auf der irrigen Auffassung, dass nach den vom Bundesrath 
erlassenen Anstellungggrundsätzen der Militäranwärter ein unbedingtes 
Recht auf Einberufung zu einer etat smässigen Stelle als seiner 
ersten Anstellung habe. Nach den Anstellungsgrnndsätzen (vergl. § 13 
und die Motive zu demselben) ist allerdings die endgültige etatsmässige 
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Anstellung als die 2U ensielende bleibende Versoi-gung des Militär- 
anwArten augeoidnet, nach dei-eii Erlangung seine Berechtigang zur 
Bewerbung um Stellen aufbort (§ 13) und sein Zivilrersorgungsschein 
zu den Akten genommen wird (§ 24 Abs. 3). Bis er aber dieses, wegen 
des Andranges von Bewerbern in der Regel nicht sogleich zugängliche 
Ziel «erreicht hat, ist ihm die Möglichkeit gegeben, diätarisehe oder 
vorßbergehende AnstellUDg anzunehmen (vergl. Motive zu § 13). Im 
§21 der Grundsätze, auf welchen Kläger .sich hauptsächlich beruft, 
sind die Bezüge der gemäss § 19 auf Probe angestellten oder zur 
Probedienstleistung einberufenen Stelleuanwärter dahin bestimmt worden, 
dass den Erstereii das volle Stelleneiukommen, den Letzteren eine 
fortlaufende Remuneration von nicht weniger als Dreiviertheilen des 
Stelleueinkommens während der Anstellung auf Probe bezw. wahrend 
der Probedienstleistung gewährt werden soll, und nach den Motiven zu 
dem $ 21 ist unter Einkommen der Stelle bei denjenigen Funktionen, 
füi- welche ein etatsmässiges Gehalt nicht ausgeworfen ist, der 
Betrag der üblichen diätarischen Remuneration zu verstehen. Hieraus 
ergiebt sich, dass, wie der Militäranwärter sich sowohl um etatsmässige 
als auch um andere vorbebaltene Stellen bewerben kann, die Austellungs- 
behOrde ihrerseits nieht yerpflichtet ist, den Bewerbeor unbedingt und 
unmittelbar in eine etatsmässige Stellung zu ftbemehmen, dass sie 
denselben vielmehr zunächst nicht etatsmässig anstellen darf, in welchem 
Falle er gemäss den in den Anstellungsgmndsätzen enthaltenen An- 
ordnungen in eine etatsmässige Stellung aufrückt, und dass nach den 
S§ 19 und 21, welche ihrem Wortlaute nach eine Beschränkung auf 
etatsmässige Stellen nicht enthalten, und ihrem Sinne nach gemäss den 
Motiven und dem Gesammtinhalte der Grundsätze unzweifelhaft die 
nichtetatsmässigen, vorbehaltenen Stellen mit umfassen, der in eine 
etatsmässige oder andere den Militäranwärtem vorbehalteue Stelle auf 
Probe oder zur Probedienstleistung Einberufene während der Probezeit 
nnr das Einkommen derjenigen Stelle ganz oder zu Dreiviertbeilen 
zu beanspruchen hat, in welche er einberufen ist. 

Kr. 154. fintsdi. des Oberimiesgerldits Colnuir. 
1. Givil-Senat. Vom 10. Mai 1901. 

(Jnr. ZsftMhr. t StMWhLothfiBgWB. Jabrg. M. Heft »/to. 8. 886u) 
Kanpfllchtgesetz g I. Die Elle bein AuMtelgen aus dem Eisenbahnwaggon gehört is 
dM eigenthiimliohen Betriebsgefahren. Glitte des Trittbretts. Eigenes Verschulden. 

Die Anwendung des Haflpflichtgesetzes und die Annahme der 
Haftpflicht der Beklagten auf Grund des letzteren sind recht fertigt. 
Dass der Kläger .schon im Hinblick auf den kurzen Aiiteuthalt des 
Zuges in Barr und mit liUcksicht auf die eigenthUmlicheu Gefahren 
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des Eisenbahnbetriebes, die ans einer Verzögerung des Anssteigens ent- 
stehen können, sich beim Verlassen des Wagens besonders beeilen 
mnsstei kann nicht bezweifelt werden. Dazu kommt noch, dass die 
Thftre des Wagens, in welchem sich Elftger befand, etwas verspätet 
geöffnet wurde nnd der Schaffner bereits damals «fertig' gerufen hatte, 
der Zug also jeden Angenblick sich in Bewegung setzen konnte, wie 
sich denn anch thats&cblich der Zug unmittelbar, naclideni Kläger den- 
selben verlassen hatte, in Bewegung gesetzt hat (vergl. B. £. Bd. 2 
S. 87, Bd. 3 S. 21, Bd. 11 S. 338). 

Als allein wirkende .scliädigeiule Ursache mnss daher im Wesent- 
lichen der Eisenbahnbetrieb erachtet werden, dessen eigenthümliche 
Gefilliilichkeit den Kläger zu seiner das Ausgleiten auf den Tritt- 
brettern veranlassenden besonderen Eile beim Aussteigen genöthigt hat. 
Von einer höheren Gewalt, d. h. einem mit allei denkbaren Umsicht 
unabwendbaren Ereigniss (Begriffsbestimmung der höhereu Gewalt in 
ß.E., Pul. 14 S. 83, Bd. 21 S. 15), kann dagegen nicht die Kede sein. 

Zwar konnte die Verunreinigung der Trittbretter, welche, zumal 
im — bei der damaligen Jahreszeit begreitliclien — gefrorenen Zustande 
die Möglichkeit des Ausgleitens befördert haben mag, durch die Eisen- 
bahnverwaltung nicht verhindert werden, wohl aber das Andauern dieser 
Verunreinigung, die, wie der Zeuge R. bekundet, schon in Dambach 
von dem Schaffher bemerkt worden war. 

Auch hat der Erstrichter mit Becht ein eigenes Verschulden des 
KlSgera bei dem in Rede stehenden Unfall veiiieint. Denn nach Aus- 
sage des Zeugen B. hat Elftger beim Aussteigen, indem er sich mit 
der rechten Hand an der Wagenstange festhielt, die gewöhnliche Vor- 
sicht beobachtet. Dass er dabei in der linken Hand ein kleines Packet, 
etwa 30 40 r'entimeter lang und breit und etwa 6 Pfund schwer, 
trug und solches nicht erst nach dem Aussteigen aus dem Wagen nahm, 
kann ihm an sich nicht, noch weniger in Anbetracht der £ile, mit 
welcher das Aussteigen vor sich geben musste, zum Vorwurf gemacht 
werden. 

Es wäre aber auch ein solcher Vorwurf selbst dann ungerecbt- 
tertigt, wenn er von der Veranreiuiguug des Trittbretts Kenntniss ge- 
habt hätte. 

Nr* lo5. Eniseli. des Amtsgerichts Mülhausen^)* 
tom 10. Hai 1901. 

;Spedit - n. Sclilfl. Zcltu Jahrg. IX. Nr. 51. S. 705.) 

H.G.B. 456. EiMib.-Verlu-OriL 58. Die Uoksraiii d«r Reifen md OanlMs mir 

0 Bestätigt durch Erk. des Landgerichts MUlbaasen rem 18. November 1901. 
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FitMr wlhrm# ie« TransfMfts gehSrt n den iwserlieb iieht erkeiabaren Minieta 
der VerpMknip für welebe die Eiee«b«lin »leht haftet. 

Die Finna C. in M. hatte zwei FAsser Branntwein nach D. and B. 
gesandt nnd da dieselben trotz nnbeanstandeter Annahme zor Be- 
förderong dnrcli die Bahn an den Bestimmungsorten ganz bezw. z. T. 
leer ankamen, Scliadensersatzkli^e erhoben. Diese Klage wurde durch 
das Amtsgericht in Mülhausen i/B. am 10. Mai 1901 mit folgender 
Begründung abgewiesen : 

Die gemäss §§ 71 ff. der Verkelusordnung durch die Bahn Verwaltung 
angestellten Ermittelungen haben ergaben, dass die Leckage der neuen 
Fässer durch eine Lockeinng der IieilV-n uml (Limit der Dauben Acr- 
ursacht ist. Wenn auch die Fässer hei Aulliet'ening niclit beanstandet 
sind, so steht dadurch fest, dass der Schaden lediglich durch die mangel- 
hafte Beschaffenheit deiselben entstanden ist, welche der stossenden 
Beförderungsbewegung nicht einen genügenden Widerstand leisten 
konnten. Es handelt sich daher nicht um ein gewöhnliches Schweissen, 
wie es bei manchen Flüssigkeiten unvermeidlich ist, den FaH des § 78 
V.O., vielmehr nm eine Folge bei der Anflieferang ftusserlich nicht 
erkennbarer Verpackungsmängel, fOr welche nach § 58 Abs. 3 V.O. 
die Haftpflicht der Bahn ausgeschlossen bleibt. Dieser Fall ansser- 
gewOhnlicher Leckage h&ngt mit der eigeuthttmlichen Beschaffenheit 
der Fässer and deren Verhalten bei der TransporterschQtternng — 
Lockerung der Reifen — zusammen und bleibt nach § 77 Ziffer 4 dem 
Absender zur Last, da ein ausschliessender Beweis gemäss Abs. 2 oder 
3 ebenda nicht erbracht ist. 



Xr, l.">(». Entstli. des Doutselieii Reichsiferickts. 
2. Civil-öenat. Vom 17. Mai 1901. 

(J«r. Wochenscbr. XXX. Nr. öS/5?. 8. «60. Nr. 469.) 

llsMM*FBrt.-8et. v. 15. MIrt 1846. Prtmi. BMat.-Flrt..aM. v. 18. Jsil 1887. Uaf.- 
Vart.>SM. V. 6. JhU 1884. Bei KirperMhlileB wie Brüchen etc. liegt der speitelle 
Be«irele, iaee eise MeaergewöhnHche Anstrengung des BeicMMigtse 1« Dienste die 

Ursache war, diesem nicht ob. 

Weder das Unf<allversiclierungsgesetz vom 6. Juli 1884 noch das 
Beamten füisoigenesetz vom 15. März 1886 bat fUr die ans Hruch- 
.^f'liädeii hergeleiteten Ansprüche etwas Besonderes bestimmt. Viel- 
mehr ist nach § 1 des letzteren, im gegebenen Falle unmittelbar mass- 
gebenden Gesetzes zur Begründung des darin vorgesehenen Ansi)ruclLs 
nur erforderlich, dass der Beschädigte in Folge eines im Dienst 
erlittenen Betriebsunfalls dauernd dienstunfähig geworden ist. Dies 
ist aber im Wesentlichen eine Frage der thatsäc blicken Beurtheilung 
nnd hierfür ist fttr die in den Fällen des Gesetzes vom 15. März 1886 
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ansschliesslieh zuständigen Gerichte geroftss § 286 und 287 der C.P.O. 

der Grundsatz der freien BeweiswArdigung massgebend. Insbesondere 
bestehen besondere gesetzliche Reweisregeln für solche Fälle nicht. 
Hiernach kann ein Gericht unbedenklich die Entstehung eines Bruch- 
schadens in Folge eines Betriebsunfalls auch dann annehmen, wenn 
zwar nicht der von der Revision vermisste Nachweis einer ungewöhn- 
lichen Anstrengung des Beschädigten im Betriebe, wohl aber der Nach- 
weis einer andern mit dem Betriebe zusammenhängenden Enti^tehunes- 
ursaclie desselben, z. B. einer äussern, gewaltsamen Einwirkung auf 
die betreftende Körperstelle erbracht ist. Es liegt daher kein Rechts- 
irrthuni darin, dass die Vorinstanzen, welche mit Recht den Kl. als im 
Allgemeinen fiir eine der von ihm angerufenen gesetzlichen Bestimmung 
entsprechende Entstehungsursache des Bruchschadens beweispflichtig 
erachtet haben, von ihm nicht auch einen speziellen Beweis dafftr 
verlangt haben, dass eine'anssergewOhnliehe Ansti^engung desselben 
im Dienste die Ursache des Bruchs war, und dass sie eine solche Fest- 
stellung nicht getroffen, sondern eine von demselben bei dem Betrieb 
bethiltigte Anstrengung gewöhnlicher Art fAr genflgend gehalten haben, 
um daraus die Entstehung des Bruchschadens und somit einen Anspruch 
des Kl. aus einem Betriebsunfall im Sinne des § 1 cit. herzuleiten. In 
dieser Hinsicht liegt lediglich eine thatsächliche Würdigung vor, welehe 
der Nachprüfung des Revisionsgerichts entzogen ist. Es ist femer 
nicht erforderlich, dass die körperliche Anstrengung des Beschädigten, 
wenn sie im einzelnen Falle als Entsiehungsursache einer körperlichen 
Beschädigung im Betrieb und der sich hieran anknüpfenden Dienst- 
unfähigkeit angesehen werden soll, gerade über den Rahmen der 
regelmässigen Betriebsthätigkeit hinausgegangen sei: denn zum 
BegriÖe des Unfalls gehört das nicht. Ueberdies bezweckt das Reiclis- 
gesetz vom 15. März 1886 — ebenso wie das Preussisclie Beanitcn- 
fürsorgegesetz vom 18. Juni 1887 und das diesen beiden Ge.^etzen zu 
Grunde liegende Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884 — die in 
den versicherungspflichtigen Betrieben beschäftigten Beamten gegen die 
mit ihrer Beschäftigung verbundene Unfallgefahr allgemein zu ver- 
sichern, beziehungsweise sie fQr die ihnen hieraus erwachsenden Nach- 
theile zu entschädigen. Es wttrde daher dem sich aus der Entstehungs- 
geschichte dieser Gesetze ergebenden Grunde und Zwecke derselben 
widersprechen, wenn man gerade die aus betriebsgem&ssen Zustanden 
und Handlungen entstandenen Unfälle von der Versichenuigspflieht 
ausschliessen und flberhanpt zwischen gewöhnlichen und ungewöhnlichen 
BetriebsunfitUen unterscheiden wollte, wie dies auch bezüglich der beiden 
letzteren Gesetze, insbesondere bezttglich des § 1 des Gesetzes vom 
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18. Juni 1887, weicher dem im geg< invärtigett Falle ma!s>;f,^ebeiiden § 1 
des Reiclisgesetzes vom 15. März 1886 in dorn liier iu Frage stehenden 
Punkte vollständig- entspricht, in dem Urtlieile des IV. C S. des R.G. 
vom 3. Juli 18<)ü (Eutsch. Bd. 44 S. 253 ff., namentlich 262 und 265} 
näher dargelegt ist. ' ' 

Xr. Vu. Eiitseh. dos Dentscheii Relcliss^riehts. 
7. Oivil-Senat. Vom 17. Mai 1901. 

PrMM.Enteign.-Ge8. §§ 14 ff. Wenn der Unternehmer zur ErfDIlung der ihm aus §14 
oMeitKitR VtrMidlieMtsItoM ftranitt Eigentbra dauerod oder zeitweise in Anepraeb 
neluMii MS«, M MM iM EirteiiBiaosverrahrM n dlcMM Zweek gegM dto drItiM 
Elgmitblner beMndnra durob|«flhrt werdea. 

Es richten sieb die Anordnungen, die auf Grund des § 14 getroffen 
werden, ausschliesslich gegen den Unternehmer; er wird Auflagen und 
Terpflichtungen unterworfen, gegen ihn wird Zwang geflbt. Allein 

Dritte unterliegen solchem Zwange auf Grund des § 14 nicht; sie 
sind nicht gehalten, die Massnahmen, die der Unternehmer in Folge 
der ihm gewordenen Auflage auf ihrem Grund und Roden vorzunehmen 
hat, zu dulden, es steckt in der gegen deu Unternehmer auf Grund 
des § 14 gerichteten Anordnung nicht etwa mittelbar zugleich 
auch ein gegen Dritte sich wendendes Gebot, sich die Ausführung 
dieser AnordnuiipffMi durch den rnternelnner »retalien zu lassen bezw. 
ein gt'^iMi .-^ie gerichteter Enteignungszwang, vielmehr liegt die Sache 
so, das.s, wenn der Unternclunci' zur Erfüllung der ihm aus i? 14 ob- 
liegeULlen Verl)iu(llirlikt iitMi tr.-mde.s Eigenthum dauernd oder zeitweise 
in Anspruch uelniieii imis.--. das Eiileiguungsvei fahren zu diesem Zweck 
gegen die dritten Eigenthiuni'r besonders durchgeführt werden muss. 
Wenn vorübergehende Beschränkungen iu Frage stehen, muss dem- 
gemftss auf Grund des § 4 des Enteignungsgesetzes ein besonderer 
Beschluss des Bezirksausschusses (§ 150 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 1. August 1883) ergehen , der diese Beschränkungen des fremden 
Eigenthnms anordnet und ihre Duldung dem betreffenden Eigen- 
tbOmer auferlegt. Das alles fehlt hier. Der Kl. steht es frei, ob 
sie die von dem Beichsfiskus auf ihrem Grund und Boden in Gemässheit 
des Beschlusses des Regiexungspräsidenten vom 6. August 1897 aus- 
zuführenden Arbeiten dulden will oder mdit; ein Zwang hiezu besteht 
für sie nicht, es ist ihr bisher nichts enteignet worden. Daher ist 
der § 24 des Enteignnngsgesetzes und mitluD ebenso der § 18 dtiselbst 
nnanwendbar, selbst wenn man mit dem B. R. in wohlwollender Aus- 
legung des Klagantrages in diesem zugleich den Antrag auf Verurllieilung 
des Bekl. zur Stellung des Antrages auf definitive PlaDfeststelluug — 

Bger, EiaanbabBreolitHehe EiitNbel4|ug«B XVIIL 16 
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Yoransgesetzt, dass diese noch nicht yorliegt, — erblicken wollte; denn 
der Antrag am § 18 bildet nur die Yorbereitang ffir den Antrag aas 

§ 24. Im Uebrigen ist zu bemerken, dass dem Verlangen der EI., 
Bekl. solle angebalten werden, gemftss § 18 a.a.O. den Antrag auf 
definitive Feststellung der im Interesse der Kl. auf Grund des § U 
auszuführenden Anlagen zu stellen, auch schon aus dem anderen Grunde 
nicht näher getreten werden könnte, weil ein solches Verlangen im 
ordentlifhen "Rechtswege iiborliaupt nicht erhoben werden kann. Die 
Bestimmung im § 14 ist. wie schon oben dargelegt, rein üffcntlich- 
rechtlicher Natur, uml zwar aucli soweit als die Interessen benacli- 
barter Grundeigentliiimer in P'ra^e kommen. Die Vorschrift am Sclilusse 
des § 14 ,.Ueber diese ( )bliegenlieilen des Unternehmers eiit.scbeidet 
die Bezirkslegierung" soll, wie die gesetzgeberisclien Verliamlhnigen 
ergeben, zum Ausdruck bringen, dass allein und ausschliesslich die 
Verwaltungsbehörde über die auf Grund des § 14 zu trefleuden An- 
ordnungen zu befinden hat. Jeder Eingriff des Civilrichters soll aus- 
geschlossen sein. Mit dem Verlangen, dass der Bekl. als Unternehmer 
gem&ss § 18 einen Antrag auf definitive Planfeststellong binsicbtlicb der 
Anlagen ans § 14 stellan solle, verfolgt die El. vor dem Oivilricbter ein 
Piivatrecht, ein solches steht ihr aber in Ansehung des § 14 nicht 
zn nnd es wttrde einen unstatthaften Eingiiff des Civilrichters in die 
allein der Verwaltungsbehörde vorbehaltene Anwendung des § 14 
bedeuten, wenn er den Unternehmer zwingen wollte, an die Ver- 
waltungsbehörde mit Anträgen auf Giund des § 14 heranzutreten. 

Nr. löJS. Kntseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 23. Mai 1901. 

(AUg«m.Tartf-Aas.ZX (UNn>. Nr.U. S.4M.) 

Aatiegiio 4u AiMalni«Urlft II in llMtteb-Oesttrr.-miarl«eliM SMtafMtartft. 

Hoizstifte fallen tarifarisch nicht unter den Befrif „Holzsorten". Holzstifte tarifiren 
ohne Räokeioht auf ihre Provenienz nach dem Ausnahmetarife Nr. II im Oe«t«cli- 

österreichisch-ungarischen Seehafenverbande. 

Nach dem Ausnahmelarife N'r. 11 wird „Holz*^ befördert^ wie es 
dort.<«elbst sub 1 bis fi naher bezeichnet ist. 

Es wird zuerst ILdz. wie es gewonnt-n wird, bezieliuni^^sweise Holz, 
roh behaueu, ge-spalten und gerissen, dann Keifhulz, Kurb- und Fluss- 
weiden, geschält und geglättet, femer Fassdauben und Fassböden, weiters 
Schnittholz, auch geliebelt, genutet, gezapft oder sonst bearbeitet, dann 
(unter 4.) Heide- nnd Reiserbesen, dann (anter 6.) chemisch yräparirte 
Hölzer und endlich (unter 6.) Halb- nnd Ganzfabrikate ans Holz an- 
geführt. Unter den letzteren werden auch ansdrficklich Holzstifte auf- 
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gezählt. Es stellt somit fest, dass Holzstifte nach Ausnahmetarif Nr. 11 
zn berecfmeii sind. Der Ansicht der Beklagten, dass in dem hier vor- 
liegenden speciellen Falle der Aasnahmetarif Nr. 11 nicht zur An- 
vendong komme, weil der yorletzte Absatz dieses Tarifes hier zutreffe, 
konnte das Gericht nicht heipflichten. Denn nach dieser Bestimmung 
sind nur , Hoiss orten*, welche nicht Gegenstand eines betriebs- 
nilssigen l^nschlages in der mitteleuropäischen Forst- nnd Landwirth- 
Schaft sind, nnd bestimmte, daselbst einzeln aufgeführte Gegenstände 
ans Holz ansgeschlossen. Ks kommt daher nicht darauf an, ob das 
hier in Frage kommende Fabrikat von solchen ausgeschlossenen Holz- 
Sorten fabricirt ist, sondern nnr ob solche Holzsorten verfrachtet werden. 
Nach Inhalt des Frachtbriefes wurde nicht eine Holzsorte, sondern 
ein Fabrikat aus Holz aufgegeben, welches Jedoch nicht unter dio 
von der Anwenduurr desTaiifesNr.il ausgeschlossenen Fabrikate oder 
Gegenstände gehört. Dass unttr llulzsorten nicht auch Fabrikate ans 
Holz zu verstehen sind, ergibt sich aus der Anordnung der in diesem 
Ausnahmetarife iiutgenihrten Holzgegenstände, welche nach diesem 
Tarife abzufertigen sind. Es wiid nämlich das Holz im rohen und zu- 
gerichteten Zustande, also die Holzsorten im Tarife abgesondert und 
unter verschiedenen mit Nummern bezeichneten Absätzen von den aus 
Holz gefertigten Halbfabi'ikaten und Ganzfabrikaten aufgezählt Würde 
dieser Tarif Hölzer und Fabrikate gleichmässig als Holzsorten ansehen, 
so wttrde derselbe es unterlassen haben, Unterscheidungen bei der Auf- 
zählung der unter .HohE" fallenden Gegenstände zu machen. Es geht 
daher nicht an, die Ausnahme, welche bezftglich der Holzsorten ge- 
troffen ist, auch auf die Holzfabrikate anzuwenden. 



Nr. I.V.). Entseh. des Prouss. Ohorvornaltungsirerielits. 
2. Senat. Vom 24. Mai 1901. 

(PMiua.yetw.-SL Jtluv.XXUI. Mr. 19. 8. MI.) 
BetteiierHig der DieMtwohnnngen. W«tar diroh die StSdteordnung vom 19. Novenftor 
1808, noch dirch die Gemeindeordnung vom II. März 1850 ist eine Vereinbarsig Iber 

die Besteuerung (}frentliclier Gebäude zugelassen worden. 

Wäre aber in dem Vertrage jene unbedingte Fi-eilassun«!; iles ab- 
^^etreteneii (4niudstück.s für alle Zukunft wirklich ausp:esnrochen worden, 
so winde diese Verabredung nicht wirksam sein und keinen besonderen 
Rechtstitel gemäss §§21 und 24 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes 
bilden. In keinem der beiden genannten Gemeindeverfassungsgesetze 
und ebensowenig in der Kabiuetsordre vom 8. Juni 1834 ist eine 
Vereinbarang über die Besteuerung öffentlicher Gebftude — zu denen 
damals das Gefitngniss im vollen Umfange und nach jeder Richtung 

16* 
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hin noch gehörte — zugelassen worden. Sie wäre datier nicht statthaft 
gewesen; von den hierfür seitens des VordeTriehters — allerdings nicht 
als entscheidend — angezogenen Belftgen mag besonders auf die Ent- 
scheidungen des Gerichtshofes Bd. XII S. 190iF. und Bd. XXXII S. 54/65 
und S. 64 hingewiesen werden. Ein durch kein früheres Abkommen 
einznschrSnkendes neues Bestenemngsrecht ist nun bezüglich der Dienst- 
wohnungen der Beamten den Gemeinden durch §24 Abs. 2 des.Eommnnal- 
abgabengesetzes verliehen worden. Die Dienstwohnungen sind seitdem 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht mehr, wie frUher, als öffent- 
lichen Zwecken dienende Gebäude oder Gebäiidetheilc hinsiclitlich der 
Besteuerung zu behandeln» sondern wie das Eigenthum jedes Privat- 
mannes zur Steuer heranzuzielien (cfr, Ent.sch. a. a. O. Bd. XXIX 
S. 41ff., Bd. XXX S. 48/52 und Bd. XXXIII S. 15/20). Die seitens 
des Beklagten erfolgte Einforderung eines der Höhe nacli niclit 
angefochtenen Gebäudesteuerzuschlages von der Dienstwohnung des 
Qefangenaufseher.<> findet somit ihre Begründung in dem geltenden 
öffentlichen Kech^ 



^r. 160. Entseh. des Bezirksgericbts Oimfitz. 
Vom 29. Kai 1901. 

(AUg. Tftr.-A]is. XX (1901). Nr. iS. 8. MO.) 
I. Competenz für Klagen gegen das Eisenbahnarar. 
2. Die Eisenbahn ist verpflichtet, nebst den ungebührlich eingehobenen und von ihr 
zurückzuerstattenden Frachtbeträgen auch die gesetzlichen Zinsen vom Tage der Ela- 
hebung des ungebührlich empfangenen Betrages zu erstatten, wenn der Ansprnohs* 

ksrtolitlgte Kaetaane ist 

Z. Der QuItlniMtenpcl, wMei der Empfliger «im alt unieblhrlieh eliiefeakiaaB 
rlekeratattelea Betrages aus Anlass der Quittirung aufzuwendei genilhlgt Itt, iat 

demselben von der Eisenbahn zu ersetzen. 

Es besteht keine gesetzliche Bestimmung, laut deren dem Aerar 
grrrrni\ber nur der allgemeine Gerichtsstand des § 74 J.N., die 
besonderen (ausschliesslichen oder Wahl-j Gerichtsstände unznlä.<5sig 
wären. Da nun der I^etriel) einer für den Oiitertransport eröffneten 
Eisenbahn zu den im § 87 .T. N. anp-efUhrten Unternehmungen gehört, 
die Staatsliahndirertioiieu, wie al1;^^eniein anerkannt, besondere Nieder- 
lassuii<,^en der staatlichen Eisenbaliiiverwaituiig bilden, die Erledigung 
aller den Pei'sonen- und Giiterveikehr betreffenden Keclamatiouen nach 
i? 17, Z. 24 des Organisationsstatutes vom 19. Jänner 1896, B.G.Bl. 
Nr. 16, zum aussrliliesslichen Wirkungskreis der Staatsbahndirectionen 
gehört, dieser Process sich auf eine bei der Olmülzer Staatsbahn- 
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direction eingebrachte, von derselben erledigte Reclamation bezieht 
nnd daher eine sich auf diese Direction beziehende streitige Beehts- 
Sache rorliegt, hat das Oericht seine Znst&ndigkeit fttr begründet, die 
ünzuständlglteitseinwendang der Beklagten als unbegründet aneikannt. 

In der Sache selbst erseheint der eingeklagte Ansprach gerecht- 
fertigt. Benn nach Art 4, 273, Z. 3 H.G. erseheint die staatliche 
Eisenbahnverwaltang als Kaufmann und ist nach § 8 E.G. z. H.G.B. 
tt&r in gewissen, ausdrücklich bestimmten Punkten von den Besttmmangen 
des Handelsgesetzbuches ausgenommen. Das der Klage zu Grande liegende 
Frachtgeschäft ist sowohl auf Seite des Klägers, eines protokollirten 
Kaufmannes, wie auf Seite der Beklagten ein Handelsgeschäft (Art. 272 
und 273 H.G.) und Kläger daher nach Art. 289 H.G. berechtigt, auch 
ohne Verabredung oder Malinung von seiner Fordenmg aus diesem 
Geschäfte seit dem Tage, an welchem sie füllig war, sechs Percent 
Zinsen (Art. 287 leg. cit.) zu fordern. Das^ die klägerisclie Forderung 
schon am Tage der Auslösung der Sendung, am Tage, wo die Mehr- 
zahlung erfolgte und erfolgen inüsste ( vergl. §§ BC) und 67 Betr. -Reg!,), 
um die Aushändigung des Frachtgutes zu erwirktii, fällig geworden 
ist, bestreitet die Beklagte niit Unrecht. Es mag zugegeben werden, 
dass die Schwierigkeit des Falles, die zeitraubende Auseinandersetzung 
mit anderen Bahnverwaltungen bei einem bureaukrati.sch orgauisirten 
Körper den mit der Erledigung der Beclamation beti-auten Beamten 
seiner Torgesetsten Behörde gegenüber genügend entschuldigen kann 
fdr die mehr oder weniger verspätete Erledigung der Beclamation; 
allein dies kommt hier Überhaupt nicht in Betracht. Die Bestimmungen 
aber die Berechnung der Fracht sind in den gl 80 und 61, Abs. 4 
Betr.-Begl. enthalten, eine von der beklagten Bahnverwaltnng nach 
Art. 400 and 401 H.G. zu verantwortende Mehrberechnung uad Ein- 
hebung einer h&heren Fracht erscheint daher als vertragswidrig, der 
Anspruch anf HDckstellnng der unberechtigt eingehobenen Fracht als 
entstanden und fällig mit dem Momente, wo die vertragswidrige Ein- 
hebung erfolgt ist, gleichgiltig, ob die Verletzung des Frachtvertrages 
von einem einfachen Fracht fiihrer oder einer Eisenbahl^^esdlschaft 
erfolgte. Der Klageansprnch ist daher gerechtfertigt, soweit er sich 
auf den bezüglich der Hübe und Berechnung nicht bestrittenen Zinsen- 
anspruch bezieht. 

Das Gleiche gilt von dem eingeklagten Mehrbetrag des Quittungü- 
stempels. 
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Xr. 161. Entseh. des Oesterr. Obersten (Ferielitj»liofes. 

Vom 30. Mai 1901. 
(0«Bterr.£tMKlMT«rorda.'SI.XI? (i«n). Kr. im. ami.) 

Die Vfriikae d«r VariMiag «m PritritifMlIlittlMM «iaar EiMtfethatNaHNlMfl 
ledlflkib aus den Nummern der noch ungetilgten Prioritäteobligationen, eomit mit 
Ausschluss der Nummern jener Prioritätsobligationen, die infolge einer freiwillig er« 
feigten Convertirung derselben oder anderweitig bereits getilgt werden sind , bildet 
MtaiM Vertragtbrnoh aif SeÜM der iMlreffiBiira Elteibaliif MallMlHift. 

Die BttckzahluDg der Spercentigen Prioritätsobligationen der Emis- 
sionen vom Jahre 1868, 1871 nnd 1872 hat in Gem&ssheit der Anleihe- 
pläne binnen 50 Jahren im Wege der Verlosnng zn erfolgen; schon 
die Ansdmcksweise , binnen" 50 Jahren spricht daf&r, dass diese 
BQckzahlnng zn Qnnsten der schnldnerischen Bahn anssnlegen ist, nnd 
dass sohin den Priorit&ren nnr das Becht ansteht, dass die Bflckzahlnng 
innerhalb der Frist von 60 Jahren erfolge. 

Aber anch wenn dieser Anschaimog nicht beigepflichtet würde, 
könnte von der schuldnerisclien Balm nicht gefordert werden, dass sie, 
nm die 50jährige Rackzahlangsfrist einhalten zn können, die Nommem 
der durch die im Jahre 189(> erfolgten freiwilligen Convertirung oder 
aber anderweitig bereits getilgten opercentigen Prioritäten in der Ver- 
losungsurne belassen und die Zielmng aus der Gesaninitzalil dieser be- 
reits getilgten, sowie der bisher nicht verlosten Bperci'utigen i'rioritäten 
zu vollzielien liabe, und dass sie die Nummern der bereits vor der Ver- 
losung getilgten l'rioritäten, wenn sie gezogen sind, als Nieten zu be- 
handeln habe, weil dieser Vorgang einer Verletzung des Tilgungs- 
planes gleichkäme, da nach dem Tilgnngsplane alljührlich eine im 
Voraus bestimmte Anzahl von Prioritäten behufs Tilgung derselbeu 
der Verlosung zu unterziehen ist. 

Die Gesammtheit der Besitzer der Öpercentigen PrioritfttsobUgationen 
der ansschl. priv. Bnscht^hrader Eisenbahn hat demnach keinen Grund, 
sich zn beschweren, wenn die öpercentigen Prioritäten vor Ablauf von 
60 Jahren getilgt werden, nnd dies nmsoweniger, weil die nicht im 
Wege der Vei'losung erfolgte Bflckzahlnng nicht die Folge eines Ver- 
tragsbmches der schnldnerischen Bahn' ist, sondern die Folge der im 
Jahre 1896 mit staatlicher Genehmigang seitens der schnldnerischen 
Bahn durchgeführten freiwilligen Convertirung ihrer 5percentigen Prio- 
ritäten, welche die schuldnerische Bahu in Ausübung des ihr hiezu 
Unbestrittenermassen zustehenden Rechtes durelifUhrte, daher für die 
Folgen nach keiner Bicbtnng bin verantwortlich gemacht werden kann. 
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Mr. Wi. Eiitscli. des ObcrlaiHlessfriflits Dresden. 
Vom 31. Mai 1901. 

fSiichs, Arch. I' Bürgprl Rccltt u Pro/.. Dd. XI. Urft 9/io S 62«.> 

§§ 8, 3 a Reichshaftpiliohtgesetz. Heiiungskosten siml nur die Ausgaben für Mittel, 
die tbjektlv m Heltoiig oder Uederieg dee Leidens geeignet elnd. 

Die Entsc'heidunj;: über den streitigen Anspruch hiinjrt von der Fra^e 
ab, ob die von dem Kläger gemachten Aufwendungen für die Behandhing 
durch thierischen Magnetismus als erstattbare Heiiungskosten anzusehen 
sind. Das ist sn venieinen, mag man nun die Bestimmung in § 1483 
des Sftchsischen Bürgerlichen Gesetzbuchs oder diejenige in § 3^ des 
Beichshaftpfliclitgesetzes für anwendbar erachten. 

Unter Heiiungskosten im Sinne der angezogenen Vorschriften nämlich 
hat man nur den Aufwand fttr solche Mittel zu verstehen, die objetiv 
geeignet sind, den Erankheitszustand zu beseitigen, oder doch zu lindem. 
Hierbei kann man f&r den Torliegenden Fall die Frage dahingestellt 
lassen, ob in diesem Sinne auch die Kosten fi\r die Behandlung durch 
eine nicht zu den approbirten Aerzten zählende Persönlichkeit sieh als 
erstattbare Heilungskosten darstellen können. Denn jedenfalls haben 
sie diese Eigenschaft nur dann, wenn die Behandlungsweise an sich 
zur Erzielung einer Heilwirkung geeignet i.st, und das letztere trifft 
bei der Anwendimg des thierischeu Magnetismus nicht zu. 



Nn Wi, £ntst'li. des Oherlandesirerichts Stettill. 

Vom 31. Mai 1901. 

rRechtspr. <lt<r uli l. ni'l ■(;rr lid :) .S 2:» 

B.G.B. I 833. H.G.B. § 458. Haftung der Rollfuhrunternehmers für Beschädigung 
ihm vertraglich von der Eisenbahn übergebener Güter. 

Dit' Hat'tuiis,^ eines Kollfulininternehnicis . der nach einem mit der 
Eisenbalinverwaltiing geschlossciiLMi VerliaLU' die Fraelit- und Eil-Uiiter 
an ilie Adressaten abzuliefern iiat. aus B.G.B. § 833 in dem Fall, da.ss 
er ein fiut von der Eisenbahn au den Adressaten l)efürdert, unterwegs 
die Pferde durciigehen, das Gut hierdnrcli von dem Wagen geschleudert 
und beschädigt wird, wird durch H.G.B. § 458 nicht ausgeschlossen; 
diese Bestimmung regelt nur die Haftung der Eisenbahn für ihre Leute 
und andere, deren sie sieh bei der Ausfübrnng der Beförderung bedient, 
lässt aber die Haftung solcher Personen für ansserrertragliche Schadens- 
znfBgungen imbertthrt. 
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Nr* 164. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltiuigsgerielits. 
4. Senat. Vom 3. .Toni 1901. 

(PniiM.VeTW.-BI.XZa. Nr.M. &fiW.) 
Mtragspfliolit dM EtoMiMiiiitkM n 4m BMfcttlm eiiwr Ii 4ta MIhkrf eliM 
Babnbefet daiilMlMdeii OfmtllofeM StratM, vm iw au elM «nf &m BafeelMf «r- 
riebMe Trlnlcbwle nitteftt dlMer Aiffahrt 4m Zugang bat 

Die Revision des Klägers ist uiclit begründet. 

Dass die J.-Strasse bei Erlass des ersten Ortsstatuts vom 6. März 
1876 noch nicht als eine städtische Strasse vorhanden var, und dass 
die Trinkbade aaf dem Bahnhofe als ein Gebftude im Sinne von § 15 
des Gesetzes vom 2. Juli 1876 anznsehen Ist, wird vom Kläger nieht 
bestritten. Seine Angriffe richten sich aber gegen die Feststellungen 
des Vordenichters, dass die Trinkbade an der J.-Strasse errichtet sei» 
and dass das durch die Errichtung der Trinkbade als bebaut zu er- 
achtende Ornndst&ck aof der ganzen Linie von A (resp. A^) Aber B 
und C bis D an die J.-Strasse angrenze. Diese Feststellangen des 
Vorderriehters sind thatsächliclier Natur und lassen weder einen Rechts- 
irrthnm, noch einen wesentliclien Mangel des Verfahrens eikennen, 
kttnnen also mit der Hevision niolit angegriffen werden. Was der Kläger 
dagegen vorbringt, erscheint auch nicht zutreffend. 

Ist danach die Feststellung, dass das ganze ßaliiiliüfsgriindstück 
eine wirthschaftliche und räumliche Einlieit bildet, nicht zu beanstanden, 
so hat der Vorderrichter aucli mit Recht angenommen . dass für die 
Berechnung des Beitrages die ganze T.änge der (iicnze zwischen der 
J.-Strasse und dem einlieitlichen Bahnliofsgrundstin k iiuis.sgebend ist, 
also die Linie ABCI). Denn es ist niclit bestritten, dass die Strasse 
bis an die Linie AB reicht; und es kann andererseits auch nicht zweifel- 
haft sein, dass der Theil CD der Grenze mitzuberücksichtigeu ist. Die 
Fläche CDG ist ein wesentliciier Theil des Bahnhofsgrundstficks, sie 
dient als Auffahrt zu dem Empfangsgebäude nnd kann dem noch durch 
einen Zann besonders abgetrennten GartengrandstUck in keiner Weise 
zugerechnet werden. Von einem ^ Vorgarten" ist hier nicht die Rede, 
da für die J.-Strasse, wie unstreitig, nur Strasseniluchtlinien, nicht auch 
besondere Baufluchtlinien (§ 1 Abs. 4 des Gesetzes vom 2. Juli 1875) 
festgesetzt sind. Kläger kann sich deshalb auf die Entscheidung vom 
21. Februar 1898 (Entsch. d. OVG. Bd. XXXIII S. 108) nicht berufen. 
Gerade im Sinne jener Entscheidung ist als „BaagrundstUck" das ganze 
einheitliche Bahnhofsgrundstl\ck zu verstehen, da hier keine besonderen, 
über das Bangrnndstück seitlich Ii in auszureifenden „Vorgartenflächen" 
gegeben sind, und das Bahuhofsgraudstück keineswegs als ein rechtlich 
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unbebanbares zn erachten ist, auch oieht, soweit es jetzt als Auffahrt 
zum Empfangsgeb&nde dient. 

Die AngriiFe des Klägers erweisen sich sonach als anbegrttndet. 



Nr. 165. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 5. Jnni 1901. 

<0«M«rr. BtaMib.-T«roidii^Bl. X?. Nr. 10. 8. 4M.) 
Eine beim VerteMefeen von Lastwaggons auf der Drehscheibe eintretende KSrperver- 
Ittzug steht Ir unmittelbarem Zusammenhange mit dem Betriebe UNd Itt alt eine 

Ereignung Im Verkehre der Eisenbahn anzusehen. 
Weil ebie VerletiaRf (Lelelialinek) dwrol Uehe r a setrengung bei der anfliHrtrsisne« 
AHbeit herbeitemirt wird, kaaa RieM elieRee VereolNildefl dee VerieliteR SRf eatRMHeR 

werden. 

Der Umstand, dass der verletzte Bedienstete später in Folge strafgerichtiicher Ver* 
urtheilung aus den Dienste entlassen wird, berührt nicht die Schadensansprüche 

Die Beklagte fleht das ürth^ des Bernfnogsgerichtes aas den 
Bevisionsgrttnden des ^ 503, Z. 1 und 4 G.-P.-O. an. Sie bestreitet 
znnftchst, dass die dnrch den Leistenbruch eingetretene verminderte 
ArbdtsfÜiigkeit des Klftgers als eine Ereignnng im Verkehre der be- 
klagten Eisenbahn-Unternehmnng im Sinne des Oesetzes vom 5. März 
1869, B.-G.-B1. Nr. 27, zn qualifiziren sei und kommt zn dem Schlosse, 
dass eine Nichtigkeit des Verfahrens nach § 477, Z. 3, G.-P.-O. vor- 
liege, weil die gesetzlichen Voraussetzungen der handelsgeriehtlichen 
Competenz felileii, und weil die Prorogiriiiig einer gemeinschaftlichen 
Sache vor ein Handelsgericht nach § 4 J.-X. unstatthaft sei. 

Dieser Auffassung kann jedoch nicht beigepflichtet werden, da das 
Eisenbahn -Haftpflichtgesetz in Bezug auf die Ereignnng nicht näher 
unterscheidet, somit auch die beim Verschieben von Lastwägen von der 
Drehscheibe auf die Schienen eingetretene Verletzung des Klägers in 
unmittelbarem Zusammenliauge mit dem Betriebe der Unterneliiniing 
steht, dalier von den unteren Instanzen mit Recht als eine Ereignnng 
im Vcrkehi'e angesehen wurde. Deninacli liegt auch der Kevisionsgrund 
des § 503. Z. 1. C.-P.-O. nicht vor. Die Beklagte macht als zweiten 
Revisionsgrund die unriclitige rechtliche Beurtheilung des Streitfalles 
geltend, weil die Verletzung dem eigenen Verschulden des Klägers zu- 
zuschreiben ist, der seine Kürperkraft fiberschätzte, und weil Kläger, 
ungeachtet er laut Aussage des Sachverst&ndigeu Dr. P. zur Verrichtung 
besonders schwerer Arbeiten nicht geeignet und eine Einbusse an seiner 
Erwerbsfähigkeit bis zu 10 Percent eingetreten ist, einen Schaden nicht 
erlitten hat. 

Auch dieser Bevisionsgrund ist nicht stichhältig. Denn in der 
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Befolgnng des dem Kläger tod seiDem Vorgesetzten ertheilten Auf- 
trages kann ein eigenes Terschnlden des Beauftragten nieht erblickt 
werden und wäre es Saclie der Beklagten gewesen, die zur Verrichtung 

der Arbeit erforderliclie Anzahl von Arbeitern beizustellen. Ebenso 
inilu gründet ist die Einwendung, dass der Kläger durch den Leisten- 
l i in Ii keinen Schaden erlitten habe, wenn berücksichtigt wird, dass er 
ohne diesen zur TTebernahme auch der schwersten Arbeiten fähig ge- 
wesen wäre, während dermalen der Kreis der iMitgliclikeiten, dnroh 
Handarbeit einen Erwerb zu tinden. nieht unwesentlich eingeschränkt 
und damit sein Fortkommen behindert ist. 

Was die Beklagte dem Kläger bis zu dessen Dienstaustritt gezahlt 
hat, fällt aber bei Beui theilung der Frage, inwieweit die Erwerbstähig- 
keit des Letzteren iilterhanpl gemindert wurde, nieht in Betracht, 
Wenn das Berufungsgericht den Schaden des Kläger. rücki>ichtlich die 
künftig entgehende VerdiensUiUote mit dem Betrage von K 9. — per 
Monat bemessen hat, so entspricht diese Festsetzung der Bestimmung 
des § 273 C.-P.-O., und wurden keinerlei Unist&nde geltend gemacht, 
welehe geeignet wären, diesen Ersatzbetrag als ftbermftssig erscheinen 
zu lassen. 



Nr. !€<>. Entseli. des Oberlandesgertchts Wien. 
Vom 9. Juni 1901. 

(OMterr. Etsrab.-VerordiL-BL XIV. Mr. It7. & 8073.) 
I. Oat Abspringen von einem bereits in Bewegung befindlichen Eisenbahnzuge be- 
gründet ein Selbstverscliulden des Beschädigten an dem ihm hiebe! zustossenden Unfälle. 
Ii. Das mangelhafte Functioniren einer Waggonthüre kann der Eisenbahnunternehmung 
■lekt alt VerMhsItfM an im etneai Relaenien xottMaeadea Oafall« ngerechatt wenlaa, 
der, durah das erschwerte OefTnen der Waggonthüre aa den rechtzeitigen Auaateiiea 
verhindert, von dem bereits in Bewegaag befladlfohea Zuge abapriagt 

Die Klägerin hat vor Allem selbst zugegeben, dass sie von dem 
bereits im Laufe befindlichen Waggon ahgfesiMunsren sei und sich hie- 
durch die schwere Verletzung zugefügt habe. Es wurde also der Un- 
fall •liireli die Kläp:erii! scllist herbeigeführt, welche eine Handlnnfr 
unternomnieu hat. deren enüneiite Gefährlichkeit Jedermann zu erkennen 
in der Lage ist, und welche sich als »'in Verschulden im Sinne des § 2 
des f■!c.^etzes vom 5. März 18ii'.>, K.-<t.-B1. Nr. 27. darstellt. 

DiV Klä<reiin behauptet, ein Vers<-hiilden der Eisenbahnunter- 
nehmunfr an dem Uni'aUe sei daiin irele^n-n. dass die Waggonthüre» 
schlecht lunctiunirten. wodun li der Klägerin das Verlassen des Waggons 
erschwert, beziehungsweise verzögert und eine giosse Aufregung bei 
ihr hervorgerufen wurde, ferner erblickt die Klägerin ein Verschulden 
der Ejsenbahnnntemehmnng in dem Umstände, dass kein Bahnbe- 
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diensteter zur Stelle war» welcher das dem Verlassen des Waggons 
entgegenstehende Hindemiss beseitigt oder darauf gesehen h&tte, ob 
bereits alle aussteigenden Personen die Waggons verlassen haben. 

In dieser Beziehung ist darauf zu Verweisen, dass aus der Angabe 
der KlSgerin, sie habe die Waggonthttre nicht fifihen können, noch nicht 
der Schluss auf ein mangelhaftes Fnnktioniren der ThQre gezogen 
werden kann, dass vielmelir ans den Aussagen der Zeugen K. und M. 
das Qegentheil hervorgeht, indem Zeuge K. angab, dass er die Waggon- 
thikren beiderseitig probirt und in Ordnung befanden habe, dass keine 
Besehwerde Aber n)angclliafte.s Fuiictiuniren der Waggonthfiren vorge- 
kommen sei und der gänzlich unbefangene Zeuge tf. gleichfalls be* 
stätigte, dass die Tliüre leicht aufging. 

Aber selbst wenn angenommen würde, dass die Waggon thiireu 
mangelhaft functionirt hätten, so könnte hieraus doch ein Verschulden 
der Eisenbahnunternehmung an dem in Kede stehenden Unfälle nicht 
construirt werden, weil die körperliche Verletzung der Klägerin aus- 
schliesslich durch das Abspringen von dem lahrenden Zuge herbei- 
gefhhrt wurde und zwischen dem angeblichen Mangel an der Waggou- 
tbüre und der eiugelreteueu Verletzung ein Causalnexus überhaupt nicht 
besteht. 

Die Behauptung der Klägerin, dass kein Balmbediensteter znr Zeit 
des Unfalles zur Stelle war, wird durch die Aussagen des Zeugen K., 
wonach dieser und derZugsffihrer abgestiegen waren, die ganze L&nge 
des Zuges überblickten und erst das Abfahrtssignal gaben, als sie Nie- 
manden mehr aussteigen sahen, widerlegt. 

Nr. 167. £ntsc]i. dos Preu.ss. Oborvcrwiiltungsgerlehts. 

3. Senat. Vom 10. Juni 1901. 

I Prelis". Verw.-Bl. Jalirj; Will Nr i" S 26< 

Die Versioheryng8aR8talt, welche von den Rechte des § 18 des invalidenversioherunBs- 
geseliM Mramb HatU mnI fir «hmi M elMr KrtakMkMte VantaNrim Nall- 
verfahrta eiatrelta lisit, luna «la Eraatz ihra Kaataa von dar Kaaaa aar das Kraakaa- 
fali varlaaiaa, waloNa dar Versicherte für die Zeit von Begiaa daa Naihrarfabraaa 

ab von der Kasse zu fordern hatte. 

Wenn der § IH Abs. 3 Satz 2 des Invalidenversioherungsgesetzes 
der Versicherungsanstalt als F^rsatz dafür, dass vom Beginne des Heil- 
verfalirens an bis zu dc^^sfii Hcmdi^^'uni!: die Vci|)tlichtungen der Kranken- 
ka.sse gegen den \'ersicherleu auf >it' iiltci <2,c^anL'en waren, da.s Kranken- 
geld, welches der Ver.siclierte V(»ii dei- Kiankenkas.se für sich bean- 
spruchen konnte, zuspricht, so kann ts keinem Zweifel unterliegen, 
dass es sich hierbei nur um das KrankenireM für die Zeit während 
des Heilverfahrens handelt, nicht auch um ein sulchesj welches erst für 
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eine sp&tere Zeit beansprucht werden könnte oder ftlr eine frflhere 
Zeit rfickstftndig ist. Im vorliegenden Falle hat also die El&gerin ein 
Becht nur anf das Krankengeld des R. seit dem 10. Februar 1900, und 
ihr Becht endigt mit dem Zeitpunkte, wo B. wegen des Ablanfs der 
13 wöchigen ünterstftteangszeit kein Krankengeld von der Beklagten 
mehr fordern konnte, d. h. mit dem 2. Mftrz 1900. Die Ansiebt der 
Klägerin, sie dürfe das far die Zeit vom 17. Dezember 1899 bis zum 
10. Februar 1900 rückständige Krankengeld als Ersatz für ihre Lei- 
stungen seit dem 10. Februar 1900 in Anspruch nehmen, fiiulet im Ge- 
setze keine Stütze. Dieses Krankengeld ist, wenn es iiberhaupt zu 
gewähren ist, noch dem R. selbst zu zahlen. Dass das Heilverfaliren 
über den 2. März 1900 hinaus und für eiue Zeit fortgedauert liat, wo 
R. keinen Ansprucli auf Krankengeld mehr hatte, mithin die Klägerin 
keinen Ersatzanspruch mehr hat, kann nichts ändern. Es mag im 
Falle des § 49 Abs. 2 de.s Invalidenversicherungsgesetzes möglich sein, 
auch rückständige Rentenheträge als Ersatz zu überweisen Heim § 18 
ist aber die Rechtslage eine andere. Hier findet keine Ueherweisung 
von Krankengeld statt, sondein es ist Ersatz zu leisten in Höhe des- 
jenigen Krankengeldes, welches der Versicherte von der Kraukenkasse 
für die Zeit vom Beginne bis zur Beendigung des Heilverfahrens flir 
sich beanspruchen konnte (vergl. Hoff mann in der Arbeiterversorgung 
Jahrg. XVn S. 6). 

JS'r. 168. Entseli. des liaudelsi>erichts Wien. 
Vom 10. Juni 1901. 

(AUgen. Tarlf-Anz. XX (iMl). Nr. 47. S. Ml.; 

Die BalM iMflst ■labt In Amehmg der Itfltsr, dsrei Auf- wnI AMMton saeli BmUh- 
. MMfts dH Tarlfts von dm Alseider, MelniHitwelse vae dm En^nafar le ke- 

sorgen ist, für den Schaden, welcher aus der mit dem Auf- und Abladen oder ntit 
Mangelhafter Verladimg verbnadeiei Gefahr nach den Umständen de« Fallet entsteben 

konnte. 

WIN aaf Antrag das Abaandara, batlabmiawalaa Empfiniara das dasaalban aMIaganda 

Auf-, baiiehungsweiee Abladen von Gütern bahnseits nbernonman, aa alnd die znr Ver> 
fOgmg gaatalltan Arbeiter nicht als Beauftragte der Elaanbaba, teadam ala Baaaf» 

tragte der Partei anzusehen. 

Nach dem Anhange zum Localgütertarife, Theil II, der k. k. priv. 
Sttdbalm hat hei der Verfrachtung vön Most (Pos. 145 n) das Auf- und 
Abladen die Partei zu besorgen, Art. 424, Z.B. H.-G.-H. und § 77 
(1), Z. 8. (le.^ Eisenbahn-Betrieb.-^reglements verfügen, das> die Verein- 
barung zulä.^sig ist, wonach die Ki.senbahn nicht ftir die mit der mangel- 
haften Verladung verbundene Gefahr zu haften habe, wenn der Auf- 
geber das Aufladen zu besorgen hat und Art. VI, lit. f, der Allge- 
meinen Zusatzbestimmungeu erklärt, dass in jenen Fällen, in welchen 
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Uber Aiitiag des AliscndtTs das AiU'ladon iUt (Jiitei diiivli dit; Halm 
übernoiuinen und be.süigt wird, die zur Verfuguug gestellten Arbeiter 
nicht als Beauftragte der Bahn, sondern als solche des Aafgebers an- 
zusehen sind. 

Diese Bestimmung steht keineswegs mit dem Eisenbahn-Betriebs- 
reglement mid dem Handelsgesetzbucbe im Widersprache, weil die Tarif- 
bestimmaDgen nar die Fftlle bezeichnen, in Vielehen die Eisenbahn ver- 
langen darf, dass der Absender das Aufladen besorge , und sonach die 
Bestimmungen des Eisenbahn-Betriebsregiements nur ergänzen, so dass 
in solchen Fällen die Haftpflicht des § 9 des Eisenbahn-Betriebs- 
reglenents anageschlossen ist. Eiezn kommt, , dass die Verladung nicht 
zum Essentiellen des Frachtvertrages gehört, sondern ein, wie dar- 
gethan, zulässiger Nebenvertrag ist. 

Die Anschauung, dass die allgemeine Tarifbestimmung, Theil I, Ab- 
theilung B VI, lit. f, dem Art. 423 H.-G.-B. und §§ 9 und 77, Z. 3 des 
Eisenbahn-Betriebsreglements nicht widerstieitet, vielmehr sich nach 
Art. 424, Z. 3 H.-G.-B. und § 77, Z. 3 des Eisenbahn-Betriebsreglements 
als zulässig und rechtsverbindlich darstellt, ist umsomehr begründet, 
als Kläger selb.st in dem Frachtbriefe alle Haftung ans der durch die 
beantragte Verladung seitens der Bahiibediensteten entstandenen Ge- 
fahr noch besonders ribernoinmeii hat. 

Wenn nun auch der Schaden aus der mangelhaften Verladung durch 
die Arbeiter der Bahn eingetreten ist, so begründet dies kein nach 
Art. 424, Abs. 3 und der damit im Einklage stehenden Bestimmung des 
§ 77, Abs. 3 des Eiscnbahu-Jietriebsreglements von der Beklagten zu 
verti-etendes Verecliulden, zumal Kläger seiuer eigenen Angabe nach 
die Verladung durch seine Angestellten überwachen Hess. 

Die vom Kläger versuchte Einschränkung der im Frachtbriefe auf- 
scheinenden Olausel dahin, dass sein Antrag nur das bahnseitige Ablegen 
und Verladen, sowie die Beistellung von Befestigungsmitteln auf seine 
Kosten und Gefahr und nicht auch die Art der Verladung betraf, ist 
ohne Wirkung, weil, abgesehen davon, dass der Antrag eine solche 
Einschränkung nicht enthält, das Verladen alle bis zur Fertigstellung 
des Gutes zum Transporte nothwendigen Verrichtungen in sich begreift 

Die Behauptung des Klägers, dass § 68 des Eisenbahn-Betriebs- 
reglements, betreffend die Verpackung, wegen der gleichen ratio auch 
auf die Verladnn^^ der Güter anzuwenden und die Beklagte, weil sie 
ihre Rechte durch eine auf die mangelhafte Verladung bezügliche Er- 
klärung des Klägers gemäss § 58 des Eisenbahn -Betriebsreglements 
nicht gewahrt habe, des Haftbefreiungsgrundps des § 77 (1). Z. 3 des 
Eisenbahn-Betriebsreglements verlustig geworden sei, ist unrichtig, weil 
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Verpackung und VcrliKliinp; im Kiseiibalin-Betrieb.sreg:lpment verschieden 
behandelt werden und insbesondere nach 77 (1), Z. 2 des Eisenbaho- 
Betriebsreglements aus der mangelhaften Verpackung ein Haftbe» 
freiuiigsgrund nur unter der Voranssetzang des § 58 des Eisenbahn- 
Betriebsreglements abgeleitet werden kann, während diese Einschränkung 
in die Bestimmung der Haftbefreinng nach § 77 (1), Z. 3 des Eisen- 
bahn-Betriebsreglements nicht aufgenommen erscheint. 

Nr. 169. £ntseh. des Öcsterr. Obersten C^riehtsbofes. 

Vom 18. Juni 1901. 

iKpstcrr Kisciih Verord.-Bl. XIV i.iyon. Nr. 117 S ■.'54l.> 

Die AuslsBung von Eisenbahn - CoBcessiMsurfcunden steht nach § 13 des Eisenbahn* 
CtiewtiMaietttiM nm 14. 8«pt«rt«r 1854, R.-I1.-BI. Nr. 238, WMahlleMUeh dM 
AdalilttratlvbahtrtfM n, Mtd Ist in dicaar BezIaliMg der Rtebtswai awgttehleMas. 

Die vorliegende Klage bat, wie sich ans deren Inhalt klar ergibt 
und auch im Becurse der Klägerin betont wird, den Zweck, die zwischen 
der Gemeinde Wien und der k. k. Staatsverwaltung entstandene Streit- 
frage zu lösen, ob hinsichtlich des Verhältnisses der städtischen elek- 
trischen Strassenbahnen in Wien zu den staatlichen Telegraphen- nnd 
Telephonleitungen die Bestimmungen des Art. 10, Abs. 2, des zwischen 
dem k. k. Uandelsministcrinm namens der Staatsverwaltung einerseits 
nnd der Gemeinde Wien anderer.seits geschlossenen Uebereinkommens 
vom 2»). März 1898, oder leditrlicl«. der § 12 der Concessionsurkuude 
(Kundmachung- des k. k. Eisenbahnministeriums vom 24. März 1899, 
R.-G.-Bl. Nr. 58) anwendbar sei, zumal inhaltlich der Klage die Ge- 
meinde Wien das erstere behauptet, wiihrend der letztere Standpunkt 
in dem an den Magistrat Wien gerichteten f'rhis.s»^ des k, k. Handels- 
ministeriums vom 7. Dezember UKX), Z. 60.522, Ausdruck findet, und 
gerade dieser Erlass den Anlass zur Einbringung der Klage gegeben hat. 

Behufs Entscheidung dieser Streitfrage musste zunächst in eine 
Auslegung des § 12 der Goncessionsurkunde in der Bichtnng eingegangen 
werden, ob (wie in dem erwähnten Erlasse behauptet wird) durch den 
citirten § 12 in der That das Verhältniss der Staatstelegraphen- Ver^ 
waltung zu den elektrischen Strassenbahnen in Wien seine specieUe 
und vollständige Begelung gefunden habe, ob daher durch die Be- 
stimmungen des § 12 jene des § 10 des Uebereinkommens vom 26. März 
1898, sofeme letztere Oberhaupt auf die elektrischen Strassenbahnen 
Anwendung zu finden hätte, derogirt worden sind. 

Verneinenden Falles mtlsste des Weiteren im Wege einer Inter* 
pretation des erwähnten Uebereinkommens festgestellt werden, ob 
unter den im § 10, Abth. 2, derselben erwähnten neuen Anlagen der 
Gemeinde Wien auch die elektrischen Strassenbahnen zu verstehen seien. 
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Diese boidon Finpfen sind jedoch, und zwar die erstere Terniöge 
iliier üfentlich-iechtUcUen Natai' der Judicatur der ordeutlichen Ge* 
richte entzogen. 

Denn die Ausk\min<,^ der citirten Concessioiisiirkninlf. Iiezii-luuius- 
weise des § 12 derselben stellt }j:eniäss § 13 des leisen baiin-L'oncessions- 
gesetzes vom 14. Septemlter 1^54. R.-G.-Bl. Nr. 238, sonder Zweifel 
ausschliesslich den Adniiiiislrativbehinden zu. 

Was ferner die Auslegung des Art. 10 des Uebereinkonimens vum 
26. März 1898 aubetrittt, nämlich, ob dafi darin geregelte Verhältniss 
zwiselien den staatiiehen Telegraphen- und Telephonleitnngen einerseits 
und den am öffentlichen Gut (Strassen, Gassen, Plätzen etc.) im Ge- 
meindegebiete Wien bestehenden oder nen zu errichtenden Anlagen der 
Gemeinde Wien andererseits ein solches öffentlich-rechtlicher oder 
pri?atrechtlicher Natur sei, so ist die Frage, ob diese Auslegung den 
ordentlichen Gerichten zustehe, Oberhaupt nicht weiter zu erörtern. 

Da nämlich § 26 des citirten üebereinkommens besagt, dass znr 
Entscheidung von Streitfragen, welche sich aus diesem üebereinkommen 
in Hinkunft ergeben sollten, ein Schiedsgericht zu bestellen sei, so steht 
unter allen Umständen in diesem Punkte den ordentlichen Gerichten 
eine Entscheidung nicht zu. 



Jir. no. Kutsch, dos Doutsdioii R<'ii'hsi;crl(*hts. 

7. Ci vil-Senat. Vom 18. Juni 1901. 

Jiir. \\ oihfüschr. XXX. Nr 72/75 S «23 Ziff -.'o 

Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874, § 34. Die Hinterlegung eines Theiis der Entsoliä« 
dlgungssoMM wirkt Ms zsr Zwtnllng dM DrliflliehkntttbeichlmtM nMit als Zakl«n|. 

Der Rechtsstreit dreht sich ansschiesslich um die Frage, ob von 
der durch den Beschluss des Bezirksausschusses festgestellten, am 15. 
Oktober 1895 hinterlegten, jedoch nur einen Tbeil der endgQltig fest- 
gesetzten Entschädigung bildenden Summe von 102923,25 Mark der 
Bekl. auch noch weiterhin, bis zur Zahlung oder Hinterlegung des Bestes 
der Entschädigung, die vertragsmässigen Zinsen zu zahlen Teipflichtet 
sei oder nicht, mit andera Worten: ob die noch vor Erledigung des 
Rechtsweges geschehene Hinterlegung der vorläufig festgestellten Ent- 
scliädigungssnmme als Zahlung wirkt. Die letztere Frage ist im vor- 
liegenden P'alle flir die Zeit vom 24. September 189Ö an — welchem 
Tage der Dringlichkeitsbeschluss des Bezirksausselinsses vom 22 Sep- 
tember 1896 der Kl. zugestellt ist — zu bejahen, fUr die hervorgehende 
Zeit zu verneinen. 
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Ni*. Kiitsi'li. des OlMM'laiidcsiriM'iclits Hamm. 

4. Civil-Senal. Vuui 18. Juui 1901. 
(Arek. f. gowerbl. Rechtopfl. III (iMt). Heft 2. Nr. S. & M.) 

Hi, 2 RatelnbaftpIlioliliMtli. Nash dreitiiign> ErfcrMkmi n ümieMatziMImi 

erfölgtar Tad tat kaia BatriabaaafaH. 

Die Anwendbarkeit dieser Gesetzesbestimninng setzt voraos, dass 

eine Beschädigung des Körpers vorliegt, die durch ein mit dem Betriebe 
in Verbindung stellendes, den regehnässigen Betrieb in aussergewühn- 
licher Weise unterbrechendes Ereignis verursacht ist Um eine der- 
artige Körperverletzung handelt es sich vorliegend aber nicht, vielmehr 
soll nach der Behauptnns- der Klägerin die Kranklieit und der Tod des 
P2lieniannes aiil" Einwirkungen zurückzuführen sein, die sich auf einen 
längeren Zeitraum vertlieilen und die erst allmählich eine Beschädigung 
der Gesundheit und damit die Ursache der Luiigenentzünduntr herbei- 
geführt hätten. Es kann sich vielmehr nur darum handeln, ob nach 
den allgemeinen Gesetzesbestimmungen die Beklagte haftptlichtig er- 
scheint, d. h. also, ob sie selbst, oder durch ihre Orgaue in schuld- 
liafter und widerrechtlicher Weise deu Tod des Eliemannes der Klägerin 
lierbeige führt hat. 

Das Verschulden, welches der Beklagten znr Last fallen soll, er- 
blickt die Klägerin darin, dass die Beklagte es unterlassen habe, an 
der Arbeitsstelle ihres Ehemannes solche Vorkehrnngen zu treffen nnd 
Einrichtungen zn unterhalten, £e geeignet waren, die schädlichen Folgen 
des Bergwerksbetriebes fOr die Gesundheit der Arbeiter abzuwenden 
oder doch thnnlichst zn mildem. Dass die Beklagte nach dem zwischen 
ihr und dem yerstorbenen Ehemann der Klägerin abgeschlossenen Dienst- 
vertrage verpflichtet war, derartige Einrichtungen zn treffen nnd zn 
nnterhalten, kann unbedenklich angenommen werden. 

Es kann jedoch dahingestellt bleiben, ob die in dem Bergwerke 
der Beklagten vorhandenen Einrichtungen mangelhaft waren und ob die 
hierdurch hervorgerufeneu schlechten Bewetterungsverhältnisse an der 
Arbeitsstelle des Ehemannes der Klägerin auf ein Vers* liiilden der Be- 
klagten ruhen möchten, da nach dem Gutachten der vernommenen Aerzte 
ein Kansalzusammeiiliaiig zwischen dem schuldhaften Unterlassen der 
Beklagleu und dem Tode des Ehemauues der Klägerin ausgeschlossen ist. 

Nr. 172. Entseh. der K9nlgl. UngarlseJieii Kvrlc 

Vom 19. Juni 1901. Z. 1260/1900. 

n, Ht, rr EiM iili.-Vororan.-Bl. 1901. S. 2fl59.> 

iataraat. Ükertlak. Art 7. Auaf.-Be«t § 3 Ab«. 1. — 0«ttarr.*Ua|. Betr.-Regi. § 53 

*) Übereinstimmend mitdem Erk. des Dentscben Reichsgerichts v. 6. Juli 168S, 
Entseh. in Civils. Bd. 10 S. 201, Eisenb. Entseh. m S. 87. Ebenso Eger, Dentschcs 
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(att. Raff. S 48). DI» ZiMhla|t|*iHir (KMYMtiMnlatraf») Itt ■Mit aadl dm eewioM 
tfer ftiiM SMiang, aaailara aaeli dem der verbotawldrif varaandalaa fiaiaaatiBia 

zu berechnen. 

„Die Zuschlags^ebiihr, welche gemäss § 53 (fitiher 48) des öster- 
leicli.-ungijr. Betriebsregleinents im Falle einer falschen Inhalts-Dekla- 
ration nach dem Briittogewiciite der ganzen iSenduug mit 12 Kronen 
per Kilogramm zu berechnen ist, kann nur nach dem (Jewichte der 
falsch deklarirten Gegenstände eingehoben werden, weshalb die mit- 
gepackten, jedoch richtig deklarirten Gegenstände derselben Waaren- 
sendung hierbei nicht mitzurechnen sind. Die Konventionalstrafe ist 
nur nach jenen Waaren za bemessen, welche laut § 53 (48) mit be- 
sonderan Yorsichtsmassrcgeln za befördern gewesen wftren". 



Nr. I7''i. Entsch. des Deutschen Hcichsi;criclits. 

7. Civil-öeuat. Vom 21. Juni 1901. 
(Jur.Woolraudir.XtB. Nr.7ii?6. &Stt. ZUr.ii.) 

Praaaa. Eatel|R.-GM. II. Jval 1874 § 37. Dia Zvatliaaiaag daa Uataraabaiara lat ar 
Aatzaltaag der hinterlegten Entsohidigang an dia Batbelligtaa nicht arrarderlloh aad 
diaawr daliar fir Naohtheile (Zinsverluste) aus einer nicht entapraakaad abgafuatao 

Hinteriegungserklärung verantwortlich. 

Die Stadt Berlin hat am 21. Juni 1805 bei der Hinterlegungsstelle 
in Berlin von dem in dem Entscliädigungsfeststellungsbeschluss des 
Polizeipräsidiums festgesetzten Betrage die Summe von 550099 Mark 
63 Pf. hinterlegt. In der Hinterlegungserklärung heis.st es: Die Hinter- 
legung erfolge auf Grund des § 37 des Gesetzes vom 11. Juni 1874 
zwecks Enteignung des den KI. gehörigen Grundstücks wegen der auf 
diesem haftenden, in der Erklärung n&ber bezeichneten Hypotheken 
nnd weil das AntheflsyerliftltBiaB des Nebeiiberechtigten, wknhftndler 
A., an der Entsch&digungssamme noch nicht feststehe. Als die Personen, 
an welche der Betrag ausgezahlt werden soll, sind bezeichnet: 1. der 
Miether Weinh&ndler A., 2. die Hypothekenglänbiger, 8. die (nfther be- 
zeichneten B.*8chen Erben als) Eigenthfiiner des Grandstttcks. In dem 
Abschnitt des Formolars der Hinterlegangserkl&mng, dessen Ueber- 
schrift lantet: «Etwaige sonstige Bemerkungen Uber' die sp&tere Heraos- 
zahlong** ist dann noch gesagt: „Die Entschädigung kann nur mit Zu- 
stinmnng aller Betheiligten zur Aaszahlung gelangen**. Die Kl. haben 
nun vorgetragen: Die Hinterlegungsstelle habe, als sie Auszahlung des 
hinterlegten Betrages begehi't h&tten, hienxk die Einwilligung der Bekl. 

Fracbtr. 2. AuH. Bd. 3 S. 2^^. Eiäenb.-Verk.- Ordnung 2. Aufl. ä. 270. Rosentbal 
Internat. Eiseiil».- Frachtrecht S. 78. Rnekdeachel, Komment s. Betr.-Regl. S. 87. 
ünriditig Gerstner, Internat Bi8aib.-Fnclitr. 8. 144 nnd Eq;ininng 8. 68. 

Bger, Biwnbalnireolitlleh« flatselieUliuigeii XTUI. 17 
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erfordert, diese aber habe solche zu ertheilen geweigert, weil nach 
ihrer Ansieht ihr« Ziutimmimg zur AuszaUtiug gesetzlich nielit er- 
forderlich und sie daher m deren Ertheilnng nicht verbunden sei; erst 
am 8. Oktober 1895 sei die Auszahlung erfolgt, weil der Finanzminister 
in einem Schreiben der Bekl. eine genügende EinwillignngserklArung 
gesehen habe. Die Kl. beanspruchen nun den Ei'satz eines ihnen nach 
ihrer Behauptung hieraus erwachsenen, im Einzelnen nfther berechneten 
Zinsrerhistes von 4507 Mark 74 Pf. fftr die Zeit vom 8. Juli bis 8. Ok- 
tober 1895 von der Bekl. mit der Begründung, Beki. hätte von vorn- 
herein die Hinterlegungserkläruiio: so abfassen mUssen, dass die Hinter- 
legungsstelle auch uline ihre Zustimmung die hinterlegte Summe an die 
Kl. ausgezahlt hätte, da ihr aus dem Schriftwechsel mit der Hinter- 
legungsstelle in anderen Sachen p:enan bekannt gewesen sei, da.ss bei 
der gewählten Fassung der Hinterlegungscrklärung die Hinterlegungs- 
stelle Zahlung uhnc ihre Znsfinmuing nicht Kiste. DerB.R. hat diesen 
Aiis)irucli der KI. abgewieseu, das E.G. vermag indessen nicht, seiner 
Auffassung beizutreten. 

Nr. 174. Entseli. des Oesterr. Tcnraltnngs-Clerlelitskofes. 

Vom 25. Juni 1901. 

(OeRterr. EUenb.-Verordn -ßl. XIV. Nr. 1»7. S. 8764.) 

1. Eisenbahnbauten sind als ein Ganzes aufzufassen und die Entscheidung über die 
ZiläMigkeit der hiezu gebörigeii Anlagen hat mit Ausschluss jedes lastaazenzuges 
dnrsb dtt Efas s h ih s w lsiitsrliiii s« erfolgen, wiIoIim smh Ibtr üls EiaiprMe dar 
ParttlM mter AnwsaSmg Ut aaterlellrMMIlohM BMttanssfSS dt^ tfattOhli|l|w 

Gesetze, Insbesondere auch der Wasserrecht^^gesetze zu entscheiden hat. 

2. Eine Bauführung verliert die Eigensciiaft als Eisenbahnbau dadurch nicht, dass 
sie in einem Flussbette vorzunehmen ist und mit Herstellungen innerhalb desselben 

iBi ZM«iMlMa|t tteU. 

Die Einwendung, dass bei dem Umstände, als die Erweiterung des 
Babnhofes .in Eisenbrod durch Anschttttuog eines Theiles des unmitt^bar 
an denselben anstossenden Flussbettes der Iser, eines Öffentlichen Ge- 
wässers, und durch entsprechende Befestigung dieses Baues geschehen 
soUf was die Begulirung des gegenüberliegenden rechten Flnssufers zur 
Folge hat, und eventuell die Beeintrftchtigung der Bechte und Interessen 
der Anrainer herbeizuführen geeignet sei, vor Ertheilnng des Bau- 
consenses das wasserreclitliche Verfahren voi' den competenten politischen 
Behörden dnrchzufiihren gewesen sei, und dass insbesondere die Vor- 
schriften der §§ 42 und 83 des büiimischen Wasserrechtsgesetzes vom 
28. Aug-ust 1870, L.-<i.-BI, Nr. 71, ausser .Acht gelassen wurden, kann 
als stirlihältig nicht atiLreselien werden, weil, wie aus den §§ 2, 6 und 
10 des Eiseubahn-i'oncessiüiisge.sL'tzes vom 14. September 1854 und aus 
den §§ 4, 15, 16, 17, Absatz 4 und 19 der Verordnung vom 25. Jänner 
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1879 hervorgeht, für Eisenbahnbanten dio besondero Bestimmmig ge- 
troffen wurde, dass dieselben als dn Ganzes aafgefasst werden, nnd 

(lass die Entscheidung Aber die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit gewisser 
Anlagen uiul ßaufi'ilirungen, mit Ausschluss eines jeden Instanzenznges, 
sofort (luicli das Ministerium zu erfolgen hat, welches eben darum auch 
zugleich mit der definitiven Entscheidung über die Resultate der Be- 
gehungscommission über alle Einsprüche der Parteien unter Anwendung 
der für dtD ( oncreteii Fall ma:3Sgebeudeu gesetzlicheu Bestiminuugeu 
zu entsriH'iilcii l>eiuten erscheint. 

Die.se in üer Natur der Sache gelegenen Speziulbestininiungeii 
hclilieSMen iii den Fällen, in welilien es sich um einen Eisenbalinliau 
handelt, zwar nicht die Anweiuluiig der materiell-rechtlichen, wohl aber 
der forinell-rechtlichen liestinnuuiigen der einschlägigen Gesetze, vur- 
liegeud des Wasserrechtsgesetzes, aus, weshalb im concreten Falle die 
Competenz der politischen Behörden zur Genehmigung der unmittelbar 
zum Zwecke der Bahnhoferweitemng vorzunehmenden Wasserbauten 
(§ 42 des Wasserrechtsgesetzes) nnd das in dem von den Beschwerde- 
führern bezogenen § 83 des Wasserrechtsgesetzes nonnii'te Verfahren 
nicht platzgreifen kann. 

Dass aber thatsächlich ein «Eisenbahnban* vorliegt, unterliegt 
wohl keinem Zweifel, da es sich nm die Herstellung des Platzes zur 
Anbringung eines weiteren Bahnhofgeleises handelt, und verliert diese 
Bauftthrung nicht die Eigenschaft eines , Eisenbahnbaues " dadurch, 
dass sie im Flussbette der Iser vorzunehmen nnd mit einer durch den 
Bau bedingten, mit demselben im nothwendigeu Zusammenhange stehen- 
den theilweisen Verlegung des gegenüberliegenden rechten Flussufers 
verbunden ist. 

Nr. 175* Entscli. des Oesterr. Yerwaltungs-Clericlitsliofes. 

Vom 25. Juni 1901. 

(Ocstcrr. Eiscnb.-Verordn.-Bl. X. Nr. ISS. 8. i9\6.) 
Elsenb.'KoNzess.-Ges. vom 14. September 1854 Verortf. des Hand.-Min. vom 25. Ja- 
nuar 1879. §§ 18. 19 und 25. und Kundm. des Hand.- und Eisenb.-Min. vom 19. Ja- 
nuar 1896. Die Hilfsanstaiten der Eisenbahnen z. B. Gasanstalten gehören zu dem 
EtoeulMlamterMlMiM smI bsdlrfra ImHoMdIi des BMkemeates der EttmMMbebMes. 

1. Der Begriff Eisenbahunntemehmung umfasst Alles, was zum 
Betriebe der Eisenbahn gehört nnd für die Bedürfnisse derselben be- 
stimmt ist, also auch alle Hilfsanstalten für den Betrieb der Unter- 
nehmung. 

2. Anstalten, in denen eine Eisenbahnunternehmung das für eigene 
Zwecke erforderliche Leucbtmaterlal erzeugt, sind Hilfsanstalten der 
Eisenbahn und sind daher anf dieselben nicht die Bestimmungen der 

17* 
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Qewerbeordnang, sondem die besonderen Bestimmangen der Bisenbahn- 
gesetze anzuwenden. 

Die Ertheilung des Baiiconsenses, sowie die Coutiole des Betriebes 
solcher Anstalten obliegt den Eisenbalinbeliörden. Eine Genehmigung 
der Betriebsanlage vom geweibebehördli^'hen Standitnnkte ist bei solchen 
Anstalten auch dann nicht erfordeiiich, wenn deren BetriebsflihniMg 
vertragsQiässig einem Dritten übertragen ist, solern nur die Anstalt 
ausscbliessliüli den Zwecken des Eisenbahuuuteiiiehmeus dient. 



Kr. 176. Entseh. des französischen Kassationsltofeft^). 

Vom 2(). Juni 1901. 

iZelt.iclir. f (1 Intern. Kisenli -Trunsp IX (I90tv Nr. 9 H.HiC: 

Wenn die Empfangsbabn eine franko aufgegebene, jedoch mit der Zoll- und Zollbe- 
baidlungsauslage belastete Senieng den Adressaten, der sehes vtr der Enpfangnabsie 
die Zahluo algelehat hatte, desaosb elme Verbehalt abliefert, ee fcua sie aielit 

naohtriilleh Zablsag vea Ihsi verlaaiea. 

Eine Fabrik in Hildesheim hatte dort im Jahre 1897 mit inter- 
nationalem Frachtbrief 2720 Säcke Potasche in 17 Wagenladungen 
franko an die Adresse der Firma Lesage-Montagne in Ra iix (Pas de 
Calais) aufgegeben und die Fraclit berichtigt. Die Sendung langte, 
belastet mit Fr. 548. 45 Zollauslage und Fr. 310. 70 Kosten für Maga- 
zinierung an der Grenzzollstätte, an ihrer Bestininuing.sstation an. Irr- 
tumlicherweise lieferten die Stationsangestellten das Gut dem Adre.^.saten 
ab, ohne Bezahlung jener Betiäge von ihm zu veilangen. Nachträglich 
holte die Nordbahn das Zahlungsbegehren nach. Der Empfänger lehnte 
dasselbe ab, weil er die Ware franko K<inix gekauft habe. 

Die Nordbahn erhob beim Handelsgericht Arras gegen den Kiu- 
pflUiger unter Berufnng auf Art. 17 I. U. Klage auf Bezahlung der 
Fr. 859. 16, nnd der Beklagte beantragte Abweisung der Klage und 
wies nach, dass er schon vor Ankunft der Sendung, als er von der 
Belastung derselben mit dem Zolle und den Kosten der ZoUbebandlnng 
Kenntnis erhalten, erklärt hatte, er werde diese Beträge nicht bezahlen, 
und dass der Bahn diese Weigerung schon vor der Ablieferung bekannt 
war. Das Handelsgericht wies die Kleine mit Urteil vom 18. April 1898 
ab. Am 26. Juni 1901 verwarf der Kassationshof die von der Nord- 
bahn erhobene Nichtigkeitsbeschwerde, nnd zwar gestützt auf den er- 
wähnten, vom Beklagten geleisteten Nachweis. 

') Falls nicht interne gesetzliche Bcstitnmungcu die Nacbforderang der Zullbe- 
trägc verbieten, ersdieiiit die Abweieiing der Klage nach den Vondiriften des TntmuA. 
t^boflink. nfebt gerechtfertigt. Tgl. Art. 17 n. Art. 23 Abs. 2 Satz 2 1. e. 
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Nr. 177. ÜntBCih. des Olwrlaudesgcriehts Stattgart. 
1. Civil-Senat Vom 28. Jani 1901. 

(D. Ar.-Zeltg. VL Nr.«. flLl87.) 

D. H.G.B. § 459 ZHT. 6 UMl Al»t. 2, 3. Verk.4lrii. § 77 ZHT. 5 md Ab«. 2, 3. BtlM 

Transport lebender Thiere gehören unruhige Bewegungen derselben beim Ranglrtii tu 
de» bMondaren fiefahren, für daran Faliaa die Elaenbalia aioht baftat 

Bei einem aof der Eisenbahn erfolgten Transport von Vieh des 
EI. sind einige Efihe und ein Farren verletzt worden, so dass sie ge- 
tötet werden mussten Diesen Schaden hat Kl. von der Msenbahn- 
verwaltung mit der Behauptung ersetzt verlangt, die Verletzungen seien 
durch einen aussergewöhiiHch heftigen Rangierstoss erfolgt. Die Klage 
ist {ib«,'ewiesen worden. Nach § 459 Ziff. 5 H.G.B, u. § 77 Ziff. 5 der 
Verkehrsordmuij? liaftt^t die Eisenbahn nicht für den Schaden, der aus 
der mit der I^el'orderung lebender Tiere für diese verbundenen be- 
sonderen (ietalir entstanden ist, wubei — nach Abs. 2 des § 459 — , 
falls der bicliadeu aus dieser Gefahr entstehen konnte, vermutet wird, 
dasR er hieraus entstanden ist. Die besondere Gefahr besteht in dem 
ei<;eiitünilichen Verhalten dieser lebendigen Befurderungsgegenstände 
gegenüber dem Verlauf der Beförderung mit seinen Zwischenfällen, 
n. a. darin, dasa sich die Tiere dareh eigene Bewegungen In dem engen 
Raum, znmal wenn sie dnrch die Fahrt unruhig und aufgel egt werden, 
verletzen oder dnrch Stösse des Wagens zu Fall kommen, znsammen- 
stossen n. dgl. nnd sich dadnrch verletzen. Ans dieser Gefahr konnte 
der eingetretene Schaden entstehen. Die Ansicht des Kl., die Eisen- 
bahn habe nur die Gefahr nicht Qbernommen, die mit dem regel- 
mässigen Betrieb der Beförderung lebender Tiere verbanden sei, 
hafte dagegen für die in einem ungewöhnlich starken Rangier- 
stoss liegende Gefahr, findet im Wortlaut des Gesetzes keine Stütze, 
und es kommt in Betracht, dass aucii einem solchen ausserge wohn- 
lichen Betriebsereignis gegeniiber lebende Tiere weniger widerstands- 
fähig sind als andere Beförderungsgegenstände. Jedenfalls fehlt aber 
der Beweis, dass ein anssergewöinilicher Rangierstoss den Schaden 
veruisaclit iiat, angesichts der Thatsache, dass kein Schaden an einem 
Eisenbahnwagen walirjrenoninien und das \'ieli in andern Wa^^en un- 
versehrt ;j:eliliel)en ist; die eingetretenen Verletzungen können ganz 
wohl dadurch entstanden sein, dass in Verbindung mit einem gewöhn- 
lichen Rangierstoss die 'J'iere in Bewegung und Unruhe geraten sind, 
sich gestosseu und geschlagen haben, zum Teil niedergefallen sind u. dgl. 
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Kr. 178. Entsch. des Handelsberichts Cannes. 

Vom 30. Juni 1901. 

(ZeltBChr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. X. Nr. I. S. 19.) 

Die Einrede der hölieren Gewalt bei einem Versäumnissanspruch ist niclit begrlmlet, 
wenn das hindernde Ereigniss vorausgeseiien und abgewendet werden lionnte. 

Unter hüherer Gewalt versteht man ein Ereignis, das trotz an- 
gewendeter Sorgfalt niclit vorausgesehen werden kann. Nun ergibt 
sich aber ans dem Untersuchungsbericht des stautlii hen KoiilroUbeamten, 
Heiru Martineau, vom 23. Dezember 1900, dass das Ereignis längst 
vorauszusehen war. Nach diesem Berichte haben au der Brücke von 
Agay schon seit einer nicht genauer bestimmbaren Zeit solche Ver- 
biegungen stattgefanden. Nach dem nämtichen Berichte waren an den 
Backsteinmanem der beiden ftnsseren Pfeiler, sowohl desjenigen aof 
der Land- als desjenigen anf der Meerselte, Bisse entdeckt worden 
und fanden sich solche mit Cement vei-striehene Risse zor Zeit der 
behördlichen Untersnchnng noch vor. Es mnss als etwas Ausserordent- 
liches nnd AQSserdem als eine grosse Unvorsichtigkeit erklärt werden, 
dass sich die Bahngesellschaft damit begnfigte, die Risse mit Cement 
auszustreichen, ohne die Brlkke zu stützen und sie sofort mittelst der 
nötigen Reparaturen in vollständig betriebssichern Zustand zu bringen. 
Da dies nicht geschah, so musste sieh die Brücke notwendig früher 
oder später verbiegen, sei es bei Hochwasser, sei es bei starker Be- 
lastuug durch zwei die Brücke gleichzeitig befahrende Züge, oder aus 
irgend einer anderen Veranlassung. 

Thatsaclilicli bihU t n;u h ilt iu aiiit liehen Berichte die letzte Ursache 
^der Verbie};ung der Umstand, dass am 28. und 29. November 1900 
Hochwasser eintrat, mit grüsster Gewalt die sämtlichen grossen Stein- 
blöcke, welche vor einigen Jahreu zum Schutze der Pfeiler vorderhalb 
derselben versenkt worden waren, wie Sandkörner wegspülte, so dass 
die Pfeiler tief unterwaschen wurden. 

Wenn sich solches am 28. nnd 29. November zutrug, so musste 
man notwendig voraussehen, dass der Viadukt binnen kurzem aus semer 
Lage werde verrttckt werden. 

Mindestens 12 Tage lang blieb jedoch die Bahngesellschaft voll- 
ständig unthfttig, während man doch augenblicklich einige provisorische 
Verstärkungen hätte anbringen sollen. Wäre letzteres geschehen, so 
hätte sich die Brflcke gar nicht oder jedenfalls nicht so stark verbogen, 
dass, wie es dann geschah, der Verkehr Uber dieselbe vollständig ein- 
gestellt werden musste. 

Aber auch abgesehen von alledem, wäre es möglich gewesen, das 
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Fass Wem inuerhalb der reglementarisclien Lieferfrist nach Cannes 
zu befördern. 

Die Babngesellschaft ist also schadenersatzpflichtig. 

Nr. 179. Entseh. des Obcrlandi^sgeriehto Dresden. 

Vom 2. Juli 1901. 

(Das Recht. Jahrg. I9üi. Nr. ül. S 54:. 

2u 8 I Haftpfllchtges. von 7. Juni 1871. Eine zu hohe Fahrgeschwindigkeit der Loko- 
■«tivt Ist dam iileht alt kaml fir alata Ifafall aansahm, waaa das algMe Var- 
aehildM d«« VerlttitM darart war, dass er auch bei laaiMMNi Fahriaapa Ibarfahrra 

worden wäre. 

Mochte aach der Lokomotivführer schuldhafterweise zu schnell an- 
gefahren kommen, so erhülite dies die Gefahr fiir den Klüger, selbst 
wenn man seine Taubiieit in Rücksicht zieht, nur unerheblich. Er hätte 
ihr leicht answciclieii künnen, wenn er die fiir ihn als nur viersinnip:en 
Menschen dnpjiplt gebotene Vur.sicht bei der Ueber.schreitung eines Bahn- 
gleises einigcrniassen betlmtigt hätte. Dass er, wenn er an ein zu über- 
.schreitendes Bahngleis kommt. Umscliau hält, muss von ihm verlangt 
werden. Hätte er nur ein einziges Mal auf- und um sich geblickt, so 
musste er das Herannahen der Lokomotive sehen. Dann aber wäre 
der Unfall zweifellos nicht eingetreten. Denn so gross war die Oe- 
flchwindiglceit nicht, dass er dem Ueberfabrenwerden nicht mehr hfttte 
entgehen kOnnen. Er brauchte nnr entweder Beinen Schritt etwas zu 
beschlennigen, um noch nngenUirdet Ober das Gleis zn kommen, oder 
einfach stehen in bleiben. Hemmen konnte er seine Vorwflrtsbewegnng 
noch in dem Augenblicke, wo er den Fnss znm Beschreiten des Gleises 
erhob, nnd vor diesem Augenblicke mnsste er trotz seiner Taubheit 
bei nnr einiger Aufmerksamkeit auch eine in denkbar schnellstem Laufe 
befindliche Lokomoti?e bemerken. 



Nr. 180. Kutseh. dt's Ocsterr. Verwaltiuigs-Oerlehtshofes. 

Vom 4. Juli 1901. 
(Oeaterr. Ktoeib.-T«rordB.«n. X1T. Nr. ISS. (Beilag«.}) 

Oer Charakter der nach dem zweiten HaoptstBcke des Personalsten ergesetzes von 
25. OkteSer 1896 R.6.BI. Nr. 220 zu entrichtenden Erwerbssteuer Hd die ale Be- 

eteuerungsgrundlage dienenden Falctoren. 

1. Die von den der öffentlirlien Rechnungslegung unterworfenen 
Unternelnnungen nach den Besiinminngen des zweiten Hanpt.^ttickes des 
Gesetzes vom 25. October R.-G.-Bl. Nr. 220, betreffend die directen 

Personalstenern, zu entrichtende Erwerbstener ist eine Ertrags-(Ob- 
jects-) und nicht eine Eiukommeu-(Subjects-)Öteuer. 
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n. Die bilanzmässigen üeberschftsse der genannten Unter- 
nehmongen and demzufolge nnr insoweit die Besteaernngsgrundlage 
Ar die von diesen üntemehmnngen zn entrichtende Erwerbsteuer 
ZQ bilden geeignet, als dieselben den Reinertrag der ünternehmnng 
znm Aosdrueke bringen. 

in. Die in den §§ 94 und 96, 1. c, enthaltene Aafzfthlnng der 
den bilanzmässigen Ueberschüssen hinzuzurechnenden, bczw. von 
denselben in Abzog zu bringenden Posten ist keine erschöpfende, 
keine taxative. 

IV. Die seitens der sub I bezeichneten Unternehmungen von jenen 
Liegenschaften, deren Reinerträgniss gemäss § 95, lit. b, 1. c , ans der 
Besteuerungsgnmdlage ausgeschieden wurde, zu eDtrichtenden Beal- 
steuern bilden keine anrechenbare Abzugspost. 

V. Von dem für die vorstellend sub IV angeführten Liegenschaften 
entrichteten Gebühreuäquivaleute bildet nur jener Theilbetrag des 
letzteren eine abrechenbare Abzugspost, welcher der den Catastral- 
reiu-, bezw. Hauszinsertrag übersteigenden Quote des facti- 
schen Reinertrages dieser Liegenschaften entspricht. 

VI. Die von der Unternehmung bestrittenen Conponstempel- und 
C6tegebtthren sind Betriebsansgaben, nnd daher als anrechenbare 
Abzugsposten zn behandeln. 

Vn. Die zur Verzinsung nnd Tilgung des Anlagecapitales 
heimflllliger oder mit einem bestimmten Zeitpunkte erlöschender 
Unternehmungen ans den Ertriignissen derselben verwendeten Betrage 
sind im Allgemeinen in die Besteuemngsgrundlage einzubeziehen, und 
können bei der Erwerbsteuerbemessung nicht als anrechenbare Abzngs- 
posten behandelt werden. 

Vni. Das Zinsenerträgniss der im allgemeinen Reservefonds 
der Unternehmung hinterlegten eigenen Schuldverschreibungen ist ge- 
mäss § 97, Abs. 3, 1. c, auch dann dem steuerpflichtigen Jahres- 
erträgniss der Unternehmung zuzurechnen, wenn dieses Zinsenerträgniss 
ft\r die Zwecke einer neben dem steuerpflichtigen Untemehjuen be- 
triebenen steuerfreien Unternehmung verwendet wurde. 

IX. Die von einer ünteniehmung auf Grund der bisherigen 
Steuergesetze entrichtete Erwerbsteuer und Einkommensteuer erster 
und dritter Classe ist auch dann mit dem vollen, thatsächlicli zur 
Vorschreibung gelangten Betrage bei der Erwerbstenerbemessung in 
Anschlag zu bringen, wenn die betreftende Unteruehmung auf das ihr 
nach Art. II der EinfQhruDgsbestimmungen zum Personalsteucrgesetze 
gegeuaber den Besitzern der von ihr emittirten Prioritfttsobligationen 
zustehende Steuerabzugsrecht Verzicht geleistet hat. 
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Nr. 181. Eiitsch. des Preuss. Ohervorwaltungisgeneht!». 
2. Senat. Vom 5. Juli 1901. 

(Fnvm. T«rw.-BL ZXUL Nr.l«. B.tM».) 

firmMbe, aaek ilaaaa das i«aielnietlt«trMlohti|a ElaktMaiea das Eiaaabahallskaa 

za vertheilen ist, wenn sich eine Betriebsstätte, Station u. e. w., innerhaib deren 
Aaafabaa aa fiahSltara aad Uhaea erwaciisen, aber dea Bazlrk aiahrarer Saaiaiadea 

erstreclct. 

Die Grundsätze, nach denen eine Vertlieilung des gemeiudeeinkommen- 
steuerpflichtigen Einkommens in Fällen der vorliegenden Art vorzu- 
nehmen ist, umschreibt das Kommunalabgabengesetz (§47 iitb. Ab8.2), 

«Erstreckt sich eine Betriebsst&tte, Station n. s. w., innerhalb 
deren Aoagaben an Gehältern nnd Ldhnen erwachsen, ttber den 
Bezirk mehrerer Gemeinden , so hat die Yertheilnng nach Lage 

der örtlichen Verhältnisse unter Berücksichtigung des Flächen- 
Tcrhältnisses und der den betheiiigten Gemeinden durch das Vor^ 
handensein der Betriebsstätte, Station a. s. w. erwachsenen Eom- 

munallastcn zu erfolgen". 

Welche Bedeutung dieser Vorschrift zukommt, ist in der Ent- 
scheidung vom 9. Februar 1900 (Entsch. d. OVG. Bd. XXXVl S. 53 ff.) 
iiäljer klargelegt worden. Nach den Ausführungen dasellif^t verlangt 
das Ge.setz für die Vertlieilung zwei Faktoren (Theiluiig-smassstäbe), die 
jeder für sich und beide im Verhälliiiss zu einander gewürdigt werden 
müssen. „Flächenverhältiiiss" einerseits und „erwachsene Kommunal- 
lasteu" andererseits sind ziÜeruiä.Si>ig feststellbar. Ihre Zittern sind 
aber nicht ohne Weiteres verwendbar ; vielmehr sind sie nur als Unter- 
lagen für die Vertheilung und zwar in ihrer relativen (zweckin&ssig in 
Prosentziirem anszndrUckenden) Bedeutung za benatzen. Dabei ist 
aber dem billigen Ermessen and der Würdigung der gesammten ört- 
lichen Verhältnisse im gegebenen Falle die Benrtheilang darttber yor- 
behalten, ob das gleiche, event. welches Gewicht der räumlichen Aas- 
dehnang der Betriebsstätte im Verhältniss zu der durch ihr Vorhanden- 
sein Teranlassten Vermehrang der Kommunallasten zokommt. Fär eine 
Frage des billigen Ermessens lassen sich selbstverständlich keine all- 
gemeinen und anter allen Umständen zu beachtenden Begeln aufstellen ; 
immerhin aber — so ist am angeführten Orte ansgesprochen — wird 
es in der Mehrzahl der Fälle, soweit keine abnormen Yerhilltnisse in 
Betracht kommen, angemessen sein, von dem zu vertheilenden Einkommen 
ebensoviel nach der Fläche wie nach den Lasten vertheilen. Weiter 
aber er£iiebt sich aus dem Gesetz, das die beiden zu Grumlo zu legenden 
Faktoren i^Tlieiluiigsmassstäbe'i iti selbstäiiditi-er BedeutuuL'- nebeneinander 
nennt, die Nuthweudigkeit, jeden der beiden Faktoren für sich zu beziffern, 



Digitized by Google 



258 Entsdi. des Deutschen Bcidugerichto vom 9. Juli 1901. 

insbesondere dann, wenn eine Bei iicksiclitigung mehrerer, das Fliichen- 
verhältniss schärfer ausprägender Si)ezialmomente für angemessen er- 
achtet wird (vergl. das Urtheil vom 5. Oktober 1898 — Entsch. d. OVG. 
Hd, XXXIV S. HO und Noll, das Kuiniuuiialabgabengesetz vom 14. Juli 
1893, 3. Aufl. S. 169). Soll also iu dem Flächenverhältuisse neben der 
einfachen Quadratmeterzabi aocb der Umfang der bebauten Fläche 
(sei es nach Flftchenranm, nach Kobikinbalt oder Dach der Zweck- 
bestimmung) zar Geltung kommen, so sind alle die nach diesen Gesichts- 
punkten ermittelten Prozentualziffern untereinander dergestalt in Be- 
ziehung zn bringen, dass schliesslich nur ein einziges, in zwei Ziifom 
ansgedrttcktes Verhältniss in Rechnung gestellt werden kann. 



Nr. ISS. EntNch. des Di^utscheii Roichsgeriehts. 

2. Civil-Senat. Vom 9. Juli 1901. 

(Jnr. Woclicns^lir XXX Nr 7h ho s C64 Ziff. 39 i 

g 14 PreuBS. Eieenb.-Gesetz v. 3. Nov. 1838. § 14 Enteign.-Get. v. II. Juni 1874. § 7 
See. V. 28. Febraar 1843. Die EntscheldHnB über SobHtzeiflrichtaagen liegt nir bei 
dar Aslafe baiw. Festtteltaig der Pro|«kte vm EteeaMinea den BeilrkerefleniHM 

(Beziricsausschüssen) ob. lieber' die Frage, ob de«sich8t der Eisenbahnunternehner 
die bez. Pflicht erfüllt bezw. sich aus der sonstigen Sachlage ein EatMUdtfUfe* 

anspruch erglebt, entscheidet das Gericht. 

Wenn der Bckl. geltend macht, dass iibei seine etwaige VeipflicliUing 
zur Unteihaltung der hei Anlage der Ei.seuhahn zur Sicherung der 
NachbargrundstUcke getruft'enen Einriehtungeu, also auch zur Be^jeitigung 
der das Durchlassprofil verengenden Verlandungen gemäss § 14 des 
Enteignungsgesetzes ausschliesslich die Bezirksregiernng und nicht die 
Gerichte zu entscheiden hatten, so erscheint die Bezugnahme auf diese 
Bestimmung zanftchst schon um deswillen verfehlt, weil die in Frage 
stehende Unterhaltspflicht des Behl, nicht anf den § 14 des Ent- 
eignnngsgesetzes vom 11. Juli 1874, sondern anf den § 14 des 
Eisenbahngesetzes vom 8. November 1838, welches insoweit neben 
dem Enteignnngsgesetz in Kraft geblieben ist (vergl. Entsch. des B.G. 
in Civilsachen Bd. 32 8. 285), gegrttndet wird, üebrigens ist sowohl 
nach dem § 14 des Gesetzes von 1838 als nach § 14 des Enteignungs- 
gesetzes den Regierungen nur bei der Anlage der Eisenbahn bezw. 
der Feststellung der Projekte die Bestimmnng der Einrichtung und 
Unterhaltung derjenigen Anlagen Öberwicscn, welche zum Schutze der 
Nachbargrundstürke für nothwendig erachtet werden, üebei- die Frage, 
ob demnächst der Eisenbahnnnternehnier dieser Verpflichtung nachge- 
kommen ist, bezw. üb aus dnr sonstigen Siiclilage sich ein Entschädigungs- 
anspruch (kr benachbarten Grundeigenthlnnef ergiebt, ist die an sich 
den Uerichteu, als lediglich dem Gebiete des Privatrechts augehoreud, 
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obliegende Eutscheidimg denselben durch die bezogenen Vorschriften 
nicht entzogen. Auch die Verweisung des Bekl. in dieser Richtung 
auf den § 7 des Gesetzes über die Privatflüsse betreffend die Ver- 
pflichtung der llferbesitzer zur Räumung der Privat tliisse und die iles- 
falls von den Polizeibehörden zu treff'enden Anordnungen ist verfehlt, 
weil hier nicht die ütt'entlichrechtliche Verbindlichkeit der Ufereigen- 
thümer als solcher, auf welche der § 7 cit. allein sich bezieht, in 
Frage steht. ' 

Är. 163. Eutüch. des Oesterr. Verwaltiiugä-lterielitsbofes. 

Vom 10. Juli 1901. 

(OeM«R.BlMab.-Verordn.-B). XIV. Nr. 148. ^8679.) 

1. 06I ElMilabnlMhSrfM tl«M in Jeileai Zeitpnikt« dts RmM zi, Im IntoretB« der 
IITeitlleliei Sloberbelt den BahninterialiMiiiien Auftrage zu ertheilen, welche über 
die In der Conceselon oder im Baueonsense gestellten Bedingungen hinausgehen; das 
aus der Concesslon oder aus dem Baueonsense erwachsende Recht auf Ausführung 

der Bahn steht diesem Rechte der Eisenbahnbehttrden nicht entgegen. 

2. DI« Elteibali-Uiteriahmogei sind vwvflIcMtt, sMe 8leli«rMttvtrfcthr«i|M 
vtnM6lmeit «Iim iast al« hl«flr etoi EiitsoUMIiitH b AMprack wtkmw Uiiton. 

GemteB § 2 der fäsenbahn-Betriebsordnang mass behufs Eiirirkniig 
der Bewflligong zur fietriebseröffnasg auf einer Babn commissionell 

constatirt werden, dass vermöge der Constructionsart der Bahn und der 
Beschaffenheit und Menge der für den Bahnbetrieb vorhandenen Gegen- 
stände ein regelmässiger, ungestörter und sicherer Betrieb mit vollem 
Grunde erwartet werden kann. Insbesondere mnss nachgewiesen werden: 

lit. c) dass für die Erfordernisse zur Verhütung von Unglücksfällen 
die nöthige Vors^orge getroffen sei. 

lit. d) dass die bei etwa eintretenden Unglücksfällen zur Unter- 
stützung, Rettuug und Alnvendung grösserer Gefahren dienlichen Mittel 
in hinreichender Menge und gehöriger BescliaifenliL-it vorhanden seien. 

Dieser ganz allgemeine Wortlaut lässt keine andere Deutung zu, 
als dass der Betrieb auf einer concessiouirteu Eisenbahn oder Eisen- 
bahnstrecke nur erölfnet werden kann, wenn alle Erfordernisse er^lUt 
sind, um Unglücksfälle zu verhüten oder bei UnglücksfUIen die Unter- 
stfltznng and Bettung zu erleichtern oder grössere Gefahren abzuwenden. 
Dagegen kann auch nicht angeführt werden, dass gemäss § 1 die Be- 
willigung zur Eröffnung der Bahn einzuholen ist, wenn der Bau der- 
selben .nach dem von den Behörden genehmigten Projecte* vollendet 
ist. Denn mit dieser Bestimmung ist nur gesagt, dass eben der Bau 
vollkommen projeetsgemäss und vollendet sein muss, ehe um die Be- 
willigung zur Betriebseröffnung überhaupt eingeschritten werden kann; 
was aber von den Behörden anlässlich der über das Ansuchen um die 
Bewilligung zur BetriebserOffhung abgeführten Commissiou behufs Ge- 
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währlei.stiin^^ der voll.ständigen Sicherheit des Verkehres auf der Eisen- 
bahn augeordnet werden kann, ist keinesfalls beschrünkt auf dasjenige, 
was im Projecte dargestellt ist, sondern es darf eben gemäss § 2 der 
EiscDbahu-BetriebsordnuDg die Genehmigung zur Betriebserüffnung über- 
haupt nur dann ertheilt werden, wenn ein regelmässiger, unge- 
störter nnd sicherer Betrieb mitToHem Grunde erwartet werden kann. 

Die Gemeinde Wien behauptet nnn weiter, dass, wenn selbst dem 
§ 2 der Eisenbahn-Betriebsordnung diese Anslegnng gegeben wflrde, 
derselbe derogirt erscheine darch die Bestimmungen des Eisenbahn- 
Goncessionsgesetzes und weist diesbezüglich insbesondere anf die §§ 6, 
9 und 10 der Hinisterialverordnnng vom 14. September 1854, R.-G.-B1. 
Nr. 238, hin. 

Ans dem § 6, wonach, bevor das Ansuchen um die Goncession 
znm Baue einer Eisenbahn der Allerhöchsten Schlnssfassnng unterzogen 
werden kann, sorgfältig zu prüfen ist, ob das Bauwerk selbst und 
dessen Einzelheiten nichts enthalten, was mit den bestehenden Gesetzen, 
mit den öffentlichen Kiicksichten und mit den bereits erworbenen 
Privatrechten nicht im Einklänge wäre, ist für den Reclitsstandpunkt 
der ncineiinlo gar nichts abzuleiten; denn liiemit ist nur gesagt, dass 
schon vor Erwirkung der Concession die erwähnte Prüfung vorgenommen 
werden muss. Dass aber die Eisenbahnbehörden niclit auch berechtigt 
wären, nach der Concessiunsertlieilung, wenn es sich um die wirkliche 
Ausführung der Bahn haudelL, alle jene Sicherheitsmassregcln vorzu- 
schreiben, welche die öffentlichen Rücksichten erheischen, folgt aus 
dieser Besthnmung nicht und ebensowenig aus den §§ 9 und 10. 

Ersterer handelt von den mit der concessionirten Anlage einer 
Eisenbahn der Regel nach verbundenen Rechten. Die Gemeinde Wien 
vermeint, ans der Bestimmung der lit. d dieses Paragraphen, wonach 
die Unternehmung durch die Concession das Recht erlangt, auf der 
erbauten Eisenbahn Personen und Sachen zu befördern, folge, dass, 
was nicht schon in der Concession vorgeschrieben ist, spater, wenigstens 
ohne Entschädigung, nicht vorgeschrieben werden könne. 

Dass diese Anschauung unrichtig ist, liegt auf der Hand, denn es 
kann aus der Bestimmung des § 9, lit. d, nicht abgeleitet werden, dass 
die concessionsmässige Ausfuhrung der Bahn sofort die Bewilligung zur 
Erüttiiung des Betriebes im Gefolge haben müsse, weil ja das Eisen- 
bahn-Concessionsgesetz ülierhaupt Bestimmungen hinsichtlich des Be- 
triebsconsenses nichi eiitbitlt, sondern diesbezüglich dit; kaiserliche Ver- 
ordnung vom IG. November 1H51 , mit welcher die Eiseubahubetriebs- 
Ordnung erlassen wurde, unberülirt gelassen hat. 

Was über den § 10 des Eisenbahn-Couceäsionsgeset/.es betritft, ao 
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ist gerade hier eine Reihe von YerpflichtaQgen angeführt, welche die 
concessionirten Eisenbahnanternehmangen gegenüber der staatlichen 
Verwaltung nicht nur vor Eröffnung, sondern auch in der Folge während 
des Betriebes jederzeit zu erfüllen liabeii. Insbesondere verlangt lit. a 
ausdrücklich, dass die Eisenl);ilimuiteriieliniungcn beim Baue der Balm 
selbst und der einzelnen Oi»jecte die allgemeinen Bau-, sowie die ihnen 
etwa ertheiltcii besonderen Vor.scliriftcn genau zu erfüllen 
haben, und sub lit. f. wird die Kisenbahnunternehmung verprliclitet, bei 
dem Betriel)e der Eisenbahn sich vollkommen den bestehenden Vor- 
schriften über den Eisenbahnbetrieb zu fügen. 

Diese beiden Bestimmungen lassen keinen Zweifel darüber auf- 
kommen, dass das aus der Concession oder aas dem Bauconsense dem 
Goneessioiiar erwaelisende Becht auf AnsflUirimg der Bahn keineswegs 
dem Sochte der EisenbahnbehGrden entgegensteht, in Jedem Zeit- 
punkte einzuschreiten, wenn die Rttcksicbt auf die öffentliche Sicher- 
heit besondere Yorkehrnngen im Eisenbahnbetriebe erfordert Auch 
nach dem Artikel XVII des Gesetzes Über Bahnen niederer Ordnung 
Tom 31. December 1894 ist die staatliche Einflnssnahme auf den Bau 
und Betrieb der Kleinbahnen unter Z. 2 zur Wahrung der sicherlieits- 
polizeülchen Bflcksichten gewährleistet, und zwar ohne jede Be- 
schränkung, so dass also auch Iiienach die EisenbabnbehOrden zu jeder 
Zeit, .sei es nach dem Ertheilen des Baueonsenses, sei es nach der 
Beti ieb.seröffnung, die erfordeiüchen Sicherheitsmassregeln zu treffen 
berufen sind. 

Nr. 184« Entseh. des Handelsgeriehts Antwerpen. 
Vom 25. Juli 1901. 

iZeltschr. f. d. Internat. EIspiiI» Tr )( X. Nr. 1. S. 10 > 

liternat Übereiafc. Art. 7. Veraitwortlichkeit des Abseader« fir Mricbtioe Angabei 

im Frachtbriefe. 

Der Absender M. in Antwerpen hatte am 23. Juli 1898 au B. in 
P^rigneux (Frankreich) eine Kiste Trüffeln unter der unrichtigen An- 
gabe „frisches OemOse" aufgegeben. Am 12. Oktober 1898 lud die 
französische Zollbehörde nach Vorschrift des einschlftgigen französischen 
Gesetzes denjenigen Beamten der französischen Noi-dbahn-Gesellschaft, 
welcher das fttr die Zollbehörde bestimmte Verzeichnis der zu ver- 
zollenden Transportgegenstände ausgestellt hatte, als Beklagten vor den 
Friedensrichter mit dem Bechtsbegehren, dass die Eiste nebst Inhalt 
konfisziei't und der Beklagte zn einer Busse von Fr. 100 verurteilt 
werde. Die Nordbahn-Gesellschaft verkündigte dem Absender den Streit 
(recours en garantie). Er erschien jedoch nicht zur Gerichtsverhandlung. 
Der Friedensrichter gab dem Bechtsbegehren der Zollverwaltung Folge 
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QDd verurteilte gleichzeitig Herrn Malrait als RegressbeUagten zur 
Schadloshaltimg des Beklagten für alle Kosten nnd Auslagen. 

Die belgische Staatsbahn (als Cessionftrin der Nordbabn-Gesellschaft) 
erhob alsdann beim Handelsgericht in Antwerpen Klage gegen den Ab- 
sendet- auf Zahlung dieser Kosten und Aaslagen im Gesamtbeträge 
von Fr. 230,65. 

Das Handelsgericht verurteilte Herrn Malrait gemäss dem Rechts- 
begehren. Es sei, so lautet die Urteilsbegriinduiio:, durcli das friedens- 
richterliclie Erkeiititiiis genügend festgestellt, das eine unrichtige In- 
haltsangabe vorliege. Wenn aucli für den belgisclien Richter diese 
Feststellung durcli den französischen Richter nicht furmell res judicata 
bilde und jener in Sachen von sich aus zu betinden habe, so genüge 
ihm doch jenes französische Urteil zur eigenen Rechtstindung. Der 
Schaden, den die Eisenbahn erlitten, sei oftenbar durch die ungenaue 
Inhaltsaugabe im Frachtbriefe verursacht worden, und der Absender 
sei gemäss Art. 7 und Art. 10 I. U. sehadenersatzpflichtig. 



Kr. 18.J. Eiitsfh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 3. September 1901. 

(Oealerr. Slt0Bb.-Ve«>Tdil^BI. XIV. Nr. ItS. & ms.) 

I. Die Sit „unubertragbar" bezeichneten Eisenbahn-Monatskarten sind keine InhabeN 
papiere wie etwa die einfachen Eisenbahn-Fahricarten: die Erwerber der Eisenbahn- 
MoBataiiarten sind daher nicht berechtigt, dieselben zu veräaeeem oder jeaand andere« 

II abertragen. 

II. Die BeiOtsiio elser freadts EiMibaha-Mtiatoluu'te nr ErteMeidNig Ht Be- 
flfderMf est der Eiatibaka fim «fem nach unter die Bettiimmges dar f§ 117, btiw. 

461 St.-G. 

Wie ans der Natur der Sache hervorgeht und in einer Note des 
k. k. Eisenbahnministeriunis auch bestätigt wird, erfolgt die Ausstellung 
der Monatskarten nur i'iber Bestellung der Parteien, wobei für die 
Preisbildung die durchschnittliche Anzahl von Fahrten, welche von 
einer und derselben Peison in einem Monate normaler Weise ge- 
macht werden kann, zur Giiindlagc dient. Dies hat selbstveiständlioh 
eine bedeutende Reduclion des Preises für alle in der bestimmten Strecke 
während eines Monates liberhaupt möglichen Fahrten zur Folge. 
An diese Preisbegaustigung wird seitens der Bahnverwaltang die Be- 
dingung der Unttbertragbarkeit der Monatskarte geknttpft. 

Durch den mit der Bahnverwaltung abgeschlossenen Vertrag be- 
gibt sich der Erwerber der Monatskarte, da er sich durch deren Ent- 
gegennahme den darin ersichtlich gemachten Bedingimgen unterwirft, 
des Bechtes, die Karte zu yerftussern oder an jemand anderen so 
tkbertragen. 
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Die Ansiclit des Entrichters, der Inhaber einer Eisenbahn-Monats- 
karte sei nach allgemeinen Bechtsgrunds&tzen sie zu verftnssem be- 
rechtigt, ist somit eine offenbar irrige. 

Unrichtig ist ancb die Anschannng, die Bahnverwaltiing werde 
durch die Uebertragung der Monatskarte, bezw. deren Benützung durch 
eine andere als die in derselben benannten Peison nicht gescliädigt. 

Liegt dem Preise der Monatskarte ein A\ ahi'ScheiulicUkeitscalcul 
zu Grunde und hat deshalb die Bahnverwaltung mit dem Erwerber 
derselben deren Unübertragbarkeit vereinbart, so hat jede dritte Person 
Ansprach auf Beförderung nur dann, wenn sie eben den gewöhnlichen 
Fahrpreis ei'legt. Die ^fonatskarte verpflichtet die Bahn V(m wall uiii^ 
nicht zur Beförderung jeder liulicbig^'n Person, und ist daher die Rechts- 
ansicht unrichtig, die Bahnverwaltiing habe, wfMin sie den Johann B. 
von Eger nach Franzensbad beförderte, nur dasjenige geleistet, was 
zu leisten sie ohnehin verpflichtet war. 

Johann B. hätte, um vou Eger nach Franzeusbad befördert zu 
werden, von rechts wegen den für diese Strecke entfallenden Fahrpreis 
an die Bahnverwaltnng voll bezahlen mllssen, und erschlich er seine 
. Beförderung ohne Entgelt, so hat er die Bahnverwaltiug eben am diesen 
Fahrpreis geschädigt. Auf das Entgelt für die thatsftchltch erfolgte 
Leistnng hatte das Bahnnnternehmen rechtlichen Anspruch; wenn Johann 
B. diesen Anspruch zu umgehen und sich der Zahlung des Fahrpreises 
zu entziehen suchte, so handelte er in oifenbarer Schftdigungsabsicht. 

Dass ihm die «UnrechtmUs^igkeit seines Vorgehens nicht zum Be- 
wnsstsein kam", kann wohl nur so viel bedeuten, als dass er sein 
Unrecht als solches nicht erkannte. Allein dieser Rechtsirrthum ver- 
mag ihn nach dem Grundsatze der §§ 3, 233 und 238 St.-G. nicht zu 
entschuldigen; nur wenn er — wie dies lediglich bezüglich des Georg 
B. festgestellt erscheint — von der vereinbarten Unübertragbarkeit 
der Karte keine Kenntniss gehabt hätte, könnte eventuell der Straf- 
ansschliessungsgruiid des § 2 c St.-G. in Frage kommen. 

Auch das Deliktsinerkmal der List war nicht vuu vorneherein aus- 
zuschliessen. Dass Johann B. sich der Controle der Fahrlegitimalion 
unterwarf, ist hiefür keineswegs entscheidend; dies niusste er thun, 
wenn er überhaupt befördert werden wollte. Zu erwägen bleibt aber 
immerhin, dass bei grossem Andränge der Reisenden die Fahrkarten- 
controle nicht immer mit der erforderlichen Genauigkeit vorgenommen 
werden kann, wie denn auch Johann B. die Perronsperre am Bahn- 
hofe in Eger trotz ansgeübter Fahrkartencontrole mit seiner auf eine 
Frauensperson lautenden Monatskarte unbeanstandet passirte. 
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Nr. IHO. Eiitscli. des Deutschen Reiehsj^erlchts. 
3. Civil-Senat. Vom 17. September 1901. 

Jnr. Wüi-lienschr XXX. Nr. (»7 SH. S, 7i>6 Ztff L>2 

Reichshaftpfl.-Ge8. § I. Haftpflichtig ist Derjenige, welcher die Konzession zum Balm- 
bau erwirkt und den Bau veranlaut bat, alt BetriebsuntenMhüer nur dann, wenn er 
auob fir affMa Reehuiag itm Bahnbetrieb fibri Oer Bamuteraebner let ntebt Unter- 
nehawr 4m Bahnbetriebs und kann für Schäden aus Verschuldung nur naoh allge- 
melnea bürgerlichen Rechte in Anspruch genonmen werden. 

Als Betriebsunteruehmer ist dabei in UebereinstimmBOg mit dem 
vSprachgebrauch des R.-H.-G. und des l'iifallversicherun^gesetsEes der- 
jenige anzusehen, für dessen Rechnung der Betrieb erfolgt — vergl. 
Entsch. des R.-G. Bd. 1 S. 280, Bd. 12 S. 145, Bd. 38 S. 92, 93 — . 
Hiernach ist die Ifaftung des Krei.se.s Kehdin^en aus diesem Gesichts- 
punkt zu Unrecht vom B.-G. angenoinmcn Der Kreis hatte zwar die 
Konzession zum Bahnbau erwirkt uiul den Bau der Bahn veranlasst, 
er war abtr nicht selbst Betriebsuuternehnier, da er durch den Bau 
und lietriebsvertrag vom 24. Marz 1898 zu der im Kostenansclilag vuui 
12. März 1898 berechneten Simnne von 1550(K)0 Mark den Bau und 
Betrieb an H. und C. als Unleniehmcr tibertragen hatte, welche auch 
den Betrieb der fertig gestellten Kreisbahn aaf 15 Jahre behalten und 
v^Wig MlbsUndig fttkren sollten. Hierdurch hatte der Kreis Kebdingeo, 
soweit der Baa und Betrieb in Frage steht, die AnsQbnng der ans der 
Eonzession des Bahnbaues folgenden Bechte auf H. und C. ttbertrag^n 
und konnte er daher nicht als Betriebsuntemehmer angesehen und 
nicht ohne Weiteres filr Sch&den haftbar gemacht werden, welche aus 
der Gefährlichkeit des Bahnbetriebes folgen. Solche Haftung kann 
auch nicht aus § 6 der Genehmignngsnrkunde hergeleitet werden, 
welcher bestimmt, dass der Kreis für alle durch Ausführung des Bau- 
planes entstehenden Benachtheiligung-en Diitter nach dem Gesetze Er- 
satz zu leisten habe. Diese Vorschrift kann nur auf Enteignungsan- 
sprliche und ähnliche Forderungen bezogen werden, nicht auf Ansprüche 
der vorliegenden Art, für welche nach dem Gesetz der Betriebsunter- 
nehnier oder derjenige haftet, welcher durch persönliches Verschulden 
einen Schaden herbeigefiihit hat. Ein besonderes, die Haftung für 
den Klageanspruch begründendes, Verschulden des Kreises ist nicht be- 
hauptet, und war hiernach seiner Revision durch Wiederlierstellung des 
klagabweisenden ersten Urtheils Folge zu geben. Auch der Mitbekl. 
K. erscheint nicht als Betriebsunteruehmer der Kl. gegenüber für den 
eingeklagten Schaden haftbar. Wenn er auch nach dem § 13 des mit 
H. und C. abgeschlossenen Vertrages Bauarbeiten flbemommen und zu 
leiten oder durch einen sachverständigen Vertreter leiten ku lassen 
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Latte, SO war er doch niclit Betriebsunternehmer des Bahnbetriebes, 
welcher nicht für seine Rechnnog, sondern fftr Rechnung von H. und 
C. erfolgte, und ans der diesen gegeniilx r im genannten § 13 kontrakt- 
lich ftbernoninenen Haftung folgt ein direkter Klaganspruch Dritter 

gegen ihn niclit. Es kann daher nur in Frage kommen, ob K. wegen 
Versclinldens nach den Grundsätzen der actio negatoria oder legis 
Aquiliae in Anspruch genommen werden konnte. 



Xr. 187. Entseh. des <N«(err. Obersten tteriehtshofes. 
Vom 17. September 1901. 

'Oesterr. Eisen l) -VerordB.-BI. XV. Nr I> S 38i i 

Um nach § 85 c St.-G. verantwortlich zu werden, muss der Thäter im Zeitpunkte der 
Tbatveriibung erkannt haben, dass dieselbe wider einen in der Gesetzesstelie erwähnten 

Gegenstand gerichtet sei. 

Das Unheil stellt fest, dass der vom Besch werdeföhrer boshafter 
Weise beschädigte Zaun die Bestimmung hatte, das Umgehen der ge- 
schlossenen fiüseubahnschraBken und die Uebersehrdtting des Bahnge- 
leises za verhindern, dass er somit eine Eisenbahuaulage gebildet hat. 
Bei dieser Feststellung kann es allerdings darauf nicht mehr ankommen, 
ob darch die Beschädigung thatsächlich eine Qefahr herbeigeführt 
werden konnte oder herbeigeflihrt worden ist. 

Da jedoch zu jedem Verbrechen geni&ss § 1 St.-G. bOser Vorsatz 
erforderlich ist, da in diesem Vorsatz auch jene thatsftchlichen Momente 
einzubeziehen sind, welche die Zurechnung der — sonst nur als Ueber- 
tretung (inaliti' ii ten — Straftliat voraussetzt, der Gerichtshof aber zu 
der Frage, ub der Beschwerdefiihrer den in Rede stehenden Zaun als 
eine zur Eisenhahn gehörige Anlage unter den der Beschädigung vor- 
ausgegangenen und den sonstigen Begleitumständen erkannte oder er- 
kennen küiinle, Stellung nicht genommen hat, sich vielmehr lediglich 
mit der Feststellung der /erstruungsaltsicht nberhaui»t l>egiinirte, iler 
Cassationsliof aber nicht in der Lage ist. diese Feststellung nach der 
erwähnten Richtung zu ergänzen, die dieställige Erörterung vielmehr 
vor dem Erkenntnis.sgerichte stattzuliuden hat, war das Urtheil aufzu- 
heben und die Sache in die erste Instanz zurückzuverweisen. 



Nr. 188. Entsch. des Ite/Irksgeriehts für llandelssaeheu in Wien. 

Vom 21. September 1901. 

(AUgoni. Tarif-All/ XXI ^iwa). Nr. 3. 8. M) 

Das Begelirei in ntohträgiiche Anwendung einer billigeres ato der von der Eieenbahn 
IswIhHm AbftrtlHSf Ist ueb dann lerMhtfertlgt, warn zimr ila ■aobtriilleli ba- 
labrta Bareebnnng alaa niebt inatradinmianlatlia Ronta lar Qrandlaia hat| wenn 

Rger, BiMBbkhnreehtUeha EataehetdnogaB ZVIII. 18 
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■■r bfll diMflr RMite dlotelbM Bahiei wto kal dar vm dtr ClMibilM fewUiHM Ab- 

fertl|»i In Frt|0 k«MM. 

Bei dem Bestände eiaes direkten Tarife» sind alle jene Ronten 
transportberechtigt) welclie lom Transporte angelassen sind oder welche 

bei Bildung des direkten Tarifes vermOge Cartells der Bahnen bd- 
tbeiligt sind, im Uebrigen aber alle jene Beuten, welehe bei einem 
Transporte naturgemäss in Betracht kommen können mit Rücksicht 
auf die Dauer der Lieferungsfrist und die Höhe der auflaufenden 
Fracht. Die Bekla<i:te hat vorliegend nur nachgewiesen, dass Hlech- 
ab fülle in der Relation Budweis— Mürzzuschlag nach den bestehenden 
Verkehrsleitimgsvorschriften iiber Leobersdorf transportirt werden, 
nicht aber dass die Route über Leoben nicht transportberechtigt ist. 
Nach der Sachlage ersclieiiit im (iegeutheil die Route über Leoben 
geradeso transportbereciitigt wie die Strecke über Leobersdorf. Bei 
beiden Routen kommen nur die k. k. 8taatsbahnen und die beklagte 
Bahn in Betracht. Nur die Routen dieser beiden Bahnen sind be- 
theiligt, mag das Gut über Leoben oder Leobersdorf befördert werden. 
Es sind daher auch beide Ronten trausportberechtigt. Durch Zusatz« 
bestimmung XVII, Z. 1 a, sollte Termieden werden, dass beim Bestände 
eines direkten Tarifes die Berechnung Uber eine Route verlangt werden 
kOnne, bei welcher Bahoen in Betracht kommen, die bei der Bildung 
des direkten Ttoifes nicht zn berücksichtigen sind. Dies trifft, wie 
gezeigt, bei der Route ftbei* Leoben nicht zu. Die Berufung der Be- 
klagten auf die Ausnahme Z. 2 a der Znsatzbestimmung XVII za 
§ 51 Betr.-Begl. ist daher nicht gerechtfertigt, vielmehr war die 
Klägerin gemäss Zusatzbestimmung XVII (Einleitung) berechtigt, die 
Berechnung über die Route Leoben nachträglich zu begehren. 

Sr. 180. Entsfh. des Deutschen Keiehsgcrichts. 
6. Civil-Senat. Vom 7. Oktober 190L 

(Jnr. Woehttmolir. XXX. Mr.M/tt. &1W. Zfff.ti.) 

Osr.-Vtrs.'8st. H I, 8, 6. Naflpfl.-e«t. « I. lmlM.-Vart.-8et. t 9. Unter »Itofail" 
itt ein leitlleb bettlmnittt, elnieltes Ereigniss zu vertMtn, welehH tdiMNelie Fnl|Mi 

herbeigeführt hat. 

Das Gesetz geht «)ffenbar auch von diesem Begriff des Unfalls aus. 
Denn es setzt melirfaeh Fristen fest — vergl. § 5 Abs. 2, 59 — , 
welche mit dem Eintritte des Unfalls beginnen. Es muss also mit dem 
Worte „Unfall" ein zeitlich bestimmbares, einzelnes Ereiguiss gemeint 
sein, da sonst uiciit ermittelt werden könnte, von wann ab die Frist 
zu berechnen ist. Es ist auch nicht etwa die eingetretene schädliche 
Folge, die Oesundheitsbeschädigung oder der Tod des Verletzten als 
Beginn der Frist festgesetzt. Denn es ist im § 59 Abs. 2 ausdrfick- 
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lieh besliimiit, dass einer AnineMun;^ nacli Ablauf der Frist — nämlich 
spätei- als 2 Jahre nach dem Eintritte des Unfalls — dann Folge 
zu geben ist, wenn zugleich glaubhaft gemacht ist, dass die Folgen 
des Unfalls erst sp&ter bemerkbar geworden sind. An einem solchen 
Ereigniss, nach dem sich die festgesetzten Fristen berechnen Uessen, 
wttrde es aber fehlen, wenn nnter Unfall aach eine Qesnndheitsbe- 
scbftdigung zu Terstehen w&re, die dnrch eine l&ngere Zeit, Tielleicbt 
Jahre lang dauernde schädliche Einwirkung auf den EOrper eines 
Menschen herrorgernfen ist. Diese Ornnds&tze hat das B.-G. auch 
nickt nur in dem vom B.-G. eitirten Urtheile des in. C.-8. vom 8. Juli 
1888 — Entsch. Bd. 21 S. 77 — sondern vielfach ausgesprochen. Vergl. 
die Urtheile des II. C.-S. vom 8. Februar 1898 — Juristische Wochen- 
schrift S. 170*' und des IV. C.-S. vom 3. Juli 1899 — Entscii. Bd. 44 
S. 254. Auch wird, wie die in dem zuletzt erwähnten Urtheile an- 
geführten Citate ergeben, diese Ansiclit von dem Reichsversiclierunf^s- 
amt und in der Litteratur vertreten. Das Vorbringen der Revision ist 
nicht geeignet, die Richtigkeit vorstehender Ausführungen zu wider- 
legen. Für den Begritf des Unfalls im Sinne des eitirten Gesetzes ist 
es unerheblich, ob dem Versicherten ein Schaden wiiliiend eines ord- 
nungsmä-ssigen Betriebes entstanden ist oder ob der Scluiilen durch eine 
ordnungswidrige Art des Betriebes hervorgerufen ist. Denn nach dem 
Gesetze — §§ I, 5 und 6 — soll für alle bei dem Betriebe sich ereignen- 
den Unflllle, welche der Verletzte nicht yors&tzlich herbeigefQhrt hat, 
Schadensersatz geleistet werden. Die Frage, ob ein Unfall vorliegt, 
ist daher nicht davon abh&ngig, ob Seitens des Betriebsnntemehmers 
die erforderlichen Vorsichtsmassregeln beobachtet sind, sondern nur da- 
von, ob ein einzelnes bestimmtes Ereigniss den eingetretenen Nachtheil 
verursacht hat. Der Qang der neueren Gesetzgebung spricht ebenso 
wenig für die Ansicht der Revision. Die im bürgerlichen Rechte be- 
stehende Verbindlichkeit zum Schadensersatze ist zunächst durch das 
Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 erweitert, welches, abgesehen von 
dem Eisenbahnbet liebe, für gewisse Betriebsunternehmer eine Haft- 
pflicht festgesetzt, wenn durch ein Verschulden ilirer Bevollmächtigen 
oder Betriebsleiter ein Mensch getüdtet oder körperlich verletzt ist. 
Das Unfallversicherungsgesetz vom G. Juni 1884 geht einen Schritt 
weiter und giebt dem Verletzten, beziehungsweise seinen Hinterbliebenen 
in bestimmten Fällen einen Scliadensersatzanspruch auch dann, wenn 
der Tod oder die Kurperverletzung durch einen bei dem Betriebe sich 
ereignenden Unfall herbeigeführt ist, ohne den Nachweis eines Ver- 
schuldens des Betriebsunternebmers oder seiner Angestellten zu ver- 
langen. Erst das Gesetz betreffend die Invalidit&ts- und Alteraver- 
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sicTiemngr vom 22. Juni 1889 billigt unter bestimmten Voraussetzungen 
den Versiclierten, wenn sie überliaui^t diuiernd erwerbsunfähig geworden 
sind, einen Anspruch auf Invalidenrente zu. Es bestimmt aber im § 9 
Abs. 2, dass eine durch einen Unfall herbeigeführte Erwerbsunfähig- 
keit den Anspruch auf Invalidenrente nnr insoweit begründet, als nicht 
eine Boite nach dem Unfallversidierungsgesetze zn leisten ist. Die 
moderne Gesetzgebung unterscheidet also sehr wohl, ob Jemand durch 
einen Unfall oder ohne solchen durch den Betrieb zn Schaden kommt 
und schliesst allerdings im letzteren Falle den Beschädigten von den 
Wohlthaten des Unfallversichemngsgesetzes ans. 



Nr. 194). Kntsch. des Deutschen llelchsirerichts» 

7. Civil-Senat. Vom 8. Oktober 1901. 
(Jnr. WoeheoMbr. XZX. Nr.W/W. 8.788. ZULn.) 

Ol6 Stenpelbefrvtaifl dar Ttriftttll« Nr. 82 ZHT. 3 ies PmM. StanptlttevwiM. v. 

20. Juli 1895, betr. Kauf etc. von Mengen von Sachen oder Waren zum nimittelbarea 
„Verbrauch im Gewerbe" können die an eine Eisenbahn gelieferten Eisenware! Blebt 

geniessen, weil diese zum Gebrauch, nicht zum Verbrauch dienen. 

Der IV. und III. C S. des R.-G. (Entsch. Bd. 42 S. 23:^ Gnichut 
Bd. 42 S. 1149. Juristische Wochenschrift 1899 S. 426 haben diesen 
Ansdruck dahin aufgefasst, dass darnnter diejenige Benntziing der 
Sache zn begreifen sei, welche in deren Verniclitnng oder Zerstörnng 
bestehe, ohne die die Saciie den Nutzen uiclit gewähren könne, zu dem 
sie bestimmt sei. Selbst wenn mau nun bei der Bestimmung des Be- 
griffs des Verbrauchs fiber die in diesen Entscheidungen aufgestellte 
Schranke der physischen Vernichtung der Sache/ d. h. des einzelnen 
Stoffgebildes, hinausgehen wollte, so ist jedenfalls, wie sich aus der 
sprachgebrftuchlichen Anwendung des Ausdrucks und aus der Ent- 
stehungsgeschichte der Stempelvorschrift ergiebt, so viel gewiss, dass 
ein dauernder Gebrauch des Gegenstandes im Gewerbe mit dem 
Begriff des Verbrauclis im Sinne der streitigen Vorschrift unvereinbar 
ist. Dabei macht es für die Thatsacbe dieses daueinden Gebrauchs 
keinen Unterschied, ob die erworbene Sache ihre Form und Gestalt 
ändert, ihre Selbstständigkeit verliert, mit anderen Gegenständen ver- 
einigt und zu deren Bestandtheil gemacht wird, also bearbeitet oder 
verarbeitet wird; in alh'ii diesen Vornahmen, die an und mit der Sache 
getrotleii werden, ist » in ,.\ erlnanrh" im Sinne der streitigen Stempel- 
Vorschrift nicht zu n lili( k(-ii, eine Auffassung, für die niclit oliue Grund 
die weitere Bestininiunt.'' a. a. ().. dass Kaufvei träge über vSachen, die 
zur Weitervei äussernng bestimmt sind, stenipelfrei sein sollen, und 
zwar auch im Falle der E^earbeitung und Verarbeitung, verwerthet 
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weiden kann, da liierans jedenfalls soviel erhellt, da.SiJ der Gesotzgeber 
die Bearbeitung oder Verarbeitung einer Sache nicht unter deren Ver- 
brancb begiiffen haben kann. Im gegenwärtigen Falle handelt es sich 
• lediglich nm eine Bearbeitung und Verarbeitung der von der El. der 
Eisenbahndirelction in Berlin gelieferten Eisenwaaren ; diese sollten nach 
solcher Bearbeitung und Verarbeitung dem Betriebe der Eisenbahn- 
direktion dauernd dienen. Dass bei solcher dauernden Benutzung der 
Begriff der Daner nicht zu eng gefasst werden darf, braucht kaum 
hervorgehoben zu werden. Jede Benutzung f&hrt mit der Zeit eine 
Aboutznng herbei, und je häufiger und stärker die Benutzung ist, desto 
rascher wird eine Abnutzung und damit ein Unbraurhbarwerden des 
betreffenden Gegenstandes für die Zwecke, für welche sein Gebrauch 
bestimmt ist, eintreten. Der Begriff der Dauer ist mit anderen Worten 
ein relativer; dies ändert aber nichts an der Begriffsverschiedenheit 
des Gebranclis, welchf^r die Dauer iu sich schliesst, von dem Verbrauch, 
dem dieses Begriffsmerkmal fehlt. 



». 101. Entseh. des Deiitselicii R«'l('1isi:orl( hts. 
3. Civil-Seuat. Vom 18. Oktober 1901. 

il'rousa. Verw Bl. Jahr« XXIII. Nr. 15, S. 233.1 

Rechtlicher Charakter einer neben dem Gehalt für bestimmte Dienste amgesetztae 

„FankttomialHe*** 

Gegen den von der Bevision hervorgehobenen Satz, dass das Be- 
amtengehalt ünterhaltsrente und nicht Gegenleistung fOr Dienste sei, 
enthält es keinen Verstoss, wenn einer einer gewissen Gattung an- 
gehdrigen bestimmten Art von Beamten für die Wahrnehmung be- 
sonderer Dienstverrichtungen oder f&r eine mit aussergewOhn- 
liehen Mfthe waltungen verbundene Thfttigkeit ausser dem den Grand- 
stock der Besoldung bildenden Gehalte noch eine Zulage gewährt 
wird, deren Zubilligung von der Fortdauer dieser besonderen Funk- 
tionen abhängig ist Denn die Bedeutung jenes Satzes besteht nur 
darin, dass die Besoldung keine Gegenleistung des Staates oder der 
sonstigen Körperschaft des ötfentlichen Rechts, die den Beamten an- 
gestellt hat, fi\Y die einzelnen von diesem zu leist^ridtM) odtn- ofe- 
leistoten Dienste bildet, dass sie vielmehr eine Uiiteilialtsrente darstellt, 
dif dem Beamten dafür «gewährt wird, dass er seine ganze Person 
dauernd und ausschliesslich in den Di^-nst des Staates oder der sonst itren 
Körperschaft stellt. Der hieraus fliessoude Satz, dass die Verptliclitnng 
der letzteren zur Zahlung des Diensteinkommens an sich unabhängig 
davon ist, dass der Beamte die Dienste wirklich leistet, wird von der 
Einrichtung der Funktiunszulagen nicht in Frage gestellt, weil auch 
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diese, ebenso wie das Gehalt selbst, weiter gezahlt werden, wenn der 
Beamte au der Wabrnelimung seines Dienstes gehindert ist, und sie eben 
nur dann und deshalb fortfallen, wenn und weil die Uebertragung 
der besonderen Funktionen auf den Beamten aufhört, wegen deren • 
sie noch ausser dem festen Gehalte gew&hrt werden. Der Umstand, 
dABS die Fimktionszulagen zn dem der Einkommensteaer unterliegeDden 
EiDkommen geboren tind dass sie bei Berecbnang der Höhe der Pennon 
mit in Ansatz gebracht worden, steht hiermit nicht im Widersprache, 
weil die Steuerpflichtigkeit des Diensteinkommens der Beamten nicht 
daTon abhängt, dass es ihnen grnnds&tslieh nicht entzogen werden kann 
(vergl. § 7 Bd. 4 nnd § 16 des prenssischen Einkommensteneigesetzes 
Tom,24. Jnni 1891), und weil die rechtliche Unmöglichkeit des Fort- 
falls eines bestimmten Bestandtheils des Diensteinkommens keine noth- 
wendige Voraussetzung für dessen Berücksichiigong bei Berechnung der 
Pension bildet 

Nr. 192. Eiitsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
5. Civil-Scnat. Vom 21. Dezember 1901. 

Civ.-Proz. Onl. §§ 935fr. Klelnbahngesetz v«ai 28. Juli 1892 g§ 2 ff., 9 ff., 14, 17 
U» 24v 28. SollM bei ier Kreinig zweier elektriMNa StratMiMiees die LeHueie- 
drlMe der einen von denen der asderea durohectinitten werden, so ist die erstert 

berechtigt, dem Eingriff in ilir Eigentliam durcii Extraliirung einer einstweiligen Ver- 
fügung so lange zu begegnen, bie bierfiber durch die zuständige VerwaitungsbebSrde 

endgültige EttMheMnng getroffen Iti 

L'uricUtig ist zunächst die Annahme, dass die Klägerin zur Dul- 
dung der Kreuzung ihrer Drilhte bereit sei; vielmehr verweigert die 
Klägerin dfese Duldung, falls nicht eine Einigung der Parteien unter 
den von ihr Torgeschriebenen oder vorzuschreibenden Bedingungen zu 
Stande komme. Unrichtig ist aber auch die Annahme, dass die ordent- 
lichen Gerichte nicht zuständig seien, die KlSgerin gegen den von der 
Beklagten beabsichtigten EingriiF in ihr Eigentum (durch Einbauen von 
Kreuzungsstttcken in die Leitungsdrähte der Klägerin) zu schützen, wenn 
die etwa zuständige Verwaltungsbehörde den Eingriff genehmigen könne, 
aber noch nicht genehmigt habe; vielmehr liegt der Streit bis zur Ein- 
holung der Entscheidung der Verwaltungsbehörde lediglich auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts (Gerichtsverfassungsgesetz § 13). Mit 
der den vorläufigen Schutz der Klägerin bezweckenden einstweiligen 
Verfügung ist der Eiitsclieidiiiig der Verwaltungsbehörde nicht vor- 
gegritien, vielmclir nur der Lin:-twcilige Zustand bis zum Erlasse jener 
VertTigung geregelt. Die einstwiilige Veriugiing fällt also zusammeo, 
sobald die Wnwaltuiigshehörde innerhalb ihrer Zuständigkeit den Zu- 
stand anderweitig regelt. 
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Da das Beiiifungsurtbeil im Wesentlichen auf den bezeichneten 
beiden Irrthttmern beruht, rausste es aufgehoben weiden. In der Sache 
selbst konnte noch nicht entschieden, sondern es musste auf Zurück- 
yerweiniiig erkannt werden. Dem Berafungsgericht ist darin beizu- 
treten» dasB der Regierungspräsident darAher, ob die Beklagte die 
Krenzongsst&dce in die Leitnngsdräbte der Klägerin einbauen darf nnd 
in welcher Weise dieser Einbaa zu erfolgen hat^ mit der Wirkung ent- 
scheiden kann, dass die Streitfrage der Kognition der ordentlichen Ge- 
richte entzogen wird. Freilich erfolgt die GenehmiguQg von Kleinbahn- 
nntemehmnngen nnd von wesentlichen Aenderungen solcher unter dem 
Vorbehalte der Hechte Dritter (§§ 3 und 13 des Kleinbahngesetzes vom 
28. Juli 1892), aber damit sind im Wesentlichen nur Privatrechte ge- 
meint. Hier handelt es sich um den Streit zweier Kleinbahnen unter 
einander, welche der Beaufsichtigung und der weitf^reifenden Einwirkung 
derselben Verwaltungsbehörde unterstehen nnd deren Verhältnisse 
durch üffentlicli-reclitliche Normen geregelt sind (§§ 2 tf. 9 ff., 14, 17 
bis 24, 28). In solchen Fällen ist die Verwaltungsbeluiide berufen, 
Kollisionen, die durch die Genehmigung konkurireniler Unterneliniungen 
entstehen, durch ihre Entscheidung zu lösen, Im vorliegenden Falle 
steht jedoch nicht fest, ob eine solche Entscheidung? getroffen ist. Die 
Beklagte hat behauptet, dass der Regierungspräsident ilir bereits den 
Begiuu des Einbaues gestattet habe und die Kreuzungen auch in dem 
genehmigten Baupläne vorgesehen seien. Nach beiden Richtungen wird 
der Bemfungsrichter bei der erneuten Verhandlung Beweis zu erheben 
haben nnd es wird dabei jede bis znm Erlasse des Urtheils etwa ge- 
troffene Entscheidung in Betracht zu ziehen sein. Sollte keine Ent- 
scheidung getroffen sein, so würde in die materiell-rechtlidie Präfnug 
der Sache einzutreten sein. 
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Abhandlungen, 
lt. 

Bas Seeht IMtter Im Haflpfllchtg«8etz 
Von Or. FriMirlob Weber, 

DirektlonsMMaMr bei der Egl. Oeneraldirektion der bayr. StaatoeisenbaluieiL 

Nach dem Haftpflichtgesete ist bei EisenbahnbetriebsanlUlen — § 2 bleibt 
liier ausser Betracht — Sehadensersata an leisten 

1) dem Verletzten oder dessen Erben ffir Erh5IiiiDg der Anslageii (Hett- 
kosten, erhühte Bedürftigkeil) und für VemundeniDg der Einnahmen (Geringere 
oder aufgeliobene Erwcrljsfiihit^kcitX 

2) Dritten (<1. h. niolit dcni Verletzten oder dessen Erben) für prewisse 
Auslagen (Beerdigungskosten) und gewissen Einkommensentgang (Verlast des 
Unterkaltsrecbts), in anderen Fällen dagegen nicht 

Der Schaden wird dem Verletaten beiw. dessen Erben nvr ersetzt^ wenn 
von ihm bewiesen wird, 1) dass ein Unfall ihn getroffen hat, 2) dass der Un- 
fall ein Betriebsanfall ist, 3) dass derselbe bei ilim eine Erwerbsanffthigkelt 
zur Folge hat, sei es jetzt oder später, dauernd oder zeitweise, vollständig 
oder teilweise. 4) endlich dass ihm durch diese Erworbsiinfähigkeit ein Schaden 
erwachsen ist. Der Si liaden wird dem Dritten nur er.setzt, wenn er beweist, 
1) dass einen Anderen ein Unfall getroffen hat, 2) dass der Unfall ein Be- 
triebsunfall ist, 3) data der Andere an den Folgen des Unfalls gestorben ist, 
4) femer hei Beerdigm^kosten, dass ihm fOr die Beerdigung, die ihm recht- 
lich oblag, Kosten erwachsen sind, 5) bei Yerlnst des Unterhaltsreehts aber, 

a) dass ihm jjejien den Verstorbenen ein Unterhaltsrerht gesetzlich zustand, 

b) dcass ihm durch den Wegfall des Unterhaltsrechtes ein Schaden erwachsen ist*). 

Die oben erwiihnten VorauHsetzuTitrcn müssen vom Verletzten (»der dessen 
Erben bezw. dem Dritten bewiesen werden; ausserdem besteht für sie von 
vornherein kein Sehadeusersatzansprach. 

Einige Eonseqnenzen dieser Sätze fiir den Dritten mSgen hier ErSrternng 
linden; sie stehen teilweise im Widerspruch mit der bisherigen Rechtssprechnag. 

1) Soweit durch das Haftpflichtgesetz für Dritte Sehadensersatzrechte 
nicht eingeräumt sind, bestehen für dieselben keine Rechte aus dem Haft- 
ptUchtiresetz. Es hat sonach kein T'fiht der .\rbeitsliprr , dessen Arbeitei- 
durch einen T^ctriebsunfall arbeitsunfähig wirii. <ier aber trotzdem, sei es auf 
tirund des Dienst Vertrages, sei es ohne Verplli>litung, den Uohn weiterbezahlt, 
ferner nicht Derjenige, welcher aus Schrecken über den Unfall, dessen Folgen 
er als Unbeteiligter sieht, sich ein Leiden zuzieht, das seine ErwerbsfUiigkeit 
beechriUikt (z. B. die Tochter eines bei einem Unfall Yerstilmmelten), weiter 

*) 9. Kommentar von Dr. Eger Y. Auflage, femer Kommentar von Dr. Bein dl. 
Beweis io den Worten ,1iat Sohadensersats xn leisten' in § 3 Abs. II des Haft- 

pflichtgesetzeB. 
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nicht die Versicherungsgesellschaft, welche infolge deä Unl'allä höhere Suinmen 
SU zahlen bat, als die bieherigen Beitrage des Yentiiglfickteii betragen (s. Eger 
S. 302), niobt die Eltern des yenuigl&ekten, wenn durch den Unfall dessen 
gesetzliche Dienstleistongen (§ 1617 BGB.) ansfallen (eine dem § 846 BOB. 
entsprechende Bestirnrnnrip: he^^teht im Haftpilichtgesetz nicht), endlich nidit 
der snbsidiär Unterhaltspflirlititre, welcher, weil der primiir Uiiterlialtnnprs- 
l>f1ioliti<rp infolge des rntalls weggefallen ist, nunmehr Unterhalt zu leisten 
hat (s. im entgegengesetzten Sinne Eger S. 392, 393, Reindl S. löO n. unten 
Ziffer 3). Fraglich erscheint, ob dem verletzten Ehegatten gegenüber der 
andere Eh^;atte als Dritter derartig gegenübersteht, dass, sowdt diesen der 
Sdiadtti trifft, kein EraatEanspmcb besteht. In dieser Besiehnng ist znm- 
gebcn, Am» bei Verheirateten ein Unfall, der eine Erwerbsnnfilhigkeit im 
Gefolge hat, fast ausnahmslos nicht allein dem Verletzten, sondern auch dem 
anderen Ehefrattcn Schaden Itrliiirt und zwar dadurcli , dass beide Klietratten 
nach bestimmten Noinien gemtinsain zur Deckung des clielichen Aufwandes 
beizutragen haben, eine Erwerbäuutliliigkeit des Mannes regelmässig eine Er- 
.hShnng des die Fran treffenden Betrages oder eine b^e TeOe berührende 
Bednktion der ehelichen Auslagen zur Folge hat (s. §§ 1389 nnd 1371, 1437, 
1458 nnd 1441, 1620 nnd 16S6, 1649, femer 1860 BOB.), eine Erwerbs» 
unfähifrkeit der Frau aber im Falle des $ 1356j BGB. (Arbeitsleistung fttr 
den Mann) eine Verminderung des Einkommens des Mannes und hiermit gemäss 
^ .1360 BGB. einen Scliadeu für die Frau und im Falle selbstständigen Er- 
werbe» der Frau meist einen direkten Scliaden für diese (s. §§ 1367, 1426) 
oder für beide Ehegatten gemeinsam (§§ 1438, 1519, löi9, §§ 1371, 1427) 
bringt. Es ist femor snzngestehen, dass der jeden der beiden Ehegntten 
treffinnde Schaden im Elnaelfalle wird naehgewiesen werden kdnnen. Trotz- 
dem mochte eine derartige Unterscheidm^ mit der Konseqnenz, dass der 
Sehaden, der den unverletzten Ehegatten trifft, nicht zu ersetzen ist, wenip:sten8 
dann, wenn Tiebensgemcinsehaft zwisehen den Klieijatten besteht, nicht zn 
ziehen sein nnd zwar deslialb, weil eine solche rntersoheidunK im Widerspruch 
zu der den ^i^eset /.liehen Bestimmungen als Norm zu Grunde liegenden ehe- 
liclien Lebensgemeinschaft stehen würde (s. § 1353 BGB.). (Gegent. An- 
schannng bei Eger S. 303, 326.) 

2) Der Dritte, der nach ZiiTer 8 einen selbststftndigen Ansprach nicht 
hat, erhalt einen solchen anch nicht als Cessionar des Verletzten. Denn eben, 
weil dem Verletzten durch den Dritten infolfre Vertrags oder thatsäcblich 
ein Ersatz (z. B. dur< li die Foitzahlun;,'- des Lohns, rlurch die Versidieruncrs- 
summe) freboten wird, ist ihm bis zu der Hühe des Ersatzes ein Schaden nicht 
erwachsen; er hat daher auch keinen Ersatzanspruch erworben nnd kann in- 
folgedessen anch keinen cedieren. Der Dritte mag durch den Unfall einen 
Schaden erlitten liaben (Aber dessen Anspr&che s. Ziffer 1), nicht dagegen der 
Verletzte. (Gegenteilige Anschannng bei Eger S. 78, 808, Reindl 131/132.) 
Wo aber eine vertragsmüssige Cession nicht möglich ist, ist auch kein Platz 
für eine gesetzliche Cession; § 140 des Gewerbennfallver8.-Gesetze8, § hl 
des Krankenversicherongsgesetzes, welche den gesetzlichen Cebergang des An- 
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Spruchs auf die Versicherungsanstalten festsetzen, sind für die Haftpflicht olinc 
Bedeutung (s. dagegen die Rechtsprechung des R.-Ger., Eger S. 78, Beindl 
S. 11)'). Ans dem glddi»i Ornnde, weil nlmlich, isiowdt ein Dritter leistet, 
ein Beiladen und biermit ein SciMdensereatcansprach dem Verletsten nicht 

erwächst, muss sich auch der Verletzte das abrechnen lassen, WM er fftr den 
Unfall von einer Versichemngsgesellschaft erhUlt; nur das, was er an Bei- 
trägen gezalilt hat, kann er als Schaden in IJeclinuii^ ziehen (Gefrenteil. An- 
schauung bei Eger S. 409f.); jede Melirzalilnnq- wäre Bereicherung"). § 4 
des Haftpflichtgesetzes steht dem nicht entgegen (s. Eger S. 411ft\). 

3) Der Unterhalteberechtigte hat nur dann einen Ansprach, wenn ihm 
durch den Unfall ein ünterhalterecht entzogen wurde and wenn, insowdt and 
insolaage ihm hierdurch ein Sehaden erwachst. Er hat iLciaen Ansprach, 
wenn und insoweit ein subsidiUr Unterlialtangspflichtiger an die Stelle des 
Getüteten tritt; denn es entsteht ihm insoweit kein Schaden (so schon oben 
Ziff. 2 ausgesprochen); der Ansprucli besteht jedenfalls, wie auch im Gesetz 
Kelbst ausgesprochen ist, nicht mehr über die Zeit der mutmasslichen Lebens- 
dauer des Getöteten lünaus; er erlischt aber schon früher, falls auch ohne 
den Unfall die Unterhaltspflicht bei dem Getöteten fMOier aufgehört hfttte. 
So hei Kindern a. B., sobald sie nach Erreichang der VollJBhiigkeit aas dem 
VermSgen selbst, nicht blos, wie Toxher, aas dessen Einkünften (s. § 1608 1 a. i 
BOB.) den nötigen Unterhalt ziehen können, ferner sobald bezw. soweit die- 
selben sich den nötigen l'nterlialt durch Arbeit verdienen oder nach ihrer 
Lebensstellung verdiencu kunnteu'), so ferner z.U. bei Witwen, wenn und 
insoweit die Voraussetzungen des § 13G0 BüB. auch ohne den Unfall beim 
verstorbeneu Manne in Wegfall gekommen wären, jedenfalls aber entsprechend 
dem analog anzuwendenden FaUe der durch Schuld des Hannes herbeigeftthrten 
Scheidung gemtas § 1581 BOB. mit der Wiederverheiratong (andere An- 
schannng bei Eger S. 367 f., 886). 

*) Ebenso die ^ 10, 1 bezw. 19, 1 d. Unfallfllrsorgegesetm v. 16. 3. 1886 u. 18. 6. 1901. 

') Zwei RcisjiU'le iiinf,'rn zur Charakterisierung des Gesagten dienen. Wider- 
spricht es nicht jedem RechtsgcfUhl, wenn jemand, der vor der Abfahrt um 10 Pf. eine 
Ksrlre löste und Uerdnrch bei einem Unfall mit nachfolgender danwnder Erwerbs- 
nnftbigkcit ein AiuKht auf 5(XX) M. gegenüber der Unfallyersicherungsgesellsclialt 
erworben hat. nuchnials die WMK) M. von der Babiivtrwalf niig sollte fordern können, 
weil die öUUÜ M. ein Acquivalent t'Ur die von ihm bezahlten lü i'f. bilden? suUte er 
brt der Sohademersetzforäerang gegenttber der Bahn ni«sbt die 4999 H. 90 Pf . reine 
Bereicherung abzifben müssen? Ist es nicht trriron alles Rcchtsgefühl , wenn der 
vorübergehend Erwerbsunfähige, obwohl ihm die JsLosten fOr eine lieilkor von der Ver- 
sioheruugsgesellsdiaft ersetzt worden, dieselben Kosten noehmsb von der Bahn sollte 
verlangen können? In dieser Bichtang wAre eine Aenderang der derzeitigen Bedito- 
sprechnng drin^rmd zu wünschen. 

^) Die Buhn übernimmt die elterliche Gewalt, mit welcher der Minderjährige zur 
Brlemnng eine« Bemfes nnd sor Arb^ geswnngen werden Itann, nicht. Sie luit da- 
gegen die MnLrlii'lik> if . «Ii»- Bentenzablunp dann, wenn der Unterhaltsberechtigte ent- 
gegen seiner Lebensstellung nicht arbeiten will oder, weil er schuldhafterweise nichts 
gelernt, nichts zv rerdienen Termag, mit der BegrQndung, dass nvnmdv doreh eigene 
Schuld der kausale Zasainuienhang zwischen Unfall und Einkonunrasmindening unter- 
brochen istj zu Tcrmindern oder zu sistieren. 
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U. 

AusscklieHsunu: oder Beschrüiikuiit; iWr IlaftpflicUt dor Kiseubahii 
für da8 ihr zur AuflK'wahruiit; übergebene OepHck. 

Von Dr. Jur. Rundnagel, 
Regierangsassessor in Cottbus. 

In Abfindening der Torsobrift des § 87 Abs. 3 der Verkehrfiordiimig 
v<ni 16. November 1892 : 

,Aiif prrnsspren Stationen müssen Einrichtungen bestehen, welche 
es dem Keiseiuien ('rmr<ji;lichen, sein Gepäck ohne Verantwortlichkeit 
der Verwaltung tregen eine festgesetzte Gebühr zur vurübergekeuden 
Anfbe Wahrung zu übergeben", 
bettlmimt § 88 der Yerkehraordnuig vom 86. Oktober 1899: 

»Avf grOturen Stationen mflsaen Einricfatnng^ bestehen, welche 
ea dem Bellenden ermöglichen, Bein Gepftck gegen eine festgesetzte 
Gebühr znr vorübergehenden Anfbe wahmng niederzulegen. Die Ver- 
waltung haftet in diesem Falle als Verwahrer". 
Dem Verwahrer steht das Recht zu, — schlechthin — bcine Haftung 
im Voran» auf den Fall des Vorsatzes zu beschränken 276 Abs. 2 B.G.B.), 
und, — üidlB Handlnngen eetaier gesetalichen Vo'teeter oder von PersoiMn 
hl Betracht kommen, deren er rieh aar Erfttlinng eehwr Verbindlichkeiten 
bedient, — weiterUn anch die Bereehtlgiing, die Haftang für Toreiltaliche 
Schadenszufügungen aaeaaechlieeien (§ 278, zweiter Sata B.G.B.). 

Da bei dem hier zn erörternden Hinterlegnngsgeschaft nur Handinnpen 
der gesetzlichen Vertreter oder sonstiger Angestellter dor Eisenliahn in Betracht 
kommen, würde diese somit in der Lage sein, jeglichen S( liadcnscrsatzanspruch 
aaszuschliesscu. Dieses Ergebnis erscheint allerdings auf den ersten Blick 
recht bedenklieh. 

Erstem kann man geltend machen, dass ja gerade der § 88 der Verkehre» 
ordnnng dasn bestimmt sei, die Vorschrift des § 87 Abs. 3 der Siteren 

Vorkehrsordnnng, — na Ii der die Eisenbahn keinerlei Verantwortung zu 
tragen hatte, — zu beseitigen und die unmittelbare Haftung einzuführen. 
(Vergl. die Abhandlungen von Dr. Keindl in Nr. 34 und oü des Jahrganges 
1901 der Zeitung des Vereins Dentscher Eisenbahn- Verwaltungen.) 

Zweitens könnte man einwenden, dass eine derartige vertragliche Ab- 
machung gegen die guten Sitten Verstösse, da die Eisenbahn eine Zwangslage 
der Beiaenden ansntttate, die wohl oder Abel anf eine derartige Vertrags- 
bestlmmung eingehen mflssten, falls sieh kdne andere Aafhewahmngsstelle 
anf der Station boHndct. (Vergl. die Abhandinngen von Dr. Hertaer in 
Kr. 47 nad 73 des gleichen Jahrganges der genannten Zeitschrift.) 
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Was jenen Einwand betrifft, »o kann man, tulls mau ihn für begründet 
erachtet, folgeredilr mir m dem ErgeVniB gelangen, dass der Eäeenbaloi dvrdi 
§ 88 der YerkehrBordnnog in dieBem Falle die Haftang in dem Vmliuig 
anferl^ sei» yiw rie ffir den Verwahnafi:BTertnig im B. G. B. — wenn andi 
an eich dispositiv — normiert ist. Mit anderen "Worten: man mflsite aa» 
nehmen, dass die F.isenlialin nidit bereclitifrt sei, vertraglich diese Bestiramnncren 
in irp:end einem Pnnkto ausser Kraft zu setzen. Dies würde insbesondere 
bezüfilich der §§ 252 und 27(1 B.Ct.B. grelten. Man würde also zu der über 
den Kähmen der §§ 80 Ü. der Verkehrsordnung erheldich hinausgehenden Haftung 
für entgangenen Oevinn, aaeli beim Vorliegen von nnr leiebtem Versclnilden, 
kommen. 

Anlangend den anderen Einwand, so würde, wenn der Ansscblnss 

Jefjliclien Schadensersat/mi'-yirnches als treiren die puten Sitten verstossi^nd 
erachtet würde, weiter zn iirüfeii sein, inwieweit eine Beschränkang der 
Haftung mit den gnten Sitten vereinbar ist. 

I. 

Betrachtet man nunmehr zunächst den ersten Ehiwand etwas genaner, so 
l&sst sich nicht yerkennen, dass er eine gewisse Stütse in den Motiven findet, die 
besagen, dass es dem Wesen der aar Mlederlegang des GFepttcks von der 
Eäsenbahn getroffenen Einrichtung und den Bedurfnissen des Verkehrs gleich- 
miissig entspreche, wenn die Eisenbahn, welche die ihr zur PtUcht gemachte 
Aufliewahrnn^? durch ihre Bedienstete in iliren RAomon fibemehmei die Ver- 
antwortunir für die Ausführung zu tra^ren habe. 

Vergeblich suchen wir jedoch in den Motiven uach einer Begründung für 
^e BtTwetterang der Haftung Aber den Bahmen der §§ 80 ff. der Verkelura- 
Ordnung. Wftre eine solche beabdchtigt gewesen, so mnss es als aiuge- 
Bchlossen angesehen werden, dass alsdann ein entsprechender Hinw^ onter- 
lassen witre. 

Es fraf?t sich sodann weiter, ob überhaupt die besonderen Eifrentünilidi- 
Iceiten des hior in Frage stehenden Ilintorlo^iiiijrsijescliJlftes die Auferlo^run;: 
einer deraitifj;en rigorosen Haftpriiriit reditfeitigcn. Für die Hinterlepunir 
kommt mit verschwindenden Ausnahmen nur da« Handgepäck in Betracht. 
Unter diesen Begriff fallen aber nach der Verkehrsordnnsg nnr kleine, leicht 
tragbare Gegenstände. Der Beisende, der sein Qepäek In diesem, übrigens 
dem praktlsdwn Bedfirfnis dnrchaus entsprechenden Bahmen hUt, wQrde das 
Fehlen einer Hinterlegungsstelle im ungünstigsten Fall als eine ünbequeralichkdt 
em]>HTidoTi, mit der man auf der Reise rechnen mnss. Im § 38 der Verkehrsordnung 
hat iiKui allci lÜTiüs mit diesem Tilealreisenden niclit gerechnet, sondern vielmehr 
den htillsilnveigend j^eduldeten Normalreisenden in Betracht gezogen. Für ilin 
ist ohne Zweifel das Vorhandensein einer Hinterlegungsstelle unter Umständen 
eine Notwendigkeit. Aber anch hier ist das Bedfirfnis keineswegs ein grSsseres 
als in den anderen Fällen, in denen man eine Anfbewahrmigsstelle in Anspruch 
nehmen mnss, a. B. beim Besuch eines Konzertes oder Theaters. Im — sagen 
wir einmal — nnberecb t it.- 1 <<n Interesse des Reisenden der Eisenbahn eine 
Haftung aafauerlegen, dk ilirem Umfange nach grösser sein würde als 
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(liejeiiige, welt-lie sie für den Fall jjfewälut, da.ss* der Kei>('n<lf \ drschrifts- 
gemUgs sein Gepäck zui* Bet'ürderung anfgiebt und im Anschluss hieran auf 
der BestiminiiDgSBtaÜon lagern iSsst, wttrde durchaus ungereehtfertigt sein. 
Ebenso onbillig wBre ea, die Eiaenbahn iingttiistiger an stellen, als die ge* 
verbsmHssigen Qarderobebalter bei Veranstaltmigen der Torerwlllinten Art. 

Fassen vir beide Gegenaignmente znHunmen, so kommen ^vir zn dem 
Ergebnis, dass die Anferlocrnnc einer so weit gehenden TTaftun^r 1) von den 
Kedakturen der V^erkehrsordnunj^ niclit gewollt ist, 2) in keiner Weise gerecht- 
fertigt sein würde. 

Zur Widerlegung des hier behandelten Einwandes ist allerdings dies 
Ergebnis fir aicli aUein nicht geeignet, aber immerliln ist ein ni^t an nnter^ 
Bdifttiendes 6^;enmoment gegeben. 

Sehen wir uns nunmehr den § 38 der Verkehrsordnnng nSher an. 
Würde die Neuerung in der Verkehrsordnung lediglich darin bestehen, 
dass die Worte der Veikelirsordniuij^ vnni 15. November 1892 .ohne Verant- 
wortlichkeit der N'erwaltunp" «»hne ^leit lizeitifre Zufüf^un}? des zweiten 
Satzes weggelassen wUren, so wüide sich sofort die Frage erheben, ob für 
das HinteilegungsgescbSIt die Bestimmungen des B.Q.B. oder analog die 
§§ 76 ff. Verlcehrsordnung Anwendung su finden hätten. Die Bechtsprechung 
«Qrde vielleicbt zu dieser AhemaüTe neigen und der Terwaltung eine Haltung 
bis zur höheren Gewalt anferl^^. Ferner bestände die Möjrlichkeit, dass 
die Eisenbahn, — da alsdann nur tresa^-^t sein würde, dass Aufbewahrungsstellen 
l»estelien müssen, — dieser Veri'tiichtunfj: in der Weise naihk;lme. dass sie 
den fresamten Betriel) dieser Stellen dritten Personen ledifrlicli unter 
deren Verautw ortung übertrüge, Bezüglich dieser beiden rankte bestiuiuite 
Vorschriften zu treffen, ist m. £. der alleinige Zweclc des Satzes 2. 

Was den ersten Punlct anbetrifft, so wQl Sats 2 offenbar eine Beschrftnlcung 
der sonst der Eisenbalm auferlegten Verantwortnog einf filiren *). Die Eisen* 
bahn betreibt hier eben ein Geschäft, das mit dem TranspürtuntemelmiNi nur 
iu einem äasserlicheu Zusammenhantr steht, und in Ansehuuf^ dessen sich die 
Aaferlearung einer so schweren Haftpfticht in keiner Weise reehtfertitrt. Sie 
Süll daher in dieser Hinsicht ebenso behandelt werden, wie jeder andere, der 
diesem Geschäft nachgeht. 

Anlangend den zweiten Punltt, soll im Gegensatz zu dem früheren 
Zostand eben die Eisenbahn und nidit ein mehr oder weniger zuverlässiger 
Dritter der Verwahrer sein. Die Eisenbahn, die vermöge ihrer Einiichtungen 
in der Lage ist, und von der mit Rücksicht auf ihre Stellnn^^ im Verkehrs- 
leben zu erwarten steht, dass sie alle zur Sicherung dei- aufzubewahrenden 
Güter geeiirneten Voi kt hrun^ren trifft, soll diejenijnfe sein, uiit der en der 
Heisende /.n tliun hat, nicht ein beliebiger Dritter, dem der Reisende, auch 
bei sorgfältigster Auswahl und Eontrolle durch die Eiaenbahn, nicht ohne 
Weiteres das Vertrauen entgegen bringen IniDn, dass er den Wlll^ und die 



') Dieser Ansicht ist aach Oerstner in Nr. 84 S. 1802 des Jahrganges 1899 der 
Zdtong des Vereins Deutscher Eisenbahn-Verwaltongen. 
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Hilfsmittel hat, seinen VeiiiHichtungen naclizukoniuien Betrachtet man die 
Sache vom praktischen Standpunkte, so musa uhne Weiteres zugegeben werden, 
daas bei den von der Elaeiitahii yerwalteteii Anfbewahimigsstelleii Mch selbst 
in Oegenden, in denen üeh sehen aus den sahtreichen «ünregelmXsdflEeiten* 
im Ottteryericehr nicht gwade eine besondere Sehen der eingesessenen 
BeTOUcerang vor fremdem Eigentum kundgiebt, doch Verluste bei Anf- 
bewahrnngsgnt zu den prrössten Seltenheiten gehören. TTnbedenklich kann 
mau annehmen, dass die Gefahr der Einluisse keine trrössere, in den meisten 
Füllen sugar, dass sie noch eine geringere ist, als die, in der sich die Gegen- 
stände an ihrem gewöhnlichen Anfenthaltsort (z. B. im Hause des Eigentfimers) 
belinden. Oerade dieses Ergebnis ist es auch, auf das es dem Bdseaden 
ankommt, dem es in erster Lfade nicht daran gelegen ist, dass seine Enats> 
anspräche in dem ffir ihn günstigsten Sinn festgelegt werden, sondern daraa, 
dass die weitgehendsten Garantieen dafür geboten sind, dass er seine Sachen 
unversehrt und vor allem auch rechtzeitig zurück bekommt. Dieses Kesaltat 
entspricht aucli den Bedürfnissen de» Verkehrs. 

II. 

Es bedarf uanmehr noch der Erürteruug des auf § 138 des B. Cr. B. 
gestätzten Einwandes. 

Wir haben eben gesehen , dass die Wahrscheinlichkeit eines Ver* 
Instes ffir den Beisenden eine verschwindend geringe ist^ Mit aadaaren 
Worten: die mit der Anfbewahning yerbvndene CMiahr ist eine dnrclmns 
unbedeutende. Ein solches Risiko dem Vertragsgegner anfsnerlegen, Icnan 
aber in dem vorliegenden Falle nicht für unsittlich erachtet werden, znmal 
dann, wenn die für die Aufbewahnm? zu entrichtende Gebühr — wie es 
durchgehend» der Fall ist — über den Hahincn einer mUösigen Entschädigung 
für die mit der Aufbewahrung verbundene Mühewaltung nicht hinausgeht. 
Selbst wenn man also annehmen wollte, daas der Beisende bei Abscblnas des 
Hinterl^pnigsTertrages sich in einer gewissen Notlage befinde, so würde ein« 
nnsittliche Ansbentang derselben nicht vorliegen. Der die Haftung aus- 
»chliessende Vertrag wflrde somit gegen § 138 B.G.B, nidit Verstössen and 
daher rechtsgültig sein. 

Den Eindruck besonderen Entgegenkommens würde allerdings die Eisen- 
bahn durch den Ansschlnss jeglicher Haftnnfi: {.^era lr n'u lit machen. Es 
ist daher zu hoffen, dass insoweit die Frage nur theurctische Bedeutung be- 
hUt. Anders steht es aber mit einer Beschrftnkung der Haftpflicht, ins- 
besondere einer solchen ffir entgangenen Gewinn anf die nuie des Vorsatses 
und der groben Fahrlissigkeit anal4^ den §§ 80 ff. der Yerkehrsordnnag. 
Wenn auch, wie bemerkt, Verluste etc. an mir Anfbewahmng fibcrgcgebenea 
Gegenständen zu den Seltenheiten gehören, so dürfte es doch im Interesse 
der Eisenbahn- Verwaltungen jrcle-.'cn sein, auch für diese Ausnahmofillh' sich 
vorsorglich vor unter Umständen weitgehenden Ersatzforderungen zu schützen. 

') In diesem Sinne Usst sich m. E. sdir wohl die oben angeftthrte Bemwknag ais 

den Motiven verstehen. 



Digitized by Google 



Faid, Verpfftndnng und Zwangsliquidation Ton Elsenbahnen In der Sehweiz. 279 



12. 

Die Yerpfftudnng^ und Zwangsliquidation TOn Eisenbalinen In der 

Schweiz. 

Von Dp. L. Fuld, 
Bechtaanwalt in Mainz. 

WShrend eB in Prevssen bis zu dem JTalire 1895 dwierte, bis d«r Qesetas- 
geber sieb veranlasst sab, die Begrilndnng eines Pfandrechts an Prlyatbafanen 

und Kleinbahnen, Kowie die Zwangsvillstreokung in dieselben zn regeln, hat 
die Schweiz bereits seit beinalie dreissig Jahren ein Gesetz hierüber, welches 
nachweiitlich dem prenssischen Gesetze mehrfacli als Vorbild gedient und sich, 
wenigstens in der Hauptsache, durchaus bewahrt hat. 

Die Gründe, welche es erlilärlich machen, dass man in Preussen sieh so 
viel später veranlasst sah, dieser Frage näher m treten, liegen auf dem 
GeMete der in beiden Staaten wesentlidi verschiedenen Eisenbahnpolitik, die 
ihrerseits auf der verschiedenartigen Entwiddnng des Eisenbahnwesens hier 
und dort beruht. Es darf dann erinnert werden, dass die Reichsgesetzgebung 
sich Ende der siebziger .lalire ebenfalls mit dem Gedanken beschäftigt hatte, 
ein Bahnpfandreclit und ein Bahnzwang!5vollstreckun}rs-^'orfahren zom Gegen- 
stand ihrer Tliiltifrkeit zu maclien; die Gesetzentwürfe vom 3. April 1879 
bezw. 27. Februar 1880') bekundeten die Absicht der Reichsgewalt, auch 
auf diesem TheügeUete des Elsenbahnreebts die im Interesse der Rechts- 
sieherbeit und Yerkehrsentwieklmig wflnsehenswerthe Rechtseinheit zu schaffen. 
Obwolil die Reichstagskonunission sich im Jahre 1 880 mit der Durchberathnng 
des Entwurfs befasst hatte, gelangte derselbe nicht zur Verabschiednng. Von 
einer späteren Wiedervorlegnng nahm aber die Reirlisret^ierun}? Abstand, vor 
allem wohl um dcs.swillen, weil die Vcrstaatlirliung der Eisenbahnen in 
Preussen die Zahl der bestehenden Privalbuhneu der Art vermindert hatte, 
dass es nicht mehr aU erforderlich erachtet wurde, im Wege einer Spezial> 
gesetqiebnng den Bahng^nb^^ einen nnterpfandlich gesicherten Schatz zn 
gewähren. Indessen war die den obig^ Arbeiten gewidmete üiätigkeit keine 
fruchtlose ^^ewcsen, denn das geltende preussi.sclie Gesotz beruht im Wesent- 
lichen anf den Vorschlügen, welche der Entwurf des Keichsgesetzes in der 
Beichstagskommission erhalten hatte. 

Wie in Preussen, so geht auch in der Schweiz der (^esetzi^elxr von 
dem Gedanken aas, dass die Gesammtheit der einem Bahnunternelimcu ge- 

*) Veriümdlnngen des Sdehstags, Drucksachen 1879 Nr. 180, 1880 Nr. 88. 
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widuielea Sachen nnd Rechte eine rechtliche Einheit, die Bfthneinheit, 
Uldet, welche als solche ssnm G^ienstud von VerftaBBerungen und Bdastaagen 
sowie von ZwangsTollstrecknngeii i^emacht werden kann. Das eidgenSsüsche 
Gesetz vom 24. Juni 1874 spricht den Gedanken, daas seinen Vorsdniften 
drr Betrriff der Bahneinlioit zu Grunde lieprt, niclit so priizis aus, wie dies 
in § 1 dtH T'rtMissischen Gesetzes vom 19. Autrust 1895 geschehen ist, allein 
gleicliwolil bestellt kein Zweifel, dass dies der Fall; wenn nach dem eid- 
genüssischeu Gesetze die Znliissiglieit der BeHteliung de» Piandrecht« »owohl 
für das ganae Netc einer Geaellscliaft als anch fHr einzelB» Linien anerkannt 
ist, Artikel 9, so wird hierdurch das Prinzip der Bahneinheit dorchhrochen, 
wie dies anoh von Vollenweider in seiner sehr interessanten Studie fiher 
die Zwangsliquidation der Eisenbahnen zn^regehen wird 

Auch hezüglich der Tragweite der Begriffs „ Balineinheit be.stehen 
zwii^olien den beiden ({csetz'.'^ebnngen gewisse Unterschiede ; das preuwsische 
iMxt/. giebt dem Begrirt einen weiteren Inhalt als das eidgent>ssisclie. 
Ausj der Darstellung Vollenweiders ist zu entnehmen, dass der Bundesrath, 
dem die Genehmigung der Bestellnng eines Pfandrechts ohUegft, sich bei der 
Bechtsttbnng mitunter einer Ansleifung angeschlossen bat, die mit den Idaren 
Wortlaute des Gesetzes schwerlich im Einklang steht; so hat man einmeits 
bei der VerplTmdniii; der Dulderbahn die l^IitverpfÄudung sSrnmilidier übrigen 
Liegenschaften der Gesellschaft nach Mas.•^^^1be des Gesetzes gestattet, amlev- 
seits die \'erpf;lndnng der Kraftstatiou der Zentralen Zürichberglahn allein 
ohne das KuUmaterial gutgeheisseu, obwohl dieselbe eine selbstUndige reclit- 
liche Existenz nicht hat, sondern von dem Begriff der Bahneinheit miterfasst 
wird; dies Ist anch gescheiten bei der Verpfllndung der Drahtseilbalm auf 
dem Bfirgenstock, der Drahtseilbahn auf dem obem ReidienbachfaU. 

In Preussen sind dem Gesetze von 1896 nur diejenigen Privateisen- 
bahnen unterworfen, auf welche sich das Gesetz vom 9. November 1838 
bezieht, sowie solclie Kleinbahnen, deren rnternehmer verpflichtet ist, das 
Unternehmen für die Dauer der ilim ertheilteii ( n iielimigung zu botreibeii, so dass 
einerseits die Staatsbahncu ausscheiden, anderseits Buhucu wie die Dractieulebbalm, 
Halbergbahu, Niederwaldbahn u. s. w. In der Schweiz bezieht sich grondsitdick 
das Gesetz anch auf die Staatsbahnen, soweit es sich um die Verpflndung; 
handelt; die Liquidation einer Staatsbahn l»e8chr&nkt sich jedoch auf die Versteige- 
rung, und es haftet den Bahnglllubigern für den Betrag ihrer Forderungen, w elcher 
durch das Pfand nicht gedeckt ist, das tiskalische Vermögen. In der Aus- 
legung d's Tli'rriff'- .Eisenbahn'^ im Sinne des Verpfündiintrstresetzcs ist der 
schweizerisi he liumlesiatli bisher durchaus nicht ilngstlich gewesen, er hat 
Bowoltl Strasseubahncn, die mittelst thierischer Kraft betrieben werden (i'ferde- 
bahnen), die Verpfändung bewilligt, als auch unterschiedslos den Drahtseil- 
bahnen nnd sogar der Eraftstation der «Zentralen Zfirickbergbahn*, was 
allerdings von Vollenweider wohl mit Becht getadelt wird, da es sich hierbei 



>) Vollenweider, Die Zwangsliquidation der Bisenbahnoi (Zflriöh, Schultheis A Cmp. 
mi). VergL Seite 66 and fgde. 
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ebensowenig um eine Kisenbalin handelt wie i. W. bri einem Poisonenaufzu^--. 
Ausgeschlossen sind dagegen die im Innern industrieller i^tablissemeuts betind- 
licben Fabrikbahnen, welche aach eine Konzession nicht erforderlich ist. 

Was die Entstehnng des Pfandrechts betrifft, so ist zn demselben die 
EinwilUgang des schweizerischen Bondesratbs erforderlieh, die erst nacÜ Ablauf 
einer Einspniclisfrist TOn 30 Tagen unter der Voraussetzung: ertheilt Wird, 
dass die Pfandbestellunp: zur Sicherune: bereits bestelH iider SchuWvpr|>flirhtuntren 
oder zur Sicherheit für ein Anlehen verwendet werden soll, das zur Ver- 
besserunfr oder Erweiterung der Bahn, zur Vermehrung des Betriebsmaterials, 
Abzahlung von Schulden, oder zu einem andern für das Unternehmen förder- 
lichen Zwecke dient. In dieser Bedehimtr besteht zwischen dem prensirfsdien 
nnd schweizerischen Recht ein sehr wesentlicher Unterschied; die Ver^ 
pfftndnng nnd BelastnniB; einer Bahneinheit vollzieht sich in Prenssen nach 
den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Belastung von 
Grundstücken; die Kinwilliirung der für das Eisenbahnwesen zustilndlgen 
obersten Verwaltuimslfelnirde als Voraussetzung un<l Bedingung für die lechts- 
wirksame Konstituirung des Pfandrechts ist dem preussischen Kecht nicht 
bekannt; nur in einem Falle bedarf es zu einer nnterpfandlichen Belastung 
der Bahn, d. h. der Eintragung einer Bahnpfandsehnld, der Genehmigung des 
Hinisters ffir OffentUche Arbeiten, n&mlich dann, wenn an einer Privateisen- 
bahn eine Grundschuld eingetragen werden soll. Di' Mitwirkung der obersten 
Aufsichtsbeliürde kommt, abgesehen hiervon, für die Verpfilndung nicht in 
Frage. Für Preussen Vvs zu einer dem schweizerischen Recht nachgebildeten 
Regelung insoweit umscweniirer eine Veranlassuntr vor. als die Bahneinheit 
erst mit der Genehmigung zu der Betriebseriliiuuug auf der ganzen Bahnstrecke, 
bezw., falls die Eintragung in das Bahngnindbnch schon vorher geschehen ist^ 
mit dieser entsteht, und weiter das Gesuch um Eintragung nur von der 
dem Unternehmen vorgesetzten BahnaufsichtsbehSrde gestellt werden kann, 
welche bei dem zuständigen Amtsgerichte das Erforderliche zu veranlassen 
hat. Die Mitwirkung der r>alinaufsi( litslipliürde ist daher in den der Konstituirung 
der Bahnpfandschuld vorausgehenden Stadien in einem rmfanire «rewilhrt. mit 
dem man sich auch nnter dem Gesichtspunkte der Hetonung der Nothwendig- 
keit, weitgehende Kautelen durch eine Heranziehung der Aufsichtsbehörde zu 
schaffen, wohl einverstanden eridären kann. In der Schweiz handelt es sieh 
hierbei um ganz andere VeifaUtnlsse, welche mit denjenigen ^es Einheits- 
Staates nicht wohl verglichen werden können. 

Wälu-end in Prenssen die Verpfilndung einer Bahneinheit in das Bahn- 
grnndbuch eingetragen wird, das grundsiit/.lich dem allgemeinen Grundbuch 
gleichsteht, kennt das srliweizerisilie (Jesetz ein bpsitnderes Pfandlnudi. iu 
welches alle Pfaudbesteiluugen schweizerischer Eisenbuhnen eingetragen w erden j 
die schweizerische Gesetzgebung bat dch damit fUr das System der 
Zentnlisirung entschieden, das andi bei der Erörterung der Frage in Preussen 
beredte Befürwortung gefunden hatte. 

Den Pfandgl&ub^em verbietet das schweizerische Gesetz den Betrieb der 
Bahn zu hemmen, es ist ihnen auch untersagt, wegen Vei-ändernngen am 

Bs »Vi BlNBiMluwMhtlleiM BotMlwidaacMi XVIIL 19 
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Grundbesitz dor Balm, an deti Gebäuden und dem Mcti iebsmateiial Einsjuaclie 
za erheben, andeitieits sind sie zu der Einsprache gegen den Verkauf der 
Balm Im Ganzen oder dnselner Linien, gegen Voibinenuig eines grossen 
Theils des Betriebsmaterials, sowie g:egen die Fusionen mit andern Balmen 
berechtigt, wenn dnrch diese Ifassnalimen die Sicherheit ilirer Forderungen 
•refiihrdet werden BoUte. Streitigheiten dieses Inhaltes zwischen der Bahn nnd 
ihren GUtubifrern werden von dem eidjrenRssischen Bundes^erichte entschieden. 
In Preussen lindet die VerfülpruDfr (linfrlieher Rechte an den einzelnen, zur 
Balmeinheit gehörigen Grundstücken bis zum Erlöschen der Genehniignnir nur 
statt, wenn seitens der Bahnaufsichtsbehürde bescheinigt wird, dass eine 
BeeliMditignng der BetriebsfthigiLeit des Bahnnntemehmens dnreh die Ver- 
folgnng nicht bewirtet wird. Anderseits ^ nnd hierin ist das Korrelat ra 
dieser Yorschrift zn sehen — sind naeh prenasiBehea Becht Yertasswnngen 
nnd Belastungen einzelner znr Bahneinheit geli;>riger Grundstücke nur unter 
der Voranssetzung giiltig, dass seitens der Bahnaufsichtsbehürde die trb idie 
Bescheinigung ausigestellt wird. Allerdings bedarf es dieser Benclieinitiung 
nach Erloschen der Genehmigung nicht mehr, aber das Gesetz sorgt auch 
dafür, dass nach diesem Zeitpunkte die Rechte der Bahnpfandglttnbiger nicht 
dnrch Verftussernngen oder Belastungen des Unternehmers beeintrSohtIgt 
werden, indem, so lange die Bahneinheit fortbesteht, Yerfflgangen des Eigen- 
thfimers fiber einzelne Bestandtheile derselben den Pfandglftnbigem gegenQber 
unwirksam sind. Die Sicherung der Bahnpfandgl.'iubiirer gegenüber einer 
drohenden Vorw!ts>erung der Unterlagen ihres Pfandrechts bleibt mit Rücksicht 
hierauf in Preusst ii keinesfalls hinter der in der Schweiz gewährten zarücli, 
80 lange die Bahueinheit besteht. 

^ Was die Zwangsliquidation anlangt, so ist nach schweizerischem Recht 
mit der Realisimng des Pfandrechte stets die Liquidation nnd zwar die 
Liquidation des ganzen YermOgens der Bahngesellaehaft verbanden. Zorn An- 
trag anf Zwangsliquidation sind befugt die AnleihensgHtubiger und zwar sowohl 
solche mit Pfandrecht als auch solche ohne Pfandrecht, sofern die zur Be- 
zahlung des Kapitals bestinunte Frist voistrichen ist, olme dass Zahlung 
erfiihjrte oder sofern der den 'l iti linliabt i n zugesicherte Zins am Verfalltage 
nicht bezahlt ist. Ferner kann der Antrag von andern Gläubigern gestellt 
werden, welche die Beitreibnng fftr eine gewöhnliche Forderong nach dem 
ordentlichen Beitreibongsverfahnm bis zu der Pflbidnng od«r bis ziun Konkurs 
betrieben haben, nnd schliesslich wird die Ilq;iildntlon angeordnet anf Grand 
eigner TnsolvcnzerkLlnmg der Gesellschaft. In allen F&llen ist^es Sache des 
liundesgerichts , das I-iiiuidationserkenntniss zu erlassen, welches auch den 
Jlasscverwalter ernennt nnd dafür zu sorgen hat, dass der Iktrieb nirlit 
unterbrochen wird. Vollstiintlig verschieden hiervon ist das T^iquidatinns- 
Yerfahren in Preussen geregelt; hier kann die Zwangsliquidation überhaupt 
erst nach dem Erloschen der Genehmigung erOfiiet werden, de dient zn der 
abgesonderten Befriedigong der Bahnpfandgianbiger ans den dnzelnen Bestand- 
theilen der Bahneinheit, und der Antrag kann nnr gestellt werden von einmn 
BahnpfandglKnUger, dem BahneigenthOmer oder, falls Uber das YermOgen des 
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Eigenthümers der Konkurs oriittnot wurden ist. von iloni Konkursverwalter. 
Znstöndi^es Gericht für <las panze Verfahren ist das Amtsgericlit. 

Die ZwaDgsliquidation dient in Prenssen lediglich zur abgesonderten 
Befirledigang der Bahnpfandgläabiger, während die Befriedigung anderer 
. Olftobiger nach ICaeagabe du* Bestimmniigen erfolgt, welche für das Zwangs- 
ToUstreduuiga-yerfahren in unbewegliches Vermögen gelten, mit gewissen, in 
dem Gesetze v.»n 1895 entlialtonen besoodem Vorschriften. Bemerkenswerth 
ist, dass in beiden Gesetzen die Fordernnfjen aus dem ^ej^enseitigen EiKenbalin- 
verkelir als be Vorrecht if?te Forderungen anerkannt werden; das schweizerische 
(icsetz sjiricht von Guthaben anderer Transiiortunternehiuun<ren aus dem 
direkten Verkehr und au» der !&iitbeDÜtzung von Bahnliiifen und iiahnstreckeu, 
jedoch nur insoweit, als sie im Monat der SrOffnung der Zwangsliquidation 
und in den demselben nnmittelbar Torh«rgegangenen vier Monaten anfgelanfen 
sbd; Forderangoi, die Itter als vier Monate dnd, werden nnr berftckslcfatigt^ 
wenn sie innerhalb von vier Monaten nach ihrer Entstehung gerichtlich ein- 
gefordert wurden und das darüber eingeleitete Exckutions- und Prozess- 
verfahren ununterbroclien fortpresetzt worden ist, oline dass l)is zum Zeitpunkt 
des Eintritt« der Liquidation Zalilnng erhilltlich war; das preussische 
Gesetz spricht von Abrechnungüfordernngen, worunter die Forderungen auf 
Erstattung von Betragen verstanden werden, welche innerhalb des lotsten 
Jahres im gegenseitigen Bahnvericehr von einem anderen Bahnvntemehmen 
ausgelegt oder f{lr ihn «rhoben oder für die Benntcnng von Transportmitteln 
zu entrichten sind. Die Verschiedenlieiten, welche zwischen beiden Oesetz- 
prebuncpen hinsichtlich der Ausführunf? des an sich von beiden anerkannten 
Grund batzes der besonderen BerUcksiclitigunj,' dieser Forderongeu bestehen, 
ergeben sich aus diesen Vorschriften ohne Weiteres. 
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Vflher die Haftung toii niclit mit Danipfkraft betriebenen Kison- 
bahnen niid toii Dampftebiffi'akrts-t'iitc'riiehminiffen für kdrperlkbe 
YerletKonKen naeh ^terreielilsebem Aeehte. 

Von Dr. Emiuel Tilsch, 
Advokat nnd Privatdoseikt an der böhm. Univeraitilt Prag. 

Das Saterrelchisehe Haftpflichtgeseta vom 5. Ullrz 1869 Nr. 21 BGBl. 
fBhrt zwar den aUgemelnea lltel: ^Qeaetx betreffend die Unitaag der Eieen- 
bahn-Untemehnrangen fir die durch Ereignnngen anf Eisenbahnen herbeige- 
führten knrperliclien Verletzungen oder Tödtunjrcn von Menschen*, g^t jedoch 
laut Contoxtos 1) Mos fttr Eisenbahnen, welche .mit Anwendung von Dampf- 
kraft betrieben'* werden. 

Die Frage, ob das (.iesetz auf andere Transportaustalten analog anzu- 
wenden sei, muss gemäss den geltenden Anschaunngen über die analoge An- 
wendong Ton Oesetzen flberhanpt verneint werden; denn eineradts besteht 
Icraie Lficlte, denn es giebt allgemebie Nonnen fiber Schadenersats bei körper- 
lichen Verletzungen, andrerseits handelt es »kh um Yorseluiftea, welche den 
Charakter von Ausnahmen Iiaben. Die Analogie ist ausgeschlossen, gleich ob 
der Tran!?|)ort zwar auf Eisensoliienen, jedoch nicht mit Dampfkraft, oder 
zwar mit i»;iiiiptkraft, Jedocli uiclit auf Eisenscliienen betrieben wird. 

So hiUt die Entscheidung des obersten Gerichtshofes vom 26. Juli 1893 
Z. 8652 (G1.-U.-W. 14778) das HaftpflichtgesetK für naaawendbar anf Pferde- 
bahnen, die Entscheidung vom 17. ICai 1899 Z. 4889 (Prdvnfk 1900 S. 177) 
fQr unanwendbar auf elektrische Bahnen*); doeh wurde das Gesetz mit Ent- 
scheidnag vom 20. Oktober 1897 Z noG2 (Ol.-ll.-W. 16130) anf Dampf- 
tramwavH für anwendbar erklärt. Ks kommt überhaniit nicht darauf an, in 
welchem Umfange die Üahu Ijetriebeu wiid, sobald der iM-trieb nur mit Dampf- 
kraft geschieht. Hemerkenswerth ist jedoch, dass das insetz über Balmen 
niederer Ordnung vom 31. Dezember 1894 Nr. 2 RGBl, ex 1895 säramtliche 
nicht mit Dampfkraft betriebene Eisenbahnen schon aas diesem Grunde allein 
in die niederste Kategorie zu den Kleinbahnen (TertiKrbahnen) einreiht; was 



') Ueber «bC-iC Entsdieidmig ^1. Hubiicck '^l'eber die Haftunj; der Praf^er Stadt- 
gemeiade fOr Unfälle auf dm elektrlichea ätrasseubahtteu) Pr&vuik 19üü 8. 126. 
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mir (ladarcli eikliirt werden kann, dass bislier nicht mit Dampfkratt betriebene 
Kisenbaiinen in grüsserem Umfange nicht bestellen. 

Warn selbst in den angeführten Fällen, welche doch auch die dem Eisen- 
bahBbetriebe cburakterittisclie OeMirlichkeit (schn«lle Fotibewegnng auf Eisen- 
sehienen in streng gebundener Kchtnng) anfwdsen, die analoge Anwendbarkeit 
negirt wird, so mnss dies umsomehr der Fall sein bei Dampfschiflfahrtsnnter- 
rehmnnpen, welche den Transport auf weit uniUmlichere Weise betreiben. 
AVie aus den Materialien zum llaftpflichtgosetze liervorcrclit, wnrdo auch in 
der That die Ausdehnung der Haftpflicht auf Dampfäciiiftfalirtsunternehmiiugen 
nicht beabsichtigt'). 

Die Beaondeslii^eB des Haftpflich^setzes zeigen sich namentlicli in 
drei Punkten: 

1. die Eisenbahnnntemebmnng haftet sdbst in FUlen, in welchen sie 

kein subjektives VerschuMcn trifft a. zw. für den Zufall, sofern er nicht die 
hier nicht nilher zv erörternde QnaUflcation der Unabwendbarkeit (vis miyor) 

an sich trögt 'O. 

2. Die EisenbalinuTitei'm'hnimifr bat das Verschulden dprieni?en Personen, 
deren sie sich zur Ausübung des Betriebes bedient, ebenno zu vertreten, wie 
ihr eigenes. 

3. Die Eisenbabnnntendunong trtgt in Jedem Falle die Last des Ez- 
eolpiningsbewelses. 

Tn diesen drei Richtungen gelten für Transportanstalten, welclie nicht 
unter das Uaftpflichtgesetz fallen, die allgemeinen Normen über Schadenersatz. 

1. Erforderniss des Verschnldens. 

Das Ssterreiddsehe Recht beraht gleich dem rSmischen Rechte anf dem 
Verschnldnngsprindpe^. Als Onmdsatz gilt § 1295 in Verbindung mit % 1906 
sbGB.: ,.Tederinann ist bereditigt, von dem Beschadiger den Ersatz des 
Schadens, welchen ilnn dieser ans Verschulden zugefügt hat, zu fordern. Den 
.Schaden, welchen .iemand ohne Verschulden verursacht hat, ist er in der 
Kegel zu ersetzen nicht schuldig " *). 

Die blosse Vei'ursachnug ohne snbjectives Verschulden ist nnr ausnalirasweise 

') Vgl. die Rede Hye's in den «tenogr Protokollen des Herrenhauses IV. Session 
1867—1869 8.1551: , . . . auf Dauipfscliiöfahrten ansgedehut . . . hierdurch (würden) 
völlige ümwftlznugen iu allen diesfälligen Bestimniuugen des allg. bürg. Gesetzbuches 
herbeigeführt, wozu im Angenblicke kein Aulass ist*. ~ Die deutsche Judleatur dehnt 
das deutsche Haftpflichtgesetz cbeufalN iii' lif auf den Dauifscliifffahrtsbetricb nu^, selbst 
wenn derselbe mit dem Eiseobahnbetriobc verbunden ist (Eger, BeichsbaftpÜichtgesetz 
1896 8. 29, 41, 51). 

*) Vgl. lueiucn Artikel (üebcr Veisobulden des Beschidigten) in dieser Zeitschrift 
XVn, S. 168 und die daselbst citirteu. 

*) „Nicht der Schaden verpflichtet zum Schadenersatz, sondern die Scbnid* Ibering, 
Sdinldmoment S. 40. 

*) Vgl. Rauda NAhrada skody 1H*»9 8. 15, 27 ( dazu lueiiie Anzeige in .lur. Bl. 
1899 Nr. 22); Unger, System II § lUÜ S. 23ü; Bnrckhard, System II § 78 S. 254; 
Krainz-PIhff-Bhrenzweig I § 138 8. 878 (dssdbst anch die weitere UteratiirX U 
§ 8S8 Z. 7. 
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(x. B. § 1310 abOB.) Grund einer Enstspflicht; im asteneidüicheii Bachte 
kann somit nicht von einem Vernreachnngsprincipe, sondern nur von einzelnen 
Fällen, in welchen objektive Verursachung ohne subjektives Versrliiildpn freniipt, 
gesprochen werden. Der Wisspnschaft steht es alleniinps frei, einen einlieit- 
lichen Gedanken zu suclien, welclicr diesen Ausnalimsbestiramungen zu Grunde 
liegt allein selbst wenn ein solcher gefunden würde, hörten die nun ein- 
belfllch nuammeiigefasBteii Ausnahmen nicht auf, dem Gnmdprineipe gegen« 
Qber Ansnahmen an sein*). 

Dass das Venchiildinigapiinoip das herrschende ist, geht auch ans dem, 
eine Ausnahme von demselben enthaltenden Eisenbahnhaftpflichtgesetz selbst 
hervor. Die Wendung, dass das Verschulden „vermuthet wird," wurde nnr 
deshalb gcliraueht, um dieses Gesetz mit dem im bürgerlichen Rechte herrschenden 
und vom Gesetzgeber als herrschend vorausgesetzten Verschuldongsprincipe 
in Uebereinstimmung zu bringen^). 

Wir mfissen demnach besttgUch der im Verkehre dner nicht mit Dampf- 
kraft betriebmen Eisenbahn nnd einer DampfschiHrahrtaimteinehmaag vor- 
kommenden UnfftUe, da dne Ausnahme nicht statoirt ist, an der Regel fest^ 
halten, dass zur Begründung eines Schadenersatzanspruches erfordert wird: 
Ein in nrsMcblichom Zusammenhange mit dem Schaden stehendes, objektiv 
wid<'nc< btli<lics und subjektiv als Verschulden zurechenbares Verhalten des- 
jenigen, von dem die Entschiidigung gefordert wird. 

2. Haftung für Gehilfen. 

Anknüpfend an den letzten Satz, dass ein schuldhaftes Verhalten des- 
jenigen erfordert wird, von dem die Knt«li;i'lignnp geforderl \vird, wird dip 
Frage zu bespn olien sein, ob der Unternehmer für das Verschulden seiner 
Gelülfen einzutreten habe. 

Das 98terrel4^tche BeiM ateht andh beaiigUch dieser Frage auf dem 
rOmisch-rechtlichen Standpunkte. Jeder haftet in der Regel nur für saln 
eigenes Verschnlden (§ 1818 abGB). FOr daa Verschnlden der Gehilfen 
haftet der Prinz ipal nnr insoweit, als ihn selbst ein Verschulden trifft. Diese.«« 
Verschnlden kann in einer Fahrlftssigkeit in der Answalii des Geliiifen (§§ 

>) Vgl.: Hoger: .Handeln auf eigene Gefahr* 1893; S. Merkel: Collision recht- 
mässiger Interessen 189:') (, Handeln im eigenen Interesse*); Rümelin: Orüude der 
Schadenszurochnung 189G (S. 2(): Es leuchtet in keiner \Vei?*e ein, wie der blosse Causal- 
nexos ohne Hinzukommen weiterer Momente, namentlich subjektiver Art, eine Haftunip 
begründen sollte); fi^Spreii, Dogm. Jahrb. XXXV 8. 407, 418. 

*) Vgl. Rauda 1. c. S. 15: Die Fälle, für welche das angeblirlip Princip aufgestellt 
wird, erscheinen nur als AuänahuK-n von dem auch vou Unger auerkaunten Qruudsatxe. 
dass in der Regel nur verschuldeter Schaden zu ersetzen ist; Unger, Handeln auf eig. 
Gcf. 181)3 S. 131: So stehen Haftung ohne .Schuld und Haftung ans Schuld zu einander 
im Verhältnis» von Ausnahme und Regel. fVgl. theilwei.se dagegen PfaflF, Gutachten 
188ü i>. 7 ff., welcher jedoch S. 9 ebenfalls auerkennt: Auch die Wissenschaft des ge- 
meinen Rechtes ist noch weit davon entflsrnt, die beidm Sitae: Bs giebt Fille, in 
welchen man für verschuldeten Schaden, und .solche, in denen man auch filr iuiver> 
schuldeten Schaden einsteben muss, als coordinirte nebeneinander su stellen.) 

^) Vgl. ueiuen in Nr. 3 genannten Artikel S. 169. 



Digitized by Google 



Tilscb, Uaftong von nicht mit Dampfkraft betriebenen Eisenbalinen. 287 



1315, 264, 1010, 1161 abGB.), in der Beibehaltung and anch Beanfrichtigiing 
(arg. § 264 MiB.) denetben gelegen sein'). 

Von dn* Begel, dnis der Principal nnr für cnlpa in eligendo (et inspi- 
dendo) haftet, bestehen allerdings Ansnahmen. Dies ist der Fall insbesondere 

bezüglich des Gütertransportes. Schiffer und Fuhrleute haften für Sachen, 
die als Fracht ihren DionsMputon üherg^ehen worden sind, nacli alliremeinera 
bürgerlichen Recht gleich einem Verwahrer (§ 910 abGB ); sie verantwurten 
den Schaden, welchen ihre eigenen oder die von ihnen zugewieseneu Dienst- 
personen an der Befrachtong Ternrsachen (§ 1316 abOB). Frachtführer 
haften nach Handelsrecht für ihre Lente nnd für andere Personen, deren sie 
sieh bei Ansffihmng des von ihnen übernommenen Transportes bedienen (Art. 
400 HG ). 

Was den Personentransport anbelangt, so besteht die unbedingte Haftung 
für das VerschnMon der Gehilfen nur bei mit Danipfkraft betriebenen Kisen- 
balinen nach (bin eingangs genannten Haftpflichtgespt/f' Inbetreff anderer 
Transportunternehmungen gelten die allgemeinen Gruudsiltze. So leimte der 
oberste Gerichtshof die Haftnng des üntemehmers dner elektrischen Strassen- 
bahn für das Verschnlden des Wagenlenkers lant Entscheidung Tom 17. Mai 
1690 Z. 4889 (Privnik 1900 S. 177) mit der nachstehenden BegrOndnng ab: 
Die Ansicht der beiden unteren Instanzen, dass die ElSgerin selVist das Ver- 
schulden des Unternehmers an dem Unfälle ihres Gatten beweisen müsse , ist 
richtig. Weil der Wagenlenker ordentlich geprüfi und im Dienste vullkonimon 
verlässlich war, kann nicht begründeter Weise behauptet werden, dass den ge- 
klagten Unteniehmer inbetreff jenes Unfalles ein Verschulden im Sinne des 
§ 1316 abGB. (cnlpa in eligendo) treffe^). Aehnlich .die aswd ersten Listanzen . 

>) Randa I. c. S. 45; Rauda, Gutachten 1880 8. 120; Ötrolial, Gutachten 1880 S. Iö3 
Xaterislien ssn abGB. (Ofner, Protok. S. 487, Pfaff-HoftiaaB, Exeofse I S. 88); Krains- 
Pfaff-Ehreiizweig II § 406 S. 33B; HuliAcek L c. S. 131. V-1 ferner Tanger (Handeln 
ani' eigene Gefahr 1893 Abs. VII— Vlllj uud Uatiya (Recht des Schadeueräatzes S. 57 ff.), 
welcbe de lege ferenda für dse Brweftenuig der Haftung des Principals eintreten, de 
lege lata jedoch den Grundsatz der Haftung für culpa in eligendo anerkennen. Äehn- 
Uch Steinbach (RechtsgrundHiUze betr. Ersatz von VerniugensfcbSden. Jnr. Bl. 1888 S. 
291). — Eine weitere Haftung de» Priucipab als für culpa iu oligendu [tt iuspiciendo) 
nehmen insbesondere an Pfaff im Gotaehten 1880 S. 80 ff. nnd Schreiber iu Stnben- 
rancbs ronimentar ad § 1161, welch letzterer den Gehilfen al« Organ d. i. als ideelle 
Verlängerung des Armes des Werkmeisters aaffasst. Hiegegeu Rauda 1. c 8. 47 und 
ünger 1. c. VIT Anm. 8, 9. Dass ein BedHrfniss nach Erweiterang der Haftnng des 
Principalä be.steht, läs.st sich nicht bestreiten und wird allgasaein anerkannt. Auch in 
der Judicatur macht sich eine Tendenz nach erweiternder Interpretation geltend (vgl. 
Ql.-U.-W. 492, 691, 777 N. F.), bei körperlichen Verletzungen im Betriebe von Trans- 
portanstaltea jedoch nicht, ausgenommen, wenn der Unternehmer eine jnristisebe Per> 
SOn ist, in welchem Falle die Judikatur schwankt (siehe weiter im Texte'i. 

Zu bemerken ist hierzu noch Nachstehendes: Laut § 19 der Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung Tom 16. Noveinber 1851 Nr. 1 BGBl, ex 1862 haften die Betviebsuntemebmungen 
für die durch eigenes oder durch Verschulden ihrer Beamten und Diener an Per- 
sonen und Saclien zugefügten Beschädigungen: 1. im Sinne der eingegangenen Ver- 
bindlichkeit und nach den Uber diese Haftung besteheudeu besonderen gesetzlichen An- 
ordnungen; 2. iu Ermanglung solcher nach den Besthnmangen des allgemeinen bflrger- 
liehen OeseUbnches Aber Sehadeneisats. 
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in der Entscbeldnng vom 26. Juli 1898 Z. 8552 G1.-Ü.-V. 14772 bezüglich 
einer Pferdebahngesellsdiaft (die dritte Instaaz verneinte auch das Yersdralden 
des KntacherB). Aneh inbetreif von DampfscIlilKrAhrteiinternelimangen mfissen, 

wftB die Reschädigang von Personen anbelangt, dieselben Grandsfitze gelten M. 
ebenso bei Fiaker- und Droscbkenhftltern. Ein Unterschied ist bezüglich der 
Transportmittel, wololip nicht zu den mit Dampfkraft betriebenen Eisenbaimen 
gehören"), iiiclit bo<rri'm(lct. 

Was den Beweis der Untüchtigkeit des Geliilleu anbelangt, so wird zu- 
meist davon ausgegangen, das« dnrcli die ünacbteamkeit in dem einen gerade 
in Frage stehenden Fall noch nicht nothwendig die Untfiditigkeit bewiesen 
vrird»). 

Transpertnntemehmer pflegen oft jariistische Personen oder Handelsge- 
sellschaften zu sein , es ist demnach der Einflnss dieses Umstandes auf die 
Haftunp^ für ("ipliilffn zu Ics^irechen. 

Das (»steneirln^clip stallt als Princip den Satz auf: .Im Ver- 

hältnisse gegen Andere geniessen ei laugte Gesellschaften in der Kegel gleiche 
Beohte mit den einzelnen Personen (§ 26 abGB.)*. Beim Verschnlden kommt 
es auf eine Afftdriing des Willens an, die juristische Person selbst, als jdiy- 
lisch nicht existent, hat aber in Wirklichknt keinen Willen. Unrichtig wire 
CS, nun ans dieser Thatsache zn folprern, dass die jnristische Person überhaupt 
kein Verschulden tretten könne oder dass ihre X'erantu ()rtli( iikeit aus diesem 
(irundo wosontlidi beschränkt sci^); denn obzwar die juribti>f^lie l'tM>im keinen 
"Willen haben kann, so gilt doch rcclitlich der Wille {rcwisscr physischer 
Personen, welche laut Statuten zu Keclitshandlungen für die jiuistische Per- 
«B<m berufen sind, als ihr Wille. Das Verschulden dieser Personen, wenn sie 
als Repräsentanten der juristischen Person f&r dieselbe handeln, ^t als Ver- 
schultoi der juristischen Person. IMes gilt nicht nur besOi^ch obligatorischer 
Verhältnisse, sondern anrh in Bezng anf Delicto, welche die Vertreter der 
juristischen Person in Ansübnnp: ihrer Funktinnen licfrclien farp-um. § 2G abGB. 
u. §§ 45, 4G des Gesetzes voui 28. Dezember 1887 Nr. 1 HGHl. ex 1888^-'). 
Es kann mithin auch einer juristischen Persun Verschulden in der Auswahl, 
Beibehaltung und Beaufsichtigung eines Gehilfen zngereclmet werden, wenn 
derjenigen pliysischen Person, welcher nach der Organisation der juristischen 
Person die Auswahl, Beibehaltung, Beaufsichtigong obliegt, eine Fahrlässig- 
keit in der Ausübung der besagten Funktionen beigemessen werden kann. 
Die Haftung- der juriütischen Person ist mithin gleich der Haftung eines 
physischen Principals; sie ist weder gemildert noch verschärft Insbesondere 

*) Zumal diesfalls eine dem § 19 der in Nr. 10 dtirten Eite&babnbeCrielMordnimg 
analoge Bestimmung nicht besteht. 

*) Abgesehen von § 19 der £iseubahiibctriobsordnung in der Deutung der Bot* 
sebeidiing vom Jahre Ifi^. 

») Vgl. Entsch. vom 11. Mai 1871 Z. i;{862 GI.-U.-W. 41«:i vom 2(1. Febniar 1867 
Z. 11311 01.-U.-W. 2746, dazu Kanda 1. c. ä. 49. (Dagegen Entsch. vom 20. Mai 1879 
Z. 2408 Ol.-U.-W.) 

*) Vi.'] r.riiiz, Pandekten § 241 und andere Bomanisten. 
Vgl Eauda i c. S. äö ff. 
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ISnt ucli eine yemhftrfiiag in dem Sinne nicht rechtfertigen, daes die jn- 

ristisclie Person schon wegen fUs Um.^tandes allein, <lass sie eine juristiBChe 
Person nnd daher liandlunfrsiiufäliin- ist, für das Verschulden aller ihrer Gehilfen 
unVtedin^ verantw ui tlich sei. Denn eliensowenii::, wie man sonst einen liaudliuijrx- 
uiifäiiigen (nnniündii^en, \vahnsinnif;en) rrincipal Iduss ans dem lirun<le seiner 
L'ufäliigkeit und der NutLwendigkeit der Vertretang nicht unbedingt für da» 
Verschnlden aller Gehilfen (wenn man anf dem Standpnnkte der Haftong fttr culpa 
In eligendo steht) strafbar machen kann, so ist dies auch inhetreff einer yar 
ristischen Person nnthnnlich. Blosse GehOfen O^atscher, Wagenlenker, Ha* 
schiniBten, Heizer) können flberhaiipt nicht als Vertreter der jaristischen 
Person in ihrem Willen, sondern nnr als von ihr erwiUiltn Personen angesehen 
werden, und es wird demnach in]»etretY derselben, thinso wie bei einem 
physischen Principal, auf das Verschulden in der Auswahl, Beibehaltung, Be- 
aofsichtigong ankommen^). Inconsequeut ist mithin die Begründung der Ent- 
scheidung vom 10. August 1899 Z. 11684 G1.-Ü.-W. 691 N.F.^, ebenso die 
Begrondimg der meines Wissens nodi nicht veröffentlichten Entscheidung vom 
19. Febroar 1901 Z. 14 inbetreff einer Eesselezplosion anf einem Dampfer*). 
In beiden wird daraus, dass für jnristisehe Personen dieselben Ornndsätze 
gelten, wie für physische Personen, der Schliiss pezoiren, dass erstere strenger 
haften als letztere. Vgl. dage^ren die ü banget üliite Entscheidung vom 26. 
Juli 18Ü3 Z. 8552 ül.-lJ.-W. 14772. 

In Kürze kann demnach gesagt werden: Die juristische Person haftet 
als Principal fOr das Verschnlden ihrer Gehilfen dann nnd insoweit, ab dne 
physische Person in besagtem Falle haften wttrde. 
(ScUuss folgt im nichsten Heft.) 

») V<;1. Rauda 1. c. Anm. 30: ^ Auf die Frage Pfaffs: Haftet die jaristisehe Purson 
für das Vcrsclnildeu in der Aiiswuhl des withlouden Or<^aiii« iMitr direkt für das Ver- 
schulden dcä Erwählteu, autworte ich: nach üstorreicLiüchcuj iicchte nur für das Ver- 
•eholden des Ersteren . . .* 

*) . . . wenn berücksichtigt wird, das.s nach J} ?(> abGB. Gesellscbaften Dritten 
gegenüber gleiche Rechte mit einzelnen Personen geniessen, somit auch in gleicher 
Weise verpfliehtet werden , dsss die beklagte Firma nar der Name der Unteniehroer 
ist, vlI hr als solche ihre'Gesidiftlte nicht selbst fuhren kann, sondern biezu sich 
anderei Personen bedienen mns.«, dass demnach die Haftung für ein ptlichtwidrige.s (ie- 
babren j,aller'' jener Persuuen, deren sie sich bei Durchführung des (jescbäftsbetricbei) be- 
dient, In den Bestimmungen der §§ 1294, 1297, 1831 abüB. ihre Reebtfertigimg 
ündet. . . 

') Die beklagte GeselliKhaft kann sich hinter ihre Eigenschaft als juristisohe 
Person mit Erfolg nfcbt versehansen wid ftr sieh Privilegien in Ansprach nehmen, die 
ihr nicht zustohcii, weil das Oesetz zwischen einer einzelnen iiinl einer juristischwi 
Person keinen rnters(hied macht; juristische Personen bezvv. ihre Rejiritscntanten in 
der £egel nicht in der Lage sind, säuimtliche (Jeachiifte selbst zu besorgen, sondern 
i^elmete oft genOtbigt shid, die Oeaehftfte an untergeordnete Angestellte an fiber- 
tragen, die Go-fllsrliaft auch für dolo.se oder (ulixise Handlungen oder rnterla.ssungen 
ihrer Angestellten und den durch dieselben entstandenen Schaden verantwortlich ist, 
weil unter den gegebenen Voraussetsnngen die Handlungen und Unterlassangen der 
UntNRgebenen nicht als Aremde, sondern als eigene der jurislisohen Penon ansnsehen shid. 
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14. 

Die Haftung der Eisenbahn für UeberfttUnng der Personenwagen. 

Von Dr. F. Görden, 
Amtorichter in Hiunbnrg. 

Die Klage des Jastinathe Wagner anf Bttekzahluog von 60 Pf. Vüat- 
geld wegen üeberfiOlnng eefnes Gonpte wUirend einer Fahrt anf der Berliner 
Vororttbalm ist nnnmelir Tom Landgericht I Berlin in sweiter Instanz definitiT 

zn üngnnsten des Klägers entschieden worden. Das Amtsgericht hatte der 
Klaire stattgegeben und sich hierbei auf §§ fi31 (T., 157 B.G.B, gestützt. Er 
tiilut in seiner Begründung u. a. tolgendes aus'): „Es ist dem Beklagten 
auch zuzugeben, dass der iteisende sich gewisse, durch vorübergehende Ueber- 
fiQlang der Wagenahtheile herTorgemfene ünbeqnemlichkeiten ab nnd cn 
gefallen laaien mnss. Aber diese Dnldungspllicht des Beisenden hat nataigemlss 
ibre Grenzen, welche in concreto nnter Bertcksichtignng der Volksritte dnreh 
richterliches Ermessen zn finden sind. Es kann nun nach Ansicht des er- 
kennenden Gerichts keinem Zweifel unterliegen, dass im vorliegenden Falle 
eine gröbliche und nicht zu duldende UeberfüUnnp des Eisenbahnabtheils 
stattgefunden hat, und dass eine derartige an Feiertagen hin und witder 
eintretende erhebliche Ueberfüllung von Vorortsziigen noch nicht zur Verkehrs- 
sitte geworden ist, sondern von einem grossen Theile des PabUknms schwer 
empfunden wird. Daher ist der Ansicht des KUlgers, dass der Transport 
von Charlottonbni^ bb Waunsee durchaus ndnderwerthig war, beizupflichten*. 

Das Landgericht nimmt eine gegentheilige Verkehrssitte als vorhanden an 
und stützt sich hierbei auf die ErwägunL'. dass eine Kontrnle über die 
ordnungsinässige Beset/.uni; der Abtlieile in den Stadtbahn- und Vorurtzüpen 
eine derartige Vermehrung des Beaintenpersonals und dem zu Folge eine 
solche Steigerung der Kosten herbeiführen wiirde, dass alsdann der ermässigte 
Tarif, wie er raf diesen Zügen eingefahrt sei, eine erhebliche Bxböhung er- 
fahren müsste. .Jeder bUlig denkende Beisende, heisst es dann wVrtlicb 
weiter, welcher diese Züge benfitzt, mnss daher mit der Möglichkeit rechnen, 
dass bei dem heftigen Andränge der Reisenden, welche das gleiche Interesse 
haben, mit dem Zuge, der gerade vorgefahren, mitzukommen, und von denen 
Keiner gerne auf den viellei< lit erst eine Stunde später abfahrenden nJiohsten 
Zug warten will, anch einmal mehr Reisende in ein Abtheil dringen, als Sitz- 

') Wir zitiren das Urthcil, welches ans nicht zng|nglich geworden ist, nad 
Zeitnngsherichtra . . .j insbesondere der Nr. 668 des Saliner Tsgehhrtits. 
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plätze vorhanden sind, und er reclinet aucli tliatsiichluh zweifellojs mit dieser 
Möglichkeit" . . . „Die hier pej»:eliene Auslef^uiifr des 'rraiispnrtvertrafi^es ist 
diejenige, welche Trea und Glaaben mit Rücksicht aaf die Verkehrssitte er> 
fordert 167 B.6.B.). IHe SmlBsigung der Fahrpreise, die MümeUe Folge 
der Zllge, ihr pfiaictiidier Abgang vid ihre AnJnmft liegt im Interesse des 
Fafdikams, mid wer diese Vorthdle geniessen will, mnss hilligerweise auch 
die mit diesem System verknüpften Nachtheile mit in den Kauf nehmen' . . . 
Znm Schlüsse heisst es dann: ,()b etwa die Eisenbalinpolizei aus sanitären 
oder sonstiji^en Gründen N'eranlassung finden müsste, einer UeberfüUung der 
Abtheile gef^eniibcr einzuschreiten, ist nicht Sache richterlicher Kognition, 
vielmehr ledi^^lich Verwaltangsangelegenheif*. Dies Urtheil ist fast von der 
gesammten Tagespresse als nnriebtig bekämpft nnd mit den Beehtsanschannngea 
der Nichl^nristen als in schroffem Widerspmch stehend beselehnet worden. 
Man hat die ja aoch vom Amtsgericht nicht anerkannte Verkehrssitte in 
Abrede gestellt und bestritten, dass das vom Landgericht hervorgehobene 
Moment der Billigkeit des Fahrpreises die Schlussfolgerung des Landgerichts 
reclitfertige. Engel führt hierüber in seiner Kritik des Urtheils folgendes aus*): 
„Der einzige Vortheil der Ortszüge besteht in ihrer allerdings niclit 
nnwesentlicheu Verbilligung gegenüber den anderen Zügen. Die Richter haben 
aber flbersehen, dass diese Billigkeit ja mit namhaften Naehtheilea, auch ohne 
die üeberfmhing, von allen Beisenden erkauft werden mnss. Die Ortesflge 
gehen nur halb so schnell wie die anderen Züge, wie selbst die Personenzüge. 
Eine Fahrt in einem Personenzug, ja sogar in einem Schnellzage von Berlin 
nach Pittsdani mit einer Fahrkarte dritter Klasse kostet hin und zurück 1,60 M. 
Die Fahrt hin und zurück in einem Vorortzuge kostet allerdings nur 1 M., dafür 
aber erleidet man einen Zeitverlust von 52 Minnteu gegenüber den 24 Minuten 
im Sdnellznge und den etwa 27 bis 30 Hinuten im Personenzuge. Hinzu 
kommt als ein nicht unwesentlicher Nachtheil die Nichtgewährung von Freigepäck 
fttr Yorortzilge. Wer mit einem Vorortzuge von Berlin nach Potsdam fUirt 
und ein OepUckstfick hin und zurück aufgiebt, hat in der dritten Klasse 
2 }A. zu bezahlen fftr eine schlechtere Leistung als bei Personen- oder Schnell- 
zügen, wo die Doppelfahrt nur 1,60 M. kostet. Wie kann man gerechter- 
weise angesichts dieser Nachtheile, die mit der Verbilligung der Ortszüge 
verbunden sind, dem Reisenden zumuthen, dass er, der sonst überall die 
strengste Aufreehterhaltnng der öffentlidien Ordnung und guten Sttte durch 
die Polhseigewalt flir etwas SelbstversMadliches zn halten verpflichtet ist, 
non als den Beetandtbeil eines auf Treu und Glauben gegrfindeten Vertrages 
die vollkommene Ausserkraftsetzung aller Polizeigewalt, aller Ordnunp:, der 
Rücksicht auf Anstand und Gesundheit halten soll? — Nur in einem Falle 
Hesse sich die UeberfüUung als unvermeidliches, mit in den Kauf zu nehmendes 
Uebel bei einem auf Treu und (ilauben und auf Verkehrssitte gegründeten 
Beförderongsvertrage ansehen: im Falle höherer Uewalt" . . . 

Wir stimmen diesen Ausffihmngen in allen Stttcken bei und wunden 



') Veigl. Abendblatt der Voasischen Zeitung Nr. 606 zweite Beilege. 
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uuä luir darüber, da:«» man gegenthuiliger Meinung sein kann. Eine solclie 
Keinang vertritt Eger In der BentBohen Joristenzeitung indem er versndit, 
die Richtigkeit 'der laadgeriehtiicben Entscheidung ans der Verkehrsordnug 
herzuleiten. Er hftit die Vorschriften des B. 6. B. nicht für aawei^bnr, weil 

die §§14 und 26 V.O. erschöpfend Lcstlmraten, welche Leistungen den 
Eisenbahnen im Knlle der Unniöglirbkeit der GewÄhrnngf eines Platzes 
bei Fahrtiintorbrcchunt;', gänzlicliojn oder theihveiseni Ausfall der Fahrt oldieirPTi 
und aus diesen Vorsi-hrittcii die Absicht deutlich hervoiadic , wf-itt i» 
Ijeiätuugen der Eiseubalm au!s/.uächlies»en, »u dass die blosse Uubei^uemlicliktit 
hei Benntanu^ eines Flatses in Folge zeitweiliger Ueherfüllnng eines Wagen- 
abtheils Omnd für einen Entechftdigongsanspmcb oder das Veriangra aof Bftck- 
zahlnng des ganzen oder antheiligen Fahrpreises nicht abgeben kSnne. Weder 
in der Verkelirs- noch in der Betriebsordnung sei, abgesehen von den D-Zfigen, 
die Zahl der Plätze bestimmt. Nafh § I I V. <) piben die Fahrkarten zwar 
Arspnirh auf Pliltze in der entsjin clienden W'a^enklasse , nach § 17 ebd. 
würden aber einzelne Pliitze nicht verkauft und nach § 10 suUten aus den 
Fahrplänen die Wagenklassen, mit welchen die einzelnen Züge fahren, nicht 
aber die Zahl der Plätze oder aafznnehmenden Personen zn ersehen sein. 
Hierans folge, dass der Begriff .Platz' in der V.O. ein nnbestinunter m, 
nnd dass dies anch für den Begriff der „UeberfOIlang* gelte . . . Allein 
diese Auslesrnufr der Verkehraordnung wird den Änschannngen des Verkehrs 
nicht {rerecht und verkennt den Zusamuienhantr der Verkehrsordnnng mit den 
Priuziiden nuseros nunmehr im Bürgerüclien üesetzbuche zur Codifikation 
gelangten allgemeinen Rechts. 

Es mag zwar richtig sein, dass die V.O. den Fall ein«r üeberfüllung 
▼on Personenwagen nicht beracksichtigt . .; sie spricht nnr einmal, in anderem 
Zusammenhange . ., von einer Ueberlastung des Zuges*), womit vlellMcht eine 
Üeberfüllung der einzelnen Abtheilc gemeint ist, unrichtig ist es aber, dass 
auf den vorliegenden Fall einzig und allein die Vorschriften der V.O. An- 
wendung zu finden haben, und dass aus ihnen zu folgern sei, dass die Kisen- 
liahn Jede llat'tnnir für rebortullnnfr ablehne. Der § 14 V. (). le^^clt 
die Rechte des mit liillet versehenen Reisenden, der überhaupt keinen i'latz 
im Zuge oder in der Wagenklasse erhält, für welche er das BUIet erworben 
hat, § 26 disponirt fiber die Rechte des Beisenden bei ZogverqAtnng oder 
Zugansfall, alles Vorschriften, die hier nicht weiter in Frage kommen. Blehtig 
ist ferner, dass der Begriff „Platz" in der Veikehrsordnnng keine Umgrenzung 
erfahrtMi liat. liirmus lässt sich .ilicr bei der grundsätzlichen Abneigung 
unserer ( n si t/üt luum reLreu jede Art von Delinitionen keine Folgerung herleiten. 
Die Verkehrssittf liat schon läufrst, und zwar sclum vor dem Inkrafttreten 
der letzten Verkehrsorduuug, darunter tur die drei ersten Wagenklasseu eine 
örtliche Gelegenheit verstanden, die Eisenbahnfahrt in sitzender Position 
zuräckzulegen. Damit ist aber ohne Weiteres die MOglichk^t verbunden, 
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mgehindeit sn diesem Sitse zu gelangen und tdch von ibm zn entfernen, dne 
MSglichk^, die bei dem YorhendenBein von 81 Penonen in demselben Ab- 
fheil (dieser Umstand eben hatte den Jnstizratli Wa^er 2n seiner Klage 
Twanlasst) nicht gegeben ist, da nnthwendig: den Zwischenranm zwischen 
den SitzbUnken der L'eisendon völlig ausriillcn. Ks hat sicli sogar für die 
mit Sitzen verselienen A\'airenklassen. wie s* hon aus den äusseren Kinrichtnngen 
der Conpes ersichtlich ist, die Verktlnssitte herausgebildet, dass, fall» nicht 
bauliche VeriiUteisse, wie Aborte, Wagenführersitse n. dergl., dies liindern, 
in der ersten Wageiüdasse 6, in der zweiten 8, in der dritten 10 Personen 
Sitzgelegenheit finden. Der BegrUf «Platz* nnd demzofolge der der Ueber- 
fOUnng ist danacli nnschwer zn bestimmen. 

GüTizlirh abwegig ist es aber, wie Ktrer will, a. Grd. § 472 II. G.l^. die 
Anwt nilharkeit der Verkelirssitte auf den iirtVntliclien Personcntransport mit der 
ArguiiuMitatiun ausznschliessen, dass der gedachte Paragraph die Regelung der 
Personenbefürderung lediglich der Verkehrsordnung überlassen und des- 
halb nur anf Grand der Verkehrsordnung die BenrtheUnng des hier streitigen 
Falles zn erfolgen habe. Allein schon die Frage, was denn juristisch dne 
FersonenbefSrdenuig ist, die in der V.O. nicht entsoMeden ist nnd nicht 
eatscliieden werden konnte, weist auf eine Ileranziehnng der einschlägigen 
Vorschriften des Bürgerlielien Gesetzbuch«! hin. Nach unbestrittener Ansicht 
ist die Persuuenbet'ürderun!; eine lucatiD-condiu tiu opcris oder, wie das B. tJ.B. 
im § 631 ff. sagt, ein Werkvertrag. Es entscheiden daher tur die Frage, ob 
der ahgeschlossaie, stur Ansflhrnng gelangte Vertrag den Absichten der 
Parteien entsprechend von den Contrahenten erffillt ist, die Vorsdiriften des 
B.0.B., insbesondere § 681 und § 634. Fttr den Wericvertrag gilt aber, 
wie fBr alle Vertrüge, die generelle Ausle^^nni^sregel des § 157, nach welchem 
VertrJIge so auszulegen sind, wie Ti en uii<i Glauben mit Kücksicht auf die Ver- 
kehrssitte es erfordern. Mit Eecht l/cuierkt Deniburg ; Bürgerliches Hecht Bd. II 
S. 24 und 26) hierzu ^): „Nichts anderes will das Gesetz, als dass der 
Richter znr Richtschnur nehmen soll, was hei dem Schuldverhältnisse 
nach dem Zwecke des Geschäfts and der Sitte anstttndig und gerecht 
denkender Menschen von dem anderen Theile erwartet werden 
durfte'* . . . „Die Verkehrssitte wird als wichtigster Leitstern ffir 
die Beurtlieilung der SchuldTerh&ltnisse nach Tren nnd Glauben be- 
zeichnet. AImm- der einzige ist er nicht". Xiniuiermehr kann es aber zur 
Verkelirssitte geworden sein, dass der mit einer Fahrkarte verselieiie Keist nile 
sich eine Uebert'üUung des Wageuabtheils in dem Maasse gefallen lassen müsste, 
wie dies im vorliegenden Falle geschehen ist Ein derartiges ZuBammoidrltngen 
von Henschen, noch dazu verschiedenen Qeschlechts, ist sdion aas sanitären 
Gründen onznlttssig. Es verletzt, weil gegen die Grnndsätze des Anstandes 
und der guten Sitten verstossend, die iiffentliche Ordnung, und es würde einer 
derartigen Verkehrssitte, selbst wenn sie bestünde, die richterliche Anerkennung 
za versagen sein. Dass aber unabhängig von dieser angeblichen Verkehrssitte 
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die Gestattang oder Haldung einsr UeberffiUimg der Covpte keine derartige 
Vertragserfttliiiig gegenüber dem Reisenden, welciier reehts^tig nnd Ordnung«- 
mSflflig seinen Plate im Wagenabtheil eingenommen bat, darstellt, die nach 

dem Zwecke des Vertra^^os nnd der Sitte anstund i{?er und gerecht denkender 
Menschen (Momente, die dem Takt^^cfiihl und der Tiplienskenntniss dos Hioliters 
einen weiten Sidclrauiu gewähren), von dem Gopenkontrahcnton zu erwarten 
ist, bedarf keiner Ausführung. Denn ahgeselieu vun der driihcndon \ < iletznn^ 
des Anstände» wird der Reisende durch üeberfüllung des Coupes einer hoiieren 
Betriebsgefabr ansgesetet, als mit der er bei Eingelmng des BefSrderangs- 
Vertrages gerechnet hat und rechnen mosste. 

Entspricht im vorli^ndoi Falte die VertragserfBUin« stiM den geeets- 
lichen Vorschriften, so mnss die Entsoheidang des Landgerichts als mulelitiir 
reprohirt werden. Wenn die Tagespres.se in Veranlassnn!;'- des Wagner'schen 
Reclitsstreits wiodenini von einer Diveigenz zwischen juristischer Auffassung: 
und gesuniieni Mensclienverstande spricht, so liat sie sa< h]icli reclit, vergreift 
sich aber im Ausdruck. Es giebt keine von der der Allgemeinheit abweichende 
juristiBcbe AnfYassnng der Lebensrerfailtnisse Denn immer mnss die Be« 
nrtheilnng des otawelnen Falles dem Postulat der Yemnnft, gemeiniglich als 
gesunder Kenschenverstand beaeichnet, entsprechen. Weicht sie luervon ab, 
80 liegt die Schuld entweder an der Rechtsnorm, die sich im Widersprach 
mit der Volksnieinung befindet, oder an einer unrichtigen Auslegung dea 
(ipsetzes. Im vorliefrenden Falle steht das Gesetz mit der allgemeinen Rechts- 
auftussung im Einklang. £s bietet bei richtiger Auslegung eine genügende 
Handhabe, die Eisenbahnverwaltung, der übrigens selbst die Ausübung sanitärer 
nnd exelcutiTpolizdlicher Funktionen anvertraut ist, au zwingen, Penonen- 
befSrdemngsvertrAge den Anschauungen des Verkehrs entsprechend m erfüllen. 
Es hat nur wieder einmal an rli^tlgai Interpreten des geeetsfeberischen 
WiUens gefehlt 

') Yergl. den lesensw. Aufsatz Doves: Die Unpopalarität des Jnristenstandes in 
der D. J.-Ztg. VII Nr. l S. 12. 

") Die Kgl, Eisenbahndirektion Berlin hat neuerdings Anordnungen getroffen, um 
einer Ueberf ttllung der Vorortssäge vorsabeagen. CY. Z. d. V. D. E.V. Jahrg. 190S. S. 198. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Rosenberg, Werner, Staatsanwalt. Die staatsreelit liehe .Stellung der Reich s- 
eiseubahnen. Aus den Annalen des Deutschen Reichs. 35. Jahrg. Nr. 1. 
190e. J. Sehwdtwr Verlag (Arthur SelUer). 

Bereits an einer früheren Stelle d icsor Zeitschrift (Bd. 18 S. 91) ist auf den 
reichen und vielseitigen Inhalt der Annalen des Deutschcji Kcidis hingewiesen wordt n. 
insbesondere auf die zahlreichen Abhandlungen, welche auch für die Entwicklung 
des Eisenbahnredtta vob Bedeutung sind. In der Torliegenden Abhandlung unter- 
rocht der VerfaMer mnlehet die staatarechtliehe Stdlang, wddie die frauBiiaebeii 
Eisenbahngescllschaften bis 1870 in Frankreich eingenommen hahen. und sodann die 
Verämlernngen, welche dieser Rechtszustand in Elsass-Lothringen durch die dentsche 
Reichs- und Landes-Gesetzgebung erfahren hat. Die Streitfrage, ob der Bundesrath 
befugt gewesen iet, die Ton Ünn eclanenen Eieenbahn-ReglemiBti als Reehtam* 
Ordnungen mit verbindlicher Kraft fttr Jedermann zu erlassen, wird eingehend gqprilft 
und bezüglich der neuen N crkehrsnrdnnng bejaht, bezüglich der übrigen Reglements 
verneint; die (Jültigkeit der letzteren wird auf ein durch langjiihrlLjen (icrichts- 
gebrauch entstandenes Uewubuhi-itärt-cbt gegründet. Verfasser gelaugt zu dem 
Bcsultat, dais die Beiebseisenbahnen von der elaase-lothringtodien Landesverwaltnng 
nnabhlngig sind und gewisscrmassen einen Staat im Staate bilden. Ita es der Ver- 
fasser für ausgeschlossen hält, dass das Keich an Elsass-Lothringen die Keiclisl>aluicn 
unentgeltlich abtrete, so schlägt er, um dem Reichslande einen stärkeren Eintlus» 
aaf die Verwaltung der Reichseisenbahnen zu verschaffen und l>eide in ein engeres 
YerhUtnlss an einander m bringen, vor, den seit 1874 b e rtd wnd en Eisrabahnrath 
weiter anssngestalten nnd seine Znaammensetsong nnd sdnen Wirkungskreis reichs- 
gesetzlich ZU regeln. Dr. Cf. Eger, Berlin. 

Meyer, B. H. Railway regulation ander foreign and domestic lawi. Washington lUUl. 

Sobwarz, 0. und Stnitz, fi. Dw Steatshanshali nnd die Finaasen PMosseiu. Bd. 1. 
IMe UebersdrasBTerwattangen von 0. Strati. Lief. S: Die EisenbahaTerwaltnag. 
Berlin 1901. J. Onttentag. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schiiftan. 

Last, Dr. Ludwig, und Maier, Dr. Rudolph. Haftpflielitrecht und Reichsver- 
sicherungsgesetzgebung. Zweite nach dem neuesten Stande der (iesetzgebnng 
bearbeitete Auflage. München 1^1. J. Schweitzer Verlag. (Arthoi äcllier.) 

An Stelle der Dorcbiicht nnd Veibessening einer frUheren Auflage liegt dn 
vollständig neues Buch vor, das dsreh die gemeinsame Arbeit des Verfassers der 
älteren Ausgabe und Rudolph Maiers entstanden ist. Die Begrenzung, welche Lass 
bei dem ersten Erscheinen seiner Schrift aufrecht erhielt, ist auch in der neuen Auf- 
lage nicht fallen gelassen worden; die Verfasser behandeln das Schadenersatz- und 
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Haftpffiditrecht nur insoweit, als die Tfldtnng oder Kftrperverletnmg eines HemdieB 

In Frage steht, das Haftpflicht- und Schadfnersatzrorht in Bozu^; auf Sachschrnicn 
ist ausgeschlossen i,'f1»li( Itt n l»as ]\\uh /»Tfiillt in zwei ThflU-, dii- Behandlung des 
liuftp&ichtrecLtä iiueh litichszivilrecht und das HultpHicbtrecht iji der Kelchs- Vor- 
Bidmungagesetzgebung. In dem ersten werden natttrlich an erster Stelle and mit 
berechtigter Ansführlichkt it die Bestimmungen des B.G.B, bdianddt, sodann kommen 
zur ErJirteninc das I'i if hshat't]ifli' hf <r< setz . !'ost>;eKetz . Haftpflicht nach Seen rht. 
BinnenseliifliihrtsriM lit, Klii^seri irecht iiinl die Haftptlieht im Schlep|t.sehirtiihi t^l»eli ich. 
])er zweite Tiicil betasst sich mit der liattpHicht nach den verschiedenen l'ntall- 
VersidieningBgesetimi nnd dem I.- und A.-G. Den Sohlnss bildet eine knnte Udier- 
sieht ttber die Fortgeltnng des all^eineinen Haftpflichtrechts auf dem (kbiete der 
soeben genannten (!esef zfrebnnir nnd <Ii r rnr'-ir''nnssens( haftlichen Haff ptlii htv< r- 
sichemng der rntcrneiimer. I'ie ganzi Darstellung ist eine sehr sorgfältige, Littcrator 
and Rechtsprechung sind in ausgiebigem Masse berücksichtigt und mit Schürfe 
werden die Einwirlcnngen des sosialpolillschen Versichemngsreehts anf das Haft- 
ptliehlrerlil und umgekehrt festgestellt. Vür die Pra.\is des Haftpflichtrechts auf 
(b in Bdib ii lit s BJi.B. wird sich das Buch nicht minder als willkoinnn iier I.'.tthüf ber 
erweisen wie für die l'raxis auf dem Boden der I nfaJlvt'rsieherung. Bei der von 
Tag m Tag steigenden Bedeutung des HaftpflichtreditB nnd der Haftpflichtva* 
Sicherung wird das Lass-]faier*sche Buch ohne ZweiM auch den Haftpflichtver- 
sicherungs-Gesellschaften gute Dienste thun. Die Verfasser haben ihm eine Biblio- 
graphie sowie <'in Sachregister beigegeben, das für den praktischen (iebrauch 
genügend iät. Wir können das gut ausgestattete Werk den .Inristen und \'er- 
sicherungsbeamten emstlich empfehlen. Dr. L. Faid, Mains. 

BrücknM*, H., Beichsgeriehtsrath. Die privatrechtliche Haftung fdr das rechtswidrige 

Verhalten anderer. Hannover lUÜl. Hclwing. 

.Xuf diin (iebiete des Haltpflirhtncbts bat das Bürgerliche (iesetzburh so/ial- 
politische Aufgaben erfüllt und die reichsrechtlich zunächst im iiaftpllichtaesetzc 
vertretenen Grundsätze weiter ausgebildet. Der vorliegende Souderubdruck aus der 
Zeitschrtft .Das Becht* beschäftigt sich mit 2 Einzelfragen dieses Rechtsgebiets, 
der Haftnng des Dienstberrn für den Cntergcbencn bei Ausführung eines Auftrags 
(Eingehung von Verträgen und Erfüllung von Verbindlichkeiten) sowie derjenitxen 
ans unerlaubten Handlungen, d. b. einem Verschulden des Untergebenen. Die Ver- 
gleichung mit dem bisher noch vidfach von römischen Omndsitiai hehemchten 
Recht zeigt die sostalea BestoebmigNt des B.Q.B.*s zum Schutze des Oesohldigt«! 
gegenüber dem oft mittellosen Thäter. Nach einem Hinweis auf die Verschiebung 
der Beweislast im i; H'M B <;H. gelit Verfasser in einer ."^eblnssilbersirlif kurz auf 
die das bürgerliche Hecht ül>ersrhreitenden . weiteren Hattungsbestimniungen der 
Verkebrsgesetagebung ein. Eine Heranziehung der Versidiemngsgesetse bitte hier 
nahe gel^n. W. Coermann, H flIhaQaen L E. 

Wtinrleh, Dr. A. v. Die II utpflicht wegen Korperverletzung undTödtung 
eines Menschen naiii den im Deutschen Reiche geltenden Rechten» 
2. AuU. Berlin IWi. Carl Ucymann. 

Seit dem Sndidn«i der ersten Auflage (1883) des v. Weinrich'schen Werkes 
hat das Haftpfliehtndit insbesondere durch die sosialpolitiscben Oesetze nnd das 
bürgerliche Gesetzbuch so wesentliche Aendenmgen erfahren, dass die vorliegende 
zweite Auflage mit Keelit als ein .neues Buch unter (lein alten Titel" bezeichnet 
Wurden kann. Dasselbe zerfüllt in zwei Tbcile, von weichen der erste der Dar- 
stellung des allgemeinen Haftjtflichtreobts auf der Grundlage dn B.U.B, und der 
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noch geltenden Partikvlariresetze, der zweite der Erörterung der Spesialgesetse 

jfcwidmet ist. I^or zweite Theil besteht ans vier Abschnitten: A. Die }h\ft- 
prtieht des liheders und Eitjenthümers von Seliift'en und Flössen: 1! I>ie Busse bei 
Körper V er letzoQgcn; (.'. Das Uattptlicbtgcsetz; I). Die Hattpliieht nach den L'nfall- 
TerddieningBgesetcen. Dem Verfaeeer gebtthrt das grosse Verdienst, klar und Aber- 
ricbtlidi, mit soi-^faltii^er Ikritcksichtigung der Literatur nnd Rechteprechang das 
gesammte deutsehc II;ift|)tlielitreeht in allen seinen Z\veijj;en znr wissensehaftlii heii 
systematisehen 1 larstellnuf^ ^'ehracht zu haben. Dieselbe wird für alle, welche sieh 
mit dieticm wichtigen iU-chtsgebicte beschäftigen, eine reiche Quelle der Belehrung 
nnd Anregung min. Dr. 0. Eger, Berlin. 

Gennenliwstii» A., Verwalt.-Oer.-Dire]rtor. Das Wegereelit und die Wegever- 
waltnngin Preussen. 2. Aufl. Berlin. Band I 1900. Band II 1902. Carl Heymann. 

Tm vorlietrendon Werke wird ein ebenso srhwieri^er wie verwiekelter Kechts- 
stutf gründlich und Ubersichtlich in einer Weise behandelt, dass selbst juristische 
Laien daraus myerttssige Beldimng finden kdnnen. Die Jetsige Auflage ist fast 
um die HUfte umfangreicher geworden ab die fMbere. Kur die Insssre Form ist 
gleich geblieben , indem der erste Rand die Darstellnnji der Berhtsverhältnissc des 
Wetjel)aiies und lier Wegeverwaltiintr iti 7 richtig aliy<'gren/ten Theilen brinijt, 
während der zweite Band die Kechtsiiuelien des I'reussisehen Wegerechtes im \\'ürt- 
laute liefert. Fftr die Unternehmer ron Kleinbahnen ist Theil II § 8 besonders 

■ Wissenswerth. Hier werden nämlich die einschlagenden Verhältnisse des Preussisclien 
Kleinbahn};esetzes eingehend behandelt, wobei die l)islKr ersehienenen Abb intlliinefen 
und Conimentare Berücksichtigung i4( tuni!i n haben. Gerade in diesem g finden sich 
jedoch Ansichten, welche auf allseitige Zustimmung wühl nicht rechnen dürfen. So 

- meint c. B. der Verfass«r S. 121 , dass in I>1UIen wo der Wegdierr nnd der Wege- 
nnterbaltungspflichtige verschiedene Personen sind, die Zustimmung des Ersteren 
zur Benutzuntr eines ötYenflieben We^^es für die Anlutre nnd den Betrieb nicht genügt, 
sondern daneben das Kinverstüudniss des Wegeherrn erforderlich sei. Folgerichtig 
lUUt er als Mittel, den Wido^ruch des Unterhaltangspflichtigcn su brechen, das Zu- 
Btlmmungsen^bunngSTorfahren fOr geboten, wBhrand dem Wegebemt gegenüber das 
Enteignungsverfahren zu gebrauchen sei. Nach ihm könnten also neben einander 
in demselben Falle zwei Formen des Zwanges nothwendig werden, und zwei Ver- 
fahren durchzuführen sein, um das eine Ziel zu erreichen, den Weg für Kleinbahnen 
benutsen sn können. Seine Ansldit findet im Gesetae kdne Stfltse, steht Tielmdw 
mit der diesem au Qmnde liegenden Absicht im Widerspnuh, m Gunsten der Klein« 
bahnen Erleichterungen zu sclKiffen. Auf Widerspruch stösst auch seine Ansicht 
Seite 1^. dass die (ieiielmiij^ungsfrist den Zeitraum nicht übersteigen dürfe, auf 
welche der Unterhaltungspflichtige seine Zustimmung zu beschränken beliebt habe. 
Hier sind durch Versetsen der Anmerlnrag 88, welche Sdte 185 Zeile 5 riohtig an- 
gebracht gewesen M äre, OewKhxsmänner genannt, die gerade umgekehrt Gegner dieser 
Auffassung sind. Wenn nun zwar nirht alle .\usfiihrungen bedingungslos zutreffen, 
80 kann gleichwohl dem Vorfasaer die Anerkennung nicht versagt werden, ein durch- 
weg Inaiiehbaret Werk geacbaffen zu haben, nmtsl er bei Streitfragen nicht unter- 
lassen hat, flberall die Gewlhrsidfainer su nennen, weldie Oegoiansiehten geiussert 
haben. Dass die gebotenen Becht.squell6n stets ausgiebig benutzt, die einschlagenden 
Satzungen des B.G.B, gewürdigt, die ergangenen l'rtheile höchster Gerichtshöfe und 
die Ergebnisse der Wissenschaft verwerthet sind, erhöht den Werth der Arbeit, 
deren Bemitiung durch uwei Sachregister nodi erheblich erlelditerC wird. Das 
Werk kann wann empfohlen werden. Dr. Kart ffilse, Berlin. 

Sser, BlieabahareolitUebe Entiebeldangea XVIIt. 20 
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FIsober, 0., ond ÜMle, W. Bflrgerliclies Oeaetsbacli. HawlMUgdbe mit An- 
merkniig«]! henuiigegdicii in VerMndiuif; mit B. Ebert ancl H. Sdmeider. 6. Avfl. 

MllBchen 1902. C. H. Beok. 

Der au8H«Tpe\v(ihnliohe Krfolg der Fischer-Henle'schen Handausgabe, welche in 
wenigen Jahren die fünfte Auflage erreicht bat, ist ein in jeder Uinsicbt wohl- 
Tordienter. In einer TonflgÜcliM ftnswren Anntattnng birgt das Bach einen UM 
werthvollen Inhalt, dessen Vonftge bereits in Band XV Seite 295, 896 dieser Zeit» 
Schrift rllbmcnd hervorgehoben worden sind. Mit grösster Tinsicht nnd Sachkcnntniss 
haben die in der Wissensrliaft und Praxis hervorragenden Verfasser fortgesetzt an 
der Vcrvullkommnaug de» Inhalte gearbeitet und auf diesem Wege ein Werk gc> 
schaffen, welches allen Anfordemagen einer guten nnd gediegenen Haadansgabe aoCi 
Beste entspri(]it. War schon die Toraagehende Auflage durch die Anfähning der 
landesrechtliclu'n Ausführungsbestimmnngen zweikmässig ergänzt worden, so hat 
die vorliegende Auflage durch die Berücksichtigung der Entscheidungen des Heirhs- 
gericbts und der hdcbsten Landesgerichte eine neue, wesentliche Bereicherung er- 
fahren. Olme Zwdfel werden diese wicht%en Ergftnmngen dem lielieliteB Bn^ 
eine grosse Zahl neuer Freunde zuführen. Dr. G. Eger, Berlin. 

Kaufmann, Emil. Handelsrcclitliche Rechtsprechung 19(X)/01. Nach dem System 
der Cf csetzu bearbeitet und zusammengestellt. Zweiter Band. Hannover 1902. lielwing. 

Der iweite Band der handelsre^tUdiea Beditq^ndmng Ton Badrtsaawalt 
Kanftnann in Hagdebnrg wird von den pvalEti^ehen Juristen mit donselbai Vec^ 
giiügen aufgenommen werden wie der erste; an Beichhaltigkeit des Inhaltes öber- 
triftt er seinen Vorgänger nicht unerheblich. I>«rch zweckmässige Hervorhebung 
von ätichworten hat die Brauchbarkeit eine bedeutsame Erhöhung ertahren. Eine 
weitere Verbesserung bedeutet das alpliabetisclie Sachregister, wodurdi das Auf- 
suchen der Entscheidungen sehr erleiditert wird. Wir zweifeln nicht dann» dass 
die zweite Ausgabe sirh als »-in ebenso nnentbelirliches Hillfsmittel einbiirg.Tn wird, 
wie dies bezüglich der ersten der Kall war. Dr. L. Fuld. Mainz. 

Woedtke, E. von. Unfallversicheruugsgesetz, Kumi^entar ö. Aufl. L d. Fassung 
des Oes., betr. die Ablndemng der UnfaU-VerB.-Oesetiei vom 80. Juni 1900, als 
Gewerbe - Unfallversicherungsgesets neu bearbeitet von F. Catfar. 
Berlin l'.K)l. (ifurg Kcinur 

Die Bearbeitung dieses bedeutenden und weitverbreiteten Kommentars hat an 
Stelle vonWoedtke's, der durch den Umfang der ihm obliegenden Dienstgesch&fte 
daran rerhindert war, in fllafter Auflage der durch httrvoxtagende Sdniften auf 
dem (iebiete der sozialpol itisohm Gesetzgebung bereits rObmlichst bekannte Dirdctor 
im Ueichsanit de» Innem, Caspar, übernommen. Die Umarbeitung der längst ver- 
griffenen i. Autlage ist durch die wcscutlichuu \ eränderungen , welche die Lutall- 
. vosicherungsgesetae in Folge des Ges. vom BO. Juni 1900 erfahren hiJwn, nothwendig 
geworden. Hierbei sind die Ergebnisse der umfassenden Rechtsprechung sowie der 
Virwaltnngsiuaxis des Beichs-Versicheningsamts sorgfältigst berücksichtigt. Den 
Krlatittrungen des (iewerbeunfiillvtahithernngsgesetzes ist zweckmässig eine Er- 
örterung des Ges., betr. die Abänderung der Infallversicherungsgesetze, voran- 
geschickt. Die Erliutemngen sind Uar und grttndlidt und haben um so g r U wcren 
Werth, als der Verfasser bei den Vorarbeiten für die neue Fassung mitgewiriKt hat 
und daher besonders berufen erscheint, das Yerstftndniss der neuen Beiitimmungen 
zu vermitteln. Dr. G. Eger, Berlin. 

Hahn, Dr., Rechtsanw. Die Unfallversichernngsgesetie des Deutschen 
Reiches. Leipiig 1902. C. L. Hirschfeld. 

Der Verfasser giebt nach einer den Entwicklungsgang der Unfallgesetigebung 
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im Deutschen Keicbc verfolgenden Einleitung den Text der erwähnten Ciesetzc wieder 
Hüll «r1iiit«rt flitt In Anmerlniiigmi m den einseInMi Od8«tsesp«ragraplien nnt«r 
wesentlicher Bemitjcang der Motive umi iinti r Hinweis anf die Entsdieidnngen (Ir>3 
RcifhFivorsifhcrnnpsftTiito*!. Wird aiidi lici fiiiifcliendercin Sfnditun nnsfrer rnfiill- 
vcrsichcrangsgesetzgebung die Benutzung des vor Kurzem in 5. Auflage erschienenen, 
vom Direktor im Reichsamt des Innern, Caspar, bearbeiteten, TorzQglichen Woedtke- 
when Kommentan towie des ron d«i Mitgltedern des Beicbsrersicheningsaaites nnter 
dm Titel: ^Hnndtaeh der rnfallversicherung^ herausgegebenen Aktenmaterials nicht 
zn entbehren sein, so empfiehlt sich für den praktisrhi n Ilaiidm'brauch, naiiK'iitli(h 
mit Kttcksicbt auf die Vollzähligkeit der Ausfiihrungsbesümmuugen , die üahu'äche 
Bcwbdtiuig. Die tebellulBdie Uebecaidit ttber die einselnen Paragraphen aach der 
anderen snr ErUntonuif Imangesogenen OeMtse XII— XVI iit inosecst sweekmiasig. 
Das Register ist sorgfältig gearbeitet und erhöht die Brauchbarkeit des Werkes. — 
In einem zweiten Bande sollen das 1'nfallversicherungsge.setz für Land- und Forst- 
wirthschaft, das Bau- and Sce-Unfallversicherungsgesetz, die Gesetze betr. die L'nfall- 
fttrsorge für Gefangene, Beamte nnd Penonen des Seldatenitendee wadieinen. MSge 
der Vetfasaer die gMobe Sorgfalt auf diese bisher noch nicht eingdiend commen- 
tirten (>esetze verwenden « wle aof die im vorliegenden Bande zum Abdruck ge- 
brachten Hauptgesetze. Dr. F. (Jorden. Hamburg. 

StBIzel, Dr. Otto, Landrichter. Rechtsweg und ivompetenzkouf likt in Preusseu. 
Berlin 1901. Franz Vahlen. 

Seit dem Bridieinen des trefflichen Oppenhoff* idien Werkes, betr. die 

prcussischen Gesetze Uber die Ressortverhältnisse (1863), hat es an einer umfassenden 
Darstellung der Grundsätze über die Zulässigkeit des Keelitsweges nnd die Kom- 
petenzkonflikte in Freussen gefehlt. Die vorzügliche Arbeit von Druop (Der 
Rsditow^ in Prenssen 1889) nnd das vorliegende, nieht minder ausgezeiehneto nnd 
noch umfassender angelegte Werk von StSlsel bahni diese Llleke in hOdist ver- 
dienstvoller Weise ausgefüllt. Mit voller Beherrschun«; des grossen und schwierigen 
Stoffes, mit ausserordentlicher Klurlieit und rebersichtlirlikeit. mit unjienicim in Fleissc 
bat Stolzel die herrschenden (irundsätze des Grenzgebietes zwischen l'rivai- und 
OffenfUchem Beohte erOrtttt nnd damit ein wissensobaftiich hervorragendes, fttr den 
Praktiker nnd Theoretiker unentbebrliches Werk geschaffen. Die Arbeit serf&Ut in 
swei Bücher, von welchen das erste den Hechts weg, das zweite df-n K «>in peten z- 
konflikt behandelt. L»as erste Buch gliedert sich in einen allgemeinon, die Be- 
griffe und allgemeinen Kechtsnormeu erläuternden Theil und in einen besonderen 
Thell, welcher in 7 Abaohnittai: Beamtenredit, Hoheitsreeht des Staates in poli- 
tischer und militärischer Beziehung, Steuer- und Abgabenwesen, Körperschaften des 
öflfentli'lH n Kis lits. l'dlizei, besondere Zweige der LandeHvcrwaltnntr, Zuständiirki its- 
gebiet der besonderen Gerichte urafasst. Für das Eisenbahnrecht sind als besunders 
lehrreich nnd bedeutend g 37 (Wegesachen), § 4ö (Enteignung) und § 47 (Eisenbahn- 
verwaltung) hervomnheben. An die i^ystematisdhe Darstellnng schliesst sich sehr 
zweckmässig ein umfangreicher Anhang, welcher den Wortlaut aller bezäglichoi 
Bechtsqucllen in ^fri>sster Vollständigkeit enthält. Dr. G, Eger, Berlin. 

8tier-Sonlo, Or. Fr., Priv.-Doz., Assessor. Kommentar zum Gesetz über die 
Allgemsine Landesverwaltung vom 80. Juli 1888. Berlin 1902. A. W. 
Hayns Erben. 

Ott Kommentar ist der erste einer Reihe von Kommentaren , welche der Ver- 
fasser zur Erlftuterung der preuss. verwaltungsrechtlichen Gesetze herauszugeben 
beabsichtigt. Ohne Zweifel ist ein derartiges Lui<;ruehmen sehr nützlich, da es 

80« 
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neben den grossen Kommentaren Ton BnmdittsrJi — Stadt — BnanMIrenB, u 
kttneren lutndliclieii Bewbdtungen dieser Gesetze fehlt. Dm rerliegende Werk 
erfttUi die AnfgAbe, zum tUglichen handlichen Gebraiirh in der Praxis za dienen, 
vollkommen. Sowohl die Theorie wio die Rechtsprorhmitr sind surgfältiirst ver- 
werthet. Wenngleich das Hauptgewicht auf die praktische Seite gelegt iat, so wird 
das Bneh anch für wiBsenschaftliche Zwecke ein guter und geeigneter BaUigelMr Min. 

Dt. G. Egor, Berlin. 

FrMMit Dr. J., Amtsgci'ithtsratii. Die Zwangsvollstreckung in (irundstücke 
in systcnrntisrhor Anni-dimnir znm prairtischen Oebraach dargestellt. 8. Auflage. 
Breslau liHil. .1. l'. Kern s Verlag. 

Das Buch ist in den l>dden früheren Auflagen ein suTerllssIger Berater für 
den juristischen Fraktilrer gewesen. Nachdem das B«chsrecbt auch auf dem GcMete 
der Immohiliarrollstreckang das Landesrecht gebrochen und die gar oft dunklen 
Ans'^!>riirh<' des preussischen Gesetzgebers durch klarere - - und doch nicht immer 
durchsichtige — ersetzt hat, war es Ehrenpflicht des mit dem Stoffe besonders ver- 
trauten Verfassers, dem Praktiker beim Eindringen in dm Gegenstand anfs Xene 
Bur Seite >u treten. Diese Pflicht hat der Verfasser in der »3. Auflage erflillt; sein 
Werk Ist bisher die einzige brauchhare systematische Bearbeitung des Beidisgesetzes 
vom 24. M?ir/, ISMT; (lir st ni (iesetze sind die Ausführungen im wesentlichen ge- 
widmet und uuch seiner Anlage sind sie aufgebaut. I>ie I>arstellung zeichnet sich 
durch scharfe, mittels Terschledenen Druckes noch lienrorgeho1)ene Gliederung und 
durch straffe Zusammenfassung des Stoffes aus, wobei Komplikationen (z.B. die 
Gosanitbelustiingenl zw(ckriiä><sig ausgeschieden und ans Kiidc gewiesen sind. In 
dem W erke ist die Litterutur und die Kecbtsprechung der höchsten (ierichte aus- 
reichend und selbständig verwertet und zur Klärung schwierigerer Bestimmungen 
durch glflckllch gewBhIte rechneriscbe Beispiele mehr tA» andenriirte beigetragen. 
Das Geschick des Verfassers, durch praktische Ilnifsniitfel die Benutzbarkeit des 
Buches zu erhöhen, zeigt sich auch in den verschiedcntii Anhängen Icli erwähne 
daraus besonders die eigenartig angelegten Kosten-Tabellen und den Abdruck des 
Uesetzestextes unter Hinweis (bei jedem §) auf die eine Brllnterung bietende Stelle 
im systematischen Tdle — dadurch ist dem Buche, auch die handliche kommen» 
tetoriscbe Form gegeben. Alles in allem: die Arbeit wird dem Praktiker der ,alte 
Frennd* bleiben. Dr. Max Fleischmann, Halle a. .S. 

Curtlus, Dr. Rudolf, Ri tricrutis/sralli Die Wegebatjvoransleistungen in Preussen 
nebst Materialien und Kommentar der geltenden (iesetze. I, Band Materialien. 
KOln 1901. 

Das Überaus fleissige und gediegene Buch ist die Frucht der verwaltnngs- 
richterlichen Thfitigkeit des Verfassers beim lle/irksansschusse in Köln, hervor- 
gegangen aus den Studien, denen sich ein jeder unterziehen muss, der in Preussen 
mit dm. nngewShnlich lersplltterten Wegerecht befasst wird. Dem Verfasser geliillirt 
für die mtthcvolle AriwÜ der Dank und die volle Anerkennung all derer, denen er 
ntinmt hr das Narlispllren dorch seine Znsammenstellung erspart . der Dank weiterer 
Knisf. Wenn es gelingen sollte, durch die Klarltgung der bisher gepflogenen Er- 
örterungen zur endlichen allgemeinen I^egelung des Wegerechts in Preussen anzu- 
feuern. Das Buch serfSllt in 3 grossere Teile. Ein jeder bringt die einschlagenden 
BegierungsentwUrfe nebst Begründung, dir Kanimerverhandlungen und die i twaigen 
Vi rhandlungcn in oder mit den provinziellen Körperschaften. Der erste Tt il t nth.'ilt 
die Vorarbeiten Uber die fehlgeschlagenen und seit 1S77 nicht wieder autgeuommenen 
Versuche der Staatsregierung, ein allgemeines Wegegeaetz durcbzubringen. Der 
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iweite Teil bringt «b Hftterial der für die ciaselnen ProTinsen (ausser den Iw- 

sonders Lindwirtsrhaft troibondon Pmvinzpn Ost- und Wcstprensson nnd Posen) 
oilassfiicn hesondcrt^n (icsetze über dir Heranziehnntj von Fabriken u. s. w. mit 
i'i'azipuallfistangcn für den Wcgobao, sehr aust Uhrlich tUr die Kheinpruvinz (S. li>3 
bis 230) und des BricftiiziiiigsgesetMS vom 11. Jnli 1891. Der dritte Teil (S. 316 
bis 617) ist in Aiili hinint^' an das rheinische (üäetz der Kritik widmet, zunächst 
der Mitteilnnt; dt-r Kritik, wie -^ic in diii Verhandlungen der l»etiili<;ten Kürpcr- 
schaiten nnd Behörden il'rovinz, Oberpräsident, Staatsministeriunii zum Ausdrui kc 
gelangt ist, sodann aber auch vielfach die eigene Kritik. — In den Anlagen des 
Werkes ist der Text der besprodieneii Oesetie iriederg^^eben. Amftthrliclie Personen-, 
Orts-, Quellen- und Sachregister » rlcirhtwn den Gebrauch des Werks, dessen zweiter 
Band hotTentliiii nicht lange ausbleibt. T>r. Max Fleischmann. Halle a. S. 

Fsolis, Dr. Eu8m Rechtsanw. Grundbuchrecht. Xumm. z. d. grundbuchrecbtl. ^'orQlen 
des B.O.B. und mr Or.B.O. Berlin 190S. J. J. Heine. 

GtMMTf , Dr. 0. Das deatsche Lagerliaiisgewdiift nnd Lagerhansreobt. Zittau 1908. 
W. Fiedler. 

Gusiplowioz, Ludw. Das Oesterreichische Staatsrecht (Verfassung»- and Verwaltungs- 

recht). Ein Lehr- und Uandbuch. 2. Aufl. Wien 1902. Manz. 
NUB, J., Ob.-Land.oO«r.-B. Kommentar mun Gewerbegericbtsgeseti in der Fassung 

T. 29. Oktober 1901. Göttingen 1903. Vandenhoek & Rapredit. 
Hirsekorn, Dr. L. Pas newcrbegerichtsgeaets in der Fassang Tom 29. Oktober 1901. 

Leipzig 19(12. L. Hirschfeld. 
LIszt, F. V. Lehrbuch des Deutscheu Strafrecbts. 11. Aufl. Berlin 1901. J. üattentag. 
Miak, Dr. Laa. Das OsterreicUsehe Patentgesete. Kommentar au dem Oesetse vom 

11. .Tänner 1897. Berlin 1901. Carl Ileymann's Verlag. 
N9II, F. I>as KomninnalaVigabenge.setz vom 14. Juli IHH.'t nebst Aosftthr.-Anweisang 

vom 10. Mai 1894. 4. Aull. Herlin 1902. Carl Heymann. 
OppenhofT. Das ätrafgcsetzbuch f. d. Deutsche Reich. 14. Ausg. Herausgegeben von 

H. Ddlus. Berlin 1901. Q. Beimer. 
Saktpt» Dr. G., Amtsr. Das Deatsche Seerecht. Kommentar sum 4. Bflche dea U.Ü.B. 

Tom 10. Mai 1897. Berlin 1902. J. J. Heine. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Aabnelt, Bechtsanwalt. Zur SteassodMilnikonxetsionBfrage. (Zeitsdir. f. Transporte. 

und Strassenban. Jahrg. 18. >'r. 27, i^. 473.) 
Ballerstedt, Dr. 0. Die Eisenbahnverstaatlicbang in Frankreich. (^Seitg. d. Ver. D. 

Eisenb.-\ erw. 1902. S. 195.) 
BlberfsM, Dr. Worin besteht die Aufgabe des Spediteurs und worin nntersclieidet er 

sich vom Fraehtfithrcr? (Sped.- u. .*^chiff.-Zeitg. IX. Nr. 60.) 
Eger, Dr. 6. Haftung der Eisenbahn fflr Ueberfttllung der Personenwagen. (D. Jnr.> 

Zcitg VII. 1902. .Nr. 1.) 
Flelsohauer, Dr., Rechtsanw. Eine Lücke unserer Gesetsgebang. (Es fehlt eine dem 

§ 25 des Preuss. Eisenb.-Ges. vom 8. November 1888 entsprechende Bestimmung für 

Klein- und Strassenbuhnen.) D. .Tur.-Zeitg. VII. Nr. 2. 
Graf, Dr. H. Die Vcrsit hi riimr des .<ammi llailr-h*isik<is. i .MIg Tar -.\nz. XXI Nr :l < 
Grossmann, Or. M. Leber die Ersatzansprüche an die Eisenbahnen auf Urund der 

Haftpflicht- und rnfallvers.-Oesetze. (Bdl. i. Oest. Eisenb.-Ter.-Bl. XIV. Kr. 119.) 
8. F. Kann im internationalen Frachtbriefe der .billigste Tarif" mit für die Elseii< 
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bahnen vorbindlicher Wirkung TorgesdirMwii werden? (Zeitaehr. f. d. intcmt. 

Eisenb.-Transp. X. Nr. 1 S. 4 ) 
Mite, Dr. Benao. Einfluss der Verstaatlichung eines Strasscnbabnbctricbes auf die 

ünfalHIIno^ d«r darin beaehtftigteD PmoiMn. (Zeitidir. f. d. gea. hak.' nad 

Strassenb.- Wesen. Jahrg. 80. Nr. 3. S. 182 f 
Hilse, Dr. K., I'rof. Kerhtsnatnr xm<\ Stfnipolpflirhtiirkeit der Zustimmnnjrsvprträgp. 

(Deutsche Strassen- und Kleiub.-Zeitg. XiV Nr. 46 und MonatMcbrift 1. Uandels-B. 

und Bankwesen. 10. Jahrg. Nr. 11. 

— Betridbaknuilnnkaaaen M KletnlMlnnuitenielinrangen. (XV Nr. 8.) 

— EmpfleUt steh und in welchem Umfange die Ansdehnnng dor ITaftpflicht anf Fahr- 
zeuge, welclie nnabbängin von Schienenstriingen auf öffentlichen Strassen durch 
elementare Kraft bewegt werden? ((Gutachten aas d. Vcrhandl. des 26. Deutschen 
Jnrittentagea. Bd. L) 

HOber. Zur Frage dea Pfandprivilegs der Arbeiter-Unfall- und KrankenreraielMnuigi« 

beiträpe. (Centr-BI. österr. f d jnr TVax 1901. Dezbr 
Holzapfel, Keg.-Katb. Auseinanderst tzungsbohorden und AttseinandersctzungSTertahren 

in Preussen. (Pr. Verw.-Bl. XXUI. Nr. 13. S. 193.) 
Nelikeoliar. Hat der Beiaende dnea Anapmeh anf BttekiaUang Ton Falvgeld wegen 

Ueberfüllung des Wagens? (Zeitg. d. Vor. Deutsch. Eisenb.-Verw. 1902. S. 2.) 
Krasny. Das Knteignungsrecht für Wasser.<;trassenbaaten u. Flasaregiiliningen. (Allg. 

Oester. Uerichts-Zeitg. Jahrg. 52. Nr. 45.) 
Ltiel, Dr., Prot Zur DeUktahaftuug der joristiaehai PeraonoL (0. Jnr.-Zettg. Vn. 

1902. Nr.l.) 

M, St. Die rivilrofhtlielie Seite der neuen Fahrkartenstener. (OeriditaliaUe. JalB>> 

gang 44. Nr. 9 i 

Metzgeai Amtsrichter. Die Anfirechnung gegen Luhnfordcrungen gewerblicher Arbeiter. 

(D. Jnr.-Zeitg. VIL Nr. %. 6. 47.) 
HiMllWMk, e. Frachtbriefe. (Sped.- Und .«^chifT.-Zoitg. X. Nr. 1, 0. 7.) 
Neumann, Or. Georg. Welche Wirkung hat der dnrch die Verordnung/ des Oest^rr. 

EisenbahuministcTS vom 24. bcptcmbcr ,1901 K.Ci.Bl. Nr. 143 neu eingeführte Abs. 4 

in S 91 Betr.-Begl. anf die Ter dem 10. OklolMr 1901 afegewMnlteD FMdtfgeacklfle? 

(Allg. Tar.-Ani. XXI. 1908. Nr. 10.) 
Neumann-Ettenrelch. DieBemeaanng dea Sohmenenafeldea. (Allg. Oeaterr. Qeridito'Z. 

Jahrg. 1)2. Nr. :i2.) 

Zar Nieden, Dr., Uber-Bauratli. Zur ücschichte der deutschen Eisenbahn-Einheits- 

beatrebnoigen. (Zeitg. d. Ver. Dentaeb. Ei8«ib.-yerw. 1909. S. 908, Sl9.) 
Oertal. Das Verfahren vor der unteren Verwaltungsbehörde nach § 59 des bTalidan' 

Virsi' lirriinirs-ncsetzes. fFiscber-Scbtlcher Zeitschr. lid. 23 Heft 45> 
Reindl, Dr. M., Direkt.-Assessor. Haftung der Eisenbahn bei Beförderung in offenen 

Wagen. ^Zeitg. d. Ver. Deotsch. Eisenb.-Yerw. 1902. S. 168.) 
8«hifar, Or. Karl. Haftang der Spediteure, FraehtfObrer, Biseabalmai fSr übeigebeMa 

Frachtgut, Rcisceffekten etc. (Sped.- u. Schiff.-Zeitg. X. Nr. 1.) 
Seberer. Tst die Eisenbahnverkebraordnnng vom 26. Oktober 1899 xecbtagflltig? (Jor. 

^Vocht;n5ch^. 1902. Nr. 4.) 
SaMeoM, Dr. A. VertrSge «ber LIefemng elektriacber StrOme. (Senffert'a Bl. f. Beebta- 

iinwcnd. Jahrg. 67. 1902. Nr. 1 n. 2.) 
Sp. Der Abschluss von Fraohtverträj^en. Sped.- u. Schift'.-Zeitg. X. Nr. b.) 

— Die ItUcknabme der Güter beim LagerKesebHft. (SjK'd.- u. Schift.-Zeitg. X, Nr. 7.) 
VisnOVSki, A. Das neue Kleiubahngcsetz Ungarns. (Zeitsehr. f. d. gcs. Lok.- a. 

Stnis8enb.-WeB. Jabrg.20. Nr. 8. 8.180.) 
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VtHk. IMe MllftintUdie Beflrion des BeiBegepftcks. (Zettsolir. f. Zolhr. I. Nr. 4 ff.) 
WeHr, Dr. F., Dirckt.-A88flflSor. Die Peraonenb^zdening anf EtaenlMliiieii. (Zeitg. d. 

Vfr. Deutsch. Eisenb.-Vcrw. 1902. S. 146.^ 
Zaeher. Die Arbciterversichcrnng in Luxemburg. Berlin 19()2. Siemenroth i I roschel. 
PabUkationsfristen in den verschiedenen Staaten bei Aenderungeo von Verbandstarifen. 

(Zeitachr. f. d. intermt Biseab.*Tnuisp. IX. S. 446.) 
Verlast von Frachtgttteni bei den Zollbehörden. (Sped.- u. Schiflf.-Zeitg. IX. Xr. 52 ) 

Frachtbriefduplikate für rassische Sendutißcn. (X Nr. 3.1 Haftpflicht der Eisenbahn 

fUr Unfälle nicht von ihr beschäftigter Lobnarbeiter. (X Nr. 4.) 
Zur StTMWidNdiiikoiiMUroiufrage. (ZeitMbr. f. Transportw. u. Slnaiaibaii 1901. Nr. 97.) 
Die Beschlevidgiiiig des Orandarwerbe nach dem prens». Enteigimngageaeti. (Zeitg. d. 

Ver. Deutsch. Eisenb.-Verw. 1901 Nr W.) 
Der Deutsche Eisonbahnverkehrsvcrband i I?ajT. Verk. Hefte. München 19()2. Heft 38.) 
Deila riforma dei contratti d'esercizio delle tre grandi reti. (Monitore delle strade 

f ernte. 1901. Nr. 41, 42.) — Hodlfiessloiii »IIa eonTeniione iDtemattomle dl 

Berni sai trasporti per ferroviaria. (Nr. 42.) 
Einflass der Verstaatlichung eines Strassenbalinln'tiiebs auf die rnfallfürsorge der 

darin beschäftigten Personen. ^Zeitscbr. f. Lok.- u. Stra£senb.-Wes. IDül. Heit 3.) 
Ueber dto EnttnoivrflehA aa ^ ffiaeiibabBen auf Grund der Haftpflicht- und Unfall- 

tanidieruigflgeaetie. (Oester. Eüaenbahaieitg. 190S. Nr. 1 «. 9.) 
Sie Verstaatlichang der Wiener Strassenbahnen. (Oesterr.-ungar. Eisenb.-Bl. 11)(>2. 

Nr 1. 3. 5 u. (>.) — Das Lokaibahngeaetz von 1094 und die Bntwickiung des Lokal- 

bahnwesenü. (Nr. 1.) 

Die Terskaatlielnuig der Wiener Straesenbabnen. (Zeftiehr. f. Staate- m. Yolkswirtbeeh. 
1901. Heft 51.) 

I^ailway companies fog btlL (BaUwaj Newa. 1908. Nr. 1989.) — Bailway billa in 

Parliament. (Nr. 1988.) 
Workmen's compensation and the Bailway companies. (Railway news Nr. 197i).) — 

Bailway bOls in the comiag seesioa. (Nr. 1977.) — BaUway bills for 1909. 

(Nt. 197a) 

IV. fieMtzgebunf. 

BaiM. Geaeti vom 23. .Tuni 1901, betr. das GeDehmigangirerAüirai bei Eiaeabaha- 

anlagen. (Ges. u. Ter -Ii! XXIX vom 2(5. Juni 1900.) 
Deatacbea Reich. Bek. des Keicbskauzlers vom 2ö. Okt., 21. Nov. 1901, Ü. Jan. 19()2, 
betr. die dem iatemat UebereialcomaMa fiber den ffiaeabalutfhMshtmMur beigefügte 
Liste. (B.0.B1. 1901 a 301, 490. 1909 8.4.) — v. 85. Not. 1901, 90. Jaa. 1909, 

betr. Aenderangen der Anlagr V, zur Eisenbahnverkehrsorduung. (R.O.Bl, 1901 S.491. 
1902 S. 41.) — V. 22. Januar 19Ü2. betr. .\fnderuiigeTi der Betriebsordnung für die 
Haupteisenbabnen Deatschlands vom 5. Juli 1892. ^K.G.Bl. IS. 3ö.) 
FraMtraieh. TerordaaBg des IGaist. der Sffentl. Arbeiten 10. Oktober 1901 , betr. 
die Arbeits- and Ruhezeiten dea Bahnaufsidit.s-, Rahnerhaltungs- und Wärterpersonals 
auf den franzüs. Uaaptbahnea. (Zeitscbr. t d. internat. Eieenb.-Traiup. 1901. Aal. 
S. 179 ff.) 

— Dekret dei Prlaldaitea der Bcgnblili yom 11. DaiMabar 1901, betr. die Neaordnang 
dar VariEAMHUifUdit der Eiaenbahaea aad dm KoatroBdieaat für die Hanptbahaea 

in Frankreich (.Touni. offic. v. 12. Dezember 1901. Nr. 337.) 

— Kundcrlass des Minist, der üffentl. .\rb. v. D5. Dezember liXU , betr. Selbstfahrer, 
die vom Erbauer versuchsweise in Betrieb gesetzt werden. (Jouru, oflic. v. 18. De- 
aember 1901. Nr. 848.) 
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Italien. Gesets vom 29. Dezember 1901 , betr. die Gewährung von Aasnabmetariffa 
fttr die BefOrderang bestimmter Personen- nnd Gütergnipp«»!. ((«»>. Uflic. vom 

25. Januar 1902. ) 

Oesterreich. Kiindinüchunjr dos Eisenbalmministi riunis vom 8. Novombor 1901 . botr. 
eine Abänderung iiu § 2 des Statutes fUr den St&ataeisenbaburatb. \H.(f.Bl. li)ül. 
Stttclc LXXX. ,Nr. 182. — Eiaenb.-Ver.-Bl. XIV. Nr. 188. S. 8918.) 

— Knndmacbung des Eisonb.- und Finanz-Minist, v. 20. .Tanuar 1902. betr. Abänderung 
der Verordn v. 1 1 . Dczdinlxr 1M92 1{ »vIÜ. Nr. 213, über die Verwondims; vmi Kisni- 
babn-Krachtbriefen mit aufgcdruckteni Stempelzeichen (Eiscnb.-Ver.-iil. X\ . Nr. 15. 

— R.G.B1. Nr. 22.) 

— Erl. des Ei8enb.-lfiBist v. 82. Juraar 1908, betr. die EroUiclitigang der Vertreter 

der Privateisenbabnen bei politischen Begehungen von Bauprojekten zur Stellang- 
nnhme (re(;eniihcr etwaigen von den Interessenten verlangten ProjektsmodifilcationeD. 
^Ei8cDb.-Ver.-Bl. XV. iNr. 12.) 

— ErlMi des BlBenb.-lfini8t. v. 20. Januar 1908, betr. die Vonehrdbang der An> 
Wendung ermlssigtar FraelitaiMse durch die Partden. (Oester. EiBenb.-Ver.«Bl. X7. 
Nr. 10 I 

PraiSten. Krl. d. Minist, d. öffeiitl. Arb. v. l.ö. N'ovi iiilM r 1901. betr. Ergänzung der 
gemeinsamen Bestimmungen tür Arbeiter alli-r l'ienstzweige. (E. V.Bl. 8.^0.) — 
87. November 1901 , betr. stempelpflicbtige Nebenabreden in Vertragen. (8. 947.) — 
9. November 1901, betr. (lenehmigung von Verträgen zur ITerstellung und Aos- 
rUstunp vom Staate unterstützter Kleinbahnen. iZcitsrhr. f. Kleinb. 1902. S 184 i 

— 29. Dezember 1901, betr. ir'übrung getrennter Bctriebsrecbnangcn für jede bt- 
sondos gendnnigte Kleinbalm. (S. 184.) — 14. Deaember 1901, betr. Fundordnung 
vom 6. Mira 1896. (E.V.fil. 1901 8. 351.) — 15. Dezember 1901> betr. Bestenerang 
eines Betriebsfiberlassungsvertrafjes , sowie Verjährung der Stempelsteuer. (S. 352.) 

— 18. Dezember 1901, betr. ätempelpflicbtigkeit der Kauf- und Liefcrui^svertrige. 
(S. 3Ö9.) 

Raaalaai. Verordnung vom 80. Juli/ 1. August 1901, betr. Vorsdirifteu fttr die Be- 

frirdemng von (Geisteskranken etc. auf den Biaenbahnen. (Verordtt.-BI. d. Verk.« 
Minist, vom 22. SeptonibirM. Oktober l'.^Ol i 

— Cirkular der Buicbseiseababiiverwultung vom 12. Oktober 1901 Nr. 42206/ 14650/182, 
betr. neue Vorschriften flb«r das Verfahren beim Verkaufe von Gütern, welche von 
den Adressaten nicht angenommen und nach Durchführung des Bdrlamatioasver* 
fabrcns zur Verfügung der Eisenbahn geblieben aind. (Zeitsdir. f. d. intonat. Eisenb.- 
Transp. X Nr. 1 S 21.) 

— Cirkular der KeichseiscnbahuTerwaltung vom 27. 29. nktobor 1901, betr. deu Beginn 
der Verantwortlichkeit des Absenders fttr unriclitige oder ungenaue Beaddurang des 
(iuts oder des (lewicbts desselben. (Sammlung der Tarife der russ. Eisenb. Nr. 1814. 
Zeitschr. f. d internat. Eisonb. -Transp. X. Nr. 1. S. '2»". i 

Schweiz. Nachtrag II, gültig vom 10. Oktober 1901. zum Transportreglement vom 
1. Januar 1894, betr. Abänderung etc. der §§ 53 , 59 , 63 , 67 , 91 u. 93 sowie der 
Anl. V— XI. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb.-TraaBp. 1901. AnL S. 188.) 



OmMnwfawi ManMu h lUMIn, Vftkalta to SMw. 



Digitized by Google 



Entoch. d. App.-SeD. d. Hand.- n. Wedi8.-(iericbt8 Bndapest t. 27. Jan. 1900. 305 



Entscheidungen. 



Xr. 11)3. Eutsi'Ii. des Appill.- Senats »Us Jlaiidels- und »echscl- 

(ieriflits liiulapcst. 
Vom 27. Januar 1900. 

Di« Eiaenliali« ist bcrMhtigt, Lagergeld einzuheben, wtim der Pwrtei die Nacbwägung 
dar filtar tai 8iiM dM Betr.>Regl. (9 68» Ab». 8) bthnMlte verweigert wird iid ealtoM 

des Empfängers die Sendung aus diesem firunde nicht bezogen wird. 
Die Eisenbahn ist bei nachgewiesenem Gewichtsabgang auch dann ersatzpflichtig, wenn 
beim Nachwägea daroh die Partei ein Bevoilmächtigter der Eisenbahn nicht zugezogen 

worieü war. 

Die klftgerisebe Forderung wegen Bttekzahlnng des durch die Be- 
Jclagte eingehobenen Lagergeldes fand der Gerichtshof für nnherecfatigt. 
Denn, wenn die Eisenbahn die Nachwage der Wagenladnngsgater deshalb 
verweigert, weil die anf dem Bahnhofe befindlichen W&gevorrichtnngen 
nicht hinreichen, so gibt das Betr.-Begl. (§ 68, Abs. 8) dem Empflinger 
blos das Becht, das Qnt dort abw&gen zu lassen, wo die geeigneten 
Wägevorrichtungeu ihm zunächst zur Verfügung stehen, keinesw^ 
aber wird ihm hiedurch die Befugniss eingeräumt, die Uebernahme zu 
yerzögem und das Gut kostenfrei auter dei' Obhut der Eisenbahn zn 
belassen. 

Dagegen ninsste die ForderunL'^ tiir «if'wirhtsabganrr, Frachtrück- 
ersatz und Kosten der Sachverständigen behufs Feststellniig des Ge- 
wiciitsabganges als berechtigt anerkannt werden. Die in dem Betr.- 
Regl. f§ 68. Abs. 8) entlialtene Bestimmung: ^tiestatten die Wägevor- 
richtungen der Eisenbahn eine Verwiegung von Wagenladuugsgüteru 
auf dem Bahnhofe nicht, so bleibt dem Empfdoger Überlassen, die 
Terwiegung da, wo derartige Wägevonichtnngen am nächsten zur Ver- 
fttgung stehen, in Gegenwart eraes von der Eisenbahn zn bestellenden 
Bevollmfichtigten Tomebmen zu lassen*^, icnflpft zwar die durch den 

Eger, fU«enbahnreclitUche Kntscheldangeo XV III. 21 
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306 Entsoh. der Königl. UngariflcbeD Kurie ▼om 28. A|NriI 1900. 

Empfänger bewejkstelligte Nacliwage an die Fünnalität. dass der von 
der Eiseubalin zu bestellende Bevollmächtigte beim Nacliwiigen zugegen 
sein müsse, stellt jedoch diese Formalität nicht als Bedingung fftr die 
Giltigkeit der Nachwage auf; der Umstand also, dass der Bmpf&nger 
die Nacbwage ebne EinhaUnng der erwähnten Formalität vollzog, kann 
an und für sich diesen noch nicht des Rechtes yerlostig werden lassen, 
fttr den Oewichtsabgang, welchen er nachzuweisen Termag, von der 
Eisenbahn Schadenersatz fordern zu Icönnen, weil die BV>rmaUtät, welche 
die Parteien vereinbaren, In der Regel nicht als Bedingung der Giltig- 
keit einer Rechtshandlung, sondern als ein Beweismittel anzusehen ist, 
welches durch einen anderen Beweis ersetzt werden kann. 

Nr. 194. Eiitseh. der Kiini^i. l iit^arisdien Karle. 

Vom 26 April 1900. 

Das Warmlaufen eines Wagens involvirt ebensowenig eine grobe Fahrlässigkeit der 
Bahn wie das Umladen von Thieren in einen kleineren Wagen als denjenigen, in welchem 
sie bis zur Unladung befördert wurden, sofern hiebei den bdiBnlllobfn Vnrladevor- 

sebrHtts Reebmni fetraisn ist 

Das zweitrichterliche Urtheil wurde von der königl. Kurie bestätigt, 
indem dieselbe davon ausging, dass das Warmlaufen der l4iger auch bei 
regelrechter Manipulation vorkommen kann, sohin eine grobe Fahr- 
lässigkeit nicht involvirt, ebenso auch der Umstand, dass die Schweine 
in einen Wagen von 284m' Bodenfläche umgeladen wurden, kein directes 
Verschulden bildet, da, wie auch Kläger zugibt, aus veterinärpolizeilicben 
BOcksichten nach den betreffenden Bestimmungen auf ein Quadratmeter 
1*5 Schweine berechnet, im Maxinuiin 42 Stück Schweine in einem 
Wagen von 28 4 m' Bodenfläche verladen werden dürfen. 

Nr. 195. £iits€h. dos Oesterr. Obersten (üerlohtBliofes. 

Vom 2. Mai HMX). 

iZeitsihr r d tiitei nat Klsciit J r.ui-i'. X Nr, 3 S 9i > 

Lieferfristüberschreitung in Folge Verwechslung der Wagennummern in den Frachtkarten. 

Kläirer findet eine niaicliti<;e rechtliche Henrlcihuig der Sache vor 
allem darin, <lass auf Grund der zugestaudeueu Verschleppung nicht 
ein grubes Verschulden der Organe der Eisenbahn gefunden wurde. 

In dieser Beziehung wird jedoch der Beschwerdefftbrer auf die 
sachgemässen und gesetzmässigen Ausführungen der Untergericbte ver- 
wiesen, wonach mit Recht ein blosses Versehen angenommen wurde, da 
in thatsächlicher Beziehung nichts weiter vorliegt, als dass bei der not- 
wendigen Umladung zweier Gflterwagen und bei einer NeuinstradieruDg 
der betreffenden Wagen deren Nummern verwechselt wurden und die 
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darin verladenen Sencliin<2:en je au eiuen andern als an den tbatsäclüicheu 
Bestimmungsort gelan^^ten. 

Tni weitern fiilirt Besc.ljwenbjfiilirer an, dass die teilweise Ent- 
wertung des Gutes infolge Preisfallt'S einem teihveis» u Verluste des 
Gutes gemäss § 75 B. R. \) gleichzustellen sei, Diese Anschauung nmss 
jedoch als unrichtig bezeichnet werden: Der § 75 hat deu Schaden, 
welcher durch Verlust, Minderung uud Beschädigung des Gutes, d. Ii. 
der Substanz desselben venirsacht wiid, im Auge, was sich ans dem 
weitern Inhalt dieses Paragraphen, sowie ans den §§ 77—80, 82 und 
83") B.R. ergibt. Ein Sinken des Tauschwertes eines Gutes infolge 
Tou Preisschwankungen kann auch nicht als eine Minderung oder Be^ 
sch&digung des Gutes angesehen werden. Der in dieser Richtung durch 
verspätete Lieferung entstandene Schaden wurde seitens des Berufungs- 
gerichtes zutreffenderweise den Bestimmungen der §§ 86 bis 88 B.R. 
unterstellt, aus welcher aber dem Kläger ein weiterer als der seitens 
der Bahn bereits befriedigte Anspruch (Vergütung der vollen Fracht) 
nicht erwächst. 

Xr. 196. Bntseh. d«s BezirioigefiditB für Hniielssaebai In Wien. 

Vom 15. Mai 1900. 
(Allt«n.Tkitt-Aai. ifW. 8.1.) 

Die Haftang der Elsenbalin für Eiertransporte nach österrtlehisoliM RmMs. 

1. Es handelt sich um ein leicht zeibrechliches Gut, so dass § 77 
(1) Ziffer 4 des österr. Betriebsreglements zur Anwendung gelangt. 
An dem Kläger war es, die dort aufgestellte gesetzliche Vermutung durch 
den Nachweis des Verscliuldens der Bahn oder üirer Leute zu zerstören. 

2. Der in der Hauiit vt'rhaiidluii'j: tii)vti iioiiinitMi*' Sachverständige 
hezeirliiiet als wahrscheinliche Ursache einen heftigen Stuss während 
des TiansiMirtes. Dies ist jedoch lediglich eine V'ermutung. Ein Sto.ss 
ist übiigens bei den gegenwärtig verwendeten Traktionsniitteln der 
Güterzüge unvermcidlicli mid bedeutet au und fiir sicli noch kein Ver- 
schulden der Bahn und ihrer Leute. Verschiebungen im Babnverkehr 
und infolgedessen Stösse gegen die Waggons sind unvermeidlich, und es 
kann nicht verlangt werden, dass die Bahn deshalb, weil sich Eier im 
Zuge befinden, mit besonderer Sorgfalt vorgehe. Ein ausserordentlicher 
Zusammenprall kann nicht angenommen werden; ein solcher hätte irgend 
eine Beschädigung des Wagenmaterials verursacht; eine solche Beschä- 
digung ist aber nicht behauptet, geschweige denn nachgewiesen. Dabei 
wären die Kisten aus ihrer Lage verrttckt worden, was wiederum nicht 

lileicbluutoud mit Art. 3U Internat, l tbcrtink. 
^ UeberefaMtlBUDeiid mit Art. 31 (') ('), 33, 34, 35, 36 und 87 Ihteniat. Uebecviiik. 

81* 
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EntSoll, der Königl. Oerichtstafel Badap«8t rom 16. Jali 1900. 



der Fall war; die Kisten befanden sich bei der Ankunft noch genau 
so aufeinander geschichtet und genau in der nämlichen Lage, wie uu- 
mittelbar nach dem Aufladen. 

Es kann fibrigOBa anch nicht mit YoUer Bestimmtheit angenommen 
werden, dass das Oat zur Zeit der bahnseitigen Annahme nnbesehftdigt 
war. Der vor Gericht einvernommene Sachverstandige hat aosgeflihrt, 
dass der il&ssige Inhalt der zerbrochenen Eier einige Zeit lang dnrch 
das dicke Papier» mit wekliem die Kisten ausgeschlagen waren, am 
Ausrinnen m» der Kiste verhindert wurde, und dass bei den Kalkeieni, 
da sie nicht glatt sind, ein Sprung nur beim Durchleuchten wahrgenommen 
werden kann. . Diese Probe war bei der Verpackung der Eier nicht 
vorgenommen worden. 



Nr. 107. £nt8€h. der KM\s\. <iorlehtetafel Budapest. 

Vom 15. Juli 19(X). 

Das Ausbrechen von Thieren während der durch ein Wagengebrechen nothwendig ge- 
wordenen Umladung gehört auch zu Jenen Gefahren, deren Abwendung duroli die 
Begleitung beswMiit winl» daher bafttt die Elstntaba Masials BettMlssi m 
BdflsKsni aielit fir daa Mtdiroh Mtstaadnes Sahaiaa. 

Die Aufgabe des Begleiters ist es, auf die Thiere ftberhaapt acht> 
zugeben, hauptsächlich dann, wenn die während des Transportes einge- 
tretenen Störungen die Beaufsichtigung besonders nothwendig machen. 

Es gehört daher die Verhinderung des Ausbrechens der Thiere im 
Falle der Umladung auch unter die Obliegenheit des Begleiters. 

Nachdem aber laut § 425 des Handelsgesetzes in den dort enthal- 
tenen Liberirungsfällen anzunehmen ist, dass der eingetretene Schaden, 
wenn derselbe aus der nicht iibernouimenen (iefahr entstanden sein 
könnte, iu der Tliat als durch diese Gefahr verui.sacht anzusehen ist, 
so hätte der Klager das Gegentheil zu beweisen gehabt. 

Das Appellgerichr hat aber als That.>^a< lie festgestellt, dass der Kläger 
keine solchen Umstände vorgebracht hat, aus denen folgt, dass den 
Organen der Bahn bei der Umladung ein Versäumniss oder eine Schuld 
beigemessen werden konnte. 



Nr. 198. Entseh. der EOnlgl. Ungarischen Kurie. 
Vom 4. Oktober 1900. 

In Falle vsrtpiteter AMteferwif bat der Adressat kels ReoM, den Bon« des BsMi 
I abzslslia«« and Eraati daa Warthaa m varlaaiaa. 

Den Ersatz des Werthes des Frachtgutes kann Kläger nicht 
Terlangen, da er die Waare trotz der Verzögerung in der Aosfolgnng 
zu abernehmen verpflichtet war. Einen Ersatz fikr entgangenen Gewinn 
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hätte Klftger nnr beansprncfaen köonen, wenn er nachfi^ewiesen hätte, 
d«ss er die Waare zn jenem Zeitpunkte, wo er sie übernehmen konnte, 
hfttte billiger verkaufen müssen, als zu jeuem Zeitpunkte, wo er die 
Waare hätte erhalten müssen. Daraus, dass dem Kläger durch die 
Verspätung einige Kunden ansblieben. kann nicht nothwendip:cr\veise 
fjjefolgert werden, dass Kläcrer einen Schaden erlitten hat und wieviel 
dersell)e ausmachte. Da nun aus dem Gutachten tler einvernommenen 
Sachverständigen nicht liervorgelit, ob Kläger auch im Falle des er- 
folgten Bezuges der Sendung eines solchen Gewinnes verlustig geworden 
wäre, welcher mit der seitens der Geklagten erhobenen Forderung in 
einem Causalnexns stehen würde, so konnte die unter dem Titel »ent- 
gangener Gewinn'' erhobene Forderang des Klägers nicht zuerkannt 
werden. 

Nr. 199. Entoeh. des Appell.-Senats des Handels* und Weehsel- 

0eri('hts Budapest. 

Vom 11. Oktober 1900. 

Hifü, KlsiMili. KutsPü XIV im) . S. Ziff. 

Die Eteeababn ist auch dann nicht verpflichtet, als Wagenladung aiffeiabene Güter, 
die im vertohMwe TtrlfkliMea gekSren, beetndere ateuwiegee oiii ile fir Jedm 

Artikel entfallende FrtobtgebOhr nach den bezüglichen TarlfklMten zu berechnen, 
«MS der Absender die verladenen Güter Im Frachtbriefe genau speciftelrt SSi das 

Antrag auf bahnamtliche Abwäge der Sendung stellt. 

Nach dem zwischen den Parteien nicht strittigen Thatbestande 
waren Gegenstand der Ycrfraclitung verschiedene, vom Absender selbst 
in einen Wagen verladene, mit einem Frachtbiiefe aulgegebene Waaren 
im Gewichte von 7880 kg, und hat Absender die besondere Abwäge 
der im Frachtbriefe specificirten einzelnen Waareu nicht beantragt, 
sondern nnr ttberhaapt die Abwäge der als Wagenladung autgegebenen 
Waaren verlangt. Nachdem aber der Gütertarif keine Bestimmung 
enthiUt, laut welcher bei Wagenladungen eine genaue Spedflcation der 
yerladenen Gttter im Frachtbriefe in Verbindung mit dem Antrage auf 
bahnamtliche Abwäge dem Verlangen gleichznhalten wftre, jedes einzelne 
Stftck der zusammen verladenen Waaren besonders abzuwägen,* so hat 
die Bahn ihre Verpflichtung erfüllt, als sie das Gewicht der ganzen 
Wagenladung als solcher feststellte, und war dieselbe nicht vei'pflichtet, 
das Gewicht eines jeden Waarenstückes besonders festzustellen. 

Unter diesen Umständen liat das Gericlit erster Instanz richtig 
entschieden, indem es auf Grund der einsdilägigen Bestimmungen des 
Gütertaril'es get'olg-erl hat. dass Khiirer aut die Anwendung der geson- 
derten Gebühreuberechnung keinen Anspruch gehabt habe. 
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Nr. 900. Entseh. des Oberlandesgeriehts Bnumsekweig. 
Vom 23. Oktober 1900. 

(HielMn Zeltaehr. f. Pnx. n. Oeatdg. Bd. M. Heft i/i. 8. IM.) 

Za H 146 a, 41a der Gewerbeordnung; Verkauf von GeniM- md 8ebraMlMt«|ai< 

ständen durch Bahnhofs-Automaten. 

Zweifel be.stehen über die Zulässigkeit der Verabfolgnn^ solcher 
Nahrangs- und Genussmittel, die nicht zu den Getränken und zubereiteten 
Speisen gehören (Chokolade. Bonbons etc.), in Wirthschaften durch 
Automaten während der Kiiliezeit i verj,'!. Uilh. des K.G. v. 2ß. .liiiü 1893 
bei Reger, Eutsch. Bd. 15 S. 276; dagegen O.L. G. Dresden Juni 
1893, das. Bd. 14 S. 10; Mittelmeinunir: O.L <t. Breslau 17. März 1893; 
Goltdammer, Arcli. Bd. 42 S 294, u. v. Landniann zu Gew.-O. § 105 i). 

Der entscheidende Grund.satz ist, dass der Betrieb der Scliauk- 
wirthschaft und der liestsiuration uicht über die Verabfolgung von 
Nahrungs- und Genussmitteln (zum Genuss auf der Stelle) binftos ans- 
gedebnt werden kann. Gegenstände, die nicht anter diesen Begriff 
fallen, die also nicht dem menschlichen Körper, sei es zur Ernährung, 
sei es zum blossen Genüsse, zugeführt werden, gehören nicht zum 
Wirthschaftsbetriebe. Werden solche Gegenstände — ' mag es sich um 
grosse oder kleine Mengen handeln — von dem Wirthe gegen Entgelt 
an seine GMe verkauft, so befindet er sich nicht in Ausübung seines 
Gewerbes, sondern er treibt Handel im Sinne des § 105 b Abs. 2 der 
Gewerbeordnung. Gleichgültig ist, ob dies durch menschliche Thätigkeit 
geschieht, oder ob dazu ein Automat als Mittel zur Abgabe still- 
schweigender Willenserklärungen des Handelstreibeuden benutzt wird. 
Auch ist niclit die konkrete Art und Weise des Betriebes, sondern 
dessen Beurill und Wesen das Enlsclieidende: es würden sonst gerade 
die .Aniinnaten, die häutig niclit zur r.etriedigung schon bestehender 
Bedürfnisse, sondern zu dem Zwecke aufgestellt werden, die Begelirlicli- 
keit erst künstlich zu er/.eugen, in den Händen der Wirthe zu einem 
Mittel, durch das den Handelstreibenden in einer vom Gesetze nicht 
gewollten, nach der Tendenz des § 41 a der (Gewerbeordnung gemiss* 
billigten Weise Eonkurrenz gemacht würde. Sollten Uebergriffe ftber 
das Schankgewerbe hinaus in der That zur Uebung geworden sein, so 
kann dies nicht eine Abscbwächung der gesetzlichen Bestimmungen 
Uber die Sonntagsruhe gegen den Willen des Gesetzgebers zur Folge 
haben, sondern es tritt dann die Aufgabe der Gerichte ein, die Gesetze 
wieder zu Ansehen und Geltung zu bringen. 

Die sämmtlichen Ge«renstände, welche vom Benifuntr^p:erichte als 
über deu Gewerbebetiieb des Angeklagten hinausgehend erachtet sind 
— Köhlisches Wasser, bturui- und Wactisstreichhulzer, Päckchen mit 
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Nadeln, Zwirn n. dergl. — sind keine Nahrangs- und Genassmittel. 
Indem der Angeklagte diese Sachen — mochte es aof dem Bahnhofs- 
tenain oder an einem andern Orte eines konzessionirten Schankwirth- 
sehaflshetriebes geschehen — dnrch die Antomaten M\ hielt, hat er 
Handel getrieben und, da dies während der Zeit der Sonntagsmhe 
ge^cliehen ist, gegen §§ 14Ga, 41a der Gewerbcordnimg TOrstossen. 
Die Auffassung, dass es sich dabei um eine Handlang an den ver- 
schiedenen Sonntagen handle, uuteiiiest keinen Bedenken. Seine Ueber- 
zeugnng. dass der autoniatisdie Verkaut' in den Schankwirthschafts- 
betrieb falle, ist ein IrrtUum über strafrechtliche Normen und bleibt 
deshalb unbeachtet. 



Nr. Eiitscli. der KTmisfi. l iiuariselieu Kurie. 

Vum 25. Oktober VM). 

Oto Eisenbahn haftet nicht für den Schaden, den der Aufgeber eines offen ver- 
MmM, fspaoMm MlbsIwtiaM tedsroli erleliet, iaa« dleMf wiiirsMl des Trtat- 

p«rtM la Bnwi leriltli. 

Als eine Qefahr im Sinne des § 77 Poukt 1 des Betr.-Regl. ist 

iiDzweifelhaft auch ein Brand zu betrachten, welcher durch die aus 
der Maschine herausfliegenden Funken verursacht wird, insofern es die 
ordentliche Sorgsamkeit des Frachtführers nicht erfordert, dass derselbe 
2ur Abwendung des Schadens besondere Verfügnngen zu treflfen hat. 

Ferner hat der Kläger nicht bewiesen, dass der Wagen, auf 
welchem der Mobehvagen verladen war, vorschriftswidrig im Zuge ein- 
rangiert worden wäre, und die Fntziindung desselben gerade eine 
Folge dieses Umstaiides gewesen .sei. ebenso wie auch nicht bewiesen 
ist, dass die Organe der Geklagten den Braud oder auch nur den 
Umfang des hiedarch verursachten Schadens durch eine rechtswidrige 
Handlung oder eine ünterlassung hervorgerufen haben. Nachdem nun 
im Processe die Ursache der Entstehung des Brandes, sowie der Um- 
stand, dass der Schaden durch ein Verschulden der Bahn oder ihrer 
Organe entstanden ist, nicht festgestellt werden konnte, so musste nach 
der im § 77 des Betr.-Begl. aufgestellten und in diesem Processe nicht 
widerlegten Präsumtion , mit Rttcksicht darauf, dass der Sehaden ver- 
möge der vorliegenden Umstände aus den im Punkte 1 des bezogenen 
Paragraphen bezeichneten Gefahren entstanden sein konnte, derselbe 
thatsächlich als hieraus entstanden angenommen werden. 
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Entsch. des Tribunal civil de la Seine vom 14. November 190L 



Nr. 1908. Entseh. des Tribunal eirtl de la Seine. 
6. Kammer. Vom 14. November 1900. 

(Jonim. du droit Internat. prlTÖ. )90t. .'^ 

Haftbirfcait dtr EitMbalui legMlber den Passafli«* fir vartiAtoU Aikwifl MiMt 

fiepäekes. 

1. Ein Reisender, welcher nnterwef^s verRchierlene Irenide Bahn- 
strecken benützt, unterwirft sich von vornherein, mit Bezug auf diese 
seine Heise, dem Ixechte je desjenif^en Landes, durch welches er reist, 
und die für die einzelne Strecke gültigen Bestinunnngen finden auf alle 
rechtlichen Beziehungen der Heise über diese Strecke Anwendung. 

2. Die wegen Lieferungsversäuninisses hinsichtlich des Gepäckes 
auf Schadenersatz belangte französische Eisenbahn kann daher nicht 
verurteilt werden, uacbdem feststeht: 

a) dass das Versftmouiis aof einer mssisehen Bahnstrecke stattgefondeii 
bat, und 

b) dasB nacb dem einscblftgigen rassiscben Tarife, welcber fllr den 
Bdsenden als verbindliche Abrede Gesetzeskraft besitzt, der 
Beisende jeden Ansprach auf Schadenersatz verwirkt, wenn er 
ohne Vorbehalt sein Gepftck in Empfang genommen hat. 



Nr, 303. Entseh. der KOnic;]. I^iisjariseUen Kurie. 

Vom November 1900. 

RechfsansprOche vermSgensrechtlichen Charakters aus dem voi der angarisohen Staats- 
bahnverwaltung besorgten Betriebe einer Privat-Localbahn gehSrei nioht in die Coa« 
pet««i det Verwaltungegerlelitelrafe«, tMidern fn ]me der ordestHeken flertoMe. 

Die kgl. Kurie vorwarf den Competenzeinwund und entschied, da.^s 
diese Frage in den Wirkungskreis dei" ordentlichen Gerichte gehöre, 
weil im Sinne des Art. 1 des Gesetzes über den Verwaltungsgerichtshof 
nur verwaltnngsreehtliche Streitfragen der Competenz der ge- 
nannten Gerichtsstelle zugewiesen wurden, unter welchen Gesichtspunkt 
wohl auch alle auf den Eisenbahnbetrieb beznghabenden Massregeln, 
nicht aber jene einen rein vermögensrechtlichen Charakter tragende 
Frage fallen kann, ob irgend welche Ausgaben als Betriebskosten zn 
betraditen seien oder nicht 



Nr. 904. Entseh. des Oesterr. Obersten Oeriehtshoilra. 
Vom 11. Dezember 1900. 

(B»U, BlMllb.BntMh. XIV (IBM), a M2. ZUC 77.) 

H 29, 34 Oesterr. Unfall Versich.-Ges. vom 28. Dezember 1887. Ausdehn.-Gesetz veai 
20. loll 1894. Haftueg der Bahn für die Unterltteaei der rechtzeitigen Anzeige einee 
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llrM MieittetM tigetttiMiM UhIiIIm, wtfiri Medinili der Mlenttot« tfM Ar- 
•priflh gegai ile UnfWIvertMtnefttmtalt verwirkt 

Dieser Anzeigepflieht des Unternehmers gegenüber steht die im 
§ 84 normtrte Berechtigang des Entschftdignngsansprechers za einer 
unmittelbaren Anmeldung seiner Ansprttcbe, da die Versiehemngsanstalt 
nnr an eine einjährige Verjährangsfrist gebunden ist. Demnach ist 
allerdings, nach Ablauf eines Jahres nacli Eintritt des Unfalles jeder 
Anspruch gegen die Versieherangsanstait erloschen. Dass aber nach 
Ablauf dieser Frist auch alle Ansprüche gegen den Betriebsunternehmer, 
und insbesondere auch solche Ansprüche, welche iiirht aus einem Ver- 
schulden an dem Unfälle, sondern ans der Niclitlieaciitung einer gesetz- 
lichen Anzeigepflicht abgeleitet werden, erloschen sein sollten, geht aus 
dieser Gesetzesbestimniiuig nicht hervor und könnte nur dann angenommen 
werden, wenn das Arheiter-l'nfallversicherungsgesetz, soweit es bezüglich 
des Schadenersatzanspruches aus dem Verschulden am Unfälle selbst in 
den §§ 45 und ff. allerdings geschehen ist, auch bezüglich der nicht ans 
dem Unfälle, sondern ans anderen Handlungen oder Unterlassnngen des 
Unternehmers abgeleiteten Schadenersatzansprache Ansnabmen von den 
Bestimmungen des XXX, Hanptstfickes des a. b. G.-B. getroffen hfttte, 
was jedoch nicht der Fall ist. 



Nr. Entsch. des Oestcrr. Obersten OerichtshAfts. 
Vom 28. Dezember 1900. 

(B5U, Eiamib. EntMlL XIV (IMO). 8. SSI Ztft 99.) 

MeMhaftung der Bahatietalt, falte ier Bedienstete des Empnifers das im INagazin 

lagernde Frachtgut unter Behinderung der Bahnbediensteten an der Erfüllung der 
Uebergebevorscliriften wegfütirt ued das Gut beim Aufladen auf das Strassenfuhrwerli 

beschädigt wird. 

Die auf den Revisiousgrund des § 003. Z. 4, C.-P.-O. gestützte 
Revision ist begründet, insofern das Berutungscjericht auf Grund des 
ungeänderten. vom ersten Hichter festgestellten Thatbestandes ein Mit- 
verschulden der geklagten Bahn angenommen hat. Wenn auch nach 
Massgabe des Thatbestandes angenommen werden muss, dass die Vor- 
schriften Uber die Aushftndiguug der eingelangten nnd im Magazine 
befindlichen Eisenbahn-Fraehtstflcke seitens der Bediensteten der ge- 
klagten Bahn nicht befolgt wurden, so ist doch zwischen dieser Ab- 
weichung vom Reglement und dem Zerschlagen des Fasses nnd Ansrinnen 
des Weines ein Gausalnezus nicht vorhanden, weil dieses Fass von dem 
Kutscher des berechtigten Empfängers ttbernommen und aus dem 
Magazine eigenmächtig hinausgebraclit wurde. Avobei dieser sogar die 
Eisenbahnbediensteten gehindert hat, die Uebergabevorschriften strenge 
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dnzabalten, und Überdies das Fass erst beim Aufladen infolge Znrftck- 
mtschens des Wagens herabfiel nnd so beschädigt wurde. 

Nr. 904». Entoeh. dos Oostori*. Olx'i-ston CtorielitskofeH. 

Vom 19. FHl.rnar \90\ "V 

kOesterr. Eiseab.-Ycrordii.-Bt. XV. Nr. St», b. luM.) 

Htfl^leU slstr DaapftelilfalirtMBttnielimiiHi flr dto iwtk elte iMMlixplülsa asf 
dm DimpfSr hflrbtiitflilirtMi Urpsrlldim V«rietnm|M Misr TMtmgM vM ReluidM. 

Ftti' die Bevisionsinstanz ist vorerst der Umstand massgebend, dass 
der Klftger, indem er von der beklagten Oesellschaft eine Fahrkarte 
kaufte, zu derselben in ein Vertragsverhältniss getreten ist. Wenn 
auch aus diesem Vertragsveiiiältnisse allein noch nicht gefolgert werden 
kann, dass an der später eingetretenen Katastrophe die beklagte 6e- 
Seilschaft die Schuld tra^e, so ist doch der Unfall, infolgedessen der 
Kläger einen Schaden erlitt, auf dem Schiffe kurz vor dessen Abfahrt 
und bei einer Person geschehen, die als Reisender auf dem Scliitte 
weilte. Die ümstäiide dieses Prozoses lassen es nun bt-grümiet er- 
scheinen, dass es der beklagten DHnii»lschiÜfahrt.';-GesHllschaft obliege, 
dem Ilichter nachzuweisen, dass sie ein Verschulden nicht trelfe, dass 
die EreigDung vielmehr durch einen Zufall oder durch eine unabwend- 
bare Handlung einer dritten Person oder durch Verschulden des Be- 
schädigten venirsaeht wnrde. 

Dies ergibt sich ans folgenden Erwägungen: 

Der Transport von Personen auf Dampfschüfen ist ein regel- 
mässiger Dienst, wobei eine grosse Zahl von Beisenden befBidert wird. 
Der das Schiff betretende Beisende, welcher die Fahrkarte gelOst bat, 
ist nickt in der Lage, sich vor der Abfalirt zu Überzeugen, ob sich die 
Maschinen im arbeitsfähigen, tflchtigen Zustande befinden, ob die zur 
Bedienung bestimmten Personen die Eignung hiezu haben, ob endlich 
während der Fahrt die nöthigen Vorschriften beobachtet werden. Denn 
einestheils kann es den einzelnen Reisenden nicht gestattet werden, 
diese Prüfungen selbst vorzunehmen, andern theils fehlt ihnen die n<"'thig;e 
Vorbildunir dazu. niaiiL''eIii ilnipn die erforilerlichen technischen Kennt- 
nisse. l)ri . iiizvliic I,N'i>eii(lf iiiiiss sich in allen diesen Richtungen auf 
den Unternelniicr verlasst-ii, iler lias SchitV. die Maschinen und die Leute 
bei.stellt und hiefür das Falnj^eld eiliall r>er Heisende ist nicht in 
der Lage, etwas vorzukehren, um gegen eine Kxplosion oder ein anderes 
Unglflck gesichert zu sein. Der Uuterneluuei , der den Massentransport 
gegen Entgelt besorgt, ist die allein berafene nnd verpflichtete Person, 

V Ve^l. Tilaeh, Baftimg fttr nidit mit Daroiiflnraft Iwtriebene Eiaenbahnoi etc. 
B aieier Z«itMlurift Bd. XVUI S. 289. 
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die jene Vorkehrangen zu treflfen hat Eben darom kann im Falle 
eines Unglttckes anf dem Scliüfe nicht dem einsselnen Beisenden anf- 
gebfirdet werden, er habe dem Richter die Ursache des Unglttckes dar- 
zulegen, vielmehr obliegt es dem Unternehmer, zn beweisen, dass ihn 
und seine Angestellten kein Verschulden treffe. Diese Erwttgangen 
rechtfertigen es unter den Umständen des vorliegenden Falles, wenn 
der Rechtsansicht Ausdruck gegeben wird, dass die beklagte Gesell- 
schaft, falls sie ron der Ersatziiflicht befreit sein will, dem Richter 
nachweisen mnss, dass der Schaden ohne ihr Verschulden geschehen 
sei, dass die Ereignung vielmehr durch einen Zufall oder durch eine 
unabwendbare Handhinir einer dritten Person (»der durch Verschulden 
des ßescha(li},4en verursacht wurde. Einen s>»lclien Beweis liat die be- 
klagte Gesellschaft nicht erbracht, ihre ErsatzpÜicht ist daher mit Recht 
ausgesprochen worden. 

Hinter ihre Eigenschaft als juristische Person kann sich die be- 
klagte Gei^ellschaft mit Erfolg nicht verschanzen und kann als solche 
nicht Privilegien in Anspruch nehmen, die ihr nidit zustehen, weil das 
Gesetz zwischen physischen und juristischen Pehonen keinen Unter- 
schied macht, zumal juristische Personen, bezw. ihre Beprftsentanten in 
der Begel nicht in der Lage sind, sftmmtliche Gesch&fte selbst zu be- 
sorgen, vielmehr oft genttthigt erscheinen, die Qeschftfte an unter- 
geordnete Angestellte zu übertragen, wobei die Oesellsohaft auch fftr 
dolose oder culpose Handlungen und Unterlassungen ihrer Angestellten 
und den hierdurch entstandenen Schaden verantwortlich ist, weil unter 
den gegebenen Voraussetzungen die Handlungen und Unterlassungen 
der Untergebenen nicht als fremde, sondern als eigene Handlungen und 
Uuterlassun<:en der juristischen Person anzusehen sind. 

Unentsclieidend ist endlich der Tinstand. dass ans Anlass der 
Schift'skatastruphe' nienianil strafgei ichtlicli vernitheilt winde, weil die 
civilreclitlii lie Haflungspflicht von der strafgerichtlicheu Verurtheilung 
völlig unabhängig ist. 



Nr. Entseh. des Dentsehen Relehsgeriehts. 
5. Givil-Senat. Vom 5. MiLrz 1901. 

(ZeltMhr. f. O. BMig. Rocht n. PrMS. ClvÜr. Bd. SS. Haft i. 8. 1.) 

Eateisimg. Art. 545 C o. Gm. v. 3. Mai 1841 nd 20. Jml 1887. EstMsMMIgMm 

fir iss Recht aef Autieht. 

«ElSger ist im Enteignungsverfahren mit seinen Ansprüchen auf 
Ersatz des durch Bau und Betrieb der Bahn verursachten Schadens 

auf den Rechtsweg verwiesen. Dies entsprach dem § 7 des Gesetzes 
vom 20. Juni 1887, nach welchem eine £nUchädignng dui'ch die Ge- 
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Besdiluss des Kaintnergcricbts Uurlin vom 18. März liJOl. 



Bchworenen nicht zugebilligt werden darf fttr Nachtheile, wriche nicht 
ans der Enteignung selbst entstehen, sondern aus der AosfObrnng des 
dieselbe veranlassenden gemeinntttzigen Unternehmens. FQr diese Nach- 
theile ist nach dem Sinne des erwähnten Gesetzes eine Eutsi'hädigung 
zu leisten, d. h. in der Weise, dass iiiclit nur der frenieine Wertii des 
Grandstücks, sondern Uberhaupt jeder durch die Enteifi:nung hervor- 
gerufene und in Geld anscliiafrbfire Schaden zu ersetzen ist. (Vgl. die 
Denkschr. zu fraglichem Ges. S. 11. Koni. Ber. S. 399.) Die Bestimmung, 
dass ein derartiger Schaden nicht vor den (Teschworeneii geltend ge- 
macht werden kann, benimmt dem Geschädigten nicht das KrsKi/:! echt. 
Ob ein solcher auch aus allgemeinen Grundsätzen oder aus dem Nach- 
barrecht geltend gemacht werden kann, bedarf hier keiner Prüiuug. 
Nach den Enteiguungsgesctzeu vom 3. Mai 1841 und 20. Juui 1887 ist 
der bezügliche Anspruch hier berechtigt nnd darf die von den Ge- 
schworenen wegen der Entziehung des Eigenthnms zugebilligte £nt- 
scbftdignng nachträglich in einem gerichtlichen Verfahren ergftnzt werden. 
Namentlich gilt dies dann, wenn die schädigende Anlage aof dem ent- 
eigneten GmndstAck^ errichtet ist. (Vgl. Entsch. d. Eais. Bathes vom 
10. Hai 1881; Jor. Zeitsehr. f. E.-L. Bd. 6 S. 421.) Diesem Standpunkte 
ist das Gesetz vom 20. Juni 1887 beigetreten. 

Der Kläger hat hier einen Ersatzanspruch, da es sich nicht um 
eine blosse Annehmlichkeit, sondern um einen danemden Vortbeil handelt, 
der den Werth des Gutes bleibend erhöht". 

Die abermalige Revision wurde durch T'rtheil des Reichsgerichts 
vom 5. März 1901 zurückgewiesen, luner Prüfung, ob die allgemeinen 
Urundsätze des Nachbarrechts verhetzt sind, bedarf es nach dieser Eut- 
scheidun? nicht, da das Urtheil des Oberlandesgerichts ausschliesslich 
auf landesrechtlichen Bestimmuugen beruht, welche der Revision uicht 
unterliegen. 

Nr. SOS. Besclilass des Kammergerlelits Berlin. 

Vom 18. März 1901. 

(Jahrl). f Rutsch d Kii-nm fler. U>i 21 ilWIi. A. S 310.) 

Elntragungsräbigkeit eines Verzichts auf Schadensereati. B.6.B. §§ 1018, 1090; 

6.B.O. § 19. 

Verzichtet der Eigeuthümer eines Grundstücks als solcher sn 
Gunsten des Eisenbahnfiskos anf den Ersatz jeglichen Schadens, der 
ihm durch die Anlage und durch den Betrieb einer bestimmten Eisen- 
bahn erwachsen möchte, so kann dieser Verzicht nicht in das Grund- 
buch eingetragen werden; er ist lediglich obligatorischer Natur. 
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JKr. Entseh. (l<'s fraiizKsischen Kitösatioiishofes. 

Vom 18. April 1901. 

(Keltaobr. f. d. Intenat. Elaenb -Trausp. .\. Nr. S. S. M.) 

Hafhiilolit dar EitaabalM fir BeaohUiflaaa eiiier Seadmi «KUireil dar Zifilir «ir 

BahuavRi daa Eapflagars. 

Das anf 8. 315 des Bandes XV dieser Zeitschrift mitgeleilte Ur- 
teil des Handelsgerichts der Seine, Tem 12. Oktober 1898, ist Yom 
Eassationshof als reclitsirrtümlich aufgehoben worden. — Die Sendung 

war unter Inanspniclinalime der — ermässigten — Taxen eines Special- 
tarifs mit besoliränkter Haftung inifprpg^eben und dem Empfänger be- 
schädigt abgeliefert worden. Unter der Annalinie, dass die Bescljädigung 
der Sendung erst nach Heendij^^iin^ des Eisenbahntransportes, anlässlicli 
des (^aniionnagediensles vom Bestimniiiiiß-sbahHhufe zur Behausung des 
Eniptäns^ers . stattgefunden und dass für diese Transportstreeke die 
Eisenbahn ilie Vdlle Verant\vorlliehk(;ii zu tragen habe, weil sie auch 
die volle CamiunnagegebiUu' erhoben, wurde die Eisenbahn vom Handels- 
gericht zur Vergütung des entstaudeneu Schadens verurteilt. 

Der Kassationshof dagegen hat den Standpunkt eingenommen, dass 
der Ttansportvertrag, welchen der Absender mit der EUsenbahn nnter 
Annahme der beschränkten Haftpflicht der letztem abgeschlossen, nicht 
mit der Ankunft der Güter in der Bestimmnngsstation, sondern erst 
mit der Ansliefemng der Sendung an den Empfänger sein Ende ge- 
nommen habe und dass daher die beschränkte Haftpflicht anch für den 
Znstellungsdienst vom Bestimmungsbahnhof bis zur Behausung des 
Empfängers gelte: 

„Hit der Ankunft der Güter am Bestimmun^snite ist der Trans- 
portvertrag nicht beendigt, er wird es grundsätzlich erst mit der Aus- 
lieferung des (lUtes an den Enipfiinjrer Die Bedingungen, welche die 
Verantwortlichkeit des 'i>ans[)uittiihreis regeln, bleiben daher bis zum 
Augenblick dei- Auslieterung niass<iebend. Im vorliegenden Fall war 
also der h'racht vertrag nielit erfüllt und die Bedingung der Nicht Ver- 
antwortlichkeit der Eisenbahn hat nicht auff^ehört, anwendbar zu sein, 
bis zu dem Augenblick, wo die dem Kollführer übergebeueu Güter 
tbatsächlich in die Hände des Empfängers gelaugt sind". 



Nr. 210. KiitM'h. des Ocsterr. Obersten üerichtshofes. 

Vom 2. Mai 1901. 

(OcBtnr. BiNab.-V«ronlB.-BI. XV. Nr. tt. 8. Uli.) 

I. Oaa varbatawidrige Verhalten eines Reisenden während der Elsenbahnfahrt be- 

gründet ein Verschulden desselben an dem ihm hiebe! zustossenden Unfälle. 

II. Nach § 2 des Haftpflichtgesetzes vom 5. März 1869, R.-8.-BI. Nr. 27, trifft die 
CIstnbabBmtanNimttafl dar Bawala aliiaa fIr das Uifall eamtlM- VaraehaMma daa 
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Beschidigten, nicht aber der Nachweis eines Alleinverschuldens, und besteht eine ge- 
setiliohe Vermuthung für ein conourrlrendes Mitverschuldes der Eisenbahn nicht. 

Hat ile EtenbahmntaniahiiMiii VtrMhaMM dn BeMhidlgton dargethai, dim 
itt M Saaha in ItlaterM, du ■KvertobaMM dar UitsnielimMg naehnmtotB. 

Angesichte der anbestrittenen Festetellnng, dass der Kläger zuwider 
der fOr das Verhalten der Eisenbahsfahrgftste beim Ein- and Aussteigen, 
sowie während der Fahrt bestehenden, im angefochtenen ürtheile be- 
zogenen Vorschnften sich während der Fallit die Wa^eiithüre selbst 
öffnete, auf die Plattform -trat, sich dort, mit der einen Hand an einer 
Eiisenstange halten, mit der anderen den KoÜer trappend, etwas hinaas- 
neigte, um zn sehen, ob der Zu«i bereits zum Stationsgebäude grelang^e, 
angesichts ferner dei- bprnfiin^rs^rericlitiiclien Annahme, dass KlH<rer ent- 
weder infoltrc ilicses HiiiausluMijrens oder nach von ihm bewerkstellii^tem 
Oett'nen dei' HlHcliUiine der Plattform auf dev recihten Seite der Zugs- 
richtuug heruntertitl . kann von dem in d<'r h'cvision belianpteten Mit- 
vei'sciiulden der l»ekia<rlen BetriebsunLernehiniin^' keine Reile sein. 

üebrigeus ist hervorzuhelien, dass uacii § 2 des Haftpflichtgesetzes 
vom 5. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, die Eisenbahnunteruehmung der 
Beweis eines fär den Unfall cansalen Verschaldens des Beschädigten, 
nicht aber der Nachweis seines Alleinverschuldens trifft, und dass eine 
gesetzliche Yermuthang für concurrirendes Mitverschulden der Bahn 
nicht besteht. 

Hat nun die Bahn, wie im vorliegenden Falle, das Verschulden 
des Beschädigten dargethan, dann ist es Sache des letzteren, das Mit- 
verschulden der Unternehmung nachzuweisen. 

Diesen Beweis ist Kläger schuldig geblieben. Denn selbst dann, 
wenn die erstrichterliche Feststellung, dass das Blech tli lirchen der Platt- 
form im kritischen Zeitpunkte offen gestanden ist, der rechtlichen Be- 
urtheilung zugrunde zu logen wäre, was im Hinblick auf den ange- 
rufenen Revisionsgrund niciit zutrifft, fohlt jeder Nachweis, dass dieses 
Otfenstelien auf ein Verschulden der Bahn oder ihrer Bediensteten zu- 
rückzuführen ist, zumal auch der (leiiclitsliof erster Instanz das Oelfnen 
der Tliüre durch eine diitte Person oder durch Zufall nicht ausschliesst. 

Es liegt sonach dem Urtheile zweiter Instanz ein Kechtsirrthum 
nmsoweniger zugrunde, als es fftr die Entecheidung der Sache voll- 
kommen gleichgiltig ist, ob das schnldbare Verhalten des Klägers an 
sich zu entechnldigen ist oder nicht, zumal objektives Verschulden, 
d. h. ein fär den erlittenen Unfall causales Verhalten des Beschädigten 
genttgt^ um die beklagte Bahn von der Haftpflicht zu befreien. 
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Nr. 'ZU. £iitsfli. <l('s Appellhofes von Donai. 

Vom 17. Mai 1901. 

iZcitschr. i (1. iiiteniat Kt-. iili Transji X. Nr. 4 S. 124.) 

fiilt die Be8tiffln.ung von Art. 26 (2) Internat Uebereiak. nir bis zun Uebergang des 
VwrfOgttngsreeMM asf ilea AdressttM oder aveh noeb naohlwr? 

1. Niittin & Cie. liabeii sciioii am 23. Fel)iuar bei der Nordbalm 
reklamiert und Nachlürschungen nach dem verschleppten Gute verlantrt; 
damals waren sie noch im Besitze des Frachtbrief duplikates. Am 2b. 
Februar haben sie der Nordbahn geschrieben, dass sie sich ihre Schaden- 
ersatzansprflche wahren. Am 7. MftrZf also lange ?or Empfangnahme 
des Gutes durch die Adressaten, haben sie diesen Vorbehalt erneuert 
und die Nordbahn verantwortlich erklärt, ^uttin & Cie. haben damals 
um ihre Berechtigung zur Reklamation nachzuweisen, der Bahn das 
Frachtbriefduplikat zugestellt; deshalb kann ihnen die Bahn nicht ent- 
gegenhalten, dass sie nicht mehr im Besitze dieses Duplikates seien. 
Nie haben sie darauf verzichtet, den Ersatz d* s ihnen bevorstehenden 
Schadens zn begehren, und sie haben, sobald es feststand, dass sie ge- 
schadii;! seien, den Anspruch gerichtlich anhängig gemacht. 

Stnianii kann, nach Mas.^fjabt' von Art. 26 I. U., der Absender, selbst 
nach Emptatiirnahine (b-.s iiutr> durch den Adressaten und obgleicii er, 
der Absender, das I»uplikat nichL mehr besitzt, gerichtlich vorgehen, 
wenn er vom Empfan<;er dazu ermächtigt wird. Nun .'^tetit fest, dass 
die Firma Nuttin & Cie. am 9. Juni l'JOO von den beiden i'^mplangern 
bevollmächtigt worden ist, gegen die Nordbahn gerichtlich vorzugehen. 
Diese Vollmacht ist wirksam, obgleich sie erst erteilt worden ist, nach- 
dem Nattin & Cie. bereits, am 21. Härz, gerichtlich vorgegangen waren. 
Dieselbe hat den Fehler verbessert, der Klage der Firma Nuttin CKe. 
die richtige Grundlage verliehen und die Aktivlegitimation hergestellt. 
Würde man letzteren Schlnss nicht ziehen, so mQsste der vorliegende 
Prozess, soweit er bis heute gediehen ist, als null und nichtig erklärt 
und könnte hierauf der Prozess von neuem begonnen werden, so dass 
dann das Datun) dej* Vollmacht der Empfänger an die Firma Nuttin 
älter wäre als dasjenige der neuen Klage. Durch diesen Formalismus 
wiirden nur unnütze Kosten verursacht und würde .'«ich die Erledigung 
des Streites hinausziehen, was, besonders in Handelssaclien , zu ver- 
meiden ist. Und schliesslich käme doch alles aufs Näuiliciie heraus. 
Durch die Bestinunungcn der Art. lö und 26 I. TT. wollte einfach vor- 
gesorgt werden, da.ss nicht gleichzeitig um den nämlichen Streitgegen- 
stand zwei Klagen angeiiuben werden, die eine vom Absender, die 
andere vom Emi)fänger. Letzteres ist nun im vorliegenden Falle nicht 
zn befürchten. Die Empfänger haben ihr Elagerecht an Nnttin A de. 
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Übel tragen ; sie selbst haben vun der Nordbahn nie etwas verlangt und 
verlangen von ihr auch heute nichts. Nuttin & Cie. sind inucriialb weniger 
als 7 Tagen seit der Empfangnahme des Gutes durch die Adressaten 
gerichtlich vorgegangen. Ihr Anspruch wäre also auch dann nicht nach 
Art. 44 I. U. verwirkt , wenn die Empfänger das Gut vorbehaltlos an- 
genommeii h&tton. 

Nuttin & Cie. sind somit im vollen Umfang ihriss Ansprociis 9ktx7- 
legitimiert, nnd die Einrede der Verwirkung der AktiTlegitimation durch 
Versp&tung ist auf der ganzen Linie zu verwerfen. 

Was nun die sacliliclie BegrOndetheit der Ansprüche von Nnttin 
& CÜe. gegen die Nordbahn anbetrifft, so ist mit Bezug auf die Liefer- 
fristversäumung in erster X,hne festzustellen, dass dieselbe im vorliegra- 
den Falle nicht mehr als 30 Tage betrSgt, also Art. 33 1. U. nicht an- 
wendbM: ist. Sodann liegt seitens keiner der Eisenbahnen der Trans- 
portgemeiuschaft Arglist oder giobe Fahrlässigkeit vor, so dass nicht 
auf Art. 41 abgestellt werden kann, sondern der Art. 40 und zwar, da 
keine interessedeklaration stattgefunden, der Schaden aber den Fracht- 
betrag übersteigt. .Absatz i2i daselbst, zur Anwendung gelangt. 

Der Scliarlenersatz, welchen die Nordbalin an Nuttin & Cie. infolge 
der Streitverkündigung frecours en garantie j zu zahlen hat, ist also 
gleich dem ganzen Frachtbetrage. 



Np. Entseli. dos ObiM'Iandesirorfchts ( olinar. 

3. Civil-Scnat. Vom 18. Juni 1901. 

I Jur Zcitsclir t Els.-Lotlir. Jahrg. 27. Uoft 1/2. ö. 7.) 

fit l»3 Haflpfltahtgesetz. §§ 823, 843, 847 B.6.B. VenohsliM der EluHths wt|M 
Miaiels «iMr OleiittaiwelMnf. BMMMiig ilar HSiie oad Dayer i«r Reite. 

8ohmerzei«0tld. 

In der Berufungsinstanz hat Kläger, was in erster Instanz nicht 
ausdrücklich geschehen, hevorgeboben, dass das Verschulden der Be- 
klagten auch darin zu finden sei, dass es znr Zeit des Unfalles an emer 
Dienstanweisung für das Halten der Züge nnd des elektrischen Wagens 
an Stelleu, wie diejeni<re, wo der Unfall si(;h ereignete, frefehlt hat. In 
dieser Betonung des eigenen Verschuldens der Verti etenen der Beklagten 
gegenüber der Schuld ihrer Angestellten liegt wohl eine Ergänzung der 
thatsächlichen Ausführungen, nicht aber eine Klageänderung. 

Dass aber die Beklagten, abgesehen von ihrer Haftung nach dem 
Haftpflicbtgesetz, auch gemäss §§ 823, 843 und 847 B. 6. B. zum Ersatz 
des Schadens verpflichtet sind, welchen Kläger in Folge der ihm wideiv 
fahrenen Verletzung erlitten hat, bedarf keiner weiteren Beweiserhebung. 
Denn es ist durch die üntersuchungsaJLten festgestellt, fibrigens auch 
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nicht bestiilteu, das:» der Zusammeiistoss des elektrischen Wagens; mit 
dem Dampfbabu-Tramway dadarch verursacht worden ist, dass es an 
^er bestimmt«!! Dienstanweisiiog Uber das Halten dieser Züge an der 
ünfallstelle fehlte; eine solche bestimmte Vorschrift war aber nach der 
Sachlage unbedingt geboten, and stellt sich der Mangel derselben als 
eine grobe Fahrlässigkeit der Beklagten dar. 

Dass der Betrag von 3120 Hark das feste Einkommen des Elftgers 
darstellt, ist in der vorgetragenen Bescheinignng der Firma Th. & Cie. 
vom 17. Dezember 1900 zwar nicht ausdrücklich gesagt, mit Bttcksicht 
auf die Bezeiclinuufi: dieser Summe als Jahresgehalt aber anzunehmen; 
sollten indess auch darin schwankende Einnahmen wie Tantiemen enthalten 
sein, so hat doch der erste Ricliter mit Recht jenen Betrag der von ihm 
zutreliilligten Rente zu Grunde gelegt, weil eben jener Betrag- diejenigen 
ijiinimeii erwie.senerniassen darstellt, welche Kläirer bei ungesclimälerter 
FIrwt rbstälii^^keit verdient liat uud daher auch ohne jenen Unfall in 
Zukuiilt hätte verdiciu ii können. 

Die Beklacrleu haben ausserdem bezüglich der Jahresrente eine Be- 
schränkung bis zum oO. Juni 1906 beantragt, weil auch ohne die erlittene 
Verletzung Kläger bloss bis zu diesem Zeitpunkt erwerbsfähig geblieben 
wäre. Einer solchen Annahme steht zunächst entgegen, dass Kläger, 
welcher bei Anstellnng der Klage im Augast 1900 gemäss der Klageschrift 
62 Jahre alt war, während der 26 Jahre ' im Dienste von Th« & Gie. 
unbestritten nur wenige Tage Yon der Arbeit wegblieb nnd einer nor- 
malen Gesondheit sich erfreute, wohl ein höheres Alter als das yon 
68 Jahren in Aussicht hat und bis zu seinem Lebensende bei der ge- 
nannten Firma mit Rücksicht auf seine langjährige Dienstzeit eine seiner 
bisherigen Stellung im Bureaudienst angemessene Beschäftigung gefunden 
haben wurde. Demgegenüber ist der erhobene Beweis nicht erheblich. 
Die Beklagten nehmen darin ganz allgemein auf die Gesundheits- 
verhältnisse des Klägeis Bezug und führen keine besonderen Thatsachen 
an, welche ihre Behauptung rechtfertigen könnten. Auch das von den 
lU'klagten erhobene Gutuchicn durcli Sachverständige könnte doch 
hüchstens eine gewisse Wahrscheinlichkeit, nicht aber den erforderlichen 
Nachweis der Richtigkeit der von ihnen vertretenen Annahme begründen. 

Mit Unrecht widersetzen sich ferner die Beklagten der Zuerkennuug 
des Tom Kläger ausser der Rente noch verlangten Kapitals. Eine solche 
ist vielmehr yöllig gerechtfertigt mit Rücksicht auf die körperlichen 
Leiden, welche die Verletznng nnd die hierdurch nOthig gewordene 
ärztliche Behandlung nach sich zog, und mit Bttcksicht darauf, dass 
der bisherige thätige Kläger nunmehr der gewohnten Bemfsthätigkeit 
nicht mehr obliegen kann, mithin die Befriedigung entbehren muss, welche 

Sc«r, BtoantalmrMtatltoh» Riitiobeldiia(Wi XTIU. 28 
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die Erfüllung einer solchen gewährte. Zudem erfordert der jetzige 
Zustand des Klägers selbstverständlich eine erhöhte Pflege anter An- 
spmchnabme dritter Personen. 



Nr. 81$. Bntseh. des AppcUhofes rora Montpellier. 

Vom 5. Juli 1001. 

(Zcitecbr. f d. Internat. Eisenb -Tiaii«]» N iV.m . Nr 2 .S D« — BaUetin annot/' .Tabrg. 34. S. 114.) 
Konstatierung der Beschädigung, für welche die Eisenbahn Schadenersatz geleistet hat. 

Zwölf leere Weinfässer waren von Arleux nach Perpignan l)efünlert 
worden. Als die Adressaten dieselben in Empfang nehmen wollten, 
wurde konstatiert, dass an zweien dieser Fässer einige Dauben gebrochen 
waren. Darüber, dass und in welchem Betrag die Eisenbahn für die 
gebrochenen Dauben Ersatz za leisten hatte, bestand kein Streit. 
Ebenso waren die Parteien nnter sich einverstanden, dass die beschä- 
digten 'Danben mit einer Harke bezeichnet werden, um die fDr die 
Beschädigong vereinbarte Entschädigong zu konstatieren. Aber die 
Empfänger bestritten, dass die Eisenbahn berechtigt sei, diese Marke 
anzubringen, nnd insbesondere, sie in das Holz der Dauben einzudrücken, 
weil dies eine neue Schädigung der letzteren wäre. Sie lehnten daher 
die Annahme der Fässer ab. 

Entgegen der Ansicht des Handelsgerichts, welches den Anspruch 
der Empfänger als gerechtfertigt erklärte, ist dieser vom Apelihof ab- 
gewiesen worden. 

Grün de: 

Von den Empfängern wird iiiclit behaui)tet, dass die streitigen 
Marken die Solidität der Fässer oder deren gute Erhaltung beein- 
trächtigen. Sie schützen nur ihre (iewohuhcit vor. die Reparaturen, 
deren Betrag ihnen vom Frachtführer vergütet worden ist, nicht sofort 
auszuführen, nnd vielmehr in ihrem Handel die beschädigten Fässer 
noch eine Zeit lang zu gebrauchen, was f&r sie einen Vortefl bedeute, 
dessen Ausnutzung durch Anbringung der Marken seitens der Eisen- 
bahn gehindert werde. Auf einen solchen Vorteil haben aber die Em- 
pfänger kein Recht. Nach dem Zugeständnis beider Parteien umfasst 
die vereinbarte Entschädigung die gesamten Kosten fttr den Ersatz der 
beschädigten Dauben und es setzt dieselbe die unveizQgUche Reparatur 
der Fässer auf Kosten der Eisenbahn voraus. Mit der Anbringung 
der unauslöschlichen Maiken will diese den Irrtümern und dem Betrug 
zuvorkommen, welcher bei der Gewohnheit des Haudelsstandes, die be- 
schädigten Fässer wieder znr Bahnbeförderung zu bringen, möglich wäre. 
Der in dieser Weise begründete Anspruch der Bahn ist vollständig ge- 
rechtfertigt und entspricht einem unbestreitbaren Recht. Ebenso haben 
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die Empfänger mit riireclit vorp;el)ra(:lit , dass die .Marke der Eisen- 
bahn keinen kontradikturisdien Charakter habe, indem die I^ahn 
ihnen das Recht niclit bestreitet, ebenfalls eine Marke anzubiingen, 
durch welche die Marke der Eisenbahn kontrolliert wird. 

Die Empfänger worden daher znr Abnahme der Fftsser, deren be- 
schädigte Dauben von der Eisenbahn gezeichnet worden waren, and 
znr Bezahlung des w&hrend des Prozesses erlanfenen Lagergeldes ver- 
urteilt. ' 



Nr. 814. Entseh. des Oc^terr. (»»eisten dreriehtsliofes. 

Vom 10. Juli 1901. 

(Oestcrr. Kisonb.-Ver .r.Iii Bl. .\V. Nr. 44. S 1157 i 

Oer einem Kutscher, welcher mit Güteraufiaden auf einem Bahnverladeplatze beschäftigt 
Ist, dvrcii SohMwenhi selMr Pferde iafelge Veriberfahrens eleer LeiMnetive za- 
fettMMHe (Betriebs-) Unfall begründet die Ersatzpflicht der Bahn nach den Be- 

•timmungen des Eisenbahnhaftpflichtgesetzes vom 5. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27. und 
kemint et auf den Nachweis eines nach den allgemeinen Bestimmungen zu beurtheii enden 

VertoftvMene der Bttm iiIoM an. 

Vergebens versuclit die Revision den Bei^^rift' des Verkelires der 
Eisenbaliii daliin einzuscliränken. dass dieser mit der Ausliäiidiuung des 
FriU'litgiitt^s endet und dass daher die ^\'e^s^•lla^^'nl)J;' (b's (lUtes nicht nndir 
ziuu Verkehre der Bahn zählt. Denn die bezüglichen Bestimmungen des 
Eisenbaiin-Betriebsreglements betreten die rechtlichen Beziehungen aus 
dem Frachtenvertrage und künnen zur Folge haben, dass die Haltung der 
Bahn für das Frachtgut mit dem Momente der Ausfertigung desselben 
endet, sie haben aber nichts zu thun mit der Obsorge des Qesetzes in 
Ansehung der ans dem Eisenbahnverkehre resnltirenden Gefahren für die 
Oeaundheit und das Leben von Menschen. Gewiss ist auch der Trans- 
port der Person mit dem Momente beendet, wo sie am Ankunftsorte den 
Waggon verlasst, und doch kann kein Zweifel bestehen, dasa die Bahn 
haftbar ist, wenn eine Person vor Verlassen des Bahnhofes durch eine 
Eroigiuing im Bahnverkehre verletzt oder gctüdtet wird. Auch in diesem 
Falle erscheint der anf Beförderung der Person gerichtete Vertrag 
beendet, von der Bahn erfüllt, und doch bestellt die Haftung, welche 
ihr (las Gesetz aus besonderem Grunde auferlegt. Die Kinwendung, dass 
das Rädersclileifen und das dadurch erzeugte Geriuisrh ein unabwend- 
barer Zufall sei, kann, weil im Verfahren erster Instanz nicht erhoben, 
im iie Visionsfalle nicht vorgebracht werden. 

Nach der Instruction für Locomotivfülirer sind Letztere angewiesen, 
das Schleifen der Räder zu vermeiden, woraus folgt, dass die.ses Schleifen 
veriueidbar sein muss, somit nicht als unabwendbarer Zufall angesehen 
werden kann. Es entfällt hienach die Erörterung eines die Bahn nach 

22» 
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den allgemeinen Keelits;?rimd.sätzti]i tretleiideii Vei sclmldens, weil schon 
die]Haftbarkeit nach dem Haftpfliclitgesetze die ÖiudifRlligkeit der Bahn 
herbeiführen muss. § 47 des Arbeiter-Unfallversiclieruugsgesetzes räumt 
der Unfallversicheiuiigsaiistalt den Regressanspruch gegen Dritte auch 
dann ein, wenn der Unfall von Letzteren durch ein Verschulden ver- 
anlasst worden ist. § 1 des Haftpflichtgesetzes präsamirt aber ein 
Verscbnlden der Bahn und mnss dieses so lange als gegeben ange- 
nommen werden, als nicht der Gegenbeweis erbracht ist. 

Nr. S15. Entseh. des Oesterr. Obersten fteriehtshoiBfi« 
Vom 12. Angnst 1901. 

(Oesterr. Eiseiib.*V«rotdlL>Bl. XV. Nr. 18. 8.11S7.) 
Die Entscheidung über die Auflassung einer Niveauübersetzung Uber eine Eisenbahn 
gehört ausschliesslich zur Competenz des Eisenbahnministeriums. DemzMfoige ist 
deshalb eine gerichtiiohe BesitzstSrungsklage wegen Unzuiäseigkeit des ReohteweBes 

amQwdilMtn. 

Der angefochtene Beschlnss ist aas der durch die Becnrsaasfahmngen 
nicht widerlegten Begründung desselben nnd in der weiteren Erwä- 
gung zu bestätigen, dass jede Besitzstörung auch das Moment der Eigen- 
mächtigkeit Toranssetzt, von einer Eigenmächtigkeit aber nicht gesprochen 
werden kann, wenn die Handlung Uber Gestattung oder im Auftrage 
der Verwaltungsbehörde vorgenommen wird, weil weiters das Besitz- 
recht der Kläger auch schon bei der von der politischen Behörde durch- 
geführten politischen Begehung und Enteignungsverhandlnng geltend 
gemacht und zum Gegenstände eines Protestes gegen die projectirte 
Auflassung- der Niveaiiüber.set/.iiny in km x gemacht worden ist. die 
Kläger jedoch mit ihrer hienef^M^ii eiugebraeliteii Einwendung abgewiesen 
worden sind und der Bauconseiis lür das vorliegende Project ertheilt 
worden ist, die Gerichte aber zu einer Ueberprüfung der diesfalligen 
Entscheidung des Eiseubahuministeriums nicht berufen erscheinen. 

Nr. S16. Sntsch. des Oesterr. Obersten Oerlehtshofes. 
Vom 8. Oktober 1901. 

(Oesterr Eixcnb Vcr^rdn -Ul. XV. Nr. 48. S. 1138.) 

I. Ein Verschulden kann nach 1297 a. b. G.-B. jedem zugerechnet werden, der den 
Versttndetgebrattch besitzt, sonit auch einem Minderjährigen, welcher das 7. Lebens- 

Jakr Uersobrittw hat 

II. Das Bttnieii in Bahnkirpara wai in BerIhrM voa Sahitzvorrfohtaafia dai 
Eisenbahnbetriebes, zu welchen ordnungsm'ässig das Publicum nicht gelangen kann, 
begründet demnach auch bei einem 7' . jährigen Knaben ein Selbstverschulden an den 
ihm hierbei zustossenden Unfälle und daher auch einen Haftaussohiiessungsgrund für 

il9 ElMabsbimtenielMasa. 

Der Gerichtshof kam zur üeberzeugungf dass Johann PI. an dem 
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ihm ziigestosse.nPii Unfälle selbst schuldtrai^end ist, weil derselbe ent- 
gegen den Besiimmungeii des § 96 der kaiserlichen Verordnung vom 
16. November 1851, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, und ungeachtet der War- 
naog seines Kameraden J. Seb. den Bahnkörper, auf dem sich das 
L&ntewerk — wenn auch nnr einige Schritte vom Schlagbanm entfernt 
— befindet, betrat and ans reinem Uebermnth das sich eben bewegende 
Drahtseil, am es aufzuhalten, mit der Hand anfasste. 

Zur Anbringung einer Schutzvorrichtung an der Ablenkungsrolle 
des Läutewerkes erscheint die beklagte Eisenbahnverwaltung gemäss- 
§ 96 der vorbezogeneu kaiserlichen Verordnung nicht verpflichtet, weil 
Kinder und andere unberufene Personen auf dem Bahnkörper and bei 
dem Läutewerk nichts zu thun haben. 

Dass dem Johann PI., als er sich auf den Bahnkörper zum Läute- 
werk bepfab. (las ITnfi^elirtrige seines Thuns bewusst .st-in imisste, geht 
aus dem Unistande hervor, dass sein 1\ « Jahre jüngerer Kamerad J. Sch. 
ihn warnte und ihm zurief, es nicht zu thuu, welche Warnung Johann 
PI. allerdings nicht beachtete. 

Aus diesen Thatsachen schloss der Gerichtshof, dass dem Johann PI., 
als. er den Bahnkörper betrat, das Ungehörige seines Thuns bewusst war. 

Da nun der Beschädigte durch eigenes Verschulden zu der ihm 
zugestossenen Verletzung Veranlassung gegeben hat, so ist die Abwei- 
sung des Elagebegehrens begründet. 

Nr. %17» Entscli. des Landos^oriehts Brfinn. 

Vom 11. Oktober 1901. 

(.Zoilscbr. l' d. tnUTnai EI<«onb.-Tran8ii. X {,190»). St. 2. S. 57.) 

Wann ais der tisferfirlstvertihiiiiais ein wirkilolnr SehMes entttanden ist, m kam 
•loh die Balm zar AbwamiaBo dar SabadaaeraatzpffioM alalrt aaf die zwiNMIadiia 
Naohfrlat vaa § 87, 1, 1, aad II, I, des ostcrreioblsahHiaiariaeiiaii BafrlaharailaBMals 

berufen. 

Die lirünner Conienitabrik B. F. hatte zu einem Kanalbau in Brünn 
eiserne Modelle in Wien bestellt. Diese wurden am 31. Mai 1900 in 
Wien nach Briuiu aufgegeben. Keglementarische Lieferfrist 5 Tage; 
Ablauf am 5. Juni um Mitternacht. Das Gut langte am 6. Juni in 
Br&nn an; der Avis an den Adressaten wurde der Post gleichen Tags 
zwischen 11 und 1 Ühr mittags als eingeschriebener Brief Übergeben 
(Art. 63, 4 B.B.). Der Empfänger wui>de durch die Verspätung nach- 
weisbar erheblich geschädigt und veriangte als Schadenersatz den de- 
klarierten Betrag von 40 Kronen. Die Bahn beantragte Abweisung der 
Klage, weil die Versp&tung nicht 12 Stunden betrage and die zwölf- 
stttndige Nachfrist ihr, der Bahn, auch im vorligenden Falle zu gute 
komme. 
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Die erste Instanz wies die Klage ans diesem Grunde ab. Die 
zweite Instanz (das Landesgericht Brttnn) dagegen hiess sie gut, mit 
der offenbar zutreffenden Motivierung, dass sich aus der Einstellung 
des Zusatzes «falls die Verspätung 12 Stunden ftbersteigt* in Ziffer I, 
1, und n, 1, von § 87 B.B. die Nichtanwoidbarkeit desselben auf Ziffer 
I, 8, und n, S, ergebe, und die 12stttndige «Karenzzeit* somit der 
Bahn in denjenigen FUlen, in denen der Nachweis eines Schadens 
erbracht werde, nicht zu statten komme. 



Nr. 218. Entseh. dos Ob<>rlaii(l('s*;erichts iu Wien. 

Vom 19. Oktober 1901. 

(0««terr. KUenb. Verordn.-BI. XV. Nr. 3i .S ) 

Im Verkehre der Wiener Stadttal» besteht für das Zugsbegleitungsperseiale keine 
VerpAlehtaini, die Wagenthlren ver Abia>0 dee Zifee aus einer Statlen in eehlieeeen. 

Begiebt eich ein Passagier, um eine offen gebliebene WagenthQre zu schllessen, ohne 
iwlngenile Veranlassung in eine gefährliche Situation, so trifft ihn altein das Ver- 

echalden an den ihai hiebe! eventuell zuatoasenden Unfälle. 
Die VnrsMtbnas dee | I ^ MattpileM|ei«Uflt vm 5. Mlrx 1869, R.-8.-Bi. 27, M 
aMBeenMoetea, fall» einer der FUle dee | 2, Ht. e, varliegt 

Die Manipulation des Thflrschliessens w&rend der Fahrt trftgt die 
Merkmale der besonderen Oeüahren des Eisenbahnverkehres an sich, es 
erscheint daher die Subsumtion dieses Falles unter die Bestimmungen des 

Haftpflichtgesetzes begründet. 

Demnach ist das beklagte Eisrabahnärar haftpflichtig, sofern es 
ihm nicht gelingt, nachzuweisen, dass einer der Fälle der § 2 des citirten 
Gesetzes vorliegt. Dieser Nachweis ist gelungen, denn nach der Dar- 
stellung der Klage selbst ergibt e.s sicli. da«;s der TTnfall des Klägers 
durch sein eigenes Veixliuldin herbt-igeliilirt wurde; er hat sich 
nämlich ohne zwingenden Grund in eine getUhrliche Situation 
begeben und ist durch seine eigene Unvorsichtigkeit verun- 
glückt. 

Die Thüle des Waggons, in dem der Kläger sass, war offen und 
während der Fahrt durch das Tunnel drang dichter Bauch ein. Das 
gab dem Klfiger noch keine unumgängliche Veranlassung, die Thüre xn 
schliessen. Die Fahrt durch das Tunnel und selbst bis zur nächsten 
Station, wo ein Bahnbediensteter oder der Kläger in ungefährdeter Weise 
die Thttre hätte schliessen können, dauert ein bis zwei Minuten; während 
dieses geringen Zeitraumes hätte der Kläger schon die kleine, bei einer 
Eisenbahn fahrt fast unvermeidliche Unannehmlichkeit des Ranches er- 
tragen können, umsoraehr, als er sich an die entgegengesetzte Seite des 
Waggons hätte begeben können, wo der Bauch gewiss niclit mehr uner- 
träglich gewesen wäre. 
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Statt dessen hat der Kläger sich veranlasst gesehen, die 1'hiue 
zu scliliessen . und zwar unter Verhältnissen, wit er wnsste und wissen 
musste. ilass dies eine nicht ganz ungefährliche Handlung war, denn er 
wollte die Thüre in einem Tunnel sciiliessen, wo er nicht ganz gut 
sehen konnte, wo der eindringende Rauch ihn im Athmen beiiiuderte, 
WO er von den Stössen des Zuges erschüttert wurde und infolge einer 
tlbentandenen Krankheit obendrelii noch so schwach war, dass er deh 
beim Stehen anhalten mnsste. 

Dabei hfttte er aoch bedenken mttssen, dass infolge des Lnftsnges 
die Thttre jeden Moment zufallen könne. Statt aber ans allen diesen 
Grftnden doppelt vorsichtig zn sein, hat der Kläger sich so ungeschickt 
mit der rechten Hand angelehnt, dass er den Trotzten Daumen gerade 
in die Bahmenspalte steckte, so dass er, als die Thüre zufiel, verletzt 
werden mnsste. Der Kläger hat also, ohne dass eine Noth- 
wendigkeit vorlag die Thttre zu schliessen, dies unter Ver- 
hältnissen gethan, wo es besonders gefährlich war. und ist 
dabei in unvorsichtiger Weise vorgegangen. Demnach wurde 
der Unfall durch das Verschulden des Klägers selbst herbeigetiilirt. 

Endlich ist zu unteisuchen , nb nicht vielleicht ein Mitverschulden 
der Bahn vorliegt. Ein solches luüsste aber bewiesen werden, denn 
die Verniuthung des § 1 des Haftpflichtgesetzes ist aus- 
geschlossen, falls einer der Fälle des ^ 2 dieses Gesetzes 
vorliegt. 

Das letztere ist aber hier der Fall, es liegt ein Verschulden des 
Beschädigten vor, daher kann § 1 nicht mehr angewendet werden und 
es mnss gemäss § 1296 a. b. G.-B. das Verschulden der Bahn erwiesen 
werden. Dasselbe konnte darin liegen, dass die Waggontbttre offen 
stand. Fflr Fernzuge besteht allerdings gemäss § 16 und 22 des 
Eisenbahn-Betriebsreglement die Verpflichtung der Bahn, vor dem 
Verlassen der Station die Thüre zu schliessen. Für den Stadt- 
bahnverkehr besteht diese Verpflichtung nicht. 



Nr. 219. Entfielt, des Relehs-Versleherniigsuiits. 

Vom 28. Oktober 1901. 

iir .Tnr-ZoUs. VII (1W2>, Nr. l, 8.28.1 

§ I Haftpflichtgesetz: § I Unf.-Vers.-Ges. Dem Verletzten steht ein Wahlrecht zwischen 
Haftpflicht- und Unfall-Entschädigung nicht zu. Aber der Mehranspruch zwischen dem 
iMb bfirgerl. Reekt unil den Unfallver8.-6e8. zu leistenden Schadensersatz bleibt Iba 
•rbaltm, Mwstt itor erttere Ansprsek flsiei des DritiM IberlHMipt feegrilMitt Ist 

Ein Ftthrknecht erlitt in dem Äugenblick, als er mit seinem Fuhr- 
werk Uber einen Bahnflbergang fahren wollte, von einem herabgelassenen 
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Schlagbaum einen Schlag auf den Kopf, welcher eine ScIiiidelbaMhiiakiur 
zur Folge hatte. Sowohl die Fuhrwerks-Berufsgenossenscliaft als auch 
der Eisenbahnfiskas erkanuteu ihre Entschädigungsptlicht au. Kl. pro- 
testierte dagegen, dass ilim ir<Mi der Benifsgenossenschaft eine Ent- 
schädigung zuerkannt wurde, und erklärte, dass er sich nnr an den 
Eisenbahnfisbis zu halten branehe. Gegen den Bescheid der Genossen- 
Schaft, durch welchen ihm eme TeOrente Ton 6d'/s zugebilligt wurde, 
legte er Berufung ein, indem er herrorhob, dass er gegenüber der Be- 
rufsgenossenschaft einen Entechädigungsanspruch nicht erhoben habe 
und auf die Leistungen der öffentlichen Versicherung verzichte. Die 
Berufung und ebenso der Rekurs sind zurückgewiesen w^orden. Die 
Rechtsauffassung des Kl. ist irrtümlich. Das Verfahren bei Fest- 
stellung der Entschädigung nach Massgabe der Unfallversicherungsge- 
setze ist grundsätzlich von Anitswegen zu betrieben, der Bescheid der 
Bekl. V. 25. März 1901. durch welchem dein Kl. eiue Unfalhentf, zu- 
erkannt wunle. mithin zu Recht ergangen. Auch die Annahme i.st 
verfehlt, dass ihm ein Wahlrecht zustehe, enlweder die Berufsgenossen- 
schaft oder den nach bürgerlichem Rocht haftpliichtigen „Dritten" für 
den Schaden verantwortlich zu machen. Nach § 140 Gewerbe-Unlall- 
yer8.-Ge8. y. 30. Juni 1900 bleibt die Haftpflicht «dritter", d. h. anderer 
Personen als des Betriebsuntemehmers und seiner Beamten, soweit sie 
nach bttrgerlichem Recht begründet ist, durch die Vorschriften der Un- 
fallversichemngsgesetze unberährt Nur geht der Anspruch des Be- 
rechtigten, wenn ein entschädigungspflichtiger Unfall vorliegt, auf die 
Berufsgenossenschaft im Umfange ihrer durch die Unfallversichernngs- 
gesetze begründeten Sntsehftdigungspflicht Uber, und zwar ohne R&ck- 
sicht darauf, ob der Berechtigte die ihm von der Genossenschaft zu- 
gebilli^j^te Rente annimmt oder niciit. Dies ergiebt sich schon daraus, 
dass der Rechtsübergang nach dem Gesetz insoweit stattfindet, als eiue 
Entschädignnirspflicht der Genossenschaft gesetzlich „begründet" ist. 
Auf die Thatsachc der Annahme der Entschädigung seitens des Be- 
rechtigten kommt e.s niciit an. Hieraus ergiebt .sich, dass dem Kl. der 
Mehranspruch, d. h. der Ansinucli auf die DitVerenz zwischen dem nach 
bürgerlichem Ivecht zu leistenden Schadensersatz uud dem Betrage der 
Unt'alientschädigung erluilten bleibt, sofern ein Anspruch des Kl. auf 
Schadensersatz nach bürgeilichem Recht gegen ilcn „biiLieu'* überhaupt 
begrttndet ist Die Entscheidung der letzteren Frage steht aber dem 
RVA, nicht zu. 
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Nr. 220. Entsch. des D«Mit>('li<'ii ReH'lisircriclitA. 
I.Strafsenat. Vom 4. November 1901. 

(Prcu«s. Kiaenb.-Arch. V.»>'. U. it S. 4fi:i 

Als Eisenbahnverwaltung Im Sinne des § 153 Abs. I No. 2 des Vereinszollgesetzes 
ist nur dasjenige Unternehmen zu bezeichnen, das die technische und wirthschaftiiche 
AmMtmg dar gttaMnttn Anlagen dar Eiaanltabn la daa vaa dlaaar banraakta« 
BaffSnlaraiiialaiatniflaii zum Inhalt hat; dazu gehört notliwaadli dia LeHaag Niraa 

Batriabaa la Uirar fiaaaaiaitliatt. 

Der § 163 des VereinszoUgesetzes handelt von der sabsidiarisdien 

Vertretungsverbindlichkeit dritter Personen fTir Geldbusse, ZolIgefftUe 
nnd Prozesskosten, die gegen Dcfraudanten oder Kontravenienten er- 
kannt sind, welche zu jenen dritten rsonrii m einem «jewi^sen, dort 
näher bezeichneten Abhängigkeitsverijiiliuisse stehen. Es ist dort unter 
No. 2 in Abs. 1 insbesondere bestimmt, dass „Eisenbalinverwaltungen" 
für ihre Angestellten und Bevollmächtigten unbedingt haften sollen. 

Schon die in No. 2 a. a. (). aufgeführte Gleiclistellung der Eisen- 
bahnverwaltungen und der Dampfschilfahrtsgesel) schaffen deutet 
darauf hin, da.ss jede dieser Vereinigungen als ein Ganzes aufzufassen 
ist, dass die Bestimmung das gesammte ünternehmen, mit letzterem 
auch diejenigen Personen im Auge hat, welche zur Vertretung des 
Unternehmens in seinem Gesammtnmfange bemfen sind. 

Da die Eisenbahnen femer in der hier in Frage kommenden Bich- 
taug Verkehrsanstalten sind, die vom Staate, von Korporationen oder 
von Privaten errichtet werden, so gehört znm Begriffe der Verwaltung 
einer Eisenbahn jedenfalls nothwendig die Leitung ihres Betriebes. 
Dieser aber hat zum Inhalt die technische und wirthschaftiiche Aus- 
niltamig ihrer gesummten Anlagen zu den von der Eisenbahn bezweckten 
Transportleistungen. Nur von denjenigen Organen also, denen der 
Betrieb in seiner Gesammtheit unterstellt ist, kann gesagt werden, 
dass in ihren Händen die Verwaltung ruht. Nur dieser oberen Leitung 
steht daher auch zu. unter Beachtung der vorhandenen Gesetze die- 
jenicen \\ ege zu bestimmen, die ihr für die Erreichung ihrer Zwecke 
dienlich erscheinen. 

Werden demnach tin diesen odcv jenen einzelnen Zweig der Trans- 
portleistungen der Eisenbahn besondere Eim iclitungen nöthig, wie z. Ii. 
flu- den Personentrausport die Errichtung von Restaurationen, und 
werden diese an besondere Unternehmer verpachtet, so wird selbst- 
yerständlich hierdurch ein solcher TJntemdimer noch keineswegs Ver- 
walter der Eisenbahn im allgemeinen. Der Unternehmer dieser speziellen 
Seite des Betriebes wird vielmehr nur eine akzessorische Hilfskraft der 
gesammten Leitung des Eisenbahnnntemehmens. 
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voisteheiidfiii (iesiclitspunkten aiisgeliend kann den Gründen, 
die die Staalsauwaltschafl dafür angittbt, dass die Internationale Eisen- 
balin-SclilafwagengesellscIiaft zu Brüssel als eine Kisenbalinverwaltinig 
im Sinne des allegirten (Gesetzes anzusehen ist, nicht gefolgt werden. 
Das Urtheil hat in Bezug aut jene Gesellschaft festgestellt: 
dass sie eine juristische Person sei, die gemäss den Bestimnmngen 
eines von ihr mit einer Reihe Yon Elsenbahnverwaltangen ge- 
schlossenen Vertrages in besonderen, schnelle VerbindaDg heiv 
stellenden Personenzttgen ihre, der Gesellschaft gehörigen, den 
Beisenden während der Fahrt jede mOgliehe Bequemlichkeit 
bietenden Wagen laufen lässt 

Nicht infolge eigenen Rechts anf Grand gesetzlicher Bestimmung 
erfolgt die Einstellung der Schlafwagen, sondern nach Massgabe eines 
erst von der Eisen1)ahnverwaltung mit der Schlafwagengesellscbaft ge- 
sclUossenen und dadurch von jener genelmn^ten Kontrakts, in welchem 

die Einstellung der Wagen nur gestattet wird, der aber die technische 
vSeite des Betriebes überhaupt nicht berlihrt. Mit Unrecht folgert die 
Revision aus jener Urtheilsfeststellung, dass jene Gesellschaft allgemein 
eine Beförderung von Personen bezweckt. Ans ihr geht vielmehr nur 
hervor, dass die — wie die Revision selbst zugiebt — auf „fremder 
Eisenbahn" beförderten Personen Wagen erhalten, die der Gesellschaft 
gehören, von ihr eingestellt sind und besondere Bequemlichkeiten bieten. 
Die Beförderung dieser Wagen und der dieselben benutzenden Personen 
erfolgt lediglich durch den Betrieb der Eisenbahn. Der Revision kann 
zugegeben werden, dass der Betrieb der Schlafwagengesellschaft eine 
Verwaltung anf der Eisenbahn darsteUt; hiermit ist aber naheliegend 
noch nicht nachgewiesen, dass er eine Verwaltung der Eisenbahn bildet. 

Durchans neu und schon deshalb nicht zu berücksichtigen ist die 
Aufstellung der Revision, dass „die in den Wagen der Gesellschaft 
thätigen Angestellten'' — also beispielsweise auch die Kellner — 
„Eisenbabnbeamte seien, ausgestattet mit den entsprechend gleichen 
Befugnissen wie die Angestellten des Eisenbahnunternehmens selbst". 
Indess selb>t wenn dies zuträfe, würde daraus noch keineswegs zu 
fulgein sein, <bHss die Verwaltung dieses der Schlafwagengescllscliaft 
sjie/.iell zugetlieilten , ininierliin untergeordneten Betriebszweiges gleich- 
bedeutend ist mit (b 1 \'t i waltung d. h. Leitung des Betriebes der Eisen- 
bahn in seiner Gesanuntheit. — — — 

Mit der Kevisionsgegenerkliirung muss schliesslich darauf hinge- 
wiesen werden, dass auch andere Gewerbt reibende in gleicher Weise 
wie die Schlaf wagengesellschaft, z. B. Bierbrauei-cien, Zirkusunter- 
nehmer, ja selbst Nichtgewerbtreibende, z. B. fürstliche Personen, eben- 
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falls ihre eijrenen Wagen niclit bloss zur Betiinleriiiig ihrer Waaren, 
Pterde ii. s, \v., sondern auch ihres Personais aul" Eisenbahnen „lauten 
lassen", ohne dass dabei an eine Verwaltung der von ihnen benutzten 
Eisenbahn durch jene Personen zu denken wftre. Ob bei derartigen 
auf Verträgen oder Bestimmungen beruhenden Verhältnissen es sich 
nm den Transport Ton Sachen oder Pexjsonen handelt« kann keinen 
Unterschied machen, da die Eisenbahn den Transport jener wie dieser 
znm Zwecke hat Ueberall ist ein derartiger Transport den^jenigen 
Organen nnterstellt, die fttr die Leitung des Gesammtbetriebes der 
Eisenbahn eingesetst sind. 

Nr. Eutsi'h. des Oesterr. Obersten Oerichtshofes. 
Vom 6. November 1901. 

(Oeecacr. Blaanb.-T«n»diL-m. XV. Mr. 19. 8. Bn.) 

Uafiig #er NifhiBg M i» Aawendung der elilitrisebea ONrftltaai vea Stratsea- 

bahnen. 

Die Anwendung der elektrischen Oberleitung bei Strassenbalinen 
begründet dort, wo bereits andere Tjnftleitniigen bestehen, unter allen 
Umständen ein Verschulden der Bahiiunternehinuug uud macht dieselbe 
für allen ilaraus entstehenden Schaden haftbar. 

Diese Haftung wird dadurch nicht beriilirt, dass die Unternehmung 
alle von der Aufsichtsbehörde vorgeschriebeneu Öicheruugsvorkehrungeu 
getroffen hat. 

Wenn die üntemehmuiig der elektilsdioi Stmssenbahn die An- 
wendung absolnt sicher wirkender Schntzmassregeln unterlassen hat, 
80 liegt in dem Fortbestande der Telephonleitnngen ein Verschulden der 
staatlichen Telephonverwaltung und ist das Äerar f&r jeden Schaden 
solidarisch mit der Bahnnntemehmnng haftbar. 



Nr. 888. Entseh. des Prenss. OberrerwaltiingsgerlehtB. 

4. Senat. Vom 7. November 1901. 

Pronss. Eisenb.-Arch. 1902. Heft 3. S f!T7 i 

Die Verjährung ist kein öfTentlich-reohtlicher Titel zur Begründung der Oeffentlichkelt 
•Ines Weges; diese Eigenschaft erlangt der Weg vielmehr erst durch die ausdriickliche 
oder «tillscbweigende Widmung zum ölTeitlloben Verkehr seiteus de« Eigenthümers 
■■ter ZuttinnaMo der WegeiMriiteibebSrtfe eed dee WetemtertaltieveiiileMliee. Ehe 
stillschweigende Widmung kann noch nicht in der Thatsaohe gefunden werden, dau 
der Eigenthümer die Benatzung des Weges lange Zeit hindurch duldet; es müssen 
vielmehr Thatsachen bewiesen werden, aus denen sich ergiebt, dass der Eigentbiimer 
«N4i der PelteelkeliSrde gegenüber gebsedea hat, dea We| dMsPuMHraia lar Beiafiaii 

IQ Oberlaeeea. 

Der Vorderrichter stQtzt seine Entscheidung auf den in gleich- 
bleibender Rechtsprechung vom Gerichtshof festgehaltenen Grundsatz, 
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dass eine selbst lauge Jalire liiiuluiuh fortgesetzte lliatsachliclie Be- 
nutzung eines Weges seitens des Publikums denselben uocb nicbt zn 
einem öffentlichen mache, dass er diese Eigenschaft Tielmehr erst durch 
die ansdrttckliche oder stillschweigende Widmung zum öffentlichen Ver- 
kehr seitens des Eigenthfimers anter Zustimmung der Wegepolizeibehörde 
und des Wegeunterhaltungs^chtigen erlangen könne. Er stellt dann 
fest, dass das Publikum zwar seit langer Zeit den hier streitigen Weg 
in dem Glauben, dass er dn öffentlicher sei, benutzt, der Kläger auch 
bis in die neue^ste Zeit diese Benutzung geduldet habe, dass aber eine 
Widmung fHr den öffentlichen Verkehr seitens der rechtlich Betheiligt^ 
weder ausdrücklich noch stillschweigend erfolgt sei. 

Dem kann nach dem Ergebniss der Beweisaufnahme nur beige- 
pflichtet werden. 

In der Berufiingssclirit't vei'siicht die Beklagte nochmals, die still- 
schweigende Widmung seitens des Klägers aus dem Umstände herzu- 
leiten, dass der Fussgängerverkehr aul dem Danune unbehindert gewesen 
sei und die Balinverwaltung stets nur Vorkehrungen getrotten habe, um 
das Vieh au dem Betreten des Dammes zu verhindern. Daraus kann 
aber nichts für eine Verpflichtung des Klägers, den Fussgängerverkehr 
dulden zn mftssen, geschlossen werden. Einmal hat der Elttger dazu 
bemerkt, dass gar nicht die Absicht vorgelegen habe, das Begehen des 
Dammes gänzlich zu verhindern, beispielsweise, dass die Bahnbeamten 
und ihre Familien die Erlaubniss besitzen, den Damm als Weg zu be- 
nutzen, und zum andern stand ja auch dem Kläger als Eügenthflmer 
frei, das Publikum auf dem Damme zuzulassen, es stand daher auch 
in seinem Belieben, Vorkehrungen zu treffen, die den Fussverkehr nicht 
beschränkten. Sache der Beklagten wäre es daher gewesen, Thatsachen 
unter Beweis zu stellen, aus denen sich ergeben hätte, dass der Kläger 
sich der Wegepolizeibeliörde gegenfiber gebunden habe, den Weg dem 
Pnblikuui zur Benatzung zu überlassen. An solchen Thatsachen fehlt 
es durchweg. 

Weiter hat diti Beklagte behauptet, dass jedenfalls die A.-K. Eisen- 
bahngesellschaft, so lauge sie im Besitz der Bahn gewesen, mit der 
Freigabe des Dammes für den ötfeniliclieii Verkehr einverstanden 
gewesen sei. Daraus folge, dass das Publikum rechtsverjährende Zeit 
hindurch den Weg als öflentlicheu iu Anspruch genommen habe und 
demnach der Weg ein öffentlicher geworden sei. Demgegenüber mn» 
darauf hingewiesen werden, dass die Veijährung kern öffentlich-recht- 
licher Titel zur Begrändung der Oeffentlichkeit eines Weges ist. Im 
Übrigen ist aber auch die Beklagte den Nachweia dafttr, dass die A.-K 
Eisenbahngesellschaft einen von dem des Klägers verschiedenen Stand- 
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punkt in der zur Eutscheidiiiig stellenden Frage eiugeiiommen und den 
Damm dem öffentlichen Verkehr habe widmen, sich also des freien 
Verfügungsreclites über denselben habe begeben wollen, scluildif? ^^e- 
blieben. Dem steht ausserdem der Inhalt des Vertrafres «geradezu ent- 
gegen. In diesem Vertrag hat sich die Eisenbahngesellschafr nur 
verpflichtet, zum Schutze der an den H. -Graben angrenzenden Ländereien 
einen Scluitzdamm anzulegen und zu unterhalten. Es ist klar, dass bei 
dieser Sachlage es ganz zweifelsfreier Verhandlungen zwischen der 
Eisenbahn Verwaltung und der Wegepolizeibehürde bedurft hätte, um 
den Damm gleichzeitig dem ölfenilicheii Verkelir zu widmen. 



Nr. Entsch. des Obcrlandesgericlit^ Colmar. 
1. CiTil-Senat Vom 8. November 1901. 

^SattMbr. C Kli^Lotkr. Jthrg. 17. Heft U*. 8. la) 

Naftoai eiaet BsaatM ua ■artoMli«' AatkiafUMilMlkiBi. 

Zur Sache selbst ist zwar die Annahme des Eratriebters, dass die 
£infiihr8eheine keine Vermögenswerthe darstellen, me der Beklagte 
nunmehr selbst zugiebt, unhaltbar. Indessen ist dieser Punkt für die 
Entscheidung ohne Bedeutung; die Frage, ob überhaupt eine Schädigung 
des Klägers vorliegt, braucht nämlich nicht beantwortet zu werden, 
weil grundsätzlich eine Haftung des Beklagten für den in Folge seines 
Verhaltens in der fraglichen Angelegenheit etwa entstandenen Schaden 
nicht gegeben ist. Arglist und Verletzung einer Vertragspflicht wird 
dem i5eklagten niclit vorgeworfen. Verletzung einer amtlichen Tdicht 
kann aber in seinem Verlialten nicht gefunden werden. 

Sache des Geschäftsmanns selbst, der von durch das Gesetz ge* 
währten Begünstigungen Gebraach maeben, inabeaoBdere wie antergebens 
einen Einfuhrschein erlangen will, ist es, sich ttber die desfalla be- 
stehenden Vorschriften zu unterrichten nnd eine dem Gesetz ent- 
sprechende Waare einzuliefern. Durch die Veröffentlichungen im Cen- 
tralblatt für das deutsche Reich, welche Übrigens auch regehnftssig 
ihren Weg in die betreffenden Fachzeitschriften finden, ist den betreffen- 
den Gewerbetreibenden ausreichende Gelegenheit gegeben, die bestehen- 
den Bestimmungen kennen zu leinen und sich nach denselben zu richten. 
Nirgends ist dagegen den Beamten der Zollverwaltung in der Stellung 
des Beklagten die Verpflichtung auferlegt, die Betheiligten entsprechend 
zu belehren, eingehende Senduiifren , wenn sie den bestehenden Be- 
stimmungen nicht entsprechen, zurückzuweisen, bezw. den Versendeni 
von etwaigen Mängeln Mittheilung zu machen. Die zur fraglichen Zeit 
geltenden AustiUnnngsbestimmungen zum tiesetz vom 14. April 1894 
(Centralblatt von 1Ö94 S. 178fi'., vgl. auch die später erlassenen Aus- 
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niliningsbestiiiiimiiiji«'!! vom 21. Mai 1898. Ceiitialblatt S. \{){)\\.) ent- 
halten keine Bestimmuug, aus welcher eine derartige Verpflichtung her- 
zuleiten wäre. 

Nr. 8S4. Entseh. des Bezirksgerlehts fflr Hmdelssacheii In Wien. 

Vom 12. November 1901. 

l Allgein Tarif-Anz XXI (JD02). Nr. C S 102 i 

Hat die Bahn den Frachtvertrag mit angewiesener Fracht geecblossen, und hat sie 
das Gut, ohne die Fracht von den Empfinfer eingehoben 2i iinben, an den letiterM 
utf •ftlft» M kUM aie An ZaMM§ det FrMhtiielraiM ■iokt ntlMr vm im AbteiMtar 

Infolge der Annahme der Fracht und des Frachtbriefes mit der 
Anweisung der Klägerin, die Fracht vom Empfänger einzuheben, ist 
zwischen der Klägerin und dem Beklagten eine unvollständige Assig- 
nation im Sinne des § 1402 a. b. G.-B. zustande gekommen. Da aber 
die Sendung mit dem Frachtbriefe von dem Adressaten übernommen 
wurde, war der Einpt'ilnger geniäs.s Artikel 17 des Internationalen 
Uebereinkonunens veritfliclitel , der Eisenbahn die im Frachtbriefe er- 
sichtlich gemachten Betrage zu bezahlen. Demgeiuäss hat im vorliegen- 
den Falle der FracliLbrietadre.ssat zutuige der Be.siimnuing des Artikels 
des Jiiternatioualeu Uebereinkommens durch Annahme des Gutes und des 
Frachtbriefes auch die Anweisung der Zahlung aut ihn angenommen, 
nnd es ist nanmehr eine Tollständige Assignation gemäss § 1401 a. b. 
G.-B. zustande gekommen. Die Bahn hat nun entgegen der ange- 
nommenen Anweisung, die Fraeht nnd die Gebühren vom Frachtbrief* 
adressaten einzaheben, das Ont dem Frachtbriefadressaten vor Ein- 
hebung der Fracht und der Gebühren ausgefolgt, ungeachtet die Bahn 
zufolge Artikels 16 des Internationalen Uebereinkommens nur ver- 
pflichtet ist, dem Empfänger das Gut gegen Bezahlung der Fi-acht und 
der Gebiihrcn auszufolgen und bat somit das ihr im Artikel 21 des 
Internationalen Vcbereinkommens für die Fracht und die Gebühren 
an dem Frachtgute eingeräumte Pfandrecht aufgegeben. Infolgedessen 
ist die Klägerin von der ihr im Sinne des § 1406 a. b. G.-B. aufer- 
legten Haftung für die Eiubringlichkeit der Forderung gemäss § 1.'591» 
a. b. G.-B. befreit, selb.'il wenn die Fracht und die Gebühren von dem 
Empfänger der Sendung uneinbringlich sein .sollten, was übrigens der- 
zeit noch nicht feststeht. Auf keinen Fall kann sich die beklagte 
Bahn unter den vorliegenden Umsitäudeu tür ihren Anspruch an Fracht 
und Gebtlbren an der Klägerin schadlos halten. Sie ist daher ver- 
pflichtet, die von der Klägerin unberechtigtei-weise eingefaobenen Be- 
träge gemäss § 1481 a. b. G.-B. zurflckznstellen. 
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Xr. Entseh. d«8 ]>eat8ehcii Beichsgi^riehts. 
2. Oiyil-Senat. Vom 18. Noyember 1901. 

(Jnr. Wochenscbr. .VXX. Nr. lOi tos. S sfi!. Zlff 60. — EnUeh. I. ('Ivil* Bd. 4». 8.817.) 

Preuss. Ent-Ges. v. H. Juni 1874 § 10. Wenn ein Unternelimer eine Anlage im Wesent- 
liohen — ohne Enteignung, nondern durch freihändigen Ankauf — fertigstellt, und 
«rtt dtnn, naelidtHi Mardirok eine WerlliMrliBhMi i» •■graindw finmittOska 
eingetreten, weKere fiinadttleke Im Ert«igiMii«wa|e hfaimarwMt Hflflt ehw »em 
Anlagt, dtrei Bewlrluiag «er Wertherhöhung nach § 10 Abs. 2 ■toht n berletotohtlgea 

sei, nicht vor. 

Es steht dann vielmelir eine in Folge einer be.stelienden bezieliungs- 
weise in der Entstehung begritVenen Anhige bereits zur Zeit der Ent- 
eignung vorhandene Wertherhühung in Frage, die nicht unter dl»' be- 
zogene Bestiniinung lülll. und es greift in einem solchen Falle lediglicli 
der t-iruudsatz Platz, dass die Entschädigung nach dem zur Zeit der 
Enteignung vorhandenen Werthe zu bestimmen ist. Unerheblich ist 
dem gegenflber der vom O.L.6. hervorgehobene Umstand, dass die in 
Frage stehende Parzelle zu der Fläche gehört hat, die tob vornherein 
für den Schlachthof bestimmt gewesen ist, nnd dass dieses dem Qe- 
meinschaldner H. bekannt war. Dieses lediglich eine innere Angelegen- 
heit der beklagten Stadtgemeinde bildende Projekt* kann als solches 
keinen Einflnss anf die Frage haben, aof welcher Grundlage die Höhe 
der Entschädigong f&r die enteignete Parzelle festzusetzen ist. Eben- 
so ist es ohne Bedeutung zur Sache, aus welchem Grunde die Ent- 
eignung gegen H er.^^t lange Zeit nach dem Erwerbe der übrigen Grund- 
stücke für die Schlachthofanlage und deren Inangriffnahme, folgeweise 
so s\nit geschah, dass dieselbe nicht mehr als für eine neue Anlage er- 
folgt angesehen werden kann. Wenn die beklagte Stadt sich gegen 
diese, auch von der Revision in erster Linie geltend gemachte Annahme, 
auf die Ent.sLelmiigsgeschichte de.s § 10 cit. und insbesondere auf die 
Ablehnung eine.s auf die vorliegende Frage bezüglichen Abänderung.s- 
antrags in den Kommissionsverhandlungen des Herrenhauses (zu ver- 
gleichen Eger, EnteiguuDgsgesetz Bd. I S. 273, 274) beruft, so ist dieser 
Ansffthning nicht beizupflichten. In den Motiven zu § 10 ist als Orund, 
weshalb die Wertherhöhung, welche das Grundstück durch das Unter- 
nehmen selbst erlangt, für die Werthbestimmung nicht massgebend sein 
soll, angef&hrt, dass diese Wertherhöhung erst nach der Enteignung 
eintrete, und entscheidend fttr die Höhe der Entschädigung der Zu- 
stand zur Zeit der Enteignung sei. Dieser Gesichtspunkt ist, 
wenn er auch insoweit nicht ausnahmslos zutrifft, als eine Werther- 
höhung durch das Unternehmen in Folge von Spekulation auch schon 
vor der Enteignung eintreten kann, doch durchgängig als für den Stand- 
punkt des Gesetzes in der vorliegenden Frage massgebend zu erachten, 
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und es crgiebt sicli aus den Verhandlungen in dei- Heireuliauiä-Kom- 
missiou keine Abweichung von demselben. Ist aber der Zustand zur 
Zeit der Enteignung entscheidend, so muss die durch eine tMreits her- 
gestellte Anlage herbeigeführte Werthsteigerimg mit berQcksichtigt 
werden, anch wenn das zu enteignende Gnmdst&ck nachträglich für die 
Zwecke dieser Anlage verwendet werden soll, und dieserhalb das Ent- 
eignnngsrecht ertheilt worden ist. 

Kr. äS6. fintsdi. des Oosterr. Ycrwaltuiigs-Cterielitähofes. 

Vom 14. November 1901. 

(Oesterr. Eisenb.-Vorordn.-Bl. XV. Nr. 27. S. 7»3.) 
Zustellung der Entscheidungen über Eisenbahnprojekte, Kompetenz zur Entseheidung. 

1. Zur Begründung einer Entscheidung über eine commissionelle 
Verhandlung genügt der Hinweis auf das CommissionsgutacUten, soferne 
die Parteien von diesem dnich Einsicht oder Abschrift Eenntniss er- 
halten konnten. 

2. Es bestehen keine gesetzlichen Bestimmungen darüber, in welcher 
Weise die Entscheidangen über Eisenbahnprojecte den Interossenten 
zozastellen sind; durch eine Verzögerung in der Intimation dieser Ent- 
scheidangen wird kein Becbt der Interessenten verletzt. 

3. Die lOutscheidung des Eisenbahnministeriums über ein Eisenbahn- 
projert unterliegt keinem weiteren Becbtszug; der Projectswerbcr erwirbt 
dadurch das Recht, den consent irten Bau auszuführen; eine Beschwerde 
an den Verwaltuugsgerichtshof hat der Entscheidung gegenüber keine 
aufschiebende Wirkung. 

Nr. 1327. Entseh. des Deutschen Belchsgerlelits. 

6. Civil-Senat. Vom 14. November 1901. 

i \r h f ;-f \vcrM tfechtsptl. HI. Heft 4. S. 128. — .inr Woohcnschr. XXXI. S. Sl.t 

Die Bestürzung eines Verletzten kann nicht als höhere Gewalt gelten. 
Das Bernfung.*jgericlit creht mit Recht davon aus, dass das Ver- 
scliuhiei), von dem im 1 de.s Ilattpflichtgesctzes die Rede ist, gleich- 
bedeutend ist mit Fahrlässigkeit, dfit-n Begritf im § 276 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches bestimmt ist. Darum hat es geprüft, ob der Kläger 
bei seinem Thun die im Verkehr erforderliche Sorgfalt ausser acht 
gelassen habe. Zunächst wird festgestellt, es sei nicht bewiesen, dass 
der Kläger unterlassen habe, sich vor dem Überschreiten des Gleises 
gehörig umzusehen. Der Zusammenhang ergiebt, dass damit das erste 
der beiden neben einander liegenden Gleise der Strassenbahn gemeint 
ist, auf dem der vom Nollendorfplatz kommende Wagen taHbr, Bei 
seinem Überschreiten hat der Kläger, wie der Bemftingarichter an- 
nimmt, noch nicht wahrgenommen, dass anf dem anderen Gleise ein ui 
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entgegengesetzter Richtung fahrender Wagen herankam. Darnra ist 
nicht ein Widerspruch zwischen dieser Annahme und den anderen Fest- 
stellungen des B. U. Nun ist weiter festgestellt, dass der Kläger, als 
er nach dem Überschreit^ des ersteu Gleises den zweiten Wagen be- 
merkte, eine knne Zeit unentschlossen hin- and hergetrippelt ist nnd 
sich dann erst znm Übersdireiten des zweiten Gleises entschlossen hat. 
Das Bemfangsgericht nennt dies Verhalten des Klägers sachwidrig, 
findet aber darin nicht ein Verschulden, weil seine Ratlosigkeit eine 
Folge der höchsten Bestürzung im Augenblicke der höchsten Gefahr 
gewesen sei. Diese Ansföhrung ist rechtlich unbedenklich. Aach die 
Revision beanstandet nicht den ihr zu Grunde liegenden Satz, dass drohende, 
erhebliche Gefahr den Mangel an besonnerer Überlegung entschuldigen 
und trotz sachwidrigen Handelns die Fahrlässigkeit ausschliessen kann. 
Die Anwendung dieses Satzes auf den vorliegenden Fall beruht auf 
Erwägungen, die ebeiilalls einen Kechtsirrtum nicht erkennen lassen. 
P^s ist anzuerkennen, dass es ni<'ht als Fahrlässigkeit erscheint, wenn 
in dem (-iewirre und in den Licfahren des grossslUdtischen Verkehrs der 
Kläger angesichts der Gefährdung durch den schnell herankommeuden 
zweiten Wagen bei seiner notwendig raschen EntSchliessung eine un- 
zweckniässige Wahl zwischen den mehreren, ihm offen stehenden Mög- 
lichkeiten traf. Hiemach ist die Berufung der Beklagten auf das eigene 
Verschulden des Klägers mit Recht zurückgewiesen. Die Bevisions- 
klftgerin hat nun geltend gemacht, dass, wenn der Unfall durch die Be- 
stürzung und die Ratlosigkeit des Klägers verursacht worden sei, höhere 
Gewalt vorliege, ünd sie rügt es als einen Mangel des angefochtenen 
Urteils, dass darin die Annahme, es liege höhere Gewalt nicht vor, 
olinc Begründung gelassen sei. Der Angriff konnte jedoch keinen Er- 
folg haben. Das Berufungsgericht nimmt an, dass bei dem von ihm 
festgestellten Verlauf des Vorgangs die Bestürzung des Klägers nicht 
als höhere Gewalt zu gelten habe, und darin ist ihm beizutreten. Die 
früheren Urteile des Reichsgerichts, die die Revision für sich anführen 
zu können meint (Jur. Wochenschr. 1899 S. 542 Nr, 36 u. 37. vergl. 
auch ebenda 1901 S. 164 Nr. 19), stehen ihr nicht zur Seite. JSic l)e- 
treti'en Fälle, wo der Unfall nicht eine Folge der dem Betriebe eigen- 
tümlichen Gefahr gewesen ist, sondern einer ganz ausserhalb des Be- 
triebes stehenden Ursache entsprungen war. Im vorliegenden Falle ist 
dagegen angenommen, dass die Bestürzung des Klägers durch die Ge- 
fahr hervorgerufen ist, welche das schnelle Heranfahren der Strassen- 
bahnwagen inmitten des starken Verkehrs für den zwischen den Gleisen 
stehenden Kläger mit sich brachte. Hiemach ist der Unfall die un- 
mittelbare Folge der dem Strassenbahnbetriebe eigentümlichen, in einer 
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verkelii'sreichen Stadt mit ihm notwendig vcibunilenen (Tefahr gewe.sen, 
und wenn das Beriifmigsgericlit damit die Anwendbarkeit des Begrilfs 
der höheren Gewalt als ausgeschlossen angesehen hat, befindet es sich 
in Überemstunmuug mit der Rechtsprechung, des Reichsgerichts (vergl. 
Entsch. Bd. 44 S. 27). 

Nr« 888. Entsch. des Proiiss. 0l»crrerwa]tuii!rs&;crie]it8. 

4. Senat. Vom 18. November löül. 

(i'reusa. Verw.-ßl. XXIII. Nr. »4. S. 377.) 

Ol« OrtepotizeibehBnle ist isi Interesse der Verkebrssioberheit zum Erlasse eines 
IwllteiliobM VerlMts nstindio, LettMifadriMe elMr Aalai« fBr Maktrltebe B»> 
toMbtaiai Iber ttidtlMbe StratMi n leiei. 

Denn jedenfalls bedarf eine ßenntznng des Luftraums Uber den 
öft'entlicheu Strassen einer Genehmigung der Polizeibehörde, wenn diese 
Benutzung die Sicherheit des Verkehrs auf den Strassen gefährden kann. 
Bei elektrischen Leitungen zu Beleuchtungszwecken liegt die Möglich- 
keit einer solchen Gefährdung vor. weil dabei, wie anch das Gutachten 
des Sachverständigen ergiebt, stets besondere Sicherheitsniassiesreln 
erl'urderlich sind, um jede Gefahr für das auf den 8tras.«;en verkehrende 
Publikum bei einem Herabfallen von Drähten auszu.schliessen. Die 
Polizei muss daher verlangen, dass sie vor der Ausführung solcher 
Aulagen in die Lage gebracht wird, das Projekt auf seine Oefährlich- 
keit und auf das Vorhandensein der erforderlichen Sicherungsein- 
richtungen zu prOfen (vergl. den Cirkularerlass vom 16. Mftrz 1886 — 
Hinisterialblatt fftr die innere Verwaltung 1886, Seite 85 — ). M.it 
Recht hat es der Bezirksausschuss auch fttr unerheblich erachtet, ob 
etwa in dem Verhalten der Polizeibehörde eine stillschweigende Ge- 
nehmigung der vor dem November 1899 bereits ausgef&hrten Beleuch-' 
tungsanlagen der Klägerin zu finden sein möclite. Denn jedenfalls 
konnte die Poli/ei die damals von dei' Klägerin projektirte weitere 
Ausdehnung des Drahtnetzes tob einer erneuten Prüfung und Genehmi- 
gung abhängig machen, zumal die Klägerin damals die elektrische 
Siiunnung verdoppelt hatte, nnd danaeh ihre Anlagen nnnniehr — nach 
dem Gutachten des Saeliversländigeu — die Sicherheitsvurrichtungen 
für elektrische Mitielspannungsanlagen (250 Iiis lOOtJ Volt) erforderten. 
Ob Klägerin diese Sicherheitsvorriflituns:en im November 1899 bereits 
getrullen hatte, kommt nicht in Betracht; die Polizei konute das Ziehen 
weiterer Drähte so lange verbieten, als Klägerin der Polizei nicht den 
Nachweis geführt hatte, dass durch ihre Einrichtungen die zu be- 
fürchtenden Gefahi'en ausgeschlossen seien, und die Polizei nach Prttfnng 
dieser Einrichtungen nicht die Ausdehnung des Drahtnetzes genehmigt 
hatte. 



Digitized by Google 



Entscb. des Oberlandoflgerichts Karlsruhe Yom Sl. November 1901. 



339 



Nn Entoeh. des Oberlandesgerielits Karlsndie. 
1. Civil-Senat. Vom 21. November 1901. 

n. -,.' rl.e .lur.-ZeitK, VI Nr. 24. S. 6«4. Vif. Nr. 2. S. 56.) 

Haftpfl.-fifl«. S 3 Ab«. 1 Satz 2. Entschädigungspflicht in der UebenpufllzeU. Miitb- 

massliche Lebensdauer des Getödteten. 

Es fragt .^icli, ob die Entscliädigungsiillicht des Fiskus für die 
Witwen und Kinder eines am 13. Febr. 1899 durch einen Eisenbahn- 
unfall Uetöteten (§ 3 Abs. 1 Satz 2 lialipllichtgeselz) in ihrem Inhalt 
fortdauernd nach altem Recht sich richtet, oder ob seit 1. Jan. 1900 
der Inhalt der Entschädiguugspflicbt sich nach BGB. bestimmt. Nach 
Art. 199 0. 203 EG. z. BGB. ist letzteres anzunehmen; denn die Ent- 
schftdigongspflicht nach § 3 HaftPflG. ist das Surrogat fttr die ünter- 
haltspllicht, wie sich diese beim Fortleben des Getöteten selbst ge- 
staltet hätte. Diese Unterhaltspflicht selbst h&tte sich aber nach 
den genannten Uebergangsvorsclirifteu vom 1. Jan. 1900 ab nach BGB. 
gerichtet, also gegenüber der Ehefrau, jetzigen Witwe, nach § 1360 
Abs. 1 lUrli., gegenüber den Kindern nach §§ 1601, 1602, 1610, 1631 
BGB.; folglich gelten diese ge.setzlichen TVstimniunc-en seit 1. Jau. 1900 
auch für den Inhalt der HaftpÜicht-Entschädigung. 

Der Anspruch der kl. l\hel'rau, jetzigen Witwe, auf Unterhalt an 
ihren durch den Eisenbalinunlall getöteten Elienianu aind demgeniäss 
ihr Entschädigungsansprucli nach § 3 HattPH<i. hätte, wenn der Ehe- 
mann nicht verunglückt wäre, sein Ende erst mit dessen späterem Tode 
erreicht. Da der Getötete sich in norm^em Gesundheitszustand befand, 
80 muss die mutmassliche Lebensdauer eines gesunden Mannes seines 
Alters massgebend sein. Als H&lfsmittel zur Feststellung dieser sog. 
wahrscheinlichen Lebensdauer zog man in vergleichende Berttcksichtignng : 
a) die verbesserte Sfissmilch'sche Sterblichkeitstabelle; b) die deutsche 
Sterbetafel, gegr&ndet auf die Sterblichkeit der Reichsbevölkemng in 
den 10 Jahren 1871/72 bis 1880/81 nebst Vergleichung mit anderen 
Sterbetafeln im Monatshefte fttr Statistik des Dtsch. R,, hei-ausgegeben 
vom Kais. Statist. Amt. Nov.-Heft 1S^7 s 2, wuriu sowohl die mittlere 
(durchschnittliche), als die wahrscheinliche Lebensdauer für jedes 
Alter tabellari.scli autVcstrllt ist; ci das Werk von Ballod: -Die mitt- 
lere Lebensdauer in .Stadl und Land'' von 1899 S. 135 Tabelle V f , 
welche Tabelle die Darstellung nach Alter.sstufen von fj zu 5 Jahren 
giebt; dj § 35 des BGH. für das Kgi-. Sachsen, l'uter Zugrundeleginig 
dieses statistischen ^laterials untl unter Berücksichtigung der l.ehens- 
stellung des Getötelen als Reisenden, bei welcher erfahruiig.vi^eniäss 
eher eine Verkürzung, als eine Verlängerung der normalen Lebensdauer 
zu erwarten steht, nimmt das Gericht als mutmassliche weitere Lebens- 

88* 
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(lauer des nahezu 39jäln'igen Verunglückten don Zeitraum von 25 Jahren 
an. Der Anspruch der Kinder wurde zeitlich dahin begrenzt, dass 
die Rente für das Mädchen bis zu dessen vollendetem 18., bei den beiden 
Knaben bis zu deren vollendetem 21. Lebensjahre festgesetzt wurde. 
Es wurde hierbei erwogen, dass, wenn das .Mädchen bei jenem Alter 
sich noch nicht verheirathet hat, es sich bis dahin für einen staudes- 
gemässen weiblicben Beruf ausgebildet haben kano. Bei den beiden 
Knaben kam in Betracbt, dass, auch wenn sie keinen wissenschaftlichen, 
sondern einen gewerblichen oder bandelsgewerblichen Beruf ergreifen, 
bei der Stellung des Getöteten als Reisenden eines grosseren angesehenen 
Geschftftshauses mit yerhältnismässig hoben Einkommensverhftltnissen 
angenommen werden dai'f , dass er den -Knaben die Hdglichkeit Ter- 
schaift hätte, ihrer Militärpflicht als Einjährig-Freiwillige zu genügen 
und eine bessere LebensstellnDg einzunehmen. 



Nr. 2:iO. Bek.-Beseh. des Ministers der Offentl. Arbeiten. 
Vom 21. November 1901. 

(Pnau. BlMiili.-Anb. IMS. Hell i. 8.M8.) 
PrmM. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874 §§ 14, 21. Eine Entscheidung über die Schutz 
anlagen (§ 44) iiann im Enteignungsverfahren nur In Verbindung mit dem Planfest- 
8tellMii9«be8Cblu88 <§ 21), mithin nur, wenn auf Antrag des Unternehmers das Plan- 
fwtttellvRgsverfahren statHlndet, getreffta wentn. 

Nach § 14 des Enteignungsgesetzes ist zwar der Unternehmer 
bei der Ansf&hmng eines mit d^ Enteignungsrecht ausgestatteten Unter- 
nehmens zur Einrichtung derjenigen Anlagen verpflichtet, welche nach 
der Entscheidung des Bezirksausschusses zur Sicherung gegen Gefahren 
und Nachtheile notbwendig werden; diese Gesetzesvorschrift, welche zu 
den materiellrechtlichen Bestimmungen des IL Titels des Gesetzes über 
die Entschädigung gehört, weil Entsch&digniii! und Sicherunj^sanlage in 
Wechselbeziehunp: zu einander stehen, regelt aber nicht das Verfahren 
zur Feststellung solcher Anlagen. Vielmehr verweist der zweite .Absatz 
des § 14 in Verbindung mit >• loO des Zuständigkeitsgesetzes vom 
1. August 18HH: ^ Heber diese Obliegenheiten des Unternehmers ent- 
scheidet der lU'zirksaussriiiiss (§ 211" selbst auf § 21 — im III. Titel 
Uber das Enteigiiuiii:s- und insbcsoiuleie das Planfeslsicllungsverfahren 
— und giebt schon daihurh zu t rkeuiien. dass in Hezug auf die Ver- 
pflichluiig des Unternehmers zur Einrichtung von Anlagen keine von 
der Planfeststeliaug (§§ 18—23) unabliängigc Eutscheidungsbefugniss 
des Bezirksausschusses begründet werden soll; femer kann nach § 21 
die Entscheidung ttber Anlagen gemäss § 14 nur unter Voraussetzung 
und in Verbindung mit einer Entscheidung ttber den Plan, insbesondere 
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fiber den Gegenstand der Enteignung getroffen werden; mithin ist 
fiber Anlagen gemäss § 14 nur zu entscheiden, wenn anf 
Antrag des Unternehmers das Verfahren zur Feststellung 
des Planes stattfindet (§ 18). 

Aber auch aus inneren Gründen dttrfen die Entscheidungen über 
den Plan und Über die Anlagen gemäss § 14 im Enteignungsverfahren 
nicht getrennt weiden, weil din Einrichtung oder Nicliteinriclitung von 
Anlagen für die Höhe der Entschädigang von wesentlicher Bedeutung 
ist und der festgestellte Plan niclit nur erschöpfende Auskunft über die 
einzurichtenden Anlagen geben nuiss. sctndern anrli als rechtskräftige 
Grundlage für die Feststellnn«:^ (\> v Kntscliädigung (§§ 24 fY.) nicht durch 
Beschlüsse über die Einrichtung von Anlagen wieder geändert werden 
kann. 

Hiermit steht die in der Hescliwerdeschrift angezogene Ausführung 
des Oberverwaltungsgerichts im Endurtlieile vom 3. März 1883 (Archiv 
für Eisenbahnwesen S. 414, 415), die Handhabung des § 14 Abs. 1 des 
Enteignungsgesetzes müsse der Regel nach erfolgen in Verbindung 
mit der Feststellung der Pläne zu den Eisenbahnbauten, nicht im Wider- 
spruche, weil sie nicht die Beschlussfassung des Bezirksausschusses im 
Laufe des Enteignnngsverfahrens, sondern nur die vorläufige Fest- 
stellung der Eisenbahnpläne im Sinne des § 16 des Enteignungsgesetzes 
im Auge hat, welche auf Qrnnd der §§4, 14 des Eisenbahngesetzes 
vom 3. November 1838 und § 158 des Zuständigkeitsge.setzes vom 
1. August 1883 i vei irl. §§ 15, 14 des Enteignungsgesetzes) bewirkt wird 
und allerdings die Möglichkeit otfen liisst. auch nach Abschluss des Ent- 
eignungsverfall reiis dem Eisenbahnuuteriichmer die Einrichtung von An- 
lagen aufzuerlegen lErlass vom 21. Jniii 1880 E -V.-Bl. S. 284). Audi 
die Berufung auf Endemann, Recht der Eisenbahnen, Bd. I, 8. 352, 
353 erscheint nicht gerechtfertigt; dieser sagt zwar, dass die Ent- 
scheidung darüber, ob und welche Schutzvorrielitungen anzuordnen seien, 
uicht bloss im Stadium des P^nteigiiungsverfahrens oder bis zur Revision 
nnd Abnahme der Bahn, sondern aach dann getroffen werden künne, 
wenn erst später die Errichtung oder Unterlassung von Schutzanlagen 
in Frage komme, lässt sich aber dabei Ober die Zuständigkeit der Be- 
hörden und das zu beobachtende Verfahren nicht weiter ans, sondern 
nimmt zum Beweise für diese Ansicht auf den schon vor dem Ent- 
eignnugsgesetz vom 11. Juni 1874 ergangenen Erlass vom 19. August 
1878 Bezug, welcher die Befugniss solchen Anordnungen na< Ii l)e- 
reits erfolgter Betiiebserölfnung der Bahn lediglich durch das Eisen- 
bahngesetz vom 3. November 1838 begründet. Die angegriffene Gesetzes- 
auslegung durch den Bezirksausschuss findet sich nicht nur, wie in der 
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Beschwerdeschrift hervorgehohen wird, in Seydels Erttaterangen znm 
EnteignnngsgeBetz, 2. Aufl. S. 78, sondern ist aach schon in dem da- 
' selbst angezogenen Bekursbescheide 7om 29. Dezember 1877 ansge- 
sprechen worden. 

Jedenfalls hat nach der im Beschlnss des Bezirksausschusses ge- 
troffenen Feststellung insoweit, als das Orimdeigentlmni des Autrag:- 
stellers in Betracht kt^nmit . infulf^e der Eiuigung der Betlieiligten ein 
Verfahren zur Feststellung des Planes gemäss §§ 18 ff. überhaupt nicht 
stattgefunden, und war deshalb, unbeschadet etwaiger Ansprüche des 
Antrasj.stelh'i's auf Rt'frt^lunu- der über den Gegenstand der stattgehabten 
Vertragschliessung hinausgehenden Rechtsverhältnisse, die beantragte 
Beschlussfassnng über die Einrichtung vun Anlagen der im § 14 des 
Enteiguungsgesetzes bezeicUueten Art nicht zulässig. 



Nr. 281. Entseh. des Bczirkss:erichtft fttr Handelssaehen In Prag. 

Vom 26. November 1901. 

(Allfrem. Tarif-Anz. XXI. Nr II. 8. iShi , 

Eier, auch wenn in Holzliisten im Strohlager verpackt, sind als solche Transportgüter 
anzusehen, „welohe vermöge ihrer eigenthOnllohea natBriioben BMetaffMMlt dar l»s- 
••nderM fisfahr ansietstzt aliid, eint BesohUinssg, luieiitliflh Brmh ss srlsidfla". 

(§ 77, Z. 4 Betr.-Ite|l-) 

Die beklagte Eisenbahugesellschaft macht die Haftbefrdnngsgrftnde 
des § 77, Z. 2 und 4 Betr.-Regl. geltend. Was den letzteren anbelangt, 
dreht sich der Process nm die Frage, ob Eier, welche selbstverständlich 
zu den leichtzerbrechlichsten Gegenständen gehören, dann, wenn sie sich 
in Hulzkisten im Strohlager eingepackt befinden, als solche Transport- 
güter anzusehen sind, „wt h lic vermöge ihrer naliirliclieu Beschaffenheit 
d( I besonderen Gefahr ausgesetzt sind, eiue Beschadiguug, namentlich 
Üruch zu erleiden". 

In dieser Beziehung braucht man aber nicht einmal auf die in 
jedem Lehrbuche der Physik enthaltene Lehre der Cohärenz der sa* 
sammengesetzten KGrper hinzuweisen, and die Erfahrung selbst, ohne 
dass man dazu eines Sachverst&ndigenbeweises bedftrfte ($ 364 C.P.O.), 
lehrt, dass, wenn in so einer Verpackung nur ein Ei platzt, die daneben 
befindlichen Eier in den dadurch gelockerten Raum einrttcken und dass 
dadurch eine Verschiebung der ganzen Reihe der Eier und das gegen- 
seitige Anstossen und Zerschlagen derselben berbeigefillirt wird. Dazu 
aber gen&gt ein einziger, nicht einmal beträchtlic her Stoss des Wagens. 
Wenn man nun den langen Transportweg von Budapest nach Prag in 
Betracht zieht, und wenn man erwägt, dass auf demselben die Sendung 
unzähligen, zumeist heftigen ätüs^eu, insbesondere bei Ein- und Aus- 
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i-anginiDg der Wagen iu andere Lastzüge, beim Paasirea der Schienen- 
wechsel, beim StillhalteD des Zuges und beim Terschiebeu der Waggons 
infolge Ansscheidmig yon einzelnen Waggons in verschiedenen Stationen 
ausgesetzt sind, nnd dass bei diesen Stessen, die doch unvermeidlich 
sind, die im Waggon befindlichen Eierkisten in Bewegung kommen, so 
moss man zu der üeberzengang gelangen, dass die eben beschriebene 
Art der Verpackung bei den Eiern die Gefahr des Bruches zwar ver- 
mindei't, jedoch nicht beseitigt und dass die Eier trotz dieser Verpai kuii^,^ 
zerbrechliche Gegenstände und somit Gegenstände ler im 77, Z. 4 
Betr.-Kegl. bezeichneten Art bleiben. Auch die ratio legis spricht dafür, 
dass die Haftung der Hahn für soldie Beschädigunp:en ausgeschlossen 
werde, welche einzig und allein durch die beim Eisenbahntransporte 
unvermeidlichen Erschütterungen und Ötüsse herbeigeführt werden. 



Nr. Kutsch, des Landifericlits MfihUianseii. 

Vom 26. November 1V)01. 

■ Zi'itscbr t D Üur/cr! Kri.ht ii, Kr;inz (Mvilr. B<1. 33. Heft,-' S.'Jb.: 

D. H.ä.B. §§ 426, 456. Eisenb. Verk.-Ord. §§ 54, 71. Gegenbeweis gesen den Inhalt 

iu FnMMbrlsfet. 

Das Recht des Absenders, bezw. Empfängers auf Schadensersatz 
hat den Beweis zur Voraussetzung, dass der Schaden in der Zeit von 
der Annahme bis zur Ablieferung des Gutes entstanden ist, § 456 

H.G.B. Die Entstehung des Schadeus in dieser Zeit wird von der 
Bahn bestritten; Kläger beruft sich desshalb zum Beweise auf die An- 
gaben des Frachtbriefs einerseits und die Feststellungen der bahnamt- 
lichen Thatbestamlserniittlungen andererseits. Der Frachtbrief dient 
alh'idings als Moweis i'iber den Frachtvertrag und die bezüglichen in 
dem.^elben entliallenen Angaben, er bildet aber diesen Vertrag nicht 
seihst und kann als reines Beweismittel jederzeit durch Gegenbeweise 
.■iitki'äfii<rt werden. 4l>() Nr. ä H. G. B. Vergl. Staub. II.G.B., n. Aufl., 
Bd. 11 8. löOy und die dort angeführten Entscheidungen, ferner ßeiclis- 
ger. 3. Dez. 1889 in Eger, Eiseub. Entseh. und Abhdl. Bd. VII S. 897. 

Dieser Gegenbeweis ist hier durch Zeugen sowie die Feststellnngen 
der bahnamtlichen Thatbestandsaufiiahmen erbracht. Die Zeugenver- 
nehmung hat einerseits ergeben, dass eine bahnamtliche Oewichtsfest- 
Stellung auf der Abgangsstation nicht stattgefunden hat und dass 
andererseits die Kiste äusserlich unverletzt angekommen ift, auch bei 
Oeffhnng sich eine feste und vollständige Anfüliung mit Schuhen ergab, 
so dass es ausgeschlossen isi. dass dieselbe jemals mehr als die vorhandene 
Waare enthalten hat. Zu einem gleichen Ergebniss führten die That- 
best&udsaufnahmen, die, ohne dass es einer Vei-eidigung der sie proto- 
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koUirendeii Beamten bedarf, als Öffentliche Ürknnden im Sinne des 
§ 415 C.P.O. anzusehen sind. Voranssetznng dieses Paragraphen ist, 
dass die von einer öffentlichen 'Behörde innerhalb ihrer Amtsbefngnisse 
in Yorgeschriebener F.orm anfgen<nnmenen Urkunden einen öffentlich- 
rechtlichen Charakter haben. E2in solcher liegt zunftchst bei allen Ur- 
kunden vor, welche zur Begrftndnng von Rechten nnd Pflichten Dritter 
gegenüber einer Person ausgestellt werden, z. B. Auszügen aus Standes- 
registein, Militärpässen a. s. w., dann aber auch bei allen denjenigen, 
deren Feststellungen nicht lediglich für den inneren Verkehr oder Betrieb 
eiiiei- ßeliörde, sondei'U auch zur Mitbenutzung für Betbeiligte be- 
stimmt sind. 

Zu dieser Art von Urkunden gehören die Thatbestandsaufuahmen 
der hier in Frage stehenden .^rt. Der § 71 Verk.-Ordn. sieht die Bei- 
ziehung der Betheiligten, von Zeugen und Sacii verständigen sowie die 
Ertheilung der Abschrift der Ermittlungen an die Betlieiligteu ausdriick- 
lich vor, ein an das Gerichtsverfahren sich anlehnendes Verfahrai, bei 
dem das Parteünteresse unmittelbare BerftcksiChtigung verlangt. Gerade 
in diesen Formvorschriften unterscheiden sich diese Ermittelungen 
wesentlich von denjenigeni welche z. B. aus Anlass eines Eisenbahn- 
nnfalls von der Bahn in eigenem Interesse zum Schutze gegen unberechtigte 
Schadensersatzansprfiche der Verletzten angestellt werden. Vgl. Peter sen- 
Anger, C.P.O., 4. Aufl. Bd. I S. 814 ff., Gaupp-Stein, C.P.O., 4. Aufl. 
Bd. I S. 868«. 

Nr. S^. ^:nts4 li. des Handelsberichts BrUsscl. 

Vom HO. November 1901. 

'Zelt«rhr. I tl intoniai, Ktsonb -Transp. X. Nr. 5. S. itio i 

Ueber die Haftpflicht der Eisenbahn beim Transporte von lebenden Tieren, nach 

belolMlimn Reeht 

1. Der Unfall hatte sicii bereits ereignet, als die Leute der Bahn 
zufällig dazu kamen. Der Kläger unterlässt es, anzugeben, welche Vor- 
sichtsmassregeln die Bahn nach der Entdeckung des Unfalles eigentlich 
hätte ergreifen sollen. Wenn es auch vielleicht vom Guten gewesen 
wäre, die Tiere des betr. Waggons oder wenigstens den verunglückten 
Ochsen umzuladen, so war das ja ausschliesslich Sache der Partd unter 
ihrer alleinigen Verantwortlichkeit (Art. 55 der reglementarischen Be- 
dingungen).* 

Solche Vorsichtsniassregeln hfttten auch thatsächlich seitens der 
Partei ergriffen werden können, wenn sie nidit davon Umgang genommen 
hätte, dem Transport, wie es ihr dureli die Bahn anerboten woitlon 
war, einen Begleiter, der unentgeltlich hätte mitreisen können, iniuu- 
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geben/ Eine Begldtimg war uin so mehr angezeigt, als die Befltr- 
dernng in gewöhnlicher Fracht erfolgt ist nnd der Absender die Tiere 
in zu enge Waggons verladen hatte. 

2. Auch der zweite Vorwurf ist unbegrttndet. Die Balm war nur ver- 
pflichtet, dem Adressaten die Ankunftsanzeige innerhalb der tarifmilssigen 
Lieferfrist zu erstatten; die Halm durfte hiorzn die ganze Lieferfrist 
ausnützen. Wenn sie letzteres tliat. so beging sie keinen B'ehler. 

Die Lieferfrist lief an der auf den 27. August folgenden Mitter- 
nacht ab. Otlenbar ist zwar überhaupt keine .Ankunftsanzeige gemacht 
worden, allein aus dem ganz einlachen (irnnde, weil sich schon vor 
Ablauf der Lieferfrist die Leute des M. im Bahnhof eingefunden und 
den Ablad bewerkstelligt haben. 



Xr. 'ZiU, Klitsch, des Preuss. Oberverwaltungsgcrielits. 
4. Seuat. Vom 5. Dezember 1901. 

(FniiM.BlMBb.-AKh. im. Baft 8. 8. Ml.) 
M 4^ 14 Eisenb.-Ges. vom 3. November 1838. Unterhaltungspflicbt beim Bahn- 

kau ■■gelegten Privetweges, der mit Zustimmung der Betheiligten n einen SITent- 

lichen geworden ist. 

Ist ein beim Bau einer Bahn auf (irund der §§4, 14 des Eisen- 
bahngesetzes vom 3. November 1838 angelegter Privatweg unter Zu- 
stimmung des Eiäenbahnnnternebmers als des WegeeigenthQmers, des 
Wegebaapflichtigen und der WegepolizeibehOrde ein öffentlicher ge- 
worden, so liegt die Verpllicbtnug, den Weg nach den Bedürfnissen des 
allgemeinen öffentlichen Verkehrs zu unterhalten, dem Wegebanpflichtigen 
ob; die Ansieht, dass sieh ans dem § 14 des Eisenbahngesetzea die 
öffentlich-rechtliche Verpfli< htung des Eisenbahnunternehmers zur Unter- 
haltung eines öffentlichen Weges ableiten lasse, ist rechtsirrig. Eine 
Verpflichtung zur Unterhaltung kann für den Eisenbahnunternehmer 
auch dadurch nicht begründet werden, dass er infolge der irrtümlichen 
Annahme , dass er die Unterlialtuii<i: nicht ablehnen könne, den Weg 
thatsäclilich unterhält; ein soldifi Ii'ct litsinllium steht der Bildung einer 
Observanz zu seinen Lasten liindernd entgegen. 

Xr. Entsch. des Kaninienreriehts in Herlin. 

2. Straf-Senat. Vom 9. Dezember 1901. 

(0. Jiir..Z«Mg. TU (lest). Nr.t. 8.Me. ZUT.Mi) 

1 23 Elee«b.-eee. v. 3. Neveeiber 1838. f 22 Kleinfe.^. v. 2Bi 7. 1882. Znm Ertaee 

polizeilicher Vorschriften zur Sicherheit des Eisenbahnbetriebs an das PubliicHm sind 
bei Haept» und Nebenbahnen die Eisenbahnpolizeibehörden, bei Kleinbahnen die all- 

gemeinen Polizeibehörden zuständig. 

Die Polizeiverwaltung zu Arnswalde hatte eine Polizeiverordnung 
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erlassen, ^für die auf der Feldmark Arnswahle von der Sairiinentliiner 
Bftbenbahngeaellsehaft erbaute sehmalspurige Rilbentransportbalm zur 
.' Sichemog des Verkehrs auf der Krenznngsstelle beim Ueberscbreiten 
der Nebenbahn Berlinchen^Amswalde am Ämswalde-Hohen walder Wege", 
deren § 4 lautete: »Es dflrfen nur je 3 Doppelwagen zusammengekoppelt 
werden und muss jeder Rübenbahnzug am Vorderwagen mit einer Bremse 
versehen sein". Das KG. hat diesen Paragraphen für rechtsungttltig 
erklärt, indem es ausfuhrt, dass diese Bestimmung allerdings seitens 
der Polizei erlassen weiden durfte, dass aber hierfür nicht die all- 
gemeinen Polizeibehörden, also auch nicht die Ortspolizeibehurden, 
sondern nur die Eisenbahnpolizeibehorden zuständig waren: Die 
Eisenbahn von Berlinclieii nacli Ainswalde ist eine Nebenbahn (Sekun- 
därbalin), also eine Eisenbahn i. S. des Ges. vom .'i Nov. 1838, nicht 
aber eine Kleinbahn i. S. des (les. über die Kleinbahnen und Piivat- 
anschlussbalmen v. 28. Juli 1892 (G.-S. S. 225). Wählend die letzteren 
der allgemeinen Polizei unterworfen sind (vergl. AusfUhrungsanw. v. 
13. August 1898 zu § 22 Abs. 5, Gleim, Komm. 3. Aufl. S. 139; Urt. 
des EG. y. 24. Juni 1901, Johow Bd. 22 C. S9ff.), besteht fUr die 
Eisenbahnen i. S. des Ges. von 1838 gemäss § 23 desselben eine eigene 
Bahnpolizei (vgl. Hue de Grais, Handbuch 14. A. S. 666). Die Auf- 
gabe der Bahnpolizei ist die Sicherung des Betriebes. Diese Aufgabe 
hat sie nicht blos den Bahnverwaltungen und Bahnbeamten gegenüber 
zu erfüllen durch Erlass und Ueberwachung bahnpolizeilicher Vor- 
schriften, welche die ordnungsmässige und betriebssichere Instandhaltung 
der Bahnanlagen und Betriebsmittel, sowie die ordnungsmässige Hand- 
habung des Betriebes bezwecken, sondern auch dem die Bahn benutzen- 
den Pnl'likum gegenüber durch Erlass von Vorschriften, welche die 
ordnun^^sniävsici,. lienntziing der Bahn sichern sollen, endlich aber auch, 
— was hier in iktrailit kommt. — durch den Erlass und die Ueber- 
wachung von Geboten und Verboten an das gesamte, auch das die 
Bahnen nicht benutzende Publikum, welche den Schutz der Bahnanlagen, 
der Betriebsmittel und des Betriebes gegen Beschädigungen und störende 
Eingriffe Dritter bezwecken. 

Nr. ist». EnUeh. ties Oesterr. Yerwaltun&rsgerlehtshofDS. 

Vran 12. Dezember lUOl. 

Für die Frage, in welcher Breite eine als Ersatzcommunlcation für einen durch den 
BtNibitt ORterferoMieiiMi Straasmnfl m erbaeentfe BrOcke berzuttellM Itt, ttml »ioM 

die Vorschriften für das technisolie Verfahren beim Straasenbaue, aoadera aus- 
•obliaaaliok die BMtimmungen des § lOc des Eisenbahnconcessions-Gesetzes massgebend. 

Im vorliegenden Falle handelt es sich aber zunächst durchaus nicht 
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um die technische Frage der Herstellang der BrQcke, sondern in erster 
Linie vielmehr darum, welche Verpflichtungen der Eisenbahnnnter* 
nehmnng ans dem Grande der Zeratömng eines bereits bestehenden 
Commanication80li|eetes, also gleichsam aus dem Titel der Schadlos- 
haltnng anCsnerlegen seien. 

Die Bestimmungen hiefür sind aber ausschliesslich im § 10 der 
Ministerialverordnnng vom 14. September 1854, R.-G.-Bi. Nr. 238. za 
soeben. Der ritirte § 10 ordnet nämlich im ersten Absätze der Lit. c 
an: „Wenn durch den Bau der Eisenbahn öflfentliche Weq:e, Hrttcken, 
Stege oder sonstige Cominunicationen ganz «nler zum Theilo gestört oder 
unfahrbar gemacht weiden, S(t ist die Eiseiibahnuiiternehmung ver- 
pflichtet, nacli jedesmaligei Aiuirdiuiiig der lieliiirden die gestörte (Jüiii- 
niunication anderweitig vollkumnieii wieder herzustellen". 

Die Bestimmung nun, das.s die Bahnunternelimung verpHichtet ist, 
einen durch die Bahnanlage gestörten ötientliclieu Weg „anderweitig 
vollkommen wieder herzustellen" begrfindet für die die CommuDication 
▼ertretende GlemeiDdeZnaim zweifellos den Bechtsansprncb auf einen 
gleichwerthigen Ersatz, welcher nach seinem rechtlichen Wesen 
mit der dem Enteigneten gebührenden Entschädigung rerglicben werden 
kann. Wenn nun auch der citirte § 10, lit. c, die Jedesmalige An- 
ordnung der Behörden' als für die Verpflichtung der Bahnnnternehmung 
massgebend erklärt, so schliesst doch der dispositive Inhalt dieser Norm 
die Deutung aus, als ob die den Banconsens für die Bahnaolage er- 
theilende Eisenbahnbehörde berechtigt wäre — je nachdem sie eine 
grössere Förderung der Strassencommnnication oder alu ) dei- Eisen- 
bahninteressen tür zweckmassiger iiielte — der Eisenbahminternehmung 
nacli freiem Ermessen ijrösseie oder geringere Leistungen aufzuerlegen. 
Dei „.Anordnung der Eisenltalmbehönle sind vielmehr durch das gesetz- 
liche Gebot der „anderweitigen vollkommenen Wiederherstellung" 
feste Grenzen gezogen; sie darf eben nicht weniger anordnen, als er- 
forderlich ist, damit das ölfentliche Communicationsbedürfuiss in 
gleichem Masse wie früher seine Befriedigung finde. Hieraas folgt, 
dass die Entscheidung, welche das Eisenbahnministerinm im Falle eines 
Streites zwischen der Bahnnnternehmung und der den gestörten Öffent- 
lichen Weg vertretenden Gemeinde gemäss § 13, leg. cit zu fällen hat, 
sich als ein Act der Rechtsprechung Uber die Frage darstellt, ob die 
im Eisenbahnbauprojekte angebotene Ersatzcommnnication als eine 
„vollkommene Wiederherstellung* des gestörten Öffentlichen Weges 
im Sinne des § 10, lit. c, anzusehen sei. 
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Nr* Jiek.-Hoscli. des Pn'uss. Ministers der öttVntl* Arbeiten* 

Vom 19. Dezember 1901, IV A. 9291. 

(PreoH. EiBsnb.-Arch. IM». H«lt 8. 8. 485.) 

% 2 Ptmss. Eiiteifl.-Ges. v. II. hiiii 1874. Die 6rawto VerfelhaKO <lM EaMgnaiit** 
rcehtt ist fQr durch die VerkohrMntwieklMQ nothwendig gewordene Erweiterungen 
iar ■fspringlicii mit dem Enteignungsreclite amgeitatteten Anlage niclit arforderlieh. 

Der mit der Beschwerde geltend gemaclite Kinwaud, es fehle dem 
hier eiiif^eleiteten Entei^mingsverfiiliren die vom Gesetz geforderte Ver- 
leihung des Enteigiiungsrerlits, ist nicht b('firriin(lf*t. Die irpplante An- 
lage ist als eine rlurch die Verkelirsentwickinng notlnveniliY'' crewurileiie 
Erweiterung der msiuunfjlichen Anlage der Bahn von B. nach dem 
Ausflüss der G. anzusc^licn: für dieses Unternelinieu ist durch die Be- 
kanntmachung vom 16. Juli 1859 (liannuversclit' Ges. -Samml. S. 737) 
und das Gesetz, „die Veräusseruugsverptiicbtuug behul Eisenbahuanlageu 
betreffend", vom 8. September 1840 (hannoversche Ge8.-Samml. 8. S71), 
wie der Bezirksausschius zutreffend ausgeführt bat, das Becht zur Ent^ 
eignong der zur Bahnaolage erforderlichen Grundstficke verliehen worden 
und auch unter der Herrschaft des Enteignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874 
in Kraft geblieben. Das einmal verliehene Enteignungsrecht eistreckt 
sich aber aaf allen etwa in der Folgezeit zam Zwecke einer dnrch die 
Entwicklung des Verkehrs nothwendig gewordenen Erweiterung der 
ursprünglichen Anlage weiterhin zu erwerbenden Grund und Boden, 
sodass es der Neuverleihung des Enteignungsrechts nicht bedarf. 

Der Einwand, die Anwendung des hannoverschen Gesetzes vom 
8. September 1840 setze voraus, dass es sicli um ein bereits unter der 
Herrschaft dieses (Tesetzes eingeleitetes Entei^niiuigsverfaliren handele, 
beruht auf Irrtum, denn die Anweiiduiiir des haniioversclien <4e.setzes 
steht til)erhaiii>l niclit in Frage, vielnieln ist zu unterscheiden zwischen 
der im Jahre 1859 auf diund jenes hannoverschen Gesetzes erfolgten 
Verleihung des Enteignungsrechts und seiner Ausübung, welche 
nach den Vorschriften des G^tzes vom 11. Jnni 1874 in den einzelneii 
Fällen des Bedürfnisses zu erfolgen hat (vergl. Beknrsbescheid vom 
21. November 1889 — IV (IIa) 3776 — , Archiv fOr Eisenbahnwesen 
1901 8. 677). Die Bezugnahme auf § 55 des letzteren Gesetzes, der 
lediglich die bei seinem Inkrafttreten bereits eingeleiteten einzelnen 
Enteignungsverfahren behandelt, ist deshalb verfehlt. 

Aber auch dann, wenn anzunehmen wäre, dass die geplante Er- 
weiterung des Bahnhofes (4.. insoweit sie durch die Einführung der 
neuen Bahnen von C. und St. und durch die Anlegung von Gleisan- 
schlüssen aus dem HafenL'eltiete von G. nothwendig geworden ist, über 
den Rahmen des im Jahre 1859 geuehuiigtcu Unternehmens hinausginge 
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und -dh ein neues Untenitlniien anzusehen wäre, siiiil die eiliubenen 
Einwendungen nicht begiinuiet. da alsdann die ^--rplanten Anlagen als 
Theile der vorgenannten Unternehmen angesehen werdrn niüssten. und 
für jedes dieser Unternehmen durch besondere Allerhöchi^tc Verord- 
nungen das Euteiguungsrecht verliehen ist, nämlich .... (es folgen 
die Allerhöchsten Verordnaugen) .... 

Hiernach kann ein Zweifel an dem Bestehen des Bechts zur Bni* 
Ziehung des Eigenthoms an dem fOr die Herstellang der geplanten An- 
läge erforderlichen Gnmd nnd Boden nicht obwalten. 



Xr. 'Z'iS, Eutseh. <les Bpzlrksirericlits Zürich IV. 

Vom 21. Dezember 1901. 

(ZeitMbr. f. d. tailanst. BlMDl>.«Tr«Dsp. X. Kr. 6. a l«7.) 
Sehadeiersatzforderung fir abbawlen gekommenes Reisegepäck, naofc aoliwdieriteheii 
Rächt 8teM der Bahn, gegenüber der geforderten Normalentschädigraf VM Fr. 15 

per Kilogr., die Einrede des geringeren Schadens zu? 

1. Die I'arteien streiten sich über die Auslegung von § 33, litt, a, 
des Tiansport-Reglenieiits. Nach der Ansiclit des Kläiicrs kann fiir 
ein verlorenes Gepäckstück die Noi malentsrhiidiirung von Fr. 15 per 
Kilogr. schlechthin und in jedem Zeitpunkt verlangt werden, während 
nach der Auslegung der Beklagten diese Normalentschädigimg nur danu 
bezahlt werden muss, wenn der Beisende sie sofort bei Ankunft am 
Bestimmungsort verlangt, und in allen andern Fällen nur der wirkliche 
gemeine Wert zu ersetzen ist 

Das Gericht kann weder der einen, noch der andern Ansicht bei- 
treten. Der Nonnalansatz von Flr. 15 per Kilogr. als präsumtiver gemeiner 
Wert gilt f&r Gepftckst&cke Überhaupt, d. h. auch abgesehen von der 
sofoitigen Li(iuidation im Sinne von § 88, litt, a, T.-R. Art ()2, 
Ziffer 1 des Traosportgesetzes. Das muss unbedingt als Meinung des 
Gesetzes angenommen werden; denn die entgegengesetzte Ansicht würde 
zu der nnertiaglichen Härte führen, dass der Reisende, der nicht sofort 
die Noriiialeiitscliädiguiig verlangt, sondern vorerst abwartet, üb sein 
Gf'itäck wieder zum Voisi liein kommi , den gemeinen Wei l seines ver- 
lureiien Gepäckes b(»weisen müsste. Dieser Nachweis kann für das 
gewölinliclie Frachtgut mit dem Fra<:litbrief. der Faktur, den Geschäfts- 
büchern leicht erbracht werden; für das Reisegepäck wäre es in den 
meisten Fällen schlechterdings unmöglich. Dies ist die ratio legis fttr 
die Festsetzung eines präsumtiven gemeinen Wertes des Gepftckstftcks 
im Normalansatz von Fr. 15 per Kilogr., nnd deshalb kann diese Nor- 
malentschfidignng nicht auf den Fall von § 33 litt a beschränkt sein. 

Der Normalsatz ist nun aber nicht absolut und schlechthin mass- 
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f^t'bt'iul. Wi»' der Keiseiule einen lioiieieii Wert nachweisen und ver- 
langen kann (§ 83 litt, b), so muss auch der Unternehmung der Nach- 
weis offen stehen, dass der Wert geringer sei. Nur im Fall der 
sofortigen Liquidation nach § 33 litt, a ist dieser Nachweis aus^ge- 
schlossen, damit jede Weiternng yermieden wird. Im ttbrigen aber ist 
kein Ornnd abzusehen, weshalb die Prftsomtion des gemeinen Wertes 
von Fr. 15 per Kilogr. bloss seitens des Beisenden und nicht auch 
seitens der Unternehmnng durch Gegenbeweis sollte entkr&ftet werden 
können. 

2. Wendet man diese Grundsätze auf den Torliegenden Fall an,' 

so ergibt sicli folgendes: 

Der Kläger kann nur den gemeinen Wert der varlorencu Gegen- 
stände und nicht den vollen Schaden verlangen; denn es liegt nichts 
dafür vor, dass der Verhust infolge Ai^list oder grober Fahrlässigkeit 

der Beklagten eingetreten ist. 

Als Entschädigun«: siiul Fr. 15 ihm Kilutri', zu bezahlen, falls nicht 
die Beklagte einen geringem Wert nai li\vei>t. l)ieser Nachweis liegt 
nun in den eigenen Angaben des Klägers über den Inhalt der Hand- 
kofler und den Wert der einzelnen Gegenstände. 



Nr. Hy.). Entseh. des l*reu.ss. Oberverwaltnugsgeriehts. 
4. Senat. Vom 23. Dezember 1901. 

(Fravat. BtoMib.*AielL laot. Heft 8. & «84. 

Zm B*|rlir«M Stftlades, § 19, 16 itt SaMtiea vom 2.J«II 1875, hetrtffiMid die 

Anlegung von Strassen und Plätzen. . . 
Der Eisentbüner eines Gruadatiicka ist aucli in dem Falie für beitragspflicJitio z« 
trasMaa, wms vw •!■«■ Drittes asf uHam ansditiek eis Oehlide errleMit «iri, 
ni er nIoM dei ernstes ssd mbedlegieff WIHei vebabt ued dereh HamNasgea erkesitar 
leeiaeht hat, den Bau zu verhindern oder nach der ErrloMsig so sohnell, wie es 
tbetsiohlich und rechtlich möglich war, von dem Grundstock wieder wegzuschaffen. 

Nach der Rcclitsprecliun}^ des Oberverwaltungsgericlits steht fest, 
dass der Eigenthüuier überall da für beitragspflichtig zu eraehl eu 
ist, wo er in der Lage war, den von Seiten eines Dritten auf 
seinem Grundstück unternunimeneii Mau zu hindern, hiervon 
aber abgesehen hat, sei es, dass er auMÜ ücklich die Erlaubniss 
zam Bao ertheilte oder dass er wenigstens, obwohl von der Sach- 
lage imtemchtet, die Errichtung des Gebäudes stillschweigend gestattete 
(zu vergl Friedrichs a. a. 0. Bemerkang 7 f zu § 15, 4. Auflage Seite 
183). Der Kläger (Eisonbahnflsitiis) hat nun geltend gemacht, die Bade 
sei gegen den Willen der ihn vertretenden Behörden und Beamten and 
ohne deren Vorwissen von dem Kohlenhändler H. errichtet nnd daza 
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aiK'li iiacliti'äclicli die (leiicliniiguiiir iiiclit eitlieilt. vielnielü" die Hesei- 
tigung der WiuU^ verlangt worden. Es mag nun sein, dass eine Ver- 
pflichtunf^ liir den Eigentliiimer nicht entstellt, wenn der Ran ganzlidi 
ohne sein Wissen oder wider seinen Willen ins W erk gesetzt sein sullte 
nnd er auch nicht später seine ZustimmuDg zu dem Bau ausdrücklich 
oder stilbciiweigeDd erklärt (zu vergl. Friedrichs a. a. 0. S. 184). Die 
Frage kann jedoch im gegenwärtigen Falle anentschieden bleiben, weil 
die thatsftchlichen Voranssetznngen, welche nach diesen Gnindsätsen 
die Freistellnng des Klägers rechtfertigen würden, nicht vorliegen. Das 
wfirde nnr zutreffen, wenn der ernste und unbedingte Wl\e vorhanden 
nnd nach aussen durch Handlungen erkennbar gemacht wäre, das Ge- 
bäude, dessen Errichtung zur Heranziehung gef&hrt bat, so schnell, wie 
es tbatsächlich und rechtlich möglich war, von dem Grundstücke wieder 
wegzuschaffen. Ein Beweis dafür kann zunächst nicht der in dem 
Vertrage mit M. enthaltenen Bestimmung entnommen werden, dass die 
Errichtung von solchen Bauliclikeittn auf ilcin Platze, welche die Ge- 
meinde zur Erhebung von Anliegerbeiträgen berechtigen würde, nicht 
gestattet werden könne. Diese Abrede beweist nur. dass die den 
Fiskus vertretende Behöi de l)estrebt war, ihn vor der C4etahr, zu einem 
Beitrage herangezogen zu werden, sicher zu stellen, keineswegs aber, 
dass sie den Willen hatte, gerade die hier streitige Anlage zu verhindern 
oder nach der Errichtung unverzüglich ihre Beseitigung zu verlangen. 
Was das spätere Verhalten der fiskalischen Behörden betrifft, so hat 
der Vorstand der Betriebsinspektion im November 18d9 dem Hagistrat 
mitgetheilt, dem M. müsse die eisenbahnseitige Genehmigung zur Er- 
richtung der Bude versagt werden, falls infolge derselben Anlieger- 
beiträge erhoben werden sollten. Die Königliche Eisenbaltndirektion 
hat nach ihrer un))estritten gebliebenen Behauptung von der Erriciitung 
im Febiuar 1900 Kenntniss bekommen nnd hierauf dem M. sogleich 
erüliuet, „dass er die widerrechtlich errichteten Flauten zu beseitigen 
habe". Zur Durclitiilii ung dieses (lebnfs hat der Kläger jedoch keine 
Schritte gethan, sondern den Fortbestand der Bude bis zur Gegen- 
wart geduldet. 

Nr. 210. ]tek.-Be8cli. des Prenss. Ministers der 9llbiitl. Arbeiten. 

Vom dO. Dezember 1901. 

(PreoH. SlaeDb.<Arob. I90ü. Heft s. S. 4«7.) 
Bei Wegekreuzungen ist das Enteignungsrecht des Eisenbahnunternehmers das stäricere 
und daher In der Regel seinem Antrage auf Entzieliung des Eigenthums an der zur 
Aosftthrung der Bahn planmässig erforderlichen Wegefläche mit der Massgaba ttatt* 
zt|«bMi, datt dim isgleleh den Bedartafstes de« Weieverkehrs dattemd la dienee bat. 
Die Ablehnung der beantragten Entziehung des Gmndeigenthams 
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an der zur Provinzialstras.se E.— <i. geliörigeJi Fläche kann nicht damit 
begründet werdeu, dass die dauernde Beschränkung des Grundeigenthmns 
durch Znlassnng des Eisenbahnbaaes und Betriebes auf jeuer Fläche 
genUge, und Jede Enteigoang als zwangsweise durchgefllhrter Eingriff 
in das Eigentbumsrecht auf das Mass des Notbwendigen beschränkt 
bleiben müsse, weil die Bestimmungen des Enteignnngsgesetzes (§§ 18, 
21, 23) in Uebereinstimmnng mit Art. 9 der Verfassnugsurkunde ebenso, 
wie sdion früher die §§ 7 ff. des Eisenbahngesetzes vom 3. November 
1838, in erster Linie den lastenfreien Erwerb des Eigenthums an den 
zur Ausführung des Unternehmens nach dem Plane dauernd erforder- 
lichen Grundstücken bezwecken. 

E'erner steht die Zweckbestininuing einer dem üftentlichen Wege- 
verkelir (lieiuiulHn Fläche und die daraus heigeleitete privatrechtliche 
ünveräusserliclikeit ihrer rnansitrnchnühnie für ein TJnteruehnien, dessen 
Ausführung im üftentlichen Interesse die Au.sül»niig des Enteignungsrechts 
erfordert, nicht entgegen; eine beim Widerstreile verschiedener ans 
Gründen des öffentlichen Wohles mit dem Euteignungsrecht ausgestatteten 
Unternehmen im EUnzcIfalle entstehende Kollision ist aber nach den 
dafttr massgebenden Gmndsätsen zu schlichten. Nach diesen Grund- 
sätzen muss keineswegs, wie die Provinziaiverwaltung annimmt, ohne 
weiteres das jttngere Recht dem älteren, sondern das mindere Becht 
dem stärkeren weichen (vergl. § 96 der Einleitung zum Allgemeinen 
Landrecht, Art. 9 des Ausftthrungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbnche 
vom 20. September 1899, Ges.-Samml. S. 177). 

Die dem Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 unr erliegenden 
Haupt- und Nebeneiseubahnen müssen als Theile des dem allgemeinen 
Verkehre und dem Interesse der I>andesverthoidigung dienenden ein- 
heitlichen deutschen Schieneunetzes (vergl. Art, 4 Nr. 8, Art. 42 der 
Verfassung des Deutschen Reichs), insoweit ihre Anlagen mit üfteiitlicheu 
Wegen koiiidiren, diesen vorangehen, so dass auch die Verlegung und 
sogar die Unterdrückunp: üüentiicher Wege notlnvendig werden kann. 

Ausserdem ist eine Klache, auf der sich Bahn und Weg kreuzen, 
nicht, wie die Provinzialverwaltung t-s darstellt, ihrer Hauptbestimmung 
nach als Weg und nur in den kurzen Zeiträumen der Schrankenspermug 
als Bahnkörper zu betrachten und steht deshalb zur Verfrtgung des 
Wegeeigenthttmers, sondern sie muss, weil sie an erster Stelle dem Bahn- 
betrieb dient, dauernd den Charakter des dem Eisenbahnunternehmer 
zur Verfügung stehenden Bahnkörpers erhalten, dessen Zustand und 
ünteihaltung sich zunächst nach den die Wegebaulast erschöpfenden 
Anforderungen des Bahnbetriebes richtet; dem Wegebaupflicbtigen oder 
Wegeeigentbümei- können niemals di^enigen Befugnisse Uber den Bahn- 
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kdrper eingerftamt werden, welche ihm fiber die sonstigen Strecken Öffent- 
licher Wege zmn Zwecke ihres Baues und ihrer Unterhaltnog zustehen. 

Andererseits bedarf die Frage, in welcher Weise nnnmehr den Be- 
dflrfbissen des bestehenden Wegeverkehrs Gentige geschehen soll, der 
besonderen Prfifiing nnd gleichzeitigen Entscheidung; der Anspruch der 
Provinzialverwaltung darauf, dass die zu enteignende Fläche dem Wege- 
verkehr dauernd erhalten werde, erscheint aber trotz ihrer Einbeziehung 
in das Bahnnnternebmen und ihrer Einrichtung zum Bahnkörper dureli- 
führbar. Der Autrag der Provinzialverwaltung, den Wegeübergang (liin li 
eine Untei - ««dei- Ueberführung- zu ersetzen, ist schon deshalb abzuweisen, 
weil, wie sie für den Fall der blossen Beschränkung des Wegeeigentliums 
zu Gunsten dos Eisenbahnverkehrs selbst ausführt, die Bestimmungen über 
die Benutzung einer Fläche sowohl zu Strassen- als zu Eisenbahnzwecken 
sehr wohl nebeneinander bestehen können und nach den örtlichen Verhält* 
nissen ein Grund, im Torliegenilen Falle davon absnweichen, nicht besteht 

Die Auffassung, das Eigenthom an der KrenzungsflSche sei für die 
Frage entscheidend, ob und inwieweit die kostenpflichtige Beseitigung 
des Wegeflberganges, falls sie später etwa nothwendig werden sollte, 
dem Eisenbahnuntemehmer zur Last fallen würde, kann nicht für zu- 
treffend erachtet werden, weil die Entscheidung darftber nach öffentlich- 
rechtlichen (^runilsätzen gemäss § 4 des Eisenbahngesetzes nnd §§ 14, 
15, 21 des Enteiginingsgesetzes durch die gesetzlich dazu berufenen 
Behörden zu erfolgen hat. Demnach ist dem Antrage des Eisenbahn- 
nnternehmers auf Entziehung des Eigenthums an der zur Ausführung 
des Unternehmens phuimiissig erfoiilt^iiciien Wegefläche mit der Mass- 
gabe stattzugeben, dass diese zugleich den Bedürfnissen des Wegever- 
kehrs dauernd zu dienen hat. 

Der angezogene p]rlass au den Landeshauptmann der Provinz 
Sachsen vom 1. März 1895 — IV 889 — steht hiermit nicht im Wider- 
spruch, weil er diese Frage überhaupt nicht entscheidet, sondern ledig- 
lich bestimmt, dass von der nachtillglichen Regelung der Eigenthums- 
verhaitnisse an zwei Wegettbergängeu Abstand zu nehmen sei. Auch 
die Berufung auf die Bestimmungen unter § 1, B der die Er- 
weiterung des Staatseisenbahnnetzes betreffenden Gesetze, 
nach denen die Gestattung unentgeltlicher Mitbenutzung der 
Chausseen und öffentlichen Wege eine Vorbedingung für die 
Ausführung der Bahnen bildet, erscheint nicht begründet, weil, >vie 
schon in dem an die Oberpräsidenten gerichteten Erlasse vom 17. De- 
zember 1880 — IIa 16414 — ausgesprochen worden ist, diese Be- 
stimmungen sich nicht auf die den Bahnkörper kreuzenden zahl- 
reichen Wege Übergänge, welche unter die nach § lA jener Ge- 
Bgtr, SlMobAliiirMhUlolie fiiitMbofaliuig«n XVUI. 24 
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setze zam Eigenthnm zn ttberweisenden Flächen fallen, sondern ledig- 
lich aaf die Benntznng des Chanssee- and WegekOrpers in 
der L&ngsrichtang erstrecken, welche nnr ausnahmsweise bei den 
Strassenbalmen ähnlichen Verhältnissen and unter Beachtung gans be- 
sonderer Vorschriften zulässig ist. 

Auch der Umstand, dass die Eiseubahnverwaltungeu sich der Pro- 
vinzialverwaltiing gegenüber mehrfach freiwillig mit der Einränmang 
eines blossen Mitbenutzniigfsrechts au den Kreuzuugstlächen begnügt 
haben, kann tür die Eutsrlieiiluuo; über den auf Kutzieliuug: des Kigen- 
thums an der Krrii/ungsüitche gerichtet eu Euteiguungsantrag nicht von 
wesontliclier Bedeutung sein, weil diese Entscheidung nur nach all- 
genieiiieu (irundsätzen und gleichmässig für alle üü>nllicl)en Wege ge- 
trotten werden darf; übrigens befindet sich auch die bisherige Kreuzungs- 
fläche der Provinzialstrasse E. — 6., deren Ersetzung durcli die bean- 
spruchte andere Wegefläche gegenwärtig in Frage steht, im Eigenthnm 
der Eisenbahnverwaltung. 

Endlich ist der Antrag auf Eintragung einer die dauernde Be- 
nutzung der Ereuzungsiläche fttr den Strassenverkehr sichernden Grund- 
dienstbarkeit in das Grundbuch nicht gerechtfertigt, schon weil die 
durch die Planfeststellung begrttudete entsprechende Verpflichtung des 
Eisenbahnnntemehmers öffentlich-rechtlicher Natur und deslialb ohne 
weiteres ebenso rechtswirksam ist, wie alle sonstigen öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen, die dem Eisenbahnunternehmer gemäss § 14 des 
Euteignungsgesetzes, §§4, 14 des Eiseubahngesetzes auferlegt werden 
(vergl. auch Art. 1 der AllerhiW listen Verordnung vom 13, November 
1898, betreffend das Ciruudbuchwesen, Ges.-Samml. S. Ö19). 



Nr. 241. Entsch. des Deutschen Heielisirerichts. 

4. Oivil-Senat. Vom 2. Jauuar 1902. 

(S«elM.Areb.£B«rs.aeeb»«»e. Bd. XII. a«f( s. 6.m.) 

Haftmi 4n UitenNbiiert elier Elsenbahn für a% SIeheriMIt dar WarleriMt fir 

die Fahrgäste'). 

Der Kläger hatte am ö. Juni 1898 beim Eintritt in den Wartesaal 
des Bahnhofs Schubin dadurch eine Verletzung erlitten, dass ihm eine 
2'.\ Pfund schwere über der Eingangstliiir befestigte Tafel, auf welcher 
die Abgangszeiten der Ziige vernif-rkt waren, auf den Kopf fiel. 

Er behauptete, dass ilnii durcli den Unfall erhebliche Kur- und Ver- 
pflegnngskosten erwa< li>eii seien, auch seine Erwerbsfähigkeit dauernd 
vermindert sei, und forderte entspreclieude Entschädigung. 

■) Vcrgl. Ana. des U.L.O. Dresden Bd. 4 8. 873, auch Entach. des B.G«r. in CS. 
Bd. 4 S. 198. 
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Der orste Richter erklärte den Anspruch dem Grunde nach für 
gereclitfertigt, dafre^en erklärte das Berufun},^sy:ericlit ilin nur insoweit 
für f^eieclitfcrti<jt , iluss der Beklagte für die durch ^i-rinires Verseheu 
verursaclite Verletzung des Klägers nach den t Grundsätzen des Freuss. 
Allg. Landrechts Schadenersatz zu leiäten habe. Das Reichsgericht 
stellte das erste Urtheil wieder her: 

Nach deu Feststellungen des Benifangsgerichts war das Bahnliofs- 
gebäude, in welchem sich der Unfall zugetragen hat, als Fachwerksban 
Erschtttterungen, wie sie darch den Bahnbetrieb and dnrch das häufige 
Zuwerfen von Thoren verursacht werden» besonders ausgesetzt, und das 
Aufhängen der Tafel Uber der Thttr wegen der Höhe und wegen des dort 
stattfindenden stärkem Verkehrs bedenklich. Das Aufhängen der Tafel an 
einer andern Wand war möglich und wurde hierdurch die Gefahr ver- 
mieden. Auch konnte die Gefahr, was das Berufungsgericht als ein- 
leuchtend ansieht, durch Anbringung eines dem Zuwerfen vorbeugenden 
Selbstverschlusses oder Dämpfers oder durch besonders fest eingelegte 
Haken vermindert oder aufgehoben werden. Jedenfalls sei ein besonderer 
Sehutz geboten uml der Beklagte, der den Warlerauui für den Verkehr 
freigegeben habe, im ött'eutiichen Interesse verpüichtet gewesen, füi* einen 
solchen zu sorgen. 

Das Bei ul'ungsgericht nimmt deshalb au. dass der Unfall des Klägers 
auf ein Verschulden des Beklagten zurückzutühren sei, hält das Ver- 
schulden aber nur für ein geringes. Denn zur Traguug von 23 Pfund, des 
Gewichts der Tafel, seien Schienenuägel mit Überragenden Köpfen aus- 
reichend, und die Art der Befestigung entspreche dem, was ttblich sei. 
Auch piegten sich solche Nägel nicht zu lockern. Eine besondere 
Kontrole und Revision wäre deshalb unter gewöhnlichen Verhältnissen 
nicht erforderlich gewesen. Ein ähnlicher Unfall sei vorher nicht ein- 
getreten, auch habe das Gebäude erst kurze Zeit gestanden, so dass es 
widerstandsfähiger gegen die Einwiikung von Erderschätternngen habe 
erscheinen müssen als ein länger stehendes Haus. 

Diese Ausführungen sind, wie die Revision geltend macht, nicht frei 
von Rechtsirrthum. 

War nämlich, wie das Berufungsgericht einwandfrei annininit, im 
vorliegenden Falle aus den von ihm angefiihrleii (iriinden das Aufhängen 
der Tafel an der fraglichen Stelle be.Nuiiders gefährlieh. war deshalb 
ein besonderer Schutz geboten und mussten giOssere ^'ol■si(■htsnlassl•egelu 
als gewöhnlich gel rotten werden, so kann auch nichi massgebend sein, 
in welcher Weise eine 23 Pfund schwere Tafel gewöhnlich aufgehängt 
wird. Ebenso kann es nicht darauf ankommen, ob eine besondere 
JEtevision und Kontrole nicht erforderlich gewesen, weO anzunehmen 

84* 
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war, dasB das Gebäude in der ersten Zeit seines Bestehens gegen Erd- 
erseh&tterungen widerstandsfähiger sein wOrde, als ein altes. Es mnsste 
vieUnehr schon bei dem Aafbängen der Tafel über der Eingangsthfir 
zum Warteraume mit besonderer Vorsicht verfahren werden. Die G^ahr 
konnte, was das Berufungsgericht als einleuchtend ansieht, auf leichte 
Weise dadurch vermindert oder aufgehoben werden, dass ein dem Zu- 
werfen der Thür vorbeugender Selbstverschluss oder Dämpfer angebracht 
oder besonders fest eingelegte Haken zum Aufhängen der Tafel ver- 
wendet wurden. Der zuständige l^eamte des Beklajrten konnte hiernach 
bei einiger .Aufmerksamkeit, ohne .\nstrengung derselben, und bei ge- 
wöhnlichen Fälligkeiten erkennen, das.s sogleich beim Aufhängen der 
Tafel eine der bezeichneten Vor.siclitsma.ssregeln anzuwenden war, und 
es tritft ihn deshalb ein den Beklagten verpHichtendes grobes Verschulden 
(AUg. Landrecht § 18 Theil I Tit. 6), da er jede Vorsichtsmassregel unter- 
lassen hat. Es bedarf hiernach nicht der Prüfung, ob der Kläger, 
wie die Revision meint, seinen Anspruch auch auf das Beichshaftpflicht- 
gesetz vom 7. Juni 1871 stützen kann. 



Nr. 242. £nt8cli. des OberhuMlessericlits Stuttgart. 

1. Civil-Seuat. Vom 17. Januar 1902. 
(D«akNh« iu^Zsltv. VII (IM«)' Nr. 8. 8. MI. zur. a.) 
833 BM. 8ahMles«rB«ta|rillolit iw TMerIwHMr« für Schill«« dinh «In !■ Fol|e 
iM Eitwbtlinbetritlt MhN gewordenes Pferd. ll6|rsMpfleht der Ettesbah« ait «Mi 

Haftpflichtgeteti«. 

Ein bei der klagenden Bernfsgenossenschaft versicherter Knecht 
F. war dadurch verunglückt, dass, als er mit einem Handwagen vor 
dem Güterbahnhof in R. stand, die an einem Lastwagen des Bekl. 
behndlichen Pferde durch das .Ausstrihnen von l)aiiii»f aus einer Luku- 
niotive scheu wurden und sogen den Handwagen des F. drängten, so 
dass dieser durch den La.stwai^tMi eine Quetschung am Bein erlitt. Die 
Klin. hat Ersatz der von ihr dem F. gewährten Entschädigung auf 
Grund des § 833 BGB. vom Bekl. verlaugt. Es wurde nach der Klage 
erkannt. Die Ansicht des Bekl, § 833 BGB. setze eine .gewollte 
Thfttigkeit* des Thieres als Ursache des eingetretenen Schadens Yorans, 
ist nach dem Inhalt und der Entstehungsgeschichte des Gesetzes nicht 
begrOndet, der Nachweis eines .Verschuldens" des Thieres ist fSr einen 
Anspruch aus § 833 so wenig erforderlich als der eines Verschuldens 
des Thierhalters hinsichtlich seiner Aufsichts- und Verwahruugspflicht. 
Erforderlich ist nur, dass das Thier den Schaden verursacht hat. Ob 
diese Voraussetzung auch dann zutrifft, wenn die den Schaden venir- 
sachende Thätigkeit des Thieres sich innerhalb der Grenzen bewegt. 
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inneiluUl) deren es lediglicli als Werkzenp: in der Hand des Menst hen 
in Betracht konmit. kann uiieiitscliieden bleiben; denn jedenfalls ist die 
gesetzliche Vorausset/cnnp: i-egt'ben, wenn ein scheu gewordenes Thier 
sich der Lenkung des Fuhrmanns entzieht und auf solche Weise Schaden 
anstiftet wie im vorliegenden Fall. Ob dieses Scheawerden auf eine 
entferntere Thatsahe als Ursache zarfickzaftthren ist, iQr die ein Dritter 
.aafznkomnien hat (wie hier miSglicherweise die Eisenbahn auf Grand 
des Haftpflichtgesetzes ftlr die mittelbar dorch ihren Betrieb verarsachte 
Verletzang des F. haftbar ist), bertthrt die Haftung des Thierhalters 
gegenAber dem Qeschftdigten nicht, kann vielmehr nnr gemftss § 840 
Abs. 3 BGB. ein Rückgriifsrecht des Thierhalters gegen den im Ver- 
h&ltnisB ZQ ihm allein schadenersatzpflichtigen Dritten begrflnden. 



Nr. 843. Entseh. des Eammergerlohts In Berlin. 
Straf-Senat. Vom 20. Januar 1902. 

Preuss. Kleisik-flM. U2— 5, 13. Amfiihr.-Anweis. v. 13. Angust 1898 Abs. 9 zu §4w 
Verpflichtungen, welche ~ well voraussehbar — den Unternehmer bei der Genehmigung 
auferlegt werden konnten, dürfen ihm nach ertheilter Genehmigung nicht mehr — Im 
Wege der Polizeiverordnung etc. — auferlegt werden. 

Der Abs. 9 der Ausluhi uugsauweisung vom 15. August 1898 zu 
§ 4 bei (Gleim, Komm. 3. Aufl. S. 214) steht der Zulässigkeit des § 23 
der PolizeiverordDung des Regierungspräsidenten zu Cassel vom 27. Httrz 
1899, welche der Grosse Gasseier Strassenbahngesellschaft die Ver- 
pflichtung zur BesprenguDg in dem yon dem frttheren Bevisionsnrtheil 
angenommenen Umfange auferlegt, nicht entgegen. Nach der erwftbnten 
Vorsdirift der Änaftthrnngsbestimmung sollen Bedingungen und Vor- « 
behalte, an welche die Genehmigung geknüpft wird, stets in die Ge- 
nehinigungsurkunde selbst aufgenommen werden, so dass aus derselben 
in Verbindung mit dem Gesetz Mass und Art der dem Unter- 
nehmer obliegenden Verpflichtungen mit Sicherheit erhellt. 
Danach sollen Verpflichtungen, welche s^ich vor Ertheilung der Ge- 
nehmigungsurkunde als erforderlich heiausstellen, in Form von Be- 
dingungen und Vorbehalten in <iie Genehniigungsurkunde aut'geiiuniiiien 
wurden, während diejenigen Verpflichtungen, deren Auferlegung erst 
nach Erijflnung des Betriebes iiinl auf (iruiul der in diesem Betriebe 
gemachten Erfahrungen erfolgen kann, durch Polizeiverordnung zu 
treffen sind. Die Zulääsigkeit derartiger Polizeiverorduuugeu folgt auch 
aus der Ausfflhruugsanweisung zu § 22 Abs. 5, wenngleich diese Vor- 
schrift unmittelbar nur Ton den hier nicht in Frage kommenden, 
den Betrieb selbst betreffenden, nur mit Zustimmung der Eisenbahn- 
behörde zu erlassenden Verordnungen handelt. 
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Hiemach war der § 23 der Verordnung dann, aber auch nnr 
dann rechtsi^iltig, wenn die vermehrte Staubentwicklung als schädliche 
Folge des Betriebes sich erst später, nach Eröffnung des, sei 
es endgültig oder probeweise, Betriebes hervorgehoben, von der 
Stralkanimer herausstellte. Dies ist am Scliluss des Revisionsurtheils 
aber nicht beachtet worden. Ks würde, wie Gleim a. a. 0, S. 141 zu- 
treft'end hervorhebt, der Absicht des Gesetzes widerspreclien , durch 
Polizeiverordnung dem Unternehmer \'erptliclitungen aufzuerlegen, welche 
ihm nach eHheilter Genehmigung nicht mehr auferlegt werden dürfen. 
ZvL diesen gehören aber alle diejenigen, welche dem Unternehmer vor 
der Genehmigung auferlegt werden konnten, well sie bereits damals 
vorauszusehen waren; solche mussten ihm Torher auferlegt werden, 
damit, wie der erwähnte Abs. 4 der AusfUhmngsanweisung zu § 4 
sagt, ans der Genehmignngsurknnde in Verbindung mit dem Oesetz 
Mus and Art der dem Unternehmer obliegenden Verpflichtungen mit 
Sicherheit erhellt. Einen Theil dieser Verpflichtungen, welche im Fall 
der Vorhersehbarkeit dem Unternehmer in der Genehmigungsnrkunde 
aufzuerlegen sind, bilden § 2 Nr. 2 des Gesetzes die Schutzmassregeln 
gegen schädlirlie Einwirkung des Betriebes, zu denen das Besprengen 
der Strasse mit Wasser frohöit. Nun liat der Angeklagte beliauptet, 
der hier in Frage kommende elektrische Betrieb sei erst am 10. Mai 
1899 erüft'net worden. Ist das der Fall und hat vorher kein prube- 
weiser Beti ieh stattgefunden, bei welchem sicli die Nothwendigkeit der 
erwähnten Verordnung herausstellte, dann durfte die am 27. März 1899 
erlassene Polizeiverordnung die BesprenguugspÜichL nicht anordnen, weil 
, die Veranlassung hierzu sich nicht earttt während des Betliebes heraus- 
gestellt hat, vielmehr schon vor Er<}ffnung des Betriebes vorausgesehen 
worden ist und somit auch schon zur Zeit der Genehmigung voraus- 
gesehen werden konnte. Diese Verpflichtung hätte also, wenn die Be- 
hauptung des Angeklagten richtig ist, schon vorher durch die Ge- 
nehmigungsnrkunde auferlegt werden mflssen. Behufs PrttAing dieser 
Frage war die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
in die Vorinstanz zu vei'weisen. 

Kr. Kutsch, des Appel 11i(»f('8 zu Ocnl. 
Vom 25. Januar 1902. 

(ZttiUMAr. t d. tateniat. Bt8eBli.-TraMp. X. Nr. B. 8. IM.) 
VtriHMSttmiM für die Klage des Adressaten wegen Verluatt dte flötet aif flniMl 

des Art. 33 des Internat. Uebereink. 

Die Firma Juurdan, Bny iS: ( ie. in Marseille hatte daselbst am 
30. Dezember 1899 .siebzehn Säcke Senfkörner in !i:ewölin]i» lu'r Fracht 
und uutrankiert au die Herren Jacquet & Meylau in Versuix (Genf) 
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zur EiseiibabnbeförderuDg mit direktem internatioualen Frachtbrief auf- 
gegeben. Die SeDdnng war aitf Abwege gerathen und erst am 16. 
Februar 1900, später als 30 Tage nach Ablauf der Lieferfdst, am Bo- 
siimmungsori angelangt. Die bezeichneten Empfänger verweigerten 
die Annahme des Gutes, erklärten, dasselbe auf Grund des Art. 33 des 
I. ü. als in Verlust geraten zu betrachten, und veiiangten den Ersatz 
des Fakturawertes, welchen sie bereits an die Absender bezahlt hatten, 
von der Jura-Simplon-Balin als Empfangsverwaltung. Diese gab zwar 
obige Thatsachen zn, lehnte aber den erhobeneu Anspruch ab, indem 
sie die Aktivlef^itimatinii der Empfänger bestritt. 

Anf eiliobcne Klag«^ ~ zugestellt am 19. April HKK) — erkannte 
das Krstiiistauzgericlit iHanilelsabtiieilungi <;enf nach dem Begehren 
der Adre.s.>aten. In den En tscheidungsgriinden ist ausgeführt: Die 
Bestimmungen des Art. 15 des 1. U. bezweckt imi, die Interessen des Ab- 
senders zu wahren; dieser aber sei im vorliegenden Fall ausser Spiel, 
weil das Gut ihm bezahlt worden sei. Jm übrigen höre nach demselben 
Art. 15 das Recht des Absenders auf, sobald nach Ankunft des Gutes 
am Bestimmungsort der Empfänger die im Art. 16 vorgesehene Klage 
angestellt habe; und diese Klage könne zum Gegenstand alle Rechte 
ohne Beschränkung haben, die sich aus dem Frachtvertrag ergeben. 
Endlich sei die Bestimmung des Art. 83 ausschliesslich zu Gunsten 
des Absenders und des Empfängers getroffen; sie dttrfe folgerichtig 
nicht dazu ftthren, diesen letzteren der ihm doi-ch Art. 16 gegebenen 
Befugnis zur Geltendmachung seiner Rechte zu berauben, namentlich 
nicht derjenigen, welche ihm gestatten, eine längere Verzögerung als 
Vorlust des Gutes zu betrachten, so dass er in eine weniger vortheil- 
hafte Lage kommen würde, als wenn gai* keine Verzögerung statt- 
gefunden hätte. 

Das Urteil erster Instanz ist durch Erkenntnis des Genier Appell- 
bofes vom 25. Januar 1902 bestätigt worden. 

Nr* 315. Bek.*Be8di. des Prenss. ItefsteiB der Offentl. Arbelten. 

Vom 12. Februar 1902. 

(Pmii. BlMnb.>Areli. iMS. Heft s. S. 689.) 
Preuss. Enteign-fies. v. II. Junf 1874. §§ 30, 32. 46. Der Vollziehung der Enteitinung 
rouss die vorläufige — und event. definitive — Feststellung der Entschädigung voran- 
gehen und daher einem darauf gerichteten Antrage der Unternebmer stattgegeben 

werdm. 

Nacb § 32 darf die Vollziehung der Enteignung nur auegesprochen 
werden, wenn die daselbst vorgeschriebenen Bedingungen erfnilt sind, 
zu diesen Bedingungen gehört aber in erster T^iiiie die Erledigung des 
nacb § 30 vorbehaltenen Bechtsweges. Die diesen Bechtsweg zulassende 
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Vonchrift des § dO setit eine vorl&nllg festgestellte EntschMignng 
(,Die Entscheidiuig der Begiernng") voraus, und aneh der die Ent- 
eignong ,ooch vor der 'Erledigung des &ecbtsweges" herbeiführende 
DriDglichkeitsbeschloss (§ 34) hat den Bechtsweg und die ihn bedingende 
vorl&nflge Feststellung der Entsdi&dignng gleichfalls znr Voranssetznng. 
Demnach kann die Vollziehung der Enteignung nur ansge- 
sproclien werden, wenn die Entsch&dignng vorlftnfig fest- 
gestellt ist. 

Diese Gesetzesauslegung steht nicht nur mit dem Artikel 9 der 
VerfassuDgsurkunde tiir den Preussischen Staat im Einklänge, sondern 
sichert auch allein den Eigenthlimeru und RealberechtiErteti , wie dem 
Unternehmer die Möglichkeit zur Beschreitung des Rechtsweges in allen 
Fällen; dagegen würden hei Vollziehung der Enteignung ohne vorläufige 
Feststellung der Entschädigung nicht nur die Eigenthiimer und der 
Unternehmer, sondern auch die Realborechtigten ihr gcsetzmässiges 
Elagerecbt (vergL Erkenntniss des Beichsgerichts vom 80. JTnni 1881 
Band 6 S. 282) verlieren, weil ihnen der Bechtsweg nach § 30 ohne 
die daselbst vorausgesetzte „Entscheidung der Begiemng* verschlossen, 
der Bechtsweg nach § 46 Satz 2 aber nicht gedifhet ist, weil § 46 nur 
die Folgen einer unstreitig hier nicht zu Stande gekommenen Einigung 
der Betheiligten Aber die Uebertragnng des Eigenthums regelt. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob, wie der Beschluss annimmt, die Be> 
schwerde aber bestreitet, eine Vereinbarung gemäss § 26 des Ent- 
eignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 vorliege, weil der Antrag des Unter- 
nehmers auf Feststellung der Entschädigung auch in diesem Falle nur 
dann gegeustandslos geworden wäre, wenn eine Einigung dei- Betheiligten 
über die üehertragung des Eigenthuins gemäss § 46 die Voll- 
ziehung der Enteignung entbehrlich gemacht hätte. 

Mithiu ist zum Erwerbe des Eigenthums an den beanspruchten 
Grundstücken durch den Unternehmer die Vollziehung der Enteignung 
unerlässlich und ist, weil ihr die vorläufige Feststellung der Ent- 
schädigung vorangehen mnss, seinem auf diese gerichteten Antrage 
stattzugeben. 

Nr. 240. ErgUnziiugsbc'si'hlnsM des Ite/ii'ksaus8chus8cs Uauuover. 

Vom 21. März 1902. 
§§ 6, 7 KltlaMMflssttt V. 28. m 1892. Oes Reett dar Stüslsie am lllarMi Itar- 
trSgan, dl« Batriabaart la laaahaiiQaB, ataM dar ErfiimialafuiBlaa daa BasMla- 
ausschusses aus Gründen des Bfrenttlatoa WaMaa aioht aatiaiaa. 

Angesichts der Natur der städtischen Strassen, als dem gemeinsamen 
öfifentlichen (gebrauche gewidmeten Verkehrsanstal teu, handelt es sich 
bei der dui ch die Zustimmungscrgftnzung der Stadtgemeinde angesonnenen 
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Dulfhing einer Mitbenutzung des Strassenkörpeis der Znfuhrstrassen zum 
Giiteibalinliof durch die Strassenbalin in einer bestimmt umschriebenen 
Begrenzung und P'orm, nicht etwa um die Einräumung einer (-Jrund- 
dienstbarkeit an dem von den Geleisen bedeckten Terrainstreifen, 
sondern mir um einen auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts sich voll- 
ziehenden Verwaltungsakt hinsichtlich der Disposition Uber eiueu Theil 
des städtischen VerwaltnogsvermOgens. Zn einem derartigen zwangs« 
weisen Eingriff in das VerfQgungsrecht der wegelMinunterhaltangs- 
pflichtigen Stadtgemeinde ist der Bezirksavsschnss znfolge § 7 des 
Gesetzes Aber Kleinbahnen nnd Privatanschlussbahnen vom 28. Jnli 1898 
auf Antrag der Strassenbahngesellschaft berechtigt, nachdem es dieser 
nicht gelungen ist, vom Magistrat die Fortgew&hmng der ihr bis znm 
20. April 1902 bewilligten Benutzung der Liebfraaenstrasse und des 
Aegidiendamifls zu dem beregten Zwecke zn erreichen Denn, nachdem 
die Aktiengesellschaft Strassenbalin Hannover inhalts der Genehmigungs- 
urkunde des Königlichen Regierungspräsidenten vom 18. Mai 1895 (ab- 
gedruckt in der Extrabeilage zum 21. Stiick des Amtsblattes für den 
Regierungsbezirk Hannover ) sich den sämtlichen Hestimmungeu des 
mehrerwähnten Gesetzes vom 28. Juli 1892 unterwürfen hat. ist sie mit 
den Priichten auch der Rechte dieses Gesetzes theilliaftig geworden. 
Zu diesen gehört aber auch im gegebenen Falle die Ausschaltung der 
normalen Verwaltungsdispositioneo des Magistrats über die Strassen- 
körper dnrch einen Ansspraeb der Übergeordneten ziisMndigen Be- 
scblnssbehOrde. 

Per hiergegen erhobene Einwand des Hagistrats, dnrch die Bindung 
im Vertrage der Bechtsrorg&ngerin der Jetzigen Gesellschaft vom 
16./ IG. Hftrz 1892 (cf. § 1 Absatz 5 am Ende) «ohne Genehmigung des 
Magistrats darf in der Stadt ein anderer als der Pferdebetrieb nicht 

eingerichtet werden", sei der Stadtgemeinde im Sinne des § 53 letzter 
Absatz des cit. Gesetzes ein wohlerworbenes Recht dahin oonstitnirt» 
dass die Befugniss für den Bezirksausschuss, die Zustimmung zu er- 
setzen, aus § 7 nicht eri'ftnct sei. ist felilsnni. Für die Begründung 
eines wohlerwoi lu neu Rechts mit der W'irkiiiiu', dass dadurch die Zu- 
stimmungsergänziniLi für die Zukunft hätte abgeschnitten werden sollen, 
bietet die angezogene Vertragsbestimmung keine I'nterlage; denn da- 
durch, dass darin der Stadtgemeinde die Disitosition nach eigenem Er- 
messen über den Strassenkörper gegenüber einer Benutzung vorbehalten 
ist, die vom Gemeingebrauche abweicht, wird nur etwas anerkannt, 
was nach dem damaligen Bechtszustande von äei; freien Ent- 
Schliessung des Magistrats abhing; dnrch ein solches Zugestftnd- 
niss ist mithin keine Schranke gegen die Anwendung der neuen Bechts- 
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Ordnung gezogen. Nnn liat aber gerade das erst nach dem Vertrage 
in Kraft getretene Gesetz vom 28. Jnli 1802 in der Möglichkeit eines 
Erg&nmngsbeschlnsses dem Bahnnntemehmer die Hülfe Meten wollen, 
sein Unternehmen, soweit es sich dabei um die Verwendang von Strassen- 
kOrpem handelt , gegen den Willen des Wegennterhaltnngspflichtigen 
zu yerwirklichen, bezw. in seiner Entwickelung zu sichern, wenn nnd 
soweit es sich am die Neuordnung von Verkehrseinrichtungen und die 
Einstellung neuer Kräfte nnd Bewecrungsniittel in den Transport handelt. 
Es würde also mit dem Geiste der fortschreitenden Gesetzgebung völlifr 
unvereinbar sein, wollte man die Benutzung der 8tras>;pnköri>pr auch 
ferner von der Einwilligung des Magistrats nach freier Eutschliessuog 
abhängig sein lassen. 

Es war aber auch aus den in dem Thatbestande hervorgehobenen 
Riicksichteu des Gemeinwohls der Anlass gegeben, in die Verfügungs- 
freiheit des Magistrais in dem durch den Tenor umschriebenen 
Umfange einzugreifen. Der Bezirksaussckuss hat die Ueberzeuguug 
gewonnen, dass die der Stiassenbahngesellschaft eingerftomte Nntznng 
der Znftihrstrassen in den bereits Yorhandenen, bezw. noch anzubringen- 
den Schienenstringen trotz der Konkurrenz mit dem Oemeingebranch 
dieser Wege durch das Publikum im Allgemeinen vereinbar ist. 

In den Betrieb des Unternehmers anf den Znfuhrstrassen znm 
Bahnhofsgrundstßcke eingreifende ßedingangen zu stellen, muss von 
dem Bezirksausschuss, als ausserhalb seiner Zuständigkeitsphftre liegend, 
abgelehnt werden. Auch die Abwendung von Belästigungen oder gai* nur 
wirthschaftlichen Nachtheilen, welche für die Nachbarschaft und weitere 
Umgebung aus dem Hetiieb auf dem Gilterbahnhof selbst erwachsen 
sollen, liegt ansserlialb des Rahmens, in welchem sich die ganz in das 
ptlichtmässige Ermessen des Bezirksausschusses gestellten Erwägungen 
bei Ergänzung der Zustimmung der Unterhaltungspflichtigen hinsichtlich 
der Strassenkörpcr zu halten haben. Wegen des Betriebes auf dem 
Güterbahnhof untersteht die Strassenbahngesellschalt, weil abweichende 
gesetzliche Vorschriften ein Mehreres nicht fordern, neben den im 
Bechtswege zu verfolgenden Entschädigungsansprüchen in polizeilicher 
Beziehung nur den Einschränkungen, wie sie im § 10 Titel 17 Teil II 
des Allgemeinen Landrechte ihre Umschreibung gefunden haben. Anf 
ihre Beachtung kann jederzeit von der Polizeibehörde gehalten werden. 
Die Forderung eines weitergehenden Schutzes, insbesondere fttr die in 
der Umgebung belegenen städtischen Lehranstalten findet in den Ge- 
setzen gleichfalls keine Stütze. 
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15. 

ttnuidzage des neuen Badlsdien Entelgmugsgesetzes t. IM. Juni 1899. 

Von e. 8. Flein, 

Beehtaanwalt beim GroMhenogl. Oberlandeagerieht in Karkrohe 1. B. 

Den Anetoes mr Neuregelung des Badiaeben EnteignangereehtSt das Mä- 
her wesentlich dnrcih das Gesets über die Zwangsabtretong vom 88. Angast 
1836 g:e«)r(lnet war, gab die läafilhrniig des B.G.B. Man nalim dabei das 
Preoss. Enteignung^preBetz vom 11. Juni 1874 and das Württ. Enteiprnnnps- 

pesetz vom 30. December 1888 znm Vorbild, scliloss sich ioiLu h vielfach auch 
weiterl»auenil einerseits an das alte Hecht au. anderseits an Wünsche des Ba- 
discben Städtetags. Das (iesetz ist in fünf Titel gegliedert. 

Der erste Titel enthilt die allgemeinen Bestlnunangen tber den Inhalt 
und den Umfang der Enteignung, ftber die Vorbereitnngdiandlttngen und über 
die diureh die Enteignunßr gebotenMi Anlagen and Einrichtongen. Wesentliche 
Abweichungen von den Vorbildern sind dabei nicht zu nennen. 

Der zweite Titel priebt die materiellen Grundsätze der Entschildigung'. 
Von Besonderheiten sind iiier folgende /.ii verzeichnen. Massfjebender Zeit- 
punkt für die Werthbemessung ist in der Kegel der Tag der Bekanntmachung 
der Abtretongstagfahrt dnreh das Besdrksamt. Bd Abtretong der »ir An- 
legung oder Erweitening von Ortsstrassen oder Plltzen erforderlichen Grand- 
stficke ist der Zeitpunkt der Einkunft des Abtretungsbegehrens beim Bezirks- 
amt für entscheidend erklärt. Erhöhung und Vermindernnf;: des Werths, die 
erst in Folge der Anfstellnns: des (»rtsbaujdans ein^etretf-n sind, -sollen zwar 
nicht in Betracht kommen, jedoch soll mit der ( )rtsbauplanautBtelluug nicht 
die Werthbildiuig vollständig still gestellt werden, sondern — wie der 
KommlMionsberielit der n. Kammer ansdraeUiiA hervoA^ — dte bis anm 
spttteren Tolbsag der Enteignnng in dem betr. Gemarknngstheile ohne Rttcit- 
dcht anf den Ortsbanplan inswischen efaigetretenmi Werthver&ndemngen be- 
rücksichtigt werden. Eine Kompensation mit Vortheilen, die dem Enteigneten 
etwa ilnrch die Ausfiihrunir des rnternehmens selbst erwachsen, ist sowohl 
bei der Gesammtenteitrnnntr wie bei der Tileilenteil^■nun^• nach den .Materialien 
ZU dem (iesetz ausgeschlossen. Sie war bei der Theilenteignung im Kegierungs- 
entwvrf vorgesehen, worde aber gestrichen. Eigenartig sind im Gesets die 
sog. Nebenbereohtigten behandelt, woan das Geseta aaeaer den ding^chen 
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Rechten Dritter aaeh die Miethe uud Pacht zählt. Beim Erbbaarecht, der 
beschrftnkten perslhilichen Bienetbarkeit und der in Baden nur bei Ver- 
pflichtung m viederkehrraiden Ldetiingen ffir den Lebenannterhalt einer be> 
stimmten Penon zolSsBigen RenllMt erbalt der Berechtigte einen Antheil 
an der fflr das unbelastet gedachte Grundstück festgestellten Entsch.ldi^nfr 
und zwnr 'len Tlioil, um den das Gnindfitürk dnreh das Nol^pnrecht in soinom 
Werth iieiniiKlert ist. Soweit bei den seitlier benannten Nt liLnieclitcn den Be- 
rechtigten ein über jenen Antheil hinausgehender Vernii»jjenss( haden envächst, 
hat diesen der TJaternehmer m tragOL Das Omndpfand i^Hypotbek, Qnuid> 
nnd Bentawehnld) ftUt natOrlich einfadi unter das Surrogationsprinzip. Dss 
gleiche gilt vom Nlessbranch; erwttchst aber dem Niessbrancher weiterer Ver- 
mö|2rcnB8chaden, so erhält er auch diesen vom Unteiiiehmer ersetzt Dingliche 
Vorkanfsbereolitiirte. Aliether und Pächter erlialten Interesseorsatz anssoliliess- 
lieh vom Unternelimer, die Entschiiditrnnfr des Eigentliümers wird dadurch 
nicht berührt. Bei der GrunddieuHtbarkeit tindet eine getrennte Schätzung 
statt, wdl ihr Werth fftr das Iterrsehende Qmndstfiek häufig grSssw Ist, sls 
die durch sie Tenursachte Werthmlndenmg des dienenden Gnmdstiieks. Der 
Dienstbarkdtsberechtigte erhalt deshalb seinen ganzen Intresseersata ledigllGh 
vom Unternehmer; der Eipenthümer dagegen erhHlt den mit Rücksicht auf die 
sein Eic:enthnm belastende Dienstbarkeit festzustellenden Werth des Grund- 
stücks als eines belasteten. 

Bei der Entschädigung i'ur die BeschrUukang de» Eigenthums unterscheidet 
das Ges^ mnweckmSssigerweise absichtlich nicht zwischen vorübergehenden 
Beschraaknngen (abgesehen von YorbMreitnngshandluigen) und Entziehung oder 
Besdhrtakung von Frttchten oder von ZubehOr einendts, nnd danemden Be- 
schränkungen anderseits. Art. 53 Abs. 2 Satz 2 Einf.-Ges. z. B.6,B. ist also 
nicht anwendbar. Die (irnndsiitze für die Entzieliimtr des Eiironthnms sind 
vielmehr unterschiedslos analog auf die Beschränkung des Eigenthums für an- 
wendbar erklärt. 

Der dritte Titel regelt das Enteignungsverfaliren. Die Unterscheidung 
zwischen dem normalen Entel^aagsverfaliren und dem DriagUchkdtsverfahr» 
ist nach dem Muster des prenssisehen Gesetzes durchgelBhrt. Das Verfahren 

wird eingeleitet dnrcli den Antrag beim Bezirksamt, das nach Bericht an das 
Ministerium de» Innern die Abtretunirstagfahrt vor der aus dem Bezirks- 
beamten, einem oder melireren teilmischen Beamten oder Saeliverständigren 
und dem Bürgermeister bestellenden (Abtretungs-) Konnuission ansetzt. Ein 
eigentliches Planfeststellungs verfahren, wie es das preuss. Gesetz in §§ 15 ff. 
und das wflrtt. Gesetz in Ait. 16 ff. kennt, ist dem badischen Gesetz fremd. 
Doch ist der mit dem Antnsr vorgelegte Plan insofern nur ein vorUnflger, 
als die Abtretnng.skommission Vorschlage über Aendernng des Plans zu prüfen 
und zu begutachten hat. Dieses Gntachten über die Abtretung- wird durrli 
das Ministeriuui des Innern, wenn es den Antra<r für beL'Hindel eraehtet. dem 
Staatsministerium voigelegt und erst dieses erlässt die Entscheidung über die 
Abtretung und setzt dabei endgiltig den Plan fest. 

Bei Eisenbahnen, die fiir Zwecke des öffentlichen Yericehrs ganz oder 
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zum Tliei! mit eigenem Balmkrujicr zur Austiilirung^ frehraclit werden sollen, 
ist der Einleitungsantrag beim Ministerium des Innern zu stellen, wt-ldus 
den Vorstand der Abtretungükommisaion und die technischen Beamten und 
Sacbventändlgen emennt. Dem Antrag miise jedoch die Eonzesaionsertheilimg 
vorhergehen, die nach § 4 de» Gesetsee, betr. das Genehmlgnngeverfahren 
Eisenltalinanlagen vom '23. Juni 1900. bei Hanpt-, Neben- und wichtigeren 
Kleinbahnen durch da» Ministerinm des (ir. Hauses und der auswilrtigen An- 
gelegenheiten (als Eisenbahnministerium), bei anderen Kleinbahnen durch das 
Ministerium des Innern belbst erfolgt. Vor Anordnung der Abtretungstag- 
fahrt muäs den Unternehmer durch Pfähle und Prufile die von ihm bean- 
spruchten Grundflächen sichtbar machen. Einsprachen gegen die ansgesteckten 
Bahnlinien sind in der Tagfahrt voranbringen. Die endgiltige Entseheidiing 
fiber die Zvgsriehtnng hat anch hier das Staatsministerinm in der Abtretnngs- 
entscheidnng. 

An das Abtretnnpsverfahren scliliesst sich das administrative Ent- 
schädigungs verfahren, dessen Leitung das Gesetz in die Hand der Landes- 
kommissUre legt, das sind Mitglieder und Bevollmilchtigte des Ministeriums des 
Innern fttr ^e vier LandeslcommiastrbeairlLe des Landes. Die Entscheidang 
erfolgt nicht anf Grund eines Gntaehtens, sondern unter Vorsits des Landes- 
kommissärs und ehrenamtlicber Hitw irknng von zwei oder vier sachverständigen 
BeisitzeiTi als (Entschildigungs-) Kommission. Das Verzeichniss der Beisitzer 
wird vom Ministerium auf (irnnd der Vorschläge der Landeskommissilre nach 
Anhörung der .Selbstverwaltungskörper (Bezirksräthe und Kreisausschüsse) und 
der obersten technischen Staatsbeliörden geführt und öttentlich im iStaats- 
anzeiger bekannt geniadit. Es wird nach BedHrftüss berichtigt ond er^^but, 
jedenfalls aber von 6 an 6 Jahren erneuert Die Auswahl fBr den einzelnen 
Fall trifft der Landeskommissär, der aber schon nach dem scbiedsartigen 
Zweck der ganzen Einrichtung den Wünsdien und Anträgen der Betheiligten 
über die Personen der Beisitzer jede mögliche Beachtung schenkt. Die Be- 
iheiligteii erhalten vom Landcsk<'nniii;,s;ir eine Frist zur Stellung ihrer Anträge 
hinsichtlich der Entschädigung und der i'erson der Beisitzer, und nach Ablauf 
dieser Frist bestimmt er die Entschftdignngstagfahrt an Ort und Stelle vor 
der Eommisson. Sog. Ansdehnungsantrage sind si^testens in dieser Ti^ahrt 
zu stellen. Die Kommission kann Eriiebong von schriftlichen Gntaditen Sach- 
verständiger beschliessen, wenn sie dies noch für geboten hält. Die Betheiligten 
erhalten von diesem fiutacliten Finsicht und (ielegenheit zur Aensserung. 
Die Kommission trlässt den Fest>t«llungsbesciu' mit Stimmenmehrheit. Nur 
innerlialb eines Monats von Zustellung des Fests. Ilungsbeseheids ab kann der 
Unternehmer zurflcktveteo — vorbehaltlidi des Ersatzes des durch das Ent- 
eignungsverfahren erwachsenen, im gewöhnlichen Rechtsweg zu verfolgenden 
Schadens. Innerhalb 6 Monaten von Zustellung des Bescheids steht sowohl 
dem Fntemehmer, als dem im administrativen Entschädigungsverfaliren mit 
Anträgen aufgetretenen Enteigneten das Keclit zu. durch Klage bei dem 
ordentlichen (.ierirht das gerichtliche Entschädigungsverfaliren herbeizuführen. 
Zwischen das administrative und das gerichtliche Entschildigungsveriahreu 
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schiebt sich beim Drin^Iichkeitsverlahreu die vorläufige BesitzeinweiäUDg durch 
den LandeskomnÜBsär ein. 

Nach Bechtsknlt des FeststellungsbescheidB oder UrCheils rnnw der nicht 
famerhalb einei Monats nach Znstdlnng des FeststeUangsbeschdds znrftck« 
getretene üntemefamer die EntschSdigung zahlen oder unter bestimmten Vor^ 
anssetznngen hinterlegen, and hierauf erlässt der LandeskommissBr den Ent- 
ei^nngsbeachlnss, durcli dpsrjpii Znstellnnfr an den Enteigneten das Eigrenthum 
oder Reclit auf den Untci luliiiicr iihergelit (»der d'w Beschränknngen in 
Wii'iisainkeit treten und alle nicht im Enteiguungäbe»chluüti vurbehaltenen 
Lasten erlöschen. 

Der vierte Titel normirt die Kosten, der fttnfte radlieh giebt Schloss- 
nnd Uebergaiigsbestimmiingen. Ans den Schlnssbestimmnngen mag hervor- 
gehoben werden, dass im O^nsatz zum preuss, Gesetz, das in § 57 nur ein 
Voi-kaufsrecht bei Theilenteiirnungen kennt, das badiscLe Gesct/ dvm früheren 
Eigrenthümer ein (^bligatori^( lies Wiederkaufsrecht eiuritumt. wenn nach Za- 
Btellung des Enteignangsbe»chlus»es das Unternehmen aufgegeben oder in der 
Wdse geftndert idrd, dass enteignete Omadstftdce gsguc oder theilweise fBr 
das Unternehmen nicht mehr nothwend% sind. Voranagesetat ist, dass nicht 
inzwischen werUierhOhenda «sseatliehe Veribidentngen vorgoiommen sind. 
Die Klage muss innerhalb dreier Jahre von der Zustellnng des Enteignings- 
beschlnsses an beim ordentlichen Gericlit erhoben werden. 

Schliesslicli mag bemerkt werden, da^ss in jedem Stadium Vereinbarun;reu 
der Betlieiligten getrofl'en werden küuuen, sowoiil im Abtretangs verfahren, und 
zwar sei es Aber die Abtretung sllein, sei es Uber diese nnd zugleich über 
die Entschädigung, als im EittscbSdigttiigsTwfahren über die Entsehüdiga]«, 
ebenso wie ErfttHmig»- nnd einstweilige Besitafiberlassnngsverainbamngen. 
Die Abtretungskommtosion hat die spezielle Aufu:abf'. das Zuntandebringen 
von Vereinbamngen ttber die Abtretung sowie Uber die Entschädigung zn 
versuchen. 
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16. 

Bte Haftjiflicht der SeMaf^as^eii-Ctosellseliaft. 

Voll Dr. Max Reindl, 

Direktionsassessor bei der Generaldirektion der Küuigl. bayr. Staataeinenbabnen 

in München. 

Die litlire Entwicklunif des Personenverkehrs und da« zunehmende 
Keisebediirtiiisä haben in den letztverfloüsenen Jaiiren immer mehr zur Noth- 
woitligkeit gefüliit, für wichtige internationale Bdseliiden beaendere Zfige, 
sog. LuxueattgOt einsofOhren, die direkt awiacben bestimmten, von 
einander gelegenen Reiseaielen lanfen und bei denen mOgUehste Basdiheit 
der Beförderung nnd bequemer, allen Anforderungen des Comforts ent- 
sprechender Aufenthalt in den Fahrzenpren wfthrend der TageS" nnd der Nacht- 
zeit als Haujtturunilsatz zu trelten hal»en. 

Zar Durcblührung dieser Züge sind zwischen den betbeiligteu Eiaeubalm- 
Terwaltnagen nnd der internationalen ScblafwageugeseUsc^alt in Miael Ver- 
triige abgeschlossen worden, wonach die letetere ihre an diesem Zwecke 
besonders eingerichteten Wagen nnter den In den VerMIgen nSher vereinbarten 
Bestimmungen zur Verfügung stellt. 

Sowohl auf dem (Tchiete des Transi>ortrechts als auf dem des Haftpflicht- 
und des Unfallversicheiniip^rerhts hat sich nun die Fra^re erhoben, wie dieser 
Betrieb der SchlatwagengeHclLjchaft rechtlich zu beurtlieilen sei und wie »ich 
denmaek die Haftpflicht derselben naeh den erwSknten Biehtnngen gestalte. 

Die II einnngen Uerflber geben weit anseinander, sodass ein Yersnch, anr 
Klttnug der Sache beizntragen, nicht nngerechtfertigt erscheinen dflrfte. 

Was in erster Linie das Trans portreeht anlangt, so handelt es sieh 
hier speziell um die Frage, ob die Srhlatwaccntrescllsf haft für das von den 
Reisenden in die Wa^en (Salon- und Si lilat'wa^tn) eingebrachte Gepiick hafte 
nnd, wenn ja, in welchem Umfange. Während nun die franzüäiiiche Kecht- 
sprechnng schon des Öfteren in der Lage war, sich hierflber an Inssem nnd 
der frana5sisohe Eassationshof, im Gegensats an den unteren Gerichten, ans- 
gesprochen hat, dass eine Haftung der SchlafwagengeseHscbaft für diese ein- 
<:ebi-arhten Sachen nur insoweit bestehe, als dem ESsenbahnbetrfebsnnternehmer 
die Haft mm- für das in die Personenwagen mitgenommene Handgepäck 
reglemeutmiissig obliege sind in Deutscliland oberstricliterliclie Entscheidungen 
in dieser Hinsicht noch nicht ergangen. Dagegen hat sich die Literatur 



*) S. aie ürtheUe bd Eger, Entsob. Bd. 18 8. 187 n. Bd. U S. 807. 
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in DentsclUand tlnrchweg gegen die Auffassniig des fraiusösischen Kagsatioma- 
hofes ausgesprochen nnd in Uebereinstimmiuig mit den ftransSsisdien Unter- 
gerichten Ar das dentscbe Becht die Ansicht vertreten, dass Sehiafwagen- 

fregellscliaft als „Gastwirth" im Sinne <les § 701 B.G.B, zu betrachten sei 
nnd daher für die vom Reisenden in die Wa^^on einffebracliten Sachen nicht 
nach Ma8B(2:abe der Bestiraninnffen über das Fi adittrpst liiit't, sondern nach Maas- 
gabe jener des § 701 B.G.B, über dau Uabtwirthsgewerbe hafte'). 

Diese Aaffassnng ist insbesondere von Fnld in der Deutschen Joristen- 
zeitang Jahrg. 1900 Mr. 10 S. 2137 ansfiihrlieh begründet worden. 

Die Leistungen, welche die SchlafWagengeseUschalt den Beisenden gegm 
ein bestimmtes, in Geld bestehendes Aeqnivale&t gew!llire, seien — so ftthii 
Fuld a. a. 0. ans in der Hauptsatlie ^renan dicsell»en wie diejenigen, auf 
welclie der GaHt dem Gastwii the freireniibiT Anspruch erliebcn kann. Sie lasse 
anf gewibseu Linien besonders eingerichtete Wagen, Sclilaf wagen , verkehren, 
die bestimmt seien, dem Reisenden einen Ersatz für das Hotel zu bieten; 
der Ersats mOge thatsKchlich ein mehr oder minder nnvoll1u>mmener sehi, 
in rechtlieher Hinsicht sei der Schlafwagen jedenfalls ein Ersats des 
Hntels, und man könne daher ganz gnt sagen, dass dt i 8cliafwagen ein rol- 
lendes Hotel darstelle. Der Umstand, dass die Schlafwafrenjresellschaft dem 
Keiseiiihn besondere Abtheile mit Betten zur Verfügung: stelle, dass sie ihm 
Tuilettenkabiiieu einräume, das» sie eine Kestauration mit Speisen nnd Ge- 
tränken bereit halte und endlich, dass in dem Wagen sich Angestellte der Ge- 
sellaehaft befänden, deren Aufgabe es sei, einerseite fUr die Ordttvng in den 
Wagen so sorgen, andererseits den an sie gelangenden WOnschen der Beisenden 
zu entsprechen, zeige zur Genfipe, dass die Schlaf wagengesellscliaft genau das 
leiste, was der Hotelier leistet, dass sie, um dii Ausdrurksweise des B.G.B. 
?M {rebrauchen, „Fremde gewerbsmilssirr zm- Bflif iberL''uni: aufnelinif *" . Der Be- 
griff des Beherbergens umfasse einmal die Gewährung einer Wnlmiuig bezw. 
eines Schlafraums, logement im Sinne der französischen Kcchtssprache, sudann 
aber die VerkSstigiu^; nadi dem Gesagten handle es sich aber bei der Anf* 
nähme von Fahrgästen in die Wagen der SeUafwagengesellscbaft nm ein Be- 
herbergen und da dies Beherbergen ein gewerbsmässiges auf Seiten der 
Gesellschaft sei, so ergebe sich hieraus, das» die Gesellschaft in Ansehung 
der von den Fahrgttsten eingebrachten Sachen der Haftung nach § 701 B.G.B, 
unterliege. Dagegen spreche auch nicht der Imstand, dass § 701 a.a.O. 
nur von aGastwirthen" spreche, die Schlafwagengesellschaft aber weder im 
Sinne des täglichen Sprachgebravchs noch aaeh in dem des Verwaltnnga- nnd 
Gewerberechts als «Gastwirth* bezeichnet werden Itänne; ivtth einerseite 
könne eine Person Gastwirth sein, ohne als solcher im t.'lglichen Leben be- 
zeichnet zu werden, und andererseits gebe es zahlreiche Personen, die Gast- 
wirthe im öiune des Gewerberechts seien, ohne gleichwohl nach g 701 a. a. ü. 



') .lakubozky. T!»iii< ikungen znni Entw eines B.G.B. S. 144; Planck, Komm, 
z. B.ü.a Vürbtm. zu § 701 Zift. III; Oertmann, Komm. z. B.ü.B. Note Ib zu § 701; 
Staadinger, Komm. s. B.G.B. Anm. II sn g 701. 
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zu liaften, z. B. die Restani-ateure , die nicht Fremde bei sich beherbergen; 
bei der Anwendung des § 701 seien die Gerichte an die Entscheidangen der 
VerwaltimgsbehSrdttii keineBwegt gslnnideii itnd wenn aach im AUgem^en die 
KenEeBBioninmg oder IßchtkiMaMMioniniiiflr «Iner Person »Is OastwirCh ein 

wichtiges Kriteriuni dafür bilde, ob dieselbe als Gastwirth im Sinne des § 701 
B.G.Ii, anzuseilen sei. s«» ki'inno docl» diese Qualitikation bei pinor Person 
auch angenoniuicn werden, trotzilciii sie eine KunzchHion im Sinnr der (ie- 
werbeordnunfT aus besonderen Grüudeu nicht liabe. Auch der weitere Kinwaud 
sei nicht durchhclilageud, dass der Vertrag Kwisclien der Schlafwagengesellscbaft 
and dem Reisenden ein Transportyertrag sei nnd nicht ein dem MiethsTertrag 
analoger Vertrag, wie er zwischen dem Oastwirth und dem Beisenden ver- 
eitthart wird; denn der Transportvertrag werde zwischen dem Reisenden nnd 
der Eisenbahuverwaltunff abir<^s( lilns!<en und dio .'"^clilafwa^renpfesellscliaft sei 
dabei in keiner Weise brtlifilijrt, wie sich aus ilcr Thatsaclie crizcbe, da.ss 
für den Transport der Kei.sende eine Falirkarte lösen müsse, wiiliicnd er für 
die Benutzung der Einrichtungen des Schlafwagens eine ZusclUa^^skarte zu 
Iftsen habe; Transport nnd Beherbergung würden also aach hierbei ganz scharf 
von einander geschieden and aaseinandergehaltea, woliei es gMchgUtig sei, 
ob die Schlafwagengesellschaft nur die Zusclilajrskarton oder auch die Fahr- 
Icarten auf Grund einer Vereiubarnn«? mit der Eisenltalm für die letztere aus- 
frebe. Schliesslich Sprüchen auch nnch die trleiclien ifesetzsreberisclien Er- 
wUgungen, die zur Einführung der liaftuat; des §701 B.G. IJ. jrtführt hätten, 
fUr die Subsunürung der Sciüaf wagenge Seilschaft unter den § 701, da der 
Rdsende, der in den Schlafwagen einsteige, in gleidier Weise wie der 
beim Oastwirthe absteigende Reisende daraaf rechne, sichere Unterknnft auch 
lieafiglich seiner ein^'cbrachten Sachen zu finden. 

J^o bestechend nun diese Ausfülirunpreu Fulds auf den ersten Pdick auch 
sein niütrcn, so wfTiit' kimucn sii' bei näherer Futersuchnnp- <b r tlia{siii lilir1u>n 
VerhUltnisse, unter denen sich der gesanimte Betrieb der Schlaf wageugesellsi liaft 
vollzieht, standhalten; sie ziehen ilire Schlüsse lediglich aus den den Reisen- 
den der Schlafwagenzüge gegenfib^* den Reisenden anderer Züge anstehenden 
und änsserlich in die Ersch^nog tretenden Bequemlichkeiten, wie Gewfthrnng 
eines Sciilaflagers w&hrend der Nacht und Bereit«tellang von Speisen und 
Getrilnken, werden aber der wirklichen Gestaltung der Dinge und der sich 
aus den cinsehlügitren Veitrii^on zwischen den Eisenlialinverwaltunfren und der 
Schlaf wagengesellschaft ergebenden Kechtslage nicht «rerecht. Fm die Art und 
die rechtliche Natur des Gewerbebetriebs der Schlaf wagengesellschaft richtig 
an benrtheilen mass man vielmehr die zwischen den verschiedenen betheiligten 
EisenbahnverwaltangMi und der Schlafwagengesellschaft Aber die Einrichtung 
und DurchführnnfT der sog. LuxuszUge geschlossenen Vertrilge ihrem ganzen 
Inhalte nach nüher ins Autre fassen und wenn man dies thnt, wird man m. 
E. keinen Augenblick mehr in Zweifel «ein können, das-^ <lie Sdilnfwa^'-pn- 
gesellschaft nicht etwa ein ^Gastwirtlisunternehinen" ist, dcf>.-cn t;ewci iisniiissifrer 
Betrieb darauf gerichtet ist, die Keiseudeu bestimmter, von den Eisenbahn- 
Verwaltungen gestellter Zttge auf ihren Wunsch in einem besonderen, der 
Xger, SiMataliarMhtUsh« BBti«li«Mviit«i ZVIU. 86 
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Gesellscliaft gehörigen Wagen gegen besondere» Entgelt während der Nacht 
zn beherbergen, sondeni vielmehr ein « Transport nnternehmen'', das sieh 
im Vereine mit den betholigten Bäsenbahnverwaltnngen znr Aufgabe gemacht 

liat, sellist und mit oi;>pnen Fahrseogen besondere Züpre einEOiichten , am 
Reisende in einer allen Ant'ordeningen der Bequeuiliclikeit entspreelienden 
Weise direkt iilier iir«>i8e internationale Linien zu befördern. 

Das franze Zugsniaterial der sofr. T.uxusziifre (Schlaf-, Salon-, Speise- nnd 
Gepilckwageu) wird nämlich, mit Ausnahme der Zugskraft, von der Schlaf- 
wagengesellsehaft gesteUt. Diese Zfige gelten daher kraft ansdrttddicher 
Vertragsbestimmung als besondere Personenattge, die, sowdt nicht etwa 
einzelne Vertragsbestimmungen entgegenstehen, ansschliesslich der Ge- 
sellschaft znr Verf ii^'unc stehen. 

Diese Zixge dienen ni<'lit nur zur Heförderung von Reisenden, sondern 
anch zur Beförderung des nach Massgabe der einsohläjrij^en rej^lcinentarischen 
Bestimmungen unter Bezahhing der tarifmässigen Fracht znr Aufgabe ge- 
langenden Ge^U^ der Reisenden; in die FersonMiwagen (Schlaf- und Salon- 
wagen) darf nur das reglementmftssig znlflssige Freigepttck mitgenommen 
werden. Die Schlafwairengesellschaft kann ferner mit besonderer Zustimmung 
der betheiligten Eisenbahnverwaltunpen auch kleinere Frachtstücke und Waaren- 
senduniren. insbesondere <i'ir. St.]inellzujrsiriiter, unter den hiefür niassc'eV)enden 
rej^lenientarisclien Besttinumuifren gejren eine tarifmfissicr festgesetzte Zuschlags- 
gebühr in iliren Zügen befördern und sie ist vertragsmässig sogar verpflichtet, 
die Benfltanng ihrer ZQge znr BefSrdemng von PostsendnngMi nach niberer 
Massgabe des hierober von ihr mit der Postverwaltnng zn treffenden Ab- 
kommens soweit zn gestatten, als dadnrch die Bestimmang der ZOge nicht 
beeinträchtiprt wird. Die Gesellschaft hat znr Siclierung der ordnungsmässigen 
Durchfiihruuir der Zii>re Keserveziipf an bestimmten Endpunkten bereit zu 
halten, unterließet bezüglich ihres ^e>anjmten Wajrenmaterials allen durdi die 
»icherheitspolizeiiiclien Vorsclu-iften gegebenen Anordnungen ^z. B. periodische 
üntersnchvng der Wagen) und hat sidi fftr die Wagen, welche von den 
Eisenbahnverwaltnngen ans deren eigenem Wagenpark unterwegs — rtwa 
wegen Laufmsfähigkeit eines Wagens der Gesellschaft oder auf Grund je- 
\veili;?en Einverständnisses aus irgend einer anderen besonderen Veranlassung — 
in den Zu«,' eingestellt Avi rdt n . Was:emniethe an die Eisenbahnverwaltnng zn 
entriiliti-n Die für die iklördiriuifr der Personen zu zahlenden Gebühren 
sind im Tarife festgesetzt und urduuugsmiissig veröiieutlicht nnd setzen sich 
zusammen ans dem Preise einer Fahrluurte f&r die 1. Wagenklasse und einer 
besonderen fOr das Kilometer sich berechnenden Zuschlagstaxe; die Schlsf- 
wagengesellschaft darf auf der einen Seite keine höheren Gebühren — etwa 
fBr die Benützung der Betten und Gewährung der sonstigen Bequemlichkeiten — 
als die antregebenen bi\nns]trurhen und sie darf andererseits keinen lioisemlen. 
der diese Gebühren bezahlt und den in den Ueplenients tieirebenen Bcstininiuntren 
nicht zuwiderliandült, von der Beförderung zurückweisen; sie darf ebensowenig 
zn Gunsten eines Reisenden auf die Znschlagstaxe verzichten als die Eisen- 
babnverwaltnng Jemanden, der lediglich mit einer Fkhrkarte I. JOasae ver- 
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seilen ist, in den Zui: zulassen dait , selbst wenn er von den dnreh die 
Schlatwagenfresell schalt gebotenen liequeuiliehkeiten, insbesondere Benützung 
eines Sohlaflagerti , keinen Gebrauch machen will oder nach Lage der Um- 
gtSade, s. B. wegen der Kfirse der Fahrt, keinen Oebranch machen kann. 

Alle diese eben angefahrten Punkte der VertragBabmaehmigen sprechen 
nun m. E. im;;\veideQtig dafür, dass der Betrieb der Schlafwagenjer^sellschaft 
nicht ein Betrieb „zur larewerbsniilssipen Heherberg-nnp: von Fremden", sondern, 
wie der franzi-sisdie Kassationsliof wiederholt anfrenomnicn ') und auch das 
deutsclie Keichsversieherungsamt al« zutrerteud anerkannt hat"''), ein „Eisen- 
bahnbetrieb'' ist, der sich in der Weise vollzieht, dass von der Schlafwagen- 
gesellschaft nnter Benfttanng Aremder Geldieanlagen und fremder Dampfkraft 
sowie zum Theil firemden Personals das gesammte rollende Material anr Be- 
fBrderong von Personen und Gej-ihk gestellt wird, bei dein also die Gesell- 
schaft gewiBserniattsMl als Mietherin der Danipfkraft und der (leleiseanlagen 
zu betrachten ist und bei dem ein sog-, konibinirter Betrieb vorliefrt, 
indem auf der einen Seite die betietVciide Eisenbahnvt i waltung. auf der anderen 
Seite aber die Sclilat'wageugesellschaft als Unternehiueriu, auf deren iiechuung 
ond Gefahr der Betrieb erfolgt» ansosehen sind; denn all diese Vertragsr 
beatimmnngen wftren mehr oder minder nnerkl&rlicb, wenn man die Schlaf- 
wagengesellschaft als rntemehmerin eines «Qastwürthsbetriebs* und nicht als 
Unteniehmerin eines „Eisenl)ahnbetriebe8" ansehen würde. IIHlt man niUulicli 
die Srlilafwajrengesellsehaft lediglich für einen -Oastwirth*. dessen Betrieb 
auf die ;rewerbsiii;lssige Beherbergung von Fremiieu gerichtet ist, so muss man 
nothwendiger Weise als alleinige Lnternehuierinueu dei Züge die betheiligten 
MBenbahnverwaltuigen ansehen, welche der SchlafWagengesellscbaft die Aus- 
fibnng ihres Qastwirthsbetriebes in ihren — den EisenbahnTerwaltmigen — 
gehörenden und von ihnen nntemonuuenen Zügen gestatten. Dann ist es 
aber nidit erklärlich, warum der Gastwirth und nicht die Eisenbahnbetriebs- 
nnternehraerin das tresammte Ziigsmaterial und insbesondere auch die zur Be- 
förderung des (Seiiäi ks. weh lies nach den einsi lil;ii;iiren reglementarischen 
Bestimmungen unter Bczaiilung der Gepäckfracht zum Transporte aufgegeben 
wird, erforderlichen Gepftekwagen an atellen hat, warum die Züge ans- 
BchUeaslieh als besondere Personenatige der SchlafwageageseUschaft erklBrt 
sind, warum die Gesellschaft, also der lediglich in dem Zif^ s^ Gewerbe 
ausübende Gastwirth, beispielsweise für Gepäckwagen, die die Eisenbahn zur 
Beförderung des reglementm«ssig abgefertigten ( JepiU-ks ans bcsunderi r Ver- 
anlassung aus ihrem Wagenbestand in den Zug einstellt, NVagenmietlif au die 
Eisenbahn zu entrichten hat, weshalb ferner zwischen der Eisenbalmverwaltung 
und dem GastwirOe besondere Yerabredungen fibw Beorderung von Waaren- 
sendnngen in den von der irsteren veranstalteten Z^en erforderlieh sein 
sollten und warum femer die Verpflichtung zur Beförderung von Postsendungen 
mit diesen Zügen dem Gastwirthe und nicht der Transportuntemehmerin ob- 



•) S. bei Eger, Entsch. u. Abb M i;? S. 127 u. ?.(]. 14 S 207. 

*) BescblasB v. 12. Oktober Ibüti im Archiv f. Eiseubahuwcseu Jahrg. 1MH7 S. III. 

2ö* 
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liejrm solle uml der (iastAvirtli , nicht <lie Eisenbahnbetriebsunteinehmerin die 
diesbezüglichen Vereinbarungen mit der Postverwaltung abzuscUliessen habe, 
weBhalb Bodaon mir das in den einschlBf^en Reglements vergesehene Sbuid- 
gepHck beim Gastwirtbe eingebraelit werden darf nnd warum endlicli dem 
Reisenden nidit gestattet ist, mit der Eigenbalm eines Vertrag über Be- 
förderung seiner Person abznschliessen ohne dass er auch — weil er dio 
Loistuncrf'n des (Taftwii-tlis nirht in Anspruch neiimen will (»der wegen der 
Kürze dei l'aliif nnd der ra^reszcit , in die sie fttllt, nicht einmal in An- 
spruch nehmen kann — gleichzeitig mit der (iesellschaft, dem Qaetwirthe, 
einen Beherbergongsvei-trag abschliesst Würden, wie Fnld annimmt, nnd In 
Konsequenz seiner AnfHassang anch annelmen mnss, awei v<m dnander vn- 
abhBngige Vertrüge, ein Transportvertrag mit der Eisenbahn und ein 6e- 
herbergnngsvertrag mit der Schlafwagengesellschaft, vorliegen, von denen der 
eine von dem anderen vl'lliir unabh?tngig ist, sn niüsste doch folgerichtig dem 
K(Msenden die Absclilicssuiit; eines TransjiovTvt i f raues mit der Eisenbahn ohne 
^Iciclizeitige Abschliessung eines Beherbergunj^.-»\i'rtrages mit der Schlafwagen- 
geseUschaft filr den Fall, dass er anf die Leistongen der letzteren keinen 
Ansprach erhebt, möglich sein. 

Nachdem bisher Gesagten Icann daher m. E. kein begründeter Zweifel darüber 
bestehen, dass der Vertrag, der über die Beförderung einer Person in einem 
Zuge der Sclilafwagengesellschaft aliuresclihisscn wird, lediglich ein Trans- 
portvertrag nnd zwar olme einen daneben herlaufenden Beherbergnngs- 
vertrag ist; der Reisende schliesst niclit, wie Fuld annimmt, einen Trans- 
portvertrag mit der Eisenbahn nnd nnabbllngig davon einen Beherbergungsvertrag 
mit der SchlafwagengeseOscbaft ab, sondern er sehUesst mit der Eisenbahn 
nnd der Schlafwageneresellsehaft — gldchviel ob er seine Fahrkarte und die 
Zoschlagskarte bei den Ausgabestellen der ersteren oder der letzteren löst — 
einen Vortrag über Beförderung seiner Person ab. jednch mit der 
besonderen Modifikation, dass diese BetVirilening in einem Itebnmleren, 
den Anforderungen der Bequemliclikeit in bestimmten iiichtuugeu [z. Ii. (ie- 
wftbning eines Schlaflagers) entsprechenden Znge zu erfolgen habe; dieser 
Vertrag ist eine locatio condnctio operis im Sinne des § 631 B.G.B., bei der 
die Eisenbahnverwaltnng nnd die ScUafwagengeaeUschaft als gem^nsdialtiiehe 
Unternehmerinnen des Werkes nach Massgabe des § 421 B.Q.B, erscheinen. 

Man kann auch nicht etwa, wie der Verfasser des in Xr. 45 S. 092 des 
.Tahm. 1900 der Zeitung- des Vereins deutscher Eisenhahnverwaltant;en ent- 
haltenen Aulsatzes sowie Eger in seinem Kommentare zur N'erkehrsordnung, 
2. Aufl. S. 160, meinen, einen neben dem mit der läsenbahn abnschliessenden 
Transportvertrag herlaufenden nnd mit der SchlafwagengeseUschaft abn- 
schliessenden Hiethvertrag, gerichtet auf Gewdining eines Schlafranmes und 
Schlaflagers, annehmen, da ja anch, wie bereits erw&hnt, derjenige Reisende 
der Lnxusznge. welcher keinen Anspruch auf Schlafrauni oder Sclilaflager erhebt 
oder wetren der Kürze der Reise mler der 'J'aj,'eszeit, in die die Reise füllt, 
erheben kann, die tarifmilssige (iebiihr an die SchlafwagengeseUschaft zu ent- 
richten bat, da femer die SchlafwagengeseUschaft noch eine Bieihe anderer 
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Leistun;reii als lc(liirli<h die dem Vcrmifthfr ciiii-r Srhlafstello tiblioirrriiion 
dem Keihcnilen geg:enüber zi\ erfüllen hat und da endlich tiir die Einräumung 
eioM Schlafranmes and einer Schlafstelle von der Schlafwagengesellschaft ver- 
tragsrnSsRig keine weiteren Oebflhren als der von jedem Beieoiden zu zahlende 
tarifttitoflige ZascUag erhoben werden dUrfoi. 

Ge^en die Annahme, dass ledicrlich ein mit der EisenbaluiTerwaltiing nnd 
der SoIilafwa<roniro>;t>llschaft abgeschlossener Transportvertrag vorliep:e, kann 
auch der Umstanil iii ' lits lioweigen, dass bei der Ansfiihrunfr dieses TransjM.rt- 
vertrages dem Keiseudtn Leist nnpen gewiilirt werden, wie sie auch der iia.st- 
wirth dem Gaste zn gewähren hat. Denn der Begriff des Werkvertrags als 
eines Vertrages auf HerbeifBhrang eines durch Arbeit oder Dlenstleistang 
za bewerkstelligenden Erfolges (§ 681 Abs. 2 B.G.B.) schliesst keineswegs 
Vcrriiibarnngen über die näheren Modalit^iten, anter denen der Erfolg herbei- 
zuführen ist — liier als<i Befi'.rdcrunu' in l)esonderen, auch mit Schlafrituinen 
versehenen Wapen — aus; und wenn Kuld ferner meint, der Befrrilf des 
Beherbergens umfasse einmal die GewHhrnng einer Wohnung bezw. eines 
Schlafraomeg, higcment im Sinne der franzüsischen Rechtssprache, und sudann 
die Verköstigung , beides aber werde von der Schlafwagengesellschaft anch 
ihren Beisenden gewtthrt, so kommt dagegen zn bemerken, dass die QewUining 
einer „ Wolmuni^r" — wenn man den Aafenthalt im Eisenbalinwagen wirklich 
als soMu« bezeichnen will — mit jedem Personentransport, wenn anch nach 
der Art der Ziitre und der F^inriclitunu: der \Va'^''en in verschiedener Weise, 
uaturnotliwendifr verltunden ist und dass die Jlöiiliclikeit eine« Schlaf lairers 
and der Einnahme von Speisen und Getränken bei einer Reihe so^r. durch- 
gehender, von den Eisenbahnverwaltongen allein veranstalteter Züge gegeben 
ist, ohne dass deshalb die Eäsenbahnverwaltong als «Gastwirth* angeeehen 
werden kann. Wenn sodann Faid zar Begründung seiner Ansicht noch aaf 
den dem § 701 B.G.B, zn Grunde liegenden gesetzgeberischen Gedanken 
znrückt:reift und meint, dass derselbe aucb auf den netrielt der Scldafwagen- 
fresfllM liatt zulrotfe. ihi auch der in den .^i blafwagen einsteijrende und wiihrend 
einer im \ erhiiltniss laugen Zeit') darin zu verweilen beabsichtigende Fahr- 
gast ebenso wie der bei einem Gastwirthe absteigende Gast darauf rechne, 
dass er sichere Unterkunft namentlich anch bezfiglich der von ihm ein- 
gebrachten Sachen finde, so ist dem entgegen zn halten, dass dieser gesetz- 
geberische Gnind mit gleieliem Hechte anch aaf jeden anderen, als in einem 
Zuge der Schlafwairenpesellschaft fahrenden Keisenden angewendet werden 
könnte, dass aber andererseits auch der ircset/fcberisi he (Tedaiike, der für 
die Beschränkung der Haftung der Eisenbahn bezüglich des in die Wagen 
mitgenommenen Handgepitcks bestimmend war und der darin besteht, dass der 
Bdsende Uber das in den Wagen mitgenommene Haadgepftck in erster Linie selbst 
die Anfdcht zn führen hat*), ebenso auf den Betrieb der Schlaf wagengesellschaft 

*) Dies trifl t Übrigens durchaus nicht immer zu ; miui denke nur beispielsweise an 
den Fall, dass ein Rejaeoder mit einem der Lnznsstlfe von Manchen nach Salzburg, 

Kufstoin oder Angsbnrg reist. 

§ 28 Abs. 1 u. § 34 Abs. Ü Vcrk.-Urd., Eger, Kumm.z.V.-O. 2.Auti. S. llö a.lö9. 
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zutrifft; denn es ist kein stichhaltiger Grund einzusehen, warum der in einen 
Zug der Sciüafwagengesellächaft einsteigende Reisende nicht ebenso wie der 
eiaeii anderen Zug benfitisende Reisende die AnfBicht über Handgepäck 
colle fibernehmen mfiaaen, sondern vielmelir der Keiniing solle sein dttrfen, 
dass üim diese Aufsicht von der Schlafwagengesellsdiaft abprenommen werde 
nnd er demnach besser gestellt sei wie die anderen Keiscnden Dazu kommt, 
dass bei der Richtie:keit der Fuld'schen Ansiolit die Haftung bezüglich des 
Handgopilcks, das der K eisende eines Luxuszupes nacli den reglementarischen 
BeBÜmmnugen unentgeltlich in die Wagen mitnehmen dart, eine umfassendere 
w&re als beEflgUch des Gopäcks, das er nnter Besahlang d«r tariflnlsalgen 
Fracht zur Beförderung anfnigebai hat, weil ibuni fflr letateres bezOgUch 
des Umfangs des Schadens nur die Grundsätze des § 80 und 83 der Ver- 
kehrsordnung (Vergütung des Werthes des Gates bezw. des Minderwerthes), 
für ersteres aber die Grnndsiitze des § 701 und dos § 252 des B.G.B. (Er- 
setzung des indirt^kten Schadens) massgebend wären, was doch wohl kaum 
mit der Absicht des Gesetzes vereinbar wäre und dem Willen der I'arteien 
entaprechen würde. Gegen die Annahme eines Transportrertraga* nnd fBr die 
Gaatwlrthseigenachaft der SchlafWagengeaellschafC kann sehliesaUdi andi der 
von Fuld geltend gemachte Umstand nichts beweisen, dass sich in den Wagen 
der Schlafwagengesellschaft Angestellte derselben befinden, deren Aufgabe es 
ist, einerseits für die Ordnung in den Wagen zu s(»rgen, andererseits den an 
bie gelanapiidpn Wünsrhen der Keiscnden zu i'n(s])icchcn; denn audi eine 
Transpurtunternehmeriu kann in ihren Fahrzeugen Üedienstete mit den be- 
seidmeten ObUegenh^ten anfstellen, wie dies anch fhatsXchlich bei bestlmmtMi 
von den EisenbafanTerwattangea angerichteten SchneUsttgen, insbesondere den 
sog. D-Zflgen der Fall Ist. 

Ans den bisherigen Darlegungen folgt znr Genüge, dass der Betrieb der 
Schlafwagonjresellsdiaft niclit der eines „Gastwirths", sondern der einer 
„Kisenbahnunternehnieiin" ist, dass demnach der Reisende nicht mit der 
Schlaf« agengesellschatt einen „ Beherbergungsvertrag sondern mit ihr und 
der Eäsenbahnverwaltung lediglich einen Vertrag über BefSrdemng seiner 
Person nnd seines Oep&eks abschliesst nnd dass daher die SeUafwagen- 
gesellsehaft fBr daa in die Wagen mitgenommene Handgepftck nur nach Ibsa* 
gäbe der einschliigigen reglementarischen Bestinunnngen (§ 34 Aba. 6 der 
Verk.-Ord.) haftet. 

Ans der im Vorstehenden dai [^l•lel:tcn Art des Betriebs der Schlaf- 
wagcngesellschaft ergibt sich sodann auch der Umfang ihrer Haftung für die 
bei dem Betriebe eingetretenen Unfälle nach Massgabe des Haftpflicht- 
nnd des Unfallversichernngsrechts. 

Wie bereits erwfthnt, liegt nSmlich bezflglich der sog. Lnznsztige tita sog. 
kombinirter oder Konkurrenzbetrieb zwisdien der Eisenbahnverwaltung 
nnd der Schlafwanrengesellschaft vor; beide veranstalten auf ihre Redinnng 
und Gefahl- gemeinschaftlich diese ZUge, beide haben aus dem ökonomischen 

•j Vgl. auch Eger, V.-O. 2. Auü. lÜO. 
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Ergebnisse dieses Betriebes Vortheile oder Nachtheile, beide sind also als 
Betriebsonternebmer ^) im Sinne des § 1 des H.-Pli.-G. und des Gew.-U.-V.-G. 
za erachten. Daraus aber folgt nrnftchst für das Haftpflichtrecbt, daaa die 
EiaenlwIinTerwaltiiiig und die ScUafwagei^ellsohaft gemeinschafUicli im Sinne 

(los § 421 B.G.B.^ für die bei dem gemeinschaftlichen Betriebe eingetretenen 
TiuUnntren und körperlichen \'t rletznn£ren eines Mensclien haften: ilic Wi einem 
sich als Betriebsunfall im ."^inne des HaftpflichtgeBetzes darstellenden Er- 
pi?rni;?se verletzten Personen sowie ihre Hinterbliebenen können daher sowohl 
geilen die Scblafwagengesellschaft als gegen die betreifende EiBenbalinverw altung 
oder gegen beide zugleich geltend maclien. Li welcher Weise die ScUaf- 
wagengeeellschaft und die betreffende EiBenhahnverwaltnng die Tragnng der 
ans dem Unfälle sich ergebenden Schadensersatzverpflichtungen unter sidi ^e- 
rep-elt haben, berührt das Recht des Verletzten in keiner Weise, da diese 
Abniai huntren keinen nnnüttelbaren Ilintlu-is auf die Frage nach der Haftung 
gegenüber dem Dritten haben und durch solche Abmachungen nicht oiine 
Weiteres die liaftptUclit von demjenigen, in dessen Person die Voraussetzungen 
hierfür mtareffen, auf einen anderen abgewälzt werden kann*). Für das Un- 
fallTersicheningsrecht Bodann ergiebt sieh, daes die Schlafwagengesellsehaft als 
juristisch selbststiindige Eisenbahnbetriebsuntemelnnerin bezüglich ihres bei dem 
Betriebe bescliUfti;?ten Personals geni.lss § 1 Abs. 1 Ziff. 3 des Gew -U -V.-G. ver- 
sicheningsptiichtig ist und daher vom Keichsversicherunfrsamte der Privatbalin- 
hernfsgenossenschaft zugetheilt worden ist*). Infolge dessen hat das der Un- 
fallversicbernngspüicht unterliegende Personal der Schlafwagengesell schaft, 
wenn es bei einem sich innerludb der Grenzen des Dentschrai Beiches ab- 
wiclcehiden Betriebe derselben efaien Unfall erleidet, wegen dieees Unfalls 
nnr mehr einen EntschUdigungsanspmch für sich und seine Hinterbliebenen 
gegen die Privatbahnberufsgenossenschaft nach Mass^rabe der Bestimmungen 
des Gew.-U.-V.-G., weitergehende Ansprüche aus dem H.-Pll.-G. alter ledi^rlich 
nach Massgabe des § 135 des (ie\v,-lI.-V.-G. und zwar, da die Schlafwagon- 
gesellschaft keine natürliche Person ist, nur mehr gegen diejenigen Bevoll- 
mlchtigten, Beprftsentanten, Betariebs- oder Arbeiteranfteher derselben, denen 
gegenüber durch strafgeriohtlichea Urfheil festgestellt worden ist, dass sie den 
Unfall vorsätzlich herbeigeführt haben. Dagegen haben diese Angestellten der 
Schlafwagengesellsehaft sowie ihre HinterVdiebenen bei rnfiillen der bezeiciineten 
Art einen iHmr den Betrag der Unfallrente liinausirelunden Anspruch auf 
Grund des Haftjitticlitgesetzes gegen diejenige Eisenbahuverwaltung, welche 
auf der Strecke, auf der sich der Unfall ereignete, neben der Sciilafwagen- 
gesellschaft als Unternehmerin (Mitunteradimerin) anzusehen ist; denn die Zu- 
weisung des Betriebes der Sclilafwagengesellschaft als eines selbststiUidigen, 



') f? (Iber diesin Begrifl': R.-(i. bei Ekof. Hntsch. IM. 12 S. 197, IM. 14 S. 128, 
Bd. lö 330 u, K.-V.-A. in Aratl. Nachr. I Ö. 344, lU S. 201, VI ö. tiÜO u. tiül. 

■) S. auch B.-0.-H.-0. Bd. 81 S. 266 n. 361, B.-0. bei Eger, Bntsch. Bd. 8 S. 109, 
Bger, Komm 7. n.-?fl -n, 5, .\nfl. .^.91. Rcindl, H.-Pfl.-G. 8.62. 

^ R.-G. bei Eger, Entsch. Bd. V6 S. 831. 
BesGhluBB des B.-T.-A. t. IS. Okt 1896 im ÄxchiT f. Eisenbahnwesen 1897 8. III. 
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neben dem Betriebe der Eisenbalmverwaltung bestehenden Betriebes an die 
PriTrttmhnbenifBgeiiosBeMdbtft liat, wie daa Beichsgericbt in einer Entscheidung 
▼om 12. Okt t900^ antreffend anflgesproohen hat, xnr Folge, dase lediglieh 
die PriTatbahnbetufegenoesenBcliait als ftlr die AngerteHten der SeUafwagen- 

gesellschaft versichernnpspflichtig emheint, die Eisenbahnverwaltnng daher für 
diese Anfrestellten der Sclilafwaponffpsellso.haft als „Drittpr" im Sinne des § 140 
de» Crew.-r.-V.-G. in Hctracht kommt , dessen auf Urnnd des Haftpflichti^esetzes 
bestehende Haltung durcli die Bestimmangendes ünfallversieherungsgesetzes niclit 
bertthrt wird. Ob und inwieweit sich dann die Eisenbahnverwaltang wieder 
im Bfickgriffswege an die Schlafwagengesellsehalt halten kaim, hingt von dei| 
einachUgigen YertragsbeBtlmmiiiigen ab. Anf der anderen Seite eteht aber 
audi die Sclilafwafrenfresellschaft den Angestellten der Eisenbahnverwaltang 
als selbststilndipe Betriebsunternehmerin und somit als „Dritter" im Sinne 
des § 140 des Ciew.-ü.-V.-G. und des § 12 des Beamten-Fürsorce-tTesetzes 
vom 18. Juni 1901 gegenüber, sodass anch diese Anprestellten gegen die Gc- 
seUeehaft den ünum anf Gmnd des Haftpflichtgeset/es gegenüber den Ent- 
sehftdignngen anf <>mnd des ünfaUverBicheniiigs- nnd des FOrsorgegesetses 
anstehenden Mehrbetrag geltrad maehen kSnnen. Aaeh hier hingt es sodann 
vnn den eins •hlnL'iiren Vertragsbestimmungen ab, ob die Gesellschaft fttr diesen 
llehrltetra^ den Uäck^rriff peiren die Eisenbahnverwaltung hat. 

In jilmlicher Weise wie für das deutsche Rerht p-estaltet sich die Haft- 
pflicht^) der Schlafwagengesellsehalt nach ö.sterreiohischem Hechte. Auch na< h 
§ 1 des österreichischen HaftpflichtgesetKes vom 6. Mftrz 1869 muss die 
Schlafwagengesellsehalt als selbststlndige „Untemehmnng einer mit Damj^kraft 
betriebenen Eisenbahn* neben der EäsenbahnTerwaltsng angesehen nnd daher 
mit der letsteren gemeinsam als Solldarsehnldnerin fttr die bei dem Betriebe 
eingetretenen Tödtunpren und KürperverletznniEren angesehen werden. Penn 
der Becviff der „rnteniehmnnc:'' im Sinne des § 1 des iisterr. H.-Ptl.-G. ist 
Icein anderer als der Begrilt" des „Betriebsuntenieiimcrf," im Sinne des § 1 
des deutschen H.-Pfl.-G. und bedeutet also denjenigen, auf dessen Rechnung 
nnd Gefahr der Betrieb erfolgt, dem das wirthschaftliche Bigebniss des Be- 
triebes VortbeOe oder Nachtheile brin^^; daas diese Voranssetanng aber bei 

') bei Eger, Entsch. Bd. 18 S. 15. 

*) POr das Transportreche gilt fttr das Ssterr. Gebiet das Gleiche wie oben für 

das di-utscho Hecht ausgoffthrt ist. 

Vgl. auch g 11 Abs 1 des österr. U.-V.-O. v. 28. Dez. 1887. Die österr. Rccht- 
fipr(H>hnng scheint anerdin^s nicht fzanz auf diesem Standpunkte zu st«hcn, als , Unter- 
nt hin» r* im Sinne des H.-Bfl.-(t. vielmehr denjenigen allein anzusehen, der thatsächlich 
dfn Betrieb führt oder die Leitung desselben hat: vgl die l'rth. des 0.-(4.-lI. bei Kr.ll, 
Bd. \ Nr. 9 S. 47 u. Hd. 13 Nr. 91 y. 272, wo trotz des Umstandes, dass der Betrieb 
nicht auf Rechnung des ihn leitenden istaates «folgt ist, dennoch ledlglhdi der 
letztere für h;t(ti>f1irhtii,' i ikhirl wurde. Irh halte die Anschauung aber nicht für 
richtig; denn derjenige, welcher fUr einen anderen und lediglich anf dessen Rechnnag 
dn Geschüft oder Gewerbe betreibt, ist eben nicht „Unternehmer", sondern nur Be- 
sorger fremder (lesrhfifte. Man muss m. E. den Begriff des Cntcrnehmors aus dem 
H.-Pfl.-G. selbst uml nicht, wie es in dem erstallegirten Urtheile gesclüebt, aus der 
Eisenbabnbctriebsordnung iuterpretireu. 
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der Schlafwatrenppjiellsfliaft . dio auf den fiRterreichisrlicn Union zuf(»ljre der 
einschlägigen Verträge ihren üetrieb genau unter dcnst lhcn l!e<lingnngen aus- 
übt wie auf den deutschen Strecken, zutrifl't, ist bereits oben des näheren 
dargelegt worden. 

Was Bodadn das Ssterreichisclia TlnfaUTersIchemngsreoht aailangt, so 
sind auch hiernach, ebenso wie nach deutschen ünfUlversicherangsreehte, 

die Bediensteten der Schlafwagcngfsellgchafteil als der ünfallversiclierunpr 
unterliegende ^ Eisenbahnbedienstete" im Sinno des Artikels I Ziff. 1 des 
Ansdelinnngsgesetzes vom 20. Juli 1S'J4 zu erarhteii und haben daher wegen 
eines auf österreicldschein Liebiete erlittenen Betrieijsuufalls lediglich einen 
Entsdiädigungsansprucli gegen die UufdlTersicherangsanstalt nach Massgabe 
des Osten*. ünfallTersichernngsgesetBes vom 28. Dexember 1887 besw. des 
AvsddmQngsgesetzes vom 20. Jnli 1894» weiteigehende Ansprüche auf Gnmd 
des nsterr. HaftpflichtgesPtze>< vom 5. IMHns 1869 dagegen nur aehr 
nacli Massgabe der Vorschriften in den §§ 4() und 47 des l'nfallversicherungfS- 
gesetzes^), demnach gegen den Hotriolisunternehmer, in dessen Dienst sie ge- 
standen sind, also gegen die Schlatwagengesellschaft, selbst nur mehr dann, 
wenn er oder sein gesetzlicher Vertreter den Unfall vorsätzlich') herbei- 
geführt hat, gegen die BevoUmKchtigten, BeprKsentanten, Betriebs- oder Arbeiter- 
anfiseher sowie «andere Personen*') aber nnr mehr dann, wenn sie den Un- 
fall vorsätzlich oder dni ch ein Verschulden veranlasst haben. Anf der anderen 
.Seite sodann hat anch das bei dem goiiieinschaftlichcii Bctricl»? vemnglüokte 
unfallversithernngspfliohtige Personal der Eisenbalinvcrwaltung gegen die 
Schlafwagengesellschaft einen weitergehenden Anspruch auf EntschSdignng aus 
dem Haftpliichtgesetze nur mehr dann, wenn die Schlaf wagengesellschaft den 
Unfall TorsätzUch oder dnreh ein Verschnlden herbeigefBhrt hat (§ 47 des 
U.-V.-G. T. 28. Des. 1887), da die Schlafwagengesellschaft dem Personal der 
Eisenbahnverwaltnng gegenüber ebenfalls als , andere Fwson* im Sinne des 
§47 a. a. 0. gegenübersteht. 



■) Kntsch. des üsteri. i).-(t.-H. t. 14. Mäiz 1901 bei £ger, £ntscb. Bd. 18 S. 65. 
*) Grobes Veradralden genflgt nicht: (taterr. O.-O.-H. bei Röll Bd. 12 Nr. 47 8. 163 

n. Bd. 13 Xr. (57 S. mi Nr. 70 S 213. 

*j Also auch gegen Hidrlie Mitnntemehmer. in deren Dienst der Verletzte nicht 
gestanden ist, hier also gt-gt-n die als Mituntcrnohmcrin anzusehende Eisenbahnver- 
waltnng, auf deren Strecke der rnfull eingetreten ist. .\nderer Ansicht scheint aller- 
dings der <)..(i -H. zu sein, der in der Entsdi hc\ Kger Bd. iH S. f»5 zwar die Schlaf- 
wagengesellschaft als unfallversiebcrungspHichtigc Unternehmerin ansiebt, deren ver- 
siiAHBraiigBpfliehtiges Personal binwiedemm dennoch als im Betoiebe der betreffenden 
Eisenbahnvt rwaltung verwendet hält , irli halte al)er diese AnfTassung nieht für umhz 
logisch und richtig. Für diese meine Auflassung spricht dagegen eine andere Entscb. 
des Oeaterr. Oberst. G.-H. vom 28. Nov. 1900 bei ROH, Entsoh. Bd. 14 8. 210 Nr. 78. 
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17. 

Uetier die Haftung; tob nleht mit Bampfkraft betrlebciien Eisen- 
bahnen und ron BampfeeUfflüirto-Uiiteniehmiingen für kVrperliebe 
YcrletzniigeB naeh 'Vsterrelelüseheiii Beehte. 

Von Dr. Enanoel Tileob, 
Advokat and Privatdozent an der \Mm. Univeraitftt Prag. 

(ScUms.) 
8. Bewelalaat. 

Das Haftpfliditgeeetz hatte nicht nur die Aufgabe, dem geltenden Rechte 

iregenüber, die Haftong <lei Eisenbahnuntemehmuiigen auf früher nicht ge- 
troffene FJUle (des peraeinen Zufalls) und auf das Verschulden der Gehilfen 
atisziidpliTicn, sondern anrli die Bc\vcisla>t zn Gunsten des Bescliadijrten zn 
vertlieilen. Dies ^elit aus den Motiven der Regierungsvorlage, ans den 
sonstigen Materialien ') und aus dem Wortlaute des Gesetzes selbst, welches 
mit Verrnnthnngen operirt, hervor. 

Nach aUgemeimn Grondefttsen liegt dem BescUdigten, welcher dn 
Verscbnlden dee Beechftdigers behauptet, der Beweis desselben ob (§ 1296 
abGB.), nnr wenn Jemand behauptet, an dar Erfüllung seiner vertragsmnssigen 
oder gesetzlirhen Verblndliclikeit oline sein Verschulden verhindert worden zn 
sein, obliegt ilnn (den» SdiiUliper) dei' Bewein. Es wird deniuacli im all- 
gemeinen ein Unterschied zu nmclien sein, ub der Schadenersatz ex delicto 
oder « contoacta verlangt wird. 

Bei körperlichen Yerletanngen, welche im BeUiebe einer mit Dmnpfkraft 
betriebenen Elsenbahn verursacht werden, entfMlt diese Unterscheidung Jeden- 
falls, da laut BQtkftpfliclitgesetz die Eisenbahnuntemehmnng in jedem Falle 
den Excnlpirnngsbeweis führen ninss; denn ihr Versclnilden wird ^vermntbet" , 
gleich, ob es sich um i^'alu'gäste , um das Betriebspersonal oder um andere 
Personen handelt. 

Bei nicht unter das Haftpflichtgesets fallenden Tnasportanstultea mnsa 
jedoch auf die allgoneinen Orundsätze zurnckgegaagen werden. Hiernach 
hat ein in keinem obl^iatorischcn VerhHitnisse zur Traasportnntemehmnng 

stehender Beschftdigter jedenfalls das Verschulden der Unternehmung zu be- 
weisen, welcher Beweis wohl oft sehr scliwierig sich gestalten wird. Am Ii 
einem zum Betriebspersonale frehiMigen Beschädigten wird der Beweis des 
Verschuldens der Unternelimuug obliegen, denn, obzwar der Beschädigte in 
einem obligatorischen TerhSltnisse zur üntemehmung steht, ist doch kUur tSa* 
znsehen, dass der blosse Beweis des DienstverhSltnisses und des Unfalles noch 
nicht fUr genflgend angesdMn werden kann, um die Klage des BescIddigteB 
zu fiindiren und den Ezcnlpimngsbeweis dem Unternehmer aafzoerlegeii^. 

») Stcn. Prot, des Herrenhauses 1867—1869 S. 1440, 1609, 1613, 1518. des Ab- 
geordnetenhiinscs S. 5030. .')()34. 

Vgl. Kaiidn. Iliittung der EisenbahniuiteTnehmQngeQ 1869 S. ö, 9; Randa- 
Bräf, Haftpflicbttrage im) 8.4. 
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Was Fahrgäste anbelangt, ist die Vertheilnnp der Beweislast streitig. 
In den Motiven des Entwurfes zum Haftprtiditfrt'setzo wnrdo vttvanscosptzt, 
dass nach bürgerlicheju Rechte aiuli Tas-sai^ieien iler Hewoi.s dts Versi hiihkns 
der Unternehmuag ubliege. Es wird daselbst angefülirt, es sei zwar im 
pronasiBclieii Rechte anerkannt, daes schon in dem Transportrertrage die 
Verpflichtung begrftndet sd, für die nnyeraehrte üeherfShmng des anf- 
genommenen Passagiers an deqjenlgen Ort, auf welchen seine Fahrkarte 
lantet, das sei aber nach österreichischem Bechte nicht der Fall: man könne 
die Garantie fth- das unvcrgplirtt^ Aiilancren der beförderten ^lensclicn nicht 
in dem einfregan^enen Vertraj,a' enthalten ansehen, weil dieser Erfol-r auch 
von dem Verhalten der beförderten Menschen abhänge Gegen diese 
Motivirnng wendeten sich in den Berathnngen Arndt nnd Unger, faidem sie 
hehanpteten, es sei im Falle der BeschUigung eines Passagiers schon nach 
geltendem Bechte die Beweislast aaf Seite der üntemehmnng, da dieselbe 
dnrdi den mit dem Passagier ab<res( lilnssenon Vertrag die Verpilichtnng ffber^ 
nehme, denselben unversehrt an den l)estininiten Ort zn befördern. 

Schwieriir ist es, in diesem Streite Stellung: zn nehmen. Kino gfesetzliclie 
Bestimmung piebt es in der That ni< lit. Die Ansieiit. das.s die Obsorgepflioht 
dem Personentransportvertrage inliiirirc, beruht auf der Analogie des Güter- 
transportvertrages. Es ist nnn fraglich, ob die Analogie begrflndet sei. 

Der Zweck des TransportTerlarages ist die Vollziehvng der BefOrderong 
▼on einem Orte an einen anderen*). Die BefSrdemng ist seine causa, nicht 
die Obsorge, welche die cansa des VerwalirunKsverteages ist. Wenn der 
Transportvertratr Sachen betrift't, so tritt zur Hefördernnprsiitliclit naturgemäss 
die 01»s(iri2rei»tlicht liinzn, denn die Sadie gelangt in die Detention des Fracht- 
führers. Es ist nitmlich eine anerliannte Erscheinung, dass jedesmal, wenn 
eine Sache anf Qrund eines obligatorischen Verhältnisses in die Gewahrsame 
eines Anderen gelangt, stets die Obsorgepflicht eintritt. Dies gilt vom 
Gommodatar (§ 979 abGB.), vom Utether (§ 1109 abOB.), vom Lohnarbeiter, 
welcher eine Sache zur Bearbeitung Uberninunt, vom Mandatar, (§ 960 abOB.), 
vom FnustpfandL'läuML'^er (§ 1369 abGB) n. s. w. So ist es auch beim 
Fracht vertrage 31'.') i !»ip Obsorsreptliclit fliesst nicht analytisch aus 
dem Begrilfc des Transportvertr;i;;es, dessen causa die Beförderung ist, sondern 
Ist synthetisch mit der BeförderungsptUcht verbanden und zwar auf Grund 



') .Tustizminister Herbst führte zur liegrUndung der Ueg.-Vorl. (S. 144U) an: Die 
Bestiramung des BOB. gipfelt darin, dass . . . dem Bescbttdigien obliegt, zn beweisen, 
dass der Sdiadt ti durch ein Verschulden eines Anderen herbeigeführt worden sei ... sie 
wurde aber wesentlich durch das Uaudeisgcsctzbuch abgeändert ... in Bezug auf den 
Saebentraasport . . . Alldn gans anders ist es in Beslehvng anf kOrperlicbe Bescbi- 
digungcn oder Tödtungen . . Hier ist es in der Thiit b< i der T?( stiniiining des B(!B. 
geblieben ... Es liegt daher dem Beschädigten ob, zur .Nachweisung des Verschuldens 
einen Beweis zn fahren, der schon an und fflr sieb schwierig ii^ . . . 

*) Tgl. Eger, PersonenbefVrdeningsvertrag i. d. D. Jnr.-Zeitg. 1901 8. 107. 

' Vgl. Kraios-Pfaff.Ehrensweig II, § 869: Sehey, Oblig. yerhütoisse 
l, 2 6. m. 
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der Thatsache der Dctention des Frachtführers. Die Person ^relan^rt nnn 
nieht in die DeUntiou, von der Detention der Person kann keine Rede sein. 

Schickt Jemand eine Puppe zum Schneider, damit er sie bekleide, so 
baftet 4er Sehneldw für jede BesdiXdigiing der Puppe ex contractu, wird 
de beechftdigt, miiBS er seine ünecbnld bewdsen. ScUelct hingegen Jemand 
zn demselben Zwecke Bein Kind znm Schneider und der letztere beschädigt 
das Kind (verrenkt deniselhen z. T3. beim Ankleiden den Arm), so haftet er 
für die Deschiidifruntj nieht « x ( nntrartu, sondern nur ex delirto. Die Puppe 
kam in seine Detention, das Kind nicht. Mit dem ersteren \'ertra{re war 
nacli der Aosdruckswcise einiger Entscheidungen des obersten (ierichtsbofes 
ein Verwalinuigsvertrafr vorbanden*), mit letzterem nicht. 

Wie aehr die Deteation entecheidet, Icaim aach daraae entnommen werden, 
daas die Obsorgepflicht des Beförderers wesentlich modificirt erscheint, wenn 
die nnnüttelbare Detention der Sache dem Mitcontralieiiten zukommt; ins- 
besondere auch bezü<rlich der Bcweislast. Wiihrend hei anftrofjebenem (TOi>äcke 
die Behau)itiiiifi (icsp. der Beweis) des Befiird(rnnj,^svertraj?eß und des be- 
schädigten Einlangens genügt, um die Klage zu fundiren, wird diese Be- 
hauptung inbetreff des Handgepäckes oder der Bekleidung des Reisenden woU 
nicht fBr genügend angesehen werden. Olmwar hier Traasportvertrag 
vorliegt, wird dennoch die Beweislast bezüglich dos Verschnldens den Reisenden 
nnd nicht die Unternehmung treffen. Auch der Körper steht jedoch, wenn 
überhaupt von Detention gesjtrochen werden kann, zuviirderst doch in der 
Detention der betreffenden Person selbst ^. Selbst w enn man demnach die 
Obsurgepliicht im Persoueutranspoilvertra^c tür inbegritleu ansUhe, würde das 
Moment der anmittelbaren DetenÜon wohl trotsdem die Beweislastverthdlnag 
an ändern geeignet sein. 

Wie man sieht, sind demnrch selbst ^msagiere besfigllch der Beweislast 
nieht zweifellos genügend geschätzt'). 

Ans allem Angeführten geht liervnr, dass der Sclintz derjenigen Personen, 
welche im Betriebe einer nicht unter das Hatti»lliclitgesetz fallenden Trans- 
portuuternelunung körperlich beschädigt werden, unzureichend ist, und es ist 
draimMA der Oesetaentworf, weicher von der Begienmg in der letzten (XVn) 
Session des Reichsrathes (718 Beil. an den sten. Prot.) eingebracht wurde 
nnd welfdiem gemflss die Bestimmungen des Uid^'^^chtgesetses auf alle mit 
Anwendung einer elementaren Kraft betriebenen Bahnen ausgedehnt werden 
sollen, zu begrüssen. 

») Z, B. (41.Ü..W. 2894, 2784. 

*i Dies dilrfto wnhl der den obcitirtm Motiven des Haftpf1irhtc:osetze« (vor S.21) 
zu (irunde liegende tiedanke sein. Derselbe Gedanke mag wühl auch der Beweislast- 
vertheilnng bei der Verletzmg des Betriebspersonals (welches doch auch im Yertrags- 
verhältnisse stallt' zu Grande liegen. 

») Vgl. Herbst (sten. Prot. S. 1515): Nun ist jene Bestimmung des abGB. (§ 1298) 
keineswegs eine unzweifelhafte und die Praxis zeigt, dass man sie nicht überall in 
dem von den beiden Herren Itednern (Arndts, Unger) angeführten Sinne aaffasst, 
dass jedrafalls das BedOrfniss einer Erlftiitenuig vorhanden ist. 
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Kempner, Dr. Fr. Der rechtlicbe Charakter der Stratsenbalmbilleti. Berlin 

ia02. Tarl Fl.-vmann's \'. rliiLr 

Der Verfasser erörtert klar und übt-isichtlicb die vi-rHchiideueii Auftassungeu 
— Wertlipaipier, Inhaberp^ier, L^itimationskarte, Quittung, LegitimationBseichen — 
vmi gelangt sn dem Ergebnisse, daee dae Billet eine Kombination Yon Quittung nnd 
Lctritiinationszeirlu'ii darstelle. Die herrschende Meinunff sieht in dem Strassenbabn- 
wic in di'in Kist-nbahnbilKt lediglich < ino (^uittuni^. Dass diese als Beweis der Ver- 
tragäeriUllung (Zahlung i nach regleuientarischcr \'orschrift dem zuständigen (.irgon 
der Btrassenbahn vorgezeigt werden mnsi, ftndert den Cbaralrter der Qnittang nidit 
Ulli] iiKu lit dieselbe nicht auch zugleich zum Legitimationszeichen. Wenngleich der 
Fleiss di-^ Virfassers nicht zu verkoniien ist, au ersrhcint rs doch als ein sehr 
wesentlicher Mangel, duss die Werke über Deutsches, Preussisches und Uester- 
reichiscbes Eisenbalmrecbt, die Kommentare zum Deatscben Eieenbalm- Betriebe- 
Reglement nnd zur Verkehnordnnag, das PrensBlsebe Elaenbabn-ArdüT, die Zeit- 
schrift fflr Eisenbuhnrecht, die Kechtspreebang des Reichsgerichts nnd das bierin 
enthaltene reiche Material Aber die vorliegende Frage fast <;ar nicht herdcksichtigt 
wurden sind. Dr. Li. Eger, Berlin. 
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gmadstflcken vor ihrer Eintragung in das Eisenbahnbnch. Gras 1908. H. Ifoter. 
ie Ift Ruelle, J. Legislation des chemins de fer; regime des embcaadiemMits parti- 

rnlicrs. I'aris 1*W>2. 

Congres Internuliuuai des Chemins de fer. 6ixi^me scssion, compte rendu güuCral. 
Bd. 6. Brflssel 1901. 

Sammlung der in Oesterreich im .fahre 1901 auf dorn Gebiete des Eisenbahnwesens 

h( rau«Lr< U('1ii in'!i Noriiialicn und Konstitutivurkunden, sowie der in diesem .lahrc er- 
tlicilrtu und verlängerten Vurkunzessionen. Bearbeitet vom Statist. Dcpart. im 
k. k. Eisenbahn-Ministerium. Wien 1902. 

II. Mit dem Eisenbahnreciit im ZUeammenliaiige eteliemle Sciiiifleii. 

Main, Dr. F., Professor. Die rechtliche Stellung der Antomoblle. Zfliidi 1901. 
Albert Uflller. 
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Der lienrorrsgende Kenner des Intemationaleii Verkdmreditee «teilt io dar 
Torltegenden Scbrift die NoUiweiidigkeit fest, das ReeM des Avtomobilbetriebcs ein- 
hdtUdl m regeln, Wdl dies P.cföTdoiun^'sniittrl narli Sl im r Kiccnart dazu bestimmt 
lei, Ortsvertndeningcn auf weite Entfirmitigcn zu vermitteln. Zunächst geht er 
davon aus, daes die Automobile nicht bluss vurlibergchcndun Zwecken dienen, sondern 
anf wirthschaftlidittn Oebiete nnd eelbat sor ErfQllang ▼on Staatsawecken Ver- 
wendunfT zu finden bestimmt sind, wodurch er auf das Endcrgebniss hinaus kommt, 
weleli. s irh bereite in meiner Uaft]>flic]it der Kraftfaliraeoge (Berlin 19Ü0. H. Krajn) 
gewonnen hatte. 

Dte VeraoliMeiihdt de* Beditea, vnter welchem die AtttomabilbetridM heute 
in den venchiedenoi enropiiechen Staaten atdien, iet der DnrchfBhmng von Tnter- 

nohmun^en nicht günstig, deren Ausführungsgebiet in verschiodene Länder reicht, 
wie dies z. U. die T'auerl'ahrt^n thun. Erst wenige .Staaten haben licsondere Rechts- 
ordnungen für die Automobilbetriebc. Sie beruhen selbst hier überwiegend auf 
pollseillchem Gebiete. WIbrend i. B. Oranbflndten nnd ürl ihre Strassen den 
Automubilfahrern vnsdllieasen, haben andere Cantone sich dazu bequemt« den Betrieb 
mit Automdbilen zu regeln, was in aJidfirn Liimlerii iiti Verwalluntrsweco gleiehl'alls 
geschehen ist. Der heutige liecbtszustand befriedigt nach dem Verfasser weder die 
Antomobüf ahrer, w^ehe nntw der bestehendoi Rechtsantidieididt leiden, noch die 
BevOlkemng der betedFendm Linder. Damit ist die Nothwendigkdt für ein gesets- 
geberisches Vorgehen dargethan , welches Meili mehr auf das vermögensncbtlii be. 
als auf (las Strafrechtstrebiet verlegt wissen will. i)en Strafrechtsschutz hält er im 
allgemeinen für ausreichend, weil die Tbatlx^standsmerkmale der fahrlässigen 
TOdtung oder KOrperverletsnng g^en Antomobilefahrer werden festgestellt werden 
können, so oft jemand durch Automobile gctddtet oder verletzt wird und >1ir^< r 
Erfolg bei grösserer Aufmerksamkeit des Fahrers vermieden wenicn konnte. Für 
anzureicbend bezeichnet er die beutige liechtshUlfe zur Erreichung des Schadens- 
emtiet bd Verletsnngen im AntomobUbetriebe, weil die Begründung der Klage den 
obwaltenden Verldltnissen gegmflber hinüg versagen wird. Dediälb idillgt er den 
Ersatz des Schadens durch eine Ilaftklage d h. die Unterordnung der Automobil- 
betriebe unter die Ilaftpflirht vor, Von der vermehrten Vi rantwortlii hkt if für die 
Folgen geübter Unvorsichtigkeit oder Leichtfertigkeit verspricht er sich eine ver- 
selilrfte Anftnerksamkeit der Avtomobilf ahrer, die in weiterem Verfolge sor 
Minderung der rnfälle nach Zahl und Schwere führen müsse. Da die Litterator 
und tJesetzgebung sehr ausgiebig benutzt ist. darf die Si lirift als ein hervorragender 
Beitrag zur Forderong eines Automobilrecbtes erklärt und der weiteren Beacbtang 
dar Automobilisten enqifohlen werden. 

Dom selbst diejenigen, wdehe Qegaiat dner veradiftrften VerantwortUchkeit 
sind, werden in der Schrift Belehrung finden und dahin geführt werden, ibreGegOl- 
gründe rechtzeitig entwickeln zu müssen, wollen sie nicht durch die um sich 
greifende Bewegung zur Verbesserung des Kcchtsscbutzes überrascht werden. 

Dr. K. mise, Berlin. 

Adiiiles, Or. A., Beichsgeriehtsralh, und Streeker, 0^ Amtsrichter. Die Grundbneb> 

Ordnung nebst den i»r. u ssischen Ausführungsbestimmungen mit 
Konnuentar und systematischer Uebersicht ttber das materielle- Omndbnchrecbt. 
Berlin lüOl. J. Gutteutag. 

Streeker, der breite die 4. Auflage des Achilles'schoi Kommentars sn den 
preuss. Gesetsen Tom 5. Hai 1872 mit grossem Erfolge bearbeitete, hat in dem vor- 
liegenden Kommentare im Verdn mit dem leider biswisehen ventrabcnen Achilles 
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ein in jeder Hinsiebt bedeutendes, fttr den Praktiker wie Theoretiker gleich werth- 
volles Werk geschaffen. Etwa ein Vlertd des Werke« Ist der qrstematledien Dar> 

BtellQng des matorit'llfn öruildbnclirechts. das T'ebrige den ErliUit^rungen der geseta- 
lichen und Auslührungs-Bestimmunpen gewidmet. Beides ist klar, ühi rsit htlich, mit 
voller üeberrscbuug dea umtusseudeii .Stufies unter aacbkundiger Vcrwcrtbuug der 
gesanunten GesetsesinateriaUen, der Bechteprechiing nnd Literatur gesehrieben. Die 
grilndlicbcn und ecbt wissenschaftlichen Aosfübrongen siebern dem ^\^rke einen 
IMatz unter den besten HearheitnnKen des Grundlnrhrcclits und inachen den 
i^ommentar t'Or die Tbeurie. wie tur die Praxis uueutbebrlicb. .\ucb die äussere 
Avsatattimg Ist ab eine vorzugliche zn bezeichnen. 0r. 0. Eger, Berlin. 

Arti, Erleb, Landgerichtsratb. Die Gesetie des Deatsehen Beiohs, betreffend 
das Post-, Telegraphen- und Femsprech- (Telephon-) Wesen nebst 
Ausführungs- und VoUsngsbestimmnngen sowie ErUintenuigen. Leipzig 1902. 

C. L. Ilirschfeld. 

Die vorliegende Hunduusgabe enthält eine sehr zweckmässige und vollständige 
2asammenstelhing der Gesetae flbor das Post-, Telegraphen- und Fton^rediwesen 
sowie der dazu ergangenen Ausfflbrangsbestimmungen und der über den Post- und 
Telef^raphcnverkehr jieschlosseneii internationalen Verträge. I>ie (besetze sind mit 
kurzen, aber inhaltsreicbeu und sacblicben Erläuterungen verseben, welche alle 
wichtigeren Fragen an der Hand der Llteratnr und Recbtsprechnng bertthren. Aaeb 
das Eisenbahn-Postgesetz nebst Vollzugsbestiinmiingen ist gebührend berficksichtigt. 
Den Interessenten wird dus handliche, mit grOSSer Sachkenntniss hearbeitete Huöh 
ein höchst willkommener Kathgeber sein. Dr. (i. Eger, Kerlin. 

BIrkenbIhl, F. Der unlautere Wettbewerb erläutert durch die Hecht- 
spreehung snm R.O. vom 87. Mai 1896. Hannovor 1901 Helwing. 

Die Zahl der BlltScbeidungen. welche zu dem Reichsgesetz Uber den unlauteren 
AW'ttbewerb ergangen sind, ist im Laufe der Zeit eine erhel>lirhe geworden, und da 
ihre Veröflentlicbung in verschicdeneu Zeitscbrü'tcn stattgefunden bat, so ist es 
gewiss mit Dank sn begrUssen, dass Landrichter Birkenbibl in Frankfurt a. M. sich 
der Mtthe untersogen hat, das 6es^ durch Anftthrung der zu den einzelnen Be- 
stimmungen er^an^'enen Entscheidungen zu erläutern. TVis luuMlliche Werkeben 
wird nicht nur dem Juristen, sondern auch Kaut'leuten und Industriellen sehr will- 
kommen sein. Die Zusammenstellung der einzelnen Entscheidungen ist in der 
Hauptsadie erschöpfend, Wiederholungen sind von dem Verfasser dureh geschiekte 
Verweise vermieden WMNien Beüüglicb des Verhältnisses des Wettbew.-Ges. zum 
B. (i.B. — vgl. S. 3 — wHre jetzt anrh die Entscheidung lit s IJ (». vom 4. März 19()1 
ZU erwähnen. Zweifellos wird das Wcrkcbcn sich bald zahlreiche Freunde erwerben 
und die mitunter auch jetst noch redit schwierige Anwendung des genannten Oe- 
setses wesentlich erleichtern. Dr. L. Fnld, Mainz. 

Trommer, L E. Eisenbahn -Zeitfragen. Zürich 1902. Verlag von Orell Füssli. 

Eine Sammlung von lü werthvollen Aufsätzen über die Weiterentwicklung des 
Tarifwesens, die der Verfasser z. Z. schon in der Zeitung des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwsltungen oder iea Bayrischen Terkehrsblifetem vwOffentUdit bat. Aus 
1 ti Kn.ihrungen der Praxis ist Yerfsssor bestrebt, ein System für eine wissensehaft- 
liclit .\ii.sgfstaltung ii( s Tiirifwesens — das er nicht zutreffend mit dem \\v\ weiteren 
Ausdrucke ,Vcrkebrsweseu' bczeictmet — zu entwickeln. Die gediegenen und 
interessanten Ausfühmagen zur Qeschichte des Tarifvesens sowie die Vorschlage 
für die Vereinfachung desselben verdienen volle Anerkennung und allgemeine Be- 
achtung. W. Coenman, Maihausen. 
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Layer, Or. Max. Prinzipien des Euteignungsiechts (StaatsvölkerrechtL Ab- 
handlmiffeB Bd. m). Ldpdg 1902. Daneker Hrnnblot 

Der Verfasser hat sich der sehr verdienstvollen Aufgabe unterzogen, das Ent- 
cifrnnncsnclit foriii« II und iiiatericll in juristisch - doirTTinti-^rhoT iiml rechts- 
vergkicheuder Erörterung zur I)arsteliung zu bringen, und diese Aufgabe in vor- 
zflgUcber Welae gtUaft. Der Unstand, dam ia aUeo nodenien KnltnnUatai das 
Imtitat der BntelgiHiiv aus im Wesentlicinii gleieheii Grfliiden — im Interease der 
dem öffentlichen Wohle dienenden rntcmchmmiKen und mit im Wesentlichen 
gleichen Kcchtsbehclfen einucführt wurde, hat /u tiiior irriiss«n rcbereinstimmung 
der Enteignungsrechte aller Länder gtluiirt, eine Keihc universeller Kechtsnormeti 
geeebaffen md gewissennaaBeii dem Ente%iiiiiig8reehte einen Infeemationalen Charakter 
aufgeprägt. Nichts kann daher der weiteren Entwicklung des Enteignungsrtcbts 
förderlicher sein, als die Rechtsnormen der einzelmn Lündt r oinor wissonsrhaftlifhen 
Vergleichung zu unterziehen. Dies hat der Verfasser unter voller Beherrschung des 
gewaltigen Stoffes, der geflammten Literatur und Rsditqredrang mit onkientan 
Fleisie gethan nnd ist hierlMi sa einer Beihe fttr die WisswiBchaft nnd Pnuds hO^st 
werthvollcr Ergebnisse gelangt. l>as reichhaltige Werk zerfällt in folgende, Idar 
und übersichtlich geordnete Ab>!( linitfe : HegritV und Wesen der Kntcignuntr Ab- 
grenzung des Begriß's von verwandten iiechtäiiiätituten. Die Elemente des Ent- 
eignungsrechts und ihre hiatoriBche Entwicklang. Die Orandlagen des modernen 
Enteignnngsrechts. Der Rechtsgrund des Enteignungsrechts (das öffentliche Interesse). 
Subjekte des Enteignungsrechts und ilirc liechtsstellong. Die Entsciiidignng. Objeltte 
der Enteignung. Wirkungen der Enteignung. 

Luther, Hans, Ger.-Ass. Das Gesetz U her die Enteignung von Grundeig;enthum 
vom 11. Jnni 1874. Teztansgabe mit Anmerkungen nnd Sachregister. Berlin 1902. 
Fnaa Vahlen. 

Der Verfasser hat sich die AntYr-ib»' gestellt, in thnnlichst knapper Form die 
Bestimmungen des Freussischen Enteignung.sgesetzes mit Erläuterungen zu versdif-n, 
welche vornehmlich die Einwirkung des B.G.B, und seiner Nebeugesetzc aal das 
Enteignnngsgesets sowie die wichtigsten Verordnungen, Erlasse etc. und geriehtlichai 
Entscheidungen berilcksichtigaL Soweit dies bei dem gewaltigen tStoffe auf einem 
sehr beschränkten Räume möglich war. hat der Verfasser seine Aufgabe mit (Jeschick 
und Eleiss gelöst, so dass das kleine Buch einfacheren Bedürfnissen genügen wird. 
Indem ist es begreiflich, dass eine erhebliche Zahl wesentlicher Fragen nnbaück- 
sichtigt bleiben musste, und wttnschenswerth, dass bei wptUtm Alflagea die 
forderliche Vervollständigung eintritt. Dr. G. Eger. Berlin. 

Pbiller, 0., Landger.-Pr. Handausgabe der deutsehen (i rinidltuchordnung 
nebst einer systematischen Darstellung des materiellen Liegcuächiittsrcchts und den 
prenssiaoben AasfBhmngsbestimmnngoi. Fttr die Praxis bearbeitet. Borlin 1901. 
Otto Liehmann. 

Das Ziel, welches sich der Verfasser gesteckt hat, für den täglichen i>o- 
hrancb des i'raktikers ein Handbuch zu schaffen, in welchem derselbe schnell und 
sicher das vollBtlndige, fttr die Bearbeitung der Grandknelnadini erfocderliche 
Material zD Hand hat nnd leicht ttbersehen Icann, hat der Verfasser unter so^ 
fältigster Benutzung der gesaoimten Materialien, Literatur nnd Recht^pn rbung auf 
das Beste erreicht. An den knapp gehaltenen und doch höchst inhaltreichen Er- 
läuterungen erkennt man überall den erfahrenen und geübten Praktiker. i>em eigent- 
lichen Kommentar ist eine ^stematische Darstellnng des materielloi Liegensduift»» 
rechts Torangeschicfct, welche sich m dner raschen nnd grttndUoben Orientieriag 
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auf diesem schwierigen Gebiete vorz<lglicb eignet. Das sehr gut aasgestattete Bach 
wird bei den Praktikeni die günstigste Anfiiabme finden. Dr. G. £gcr, Berlin. 

Bom, A. Dm pseiuriBdie BanpoUselTeehl Berlin 1908. J. Gattuitag. 

•oldsohmidt, Dr. J., Priv.-Doi., Oer.-Au. Das VenraltiuigBatnfreclit Berlin 1908. 

Carl Heymami. 

Haas, J., Ob.-L.-Ger.-R. Kommentar z. Gewerbegerichtsgesetz i. d. Fassang der Buk. 

T. 89. Septbr. 1901. 8. Aufl. Ottttingen 1908. Vaadenhceek A Bnpredit. 
HIrMkani, Dr. L Das Gewerbegerichtegesetz in der vom 1. Jannar 1908 geltenden 

FassntifT »l.-i- Bok. v. 29. Septbr. 1901. Leipzig 1902. V. L. Ilirschfcld. 
Kostanecki, A. v. Der Lagt^rschein als Traditionspapier. Berlin 1902. Carl Eeymann. 
Maaes, A. Die Uaftpflichtversicherang. Leipzig 1902. C. L. Hirschfeld. 
Malll, F. Das internationale avil- nnd Handebiedit. 1. Bd. Züridi 1908. Oiell- 

FOsslL 

Msgdan, L., and Cuno, W. Da<; Gewcrbo^ericlitH^esotz in der Fassang der Bek. v. 

29. Septbr. 1901. 5. Aufl. Berün 1902. .1. (Juttentag. 
Piioty, Praf. Dr. Rtli. Die Arbdtenrersidiemngsgcsetae. 8. Anfl. 8. Bd. llflndien 1908. 

C. H. Beek. 

Onbart, A. Aibeitabediiignnffen bei Snbmissiogien. Leipdg 1908. Dieteiicli. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Behrens, Otto. Die Gewährung von Frachtkrediten im Eleinbahnbettielbei. (IQtlll. d. 
Ver. Deutsch. Strassenb.- u. Kleinb.-Verw. UK)2. S. 223.) 

Biberfell, Dr. Der Ansprach auf Keafracht (Sped.- u. äcbiff.-Z. X. Nr. 8). — Die Haftung 
des FraditfBIicers ffir Güter unter ZollTerscblnss (Nr. 10). — Die Pflicht des Spediteurs 
snr Redmnngslegnng (Nr. 12). — Begriff des Schiffers (Nr. 18). — Die fifpedition gegoi 
feste Spesen (Nr. 17, 18). — Spediteur n. Zwisehensgeditear (Nr. 80, 81). 

da Chesne, Landrichter. Der SrhadensersatabelTeiietmiqialwolatflrBeebte; (Siebs. 

Arch. f. bürg. Recht etc. 1902. S. 16 ff.) 
Ellas , Zar Haftpflicht des Unternehmers von Eiäeiibalmou. ^D. Jur.-Zeitg. VII. Xr. 6. 
8.148.) 

I^avf et Dealsse, Les clanses de non-responsabilit^ dan.s 1e contrat de träniert 
et 1a jurispmdcnce. (Bevuc intcrnat. du droit marit. Jahrg. 17. Nr. 1—4.) 

Ganbiaaer, Dr^ L.-G.-B. SchadensersatzansprUcbe bei Beschädigungen daicb Fohrveric. 
(D. Jojr.-Zettg. m Nr. 4.) 

Narlur, Dr. Die Ueberfttllang der £isenbahnabtlMile. (D. Jnr.-Zeitg. VII (1908). 

Nr. 9 S. 218.) 

Nilse, Prof. Dr. K. Zur Lehre von der Zustimmungsergänzung. (Deutsch. Strass.- u. 
Kleinb.-Zeitg. XV. Nr. 7.) — £ine drohende Gefahr für die Strassenbahnbetriebe 
(Nr. 9). — Zur Haftpflieht der Antomobilbetrlebe (Nr. 18). — Zn den Bestrebungen 
einer Ausdehnung der Haftpflicht der Strassenbahnen auf Sachschäden (Nr. 17). — 
Das Recht anr Befristong der Strassenbahnen. (Zeitsdir. f. Lok.- n. Strassenb. 1908. 
Heft 1.) 

Kant M. Egsf , Die Verbaadlnngen des Prenssischen SULdtetages Aber das Klelabalm- 
gaseta. (Kltth. des Ver. Dentseh. Strassenb.- n. K]einb.-yenr. 1908. Hin. 8. 100 ff.) 
Marsohner, Zur Stellung des Unfallrersicherangsgesetaes som ifiTaten Sdiadena- 

ersatzrechte. (Jur. IM. 81. .Jahrg. Nr. 1/9.) 
Meitaer, Dr. Ph. llaitpflicht der Eisenbahnen für Versäumong der Lieferfrist. (AUg. 
Tarif-Ana. XXL Nr. 19, 20.) 

Bger, UsiBlMluirMhUiehe BatMlieMuatoa ZTUI. . 86 
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MMOhweck, Frachtbriefe. (Sped.- u. Schiff. -Zeitg. X. Nr. 8, 9, 10, 11.) — Transport- 
hindemiflse (Nr. U, 15, 16, 17). — Bmeluiiing, Erhebang, Nachforderaiig und Bllek- 
Tergdtung der Pracht (Nr. 19, 20, 21). 

Senir, Die Haftung der stnisscnlnliiien fflr Schäden. (BI. f. fi^ditsikfl. i Bei. d. 

KamnuTcrer. .hibrg. 13. Nr. 2.) 
Trappe, E. I'lun-Oflenlegang, Bekanntmachung derselben und Einwendungen gegen den 

Plan nach dem Entelgnongsgesets. (Pr. Verw.^Bl. XXIII. Nr. 28.) 
Wengler, Keg.-Rath. Kinig(> Zweifelsfragen ans der nenen UnfaUverddienuigigeseta- 

gebung. (Das Recht VI. Nr. 10. S. 255.) 
Aas der Praxis für die i'raxiü ^Wagenstandgeld). (Sped.- u. SchitT.-Zeitg. X. Nr. 11, 12.) 

— Ist die Frachfbriefadresse ,An A fttr B* snlSssig? (Nr. 13). — Das F^tbricf- 
dvplihat im Verkehr mit Rnseland (Nr. 14). — Die Haflfüeht des Speditews 
(Nr. 15 . Die .Vunlicferutig des Lagerguts (Nr. 81). — Wagenstandgeld insbe- 
sondere tür Sotin- und Ft ii rfat;f iNr. 21). 

Die staatliche Eiseiibahnaut sieht in den Vcreinigteu Staaten von .\merika. i^Zeitg. d. 

Ver. Dentscb. Bisenb.-Verw. 1902. Nr. 18.) — Das Bahngesetz fttr das Hosogthnm 

Oldenburg (Nr. 23k — Ein Oldenliuigiscbes Kleinbahngesetz. (Zeitschr. f. Kleinb. 

IX. (1902.) Nr. 5. S. .389.) — Haftpflicbt der Straps. nl.ahn für Sachsrhiiden. 

(Zeitschr. f. Transportw. u. Strassenbau. 1902. Nr. 11. S, 174 ) — Noch einmal die 

Fracbtbriefadresse ,An A fttr B". (Sped.- n. SGhür..Zeitg. X. Nr. 16, 19.) 
Verglächende Nebeneinanderstellnng der Bestimmungen des Oesterr. - Ungar. Be- 

triebsreL'lenieiits mit jenen der Verkehrsnrdnnng fttr die Elsmbahnen Deutachlands. 

(()e.sterr. Eiseiib.-Verordn -Bl. XV. Nr. 37. S. 9H9.) 
Preisermässigungen gegenüber den Tarifen. t^Oesterr. Eisenb.-Ztg. Wien 1902. Nr. 6.') 

— Znr Haftpflicht der Eisenbahnen (Nr. 8). — Zar Erwerbsbestenemng der Eisen- 
bahnen (Nr. 11). 

Lc raehut des cheinins de fer (L' Eronomiste rranr.ais. Pat is Bil .^0. Heft 13—1.').) 
Le rachat des grandes ( (imiiagnics de chemins de fer. (Muniteur des int^rCts matöricls. 

Brüssel 1902. Nr. 24 u. 26j. 
Les eonditions de travall dans les ehemins de fer. (Revue des denx mondes. Paris 

UK)2. Heft 1 ) 

Das I-raolithriofdnplikat im Veckeht mit Russland. (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb.- 

Transp. X, Nr. 3. ö 101.) 
Sailway Ulis for 1902. (Railway News. London 1902. Nr. 1990.) — Light Railways 

Act. 1896 (Nr. 1995). 

Die Haftpflicht elektrischer Strassenbahnen in OrosBbritaonlen und bland. (Enginee* 

ring liH)2. i'.d. 73. Nr. IHSI. K8 ) 
Zur Frage der Vcrjiilirung der Klagen aus dem Eisenbahnlraehtvertrage nach ita- 
lienischem Recht (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb.-Transp. 1902. Heft 8. S. 81 IT.) 

— Zur Frage der zeitlichen Herrschaft der Privatrechtsnormen (Heft 4 S. 114 ff.). 

— l'eher die Bedeutung der litt, e des Art. 6 des Intern.at. rebereinknnunens (Heft 4. 
S. 119j. — Ist die Frachtbrief adresse „An A für B" zulässig? (lieft 4 S. 133). — 
Der Sammeldienst im Eisenbahngaterverkehr (Heft 5 S. 147). 

II riscatto delle ferrovie svissere e la politica nei Sindicati d^ ferrovieri. (Monitore 

delle strade fcrrate. Turin 1902. Nr. 12.i 
FrachtbcgnnstiguiiL^. II in Italien. (Allg. Tar.-Anz. XXI. Nr. 7.) 

(.Jovernmcut owntraliip of Kailroads. uVnnals of thc Americ. Academy of Political and 
Social Science. PhUadelphia 1902. Bd. 19. Heft 1.) — Advisory conncils in Railway 
adinintstratiou (Bd. 19 Heft l). Bailniad Organization (Jonm. of tbe Association of 
Engineering SocieUes. Philadelphia. Bd. 28. Ueft 1.) 
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IV. Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Bck. dos Keicliskanzicrs vom 8. Febr. 1892, bctr die Vorcinbarnng 
erleichterudvr Vorscbril'ten f. d. wcctusi^lseitigen Verkehr zwischeu den Eisenbuhncu 
DeutscUands vad Luemborgs. (E.-V.-BL 1902. 8. 84. R.-6.-BL & 46.) 

— Bek. des Beichsicaaslen vom 82. Hin 1908, betr. Aendening der Anlage B der 
Eiaenbahn- Vorkohrsordnung (R.-O.-Bl. S. fi7); s. auch Schweiz. 

Frankreich. I'irknlar des Minist, d. öftVntl, Arh. vinn 18. .fan. 1!M)2, betr. die achte 
Abänderung des Keglements f. d. ßefürdecung vun geführlichen und ekclerregeuden 
G^^enstilndeii in Frankreieb Tom 18. Nor. 1897. 

— Erl. des Präsidenton der Republik vom 15. Febr, 1902, betr. die BinseUung einet 
Binnenschiff fahrts- und Hafcnratha. (Jonrn. offic. li'Oi. Nr. 47.) 

— Cirk.-Erl. d. Minist, d. öltentl. Arb. vom 8. April 1902, betr. eine einheitliche Nicht- 
verantworüichkeits- Klausel in den franz. Speaaltarifen. (Zeitschr. f. d. intemat. 
Eisenbyrransp. X. Nr. 6. S. 178.) 

Niederlande. Königl. Verordnung vom 18. .Tiini 1901, betr. die Verwendung von Eisen- 
buhnen und Eisenbahnmaterial in Kriegs- und anderen ausserordentlichen FAllen. 
(8taat«bL 1901. Nr. l&i.) 

OetlMTSldi. Erl. des Eisenbahnminlsters vom 8. lOrs 1908, betr. die Haltnng der 
Heeresrerwaitiing fflr die dnrch das Betreten des Bahnkörpers durch manöverirende 
Tmppcn vemrsachten Scb&den nnd Unfälle. (Oesterr. Eisenb.-Ter.<>Bl. XV. Nr. 31. 
.S. 857.) 

Oldenbyrg. Bahngesets vom 7. Jan. 1902 für das Uerzogtham Oldenburg. (Ardi. f. 
Bi8enb.-Wes. 1908. S. 684.) 

— Kleinbahnordninii^' vom 25. Jan. 1908 fttr das Herzogthum Oldenburg. (Zeltscbr. f. 

Kleinb. 1902. S. 392 ff.) 
Preusssfl. Erl. d. Minist, d. öfientl. Arb. vom 2ö. Febr. 1902, betr. Niederschlagung fis- 
ksUtefcer Forderungen. (E.-y.-BL 1808. S. 88.) — vom 87. Febr. 1808, betr. ITmfaag 
des snr EinlObrung neuer Nebeneisenbahnen in Torhandene Eiaenbalmstationen von 

den grandor\vorbsi>flichtigen Kreisen anzufordernden Grund und Bodoüs (.<. 92). — 
9. März 1902, hetr freie Fahrt auf Kleinbahnen nnd rrivatoisenbahnen zur .\bnahme 
Von i'nvataaächluääljahucu (S. 104). — 24. März 1902, betr. eiscubahnseitige Prüfung 
der Entwürfe von Kleinbahnoi, fflr welche Staatsonterstlltnmg beantragt ist (ß. 16Q. 

— ErL d. Minist, d. offentl. Arb. vom 19. April 1902, betr. Anträge auf Gew&hrung 
von .Staatsbeibilt'en für Kleinbahnen. iZeitsehr t, Kli iiih. 1902. :{79.) — Bek. d. 
Minist d. öffentl. Arb. vom 28. April 1902, betr. (Genehmigung und Aufsichtstilhrung 
bezflgUch der Ktebibabnoi nnd Privatansehlussbahnen In den Enhmi Teltow und 
Nlederbamlm, bei doien der Landespoliseibezirk Berlin befheüigt ist (S.881). 
— Erl. d. Minist, d. öflfentl. Arb. vom 30. April 1902 suwie Erl. desselben und des 
Minist, d. Innern vom gleichen Tage, betr. Polizeiverurduung und Betriebsvurschrift 
für Privatansehlussbahnen (8. 382). 

8diw^ Vereinbarung erleichternder Vorschriften fflr den wechsdseitigen Verkehr 
svrisdien den Eisenbahnen der Schweiz und Deutschlands rilcksichtlich der nach dem 
Internationalen reboreinkonimcn über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 11. «»kt. 1890 
von der Beförderung ausgeschlossenen oder bedingungsweise zugelasseneu Gegen- 
stände. Abgeschlossen am 12. Dez. 1901. — In Kraft mit 1. Febr. 1902. (Zeitschr. 
f. d. Intwnat. El8enb.-Tnuiqp. X. Gesetm n. VoUingsvaord. 8. 6fi— 80.) 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Abfertigung, nachträgliche Anwendung 
einer billigeren als der von der Eisen- 
bahn gewählten Abfertigung 2^ 

Ablieferang verspätete de« Frachtguts 

308. 

Ablieferungsversänmniss, ob Ueber- 
gabe des Frachtbriefs und Bezahlung 
aer Fracht vor Ankunft des Gutes einen 
Ersatzanspruch des Adressaten wegen Ab- 
liefemngsversäumnisses begründen löL 

Abnahme des Gutes 146. 

Abonnementskarte, reglementswidrige 
Benutzung einer solchen 22fi- 

Absender, Verfügung desselben Uber 
das Gut 15fi- — Verfügung desselben 

• muss sich auf die ganze Sendung er- 
strecken IfiL Aufladen durch den Ab- 
sender 2iL — Verantwortlichkeit des 
Absenders für unrichtige Angaben im 
Frachtbriefe 2fiL 

Abspringen von einem bereits in Be- 
wegung befindlichen Eisenbahnzuge 242. 

Aktiengesellschaft, Zustellung von 
Klagen, die die Anfechtung von Be- 
schlüssen der ücuerfti Versammlung einer 
Aktiengesellschaft betrcüon 147. 

Anhalteneiues Eisenbahnzuges auf offener 
Strecke durch Winken und Schwenken 
mit Schirmen, Stocken und dergl. illiL 

Anstellung eines Beamten 1(>'^. 

Anwendung, unrichtige des Tarifs 203. 
— Anwendung eines Ausnahmetarifs 
22iL — nachträgliche Anwendung einer 
billigeren als der von der Eisenbahn 
gewählten Abfertigung 2üä, 

Arbeiter, Haftung desselben als Gesammt- 
Hchuldner bei Arbeitseinstellung i^Strike) 
12. 

Arbeiterunfallversicherungsan- 
stalt in Oesterreich, Entschädigungs- 
anspruch derselben au dritte Personen 
für die an den Verletzten zu entrichtende 
Rente 21L 



Arbeitgeber, wer Arbeitgeber im Sinne 
dea Krankenversicherungsgesetzes ist 
2Q6. 

Arbeitseinstellung (Strike'), Haftung 
der Arbeittr als Gesammtschnlduer 

Auflassung eines Grundstücks, das ca 
einer Bahneinheit gehört 1H4 

Aushilfe gelegentliche und vorüber- 
gehende des Personals des Zechenbetriebs 
im Hütten- und Eisenbahnbetrieb 

Auslegung eines Ausnahmetarifa 2M. — 
von Eisenoahn-Concessionsurkunden 246. 

Auslieferung des Frachtguts 2iü 

Ausnahmetarif, Anwendung eines 
solchen 22^ — Anslegnng eines solchen 
2Mx 

AusschuBs geschäftsfUhreuder, Beitrags- 
zuaage an einen solchen zu Gunsten 
einer projektirten Eisenbahn 138. 

Avisirung des Empfängers von der An- 
kunft des Frachtguts idÜL 



Bahndamm, üntersagung des Betretens 
desselben durch die Bahnbehörde i:^)- 

Bahnhof sautomaten , Verkauf von Ge- 
nuss- und Gebrauchsgegenständen durch 
dieselben 310. 

Bahnwärter, ob die Eisenbahnverwal tun 
ausserkontraktlich für unerlaubte Hand- 
lungen eines Bahnwärters haftet 12H. 

Baubeschränkung, ob im Falle einer 
gesetzlichen Baubeschränkung eine Ent- 
schädigung beansprucht werden kann 
AiL — Baubeschrüiikung eines Grund- 
stücks bei einem nicht veröffentlichten 
Bebauungsplan 149. 

Baukonsens, ob der Verwaltangsrichter 
auf die Ertheilung eines zu Unrecht 
versagten Baukonsenses erkennen kann 
112. 

Baukosten einer öffentlichen Strasse 240. 
Beamter, wann die Dienstzeit eines Be- 
amten beginnt 13^ — in Preussen ist 
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den Bcamtcu, mit Ansnahtne der Richter, 
ein klagbarer Anspruch anf Gehalts- 
zulage nicht gegeben &8. — Verfolgung 
von Rechtsanspriichen ans dem Gesetze, 
betreffend die Kecbtsverhältnisse der 
Reichsbeamten vom äL März 1873, Ufi. 

— Anstellung eines Beamten 163. — 
Verschuldnngen eines Staatsbeamten 22ä. 

— Haftung eines Beamten aus unrichtiger 
Aoskanftsertbeilang XVA. 

Beleuchtung von Privatwegen, deren 
Benutzung dem Publikum gestattet istüL 

Berufsgeuossenscbaft, Anspruch der- 
selben gegen den schuldhaftcn Schadens- 
urbeber bezw. den Haftpflicbtachuldner 
170. 

Beschädigung eines Frachtguts, Haft- 
pflicht der Eisenbahn für eine solche 
2()2. 313. 317. 322. 

Besteuerung der Dienstwohnungen 235. 

Betriebskrankenkasse, Beginn der 
Mitgliedschaft einer solchen 114. 

Bodonerschütterung durch die Eiseu- 
bahn 6Ü. 

Brand des Frachtguts 124. — eines offen 
verladenen , gepackten Möbelwagens 
während des Transports 3n. 

Brucken, Herstellung solcher im Zage 
öffentlicher Wege iüL — Brücken Uber 
öffentliche Flüsse 102. — als Ersatz- 
commnnicatiou fUr einen durch den Bahn- 
bau unterbrochenen Stra>tsenzug 346. 



O. 

Coudnctenre der internationalen (Jesell- 
schaft der Schlafwagen und der grossen 
europäischen Expresszilge in Brüssel, ob 
dieselben als Eisenbahnbedienstete an- 
zusehen sind 65. 



Dampfschifffahrtsunternehmungen, 
Haftung derselben für körperliche Ver- 
letzungen nach österreichischem Rechte 
284. äI8. — Haftpflicht fUr die durch 
eine Kesselexplosion auf dem Dampfer 
herbeigeführten körperlichen Verletzun- 
gen oder Tödtungen von Reisenden 314. 

Deiche 152. 

Dienstverhältniss, Auslegung des Aus- 
drucks .Dienstverhältniss" iu der Tarif- 
uummer 12. Abs. 2 des Stempelsteuer- 
gesetzes 115. 

Dienstwohnungen, Besteuerung der- 
selben 235. 

Dienstzeit eines Beamten, wann dieselbe 
beginnt 12. 



Ehefrau, ob der Nebenerwerb, welcher 
für die Ehefrau eines bei einem Eiseu- 
bahnun f alle Beschädigten mit der Stel I u ng 
des letzteren verbunden ist, als Ein- 
kommen des Beschädigten anzusehen ist 
L — ob der Ersatzanspruch aus dem 
Verluste der Erwerbsfiihigkeit der Ehe- 
frau nach dem Haftpflichtgesetz begründet 
ist 2jL — ob der beim Eisenbahnbetriebe 
verletzten Ehetrau ein Kurkostenauspruch 
zusteht bL 

Eichenholz amerikanisches, Tarifirung 
löä. 

Eiertransporte, Haftung der Eisenbahn 
für Eiertransporte nach österreichischem 
Rechte 3112, 312. 

EigenthUnier, ob den EigcnthUmern 
der an einer öffentlichen städtischen 
Strasse belegenen Häuser ein Ent- 
schädigungsanspruch zusteht, wenn die 
Verbindung ihrer Häuser mit der Strasse 
durch eine Veränderung derselben dauernd 
erheblich erschwert wird 2. 

Eile beim Aussteigen aus dem Eisenbahn- 
wagen, eigenthümliche Betriebsgefabren 
229. 

Einkommen gemeindesteuen^flichtiges 
des Eisenbahnfiskus, Grundsätze, nach 
denen dasselbe zu vertheilen ist, wenn 
sich eine Betriebsstätte, Station u. s. w. 
Uber den Bezirk mehrerer Gemeinden er- 
streckt 'ihT 

Eisenbahn, Haftpflicht derselben für 
eine Gewichtsdifferenz bei bahuamtlicher 
Gewichtsfeststellung L — Berechtigung 
zur Zollnachforderung 34. — Zulassung 
einer Eisenbahn als Kleinbahn AL — 
Einmündung von Lokaleiseubahnen in 
das Netz von Haupteiseubahnen iiL — 
wann die Ei-senbahn bei bahuamtlicher 
Feststellung des Gewichts einer Sendung 
sich von dem Ersätze für den constatirten 
Abgang befreien kann 5fL — ob die 
Eisenbahn für die Beschädigung haftet, 
welche ein mit dem Ausladen von Gepäck 
beschäftigter Eisenbahnbediensteter da- 
durch erleidet, dass er aus dem Gepäck- 
wagen eines Zuges springt dSL — Be- 
rechtigung der Eisenbahn, dem ihren 
Organen persönlich bekannten Adressaten 
einer bahnlagernd gestellten Sendung 
letztere au.szufolgen 5M. — in der Unter- 
lassung nothwendiger Sicherheitsmass- 
regelu liegt ein Verschulden der Eiseu- 
bahn im. ~ Haftpflicht fUr Brand des 
Frachtguts 124^ 3JLL — ob die Eisenbahn 
ausserkontraktlich für unerlaubte Hand- 
lungen eines Bahnwärters haftet 12H. — 
wann die Eisenbahn bei GUt«m, welche 
vom Absender selbst aufgeladen werden, 
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fllr eine in Folge mangelhafter Ver- 
ladung eingetretene Beschädigung mit- 
haftet IML — zur Frage der Haftpflicht 
der Eisenbahn für Güter, deren Ver- 
ladung dem Absender obliegt IA3l — 
ob die Eisenbahn für Stellung des Guts 
zur unmittelbaren Verladung in Schiffe 
haftet liHL — Eisenbahnhaftpflicht Uh. 

— Haftpflicht der Eisenbahn für Be- 
schädigung eines Frachtguts 2()3 , 313. 
317. 322- — Zollzahlung Seitens der 
Eisenbahn 201. — Nichtbaftung für 
Oewichtsverlust durch Diebstahl bei 
Verladung auf offenen Wagen 21A. — 
Nichtbaftung bei Gütern, deren Auf- 
und Abladen von dem Absender bezw. 
Empfänger zu besorgen ist 211. — Aus- 
Bcbliessuug oder Beschränkung der Haft- 
pflicht der Eisenbahn für das ihr zur 
Aufbewahrung Ubergebene Gepäck 23Il 
Haftung von nicht mit Dampfkraft be- 
triebenen Eisenbahnen für körperliche 
Verletzungen nach österreichischem 
Rechte 284^ 320. — Haftung der Eisen- 
bahn für UeberfUllung der Personen- 
wagen 29ü- — Berechtigung zur Er- 
hebung von Lagergeld 3<)5. — Haftung 
der Eisenbahn für Eiertransporte nach 
österreichischem Rechte 307, 342» — 
Haftung gegenüber dem Passagier für 
verspätete Ankunft seines Gepäcks 312. 

— Haftung der Eisenbahn für die Unter- 
lassung der rechtzeitigen Anzeige eines 
ihrem Bediensteten zugestosscnen Un- 
falls 313. — Verschulden der Eisenbahn 
wegen Mangels einer Dienstanweisung 
320. — Uber die Haftpflicht der Eisen- 
bahn beim Transport vou lebenden 
Thieren nach belgischem Rechte — 
Haftung der Eisenbahn für die Sicher- 
heit der Warteräume für die Fahrgäste 
301. 

Eisenbahnärar, Competeuz fllr Klagen 
gegen dasselbe 23fL 

Eisenbahnbauten, Begriff solcher, 
welche die Bewilligung der Baubehörden 
nicht erfordern 3iL — Eutscheidung 
über die Zulässigkeit der hierzu gehörigen 
Anlagen 200. 

Eisenbahnbediensteter, ob die Con- 
ducteure der internationalen Gesellschaft 
der Schlafwagen und der grossen euro- 
päischen Expresszüge in Brüssel als 
Eisenbabnbediensteto anzusehen sind 65. 

— ob die Eisenbahn für die Beschädigung 
haftet, welche ein mit dem Ausladen 
vou Gepäck beschäftigter Eisenbahn- 
bediensteter dadurch erleidet, dass er 
aus dem Gepäckwagen eines Zuges 
springt lliL — die einem Eisenbahn- 
bediensteten gebührende Uufallsrentc 



urafasst die gesammte Vergütung des 
ihm durch den Betriebsunfall zugetllgteu 
Schadens m 

Eisenbahnbehftrden, Berechtigung der- 
selben, den ßahuunteruehmungeu Auf- 
träge zu ertheilen 2iüL 

Eisenbahnconcession IM. 

Eisen bah nconcessious Urkunden, 
Auslegung derselben 24fi. 

E iseub ah ngepäck träger, Rechtsstel- 
lung derselben lfi2. 

Eisenbahnhaftpflicht, s. Eisenbahn. 

Eisenba humonatskarte, Nichtüber- 
tragbarkeit derselben 2ü2. 

Eisenbahnprojekte, Zustellung der 
Entscheidungen über solche und Com- 
petenz zur Entscheidung 33(>. 

Eiseubahnnnteruebmer, Auferlegung 
von Verjiflicbtungen an denselben :^'>7 

Eisenbahnverwaltung, Begriff der- 
selben im Sinne des % ihä Abs. I Nr. 2 
des Vereinszollgesetzes 3*29. 

Eisenbahnzug, Anhalten eines solchen 
auf offener Strecke durch Winken und 
Schwenken mit Schinnen, Stöcken und 
dergl. im. 

Empfänger, Erhebung einer Schadeos- 
orsatzforderung Seitens des Empfängers 
vor .Ankunft des (Jutes 12S. — Form 
der Geltendmachung der Schadenersatz- 
ansprüche des Empfängers nach .\nnahme 
des Gutes und Zahlung der Fracht liü. 
— Avisirung des Empfängers von der 
Ankunft des Frachtguts '-^iri — Abladen 
durch den Empfiinger 

Enteignung, wann die Hinterlegung der 
Entacbädigungssumme von der Ziuspllicht 
befreit 8. — ob die Vorschrift über die 
Verzinsung der Entschädigungssumme 
auch bei freiwilliger .Abtretuug aualog 
anzuwenden ist lü. — Einrichtung und 
Unterhaltung von im öffentlichen Interesse 
notbwendigen Wegen 22. — wann bei 
der Theileutcignung eine Werthver- 
minderung des Kestbesitzes nicht vorliegt 
2fi. — Abschätzung des Werthes eines 
zu enteignenden Theilcs eines Onind- 
Stücks HL — Rückerstattung einer auf 
(truud des § 31 des Enteiguuugsgesetzes 
geleisteten Zahlung 2iL — ob für den 
Richter der im Enteignungsverfahren 
festgesetzteEutschädiguugsfeststellungs- 
beschluss und das Sachverständigengut- 
achten massgebend ist 43» — ob im 
Falle einer gesetzlichen Baubeschränkung 
eine Entschädigung beansprucht werden 
kann Hl — Euteignungscntscbädigung 
für Bauland, welches von einer Flucht- 
linienfest^setzuug getroffen ist üL — 
ob die Berücksichtiguug der Aussicht 
auf den zukünftigen Ausbau eines Weges 
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bei ilcr Bewerthuoe der daran liegenden 
(irundstück« ftte Biml«iid gegen § 10 

des Enteigminp-sj^esttzcn vcrstTi^st 02. — 
der Klufje auf Eutsijli;i(li;,Minü; luuss die 
administrative Entsihiiiliguiigsfest^tel- 
Inog vorangehen 67. — wann ein Grund- 
•tfick Bauplatzeigensebaft nicht besitst 
162. — KoUiaiun iti';hi(:r(-r Entcignungs- 
recbto nach preussiicljem Keclit 1G4. — 
ob EntscbKdignng nach dem individuellen 
Worthc zulä«sie: 217. — ob der Ent- 
eignende i l 'nterueliiuen. wenn er selbst 
ein Roalrecht an dem enteigneten ürund- 
»tttcke besiut, sein Recht au der au 
Stelle des Orandfltacka getretenen Geld- 
sniiiini; mltenil machen kann 210. — 
besumU res Enteicuungsvcrfabreu bei In- 
anspniclinalinio fremden Eigenthums er- 
fiirderlich 2.'5!1 — Hinterlegung eines 
Tlieiis der Entschädigungssumme 247. 
— Auszahlung der hinterlegten Eut- 
Bchädigung 2tö. — Entschädigung far 
das Recht anf Aussiebt 315. — Fest* 
Setzung der IIölic drr Entsihiidignng 
HH.'). — Eutsclieiihuig über .Schutzaulageu 
kann im Enteignungsverfahreu nur in 
Verbindung mit dem Planft'statellungs- 
verfahrcn getroffen werden MO. — ob 
die erneute Verleihung des Enteignungs- 
recbu für die durch die Verkehneut- 
wickdnng nothwendig gewordenen Er- 
weiterungen der ursi)riiii;^Miili mit dem 
Enteignung.srechte auägeütatteten An- 
lage erforderlich i»it 348. — Vollsiebiing 
(b r Eiiteigming 'Abi). 

Enteignungsfülle im Königreich 
Sachsen, Anweodnng der Vorschrift im 
§ 287 der CiTilproiessordnang auf solche 

IHl. 

Euteignnngsgesetz, Grundzüge des 
neuen üadiscben Enteignungsgesetzes 
vom M. Ju« 1899, m. 

Ert' i n im iiji Eisi nbahn verkehr, Er.'iiitz 
de;* iinlilsslieli einer Raichen einer I'erson 
zugefügten .Schadens 2. — körperliche 
Verletzung eines Heißenden durch das 
Zutalleu einer Waggonthür während 
der Fahrt stellt sich als eine Ereignung 
im Verkehr dar 30. — unter Ereignung 
im Verkehr sind auch Ereignisse zn 
verstehen, welche die im notliwendigeii 
Zuaanimeuhange mit dem liahiilietriebe 
stehenden Anlagen betreflVn 209. — 
Kfhpcrverletzung beim Wr^^cbielien von 
Lastwagen auf der Drelisclieil/e Er- 
eignung im Ei^*enbahnverkehr 211. 

Erhöhungen, deichähuliche, der Erduber- 
fläche 162. 

Erschütterungen aus dem Fabrik- 
batiielM. Herstellung von Einricbtongen 
nur Yerliiiriflnuig sucher 18. 



Erweiterungsbauten au den Anlagen 

einer Bahnstrecke 222. 
Erwerbsteuer in Oestemicta, Character 

derselben 2.'>r). 
Explosion im Innern «Ines SiseDbahn» 

Wagens, s. höhere Gewalt. 

F. 

Fabrikbetrieb, Herstellung von Ein- 
richtung« mr Verhinderung der Ei- 
schütternngen aus dem Fabrikbetriebo Itt. 

Fiisser, Lockerung der Reifen und Datiben 
neuer Fässer 2:$<). 

FeiertagsheiligUDg, s. Souu* uud 
Peiertagsheiligung. 

Fracht, Rückforderung zu viel erhobener 
Fracht 122. — Verptiichtung des Lade- 
scheinbesitiers snr Zahlung der Fracht 
214. 

Frachtbrief, Verantwortlichkeit des Ab- 
senders für unrichtige Angaben im 
Frachtbriefe 2ijl. — Gegenbeweis gegen 
den Inhalt des Frachtbriefes 343. 

Frachtgut. Schadenersatz für fohlendes 
Frachtgut '^2 — wann sich die Eiseu- 
bahn bei bahnamtlicher Festatellung des 
Gewichts eines Frachtguts von dem Er- 
sätze fHr den constatfrten Abgang be- 
freien kann öfi. — Auslieferung eines 
bahnlagernd gestellten Frachtguts 98. 

— ob die Erklärung einer Partei, auf 
den Sehaden, der durch die Nichtavisirung 
eines Frachtgutes entstehen kiiiinte, zu 
versichten, giltig ist 116. - Haftpflicht 
der Eisenbahn iUr Brand des Frachtguts 
124, 811. — Erhebung einer Schadener- 
satzforderung Seitens des Empfiingers 
vor Ankunft des Gutes 128. — wann die 
Eisenbahn bei Gütern, welche vom Ab- 
sender selbst anfueladen wenlen , für 
eine in Folge mangelhafter \'erhidung 
eingetretene Beschädigung mithaftet 
140. — cor Frage der Haftpflicht 
der Eisenbahn für Güter, deren Ver- 
ladung dem .\!>sender obliegt 1 Ki 
Abnahme des Gutes 14(5. — Verfiigune 
des Absenders Uber das Gut I.'mk — ob 
die Eisenbahn für Ste!Iiing des Gutes 
zur unniitteli>aren Veilailuug in Schiffe 
haftet 160. — Verfü/mi^' des Absenders 
muss sich auf die ganze Sendung be- 
ziehen 161. — Haftpflicht der Eisenbahn 
für Beschädigung eines Frachtguts 202, 
313,317, 322. — Aufgabe eines Frachtguts 
mit dem Frachtbriefvermerk „franco* 
207. — IlaftungdesKolIfnhruiitc! ürhiiiers 
für Besehäiligiiiig ihm vertrau li'.h von 
der Ei.senbahn übergebener Unter 239, 

— AasUefemug des Frachtguts 2ö2. — 
Terspfttete Abßefemiig des Flachtgats 
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308. — Klage wegen Verlustes des 
Gutes 358. 

Frachtvertrag, Abschloss desselben '^M. 

FrachtzuBcblag des § bä. Abs. & der 
Verkehrsordnung bat die rechtliche 
Natur einer Konventionalstrafe IL — 
ob Frachtzuscblag für unrichtige Inbalts- 
angabe im Frachtbriefe auch bei Gut- 
gläubigkeit des Absenders verwirkt ist 23. 

Funktionszulage, rechtlicher Character 
einer neben dem Gehalt für bestimmte 
Dienste aasgesetzten Funktionszulage 
269. 

G. 

Gasanstalten sind Hilfsanstalten der 
Eisenbahnen 

Gebäude, ob Stadtbahnbogen Gebäude 
im Sinne des § 1^ des Flucbtlinienge- 
setzea vom 2. Juli 1875 sind — 
Begriff des Gebäudes fiML 

Gehaltszolage, in Preussen ist den Be- 
amten, mit Ausnahme der Richter, ein 
klagbarer Anspruch auf Gehaltszulage 
nicht gegeben 5& 

Geisteskranke, Prüfung der Erwerbs- 
fäbigkeit von (leisteskranken 158. 

Gemeinde, ob dieselbe als Eigcuthümerin 
öffentlicher Strassen verpflichtet ist, im 
Interesse der Anlieger Verkehrseinrich- 
tungen, z. B. BahnttberfUhrungen zu 
widersprechen ^ — ob die Gemeinden 
zur Vertretung und Wahrung einer in 
ihrem Gebiete befindlichen blos privaten 
Commnnication gesetzlich bemfen sind 

Gemeindelasten städtische, Theilnahme 
an denselben 106. 

Gepäck, Ausschi iessung oder Beschräuknng 
der Ilaftpäiclit der Eisenbahn für das 
ihr zur Aufbewahrung Ubergebcne Ge- 
päck 22h. — Haftung der Eisenbahn 
gegenüber dem Passagier fUr verspätete 
Ankunft seines Gepäcks HTi. — Schaden- 
ersatzforderung für abhauden gekommenes 
Reisegepäck nach schweizerischem Recht 

•m 

Ge w erben nfallversich er ungsge- 
setz, ob in Fällen, in denen ein An- 
spruch auf Krankengeld für eine ver- 
sicherungspflichtige Person nicht bestand, 
von der Berufsgenossenschaft eine Rente 
für die ersten 13 Wochen zu zahlen ist 
225. 

Gewichtsdifferenz, Haftpflicht der 
Eisenbahn für eine solche, wenn bahn- 
amtliche Verwiegung stattgefunden hat L 

Gewichtsverlust, Nichthaftung der 
Eisenbahn für Gewichtsverlust durch 
Diebstahl bei Verladung auf offenen 
Wagen 214. 



Glasballons, in welchen eine Flüssigkeit 
aufgegeben wird, sind nicht als Ver- 
packung, sondern als Bestandtheile des 
Gutes anzusehen IML 

GrnndstUck, wann bei der Thetlent- 
eiguung eines Gnmdstücka eine Werth- 
verminderung des Restbesitzes nicht vor- 
liegt 26. — Abschätzung des Wertbes 
eines zu enteignenden Theiles eines 
GnindstUcks äL — Ueberlassung eines 
zum Bahnbau erforderlichen Grundstücks 
an den Unternehmer durch freihändigen 
Vertrag gegen spätere Ermittelung des 
Kaufpreises durch Sachverständige 3iL 
— Beschränkung der Bcuutzungsfähig- 
keit eines Grundstücks durch die Be- 
nutzungsart, die sein Eigenthttmer ihm 
gegeben hat GiL — Auflassung eines 
Grundstücks, das zu einer Bahneinbeit 
gehört IM. — Baubeschränkung eines 
Grundstücks bei einem nicht veröffent- 
lichten Bebauungsplan 149 — wann ein 
Grundstück Baupiatzcigcnscbaft nicht 
besitzt 162. 

Gut, 8. Frachtgut. 



Haftpflicht ausservertragsmässige der 
Eiscubahnen in Ungarn 173. 

Haftpflichtgesetz, ob die Berufung 
darauf, dass die Bahnordiiung für die 
Nebenbahnen befolgt sei, zum Ausschlüsse 
der Haftung genügt !L — die Ent- 
schädigungspflicht ist Surrogat der 
Unterhaltspflicht 23. — ob der Ersatz- 
anspruch aus dem Verluste der Erwerbs- 
fähigkcit der Ehefrau begründet ist 22. 

— ob in einer der Gesammteinnahme 
des Ehemannes entsprechenden Rente 
auch die Entschädigung für den Erwerbs- 
verlust aus der Thätigkeit der Ehefrau 
liegt 28. — Abtretung des Haftpflichtan- 
spruchs 28. — Voraussetzungen des 
eigenen Verschuldens, insbesondere bei 
Ueberschreiten der Gleise einer Strassen- 
bahn ^ül — wonach das eigene Verschulden 
des Verletzten beurtheilt werden muas 
3(i. — Nachweis des Zusammenhanges 
mit den eigenthümlichen Gefahren des 
Eisenbahnbetriebs bei Unfällen, die sich 
auf dem Bahnkörper (Sturz beim Ueber- 
schreiten des Bahnsteigs) ereignen iä, 

— ob der beim Eisenbahnbetriebe ver- 
letzten Ehefrau in jedem Falle ein Kar- 
kostenanspruch zusteht hL — höhere 
Gewalt im Sinne des § 1 des Gesetzes 
76. — Einwand des eigenen Verschuldens 
beim Zusamroeustoss eines Radfahrers 
mit einer Strassenbahn 206. — auch die 
erhöhte Schwierigkeit des Ausweichens 
bei Hindernissen auf der Fahrbahn ge- 
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hört zu den eigenthiiralicben Gefahren 
des Eisenbahnbetriebs 225. — Eile beim 
Aussteigen aus dem Eisenbahnwagen 
gehört zu den eigenthUmlichen Betriebs- 
gefahren 223. — ob nach dreitägiger 
Erkrankung an Lungenentzündung er- 
folgter Tod ein Betriebsunfall ist 2i8. 

— wann eine zu hohe Fahrgeschwindig- 
keit der Lokomotive nicht als kausal 
für einen Unfall anzusehen ist 2hä. — 
haftpflichtig ist nach dem Gesetze nur 
der Betriebsnntemehmer 2&L — das 
Recht Dritt-er im Haftpflichtgesetz 222^ 

— Verschulden der Eisenbahn wegen 
Hangels einer Dienstanweisung 320. — 
ob dem Verletzten ein Wahlrecht zwischeu 
Haftpflicht- und Unfallentschädignng 
zusteht H27. — muthinasslichc Lebens- 
dauer des Getödteten 339. 

Handdienste, Vertbeilnug derselben auf 
alle Steuerpflichtigen einer Gemeinde 

m 

Hausgarten, wann ein zu einer Dienst- 
wohnung gehöriger Hausgarten von der 
Kreissteuer frei ist 136. 

Heilungskosten, Begriff derselben 2B3. 

Hinterbliebenenrente, Anwendung der 
Vorschriften der neuen Unfallversicher- 
nugsgesetze auf die Feststellung der- 
selben äL 

Höhere Gewalt im Sinne des § 1 des 
Reichshaftpflichtgesetzea ZiL — Begriff 
der höheren Gewalt (Explosion im Innern 
des Eisenbahnwagens) 2D1, — wann die 
Einrede der höheren Gewalt bei einem 
Versäumnissanspruch nicht begründet ist 
254. — ob die Bestürzung eines Ver- 
letzten als höhere Gewalt gelten kann 
336. 

. J. 

Industriegleis, üebergang von Wagen 
auf ein solches 2ÜL 

Internationales Uebercinkommen 
Uber den Eisenbahnfrachtverkehr, Giltig- 
keit desselben auch für frankirte Sen- 
dungen — Unterschied zwischen Art. 
22 des internationalen Uebereinkonimeus 
und Art. ül des schweizerischen Trans- 
portgesetzes in Bezug auf die Beweis- 
last lüöx — ob die Bestimmung des Art. 
2fi (2) des internationalen Uebcrein- 
kommens nur bis zum Üebergang des 
Verfügungsrechts auf den Adressaten 
oder auch noch nachher gilt 319. 

Invalidenversicherungsgesetz, 
Folgen einer Weigerung des Rentenbe- 
werbers, sich der zur Bcurtheilung seiner 
Erwerbsfähigkeit erforderlichen Beobach- 
tung im Krankenhause zu nuterziehen 
llfi» — Versich erungsanatalt hatKrankcn- 



geld für einen bei einer Krankenkasse 
Versicherten nur vom Beginn des Heil- 
verfahrens zu fordern 2i3. 
Juristische Personen, ob sieb die ge- 
setzmässige Kreiseinkommensteuerpflicht 
der Kreiseingesessenen auf juristische 
Personen erstreckt 110. — Haftung einer 
juristischen Person fUr unerlaubte Hand- 
lungen ihrer Angestellten L2L 

K. 

Kassen, öffentliche, Zahlungen sind an 
denselben in Empfangt zu nehmen 1 .^3. 

Kassen defekt, Einrede der Unzulässig- 
keit des Rechtsweges lü 

Kaufvertrag, Aufhebung eines solchen 
in Folge eines Irrthums über das Kauf- 
object 132, 

Klage im Verwaltungsstreit verfahren auf 
Uebcrnahme einer durch wegepolizeiliche 
Verfüg-ung augeordneten, alwr noch nicht 
ausgefUlirteu Leistung, ob eine solche 
zulässig tn? — Competenz für Klagen 
gegen das Eisenbahnärar 23iL — Klage 
wegen Verlustes des Gutes 3rjH. 

Kleinbahn, Zulassung einer ELsenbahn 
als Kleinbahn 4JL — Stempelpflichtigkeit 
der Strassenbenutzuugsverträge der Klein- 
bahnen 71, m 

Kleinbahnunternehmer, Herstellung 
eines Weges durch denselben Ifi. 

Konventionalstrafe, s. Zuschlagsge- 
bühr. 

Körperschäden, Ursache derselben 23L 

Körperverletzung beim Verschieben von 
Lastwagen auf der Drehscheibe, Ereig- 
nung im Eisenbahnverkehr 341 

Krankenversicherungsgesetz, Ver- 
sicherungspflicht beschränkt erwerbs- 
fähiger kranker Personen 104 — ob 
der Versicheruugszwang im Sinne des § 
1 des Gesetzes auch für die Sonn- und 
Festtage besteht LLL — wer Arbeitgeber 
im Sinne des Krankenversicheruugsge- 
setzes ist 2ÜG. 

Kreiseinkommensteu er p flicht ge- 
setzmässige der Kreiseingesessenen , ob 
sich dieselbe auf juristische Personen 
erstreckt HO. 

Kutscher, ob der einem mit Güterauf- 
laden auf einem Bahnvcrladeplatze be- 
schäftigten Kutscher durch Scheuwerden 
seiner Pferde in Folge Vorbeifahrens 
einer Lokomotive zngestossene Unfall 
die Ersat2pflicht der Eisenbahn begründet 
323. 

L. 

Ladescheinbesitzer, Verpflichtung des- 
selben zur Zahlung der Fracht 214. 
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Lagergeld, Berechtigung der Eisenbahn 
zur Erhebung desselben H()5. 

Lagorschuppen ohne festes Dach, ob 
derselbe begrifflich als Gebäude im Sinne 
des Fluchtliniengesctzcs vom 2. Juli 1K75 
gelten kann 21H. 

Lebende Tbiere, s. Thiere. 

Lichtleitung, elektrische, einer Stadt 54. 

Lieferfrist, Berechnung derselben bei 
Festsetzung einer Zuschlagsfrist zur 
reglcuieiitsniüssigen Lieferfrist wegen 
Verkehrsstörung iL — wann die Ke- 
klaniation wegen Versäumung der Liefer- 
frist anzubringen ist ü8. — Unzulässig- 
keit der Kürzung dcrreglementsuiässigen 
Lieferfrist zu Gunsten eines einzelnen 
Aufgebers 145. — Ueberschrcitung der 
Lieferfrist in Folge Verwechslung der 
Wagennuminem in den Frachtkarten 
atXi. — Versäunuing der Lieferfrist 325. 

Lokalbahnen, EinniUndung solcher in 
das Netz von Hauptbahnen HL 



Militilrauwärter, Anstellung zivilver- 
sorgungsberecht igter Militäranwärter 
22Z 

Minderjährige. V«^rletzung solcher beim 
widerrechtlichen Betreten der Bahnan- 
lagen 32i. 

H. 

Nebenerwerb, ob der Nebenerwerb, 
welcher für die Ehefrau des bei einem 
Eiscnbahnunfall Beschädigten mit der 
Stellung des letzteren verbunden ist, als 
Einkommen des Beschädigten anzusehen 
ist L 

Nivcauübcrsetznng über eine Eisen- 
bahn, Entscheidung über die Anilassung 
einer solchen gehört zur Competenz des 
Eisenbahnmiuistcriums H'>4 

O 

Oeffentliche Strasse, s. Strasse. 
Oeff entlicher Weg, s. Weg. 
Oelf Hungen, Verdeckung und Verwahrung 
solcher 

Ortspolizeibehörde, ub dieselbe zum 
Erlass eines polizeilichen Verbots zu- 
ständig, Leitungsdrähte einer Anlage lllr 
elektrische Beleuchtung über städtische 
Strassen zu legen H-HB. 

P. 

Passagier, Verletzung eines solchen 
durch eigene grobe l'nachtsamkeit 21(i. 

Personenwagen, Ueberfüllung derselben 
2i&L 



Polizeiverftignng, Recht«charaot«r der- 
selben 102. 

Polizei verordnnng, Rcchtscharacter 
derselben 1()'2 

Prioritätsobligationen einer Eisen- 
bahngesellschaft, Verloosnng solcher 2;i8. 

Privateigenthum, Einverleibung von 
Privateigeuthuni in eine öffentliche Strasse 
IL 

Privatfluss, Verfügimgen über das 

Bett eines solchen 1.^0. 
Privat weg, Sicherung und ßelenchtung 

von Privatwegen, deren Benutzung dem 

Publikum gestattet ist ^ 

Q. 

Quittnngsleistung über Lohnzahlungen 
an Eisenbahnarbeitcr, UrkundenHilschung 
bei derselben 213. 

R. 

Radfahrer, Zusammcnstoss eines solchen 
mit einer Strassenbahn 2(W>. 

Raucheut Wickelung durch die Eisen- 
bahn 

Rechtshängigkeit, Einwand der Rechts- 
hängigkeit gegen die Klage auf Unfall- 
eut3chädigung iüL 

Refaktiebedingungen müssen zur Er- 
werbung des Anspruchs auf Liquidiniug 
materiell und formell erfüllt sein 1, 

Refaktien, s. Tarifnachlässe. 
I Rcichsbeamter, s. Beamter. 
I Reisender, körperliche Verletzung eines 
solchen durch das Zufallen einer Waggon- 
thür während der Fahrt stellt »ich als 
eine Ereignung im Verkehr dar dlL — 
ob ein Reisender, der eine Fahrkarte 
gelöst , dieselbe aber nicht vorzeigen 
konnte, die Rückerstattung des nachge- 
zahlten Betrages beanspruchen kann LLL 
— verbotswidriges Verhalten eines Reisen- 
den während der Eisenbahnfahrt be- 
gründet ein Verschulden desselben an 
dem ihm zusto.ssenden Unfälle -SIT. — 
Unfall eines Reisenden beim Schliessen 
einer offen gebliebenen Wagenthür H28. 

Reklamation, Unterbrechung der Ver- 
jährung durch Reklamation 107 

Rollf uhrunternebmer, Haftung des- 
selben für Beschädigung ihm vertraglich 
von der Eisenbahn übergebencr Güter 
2aiL 

Rückforderung zu viel erhobener Fracht 

122 



Schafbeerde, Haftung einer elektrischen 
Strassenbahn für Ucberfahren einer 
solchen 144. 
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Schlaf wagcngcsellächaf t, interiiatio- | 
nale, Zuweisung an die Privatbahnbe- 
TuäigeDossenacbaft 15. — Haftitflicbt der 
SdhUtfvragengeaellsebaft 367. 

Schutaeinriihtungcn, Herstellung 
■olcber dnrch die Ei^ubaLn 258. 

Schutz massrege In, ob di« Anfordermig 
an den Unternehmer, wenn Scbutzniass- 
regeln ouinüglich sind, den Betrieb ganz 
za unterlassen, begründet ist 5. — bei 
Yerdeckong und YerwabroDg von Oeff« 
nangen 47. 

Sicherheitsmassregeln, iu der Uuter- 
laflsnng solcher liQgt em Verscholdeu der 
Eisenbahn 118. 

Sicherung' von l'rivatwet^^ou , deren Bo- 
nntznng dem Publikum gestattet ist 43. 

Sonn- und Feiertagsbeiligang 139. 

Staat, Haftung desselben für unerlaubte 
Handlungen seiner Angestellten 121. 

Stadtbahubogen, ob dieselben Gebäude 
im Sinne des g 15 des FlachtUnienge» 
setses vom S. JvH 1875 sind lOS, 

Stärkst ruinicitung elektrische einer 
Strassenbahu ö4. 

Stempelstenergesetz, ob die Stempel- 
befreinng der Tarifstclle Nr. 32 Ziffer 3 
des Gesetzes, betreflend Kauf etc. von 
Uenzen von Sachen oder Waaren zum 
unmittelbaren j^Verbrancb im Gewerbe" 
die an eine Eisenbahn gelieferten Eisen- 
waarcn irenicssen kriimcn 2<5S. 

Strasse, Kechtsstcllung der Eigentbümer 
der an einer öffentlichen städtischen 
Strasse belegenen Häuser bei Veränderung 
der Strasse 2. — Einverleibung von 
Privateigenthum in eine öffentliche 
Strasse 17. — ob die Qemainde als 
l!^[iaiithiiaei1n einer OHimtliehen Strasse 
▼arafliehtet ist, im Interesse der Anlieger 
Venehrseinrichtungeu , z. B. BabnUber- 
fObmngen zu widersprochen 48. — Uber 
den Begriff öffentlicher Strass'cn und 
Wege und die Pflicht, den uiaugclhafteu 
Znstand derselben za vertreten 53. — 
Beitngspflicbt des Eisenbahnfiskus za 
den Banioefeen einer OfRmtUehen Strasse 
840. 

Strassen bahn, Voranssetznngen des 
eigenen Verscbaldens beim Ueberschrei- 
ten der Gleise einer solchen 35. 
elektrische Starkstromleitung einer 
Strassenbabn 54. — Stempel pflichtigkeit 
der Strassenbenutzungsverträge der 
Strassenbahueu 71, 188. — Haftung 
einer elektrischen Stra.ssenbahu für ; 
Ueberfabren einer Schafheerde 144. — 
Znsammenstoas eines Radfahrers mit 
einer .Strassenbahn 206. — Kreuzung 
zweier elektrischer Strassenbahneu, 
Dnrehichiwidiing der LeitungsdrShte dw 



einen von der antli:ru 270. — T nitang 
der Haftung bei der .\uwenduug der 
elektrischen Oberleitung von Strassen« 
bahnenSSl.— HitbenntzongdesStrassen- 
ki'irpers 300. 

Htrassenbahuwagen, Uegeastaud des 
ötTontlichen Nutzens im Sinne des § 804 
dt;s Roichsstraftresetzbuchs 20. 

Strassenbenutzungsverträge der 
Strassen- und Kleinbalinen, Stenipel- 
p&ictaügkeit derselben 71, 188. — PrOf ung 
der Strassenbenntznngsvertiil^ iwisdno 
Bahnnnternehmeni und Gemeinden doroh 
die Aul'sichtsbehurdeu 82. 



Tarif, unrichtige Anwendung desselben 
203. — Veröffentlichung der Tarife 221. 

TarifnaehlSsse, ob ffir solehe ein An- 
spruch auf Zinsen besteht 123. 

Telegraphenwetcegesetz, Znständig- 
Iceit der VerwaltuiigsbeliOrae mr Vor^ 
cntsclieidnng über Ersatzausprllche MIS 
den ji^ 4 uud 13 desselben 133. 

Thiere, Beförderung lebender Thiere 
253. — Umladen von Thleren 306. — 
Ansbreehen von Thieren wKhrend der 
Umladung 30«. — Uber die Haftpflicht 
der Eisenbahn beim Trausport vuu 
lebenden Thieren naeh belgisdiem Rechte 
3 11. 

Thier ha Iter, Schadensersatzpflicht des- 
selben für Schäden durch ein in Folge 
des Eisenbahnbetriebes sehen gewordenes 
Pferd 856. 



Ueherbrückungen, Beseitigung solcher, 
mit denen die an einer Chaussee be- 
legenen (irundstücke an diese eigeu- 
raüclitig angeschlossen worden sind 112. 

UeberfUUnng der Personenwagen 290. 

Unfall, ein sdtlfeb bestimmteB, daMhes 
Krei.rni'^s, welches scbidlitmo Folgen 
herbeigeführt hat 266. 

Unfall versichern ngsgesetz, Auwen- 
diinfif der Vorscliriften der neuen Unfall- 
versicherungsgesetjje auf die Feststellung 
von Hinterbliebenenrenten 57. ver- 
tragsmässige Beschränkung der Heatim- 
mungen der ünfallvenieherungsgesetae 
zum Narbtheile der Venieherten ver> 
boten 158. 

Urkundenfälschung hei der Qui(tungs- 
leistung über Lohuzahlongen au Eison- 
babnarbeiter 213. 

V. 

Veränderung einer öffentlichen atädti- 
sdien Stnase, BeöhtasteUuug der Elgeu- 
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thttraer der an derselben belegenen 
Hänser 2. 

Vereinszollgesetz, Bepnriff der Eisen- 
bahnvorwaltung im Sinne des § Iü3 
Abs. 1 Nr. 2 desselben B2ä. 

Verjährung, Unterbrechung derselben 
dnrcb Reklamation 107. — Beginn der 
Verjährung ira Falle der Rückforderung 
zu viel erhobener Fracht 122. 

Verletzter, Verpflichtung desselben, sich 
einem von der Berufsgenossenscbaft an- 
geordneten Heilverfahren zu unterwerfen 
60. — ob einem Verletzten ein Wahl- 
recht zwischen Haftpflicht- und Unfall- 
entschädigung zusteht 327. — ob die 
Bestürzung eines Verletzten als höhere 
Gewalt gelten kann 336. 

Verletz ung eines Passagiers durch eigene 

fröbliche Unachtsamkeit 2l(\, — Haftung 
er nicht mit Dampfkraft betriebeneu 
Eisenbahnen und Dampfscbifffahrtsnnter- 
nehmungen für körperliche Verletzungen 
nach österreichischem Rechte 284, 378. 
Verloosnng von Prioritätsobligationen 

einer Eisenbahngesellschaft 238. 
Verlust des Gutes 358. 
Vcröffentlichnng der Tarife 22L 
Verpfändung und Zwangsliquidation von 

Eisenbahnen in der Schweiz 22ä 
Verwiegnng von Wagenladungen 3fft). 
Verzicht auf Schadensersatz, ob derselbe 
in das Grundbuch eingetragen werden 
kann 316. 

Vorschriften polizeiliche zur Sicherheit 
des Eisenbahnbetriebes, wer zum Erlass 
solcher an das Publikum zuständig ist 
345. 



Wagen, Uebergang solcher auf ein In- 
dustriegleis 2jIl — Warmlaufen eines 
Wagens 3Öfi. 

Wageuladungen, Verwiegnng derselben 
am 

Warmlaufen eines Wagens 3Qfi. 
Warteräume, Haftung der Eisenbahn 

für die Sicherheit der Warteräume für 

die Fahrgäste 354. 



Wasser, ob der Ansprach auf Untersaguug 
oder Beschränkung der Entnahme von 
Wasser für das Pumpwerk einer Eisen- 
bahnstation ein Eingriff in den Bestand 
der Eisenbahnanlage ist 2ä. 

Wasserbaue an öffentlichen Flüssen 103. 

Weg, Herstellung eines solchen durch den 
Klcinbahnuutcmehmer liL — Uber den 
Begriff öffentlicher Strassen und Wege 
und die Pflicht, den mangelhaften Zu- 
stand derselben zu vertreten oä. — 
gesetzliche Erfordernisse der Zugänglich- 
keit durch einen jederzeit offenen Weg. 
irM- — Inanspruchnahme eiues Weges 
durch die Polizeibehörde IQH. — Unter- 
schied zwischen beschränkt öffentlichen 
und Kultur- (Interessenten-) Wegen 10^ 
— Einziehung und Verlegung öffentlicher 
Wege 1()9. — wodurch ein Weif die 
Eigenschaft eines öffentlichen Weges 
erlangt 331. — Unterhaltangspflicht 
eines beim Bahnban angelegten Privat- 
weges, der mit Zustimmung der Be- 
theiligten zu einem öffentlichen geworden 
ist 3M. 

Wittwe eines beim Eisenbahnbetriebe 
Getödteten, Wiederverheirathang der- 
selben 2Ü. 

Z. 

Zahlungen aus öffentlichen Kassen sind 
an denselben in Empfang zu nehmen lö3. 

Zaun, Beschädigung eines eine Eisenbahn- 
anlage bildenden Zaunes 205. 

Zoll, Berechtiguug der Eibcubabn zur 
Nachforderung desselben M. — Zahlung 
desselben Seitens der Eisenbahn 204. 

Znschlagsgeb Uhr, Berechnung derselben 
nicht nach dem Gewicht der ganzen 
Sendung, sondern nur nach dem der 
verbotswidrig versendeten Gegenstände 
249. 

Zwangsliquidation und VerpßLndung 
von Eisenbahnen in der Schweiz 22iL 
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tnternaflonales Ueberefn 
kommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
iA. Oktober 1890. 

Art. 1 s. m 

Art. 2 S. 12, 248. 261. 252 
Art. Iß . . . . TS: 2fi2 

Art. 12 S. 2Da 

Art. Ii . . . S. 116, lü2 

Art. lä . . . 8. am 3äa 

Art. Ifi . . 8. 38, 35?, 3^ 



A. Internationales Recht. 



Art. 12 
An. 19 . 
Art. 2ü . 
Art. 21 . 
Art. 22 . 
Art. 2ä . 
Art. 2fi . 
Art. 3Q . 
Art. ai S. 
Art. 33 . 
Art. 4Q . 



S. 252. 33i 
. . . TaUfi 
. . . . 8. 204 
. . 8. 204. m. 
• . . T"g. 204 

. . . . s. na 

. . . . 8. 319 
S. 124. 204, 214 
124,125,135^214 
S. 320, 358. 3äa 
. . . . 8. 320 



Art. 41 8. 320 

Art. U 8. 37. 117. 128, 320 

Ausfuhrangsbestimmungen 

zum Internationaten Ueber- 
einkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890. 

§ 3 . . . . S. 12, 248 
§ ß . . . . S. 116. 



B. Relchsgesctze, Verordnungen, Reglements etc. 

Allgemeines Deutsches ' § 7 . . 8. 27 28 51 177 

§ 8 ... T* 078,* 239 
§9 — S. 28 



Handelsgesetzbuch. 
Art. 325 . . 8. 204.205 



ReichsgewerbeordnHng 

vom lki""*J869 
L Juli 1883. 

§ 2fi 8. IB 

§ ila . . . 8. 310.311 
§ l£läb ... .-^3iü 
§ 120a .... 8.5, fi 
§ lifia . . 8. 310, ?ll 

Vereintzollgesetz von 
L Juli 1869. 

§ Ifia 8. 329 

Reichsstrafgesetzboch vom 
3L Mai 1870. 

§ 23Ö 8. 5 

§202 8. 213 

§ 304 . . . . S. 20, 21 

8 366 STlHO 

§ 3fi2 . . . 8. 47, 13Q 

Reicbshaftpflichtgesetz 
vom L Juni 1871. 

§ 1 8. 7, 27, 28, 35, 36, 42, 
76,77ri29, 17(;, i>n?f 

554, 22['i;2TH,ii:ir,. 

2bb,:i:>o,:j27.336 ' 

§ 2 8. 24fi 

§3 S. 7^ M 27, 28, 61, 

2397320. 339 

s. m 

§4 S. ül 



Reichsmilitärpensions- 
gesetz vom 27, Juni 1871. 

§ 113 8. m 

§ Iii S. 119 

Gesetz, betr. die Rechts- 
verhältnisse der Reichs- 
beamten vom 3L März 1873. 

§ -22 8. 112 

§ 149 ... 8. 118, 222 
§ lüQ . 8. 118, mr 12H 

Reiohsgesetz vom 25. MaJ 
1873. 

8. m 

Eisenbahn - Betriebs - Regle- 
ment vom II. Mai 1874. 
8. LL 

Gesetz vom 2(L Dezember 

1875, betreffend die Ab- 
änderung des § 4 des Ge- 
setzes über das Postwesen 
des Deutschen Reiches vom 
2& Oktober 1871. 
S. 175, 

Civiiprozessordnung vom 
30. Januar 1877. 

8 139 8. 53 

8 171 S. 142 

§ 264 8. m 



§ 267 
§ 268 
8 286 
§ 287 
415 
529 
639 
935 



. . . 8. la 
... 8. 35 
. . . 8.232 
8. 131. 1.32. 2.S2 
. . . 8. 3i4 
... 8. 3ü 
. . . 8. lü 
. . . 8. 270 



Krankenversicherung«- 

Oeoetz vom J""; '883 
UL April 1892. 

9 1 8. 114 

• . . . S. 180 

• . . . 8. 180 

• • • .8. 180 
. . . . 8. 18ü 



2 



§ 6 
§ H 
8 2Q 



Unraliversioherungsgeseti 

vom L Juli 1884. 

1 . . 8. 266, 267, 327 
& . . . 7S.2m,2iil 

8 .' 
§ 32 . 
§ Ü9 . 
§ 88 . 
§ 9ä . 
I 96 . 
§ 98 . 



8. 180, 2^2fi2 
. . . 8. ü8 
. . . 8. 15 
. . . 8. 2!2fi 
. . . S. lä 
. . . 8. Ifi 
. . . 8. Ifi 
8. 16, 16,29 

. . srm 



Invaliditits- und Altere- 

vorelcherungsgesetz vom 
22. Juni 1889. 

[2 8. 2fia 

f 76 8. 58 
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Invalidenversicherungs- 
geseti. 

§ Ü S. 2fifi 

§ Iß ■ S. 148. 149. 243, 2Ai 

8 22 TS: 148 

§ 42 . . . ■ S. 148, m 

§ 42 Tlt 214 

§ 113 S. 58 

Gesetz vom 2. Juli 1891. 

S, 29,a£L 

Betriebsordnung für die 

Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands vom ^ Juli 1892. 

§ 53 S. IM 

Bahnordnung für die Neben- 
eisenbahnen Deutschiands 
vom 5. Juli 1892. 

s. atL 

Verkehrsordnung für die 

Eisenbahnen Deutschlands 
vom lü. November 1892. 

§ 5a s. 11 

8 53 ... . S. 11. 12 

§ üü . . . . s. 0712 

§ til . . . . S. IL 12 
§ 22 . . . . S. 159, Ißfl 

Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung vom 2fi. Oktober 
1899. 

§ 9 S. 182 

§ 3Ü S. 125 

8 34 a i82. 183, 184, 185, 

§ Üfi . . . . S. 183, 185 
§ ai S. 182, 183, IRj, 185, 

18«, anr^ 



... S. 313 

. . S. 230. 231 
S. 231, g43t MA. 
. ^ iMj 18Ü 
. . S. 231, 253 
. . .^1Ü3 
. . . S. 1S3 
. . . S. ISö 



Telegraphenwegegesetz 
vom 2SL Dezember 1899. 

§ 4 s. m 

§ 13 S. 133 

§ Iii . . . . s. 133, m 

Gewerbe-Unfall- 

Versicherungsgesetz vom 
MxJuni 1900. 

§ 5 a S. lao 

§6 S. 18ü 

§ lü S. 68 

5 13 S. 225 

§ 23 . . . . S. 50, 121 

§ 28 S. 12 

§ 135 . . . . S. 170. 122 

§ 14Ö . . S. 170. 172. 328 

§ Iii S. 158 

Gesetz, betreffend die Ab* 
inderung der Unfaliver- 
Sicherungsgesetze vom 
3iL Juni 1900, 

§ Ifi S. 58 

§ 25 ... . S. 57, 58 

Neues Deutsches Handels- 
gesetzbuch. 
§ 221 . . . ■ 8. 147, 148 

§ 222 ~S: 142 

8 284 S. 142 

g 413 S. 182 



■ 8. 183, 185 
. . S. 343 
. . S. IM 
. . S. m 
. . S. 183 
. . S. 214 
. . S. 125 
S. 204. 230, 343 
. . S. 232 
. . S. 253 
. . S. 182 
. . S. 182 



Bürgerliches Gesetzbuch. 



831 . 
8 SS. . 
§ 133 . 

8 1^ . 
8 lÄü . 
§ lül . 

§ 22fi . 
§ 421 . 
8 5,35 . 

8 ^^ . 

8 628 . 
§ 823 . 
8 831 . 
8 833 . 
8 840 . 
§ 842 . 
§ 843 . 
8 845 . 
8 847 . 
§ 904 . 
8 1018 
8 1090 
8 1360 
8 1601 
§ 1G02 
8 1610 
6 1631 



. 8. 224 
. S. 224 
. S. 22fi 
. S. 222 
. S. 22fi 
. S. 22ß 
S. 227, 3M 
. S. 183 
S. 71, 22 
. . S. 22 
. . S. 2Ü 
28. 176. 227. 32Ü 

s. 176. m 

8. 2507 352 
. S. 352 
. 8. Ifil 
S. 6L32Ü 
S. 22 
S. 1 TS. 320 
. S. 12i 
. S. 31fi 



. S. aifi 

S. 25,332 
S. 25, 339 
S. 25, 3iffl 
8. 25, 33a 
S. 25,329 



C. Landosarcsetze, Veror(liiuii)2;cii, Rej^Iemcnts etc. 



Aligemeines Landrecht. 



2 IT. 15 . 
18 L6 . 
8 53 II. m . 
8 52 Llfi . 
8 üü L lü . 
8 ü2 II. 15 . 
8 ßü II. m . 
82 II. ü . 
Ifiä L Ifi . 
8 182 II. 1 . 
§ 2U II. 1 . 
8 232 Llß. 
8 2äl L21 . 
8 329 L 12. 



8 



S. 112, 183 
. S. 35fi 
. S. Iä3 
. . S.ü 
. 8. 153 
. 8. 1Ü3 
. S. Uh 

S. 121. 129 
§7^39 
. ."5:51 
. , S. 22 
. . S. 10 
. . S. 22 

. s. m. 



Städteordnung vom 
19. November 1808. 
8.235. 

Eisenbahngesetz vom 
3. November 1838. 

8 4 . . . . S. ML äl5 
§ 14 . . S. 258. 311 , 345 
8 23 . . 
8 25 . . 



T5!.S4o!34fi 
S. 76, 224 



Gesetz über die Zulässig- 
keit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche 
Verfügungen v.tl.Mal 1842. 

b. 17, 



Gesetz über die Räumung 
von Privatflüssen vom 
23. Februar 1843. 
S. 258, 252. 

Verordnung, betreffend 
Festsetzung und Ersatz 
von Kassendefekten vom 
2As Januar 1844. 
S. IQ. 

Gesetz Ober das DeiohwesM 
vom 28. Januar 1848. 

S. 45, 152. 
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Verfassungsurkonde für 
den Preussischen Staat 
vom äL Januar 1850. 

Art. U . , . S. 164. 3ßQ 

Gemeindeordnung vom 
Ii. März 1850. 
S. 23iL 

Gesetz über die Polizei- 
verwaltung V. II. März 1850. 

Gesetz, betreffend die Er- 
weiterung des Rechtsweges 
vom 24. Mai 1861. 

§ 1 . . . S. 58, 59, Ua 

§ 2 s. ua 

Gesetz über die Polizei- 
verwaltung vom 20. Sep- 
tember 1867. 

S. 102. 

Beamtenpensionsgesetz 
vom 2L März 1872. 

§ 1 S. 13 

§ ö .... S. 13, Ii 

§ m . . . . s. 13, u 

Gesetz, betreffend die Ein- 
führung einer allgemeinen 
GetiäuJesteucr vom 2L Mai 
1873. 

S. IHR. 

Enteignungsgesetz vom 
II. Juni 1874. 
§ 1 S. 17^ 1(>2, 164^ HJT, 
213 

. S. 164, 166, aifi 



§ 2 

8 a 



S.26, 31, 45, 61, 162. 



8 ID . S. 62. 63. 217. 33a 

11 . . . . S jjOifil 

8 Ii S. 22^ 23, 233^ 234. 
258. 340. 341. 3i2 

% Ih S . Sil 

§ Ifi . . . S. 33i GL 22 

{? 12 S. 12 

{5 Ifi S. 233, 234. 340. 341. 

§ 21 s. aiü 

§ 2i S. ÜL 68 , 233 , 234, 
ail 

8 2fi . . . S. 67, 68, aßQ 

8 üQ . . . S. 43, n?, 3aa 

§ iü . . S. 507217, 21B 

§ 32 . . . S . 9, 19, 3äü 

S 3i . . S. 9, 38, 59] 2i2 

8 3ti . . . . S. 8, 9, 12 

8 ai . . S. 8. 9, 219, 2ia 

8 11 ~W.M1 

5< iä S. 211i 

§ ifi . . . . S. 50, aäil 



Fluchtliniengesetz vom 
2. Juli 1875. 

8 1 S. 21Ü 

8 11 . . . S. 61, 62. M 

§ 12 . . S. 62, 63, 64, tia 

8 m S. ül 

8 lÄ . . S. 106, 240. 350 

§ 1£ S. 350 

Gesetz vom 28. März 1882. 

S. IllL 

Gesetz über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 
aiLJuli 1883. 

8 122 . . S. 56, 102, llü 

8 12« a 1D2 

8 129 S. 102 

gm S. 102 



Zuständigkeitsgesetz vom 

L August 1883. 

8 öa S. 113 

8 üü . . . . S. 107. 110 
8 52 . . . . S. 109, 110 
8 llü S. lü 

8 ISO . . . . s. 2a3, am 

§158 ~S: 311 

Beamten - Fürsorgegesetz 
vom la^Juni 1887. 

8 1 S. 233 

Einkommensteuergesetz 
vom 2i. Juni 1891. 

§ I S. 22Q 

§ m S. 22Q 

Kleinbahngesetz vom 
Juli 1892. 
8. 16, 17, 41, 71^ 72, 82, a3, 
169. 158, 27117 ?71 , 345, 
360, 361 

Kommunalabgabengesetz 
vom 14. Juli 1893. 
8. 126, ^27, 235, 236, 2fiL 

Preusslsches Stempel- 
steuergesetz vom 20, Juli 
1895. 

s. 2üa. 

Gesetz, betr. das Pfand- 
recht an Privateisenbahnen 
und Kleinbahnen und die 

Zwangsvollstreckung in die- 
selben vom 19, August 1895. 
S. 134^ laiL 

Code civil. 
Art. 538 ... . S. Ifi 
Art. 545 . , . . S. aiÄ 



Sächsische Gesetze. 

Konigi. Sächsisches Eisen- , Sächsisches Bürgerliches 
bahnenteignungsgesetz vom 



a. Juli 1835. 

S. 131 



Gesetzbuch. 
S. 239, aiiL 



Badische Qesetze. 

Badisches Enteignungsgesetz vom 2& Juni 1899. 

s. aiüL 



D. AiislSIiidischc Ocsctze, Verorcliiuii^eii, Resflemeiits etc. 

Oesterreich-Ungarn. 

Kaiserliche Verordnung Eisenbahn -Betriebsordnung i Ministerialverordnung vom 
vom I3x November 1851. i vom l£L November 1851. \As September 1854. 

S. a2iL i ö. 2, 210j 2öiJ, ML 1 S. lul^ ML 
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Eisenbahn-Concestions- 
gesetz vom iA. Sept. 1854. 

S. 40, (HL 24«^ 247_, 25Ü, 
251, 260. 346. 312. 

Strassengesetz vom 
12. August 1864. 
S. iOL 

Haftpflichtgesetz vom 
^ März 1869. 

S. 30, 66, 209, 210. 216. 241. 
242, 317,318. 323, .324. 326. 
322. 

Böhmisches Wasserrechts- 
gesetz vom 2Ä, Aug. 1870. 
S. 250,2iiL 

Gesetz von iä. Mai 1874. 
S.iä. 

Ungarischer Gesetzartikel 
ex 1874. 

s. 173, m. 

Gesetz vom 22. Olit 1875. 

S. 52. 

Unfallversiclieruiigsgesetz 

vom 2fiL Dezember 1887. 

S. 6Ö, 66, 20S, 209, 211^ 212, 
312. 313, 324. 



Bauordnung für das König- 
reich BShmen vom 8.Januar 
1889. 

S. 32. 



Eisenbahn - Betriebs - Regle- 
ment vom ULDezemberi892. 

8. 7, 21, 22, 32, 56, 57, 68, 
69, 97, 9T^; 100. 11^140, 
141, 142, 143. 146. 156. 161, 
201, 202, 203, 204, 21.5,216, 
221, 222. 237, 244. 24o, 2i^V, 
248, 2411, 2(;6, .SOö, 306, 307. 
Wr, 325, .32?; 342. SS 

Gesetz vom 2ILJuIt 1894. 

S. 65, 66, 208^ 200, 312. 

Verordnung des Handels- 
ministeriums vom 2SL No- 
vember 1895. 
S.Ö. 

Oesterreichisches Personal- 
steuergesetz V. 25. Oi(tober 
1896. 

8.255.256. 

Böhmische Gemeinde« ' 
Ordnung. 

S. lüi. 

Allgemeines bürgerliches 

Gesetzbuch. 



§ 839 S. 1 

ä 875 S. 52 

§ 876 S. 133 

§ 1152 .... S. 221 

§ 1293 S. 2 

§ 1294 . . . 8^ 142 

§ 1295 S. 2 

g 1296 .... S. 322 



§ 1297 . S. 142. 216, 324 

§ 1304 . . 8. Ol 20a 

§ 1323 .... "5. 212 

§ 1324 .... S. 212 

§ 1325 S. 1.2.2f>H,209,212 

§ 1326 . . .S.208,2ÜÜ 

§ 1327 . . . 8. Mi 209 

§ 1399 .... S. 334 

§ 1401 .... S. 334 

§ 1402 ..... 8. 334 

8 1406 .... S. 334 

§ 1431 .... S. 331 



Oesterreichisches Straf- 
gesetzbuch. 

S. 105, 262, 263, 205. 

Oesterreichische Civil* 
prozessordnung. 

S. 99, 132, 142^ 208a 209, 
21fr2lg7 221. 241. 242, 
313, 342. 

Oesterreichisches Handels- 
gesetzbuch. 

Art. 4 S. 232 

Art. 222 .... S. 232 

Art. 22a . . . . 8. 232 

Art. ^ .... 8. 208 

Art. 2S7 . . . . 8. 232 

Art. 2ä8 . . . . 8. 124 

Art. 3äi .... s. aoa 

Art. 3M5 .... S. 141 

Art. 400 . . . .8.232 

Art. 4ÜL .... S. 232 

Art. 410 .... 8. 202 

Art. 424 . S. 141. 244. 2Ah 



Schweiz. 

Schweizerisches Transportgesetz. 

S. 135, 34'.». 

Selgien. 

Beigisches Gesetz vom 2L März 1892. 

S. 124. 

Frankreich. 

FranzSsisches Handelsgesetzbuch. 
S. 140. 

Italien. 

Italienisches Civilgesetzbuch. I Italienisches Handelsgesetzbuch. 
S. m I S. 120. 



li«cli<>niek«r«l lUrcUk» * MirtU, TrabnlU lo ScIiIm. 



Digitized by Google 



d by Google 



